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Kulemann, Berufövereine II. 


Vierter Abjchnitt. 
Die Arbeiter. 


I. Einleitung. 


Die erjten Anfänge einer Gewerkſchaftsbewegung in Deutſchland finden 
wir in den Handwerker- und Bildungsvereinen, die in3bejondere in den 
Sahren vor 1848 unter der Leitung von liberalen Politifern entjtanden, 
aber in der Zeit der Reaktion vielfach ſich wieder auflöften. Ein Jnterejjen- 
und Kelfengegeniaß trat jedoch in diefen Vereinen noch nicht hervor, 
und in der Tat war zu einem folchen der Anlaß erft geboten, nachdem 
die Verdrängung des Kleinbetriebes duch den Großbetrieb, der Hand- 
arbeit dur die Majchinenarbeit das frühere Verhältnis des Gejellen- 
ftandes als einer Vorjtufe des Meifterftandes bejeitigt und eine immer mehr 
ji) vertiefende Scheidungslinie zwiſchen Arbeitgeber und Arbeiter ge- 
zogen hatte. 

Die eriten Verſuche der gewerkichaftlihen DOrganijation finden mir 
in dem jozialpolitifch fortgefchrittenften Gewerbe, nämlich bei den Buch— 
drudern, die den ihr zugrunde liegenden Gedanken bisher weitaus am 
beiten verwirklicht haben, und deren Verhältniſſe deshalb einer gejonderten 
Darfiellung vorbehalten werden jollen!). Wurde auch der 1848 gegründete 
„Deutſche Nationalbuchhdruderverein‘ nach kurzem Bejtehen von der Re— 
Ban aufgelöft, jo bildete ſich doch ſchon 1849 der „Thüringiſche Buch- 

ruderverein‘, der jich dauernd erhielt, und 1862 in Leipzig der „Fort— 

bildungsverein für Buchdruder‘, aus dem 1866 der „Deutſche Buchdruder- 
verband” hervorging. Ebenjo hatte 1865 Frigiche den „Deutſchen Tabat- 
arbeiterverein‘ ind Leben gerufen. 

Aber größere Bedeutung konnten dieſe Beitrebungen erjt gewinnen, 
al3 die bi3 dahin in allen deutichen Staaten bejtehenden Koalitionsverbote 
aufgehoben waren. Died geihah in Sadjen jchon 1861, in Preußen 
aber erjt 1867 und für die meijten übrigen Staaten erjt durd) das Not- 
— vom 8. Juli 1868 und die Gewerbeordnung vom 21. Juni 
1869. 


Übrigens hatte man in Deutſchland bis dahin ſowohl jeitend der 
Sozialpolitifer, wie jeitens der Arbeiterfreije der gewerfichaftlichen Organi- 
jation wenig Intereſſe entgegengebradht und, abgejehen von Bildung3- 
beftrebungen, vielmehr in dem Genofjenjchaftswejen die Abhilfe der jozialen 
Notjtände gejehen. Erjt durch Briefe aus England, die Mar Hirſch im 
Sonmer 1868 in der Berliner „Volkszeitung“ veröffentlichte, und in 
benen er die Entwidlung und die Einrichtungen der englijchen trade unions 
fchilderte, wurden die weiteren Kreije in Deutjchland auf die gewaltige 


) Bel. unten ©. 283 fi. 
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Bedeutung der Gewerkſchaften hingewieſen. Nach ſeiner eignen Angabe 
hatte Hirſch die Reiſe unternommen, um ſich über das en “g Genoſſen⸗ 
ſchaftsweſen zu unterrichten, und hatte dort die ihm Ari unbefannten 
Gewerkvereine fennen gelernt!). Ob die Führer der jungen jozialdemo- 
fratiichen Bewegung von dem englifchen Vorbilde genauere Kunde gehabt 
oder ihre Anregung erſt aus den Hirſchſchen Briefen erhalten “u 
muß bahingeftellt bleiben. Jedenfalls griff v. Schweiger, der damalige 
Präjident des von Lajjalle gegründeten „Allgemeinen deutſchen Arbeiter- 
vereins“, und Frißiche, der Leiter des jchon erwähnten „Deutſchen Tabak— 
arbeitervereins”, den Gedanken lebhaft auf, und beide beantragten gemein- 
Ichaftlic bei der am 23. Auguft 1868 in Hamburg abgehaltenen General- 
verjammlung de3 genannten Wrbeitervereins, mit der Gründung von Ge- 
werkſchaften vorzugehen. Aber man jtieß auf entjchiedenen Widerſpruch, 
indem die Gegner darauf hinwiejen, daß, wenn man die bürgerliche Wirt- 
Ihaft3ordnung für in ihrer Grundlage verfehlt und verbejjerungsunfähig er- 
kläre, es unrichtig jei, gleichzeitig eine Organijation zu jchaffen, die jich 
ausgejprochenermaßen auf ihren Boden ftelle. Der Autorität der beiden 
Führer gelang e3 ſchließlich nur, einen Beſchluß durchzujegen, durch den 
die Generalverfammlung erklärte, nicht3 dagegen einmwenden zu mollen, 
wenn vd. Schweiger und Frigiche perjönlich, aber ganz unabhängig von 
dem Berein die Sache in die Hand nehmen wollten. 

Daraufhin erließen beide am 1. September 1868 ‚an die Arbeiter 
Deutſchlands“ einen Aufruf zur Beſchickung eines am 26. desjelben Monats 
in Berlin abzuhaltenden „Allgemeinen deutſchen Arbeiterfongrejjes‘, in 
bem e3 heißt: 

„Bon höchfter Wichtigkeit ift e8, daß in dem Augenblide, wo das Koalitionsrecht profla- 
miert wird, die Organifation für bie wirfjame Vornahme von Arbeit3einftellungen bereit3 vor- 
handen it. Das jegige planlofe Hervortreten von Streits, bald ba, bald bort, oft mit 
wenig Überlegung und meiftens ohne die erforberlihen Gelder im Hintergrunde, kann nicht 
vorwärts führen. Nur eine planmäßige, zufammenhängende Organifation ber 
Streils durch ganz Deutſchland kann biefelben erfolgreih maden.“ 

Als Zwed des Kongreſſes war bezeichnet die „Begründung allgemeiner, 
nad) den verjchiedenen Berufsarten gegliederter Gewerkſchaften“. 

Sn Berlin jtanden die Majchinenbauer, eine der wenigen PIrbeiter- 
gruppen, bie ſich ſchon in einem lofalen Fachverein zuſammengeſchloſſen 
hatten, der Sozialdemokratie durchaus ablehnend gegenüber. Sie ver- 
anlaßten Mar Hirſch, ihnen einige Vorträge über die engliihen G.-V. zu 
— und beſchloſſen in einer am 22. September 1868 tagenden Ver— 
ammlung, an der auch Franz Duncker und Schulze-Delitzſch teilnahmen, 
folgende Reſolution: 

„Die G.⸗V. nach engliſchem Muſter zum Schutze und zur Förderung aller berechtigten 
Intereſſen der Arbeitnehmer auf dem Boden der Selbſthilfe find eine geſunde, auch für Deutjch- 
land höchſt erftrebenswerte Organifation. Diefe Vereinsbildung darf aber nicht zentraliftifd) 


unter dem Befehl eines Diktator und zur Organifation des jozialen Krieges erfolgen, fonbern, 
wie in England, naturwüdhfig von unten nad oben erftehen. Demnach haben ſich zur 


1) In der Brofchüre von Paul Umbreit: „Die gegnerifhen Gewerkſchaften in Deutich- 
fand”, Berlin 1907, ©. 27, 30, wird die Behauptung, daß die englifchen Trade unions 
bis zu den Hirfchichen Briefen in Deutfchland unbelannt geweſen jeien, beftritten und 
geltend gemacht, daß jchon Fr. Engels in feiner 1845 erjchienenen Schrift: „Die Lage ber 
arbeitenden Klaſſen in England”, und Karl Marr in feinem 1847 erichienenen „Elend 
ber Philoſophie“ auf fie hingewieſen, auch ber 1866 in Genf abgehaltene Kongreß der 
Internationalen Wrbeiter-Ajioziation‘ (vgl. unten ©. 34) fich mit ihnen eingehend be» 
fhäftigt und die Gründung von „Gewerksgenoſſenſchaften“ empfohlen habe. Damit fcheint 
aber doch vereinbar, daß diefe Hinmweifungen und Vorgänge wenig Beachtung gefunden hatten. 
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nächſt die einzelnen Gewerke vereinsweiſe zu konſtituieren, um alsdann durch Deputierte 
zur Wahrung ber gemeinſamen Intereſſen freiwillig zufammen zu wirken.” 

Ferner wurde bejchlofjen, die v. Schweigerjche Verſammlung durch 
eine Vertretung von 12 Mitgliedern zu bejcdiden, zu denen auch Mar 
Hirſch gehörte, um dort im Sinne der gefaßten Nejolution zu wirken. 

Uber auf dem Kongreß, der, wie angefündigt, am 26. September 
1868 in Berlin jtattfand und von 206 Delegierten, die 142008 Arbeiter 
aus 110 Orten vertraten, bejucht war, gelangte Hirfch nicht zum Worte; 
denn dv. Schweiher erklärte jeine Gegner für verfappte Agenten des Kapi- 
tals und ließ, ohne ihnen das Wort zu gejtatten, die zmölf Abgeordneten 
der Maſchinenbauer mit Gewalt aus dem Saale entfernen, worauf bie , 
Gründung eines „Deutſchen Gewerkſchaftsbundes“ bejchlojjen wurde. 

Die vergewaltigte eg erließ einen Proteft gegen da3 ihr 
widerfahrene Unrecht und berief eine „Allgemeine Arbeiterverfammlung“ 
auf den 28. September 1868 ein mit der Aufgabe: „Wiederheritellung 
des von v. Schweiger vollitändig verzerrten Syſtems der englijchen Be- 
ruf3vereine in jeiner Reinheit; Erjaß der auf cäfariftiiher Grundlage 
in der ausſchließlichen Abjicht der Erwedung und Schürung des Klafjen- 
fampfes errichteten v. Schweitzerſchen Gewerkſchaften durch red een arg 
welche die Harmonie der Intereſſen des Kapital3 und der Arbeit in ben 
Vordergrund ftellen und zu allmählicher friedlicher Verbeſſerung der 
Lebenshaltung der Arbeiter führen jollen.” In der VBerfammlung wurden 
die von Hirſch entworfenen „Grundzüge für die Konftituierung der deutfchen 
Gemerkvereine” angenommen. — 

So war aljo die deutiche Gewerkſchaftsbewegung von ihrer Geburt3- 
tunde an in zwei Richtungen getrennt, die nicht allein auf einer grund» 
jäglichen ge ur der ae beruhten, jondern diejen Gegen- 
ja auch in der äußerjten Schärfe durch gegenjeitige Bekämpfung zum 
Ausdrud braten. Ein Vierteljahrhundert jpäter iſt dann ne eine 
dritte Richtung, die hriftliche, auf dem Plate erjchienen und hat ben 
Kampf gegen die beiden älteren mit großer Sertigteit aufgenommen. Und 
endlid; wieder einige Jahre jpäter hat jid) von ihr eine vierte Gruppe, 
die der katholiſchen Gewerkſchaften, abgezweigt, die es ebenfall3 an er- 
bitterter Befehdung der übrigen nicht fehlen läßt. Unendlich viel Kraft 
ift in diefem Kampfe der gewerfjichaftlichen Organifationen gegeneinander 
vergeubdet, der auf die Förderung der gemeinjamen Intereſſen hätte ver- 
wendet werden fünnen und jollen. Es ift hier nicht der Ort, zu unter- 
juchen, in welcher Weije jich hierbei die Schuld auf die einzelnen Gegner 
verteilt; aber das ilt kt daß feiner von Schuld völlig frei ift, und 
daß in der Hite des Bruderfampfes die Berührungspunfte, die troß 
aller Meinungsverjchiedenheit in mehr oder weniger wichtigen Fragen 
immer noch da3 gemeinjame Streben nad) ideeller und materieller Hebung 
der Arbeiterklaſſe bietet, zu Unrecht in den Hintergrund gedrängt find. 

Glücklicherweiſe ijt die Macht der Verhältnifje jtärfer, als theoretijche 
Vorurteile, und jo hat denn die reale Interejjengemeinichaft wiederholt, 
und gerade in neufter Zeit im jteigenden Maße, die künftlich aufgerichteten 
Schranken in der Weile durchbrochen, daß ein Zuſammenwirken bei ein- 
elnen bejonderen Anläjjen jtattgefunden hat. In der folgenden Dar— 
Be die nach den erwähnten großen Gruppen zu trennen ijt, wird 
jih Gelegenheit bieten, dieje Anjaßpunfte einer hoffentlich nicht mehr 
allzu fernen Zufunftsentwidlung nah Möglichkeit hervorzuheben. 
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II. Die deutichen Gewerfvereine'). 


Wie oben erwähnt?), war Mar Hirjch der erjte, der durch den Hin- 
weis auf die englifchen trade unions und die von ihnen erzielten Erfolge 
den gewerkichaftlichen Gedanken in Deutſchland Titerarijch vertreten und 
weiteren reifen zugänglich gemacht hatte. Als fein Verſuch, auf dem 
von v. Schweiger und Frigiche am 26. September 1868 abgehaltenen 
„Allgemeinen deutſchen Arbeiterfongrejje” jeinen Plan zu verwirklichen, 

ejcheitert war, blieb ihm nicht3 übrig, al3 eine Gegenunternehmung zu 
Bar anben: In der „Allgemeinen Arbeiterverfammlung‘“, die am 28. Sep» 
tember 1868 im " Iieverkune‘ tagte und die von etwa 2500 Teilnehmern 
beſucht war, wurde das Verfahren v. Schweißer als Tyrannei und Dil- 
tatur gebrandmarkt. Zugleich wurden die von Hirjch entworfenen „Grund— 
züge für die Konftituierung der deutjchen Gewerkvereine” angenommen 
und eine aus Arbeitern aller Berufe zujammengejegte Kommijjion mit 
der Ausarbeitung der Statuten beauftragt. Schon im Oftober und No- 
vember bildeten Ah eine Anzahl Vereine, insbejondere in Berlin, Danzig 
und Magdeburg, und auf dem am 18. Mai 1869 in Berlin abgehaltenen 
fonftituierenden Berbandstage konnte der „Berband der deutſchen 
Gewerkvereine“ mit ſechs Gewerkvereinen und zwei jelbjtändigen Orts- 
vereinen begründet werden. Gleichzeitig wurde ein gemeinjames Organ, 
der „Gewerkverein“, ins Leben gerufen und eine Verbandsinvalidenfajje, 
die mit dem 1. Juli 1869 ihre Zätigfeit begonnen hat, begründet. Bon 
Fe Vereinen wurden auch Kranfen- und Begräbnisfajjen ge- 

affen. 

Gewaltig war bei dem erjten Auftauchen des Gedankens der Zulauf 
und die Begeijterung, jo daß Ende 1869, aljo nad etwa einjährigen 
Beftehen, die Leitung auf 258 Ortsvereine mit rund 30000 Mitgliedern, 
gegliedert in 13 Gewerfvereine und 9 jelbjtändige Ortövereine, herab- 
bliden konnte. Aber die Bewegung wurde in ihrer Blüte gebrochen durd) 
den unglüdlihen Waldenburger Streik, der am 1. Dezember 1869 von 
7500 Bergarbeitern infolge des von den Grubenbefigern an jie geitellten 
Berlangens, aus dem G.V. auszutreten, begonnen wurde, aber nad) acht 


1) Bis vor kurzem fehlte e8 an einer befriedigenben Darftellung der beutfchen Gewerl- 
vereine. Sept find faft gleichzeitig zwei Arbeiten veröffentlicht, die den Zweck verfolgen, 
das einfchlägige Material zufammenzuftellen, eine fürzere, die weſentlich agitatorifche Zwecke 
verfolgt von K. Goldſchmidt: „Die deutjchen Gewerkvereine (Hirſch-Duncker). Eine kurz⸗ 
gefaßte Gejchichte ihrer Gründung und Entwidlung‘, Berlin 1907, und eine ausführ- 
lihere von W. Gleichauf: „Geſchichte des Verbandes der deutſchen Gewerkvereine (Hirfch- 
Dunder)”, Berlin 1907, Buchverlag der „Hilfe“. Aus der älteren Literatur find zu erwähnen: 
1. Karl Walder: „Die Arbeiterfrage mit befonderer Berüdfichtigung der deutfchen Gewerlvereine“, 
Eifenady 1881; 2. Mar Hirſch: „Die Arbeiterfrage und die beutfchen Gewerlkvereine“, Feftichrift 
zum 25 jährigen Jubiläum der G.-®B., Leipzig 1893; 3, Mar Hirfh: „Die Entwidelung 
ber Wrbeiterberufsvereine in Großbritannien und Deutſchland“, Berlin 1896. Außerdem 
fommen als Quellen in Betradht die Protokolle der Verbandstage, ſowie das jegt (1907) 
im 39. Jahrgange erfcheinende VBerbandsorgan: „Der Gewerkverein”. Als polemijche Schriften 
find zu nennen: Erlelenz: „Die Gewerkvereine und die Politik“, Düfjeldorf 1906; Gilfing: 
„Sind die Hirſch-Dunckerſchen G.-B. wirklich neutral?” Bochum 1906; Hartwig: „Kann 
ein riftlichenationaler Arbeiter fi dem H.“D.G.V. anſchließen?“, Berlin 1907; Erkelenz: 
„wie neutralen G.-B. Eine Kritik und Antikritit, ſowie ein Verſuch zur Darftellung bes 
neutralen &.-B.-Wejens”, Weihenfeld 1907. Weiteres Material verbanle ich den Herren 
Golbihmidt, Gleihauf und U. Erkelenz in Berlin. 

9 Bgl. S. Iff. 
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Wochen mit einer völligen Niederlage endigte. Der Zentralrat hatte es 
an Bemühungen, zunächſt durch rg bei den Bergmwerföbejigern 
und nachher ig Abmahnungen bei den Arbeitern, den von Anfang 
an ausſichtsloſen Streik zu vermeiden, nicht fehlen lajjen, auch nad) Aus- 
bruch desjelben nad Kräften Gelder für die Ausftändigen gejfammelt; 
aber er konnte e3 nicht hindern, daß man den unglüdlichen Ausgang ben 
G.⸗V. zur Laft legte, daß man von jeiten der Arbeiter dad Zutrauen 
zu ihnen verlor und von jeiten der Unternehmer fie al3 Beförderer von 
Streiks anklagte. Auch der franzöſiſche Krieg wirkte ungünftig ein, und 
jo war denn am Ende desjelben die Mitgliederzahl von 30.000 auf etwa 
6000 —— angen. Die Auflage des „Gewerkvereins“, der anfangs 
4000 Leſer 2* hatte, betrug am 1. Auguſt 1871 nur noch 1700. 

Der am 26./29. Auguſt 1871 in Berlin abgehaltene erſte ordent— 
liche an ftand deshalb vor einer jchweren Aufgabe. Der 
Eindrud des Waldenburger Streil3 und der Gegenjag gegen die Streik— 
propaganda der Sozialdemokratie hatten zur Folge, daß man allen Arbeit3- 
einjtellungen jehr ablehnend gegenüberjtand, und obgleich von einzelnen 
Vertretern betont wurde, daß die gepredigte Verſöhnun euer: Kapital 
und Urbeit aus dem Grunde unausführbar fei, weil der größte Teil 
der Wrbeitgeber von ihr nichts willen wolle, jo gelangte doch eine Rejo- 
fution zur Annahme, in der es hieß, daß „im Prinzip jede Arbeit3- 
einitellung al3 den beteiligten Parteien, Arbeitnehmer wie Arbeitgeber, 
Ichädlich zu verwerfen jei“. Deshalb jollte eine Kommiſſion Normen dar- 
über fetftellen, unter welchen Berhältnifjen eine Beteiligung an derjelben 
ftatthaft ſei. 

Bei berjelben Gelegenheit wurde auch die prinzipielle Frage nad) bem Verhältnis zwi- 
Kapital und Mrbeit erörtert. Hirfch führte aus, daß zwiſchen beiben an fich fein 
Gegenſatz, fondern eine natürlihe Harmonie der Interejjen beſtehe. Allerdings 
mache fi ein Gegenfag infofern geltend, als der Kapitalift das Intereſſe habe, für möglichft 
viel Arbeit möglichft wenig Lohn zu zahlen, während ber Arbeiter für möglichft wenig 
Arbeit möglichft viel Lohn zu erhalten wünſche. Aber dieſe Erfcheinung erfläre ji baraus, 
daß die natürliche Harmonie durch die plögliche großindbuftrielle Entwidlung momentan 
geftört fei und der Ausgleich ſich noch nicht vollzogen habe. Die Abhilfe könne nur durch 
ben folleftiven Vertragsſchluß zwifchen ber Gefamtheit ber Arbeiter und Arbeitgeber 
als gleichberechtigter Faktoren gefchafien werden. Deshalb feien gewerblihe Schiedsgerichte 
und Einigungsämter nad dem englifchen Vorbilde zu fchaffen. Eine in biefem Sinne 
gehaltene Reſolution wurde einftimmig angenommen. Ein anderer Beſchluß empfahl bie 
Gründung von Produktivgenoſſenſchaften, aber unter Ablehnung jeder Staatshilfe. 
Auch Hinfichtlih der Unterftügungstaffen erflärte man ſich gegen jeben gejeplichen 
Zwang, bagegen für freiwillige Betheiligung der Wrbeitgeber. Endlich wurde ben Orts- 
vereinen bie Förderung ber Bildungsbeflrebungen und ber Beitritt zur Gefellichaft 
für Vollsbildung empfohlen. Der Antrag auf obligatorifche Einführung des Berbanbs- 
organs erlangte nicht bie erforderliche Zweidrittelmehrheit. 

Der zweite Verbandstag wurde am 16./21. April 1873 in Berlin 
abgehalten. Die Zahl der Mitglieder war auf 20000 in 15 Gemerf- 
vereinen mit 350 Ortövereinen gejtiegen. 

Den wichtigſten Punkt der Verhandlungen bildete die Stellung zur 
Politik. Die beiden Referenten betonten, da man anfangs Vertrauen 
auf die Fortſchrittspartei gejeßt habe, aber von ihr getäufcht und im Stich 
hi jei, und empfahlen die Aufftellung eigner Kandidaten, um zur 

dung einer jelbftändigen Partei zu gelangen. Auch Hirſch ftand 
im mejentlihen auf demjelben Standpunkte, indem er erflärte, er jei 
freilich ſelbſt Mitbegründer der Fortſchrittspartei geweſen und habe auf 
deren Unterftügung gehofft, fie aber nur bei Dunder und Schulze-Deligich 
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gefunden. Nad) dem Waldenburger Streik jei daS Berhältnis noch Fühler 
geworden. Die Mehrheit der Partei ftehe den Gewerkvereinen jeindlic) 
egenüber, da jie zur Klaſſe der Bejigenden gehöre und für Yrbeiter- 
en nicht zu haben jei. Die Partei ſei altersſchwach geworden, 
und man müjje auf Neubildungen hoffen. Die angenommene Hefolution 
empfiehlt den Verbandsgenoſſen, unter Betonung des unpolitijchen Cha- 
rafter8 der Bereine als ſolcher, an allen Orten an allen öffentlichen 
Wahlen jich lebhaft zu beteiligen und in erjter Linie eigene Kandidaten 
aufzuftellen; bei Ausſichtsloſigkeit eigner Kandidaturen jollen jedenfalls 
Kompromijje mit der nationalliberalen!) oder einer andern feindlich ge- 
jinnten Partei abgelehnt werben ?). 

Im übrigen befchäftigte fi) ber Verbandätag wieder eingehend mit der Streilfrage 
und insbefondere der Feſtſetzung eines GStreifreglements. In demjelben wird nachdrücklich 
betont, daß die Beilegung von Gtreitigkeiten zunähft auf anderem Wege verfucht werben 
müfje und daß eine Einftellung der Arbeit jedenfalls nur dann ftattjinden bürfe, wenn Ausficht auf 
Erfolg beftehe und die nötigen Geldmittel vorhanden jeien. Eine Unterftügung ſeitens 
beö Verbandes foll in der Regel erjt nad) vierwöchiger Dauer des Streils eintreten. Über 
bie Gewerbegejeggebung referierte Franz Dunder. In der angenommenen Rejolution 
wurde Verbot indbujtrieller Beihäftigung für alle jchulpflichtigen Kinder und Beſchränkung 
auf 10 Stunden für alle Minderjährigen, ſowie für meibliche Perſonen gefordert. i 
anderer Beſchluß verlangte ftaatlihe Unerfennung der G.V. durch Verleihung ber 
Korporationsredhte neben Aufftellung gefeglicher Normativbeftimmungen unter Anlehnung 
an den von Sculze-Deligih im Meichötage eingebrachten Gejegentwurf. Die Gelber ber 
Unterftügungsßafjfen jollen von denjenigen des Bereins ftreng getrennt werben. Das floa- 
litionsrecht ift gegen jebe Beeinträchtigung zu ſchützen, insbejondere iſt die Aufhebung bes 
8 152 Ubi. 2 der G.O. anzuftreben. Wieberholt wurbe bie gejeplihe Einführung von 
Schiebögerichten und Einigungsämtern gefordert. Endlich wurde die Gründung einer 
Witwen- und Waiſenkaſſe jeitens des Verbandes grundfäglich befchloffen und eine 
Kommiffion mit Ausarbeitung ber Statuten beauftragt. Dagegen follen die Kranken- und 
Begräbnistafien auch künftig ben einzelnen Vereinen überlajjen bleiben. 

Dem gefaßten Beichluffe gemäß verjuchte man bei den folgenden 
Reichstagsmwahlen, insbejondere durch Aufitellung eigner Kandidaten, ſich 
lebhaft zu beteiligen; aber man ftieß dabei auf * Schwierigkeiten. Dieſe 
beruhten in erſter Linie auf der unklaren Stellung zur Fortſchrittspartei. 
Hatte dieſe, wie oben dargeſtellt, ſchon bisher den Gewerkvereinen feine 
Sympathie entgegengebradjt, jo führte der Beſchluß, eigne Kandidaten 
aufzuftellen, zu der Furcht vor einer jelbftändigen Arbeiterpartei, die 
in den tonangebenden Blättern zu jchroffem Ausdrude gelangte. Troß- 
dem verjuchten die G.-V., mit der Fortichrittspartei Fühlung zu halten, 
und ein von Anhängern derjelben in Berlin gegründetes Komitee bezeichnet 
fi ausdrücklich als „Sozialpolitifches Bahlkomitee der Fortjchrittspartei”. 
Aber Reibungen und offene TFeindjeligfeiten waren an der Tagesordnung. 
Dazu fam, daß die Betonung des unpolitiichen Charafter8 der Vereine 
mit der an ihre Mitglieder gerichteten Aufforderung zu politifcher Be- 
tätigung nur ſchwer in Einklang zu bringen war und in den eignen Reihen 
Verwirrung anrichtete. So endigte denn die Wahl mit einem völligen 
Mißerfolge, und diejer wieder führte dazu, daß die Neigung zu politiicher 
und öffentlicher Tätigkeit in den Vereinen immer mehr zurüdging, jo 
daß man jich überwiegend mit Bildungsfragen und Kafjeneinrichtungen 


i N hatte ein Buch gefchrieben, in bem er bie Gewerkvereine auf das heftigfte 
e pfte. 

2) Ein Antrag, im Falle der Ausſichtsloſigleit einer eignen Kandidatur den Anſchluß 
— rt am meijten linf3 ſtehende Partei zu empfehlen, war nad; Belämpfung durch Hirſch 
abgelehnt. 
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beichäftigte. Das Verbandsorgan juchte freilich nach wie vor, fo wenig 
Gegenliebe man bei der Kortichrittäpartei fand, die Fühlung mit ber- 
jelben aufrechtzuerhalten. 

Auf dem dritten Verbandstage in Leipzig (28./31. März 1875) 
beichäftigte man ſich mit neuer Feititellung der Berbanbähetuten. 
Der $ 1 derjelben erhielt folgende Faſſung: 

„Der Verband ber deutſchen G.⸗V. bildet ben dauernden Bund aller deutſchen ©.-®. 
und Ortövereine, welche bie Hebung ber Arbeiterklaſſe zur Selbſtändigkeit und Gleich» 
bereditigung mit allen anderen Klaſſen auf dem Wege ber geſetzlichen Reform, insbeſondere 
buch Berufsorganifation und Bildung von Genojjenjchaften erftreben. Der Berband ber 
zwedt hauptſächlich bie gegenfeitige Förderung und Unterftügung der deutſchen G.V. burd) 
emeinfame Beratungen und Beſchlüſſe, ſowie durch Gründung und Bermwaltung einer gemein» 
—— Invaliden- und ſonſtiger Hilfskaſſen und eines der G⸗V.Sache dienenden Preß⸗ 
organs.“ 

Eingehend wurde das Innungs- und Lehrlingsweſen behandelt, wobei 
man ſich für ein Zuſammenarbeiten von Arbeitern und Arbeitgebern in 
den Innungen ausſprach, jedoch allen Zwang ablehnte. Die Erörterung 
über Arbeitskammern führte zu dem Beſchluſſe, zunächſt erſt noch weiteres 
Material zu ſammeln. 

Der Verband umfaßte jetzt 14 G.-V. und 12 ſelbſtändige Ortsvereine 
mit 22000 Mitgliedern. Aber der wirtſchaftliche Niedergang übte ſeine 
Wirkung auch auf die —— Arbeit aus, und ſo mußte auf dem 
am 15./17. Oktober 1876 in Breslau sog altenen vierten Verbands— 
ee werden, daß die 14 ©.-B. in 346 Ortävereinen nur noch 
19 Mitglieder zählten. Der Hauptgegenftand der Verhandlungen mar 
bie Einführung des jog. Reverſes. Der Verbandsanwalt Hirſch be- 
hauptete, daß in den ſozialdemokratiſchen Kreijen die Abjicht bejtehe, durch 
Mafjenintritt in die ©.-B. jich die Herrſchaft in denjelben zu verjchaffen. 
Um da3 zu verhindern, wurde mit 19 geoen 1 Stimme bejdlojjen, den 
einzelnen Vereinen in ihren Sagungen die Aufnahme einer Beſtimmung 
gu empfehlen, nad) der zur Mitgliedijchaft nur diejenigen zugelafjen werden, 
ie „Durch einen Revers mit Namensunterjchrift erklären, weder Mitglied 
nod Anhänger der Sozialdemofratie zu fein“. 

Daneben verhanbelte man mieberholt über bie &emwerbegejeggebung unb bas 
Haftpflihtgefeg. Man forderte die Ausbehnung bes leßteren auf alle gewerblichen 
Betriebe, Verbot ber Sonntags- und Nachtarbeit für Unerwachſene und Frauen, Schuß ber 
Erwachſenen bei gefährlichen Betrieben, ſowie Einrichtung von Lehrwerfftätten uub bei 
bildungsſchulen. 

Die Reichsſtagswahlen am 10. Januar 1877 führten zu einer An— 
näherung an die Fortichritt3partei, deren Zentralmwahlfomitee in einer 
offiziellen Kundgebung erflärte, daß jie die Wahl von Kandidaten aus 
den Kreiſen der G.-V. gern jähe und in geeigneten Wahlfreifen unterftügen 
werde. Das Verbandsorgan, das ftet3 für Anjchluß an die Partei ein- 
etreten war, erließ jegt eine Aufforderung, überall mit derjelben gemein- 
ge in die Wahlarbeit einzutreten. Aber obgleich da3 Wahlbündnis wenig- 
ften3 infoweit Erfolg hatte, daß Hirſch in Berlin gewählt wurbe, gab 
doc) eine von ihm bald nad) der Wahl gehaltene Rede, in der er eine ent- 
ichieden foziale Politik forderte, den Blättern der Fortſchrittspartei An- 
laß zu jcharfen Angriffen. Hirſch begnügte fich ihnen gegenüber mit 
einer Protefterflärung!). 


1) Gleichauf a. a. O. S. 141 bemerlt: „Dr. Hirfh und bie &.-8. ließen ſich biefe 
Behandlung gefallen — im Intereſſe ber Partei, zum Schaben ber &.-8.” 
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Bon Hamburg ausgehend, hatte ſich eine Organifation gebildet zu 
dem Zwecke, eine — J———— zur Bekämpfung der Sozialdemokratie zu 
ſchaffen, an der ſich auch die G.V. beteiligten. Nach einem — 
am 3./4. Juni 1877 in Kaſſel wurde ein „Deutſcher Arbeiter- 
kongreß“ am 21./22. Dftober 1877 in Gera abgehalten. Vorſitzender 
war Dr. Hirſch. Der Antrag, eine jelbjtändige Arbeiterpartei zu ſchaffen, 
wurde von ihm mit der Begründung befämpft, daß man dadurch den 
Klaſſengegenſatz fteigern und ſich die liberalen Parteien zu Gegnern machen 
würde, während man fie doch zur Berbejjerung der Lage der Arbeiter 

ewinnen wolle. Der Antrag wurde darauf vom Kongreſſe obgelehnt. 
agegen wurde die Wiederholung des Kongreſſes beſchloſſen und ein 
Organ begjelben, die „Soziale Frage“, begründet. 

Im Anſchluſſe an den Arbeiterfongreß wurde dann am 23./27. Oktober 
1877 in Gera der fünfte Verbandstag abgehalten. 

Er forderte die Reform ber Gewerbeordnung auf dem Boben ber Gewerbefreiheit, 
ber freizügigleit und bes freien Wrbeitövertrages, jedoch erhöhten Schup für Leben und 
Gefundheit der Wrbeiter, insbefondere Verbot ber Beſchäſtigung von Sindern unter 14 
Sohlen ſowie ber Sonntags- und Nachtarbeit ber Frauen, obligatorifche rupenge uhr 

hichulen, ſowie Lehrwerkftätten, Ausdehnung bed Haftpflichtgefepes auf alle tber 
betriebe, ein Normatingefeg für freie Berufspereinigungen (Gewerlvereine, Wrbeitgeber- 
verbände) und Einigungsämter. Der Antrag auf Unftellung eines berufsmäßigen Agi- 
tationdbeamten wurde abgelehnt. Dagegen mwurbe bie Gründung einer Berbanbs-fFrauen- 
fterbelaffe beichloffen und die Schaffung einer Witwenpenfionstaffe ind Auge gefaßt. Der 
Verbandstag beſchloß den Anſchluß an den „Deutfchen Arbeiterlongreß“. Der Verbandstag 
fol mit Rückſicht darauf nur noch alle zwei Jahre zufammentreten. 

Im Frühjahr 1878 hatte ſich die Bildung der „chriftlich-jozialen 
Partei” unter Führung von Stöder und A. Wagner vollzogen. Die Mit- 
lieder der G.V., insbejondere in Berlin, veranftalteten mehrfach große 

erfammlungen, um fie zu befämpfen. 

Der „Deutſche Arbeiterlongrefß” hat dann zum zweiten Male 
am 13./14. DOftober 1878 in Dresden getagt, aber ſowohl die Abneigung 
ber liberalen bürgerlichen Kreiſe gegen eine Unterftügung der Arbeiter- 
forderungen, wie die Ungumft der allgemeinen politiihen Lage lajteten 
auf jeinen Verhandlungen, die fein greifbares Ergebnis boten. Eine Wieder- 
holung der Kongrefje hat dann nicht ftattgefunden. 

Inzwiſchen waren nämlich die beiden Nttentate auf den Kaifer erfolgt 
und der Reichstag am 24. Mai 1878 aufgelöft. Bei den Wahlen forderten 
die G.-B. die Wiederaufftellung von Hirſch als Kandidaten der Yort- 
ſchrittspartei; aber deren leitende Kreije erflärten ihn für einen verfappten 
Sozialdemokraten und zwangen ihn, zugunften von Hänel zu verzichten. 
Daß die G.-V. fich diefe Behandlung gefallen ließen, konnte ıhr politijches 
Anjehen nicht vermehren. 

Die Wirkung diefer Verhältnifje trat auf dem ſechſten Verbands— 
tage, der am 12./17. Dftober 1879 in Nürnberg tagte, injofern hervor, 
als die Zahl der Mitglieder Ende 1878 auf 16525 in 14 G.-®. und12Drt3- 
vereinen, mit zujammen 385 Vereinen, zurüdgegangen war. 

Die gefaßten Beichlüffe richteten fich gegen den von Frhr. dv. Stumm im Reeichstage 
eingebrachten Antrag auf Einführung obligatoriiher Alters- unb Invalibenverficherung, 
die man wegen ber Beichränfung ber perjönlichen freiheit grundſätßlich verwarf, ſowie 
gegen bie Beftrebungen auf Wbänderung der Gemwerbeorbnung in zünflerifhem Sinne. 
Beſchloſſen wurde die Einführung einer Arbeitsſtatiſtik und eines Arbeitänachweifes, ſowie 
einer rg arten und Wrbeitälofen-Unterftügungslaffe. Bei den Verhandlungen 
wurde die Beteiligung an dem antifozialbemokratifchen beutfchen Arbeiterlongrei von ver« 
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—— Seiten lebhaft getadelt, doch wurde ein Antrag auf Austritt aus demſelben 
abgelehnt. 

In der folgenden Zeit ift die Haupttätigkeit der G.V. gerichtet auf 
Belämpfung des Gedankens der Zwangsverſicherung. Da man hierin 
mit der Fortſchrittspartei übereinftimmte, jo führte das mehrfach zu An- 
näherungen; troßdem blieb das Verhältnis fühl, da die fortichrittlichen 
Arbeitgeber den Bejtrebungen der Arbeiter ein offen ausgeſprochenes Miß— 
trauen entgegenbradten. 

Der jiebente Verbandstag wurde am 19./25. Juni 1881 in 
Stuttgart abgehalten. Die Zahl der Vereinsmitglieder war Ende 1880 
auf 21000 in 540 Bereinen geftiegen. 

Gegenſtand der Verhandlungen war bie Berteuerung der Lebensmittel und bie Arbeits- 
Löhne, befjerer Schug ber Ürbeiter und Ausdehnung ber G.B. Der Antrag, für Süd» 
beutfchland eine befondere befoldete Agitationskraft anzuftellen, murbe nad) Belämpfung 
durch Dr. Hirſch abgelehnt. 

Auch auf dem ahten Berband3tage, der am 23./29. Juni 1883 
in Stralfund tagte, fonnte eine Steigerung der Mitgliederzahl berichtet 
werden, die Ende 1882 auf 24558 in 611 Vereinen gewachſen war. Aus 
dem Berichte des Anwalts ift zu erwähnen, daß nicht nur Herr v. Stumm 
in einer öffentlichen Erklärung jein jhon früher gegen die Sozialdemofratie 

erichtetes Verbot auf die &.-B. ausgedehnt und allen von ihm ab- 
Bän igen Berjonen, Arbeitern, Handwerkern, Wirten und Geſchäfts— 
treibenden, die Direkte oder indirekte Unterjtügung unterfagt hatte, jondern 
daß auch Arbeitgeber, die fich zu den Liberalen zählten, ihre Arbeiter 
unter Androhung der Entlajjung gezwungen hatten, aus den G.V. aus- 
utreten. Hirſch proteftierte im Anſchluß an diefe Mitteilungen energiich 
agegen, daß die G.-B. ald Anhängjel der Fortichrittöpartei betrachtet 
würden. 

Eine angenommene Reſolution bebauert, daß die gegen bie geſetzliche Krankenver- 
fiherung gerichtete — keinen Erfolg gehabt habe und machte Vorſchläge, um ſich 
mit den trogdem erlaſſenen Geſetzen abzufinden. Die Tätigleit der Ortsvereine wurde lobend 
anerlannt, aber eine finanzielle Unterſtützung derſelben abgelehnt. Es wurde beſchloſſen, 
bie Verbandstage künftig nur alle drei Jahre ftattfinden zu laſſen. 

Um die Verbandsinvalidenkaſſe den neuen geſetzlichen Beſtimmungen 
anzupaſſen, wurde am 20. Oktober 1884 in Berlin ein außerordent— 
licher Verbandstag abgehalten. 

Das Verhältnis zu den liberalen Zeitungen wurde immer ſchlechter, 
und Erklärungen im —— die ſowohl von anerkannten Führern 
der ©.-®., wie von Dr. Hirſch ſelbſt ausgingen, ſtellten feſt, die frühere An- 
ihauung, daß die Begriffe: „entichiedener Liberalismus‘ und „Arbeiter- 
freundlichkeit“ jich dedten, fei in neufter Zeit gründlich zufchanden geworden; 
der großen Mehrzahl der „liberalen“ und „entjchieben liberalen‘ Zeitungen 
jeien die ©.-®. ein Dorn im Auge, und das einzige Blatt, das ihnen freund- 
lich gejinnt fei, die von Polke begründete „Freie Zeitung”, jei wegen ihrer 
ee Haltung den ſchärfſten Angriffen von jenen aus 

eſetzt. 
Eine verhängnisvolle Haltung der leitenden Kreiſe der G⸗V. mar 
F— ſtraffes Zentraliſationsprinzip und ihre Abneigung, irgend welche freie 
ewegung der Einzelvereine zu begünſtigen. Mehrfach hatten ſich pro» 
vinzielle Agitations- und Ausbreitungsverbände gebildet, aber der Zentral» 
rat beichloß in feiner Situng am 21. Auguſt 1885, daß durch die Bildung 
ſolcher provinzieller Organifationen die Gefamtorganifation Schaden leide, 
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Bl g- jedenfall3 jtet3 die Genehmigung des Zentralrates für jie einzu- 
olen jei. 

Hatte man von dem Krankenverſicherungsgeſetze eine Beeinträchtigung 
der ©.-®. befürchtet, jo bewies der Erfolg das Gegenteil; denn auf dem 
am 16./22. Juni 1886 in Halle abgehaltenen neunten Verbands— 
tage wurde feitgejtellt, daß die Mitgliederzahl Ende 1885 auf 51000 
in 953 Vereinen gejtiegen war, ſich aljo in drei Jahren verdoppelt hatte; 
in3bejondere Hatte die Bewegung aud in den großen induftriellen Ge- 
bieten, Sadhjen und Rheinland-Weltfalen, Boden — Der Verbandstag 
— die Aufgabe, eine Spannung bejeitigen, die ſich zwiſchen der Ver— 
andsleitung und dem größten G.-8., dem der Maſchinenbauer, entwickelt 
und ſtark zugeipigt hatte. Sie beruhte darauf, daß gegen ben leßteren 
der Vorwurf erhoben wurde, er jei bejtrebt, eine Xoderung und deshalb 
—— des Verbandes zu bewirken. Der Verbandstag führte jedoch 
u einem Ausgleiche, und nachdem eine Reſolution, die den Dezentrali— 
—J—————— entgegenfam, und die freiwilligen Ausbreitungsver— 
bände al3 jehr erjprießlich für die Agitation anerkannt und die Beftreitun 
ihrer Unfoften aus VBerbandsmitteln empfohlen hatte, mit 24 gegen 2 
Stimmen angenommen war, fonnte der Anwalt Die Bieberherftellung 
völliger Einigkeit feititellen. 

Im übrigen empfahl ber Verbandstag den einzelnen G.V. von neuem eindringlich 
bie Einführung der Wrbeitslofenunterftügung, proteftierte gegen ben v. Puttlamerjchen 
Streiferla und erflärte, daß bie Lohnbewegungen der Wrbeiter wegen der 5. 8. ber 
ſtehenden niedrigen Lohnfäge im allgemeinen berechtigt, daß aber zur Vermeibung ber mit 
Urbeitseinftellungen verbundenen ungeheuren vollswirtſchaftlichen Nachteile die geſetzliche 
Schaffung von Einigungsämtern, beftchend aus Vertretern der zu dieſem med zu bilden- 
ben „Einigungsgenofjenichaften” ber Wrbeitgeber und Arbeitnehmer, ſowie ber Abſchluß 
rechtöverbindlicher Lohn- und Wrbeitäverträge durch biefelben zu fordern fei. 

Der zehnte Verbandstag wurde am 10./16. Juni 1889 in Düfjel- 
dorf — Die Zahl der Mitglieder war Ende 1888 auf 59000 in 
1272 Vereinen geftiegen. Der Schwerpunkt der Verhandlungen lag in 
der Stellung zu der Trage des gejeglichen Eingriffes in das Arbeits— 
verhältnis. Alle drei — waren darin einig, daß bei den un— 
befriedigenden Zuſtänden einerſeits die bisherige Zurückhaltung gegenüber 
dem Streif nicht mehr haltbar ſei, und daß andererſeits auch der Geſetz- 
— ein weitergehender Einfluß gewährt werden müſſe. Eine Reſolution 

entz ſtellte ein umfaſſendes ſozialpolitiſches Beh auf, in 
dem die durchaus ungenügende Höhe ber Löhne und die übermäßige Dauer 
der Arbeitszeit gerügt und ein zehnjtündiger Marimalarbeitstag verlangt 
wurde. Ein anderer Antrag forderte die Vereine auf, in der Lohnbewegung 
energijcher al3 bisher vorzugehen und für ein geſetzliches Verbot der 
Sonntagdarbeit aud) für erwachſene Arbeiter einzutreten. Aber Dr. Hirjch 
befämpfte dieje Beftrebungen, indem er geltend madjte, da3 Tempo könne 
ja lebhafter jein, aber ed dürfe doch nichts übereilt werden; man dürfe 
nit jo tun, als ob man die Sozialdemokratie übertrumpfen wolle, ins— 
bejondere aber dürfe der Einfluß der Geſetzgebung nicht mehr, als not» 
wendig, ausgedehnt werden. So wurde ber ſchwache Verſuch, ſich zu 
größerer Entjchiedenheit aufzuraffen, vereitelt, und der Verbandstag be- 
Wuste ſich mit einer inhaltloſen und nichtsſagenden allgemeinen Erklärung. 

er Verbandsbeitrag wurde auf vierteljährlich 6 Pf. für jedes Mitglied 
herabgejegt; wogegen die Vereine die Agitation jelbjt mehr, al3 bisher, in 
die Hand nehmen jollten. 
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Schon mehrfach hatten ſich in einzelnen Vereinen Beitrebungen geltend 
emacht, die ji) gegen die Leitung richteten. So waren jchon 1875 einige 

Detsuieine der Majchinenbauer und 1886 der G.-®. der Bergarbeiter 
aufgelöft; 1891 trat der G.-V. der Porzellanarbeiter aus dem Verbande 
aus, um ſich nad) ang Zeit den freien Gewerkſchaften anzujchließen. 
über die Gründe diejer Streitigkeiten finden fich widerjprechende Angaben; 
aber es jcheint, al3 ob die mancheiterliche Abneigung gegen alle ftaatlichen 
—— der Sozialreform die Urſache der Unzufriedenheit bildete. War 
dieſe Abneigung Koh in der Belämpfung der Stranfen-, Unfall- und In⸗ 
validitätsverficherung, insbejondere des Reichszuſchuſſes, hervorgetreten, 
jo madıte fie ji) in den folgenden Jahren geltend in dem Kampfe, ben 
Dr. Hirih gegen die bodenreformerijhen Beftrebungen führte, 
und bei dem er durch den Zentralrat unterftüßt wurde. Der letztere nahm 
in jeiner Sitzung vom 21. Dftober 1891 zu der Frage Stellung, und 
obgleidy einige Mitglieder für die Bodenbejigreform eintraten, wurde 
diefe dody durch eine Nejolution verworfen. Der Anwalt hatte dabei 
ausgeführt, daß man durch die Reform den Beftrebungen der Gozial- 
demofratic auf Berftaatlihung de3 Bodens und der Produftionsmittel 
in die Hände arbeite. Auch die Anregung zur Anftellung von Gewerk— 
vereinsbeamten zur energiichen Betreibung der Ugitation jcheiterte 
im Sentralrat wiederholt an dem Widerjpruche de3 Anmalt3. Dagegen 
bemwilligte man den Buchdrudern bei ihrem großen Streik von 1891 eine 
Beihilfe von 1000 M. 

Mit Rüdjiht auf die inzwiſchen erfolgte Einführung der JE 
Invaliditätsverjicherung hatte die am 1. Juli 1869 gegründete Ber ands⸗ 
invalidenkaſſe, nachdem ihr Mitgliederbeſtand auf 2046 geſunken war, 
am 8. September 1889 ihre Liquidation beſchloſſen, wobei übrigens die 
Mitglieder 76% ihrer Beiträge zurückerhielten. Die gleichzeitig mit der 
Verbandskaſſe ind Leben gerufene Invalidenkafje des G.-®. der Majchinen- 
bauer glaubte ſich anfangs neben der ftaatlichen Verſicherung noch aufredht- 
erhalten zu können; aber al3 ſich ergab, daß die Mitglieder die doppelten 
Beiträge nicht aufbringen konnten, mußte auch jie im November 1893 ihre 
Auflöfung bejchließen. Das nad) Zahlung von insgefamt 928000 M. In— 
True dmg noch vorhandene kg er von 500 M. wurde unter die 
Mitglieder zur Verteilung gebracht, jo daß dieje die von ihnen eingezahlten 
Beiträge in vollem Umfange zurüderhielten. 


Der am 7./15. Juni 1892 in Mannheim abgehaltene elfte Ber- 
band3tag hatte vor allem die Aufgabe, zu der Rautlichen Arbeiter- 
Ihupgejeggebung Stellung zu nehmen. Der Anwalt hatte jeiner 
Grundanihauung gen bisher die Staathilfe möglichjt abzulehnen ge- 
ſucht, indem er alles Heil von der freien Organijation erwartete. Aber 
gegen dieſe Auffajjung war allmählich eine immer jchärfere Oppofition 
entjtanden. Beide Richtungen gerieten in immer ftärferen Gegenjaß zu- 
einander, ber ſich insbejondere auf die Frage einer gejeglichen Berhränfung 
der Arbeitözeit für erwachſene Männer bezog. 


Dad Ergebnis ber Verhandlungen war bie Annahme einer vermittelnden Refolution, 
bie es als michtigite Aufgabe der &.-B. erklärt, bei der Durchführung ber Wrbeiterfchug- 
gefepe buch Anzeige bei den Gewerbeaufjichtäbeamten mitzuwirken, außerdem bie ftaatlichen 
Faltoren dahin zu beinfluffen, daß die gefeglihen Befugniffe zur Beſchränkung ber Arbeits- 
zeit in gefundbheitichäblichen Gewerben zur Geltung gebradht würden, unb endlich für eine 
Tortbilbung des Geſetzes in ber Richtung eines wirklichen Wrbeiterfchuges tätig zu fein. 


Gleichzeitig wurde bie Forderung eines Geſetzes über die Beruföpereine wiederholt. Gegen 
die Feier bes 1. Mai wurde energiih Stellung genommen. 

Es ijt begreiflid, daß hierdurch der Gegenjag nicht bejeitigt war. 
Immer naddrüdlicher wurde die Forderung erhoben, die Eierjchalen der 
mandheiterlihen Vergangenheit abzujtreifen und jich zu einer energijcheren 
Haltung aufzuraffen. Insbeſondere in Düfjeldorf fanden dieje Beitrebungen 
Beifall, und bald entjtanden zwijchen diefer „Düjjeldorfer Richtung“ 
und der Zentralleitung ernſthafte Reibungen. Aber au in Berlin und 
im Zentralrat jelbft gewann dieje Richtung Anhang. In der Sigung des 
Bentralrates am 12. November 1893 wurde von Siggellom und Kamin 
der Antrag geitellt, für alle Staatöbetriebe Die Einführung des Adıt- 
ftundentages zu fordern, und ein anderer Antrag Götze wollte dies jogar 
auf alle Arbeiter ausdehnen. Die Antragjteller bejtritten, daß der Acht— 
ftundentag eine jozialdemofratijche Forderung jei, und machten dem An— 
malte zum Vorwurfe, daß er immer zunächſt erwäge, was die Regierung 
zu einer Forderung jagen werde, und ängitlich prüfe ob durch fie irgend- 
ein Prinzip verlegt werde. Für Hirſch war eine Einſchränkung der Arbeitz- 
* für Staatsbetriebe feine Prinzipverletzung, dagegen mußte er der 

usdehnung auf die Privatindujtrie entgegentreten. E3 gelang ihm auch, 
den Angriff injomweit abzumehren, als die angenommene Rejolution nur 
für Staat3betriebe eine Arbeitszeit von 9 Stunden und für Bergmwerfe, 
ſowie geſundheitsſchädliche Betriebe von 8 Stunden verlangte, ſich aber 
im übrigen des bewährten Einſchläferungsmittels bediente, über die Dauer 
der Arbeitszeit, Nacht- und Sonntagsarbeit, Lohnhöhe u. dgl. ſtatiſtiſche 
Erhebungen zu fordern. 

Der am 3./9. Juni in Danzig abgehaltene zwölfte Verbandstag 
zeigte da3 alte Bild. Der Anwalt referierte über die Frage, was bie 
G.-B. tun fünnen, um die Lohn- und Arbeitsverhältniffe zu verbejjern. 

Die auf feine Empfehlung von dem Berbandstage angenommene Refolution erflärt, 
daß gute Löhne und geregelte furze Arbeitszeiten für die geiftige, fittliche unb gejundheit- 
liche Hebung der Wrbeiter und ihrer Familien, ſowie für die wahren ntereffen der Unter- 
nehmer, der bürgerlichen Geſellſchaft und de3 Staates dringend erforberlich feien, baß aber 
nur bie freie Berufsorganifation auf diefem Gebiete etwas erreichen lönne. Er heißt dann 
wörtlih: „Im äußerften alle, beim Berfagen aller frieblihen Mittel und wenn zur 
Durhfegung berechtigter Forderungen auch günftige Verhältniffe und genügende Fonds 
vorhanden find, Anwendung bed gejeglichen Recht? auf Wrbeitseinftellung in energifcher, 
aber befonnener Weife und mit dem Biel möglichft baldigen dauernden Friedens.” 

Sn einer kombinierten Sitzung des Bentralrates und der Generalräte 
am 15. November 1895 wurde das gleiche Thema behandelt, wobei zwiſchen 
dem Anwalt und mehreren Mitgliebern Iharfe Auseinanderjegungen ftatt« 
fanden. Die legteren meinten, daß Rejolutionen ganz ſchön jeien, daß 
aber kräftiges Handeln noch bejjer jei; ein Entgegentommen der Arbeit- 
geer jei nicht zu erhoffen, undb die Vereine müßten von oben her nicht 
immer 4zurüdgehalten, jondern umgefehrt zu energiichem Handeln an— 
geregt werden. Hirjch entgegnete, daß ſolche Anſchauungen glüdlichermweife 
bisher nur noch vereinzelt geblieben jeien. 

Auch in Sidbeutichland beginnt jest die Oppofition, beſonders an- 
fnüpfend an die Ablehnung der jeit Jahren geforderten Anftellung be» 
foldeter Agitationsbeamten. Der am 9. Auguft 1896 in Nürnberg tagende 
Delegiertentag des bayriihen Ausbreitungsverbandes nahm eine Refolution 
an, in ber dem Zentralrate ein formelles Mißtrauensvotum erteilt und 
empfohlen wurde, jelbjtändig die Mittel für Anftellung einer Agitations- 


—— 


kraft aufzubringen. Der Zentralrat reagierte hierauf durch einen Beſchluß, 
in dem die Generalräte aufgefordert wurden, „gegen ſolche Abirrungen 
einzuſchreiten“. 

Auf dem vom 30. Mai bis 6. Juni 1898 in Magdeburg abgehaltenen 
dreizehnten Verbandstage wurde mitgeteilt, daß die Mitglieder- 
zahl am 1. April 1898 81000 in 1673 Vereinen betragen habe und ſeit 
drei Jahren um 13000 (gleich 20%) geſtiegen ſei. Der Tätigkeitsbericht 
de3 Anwalts erwähnt, daß man hauptjächlich gegen die Berteuerung der 
Lebensmittel durch die agrariiche Handelspolitif der Regierung, ſowie da» 
gegen protejtiert habe, daß bei der Beratung der Handelöverträge die 

rbeiter nicht zugezogen ſeien. Mehrfach jei man für Verbefjerung des 
Arbeiterſchutzes und der Verjicherungsgejeggebung eingetreten. 


Eine im Anſchluß an biefen Bericht beantragte Refolution, in der jede irgenbivie 
geartete Beeinträchtigung bed Koalitionsrechtes der Wrbeiter ald ungerecht und gemein- 
ſchädlich verurteilt, „vielmehr ald unentbehrliched Mittel zur Abwehr von PBrud und 
Elend und zur Herbeiführung bejjerer materieller, geiftiger und fittliher Zuftände für bie 
Ürbeitermafjen die vollfte Koalitiond- und Bereinigungsfreiheit, ſowie die Rechtsfähigleit 
der Berufsvereine lediglich durch gerichtliche Eintragung“ gefordert wird, wurde einftimmig 
angenommen. Nach Referaten bes Redalteurs des „Gewerkverein“, Goldſchmidt, und des 
Profeſſors Log in Münden über Zoll-e und Handelspolitik wurde beſchloſſen, an bie 
ejepgebenden Körperichaften eine Eingabe wegen Wufrechterhaltung und Wusbaues ber 
rnbeissertzägr, jebod ohne Erhöhung der Getreidezölle, zu richten. Gegen ben Plan 
einer ftaatlihen Arbeitslojenverjiherung wurde Stellung genommen und erflärt, 
daß die Selbftverficherung in ben Berufsvereinen die perjönliche und wirtſchaftliche Mora- 
lität der Arbeiter ſtärle, auch Sicherheit gegen Ausbeutung duch Arbeitsſcheue, gegen Partei» 
lichleit und gegen Hineintragung von Gejichtäpunften biete, die mit ben gewerblichen und 
moralifhen Eigenfchaften des Wrbeiterd nichts gemein hätten. Die Arbeitävermittlung 
ald notwendige Ergänzung der Wrbeitälofenunterftügung werde am fruchtbarſten betrieben 
in freiwilliger Gemeinſchaft von Wrbeiter- und Wrbeitgebervereinen. Ein anderer Gegen- 
ftand ber Tagesordnung war die Organifation der Wrbeiterinnen. Die angenommene 
Refolution erklärt dic Beſſerung der Lage der Mrbeiter durch Vereinigungen auf dem 
Boden der Selbithilfe für das wirkſamſte Mittel zur Löfung der frage ber Frauenarbeit. 
„Der Beruf ber Frau ift am midtigften und fegensreichjten in der Familie. Solange 
jebod die wirtſchaftlich jozialen PVerhältniffe einen bedeutenden Teil ber weiblichen Be- 
völferung für ihre Eriftenz zur Lohnarbeit nötigen, bedürfen die Arbeiterinnen im be» 
ſonderen Grabe bes gejeglihen Schuges, fowohl in der Fabrik», wie in der Hausinduftrie.” 
E3 wurde bie allmählicdye Herabfegung ber Arbeitäzeit auf acht Stunden, die Erhöhung 
der Altersgrenze für Jugendliche auf 18 Jahre, die Anftellung ‚weiblicher Fabrilinſpeltoren 
und bei gleicher Leiftung die gleiche Entlohnung der weiblichen Arbeitäfräfte mit den männ- 
fichen gefordert. Für „gründliche Umgeftaltung der Gefindeorbnung gemäß ben weſent- 
lichen Grundſätzen der Gewerbeordnung” joll agitiert werben. Endlich beſchäftigte man 
fih von neuem mit ber Frage der Urbeitseinflellung. Der gefaßte Beſchluß fordert 
obligatorifche Einführung der Gemwerbegerichte für alle Orte und Eingreifen bderjelben zum 
Zwecke ber Einigung bei jeder größeren Wrbeitsftreitigfeit auch ohne Anrufen der Parteien. 
Die G.-B. follen „die Verbefferung der Urbeitsverhältniffe tatkräftig und dauernd erftreben, 
hierzu aber unter allen Umftänden zuerft den Weg ber Berftändbigung und Einigung be» 
jchreiten, und erjt bei Erfolglojigleit aller friedlihen Berfuhe und beim Borhanbenfein 
günftiger Ausfichten und genügender Mittel in den Ausſtand treten”. Dabei dürfen fie 
fi) niemals willenlos fortreißen laffen. „Die Mitglieder der G.V. dürfen bei einem 
Streil, der von einer anderen Organifation veranlaßt wird, nur bann altiv teilnehmen, 
wenn ben betreffenden Ortövereinen vor Erklärung eines Streils Gelegenheit zur Mit- 
beratung gegeben mwurbe. Andernfalls befchräntt ſich ihre Tätigleit en ihre Mitglieder 
fRatutengemäß zu unterftüßen.” Die Unträge auf Anftellung befoldeter Beamten, bie 
mehrfach aus ber Provinz geftellt waren, wurden wieder ausnahmslos verworfen. Ebenſo 
murde mit 21 gegen 18 Stimmen abgelehnt, die Ausbreitungsverbände offiziell 
anzuerlennen. — wurde grundſätzlich beſchloſſen, für die Verbandsbeamten eine 
Penſionseinrichtung bei gleicher Beteiligung der Beamten und des Verbandes zu ſchaffen. 


Dr. Hirſch, der bereits 1891 ein Mandat für den Reichstag erhalten 
hatte, wurde am 9. November 1902 in Berlin auch in den Landtag gewählt. 


— are 


Am 7. Dezember 1902 folgte ihm der Verbandsredafteur Goldſchmidt. 
Beide jchlojjen jich der freijinnigen Volkspartei an. 

Der Kampf der Zentralleitung mit der „Düfjeldorfer Richtung‘ war 
in diejer ganzen Zeit ftet3 fort rührt. Im November 1895 hatte jich 
der Ortsverband Düjjeldorf freitvillig aufgelöjt; aber ein bald darauf gegrün— 
deter neuer Ortöverband hatte die alte Haltung im mwejentlichen beibehalten, 
und Kämpfe wegen Verweigerung der Aufnahme von Beiträgen für das 
Verbandsorgan waren an der Tagesordnung. Im Jahre 1900 ſchuf man 
fih in Düfjeldorf ein Arbeiterjefretariat; aber der Zentralrat lehnte es 
ab, dasjelbe durch Beiträge zu unterjtügen, indem man die Arbeiter- 
jefretariate als ſozialdemokratiſche Einrichtungen bezeichnete. Daß Dr. Hirſch 
bei Beſprechung des Berliner Straßenbahrerausttandes im preußijchen 
Zandtage, nach Anſicht der Düfjeldorfer, das Arbeiterinterejje nicht aus- 
reihend vertreten hatte, führte zu neuen Streitigkeiten. Nicht minder 
wichtig war, daß die Düfjeldorfer den Revers befämpften und eine jchärfere 
Betonung des nterejjengegenjages gegenüber den Arbeitgebern forderten. 
So fam es jchließlich dahın, daß der Zentralrat den Ortsverein Düjjeldorf 
zum zweiten Male auflöfte und den Redakteur des am 1. Januar 1901 
von ihm gejchaffenen Organs, „Der Gewerkvereinsbote“, der eine jcharfe 
Sprade gegen Anwalt und Zentralrat führte, aus dem G.-®. der Majchinen- 
bauer ausſchloß. Aber unmittelbar nachher, im März 1901, wurde ber 
„Rheinifch-weitfäliiche Ausbreitungsperband‘ gegründet, der die Bewegung 
auf dem früheren Boden fortjegte. 

Der vom 27. Mai bis 3. Juni 1901 in Köln abgehaltene vierzehnte 
Verbandstag gab Gelegenheit zu einer gründlichen Auseinanderjegung 
wifchen der Zentralleitung und der Oppofition. Sie fnüpfte jih an die 
Deialın der Neutralitätsfrage. So einig man darin war, daß 
die G.-V. jih von allen parteipolitiihen und kirchlichen Beftrebungen 
unabhängia zu halten hätten, jo verjchieden waren die Anjichten darüber, 
ob mit diejer Neutralität der bisherige Revers in Einklang zu bringen 
fei. Der Anwalt behauptete dies mit der Begründung, daß die Sozial- 
demofraten, wenn man ihnen den Eintritt geitatte, Barteipofitif in die 
Bereine tragen würden. Der zweite Referent, Trabert, machte dagegen 

eltend, wenn die G.V. neutral jein wollten, müßten alle Arbeiter * 
nterjchied der Parteizugehörigkeit aufgenommen werden, wobei genügend 
Mittel blieben, der Hineintragung von Barteipolitif entgegenzutreten. Nach 
langen, zum Teil jehr erregten Verhandlungen wurde der Antrag bes 
Anwaltes, der die politiiche und kirchliche Neutralität der G.V. betont, 
die Behauptung der Abhängigkeit von einer politiichen Partei bejtreitet, 
aber die Beibehaltung des Reverjes empfiehlt und al3 Aufgabe nicht die 
Verſchmelzung der bejtehenden verjchiedenen Arbeiterorganijationen, jondern 
ein auf gegenjeitiger Anerkennung und Achtung beruhendes Bündnis— 
verhältnis bezeichnet, mit 27 gegen 20 Stimmen angenommen. Dabei 
wurde feſtgeſtellt, daß der Revers in dem G.V. der Maſchinenbauer, 
Fabrikarbeiter, Stuhlarbeiter, Tabafarbeiter, Bergarbeiter und der gra- 
philchen Gewerbe beitehe; jedoch haben die Majchinenbauer und Fabrik— 
arbeiter ihn ſchon im folgenden Fahre abgeichafft. 

In dem GStreite mit der Düffeldorfer Richtung wurde fchließlih eine Ver— 
fändigung infofern erreicht, als einftimmig bejchloffen twurde, die Auflöfung des Ortäver- 
bandes Düfjeldorf ald gerechtfertigt anzuerlennen, das Bedauern über die Gereiztheit ber 
beiberjeitigen Wuseinanderjegung auszufpredhen und den Düffeldorfern die Neugründung 


eined Ortöverbandes, dem Zentralrat aber die Nichthinderung desfelben zu empfehlen. Der 
Antrag, dem Anmwalte wegen feiner Stellungnahme zu dem Berliner Straßenbahnerftreit 
ein Mißtrauendvotum zu erteilen, wurde abgelehnt. Wille Unträge auf Anſtellung be» 
foldbeter Beamten, indbejondere von Wrbeiterfefretären, wurden nad) Belämpfung durch 
ben Anwalt verworfen, indem freilid 30 Stimmen für und 16 gegen fie abgegeben, 
aber der Standpunkt des Anwalts gebilligt wurde, daß bie Anträge ala Anderung ber 
Sapungen eine Zweidrittelmehrheit erforderten. Binfichtlih der Ausbreitungsver— 
bänbe wurde ſowohl die ausdrüdliche Anerkennung, wie das Verbot berjelben abgelehnt. 
Der unbefriedigende Berlauf diefer Beratungen fam zum Ausdrud in dem von ber Oppo- 
fition eingebradten Antrage Trabert-Gleihauf, mit NRüdjiht darauf, daß bei ber Zu— 
jammenfegung be3 Berbandstages jede, aud) die geringjte Förderung der Agitationsreform 
aus ſichtslos ei, alle noch vorliegenden, die Wgitation betreffenden Punkte für erledigt 
zu erflären. 

Die übrigen Gegenftände ber Debatte boten keinen Anlaß zu Gegenjägen. Hin- 
fihtlih der Wohnungsfrage wurde die Bildung von Lug ae die Schaffung 
von Wohnungsinfpeltoren, der Bau von Wohnungen für Die in Staatöbetrieben bejchäf- 
tigten unteren Beamten und Wrbeiter, die Begünjtigung bed Wohnungsbaued durch Dar- 
leben ber ftäbtifchen Sparlafjen, die Bejeitigung des Hausbefiperprivilegs in ben Stäbte 
ordnungen, fowie bie Einführung der Beſteuerung nad) bem gemeinen Wert empfohlen. 
Gegen jebe Beeinträchtigung der freien Hilfskaſſen durch die Gefepgebung wurde proteftiert. 
Die Erweiterung der Yabrifinfpeltion, ihre Ausdehnung auf das Handelögewerbe und ben 
Bergbau, ſowie bie Anftellung meiblicher Auffichtsbeamten und AZuziehung von Xrbeiter- 
vertretern als Hilfsinfpeltoren ber Gruben wurde geforbert. 


Ri Die Mitgliederzahl war Ende 1900 auf 92000 in 1800 Ortövereinen 
geftiegen. 

Obgleich in Düfjeldorf eine gewiſſe Verjöhnung —2* Zentralrat 
und Oppoſition ſtattgefunden hatte, dauerten die gegenſeitigen Kämpfe 
fort und führten dazu, daß Erkelenz, der Vorſitzende des —— 
fäliſchen Ausbreitungsverbandes und einer der Führer der Reform— 
bewegung, vom Zentralrate ausgeſchloſſen wurde. Da der Ausbreitungs- 
verband jeinen Borjigenden nicht fallen ließ, jo lehnte der Zentralrat 
eö ab, deſſen Delegiertentag zu beſchicken. Die Stellungnahme der frei» 
jinnigen Bolf3partei und der ihr angehörigen Mitglieder Dr. Hirſch und 
Soldigmidt bei den Verhandlungen über den Zolltarif führten zu heftigen 
Angriffen gegn jie, über die im Zentralrat erregte Verhandlungen ftatt- 
fanden. ach in Görlig entjtand eine oppojitionelle Bewegung, die aber 
feine größere Bedeutung erlangte. 

Zur aa wer an dem am 25./26. Oktober 1903 in Frankfurt a. M. 
abgehaltenen „Nationalen Arbeiterfongreß”!) waren die G.V. dringend 
eingeladen; aber obgleich man anfangs die Beihidung in Ausſicht ftellte, 
wurde jie im Bentralrate verworfen, weil man ein jammengehen mit 
den chriſtlichen Gewerkſchaften und Eonfejlionellen Arbeitervereinen nicht 
für richtig hielt. Diefer Beſchluß wurde von der Düffeldorfer Richtung, 
die entjchieden für die Beteiligung eingetreten war, nachdrücklich bekämpft. 
Hinjichtlich der Anftellung der Beamten fam der Zentralrat den mehrfach 
geäußerten Wünjchen injofern entgegen, als er den größeren Ortöverbänden 
geitattete, Auskunftsſtellen zu errichten und zur Dedung der Koſten Bei- 
träge bis zu jährlih IM. zu erheben. Für Frauen wurde ein eigner 
G.-B. gegründet. 

Der am 23./30. Mai 1904 in Hannover abgehaltene Eugene 
Verbandstag zeigte, daß die reformeriihe Richtung an Einfluß zu- 
genommen hatte. Insbeſondere wurden zum erjten Male die Ausbreitungs- 
verbände ausdrücklich anerfannt und auch die Anftellung bejoldeter Agita- 
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tiongleiter dadurch begünftigt, daß den Generalräten empfohlen wurde, 
dort, wo fie vorhanden jeien, die Mitglieder zur Leiftung eines Sonder— 
beitrages von jährlich 20 Pf. zu verpflichten. Der Verbandsbeitrag wurde 
von 6 auf 8 Pf. bierteljährlie erhöht. 

In der frage, ob Wrbeitätammer oder Urbeiterfammer den Vorzug verdiente, 
fiegte die legtere Auffaffung, In einer Eingabe an den Bundesrat joll gebeten werden, 
folde Kammern nit im Anſchluſſe an die Gewerbegerichte, fondern als jelbftändige Ein- 
richtungen zu ſchaffen und dabei dad Verhältnismahlrecht einzuführen, basjelbe auch auf 
bie WÜrbeitervereine auszudehnen. Hinjichtlih der Heimarbeit wurde deren Unterjtellung 
unter die Gemwerbeaufficht, Wohnungsinjpektion, Verſicherungz und Arbeiterſchutzgeſetz- 
gebung, ſowie die Bejeitigung bes "Bwilhenmeißterfoftems 1 Eine andere Reſo— 
Intion empfahl die Tarifverträge ald Mittel zum jozialen Frieden und Berminderung bed 
Klafjenlampfes. Die Neutralität ber &.-B. wurde von neuem betont und babei hervor» 
gehoben, daß die politiihe Betätigung einzelner Mitglieder, insbeſondere bed Anwalts 
und bed Berbandöredalteurs, damit nicht im Widerſpruch ſtehe. Die Schaffung einer 
Tageszeitung wurde erörtert; die Bearbeitung einer Gejchichte der &.-8. wurde beſchloſſen. 
Die Mitgliederzahl war wiederum geftiegen, und zwar um 18364 — 20 Prozent. 

Dem folgenden Berbandstage wurde von allen Seiten mit großer 
Spannung entgegengejehen; hatten jich doch die Verhältnijje dahin ent- 
mwidelt, daß Entſcheidungen von großer Tragweite getroffen werden mußten. 
Bunädjt hatte der Gegenjaß — der Zentralleitung und der Oppoſition 
trotz aller bisherigen Ausgleichsverſuche ſich immer ſchärfer zugeſpitzt. Durch 
den am 26. Juni 1905 — Tod des Verbandsanwalts Dr. Max Hirſch 
war nicht allein ein weſentliches Hemmungsmoment für die Reform— 
beſtrebungen fortgefallen, ſondern es war auch die Frage brennend ge— 
worden, ob man die Einrichtung der Anwaltſchaft überhaupt beibehalten 
wollte. Damit war die Aufgabe einer Revijion der ganzen Organijation 
gegeben. Es fam ferner hinzu, daß man immer allgemeiner das Bedürfnis 
empfand, die Stellung der ©.-®. durd ein authentiihes Brogramm 
feitzulegen. Endlich war durd) Die am 13. Dezember 1906 erfolgte Auf- 
löjung des Reichstages die Stellung zur Politik Gegenjtand des Streites 
geworden. Der Zentralrat hatte in einer einjtimmig gefaßten Rejolution 
vom 20. Dezember 1906 alle wahlberechtigten Verbandsgenojjen dringend 
zur Ausübung ihres Wahlrechts aufgefordert und Dabei ——— erklärt: 

„In Wahrung der Neutralität unſerer Organiſation laſſen wir unſeren Berbands- 
genofjen jelbftverftändlich völlig freie Hand in der Wahl, erwarten aber, daß fein Gewerl- 
vereiner einen Feind unferer Organijation wählt, auch feinen Lebensmittelverteuerer oder 
Gegner des bejtehenden Reichsſtagswahlrechts. Alle deutjchen Gemwerkvereiner müſſen jich 
vielmehr ernftlid; bemühen, daß Neichdtagsabgeorbnete gewählt werden, die freunde unferer 
Beftrebungen und eines freien KRoalitionsredht3 find und Gewähr bafür bieten, daß ihre 
Tätigleit darauf gerichtet ift, mit der Sache ber Arbeiter auch die des Volles und Bater- 
landes auf allen geiftigen und wirtichaftlichen Gebieten Fraftvoll vorwärts zu bringen.“ 

Weiter war man in Ejjen und einigen andern Wahlfreijen von Rhein— 
land-Weftfalen gegangen, two man den Kandidaten der verſchiedenen Par— 
teien eine Reihe von Forderungen vorgelegt und den Mitgliedern emp— 
fohlen hatte, denjenigen, die deren Erfüllung nicht zuficherten, ihre Stimme 
nicht zu geben. Uber teilmeije drängte man meiter. Die „Weſtdeutſche 
Abendpoft”, da3 am 1. Januar 1906 an die Stelle de3 früheren „Ge— 
werkvereinsboten“ getretene Organ der Düjjeldorfer Richtung, hatte mehr- 
fach die Schaffung einer eignen Arbeiterpartei al3 Ziel bezeichnet und 
jet wenigſtens —— die Ortsverbände ſollten ſich nicht darauf be— 
ſchränken, vor der Wahl ungeeigneter Kandidaten zu warnen, ſondern 
poſitiv beſtimmte Kandidaten empfehlen. Einige Gewerkvereinsführer hatten 
dann auch als Privatperjonen einen Wahlaufruf erlaſſen und beſtimmte 
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Kandidaten aufgejtellt. In Berlin war man diejen Beijpielen injofern 
gefolgt, al3 in einem Zirkular empfohlen war, feinen der aufgeftellten 

— ſondern dem Zentralratsvorſitzenden Hartmann die Stimme 
zu geben. 

Der am 20./27. Mai 1907 in Berlin abgehaltene ſechzehnte Ver— 
band3tag, der zum erften Male in dem am 1. Oktober 1904 eingemweihten 
eignen Verbandshauſe tagte, hatte zu allen diefen Fragen Stellung zu 
nehmen und hat dadurch eine ganz bejondere Bedeutung erhalten. du 
erwähnen ift, daß ihm außer Abgeordneten der nationalliberalen und ber 
freilinnigen Bolf3partei auch Vertreter des ſchwediſchen Arbeiterbundes 
und des jchwediihen Volksbundes beimohnten. 

Zu einer lebhaften Auseinanderfegung ber beiden Richtungen fam e3 
ſchon bei Beratung des von dem Verbandsredalteur Goldihmidt erjtatteten 
Tätigfeit3bericht3 und dem Punkte der Tagesordnung: „Berband3- 
organ“. Mit großem Nahdrud wurde von Erkelenz, Biegler (Köln), Sauer 
(Leipzig), Balzer (Kaiferslautern), Keger (Ulm), Bleicher (Augsburg), 
Schumader (Berlin), Rubert (Magdeburg) — gemacht, mit der ſteten 
Betonung der Friedfertigkeit und Harmonie könne man keine opferfreudigen 
Mitglieder erziehen, von oben müſſe nicht gebremſt, ſondern geftoßen 
werden; dad Verbandsorgan müſſe eine jhärfere Sprache führen; es jet 
ein großer Fehler, daß man ſich an ben von der Generallommifjion der 
Gewerkſchaften Peg ar gemeinfamen Gewerkſchaftskongreß zwecks Gtel- 
lungnahme zu dem Berufsvereinsgeſetze nicht beteiligt habe; man habe 
bisher viel zuviel geredet und zumenig gehandelt, inäbejondere nicht 
verftanden, die Volksſeele zu ul: eine gewiſſe Interejjengemeinjchaft 
zwijchen Arbeitern und Wrbeitgebern fei wohl vorhanden, aber in ber 
Gegenwart übermwiege der Kampf, dba die Arbeitgeber fich dem friedlichen 
Vorgehen durchaus unzu u gezeigt hätten. Von dem Ortsverein 
der Maſchinenbauer, Berlin VII, war jogar der Antrag geftellt, Golb- 
Ihmidt die Redaktion des Verbandsorgans zu entziehen. Goldjchmidt, 
der von einigen Rebnern Unterjtügung erhielt, erwiderte, daß natürlic) 
——— rbeitgeber bekämpft werden müßten, daß aber, praktiſch be— 
trachtet, die ſchärfere Tonart die G.-V. nicht fördere; das mehrfach geforderte 
jchnellere Tempo der Erhöhung von Beiträgen und Leiftungen ftoße auf 
Widerftand bei vielen Mitgliedern, die nicht um jeder Kleinigkeit willen 
gleid eine Arbeit3einftellung wünſchten. Das Ergebnis der Debatte war 
ie Annahme eine Antrages des Inhalts, daß im Verband3organ die 
Stellung der ©.-®. zu den Arbeitgebern jchärfer hervorgehoben und das 
Blatt agitatoriſch mehr ausgeftaltet werden jolle. 

Eine Fortjegung diefer Erörterungen bot die in einer geſchloſſenen 
Verſammlung vorgenommene Beratung über die inneren Becbonss: 
angelegenheiten, die ſich zu einer perjönlichen Auseinanderjegung 
Kolbe Goldihmidt und Erkelenz, den Hauptführern der alten und ber 
neueren Richtung, zujpigte. Erkelenz erflärte, jeder Fortſchritt und jede 
Durchführung neuer Gedanken müſſe der Werbandsleitung Zoll für 
Boll abgerungen werden, woraus fich ein ungeheurer Berluft an Arbeits- 
und Agitationskraft ergebe. Auch von andern Rednern wurde behauptet, 
daß e3 der Zentralleitung an fruchtbaren Ideen und großzügiger Auf- 
fajjung fehle. Von Goldjhmidt und feinen Gejinnungsgenojjen wurde 
gegen die Dppofition der Vorwurf der PDisziplinlofigkfeit erhoben. Die 
einjtimmig gefaßte Rejolution erfannte an, daß die Berbandsbeamten be 
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ftrebt gewejen feien, ihre Schuldigfeit zu tun, und gab der Hoffnung 
Ausdrud, daß die ftattgehabte Ausſprache guten Erfolg haben werde. 

Die Beratung des Programms führte zu feinen Gegenſätzen jadj- 
fiher Art, fondern nur zu Meinungsverjchiedenheiten über die Form. 
Der Zentralrat hatte folgenden Entwurf ausgearbeitet und vor dem 
Verbandstage veröffentlicht: 


Die Deutfchen Gemwerkvereine erftreben: 

1. Fortichreitende Verbeſſerung ber Arbeitsverhältniſſe, inäbefondere bed Lohnes und 
der Wrbeitäzeit durch Vereinbarung zwiſchen beiden Probuftionsfaltoren, Abſchließung von 
Tarifverträgen, erforderlichenfall® aber auch durch das gefeglich zuläffige Mittel der Arbeits 
einftelung. 2. Wirkſamen Schug für Leben, Gejundheit und GSittlichleit für alle Wrbeiter 
und Wrbeiterinnen, fowie für bie im Handelsgewerbe Ungeftellten. 3. Angemeffene Ber- 
— ber im MWrbeitöverhältnis ſtehenden Perſonen gegenüber den Unternehmern und 
dem Staate. 4. Einführung neuer und Weiterausbau von Unterftügungseinrichtungen für 
die Mitglieder, möglihft durch genoſſenſchaftliche Selbfthilfe, gefördert durch ftaatlichen 
Schug und Anerkennung. 5. Erftrebung immer größeren Einflüffes auf alle öffentlichen 
Angelegenheiten bed Staates und der Gemeinden. 

Zur Durchführung biefer Beſtrebung ftellen bie Deutfchen Gewerkvereine folgende 
Grundfäge auf. 

A. Für das Ürbeitöverhältnis. 
1. Fabrifbetriebe, Handel und Gemerbe. 

Erftrebung eines Arbeitölohnes, welcher ausreicht zum kräftigen Unterhalt bed Arbeiters 
unb feiner Familie, mit Einjhluß einer ausreichenden —— gegen jede Art von 
Arbeitsunfähigleit, fowie zur nötigen Erholung und humanen Bildung. 

Lohnabzüge jeber Urt, auch wenn biefelben durch technifche Verbefjerungen hervorgerufen 
werben, bebürfen ber Zuftimmung buch die Wrbeitnehmer. 

Erftrebung einer fortfchreitenden Verkürzung ber Arbeitszeit, die zunächſt auf bem e 
ber Berufsorganifation erforberlihenfalls durch gejeglihe Maßnahmen herbeizuführen i 

Für den Bergbau, für die Eifenhüttenmwerke, für chemiſche Fabrilen und andere ge 
fundheitsjhäbliche Betriebe ift die Marimalgrenze der täglichen Arbeitszeit auf acht Stunden 
geieplich feftzulegen. 

Für offene Verkaufsftellen ift der Achtuhrladenihluß herbeizuführen und eine möglichft 
vollftändige Sonntagsruhe. 

Aoflellung ber Sonntagd- und Nachtarbeit bis auf diejenigen Berrichtungen, melde 
durch die Eigenart des Betriebes bedingt werben. 

Bollftändige Arbeitöfreiheit für das weibliche Gefchlecht, doch ift das Arbeiten besfelben 
in Fabrilen und Werkftätten mit allen Garantien für Gefunbheit und GSittlichleit zu umgeben. 

Berheiratete frauen bürfen Sonnabend? und an ben Vorabenden ber gejehlichen 
Feiertage nur bis mittags gewerblich ober induftriell befchäftigt werben. 

Die Entlohnung ber weiblichen Wrbeitäfraft muß, bei gleichen Zeiftungen, ber ber 
männlichen Arbeiter gleichlommen. 

Ungemeffener ug der Wöchnerinnen vor und nad ber Entbindung. 

Gänzliche Befeitigung ber gewerblichen Urbeit der Kinder unter 14 Jahren. 

Beſchränkung der Wrbeiten Jugendlicher beiberlei Geſchlechts berart, daß bie voll» 
ftändige körperliche, geiftige und ſittliche Wusbildung nicht beeinträchtigt wird. 

Einführung von ausreichenden Schupporrichtungen an Mafchinen aller Art und fonftiger 
Maßnahmen zum Scuge für Leben und Gefundheit ber Wrbeiter. 

Ausreichende Bentilationd-, Licht umd Kygienifche Anlagen nad) dem Stand moderner 
technifcher Fortſchritte. 

Schriftliche Feſtſetzung der Verträge für das Lehrverhältnis, welche die beiderfeitigen 
Sntereffen gleihmäßig wahrnehmen und wofür jebes einfeitige Vorrecht des Lehrherrn als 
rechtäungülitg zu verbieten ift. 

Geſetzliches Verbot derjenigen Beftimmungen eined Wrbeitävertrages, nad) welchem 
es bem MWrbeitnehmer ober Angeftellten bei Geldftrafe unterfagt ift, im Falle der Auf- 
löſung des bisherigen Arbeitöverhältniffes bei einer Konkurrenzfirma in Wrbeit zu treten. 

Einführung der Rechtöverbindlichleit für die zwifchen den Drganifationen der Unter- 
nehmer unb ber Wrbeiter vereinbarten Tarifverträge. 


2. Hausinbuftrie. 


Die Heimarbeit erſchwert den in Fabriken und Werkftätten befhäftigten Arbeitern und 
Ürbeiterinnen das Streben nad Berbefferung ihrer Lage und verhindert das AZuftande- 


lommen geregelter Lohn- unb Wrbeitöverhältniffe durch ZTarifvereinbarungen. Die Heim- 
arbeit wird von vielen Unternehmern nur gefördert, um fich den Unforderungen ber Ger 
mwerbeorbnung unb ben Wrbeiterverficherungsgejegen zu entziehen. Die Heimarbeit erſchwert 
anderen Unternehmern, die ihren jozialen Pflichten nachlommen, die Konkurrenz. Die 
ihäblihe NRüdwirlung der Heimarbeit auf die Werkftätten- und abrilarbeit möglichft 
zu beheben und auszugleichen, fordern die Deutfchen Gewerkvereine folgende gefeßgeberifche 
Maßnahmen: 1. Ausdehnung der Wrbeiterverfiherungd- und Arheiterkhusgelepe unb ber 
Gewerbegerichte auf die gefamte Hausinduftrie und Heimarbeit. 2. Unterftellung ber Heim- 
arbeit unter bie Aufficht der Gemwerbeinfpeltoren. 3. Erlaß von Borfchriften über die Be- 
ihaffenheit und Einrichtung ber Wrbeitsräume und Einführung ber Wohnungsinfpeltion. 
4. Verbot für Unternehmer, an Yabril- und Werkftättenarbeiter Arbeit mit nah Haufe 
zu geben. 5. Bon allen Heimarbeitern hat ber Unternehmer und Bmifchenmeifter ein Ber- 
zeihnis mit Wohnungsangabe für die Gemwerbeinfpeltion zu führen. 6. Bei Submiffions- 
vergebungen durch die Staats- und Gemeinbebehörben find bie Unternehmer vertragamäßig 
zu verpflichten, bie in bem betreffenden Beruf maßgebenden Tarife oder Durchſchnitts- 
löhne zu zahlen. 

Die Lieferung von Submiffionsarbeit durch Zwiſchenmeiſter von Heimarbeitern ift 
vertragsmäßig zu unterjagen. 


B. Für bie gefamten wirtfhaftliden Berhältnifje. 


Die Arbeit in Strafanftalten darf nicht von den Wrbeitgebern, indem fie ihre Wrbeit 
ganz ober teilmweife durch Sträflinge ausführen laffen, zur Konkurrenz mit der freien Arbeit 
mißbraudt merben. 

Obligatorifhe Einführung von Fortbildumgsfchulen für jugendliche Arbeiter beiberlei 
Geſchlechts bis zum vollendeten 18. Lebensjahre. 

Für jugendliche Arbeiterinnen obligatorifche Einführung von Haushaltungsfchulen und 
Verlegung ber Unterrichtöftunden in die Tageszeit. 

Vermehrung ber Genezbeauitiäläbcunden, und Einführung von Handelsinſpeltoren; 
hierbei Heranziehung von Arbeitnehmern beiberlei Geſchlechts. 

Vervollftändigung ber Gemwerbeaufficht, insbejondere durch Beteiligung der Ärzte an 
berfelben und durch eine Erweiterung ihrer Befugniffe. 

Obligatorifche Einführung von Schiedögeridhten und Einigungsämtern in allen Orten, 
in benen cine größere inbdujtrielle, kommerzielle, gewerbliche oder landwirtſchaftliche Be— 
völferung vorhanden ift, mit dem Recht des Verhandlungszwanges. 

Errichtung von Arbeiterlammern als felbftändige Organifationen, fomohl für gewerbliche 
und inbuftrielle, wie auch für Staatsbetriebe und von Kaufmannslammern für das Handels 
gewerbe. 

Einführung ber Berhältniswahl für Gemerbegerichte, Arbeiter und Kaufmanns- 
ren fowie für Arbeiterausfchüffe und die Krankenlaſſen unter Gleichberechtigung beiber 
Geichlechter. 

Gefegliche Anerkennung ber Berufsvereine unter Wahrung völliger Bewegungsfreiheit 
unb Streihung des $ 153 der G.-D. Ferner Aufhebung ber alten Gefindeorbnungen und 
Verleihung des Koalitionsrecht3 auch an bie Wrbeiter der Landwirtſchaft. 

Förderung bes Genoſſenſchaftsweſens für Konfum-, Probuftiv-, Robftoff- und Bau- 
genoſſenſchaften. 

C. Für öffentliche Angelegenheiten. 


Erleichterung des Warenaustaufches der Böller im Intereſſe der Ermwerbögelegenheit 
und Nahrungsverjorgung durch Herbeiführung von Hanbelöverträgen. 

Befeitigung inbirefter Steuern, bejonderd derjenigen auf Lebensmittel, bafür Ein- 
führung einer progrefjiven Reichseinkommen-, Erbſchafts- und Vermögensſteuer. 

Aufhebung der Grenziperre für die Vieheinfuhr unter Wahrung der notwendigen vete- 
rinären Sicherheitsmaßnahmen. 

Grünbliche or Ware des Wahlrechts in den Einzelftaaten und Gemeinden, in3bejonbere 
Aufhebung ber Klaſſenwahl und der öffentlichen Abitimmung, ſowie Bejeitigung bed Bor- 
rechts Hausbeſitzer, bie Hälfte ber Sitze in den Gemeindebvertretungen einzunehmen. 

Wir erftreben eine praftifche Bobenbefigreform durch folgende hauptjächlichen Mittel: 
1. Für die Landwirtfchaft durch Bejeitigung der FFibeilommiffe, Abſchaffung der agrarifchen 
unb inbduftriellen Schußzölle, Liebesgaben, Frachtvorteile und fonftigen Bevorzugungen, 
böhung der Grundfteuer beim Wachſen der Bodenrente, Wegräumung aller gefehlicen und 
abminiftrativen Erſchwerungen ber Bobenteilung und des Bodenerwerbs, birefte Förbe- 
rung ber Berallgemeinerung des Privatbodenbefiged® zumal für die Wrbeiter, durch private 
und ftaatlich-Tommunale Zerfchlagung der Latifundien in mittlere umb Heine Befigungen 
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(innere Koloniſation). 2. Für den Bergbau durch geſetzliche und abminiftrative Beſtim⸗ 
mungen zur Berhinderung von Monopolringen gegen die Konfumenten und Ürbeiter unb 
angemefjener Befteuerung. 3. Für die ftädtiichen Wohnungen durch ftrengere, gejundheitliche 
=: fittlihe Baur und Unterhaltungsvorjchriften, bejjeren geſetzlichen Schug ber Mieter 
egen Wusbeutung, ſtärlere Heranziehung ber Grundftüde, insbejondere der unbebauten 
Beuftellen, Erleichterung und Berbilligung bed WBorortverlehrd, Förderung ber gemein- 
nügigen Baugejellihajten und »genojienfchaften, wenn nötig nad Enteignung von Bau- 
terraind feitens der Kommunen, um dieſelben kaufe oder pachtweije den Baubedürftigen zur 
Verfügung zu ftellen, möglichft unter Mitwirkung ber Berufävereine. 


D. Allgemeine Forderungen. 

Durdführung einer weitergehenden WUrbeiterjhug- und Sozialpolitit durch internatio» 
nale Ehe Regelung, ſowie Förderung der internationalen Friedensbeſtrebungen. 

inführung ber Vollseinheitsſchule und fortichreitende Verbeſſerung des Vollsſchul— 
weſens durch Verminderung der Schülerzahl in ben einzelnen Klaſſen und durch Ausdehnung 
be3 Lehrpland auf die fozialpolitiichen Geſetze. 

Ausreichende Wahrung der Selbjtverwaltung bed Vollsſchulweſens durch die Gemeinden. 

Schaffung eines freien Reichs-Vereins und Verſammlungsrechts und Unerfennung 
ber Berufövereine. 


E. Stellung zur Bolitil und den politijhen, jowie fommunalen Wahlen. 


Zur Verwirflihung diefes Programms ift eine direlte Teilnahme an allen politifchen 
und kommunalen Wahlen anzuftreben. 

Someit heute ſchon möglich duch Einwirkung auf die Kandidaten im Sinne unjerer 
Forderungen. 


Bon verjchiedenen Rednern wurde beanjtandet, daß da3 Programm 
jo eingehend zu einzelnen Fragen Stellung nehme; denn daraus folge die 
Notwendigkeit öfterer Änderungen. E3 wurde darauf eine Kommiſſion 
eingejegt, die diefen Einwendungen a trug und ein weſentlich 
fürzeres Programm vorjchlug, das dann in folgender Faſſung einjtimmig 
angenommen wurde. 


Programm für den Verband ber Deutfhen Gewerkvereine. 


Die Entwidlung der Weltwirtfhaft und mit ihr bie beherrſchende Stellung ber 
Großbetriebe und bed Großlapitals jchafft eine ſtark wachſende Bevöllerungsmaſſe, die 
keine weitere Sicherung ihrer Eriftenz und ihres ortlommens hat, als ihre Arbeitskraft. 
Die günftige Verwertung biefer Kraft, die Verhinderung ihrer ungebührlihen Ausnutzung, 
fowie bie Sicherung des fulturellen Fortſchritts ber breiten Bevöllerungsmaſſe und ihre 
ethifhe Hebung ift Aufgabe aller wahren Bollöfreunde, in erfter Linie aber der Arbeiter- 
ſchaft ſelbſt. Das wertvollfte Mittel zur Löfung diefer Aufgabe ift ber Zuſammenſchluß 
ber Wrbeiter und Arbeiterinnen in Gemwerkvereinen. 

Die Gewerkvereine ftehen auf nationalem Boden, fie erwarten daher bie Befferung 
ber Wrbeiterlage nicht von einer internationalen Berbrüberung, wohl aber erftreben fie ben 
Austaufh ber Erfahrungen mit ausländifchen Gewerkvereinen und die gegenjeitige Förbe- 
zum ber Arbeiterintereffen. Die Gmerkvereine follen, um die Durchführung ihrer Aufgabe 
wirljan zu fördern, alle Wrbeiter ohne Unterſchied des parteipolitiichen und religiöjen 
Belenntnitfes umfaffen. Sie find mithin religiös neutral unb parteipolitifh unabhängig. 
Die grundlegende Richtung ber Gemwerkvereine ift eine vollstümlich freiheitliche. 

Die Geiververeine a bie foziale und wirtjchaftliche Gleichberechtigung beiber 
Geſchlechter. 

Die Gewerkvereine erſtreben in wirtſchaftlicher Hinſicht für den Arbeiter einen wachſen⸗ 
den Anteil an dem Ertrage der Arbeit. Die Feſtſetzung der Arbeitsbedingungen hat unter 
gleichberechtigter Mitwirlung von Arbeitgebern und Arbeitnehmern zu erfolgen. Der ge— 
eignetſte Weg hierzu iſt der Abſchluß von Tarifverträgen. Sie geben grundſätzlich hierbei 
dem Wege ber Verſtändigung den Vorzug, ſcheuen aber ben Kampf nicht, wo ihren berech- 
tigten Forderungen bie Anerfennung verjagt wird, oder ihre Rechte und Intereſſen ver- 
legt werben. 

Die Gerverkvereine verlangen von der Gejeggebung: Umfaſſende Sicherung bes allge» 
meinen Arbeiterſchutzes und Ausbau in gejundheitlicher und fittlicher Beziehung; Erweite- 
zung ber Fürſorge insbeſondere für Kranke, alte und invalide Arbeiter; Befeitigung aller 
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Geſetze, die die Aufwärtsbewegung der Arbeiterſchaft hemmen, ſowie ausgedehnte Einwirkung 
auf beſſere geiſtige und ſittliche Erziehung des Volles. 

Die Durchführung dieſer Forderung verlangt eine entſchiedene Beteiligung aller Gewerk⸗ 
bereiner am politifchen Leben im Sinne biefer Grundfäge. 

Bur aa Aufgaben auf bem Wege ber Selbſthilfe bedienen fich die &e- 
werkvereine folgender Mittel: 1. des gemeinfamen Borgehend bei ber Vertretung ber Ar- 
beiterinterefjen gegenüber ben Wrbeitgebern und ber Gefeßgebung; 2. der WArbeitävermitt- 
fung durch eigne ober paritätifche Nachweife; 3. der materiellen Unterftüßung ber Mit- 
glieder in allen Notlagen be3 Lebens; 4. Förderung der beruflichen und allgemeinen Bil» 
dung; 5. genoffenfhaftlihen Zufammenfhluß zur gemeinfamen Beihaffung der Wohn- und 
BWirtfchaftsbebürfniffe. 

Zugleich wurde folgende Rejolution einftimmig bejchlofjen: 

Der 16. orbdentlihe Verbandstag ber Deutfchen Gewerkvereine forbert die Haupt- 
vorftände auf, Programme für die bejonderen Berufsintereffen aufzuftelen unb die Ent- 
mwürfe gemeinfam mit einem Bertreter bed Verbandes zu beraten. Diefe Programme 
follen in einer vom Berbande herausgegebenen Schrift gemeinfam mit dem grunblegenben 
Programm bes Verbandes veröffentlicht werben. 


Sm Zufammenhange mit dem Programm wurde auch die Stellung 
zur Politif erörtert. Man war einig darüber, daß verfucht werden 
müſſe, einen größeren Einfluß in den PBarlamenten zu erlangen, ins- 
bejondere auch dadurch, daß Mitglieder der G.-B. als Abgeordnete gewählt 
würden; aber die Anjichten gingen auseinander Binfichtlich bed einzu 
Ichlagenden Weges, ob die Bildung einer jelbftändigen Arbeiterpartei an» 
zuftreben, oder wenigſtens ben Ortsverbänden ala joldhen die Aufitellung 
von Kandidaten zu empfehlen jei, oder ob die politifhe Tätigkeit der 
Mitglieder außerhalb der Vereine zu erfolgen habe. Man einigte ſich 
Ichließlih auf folgende Rejolution. 

Der 16. Verbandstag der Deutfchen Gemwerkvereine (H.-D.) erflärt e3 für eine Pflicht 
aller Gewerkvereine, den alten bewährten und allein zulunftsvollen Grundſatz ber partei- 
—* firchenpolitifhen Unabhängigleit als die Eigenheit unſerer Organiſation aufrecht zu 
erhalten. 

Die grundlegende Richtung der Gewerlvereine iſt eine vollstümlich freiheitliche, weil 
allein in diefer ber Boden gegeben ift, bei Übung voller Toleranz in religiöfen Dingen, 
bie Menichheit zu geiftiger freiheit, gefteigerter mwirtjchaftlicher Kraft und wachſenden Wohl- 
ftand Hinaufzuheben. Der Verbandstag fordert daher alle feine Glieder und Organe auf, 
in dieſem Geifte energiich zu wirken. Die Gemwerkvereine werden ferner aufgefotbert, 
barauf zu bringen, daß bie Mitglieder ihre Pflicht als Staatsbürger erfüllen durch Eintritt 
in bie entſprechenden politifchen Wahlvereine und in biefen mit Befonnenheit, aber voller 
Energie ſich für die Bermirflihung der Gemwerfvereinsforberungen betätigen. Das foll ge- 
fchehen auf dem Boden des beutjchen Baterlandes, beifen Anfehen, Kraft und Größe zu 
fördern, uns als eine Ehrenfache auch alfer deutſchen Arbeitnehmer gilt. 

Endlich wurde die Programmkommiſſion beauftragt, „die Möglichkeit 
vorzubereiten, bei jpäteren Wahlen Gemwerkvereiner in den Reichstag und 
bie Landtage zu bringen”. 

Die Anträge wegen us politischer Wahl- und Bildungsvereine, 
fomwie einer Rebnerſchule fanden feine lee 

Ohne wejentliche Debatte wurde endlich folgender Antrag angenommen: 
„Der Verbandstag erflärt e3 als wünſchenswert, daß in denjenigen G.-8., 
wo der Revers noch befteht, derjelbe jobald als möglich befeitigt wird.“ 

Die Beratung ber neuen Sapungen führte nicht zu erheblichen Gegenfägen. Man 
mar einig darüber, daß bie Stellung eines Berbanbsanwaltes in der bisherigen —— nicht 
beizubehalten ſei. Allerdings wurde die Anſicht vertreten, es ſolle neben einem Verbands- 
leiter aus dem Arbeiterkreiſe noch ein wiſſenſchaftlich gebildeter Berater angeſtellt werden, 
doch fand dieſer Gedanke keinen Anklang, und die Meinungsverſchiedenheit bezog ſich viel- 
mehr nur barauf, ob ein „Borjigender des Verbandes” oder ein „Generalſekretär“ einzu- 
ſetzen ſei. Der erftere war beabfichtigt al3 eine leitende und repräfentierende Perſon, 
renb bem leßteren mehr eine bloße Dberleitung ber Gefchäftsführung zufallen follte. Schli 
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lich ſiegte die erſtere Anſicht. Man war einig darüber, daß die Stellung des Borfigenben 
bed Zentralrates hierneben bejtehen bleiben jollte.e Das bisherige Bureau wurde durch 
einen gejchäftsführenden Ausſchuß aus fünj Perfonen erfegt. Dem Borjigenden wurde ein 
Gehalt von 3000 M., dem Berbandöredatteur ein jolhes von 2400 M. bewilligt!) Der 
Vorſitz im Zentralrate ift ein umentgeltliches Ehrenamt. 

Der Verbanböbeitrag wurde wieder von 8 auf 6 Pf. vierteljährlich herabgeſetzt. Da- 
für wurde dem Berbande die Yufgabe abgenommen, Wrbeitseinjtelungen duch Zuſchüſſe 
zu unterftügen, er hat fich vielmehr auf die Hingabe von Darlehen zu befchränfen. Auch 
bie Agitation foll in erfter Linie den G.-B. und DOrtöverbänden obliegen; fie dürfen bafür 
Lolalzufchläge erheben. Ebenjo wurbe die finanzielle Unterftügung der Ausbreitungsd- 
verbände durch den Verband bejeitig. Der hinfichtlich berfelben gefaßte Beſchluß lautet: 
„Die Ausbreitungs-, bzw. Vezirld- ober Wgitationsverbände find freiwillige Zuſammen- 
ſchließungen von Ortöverbänden. Einer ftatutarifchen Anerkennung dieſes Zujammenfchlujfes 
vom Verbandstage bedarf es nicht. Etwa in ben Berbänben zu erridhtende Urbeiter- 
felretariate find vom Verbande möglichft zu unterftügen.” Die Schaffung einer Ber- 
fiherungseinrichtung für die Berbandböbeamten wurde von neuem grundfäglich bejchloffen, 
doch foll die Durchführung davon abhängig gemacht werben, daß außer ber ge 
bed Wuffichtörates auch die Beteiligung don drei Biertel ber Beamten gejichert ift. em 
Verein wirb empfohlen, bie Hälfte der Beiträge zu übernehmen. 

Bei der Wahl zum Berbandsporjigenden ftanden ſich ald Kandi— 
daten Goldſchmidt als Vertreter der älteren und Gleihauf als Vertreter 
ber modernen Richtung gegenüber. Obgleich eine hierfür a Kom⸗ 
miſſion ſich für Öleihart entihieden hatte, fiegte bei der Wahl Gold- 
ſchmidt mit 31 Stimmen, während Gleihauf nur 27 erhielt. Die neuere 
Richtung ſuchte dann den Poſten des Berbandsredafteurd einem ihrer 
Führer, U. Erkelenz, zu übertragen, allein er erhielt nur 25 Stimmen, 
und Levin, der bisherige Vertreter vor dem Reich3verjicherungamte, wurde 
mit 29 Stimmen gewählt. Die bezeichnete Aufgabe wurde dann Erkelenz 
übertragen, der auf dieſe Weile Mitglied des gejchäftsführenden Aus— 
ſchuſſes wurde. 

Bedeutet hiernach der Berliner Verbandstag in ſachlicher Hinſicht 
einen Sieg der neueren Richtung, ſo iſt ſie * in der kaum minder 
Bi Berjonenfrage unterlegen. 

ine Ergänzun die Beichlüjfe des Verbandstages durch eine 
Konferenz de3 BZentralrates mit den Generalräten, die am 
25./26. Januar 1908 in Berlin abgehalten wurde, und an ber fi) alle 
G.⸗V. mit Ausnahme der Töpfer beteiligten. Nach Referaten von Erkelenz 
und Goldſchmidt über die prinzipielle Stellung und die widhtigften Einzel- 
forderungen wurden folgende Leitſätze einjtimmig angenommen: 


1. Brinzipielle Leitfäge. 

Wir erftreben bie Hebung ber Urbeiterflaffe zur Selbftändigfeit und Gleichberechtigung 
auf bem Boben ber beftehenden Geſellſchaftsordnung. Bu biefem Zwecke arbeiten mir 
mit an einer organifhen Reform diefer Orbnung durch Selbfthilfe und Staatshilfe. 

Wir gehen dabei von ber Erfenntnis aus, daß der Ürbeiterftand jich in einer uner- 
freulichen a befindet durch feine unfichere und unjelbftändige Eriftenz als Lohnarbeiter. 
Wir wollen dem Arbeiter innerhalb des Lohnverhältniffes eine gejicherte Eriftenz erlämpfen. 

Der Aufbau der dazu nötigen Organifationen ift nur zu erreichen durch die Wedung 
und Entwidlung eines begeifterten Standesbewußtſeins, das bereit ift, Opfer zu bringen. 

Wir fcheiden und von ben ſozialdemokratiſchen Gewerkſchaften durch den Grund» 
fag ber parteipolitifhen Neutralität und dadurch, dab wir an Gtelle des grunbfäß- 
lihen Klaſſenlampfes unb ber marriftiihen Forderung bed Solleltiveigentums in erfter 
Linie die Vereinbarung mit den Arbeitgebern in Form von Tarifverträgen ſetzen unb uns 
auf nationalen Boden ftellen. 

Wir ſcheiden und von ben chriſtlichen Gewerkſchaften durch ben Grundſatz ber reli- 


1) Das Gehalt des Anwalts hatte anfangs 3000, fpäter 4000 und ſchließlich 5000 M. 
betragen. 
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giöſen Neutralität, den mir unverändert hochhalten. Wir ſcheiden uns von ihnen, indem 
wir glauben, daß nur auf dem Boden politiſcher und geiſtiger Freiheit der Kampf der 
Arbeiter für Selbſtändigleit und Gleichberechtigung zum Erfolge führen kann. 

Wir fheiden und von allen Organifationen gelben Charalters durch die Erfennt- 
nis, daß beibe Probuftionsjaftoren ſich getrennt und in voller — voneinander 


— weit mehr von großen Zeitidealen agen wird, deren —— in j 
Arbeiter erfte Pflicht der Organijation iR Als Se beale betrachten wir: — nationale 
Ideal. 2. Das Ideal —— Gerechtigleit in ber Geſellſchaft, des Schußes ber Schwachen 
gegen bie Starlen. 3. Das Ideal geiſtiger und politiſcher Freiheit und ae 
4. Das Ideal ethifcher Srichun und Hebung des Einzelmenjhen zu wirkffamerer Mit- 
arbeit in ber Gefamtheit. 


2. zer an Leitſätze. 

Wir fordern von den Unternehm 

bie Anerlennung ber vollen —— der Arbeiter bei der Regelung und 
Feſtſetzung der Arbeitsbedingungen durch den sh von Xarifverträgen zwiſchen bem 
beiberjeitigen Drganifationen mit —— eines Mindeſtverdienſtes, gleichberechtigte Mit⸗ 
wirkung bei Errichtung von Tarif⸗ und nein, —— Aufbeſſ der 
Löhne und Verlkürzung ber Arbeitszeit bis auf längſtens 8 Stunden, wirkſamen ug 
für Leben, Gefundheit und Sittlichleit ber Arbeiter und Ungeftellten beiberlei Gelchlechts 
in Induſtrie, Gewerbe, Handel und Landwirtſchaft. 

Gleiche Entlohnung von Männer- unb Frauenarbeit. 

Jährlichen Ferienurlaub aller Arbeiter und Ungeftellten unter Fortzahlung bed Lohnes. 

Gleichberechtigte Verwaltung aller Wohlfahrtstaffen durch Arbeiter und mer. 

Wir fordern zunähft vom Staat: 

Behnftündigen Marimalarbeitstag für alle Induſtrie- und Verlkehrsarbeiter, adhtftün- 
digen Marimalarbeitätag für alle Arbeiter ber ſchweren Induſtrie (Eifen, Hütten, Bergbau), 
fowie ber chemiſchen Induſtrie, Glas- und Spiegelfabrifation und für alle Kontorangeftellten. 

Schuß ber Frauenarbeit und Berbot ber Sinberarbeit. 

Ausbau der Arbeiterverfiherung (Unfall-, Invaliden- und Krankenverſicherung), ins 
bejonbere Ausdehnung auf die Hausinduftrie. Errichtung einer Witwen- und Waifen- 
verficherung. Ausbau ber Urbeitslofenverfiherung durch bie Gewerkvereine unter Mitwirkung 
ber Gemeinden nad) dem Genter Syſtem. 

Bolle gleichberechtigte Selbftverwaltung aller Berficherungseinrichtungen durch Unter- 
nehmer und Arbeiter. Freies Koalitionsrecht für alle Wrbeiter, freied Bereind- unb Ber- 
ſammlungsrecht, Arbeitslammern unb Neichdarbeitsamt, Mechtsfähigleit ber Berufsbereine. 
— Schiedsgerichte für alle Arbeitsſtreitigleiten mit Verhandlungszwang. (Genfer 

yſtem 

Ausdehnung ber Gewerbe⸗ und Kaufmannsgerichte auf alle Gemeinden, bzw. Bilbung 
folher für mehrere Gemeinden, oder Kommunalverbänbe. Geſeztzliche Einführung bes Ber 
hältniswahlfgftem3 zu allen een Wahlen. 

Rechtliche Regelun rifvertragweſens. 
— — der Sa Erleichterung bed Beſuchs höherer Schulen für Um 
itte 

Politiſche Gleichberechtigung in Reid, Staat und Gemeinde. 

—— aller indirelten Steuern auf notwendige Lebensmittel und Verbrauchs- 
gegenſtände 

Den örtlichen Organifationen wurde zur Pflicht gemadt, fih an 
Wahlen zu ben Gemerbegerichten, Kaufmannsgerichten, Krankenkaſſen, 
Sefellenansfchüffen und Innungsſchiedsgerichten energiſch zu beteiligen. 
Dabei ſoll zunächſt jelbftändig vorgegangen werden. Die Stellung zu 
anderen Organifationen, insbeſondere bei gewerblichen Streitigkeiten, ſoll 
dur das von diefen bewieſene Verhalten beftimmt werben. Die Ber- 
band3leitung wurde beauftragt, öfterd zur Beratung allgemeiner, prin- 
en und taktiſcher Fragen Konferenzen der Redakteure und der ge 
häftsführenden Beamten der einzelnen G.-V. zu veranftalten. 
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Die Organijation der G.-®., wie fie durch die Sabungen des 
Verbandes und der Einzelvereine geichaffen ift, beruht auf beruflicher 
Gliederung. Die Einheit bildet deshalb der nationale Gewerk— 
verein eines bejtimmten in ſich abgejchlofienen Gewerbes. Diejer ftügt 
ji) auf die Ort3vereine, und zwar wird zur Bildung eine Gewerk— 
verein das Vorhandenjein von mindeftens fünf Ortövereinen geforbert. 
Übrigens gibt e3 auch „jelbftändige, d. h. nicht zu einem G.-V. vereinigte 
Drtövereine. Eine Mittelftufe zwiſchen diejen beiden Yormen, die Be» 
zirf3vereine, die man anfangs nad) dem Borbilde der engliichen 
trade unions ind Auge gefaßt hatte, jind nur ganz vereinzelt gebildet. 
Dagegen find vielfad Vereinigungen aller an einem Orte oder in einem 
Bezirke bejtehenden Bereine zur Vertretnug der gemeinjamen Intereſſen 
ald Orts- oder Bezirksverbände gejichaffen, denen insbejondere das 
Bildungsmwejen, Die Erteilung von Recht3beijtand, die Abwehr gegenüber 
anderen Parteien und die Errichtung von Herbergen übertragen ilt. Der 
Beitritt zu dieſen Verbänden war früher obligatoriſch, bis man dies auf 
dem Verbandstage von 1892 beſeitigt hat. 


Nach den für fämtliche Vereine im mejentlichen übereinftimmenden Sapungen be 
zweckt ber &.-B. „ben u. bie Förderung ber Rechte und Intereſſen feiner Mitglieber 
auf dem gefeglichen Wege freien Berufsorganifation, insbeſondere erftrebt er die fort- 
ſchreitende Berbejjerung ber Wrbeiterverhältniffe, insbeſondere des Lohnes und ber Arbeits” 
zeit, wirffamen Schug für Leben, Gefundheit und Gittlichkeit, vor allem ber jugendlichen 
und meiblihen Wrbeiter, Fürſorge für alle Notlagen des Wrbeiterlebend und angemeffene 
Vertretung gegenüber ben Unternehmern und dem Staate — alles dies durch genofjen- 
ſchaftliche Selbfthilfe, gefördert durch Anerkennung und Schuß des Staates.” 

„Diefer Zweck joll hauptſächlich erreicht werben: 1. durch möglichite Verbefferung ber 
Urbeitöverhältniffe ber Mitglieder auf gefeplihen Wege, auch durch Förderung ber allge» 
nreinen Bildung und bes gewerblichen Unterrichts; 2. durch Arbeitövermittlung für Die 
Mitglieder; 3. durd Gewährung von Reife, Überfiebelungs- und Arbeitslofenunterftügung ; 
außerdem bei ausgebrochenen Wrbeitäbifferenzen durch Streil- und Mafregelungsunter- 
ftügungen laut Vorſchrift bes betreffenden Reglements; 4. dur; Gewährung von Rechts- 
ſchutz und Bertretung ber Mitglieber in gewerblichen Fällen bei Unfall; 5. durch Unter- 
ſtütung in Sranfheitd- und Sterbefällen; 6. durch Zugehörigkeit zum Berband ber deutſchen 
Gewerköereine (Hirſch⸗Duncker), auf Grund bes Statuts derfelben. 

Für die unter 5 aufgeführten Unterflügungsfälle find vom Verein befonbere Kaſſen 
mit beionberer Beitragäzahlung und gefonderter Verwaltung gebilbet. 

Die unter 3 aufgeführten Unterftügungen werben in ihrer Höhe unb Dauer nad 
bem jeweiligen Stande ber Bereindlaffe vom Generalrat bemeifen, ohne daß jeboch ben 
Mitgliedern ein Magbares Recht auf dieſelben zufteht.” 

Aufnahmefähig find alle in den betreffenden Gewerben befchäftigten Arbeiter und 
Arbeiterinnen. Ausfchluß erfolgt u. a. bei Beteiligung am foldhen Beitrebungen, bie auf 
eine weſentliche Schäbigung bed Vereins gerichtet find und bei politiſcher Agitation innerhalb 
bed Bereind ober Beitritt ober Bugebörigteit zu einer anderen Wrbeiterberufsvereinigung; 
ebenfo werden folche Mitglieder ausgefchloffen, welche in Werfftätten, in denen eine vom 
Generalrat als berechtigt anerlannte Wrbeitzeinftellung befteht, weiterarbeiten oder Wrbeit 
nehmen. Der Beitrag beträgt möchentlih 25—30 Bf. für männliche und 15—20 Pf. 
für meiblihe Mitglieder; daneben können außerordentliche Beiträge befchloffen werben. 
Das Vereinsorgan wird umentgeltlich geliefert. Die Ortövereine haben Ausſchüſſe und 
halten Ortövereindverfammlungen ab. Die ihn ihnen gemählten Abgeorbneten bilden bie 
Generalverfammlung, bie ben Generalrat wählt. Daneben können allgemeine Abftimmungen 
aller Mitglieder ftattfinden. Jeder G⸗V. hat einen Generalfefretär. 


Die Ortsverbände verfolgen als Zwed „die gemeinfame Förderung 
der Rechte und Intereſſen der Ort3vereinsmitglieder und der Organifation, 
foweit diejelben lofaler Natur find“. Sie bejigen einen Ausſchuß umd einen 
Vorftand, halten auch allgemeine Ort3verbandsverfammlungen ab. Als 
Aufgaben werden bezeichnet: 1. die NAgitation, 2. die Förderung der 
örtlichen Gewerbe» und Arbeiterintereffen, befonderd durch Errichtung von 
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Arbeitsnachweiſen, Rechtsauskunftsſtellen, Arbeiterſekretariaten, Verbands⸗ 
herbergen, gemeinſamen Verſammlungslokalen, Leſezimmern und Bildungs- 
beſtrebungen, Vorträgen, Unterhaltungsabenden, Bibliotheken. Orts— 
verbände, die ———— unterhalten, können bei deren Errichtung 
eine einmalige finanzielle Unterſtützung erhalten und dürfen dafür beſondere 
Beiträge A 

Für Streiks jind folgende Vorſchriften getroffen: 

Wenn in einer Werkftatt, in ber Mitglieder beichäftigt find, Streitigleiten mit dem 
Arbeitgeber auöbrechen oder zu erwarten find, jo ift fofort ber Ortsvereinsausſchuß zu 
benadjrichtigen, der an ben Generalrat zu berichten hat. Dieſer hat fchriftliche Berhaltungee 
mafregeln zu geben und fann einen Bertreter entjenden. „Bei allen Differenzen ift vor 
allen Dingen eine gütliche Beilegung auf dem Wege ber Bereinbarung mit den Unter 
nehmern ober beren Bertreter anzuftreben, ohne daß babei bie Rechte, jowie bie Ehre und 
bad Unfehen ber Wrbeiter verlegt werben bürfen.” „Sit eine gütliche Beilegung nicht 
möglich, jo muß über dad Eintreten in einen Streif durch Stimmzettel, alfo in geheimer 
Abſtimmung, Beichluß gefaßt werben: 1. In der Regel darf nur in ben Streif eingetreten 
werben, wenn mindeftend brei ®Biertel aller in ber betreffenden wer arg anweſenden 
und an der Differenz beteiligten Arbeiter für einen Streik geſtimmt haben Nur wenn 
beſondere Berhältniffe, bie vom @eneralrat oder beffen Bertreter anerlannt werben, vor» 
Liegen, ift eine Abweichung von bdiefer Regel zuläffig.” „Das Eintreten in den Streik ift 
nur unter Beachtung der in der Arbeitsordnung niebergelegten — — uig 
Zur Unterſtützung von Nichtmitgliedern werden von der Hauptkaſſe feine 
mwilligt, doch jollen alle Ortövereine für biejen Zweck Lolalfonds befigen. —S * 
ohne vorherige Verſtändigung und Beratung mit ihrem Ortsvereinsausſchuſſe in einer 
Werkſtatt Forderungen ſtellen und dadurch — werden, gelten im allgemeinen * 
als gemaßregelt.“ „Den Anweiſungen des Generalrats oder deſſen Vertreters, bzw. des 
Streilleiters iſt bei Verluſt des Unterſtützungsanſpruchs unbedingt Folge zu leiſten.“ 


Uber den Geſamtverband beſtimmen die in Berlin beſchloſſenen 


neuen Satzungen folgendes: 

8 1. Der Verband der Deutſchen Gewerkvereine bildet den dauernden Bund aller 
Deutſchen Gewerl⸗ und Ortsvereine, welche die Hebung ber Arbeiterklaſſe zu Selbftftändig- 
keit und Gleichberechtigung mit allen andern Klaſſen auf dem Wege der geſetzlichen Reform, 
insbeſondere durch Berufsorganiſation, Bildung und Genoſſenſchaft erftreben. 

Der Zweck des Verbandes iſt die —— Verteidigung, Ausbreitung, Förderung 
und Unterſtützung der Deutſchen Gewerkvereine. Dieſer Zweck wird hauptſä fich — 
1. durch Vertretung ber geſamten Gewerkvereinsbewegung, einſchließl. des freien Kaffen- 
weſens, gegenüber der ——— der Verwaltung und der Geſellſchaft im allgemeinen, 
ſowie duch Anregung und Anbahnung allgemeiner Maßnahmen zur praktiſchen Verbeſſerung 
der Arbeitsbedingungen; 2. durch Ausſendung, bzw. Unterſtützung von Rednern in alle 
Teile Deutſchlands behufs Aufflärung, Ausbreitung und Abwehr; in bie Agitation für ein- 
zelne Gemerkvereine tritt der Verband nur ein, fomeit ber betreffende Gewerkverein bie 
erforderlichen Mittel und Kräfte nicht beſitzt; 3. durch gemeinfame, ber Gewerkvereinsſache 
dienende Preforgane; 4. durch eine Frauen-Begräbniskaſſe für bie Mitglieder derjenigen 
Berbandövereine, welche fich berfelben anſchließen. 

BVeitrittöberechtigt ift jebe Berufsvereinigung, die fi den Grundfägen und Beftrebu a... 
des Berbandes anfchließt. Über die Aufnahme entſcheidet ber Zentralrat. Die Ortövereine 
haben für jedes Mitglied einen Beitrag an die Verbandskaſſe zu zahlen, ber bei einer Mit- 
glieberzahl bis zu 140000 6 Pf., von 140000 bi3 180000 5 Pf. und bei einer größeren 
Zahl 4 Pf. vierteljährlich beträgt. Daneben kann vom Sentralrate oder bem Berbanbs- 
tage „zur Unterſtützung eines durch gig mo Ausfperrung ober Wrbeitdeinftellung be» 
drängten Berbanbövereind” eine nad ber Mitgliederzahl abgeftufte Steuer befchloffen mer- 
ben. Die Bereine find berechtigt, „zur Unterftügung bei großen Wrbeitäftreitigteiten bie 
Bermittlung bed Verbandes eventl. materielle Hilfe in form von Darlehen in Anſpruch 
u nehmen. Wirb ein Mitglied eines Ortsverbandsausſchuſſes, bad hervorragend vor ber 
Defentlichteit tätig war, wegen feines Eintretens für die G⸗V. gemaßregelt, jo erhält 
e3 vom Berbande fo lange feinen biäherigen Wochenlohn, bis es anbermweit wieber in 
Arbeit lommt. 

Organe bed Verbandes find: 1. ber Verbandstag, 2. ber Zentralrat, 3. ber geſchäfts- 
führende Ausſchuß. 

Der —— ber alle drei Jahre tagt, beſteht aus Abgeordeten ber einzelnen 
G.⸗V. und felbftändigen Ortövereinen, bie burch bie Generalverfammlungen ober allgemeinen 
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Mitglieberverfammlungen in der Beije zu wählen find, daß auf rg gern 
1000— 2000 Mitglieder zwei auf jede ferneren 3000 Mitglieder ein weiterer 
georbneter entfällt. Aufgabe bes a ift imäbefondere „Die erg ber = 
gemeinen ntereffen der G⸗V. gegenüber ben Wrbeitgebern, den Behörbern, der Geſetz⸗ 
ern Free jowie bie Stellungnahme zu wichtigen wirtjchaftlich-fozialen 

Der Bentralrat er aus Vertretern der G.-®. und Ortsvereine, bie 2* ‚ie 
10000 Mitglieder gewählt werben. „Seiner Beſchlußfaſſung unterliegen alle prinzipiell 
wichtigen Entſcheidungen ug bie Zaftil, Die — —— zu geſehgeberiſchen Fragen 
und über bie Vertretung ber G.V. in der Öffentlichkeit.“ Alle übrigen Geſchäfte werben 
——— von dem geſchäftsführenden Ausihuffe 

Der Berbanbövorjigende ift ber leitende Beamte des Verbandes ber Deutſchen Ge- 
werkvereine und hat ben Berband und bie Gewerkvereinäbewegung nad innen unb außen 
zu vertreten. ferner bat ber Borfigenbe insbeſondere die Gejeggebung und —— 
mit Bezug auf bie Gewerlvereine und die Arbeiterintereſſen zu beobachten und allen (häbe 
lichen Einflüffen entgegenzutreten. 

Bas die Tätigkeit der ©.-®. betrifft, jo Haben fie von jeher gs 
Gewicht gelegt auf ein möglichſt vollfommenes Unterjtügungs- und Kafjen- 
wejen. Alle Bereine bejigen Kranken- und Sterbekaſſen, die meiften auch 
Darlehens⸗ und Sparkaſſen. Dem Einfluſſe der G.-®. iſt es in erſter 
Linie zu danken, daß das nt: über die eingejchriebenen Hilfsfajjen vom 
7. April 1876 erlafjen, und daß in der Geiverbeordnung und den jpäteren 
Verjicherungsgejegen im weſentlichen der Grundjaß des bloßen Kaſſen⸗ 

anges im Gegenſatze zu der weitergehenden Forderung der Zwangskaſſen 
ufnahme gefunden hat, daß alſo insbeſondere die Zugehörigkeit zu einer, 
den ——— Normativbeſtimmungen entſprechenden Hilfskaſſe von dem 
Beitritt zu der Zwan —— entbindet. Als die Krankenkaſſennovelle vom 
10. April 1892 die Beſtimmung traf, daß die freien Kaſſen die ärztliche 
Behandlung in Natur — im — u der früher geſtatteten Geld— 
entihädigung — leijten, und daß der & de3 Krankengeldes ji nad) 
dem ort3üblihen Tagelohn des Wohnortes des Verjicherten — im Gegen- 
fage zu dem Sitze der Kaſſe — richten müſſe, entwidelte jich eine — 
Bewegung auf völlige Aufhebung der Kaſſen, die aber von der Zentral» 
leitung mit Erfolg befämpft ift. Nach dem Gejege müjjen die Hilfskafjen 
von den G.V. völlig getrennt fein. Immerhin hat man eine gemein- 
ſchaftliche Intereffenvertretung zunächſt durch ein Kartell und jeit 1892 
uch den „Berband ber deutjhen G.-V.-Hilfskaſſen“ hHergeitellt. 
über die Ziele der bisherigen Sozialverjicherung hinaus hat man 
jeitend der G⸗V. die Berjiherung gegen Arbeitslojigleit ins 
Auge gefaßt. Allein obgleich auf dem 1 Berbanbätage in Nürnberg 1879 
da3 von einer zu diefem Zwecke eingejegten Kommijjion ausgearbeitete 
Statut einer „Verbandskaſſe für Reiſende und Arbeit3lofe” zur Annahme 
gelangte, jo ift die legtere doch mangels ausreichender — nicht 
ins Leben — Immerhin hat man durch ſtatiſtiſche Erhebungen 
über Häufigkeit und Dauer der —6 ſich ein erhebliches Verdienſt 
erworben. Außerdem haben ſchon ſeit 1881, wo die Tiſchler damit be— 
gannen, die einzelnen G.V. eine Yrbeitölofenunterftügung ein 
gerichtet, und a dem Berbandötage in Danzig 1895 konnte der Berbands- 
anmwalt feititellen, daß diejelbe jeßt bei allen Vereinen durchgeführt jei. 
Diefelbe beträgt nad) der Dauer der Mitgliedſchaft wöchentlich 6—10,50M. 
und wird meijt bis zu 52 Wochen gezahlt. Beruht Die Arbeitslofigfeit 
auf gt Ausſperrung — gerechtfertigten Streik, jo ſteigt ſie 
bis zu 15 nd bei den Gtreifleitern jogar bis auf 20 M., jedoch in 
biefer Höhe nur für 13 Wochen. 
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Daneben gibt es Reiſeunterſtützung, Üüberſiedelungsbeihilfe und Unter- 
ftügung bei Krankheiten, Sterbefällen und in befonderen Notlagen. Gut 
geordnet ift der Arbeitsnachweis, fowie die Einrichtungen zur Ge- 
währung von Rechtsſchutz. Die Ortsvereine oder noch häufiger ie Ort3- 
verbände beitellen einen geeigneten Rechtöverftändigen, bei dem die Mit- 
re unentgeltlid Rechtsauskunft erhalten, übernehmen auch auf ihre 

oſten die Prozekführung, wobei nur Beleidigungs-, Eheſcheidungs⸗ und 
eh jowie Streitigfeiten der Mitglieder untereinander aus- 
geichlojjen find. Viele Vereine haben bejoldete Arbeiterjetretäre an- 
geitellt. Mit der Vertretung vor dem Neichöverjicherungsamte ijt ein 
bejonderer Beamter beauftragt. Mit den Arbeitnachweijen find häufig 
Herbergen verbunden, in denen die Reifenden unentgeltliche Verpflegung 
erhalten. Bejonderen Wert haben die G.V. ftet3 auf das Bildungs- 
weſen gelegt. Die Ort3verbände veranftalten Vorträge und befigen Biblio- 
thefen. Die meiften Vereine ftehen in nahen Beziehungen zu der „Gejell- 
Ichaft für Verbreitung von Volksbildung“. M. Hirſch jelbjt war einer 
der Gründer der „Humboldt-Akademie“. Entiprechend ihrer Betonung der 
GSelbithilfe Haben die G.-V. ſich eifrig des —— 
angenommen und vielfach Kredit- und Konſumvereine ind Leben gerufen, 
mährend die Produftivgenojjenjchaften meift an der mangelnden kauf— 
männijchen Berechnung und Erfahrung —— ſind. Mit Nachdruck 
iſt man für die geſetzliche Ordnung der Berufsvereine, insbeſondere die 
Verleihung der Rechtsfähigkeit eingetreten; ebenſo für möglichſte Sicherung 
des Koalitionsrechtes. Dem Wohnungsweſen iſt —— Aufmerk⸗ 
ſamkeit gewidmet. Nicht allein ſind vielfach Baugenoſſenſchaften begründet, 
ſondern der Verband hat ſich auch als ſolcher an dem — 
kongreß beteiligt. Ein großes Verdienſt haben die G.V. ſich erworben 
durch ihre Tätigkeit auf dem Gebiete der Arbeiterſtatiſtik, insbeſondere 
die regelmäßig alle drei Jahre veranſtalteten Erhebungen über die Lohn— 
und Arbeitsverhältniſſe. 

Hinſichtlich der Sozialpolitik im engeren Sinne hat ſich bisher 
noch keine en a dmg Auffaffung entwidelt. Während man anfangs 
in doftrinärer Abneigung gegen jede Form von Staat3hilfe nicht allein 
die ftaatliche Srbeiterseriikerum, fondern auch den gejetlichen Arbeiter- 
Ihub ablehnte und alles von der eignen Kraft der Organijation erwartete, 
hat man fi) neuerdings mit dem jtaatlichen Eingreifen mehr oder weniger 
ausgejöhnt. Schuß der Frauen und Finder, möglichite Befeitigung der 
Nacht- und Sonntagdarbeit wird einftimmig —— Dagegen beſteht 
noch ein Gegenſatz hinſichtlich der geſetzlichen Arbeitszeitbeſchränkung für 
erwachſene Männer. Die Forderung des Maximalarbeitstages 
wurde von Hirſch auf das entſchiedenſte bekämpft, während ſie in den 
Kreiſen der Mitglieder immer mehr Zuſtimmung fand. Man einigte ſich 
endlich dahin, daß der geielige Eingriff zunächſt für gejundheitöfchädliche 
Betriebe gefordert wurde. Dagegen haben ji die G.-B. durch energijche 
Bertretung des Koalitionsrechts, Belämpfung der Zuchthausporlage und 
des Arbeit3willigengejeßes, Förderung der Gemwerbe- und Kaufmanndgerichte 
und ber ———— einer geſetzlichen Grundlage für die Berufsvereine große 
Verdienſte erworben. Der anfängliche Standpunkt von Hirſch über eine 
innere Harmonie der Intereſſen zwiſchen Arbeit und Kapital, der den 
G.⸗V. ſoviel Hohn und Angriffe eingetragen hat, iſt von ihm ſpäter etwas 
eingeſchränkt, aber niemals aufgegeben. Deshalb ſtand er dem Streik 
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in höherem Grade ablehnend gegenüber, ald es mit den realen Verhältniſſen 
vereinbar ift. Statt besfelben forderte man Schiedsgerichte und 
Einigungsämter, jowie Tarifverträge. Die Vereine haben auf 
dieſem Gebiete manche Erfolge aufzuweiſen, aber jchließlich doch auch in 
höherem Umfange, als e3 dem Grundgedanken von Hirſch entſprach, ſich 
an Arbeit3einftellungen beteiligt. Der Berband ijt dem Berein für Sozial» 
politif, der internationalen Bereinigung für Arbeiterſchutz, der Gejellfchaft 
für joziale Reform und der Fsriedensgejellichaft beigetreten, hat auch an 
der von der letteren im Sommer 1906 veranjtalteten Studienreije nad 
England durch einen Vertreter teilgenommen. 

Hinfichtlid der Stellung zur Politik haben die &.-8. an der von 
ihnen proflamierten Neutralität injoweit feitgehalten, daß fie ſich niemals 
offiziell in den Dienjt einer beſtimmten Partei gejtellt haben. Allerdings 
war bis in die neufte Zeit hinein das Verhältnis zu der freilinnigen Volks— 
partei, der Hirſch und Goldſchmidt als Abgeordnete angehörten, wejentlich 
enger, al3 zu den übrigen liberalen Parteien, und die Haltung des Verbands⸗ 
organd lieb die perjönliche politiſche Auffafjung feines Leiters mehr hervor- 
treten, al3 es mit der Rüdjicht auf abweichende Anjchauungen der Mit- 

lieder vereinbar war. Es jcheint auch, als ob Hirſch jich durch den 
unſch, die Fühlung mit der Fortichrittspartei nicht zu verlieren, obgleich 
diefe dem Grundgedanken einer jozialen Hebung der Arbeiterflajje durchaus 
ablehnend gegenüberftand, hat bejtimmen lafjen, den ihm mehrfach entgegen- 
—— lan der Schaffung einer ſelbſtändigen Arbeiterpartei * em 
oben ber beſtehenden Staat3- und Wirtſchaftsordnung, deſſen Ausführung 
vielleiht die Entwidlung der Sozialdemokratie zu ihrer heutigen Macht» 
ftellung verhindert haben würde, nad mehrfahem Schwanfen ablehnte. 
Übrigens ift die politifche Neutralität niemal3 auf alle, insbejondere auch 
die fonjervativen, Parteien ausgedehnt, und durch das oben mitgeteilte 
Programm ift feitgeitellt, daß die Grundrichtung der G.-V. eine freiheitlich- 
volfstümliche, aljo eine liberale jein jol. Es würde zur Klärung bei» 
tragen, wenn man daraus auch die praftijchen Konjequenzen zöge. 

Es ift das Verdienſt der „Düfjeldorfer Richtung“, daß jie die 
von Hirſch vertretene und in der Zentralleitung herrichende, auf man— 
—— Rückſtändigkeit und mangelnder Entfölußfähigfeit beruhende 

erehrung für die „alten bewährten — — und Einrichtungen“ mit 
jugendfriſcher Rückſichtsloſigkeit bekämpfte und dazu beitrug, allmählich 
einen Umſchwung herbeizuführen!). Aber es iſt ſpäter nicht immer mehr 
möglich, da3 in der Vergangenheit Verſäumte wieder nachzuholen. Jeden— 
fall3 ift der Kampf heute mwejentlich jchwieriger geworden. — 

Die Berteilung der Mitglieder auf die einzelnen Berufe ergibt fich 
aus der folgenden Tabelle?): (Siehe Anlage A.) 

Es bejtehen 2146 Ortsvereine und 212 DOrtsverbände, ſowie 9 Aus- 
breitung3verbände und Arbeiterjefretariate. Im Dienſte des Verbandes 
und der einzelnen ©.-®. befinden jich 119 bejoldete Beamte. 

Die Gejamteinnahmen aller G.-B. in der Zeit von 1869 bis 1907 
beliefen fich auf 45876401 M., die Gejamtausgaben auf 41907453 M., 


1) Umbreit: „Die gegnerifchen Gewerkſchaften in Deutfchland” (2. Aufl, Berlin 1907, 
Verlag ber Generallommifjion) bemerlt ©. 53: „Nach dbiefem Programm befteht eine weſent⸗ 
fihe Abweichung von bem Programm ber freien Gewerkſchaften nicht.‘ 

n 9) Für die Jahre 1873—1878 und 1880—1885 find ftatiftifche Angaben nicht ver⸗ 
öffentficht. 
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ſo daß Ende 1907 ein Vermögensbeſtand von 3813830 M. (gleich 36 M. 
45 Pf. auf den Kopf) verblieb. Von den Ausgaben entfielen 24279845 M. 
auf Kranken- und Sterbegelder, 2698041 auf Invaliden-, Neife-, Not- 
ſtands- und Wrbeitzlojenunterjtügung, Rechtsſchutz und Bildungszmede, 
7029219 M. auf Streil3 und Ausfperrungen und 7900348 M. auf Ber- 
waltungstoften und Agitation. 

Das — — einſchließlich der Organkaſſe betrug Ende 
1907 65408 M 

Die Einnahmen und — der —— G.⸗V. im Jahre 1906 1) 
ergibt vorftehende Tabelle: (Siehe Anlage 

Es bejlehen 5 Nrheiterfefretarinte, 20 Rechtsauskunftsſtellen und 
13 Auskunftsbureaus. 

Das Berbandsorgan, der „Gewerkverein“, ee in einer Auflage 
bon 12000 Eremplaren. Das neben ihm am 1. Januar 1905 ins 
Leben gerufene „Korrejpondenzblatt” ift jchon am 1. Juli 1905 wieder 
Eingegangen. Dage * beſtehen noch fernere —— der einzelnen 

1. „Der Regulator“ —— .„Der Fabrik⸗ und 
Handarbeiter“ (Fabrik- und Handarbeiter), 3. „Kaufmänniſche Rundſchau“ 
(Kaufleute), 4. „Die Eiche“ (Tiſchler), 5. „Der ebderarbeiter” (Schuh. 
mader), 6. „Der Berichterſtatter“ (Schneider), 7. „Der Korreſpondent“ 
(Stuhlarbeiter), 8. „Der Bauhandwerker“ (Bauhandwerfer), 9. „Der Berg- 
arbeiter” (Bergarbeiter), 10. „Die Arbeiterin” (Frauen und Mädch 2 
11. „Der Töpfer” (Töpfer, Ofenjeger, Ziegler). Die — G.⸗V. be⸗ 
nutzen den „Gewerkverein“ als Fachblatt. Die wiederholt aufgetauchten 
Plaͤne der Gründung einer eignen Tageszeitung ſind bisher Ber itert. 


III. Die freien Gewerkſchaften. 
A. Borgeichichte. 


1. Der v. Schweitzerſche Gewerkſchaftsverband. 


Auf dem von v. Schweißer auf den 26. September 1868 berufenen 
und unter feinem Borjige tagenden Kongreſſe?) gelang es diefem nad) 
ber gewaltjamen Entfernung der Hirſchſchen Anhänger ohne Mühe, feine 
borher bis in alle Einzelheiten ausgearbeiteten Pläne zur Annahme zu 
bringen. Jede Gewerkſchaft jollte Durch ganz Deutichland eine geſchloſſene 
Einheit bilden. Aus den Vorſtänden der einzelnen — — wurde 
eine Zentralleitung unter dem Namen „Allgemeiner deutſcher Ge— 
werkſchaftsverband“ gebildet, deſſen Sitz in Berlin war und deſſen Prä— 
ſidium aus v. Schweitzer, —— und einer dritten unbekannten Perſon be— 
ſtand. v. Schweitzer beabſichtigte die Einteilung der Gewerkſchaften, die auf dem 
Grundſatze der Branchenorganiſation beruhte, in 32 Berufsgruppen, die 
ſog. „Arbeiterſchaften“, die etwa den ſpäteren „Induſtrieverbänden“ ent— 
ſprechen. Von ſolchen Arbeiterſchaften wurden auf dem Kongreſſe ſofort 
zehn gebildet, nämlich: die Berg- und Hüttenarbeiter, die Metallarbeiter, 


1) Für 1907 iſt nur bie Geſamteinnahme (1541360 M.) und bie Geſamtausgabe 
(1434343 M.) veröffentlicht. 
N) Bgl. ©. 2. 
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die Färber, die Weber und Manufakturarbeiter, die Schuhmacher, die 
Bäcker, die Buchbinder, die Schneider, die Holzarbeiter und die Maurer. 
Die Delegierten von zwei anderen Verbänden verſprachen, ihren General- 
verfammlungen den Anjchluß zu empfehlen. Nur die Buchdruder ihre 
diefen ab, da fie nicht eine zentraliftiiche, jondern nur eine jöderalijtijche 
Drganijation wollten. Der Kongreß beichloß, jich ald 1. Generalverfamm- 
lung de3 gegründeten Gewerkſchaftsbundes zu betrachten. 

Auf der am 26. Mai 1869 in Kajjel abgehaltenen 2. Generalverjamm- 
lung wurde mitgeteilt, daß ſich 13 Arbeiterjchaften dem Bunde angejchlojjen 
hätten. Es waren 35232 zahlende Mitglieder aus 220 Orten durch 100 
Delegierte vertreten. 

ber troß des erzielten Erfolges entjchied ſich v. Schweißer für eine 
rundjägliche Umgeitaltung, die das Aufgeben der gewerkſchaftlichen Organi- 
Fation bedeutete. Die am 12./15. Januar in Berlin —— 3. General⸗ 
erg pe auf der 20674 Mitglieder durch 89 Delegierte vertreten 
waren, bejhloß nämlich auf feinen Antrag, den Gewerkſchaftsbund in einen 
„Allgemeinen deutſchen Arbeiterunterſtützungsverband“ 
umzuwandeln. Die Berufsgruppen wurden aufgehoben; die Mitglieder 
ſollten ſich vielmehr ohne Rückſicht auf den Beruf zu örtlichen Organi— 
ſationen zuſammenſchließen. 

Dieſer Verband ſollte mit dem „Allgemeinen deutſchen Arbeiter- 
vereine“ in engſter Verbindung bleiben, indem nicht allein zwiſchen den 
Präſidenten eine Perſonalunion beſtehen ſollte, ſondern auch die Mitglied— 
ſchaft des Unterſtützungsverbandes von der Anerkennung der Grundſätze 
des Arbeitervereins abhängig gemacht war. 

Welche Gründe v. Schweitzer hierzu beſtimmt haben, iſt ſchwer zu 
beurteilen. Möglicherweiſe fürchtete er aus der naheliegenden Konkurrenz 
beider Organiſationen eine Zerſplitterung und war von der alleinſelig— 
macdhenden Kraft der politiichen Sozialdemofratie jo überzeugt, daß er ſie 
nicht durch eine jelbftändige Gewerkſchaftsbewegung lahmlegen wollte, viel- 
leicht aber war e3 auch ein aus jeiner eigenartigen Natur zu erflärender 
blajierter Überdruß an dem jelbjtgeichaffenen Unternehmen. Dieſe An- 
nahme liegt um jo näher, al3 er bald darauf das Präfidium des Vereins 
niederlegte und jich von aller politifchen Tätigkeit zurüdzog. 

Aber auch in den beteiligten Arbeiterkreifen fand ber gefaßte Beſchluß 
lebhaften Widerfpruch, verjchiedene Organijationen lehnten ihren Anſchluß 
ab, und in der 4. Generalverfammlung, die am 25. Mai 1871 in Berlin 
ftattfand, waren nur noch 4257 Mitglieder in 27 Orten durch 18 Delegierte 
vertreten. Das Präfidium hatte an dv. Schweiterd Stelle Hafenclever 
übernommen. Obgleich die Verfammlung den früher gefaßten Beichluß 
wieder un und die Bildung von Berufsgruppen zuließ, jo war doch 
bie Lebenskraft des Unternehmens zerftört, und Hajenclever benußte die 
in der nächſten Zeit einjegenden polizeilihen Berfolgungen, um durch 
Erlaß vom 8. September 1874 den Verband formell aufzulöfen. 


2. Die Marziftiihden Gewerkſchaften. 


Auch die Marrijten hatten die große praftiiche Bedeutung der Ge— 
werkichaften erkannt, aber fie gerieten, al3 die fonjequenteren, noch mehr 
al3 die LZajjalleaner in Konflilt mit ihrer Grundauffafjung von der Uns 
möglichkeit, unter ber Herrjchaft der bejtehenden Wirtſchaftsordnung zu 
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befriedigenden Zuftänden zu gelangen, während doch die Gemerfichaften 
jih grundfäglih auf den Boden diejer Ordnung ftellen. So fand man 
denn jchließlich eine Vermittlung in dem Standpunkte, daß die ©. freilich 
das Los der Arbeiterklajfe nicht eigentlich zu bejjern vermöchten, aber dod) 
weiteren Verjchlechterungen vorzubeugen imjtande jeien und vor allem 
Schulen bildeten, in denen es möglich jei, die Arbeiter zum Berjtändnifje 
ihrer Lage zu bringen und für die politifchen Aufgaben vorzubereiten. 
Eine fonjequentere Richtung freilich ſprach es offen aus, daß die ©.- 
Bewegung feinen weiteren Zweck haben könne, al3 gewijjermaßen erperi- 
mentell die Unmöglichkeit zu beweijen, im Rahmen der bejtehenden Ordnung 
zu befriedigenden Zuftänden zu gelangen und fo die Arbeiterjchaft von 
der Notwendigkeit einer Umgeftaltung der heutigen Verhältnifje zu über- 
zeugen. 

Eine weitere Verfchiedenheit beider Richtungen bejtand darin, daß 
bie Lafjalleaner jih im nationalen Rahmen hielten, während die 
Marriften die internationale Regelung als die allein mögliche anjahen. 
Anftatt nun aber den Ausgangspunkt von nationalen Verbänden zu nehmen 
und deren internationale re als legten Abjchluß der Zukunft 
borzubehalten, ging man umgefehrt davon aus, daß vor allem die an der 
Abgrenzung der Böter lebende rüdjtändige Auffaſſung durchbrochen 
werden müſſe und deshalb bie internationale Organijation die Grundlage 
ber nationalen zu bilden habe. Übrigens war da3 Ziel, dad man anftrebte, 
das gleiche, wie e8 Schweißer verfolgte, nämlich nicht berufsmäßig ab- 
ge n. Vereinigungen, von denen man vielmehr annahm, daß fie, ala 
auf falichem "Rattengeiff“ beruhend, dem — — Abbruch 
tun würden, ſondern allgemeine Arbeiterverbände, die ſich von den 
politiſchen nur duch ihr zunächſt in Angriff genommenes Arbeitsgebiet 
unterſchieden. Endlich hielt man die gewerkſchaftlichen Vereinigungen über- 
— da ſie auf dem Boden des Lohnſyſtems ſtanden, nicht Hr in erſter 

inie wertvoll, jondern richtete vielmehr die Agitation zunächſt auf Pro- 
duktivgenoſſenſchaften, die den Arbeiter in die Lage bringen jollten, fich 
der Herrſchaft des Kapital3 und des Unternehmertums zu entziehen und 
deshalb geeignet jchienen, einen Übergang zu ber künftigen fozialiftiichen 
Wirtſchaftsordnung herzuſtellen. 

Demgemäß Kiſdig der erſte von der „Internationalen Arbeiter— 
aſſoziation“ in London ee Kongreß, der vom 3. bis 9. September 
1 in Genf tagte, auf Vorjchlag des Generalrates, daß die Tätigkeit 
der „Gewerkvereine“, die jich mit den Fragen des Lohnes und der Arbeitz- 

eit zu bejchäftigen hätten, als notwendig anzuerkennen jei, jolange die 
—— Birtiheitsform beitehe, daß fie aber bisher zu ausſchließlich den 
unmittelbaren Kampf gegen das Kapital vor Augen gehabt und ihre eigne 
Macht der Tätigkeit gegen das heutige Produktionsſyſtem noch nicht voll- 
fommen verjtanden — daß ſie vielmehr Schwerpunkte der Organiſation 
für die Arbeiterklaſſe zu bilden und ihre Tätigkeit durch die Verbindung 
der Vereine in allen Ländern zu verallgemeinern hätten. „Die Errichtung 
und Förderung von G.⸗V. ſoll er — fo heißt e3 dann wörtlid — 
„bie Hauptaufgabe des Arbeiterftandes für die u und die nächſte 
BZufunft bleiben; abgejehen bavon, daß fie den Übergriffen des Kapitals 
en müſſen fie lernen, in bemwußter Weiſe al3 Brennpunkt 
der Organiſation der Arbeiterflajje zu handeln im Intereſſe ihrer voll» 
ftändigen Emanzipation.“ 
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Die Arbeit3einftellungen beſchloß man, obgleich von einigen Seiten 
ihr Nutzen völlig beitritten wurde, „als notwendiges Hilf3mittel im Kampfe 
wiſchen Stapital und Arbeit” anzuerkennen, doch ſei ihr Hauptmwert zu 
ai „in der Gemöhnung der Arbeiter an gemeinfame Aktion und in der 
zumeilen im Anjchluß an Streifs erfolgenden Gründung von Produftiv- 
genoſſenſchaften“. 

Auf dem dritten Kongreſſe in Brüſſel, der vom 6. bis 13. September 
1868 tagte, wurden dieſe Beſchlüſſe beſtätigt, die allgemeine Gründung 
von Streikkaſſen empfohlen und alle Mitglieder der internationalen 
Arbeiteraſſoziation zum Eintritte in die „Gewerksgenoſſenſchaften“, wie 
man fie jet nannte, aufgefordert. Auch der 1869 in Bafel abgehaltene 
Kongreß beauftragte den Generalrat, „die internationale Verbindung der 
Gewerksgenoſſenſchaften aller Länder zu vermitteln“. 

Sn Deutſchland hatte die Marpihe Richtung der Sozialdemokratie 
guerft Fuß gefaßt, als der auf den 5. September 1868 nad) Nürnberg 
erufene 5. Vereindtag deuticher Arbeitervereine, die bi3 dahin im Fahr— 
wajjer der Fortjchrittspartei gejegelt waren, auf Antrag von Liebknecht 
den Beichluß gefaßt hatte, „da8 Programm der internationalen Arbeiter» 
alfoziation zu dem jeinigen zu machen”. Zugleich wurde unter mens 
eine3 Antrags Sonnemann, der ſich für ftaatliche Altersverſorgungs- un 
Debensbeiriernn Sfafjen ausſprach, beichloffen, „ven Mitgliedern des Ver- 
bande3 und jpeziell dem Bororte aufzugeben, für Vereinigungen der Arbeiter 
in zentralijierten Genoſſenſchaften tatkräftig zu wirken“. 

Auch der Eonftituierende Kongreß ber %o ialdemokratiſchen Arbeiter- 
partei in Eiſenach (7. bis 9. Auguft 1869) Relfte fih auf den gleichen 
Standpunkt, fand aber eine Schwierigkeit darin vor, daß da3 gemwerfichaft- 
(ie Intereſſe bereit3 — durch die laſſalleaniſchen Sründungen 
in Anſpruch genommen war. So wurde denn auf Antrag von Bebel und 
York beichlojjen: „Die fozialdemofratiiche Arbeiterpartei betrachtet es ala 
eine Pflicht jedes Parteigenojjen, auf eine Einigung der ©. mit allen 
Mitteln hinzumirken, hält aber al3 Bedingung feit, daß die Gewerkſchaften 
jih von dem Arbeiterjchaftspräfidium des Herrn v. Schweiter losſagen. 
Zugleich empfiehlt der Kongreß die weitere Bildung von Gemwerfögenofjen- 
Ichaften auf internationaler Grundlage.“ 

In der neuen Bewegung herriähte injofern feine einheitliche Auf- 
jaffung, als die eine Richtung die Zuſammenfaſſung der einzelnen ©. zu 
rößeren Verbänden anftrebte, während die andere an der „abjoluten 
Anabhän igkeit“ fefthielt. Somohl der 1870 in Stuttgart abgehaltene 
2. Barteifongreß, wie eine Gewerkſchaftskonferenz, die im Anjchluß an den 
3. Barteilongreß am 15. Auguft 1871 in Dresden tagte, bemühten ſich 
vergeblih, eine Berftändigung zu erzielen. 

Immerhin hatte da3 Unternehmen der „Eiſenacher“ mehr Erfolge 
aufzumeijen, al3 die Lajjalleaner. Nicht allein erhielt die Marxſche über 
die Laſſalleſche Richtung —— bald das Übergewicht, ſondern dazu 
kam noch, daß v. — urch ſeine diktatoriſche Haltung ſich viele 
Feinde gemacht hatte. Außerdem knüpfte der Ausdruck „Gewerksgenoſſen— 
ſchaft“ an die gerade von Laſſalle in den Vordergrund ſeines Programms 
eſtellten Produktivaſſoziationen an, und endlich ab ber internationale 

harakter einen gemwijjen Nimbus, al3 ob u, eine außerorbentliche 
Macht gewährt wäre. So gelang denn vielfach die Verſchmelzung der 
von beiden Richtungen begründeten Verbände. 
3* 
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3. Die Porkſche Gewerkihaftsunion. 


Bon befonderem Intereſſe jind die Beitrebungen de3 bereit3 erwähnten 
York, eines Tiſchlers in Harburg, der es al3 feine Lebensaufgabe anjah, 
die — — Entwicklung auf eine höhere Stufe zu heben. Er 
ſah den Grund des bisherigen Mißerfolges einerſeits in der zu großen 
Zerſplitterung der Gewerksgenoſſenſchaften und andererſeits in der Ab- 
hängigfeit berjelben von der politijhen Partei. Er forderte deshalb 
eine Trennung bon der leßteren und eine jelbftändige wirtſchaft⸗ 
lie Arbeiterbewegung, — aber auch die Verbindung aller 
Fachverbände zu einer „Gewerkſchaftsunion“. Die Aufgabe der— 
felben jollte vor allem fein die einheitliche Regelung der Lohn- 
fämpfe, ferner der Austaufch der gemachten Erfahrungen und gemeinjame 
jtatiftiiche Erhebungen, planmäßige Agitation und gemeinfame Wander- 
unterftüßung. Die Union jollte unter einem leitenden Ausſchuſſe ftehen, 
alljährliche Unionzkongrejje abhalten und ein gemeinjames Preßorgan, 
„Die Union‘, haben. Es gelang York, einen Gewerkſchaftskongreß 1) zur 
Beratung jeines Programms zujammenzuberufen, der vom 15. bi3 17. Juni 
1872 in Erfurt tagte und von 51 Abgeordneten mit 65 Mandaten als 
Bertretern von 11358 Arbeitern befucht war. Welche Grundanſchauungen 
York verfolgte, tritt am deutlichjten hervor in folgender von ihm beantragten 
Refolution: „In Erwägung, daß die Kapitalmaächt alle Arbeiter, gleichviel 
ob fie fonjervativ, fortjchrittlich, Tiberal oder Sozialdemofraten jind, gleich 
jehr bedrüdt und ausbeutet, erflärt der Kongreß e3 für die heiligfte Pflicht 
der Arbeiter, allen Barteihader beijeite zu Bahr um auf dem neutralen 
Boden einer einheitlichen Gewerkichaftsorganijation die Verbindung eines 
—— kräftigen Widerſtandes zu ſchaffen, die bedrohte Exiſtenz jicher- 
zuſtellen und eine Verbeſſerung ihrer Klaſſenlage zu erkämpfen. Ins— 
beſondere aber haben die verſchiedenen Fraktionen der ſozialdemokratiſchen 
Arbeiterpartei die G.-Bemwegung nad Kräften zu fördern, und ſpricht 
der Kongreß fein Bedauern darüber aus, daß die Generalverfammlun 
- — deutſchen Arbeitervereins‘ einen gegenteiligen Beihlup 
gefaßt hat.” 

Uber obgleich der Kongreß dieje NRefolution annahm, jo wurden doch 
die Vorkichen Vorſchläge weſentlich abgeſchwächt, indem ſich gegen bie 
———— Zentraliſation der Widerſtand der beſtehenden G. geltend machte. 

achdem ein, allerdings von York nicht unterſtützter Antrag, die Vororte 
der bejtehenden Bereine als Erelutivausihüjje und Kafjenverwaltungen 
ganz zu bejeitigen und fo die Vereine in der Union aufzulöfen, abgelehnt, 
und e3 ftatt dejjen jedem Vereine überlafjen war, ob er die tun molle, 
wurde auch die Schaffung eines jelbjtändigen Organs verworfen und be— 
ichlofien, ein jolche8 unter dem Namen ‚Die Union’ als Beiblatt dem 
„Volksſtaat“ beizulegen. Immerhin wurde die Gründung der „Union“ 
al3 eine3 Zentralverbandes aller ©., jomwie eine Unionsfteuer von wöchent— 
lich 8Pf. einftimmig beichloffen, ein Zentralausihuß mit bem Sigein Leipzig 
erg und zur Beratung eines Unionzftatuts eine Kommiſſion eingejeßt. 

ieje hat jedoch die übertragenen Aufgaben unerledigt gelajjen. Auch der 
weite, von De zu Pfingiten 1874 nad) Magdeburg berufene Kongreß 
Peiterte an dem Wiberftande der einzelnen Gewerkſchaftsvorſtände gegen 


’ 1) Die Verhandlungen find im Verlage von W. Brade in Braunſchweig im Druck 
erihienen. 
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die ihnen zugemutete re ihres Gelbftbeitimmungsrechtes. Der am 

1. Januar 1875 erfolgte Tod VYorks Hatte den baldigen völligen Verfall 

feiner Schöpfung zur Folge, und damit war der Han der Gründung 

unpolitilcher, von allen Barteien — ——— G., der vielleicht geeignet 

er wäre, der jozialen Entwidlung Deutjchlands eine ganz andere 
ihtung zu geben, für Jahrzehnte gejcheitert. 


4. Die Bereinigung der Laffalleaner und Marziiten. 


Die auf dem Gothaer Kongrefje vollzogene Bereinigung der Laf- 
falleaner und Marriften zu einer einheitlichen - fogiafiftifihen Arbeiter» 
partei” bot den Anlaß, jetzt auch die Beitrebungen auf Verſchmelzung 
der beiderjeitigen ee Organijationen von neuem aufzu- 
—— Dies wurde dadurch erleichtert, daß auch die Marxiſten im Hin— 
lick auf ihre recht geringen praktiſchen Erfolge den Gedanken einer inter— 
nationalen Ausgeftaltung des Gewerkſchaftsweſens als ein noch für lange 
Beit unausführbares Ziel aufgegeben Hatten. So trat denn im Anjchluß 
an den PBarteilongreß in Gotha am 28. und 29. Mai 1875 eine von beiden 
Richtungen durch etwa 40 Delegierte beijhidte Gewerkſchaftskonfe— 
renz zujammen. Gie beichloß, die beftehenden örtlichen Vereine zur 
Bildung von Zentralverbänden aufzufordern, zugleich aber die Trennung 
ber gewerfichaftlichen von der politifchen Bewegung ftreng durchzuführen. 
Der gefaßte Beſchluß Tautete: | 

„Es ift Pflicht der Gewerlägenoffen, aus den Gewerkſchaftsorganiſationen bie Politik 
fernzuhalten, dagegen ſich ber jozialiltifchen Arbeiterpartei Deutfchlands anzufchließen, weil nur 
biefe die politiiche und wirtſchaftliche Stellung der Arbeiter in vollem Maße zu einer menſchen⸗ 
würdigen zu machen vermag.” Die beftehenden 13 Gewerkſchaftsblätter zu einem einzigen 
zu verjchmelzen, hielt man für untunlich, dagegen follten die verwandten Berufe fih in 
biefer Hinfiht zufammentun. Auch die gemeinfame Wanderunterftügung erflärte man für 
bie erjte Aufgabe, bie erledigt werben müſſe. 

Die Konferenz faßte ferner die Einberufung eines allgemeinen ©.- 
Kongrejjes ind Auge und jegte eine Kommifjion von 5 Mitgliedern ein, 
um J vorzubereiten. 

ängere Zeit wurde vergeblich verſucht, die beſtehenden Schwierig- 
keiten zu überwinden, und erſt als Geib und Kapell in Hamburg den 
Plan energiſch in die Hand nahmen und durch das von ihnen gegründete 
Dlatt: „Der Pionier“, dafür Stimmung madıten, befferten ſich die Aus- 
fihten. Man berief zunächſt eine Konferenz auf den 11. November 1877 
nad Gotha und jegte auf die Tagesordnung die Beratung über die Er- 
richtung eines ger mer für Fämtfiche beitehenden G., die Schaffung 
einer einheitlichen Reiſeunterſtützung, gemeinfamer Berfehrälofale mit 
Arbeitänachweis, gemeinjamer Unterügung bei größeren Arbeiteinftel- 
lungen oder Ausjperrungen und einheitliher Agitation, ſowie endlich die 
Abhaltung eines allgemeinen Kongrejjes. 

Die Konferenz mußte freilich zunächſt verfchoben werden, hat dann 
aber am 24./25. Februar 1878 in Gotha jtattgefunden!). Die anmwejenden 
23 Delegierten erklärten ſich ſämtlich grunbiäßfich für Schaffung einer 
Bentralijation in Form von Sartellverträgen, die unter den beteiligten 
©. abgejchloffen werben jollen. 


1) Das Protololl ift ald Beilage zu Nr. 5 des „SKorrefpondenzblattes” vom 6. Februar 
1904 abgebrudt. 
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Die gefaßten Beſchlüſſe beſtimmten folgendes: 1. Zweck iſt, unbeſchadet ber Gelb- 
ſtändigleit, möglichſt gleichartige Einrichtungen; 2. der Antrag, ein einheitliches Preß- 
organ zu ſchaffen, fan feine rehrheit, dagegen erllärte man die möglichfte Berjchmelzung 
der ——— Fachblätter für erwünſcht; 3. es ſoll eine Kartelllommiſſion aus 7 Mit- 
gliebern eingefegt werden, beren Aufgaben find: a) einheitliche Agitation, b) Überwachun 
der Preſſe, c) Schlihtung von Streitigkeiten, d) Führung einer Kaffe; 4. bei Streits fol 
ee Unterftügung ftattfinden, die Kartelllommiſſion darf dafür Ertrafteuern aus 
reiben; 5. Die einzelnen ©. jollen einheitliche Reijennterftügung, ſowie gemeinſchaftliche 
Arbeitsnachweiſe einrichten und bad Herbergsweſen verbefjern; 6. an Heinen Orten follen 
gemifchte &. gebildet werben; 7. alle zwei Jahre foll ein G.-Kongrek abgehalten merben, 
der von der SKartelllommiffion einzuberufen iſt. 

Die Konferenz beichloß, daß der erſte G.-Kongreß am 10. Juni 1878 
in Magdeburg ftattfinden jolle, und beauftragte eine Kommifjion mit deſſen 
Borbereitung. 

Über die Polizeibehörde in Magdeburg weigerte ſich am 24. Mai 1878, 
über die Anmeldung der Verjammlung eine Bejcheinigung zu erteilen, 
jo daß man fich zur a) de3 Kongrejjes nad) Hamburg entjchloß. 
Als dann am 2. Juni dad Nobilingiche Attentat ftattgefunden ri wurde 
die Abhaltung auch in Hamburg verboten, und die Kommiſſion mußte 
bekannt machen, daß der Kongreß auf eine günſtigere Zeit verſchoben 
werde. 


5. Die lokalen Fachvereine. 


Während die bisher behandelten Beſtrebungen ſämtlich auf dem Grund» 
fage der Zentralijation beruhten, indem man davon ausging, daß nur 
durch Zufammenfchluß, wenn nit der gejamten rbeiterichaft, jo doch 
wenigitens aller Urbeiter eine bejtimmten Gewerbes ein Erfolg zu er- 
zielen jei, hatten jich in der Stille, ohne daß man ihre Entjtehung im 
einzelnen verfolgen fann, in den größeren Städten örtliche Vereine von 
Fachgenoſſen gebildet, die fich deshalb die Bezeichnung „Fachberein“ 
beilegten, und Die, im a zu den zentralijierten Gewerkſchaften, 
die Beſchränkung auf einen bejtimmten Ort als Grundjag aufftellten. 
Daß dieje Bewegung von den großen Städten ausging, erklärt jich jehr 
einfach, war bo die Organijation der Arbeiterjchaft in dieſen erheblic) 
weiter fortgejchritten, jo daß von den jeiten3 einer über ein größeres 
Gebiet erjtredten ©. gejammelten Geldern das meifte für die Betreibung 
der Organijation an den fleineren Orten verwendet werden mußte, und 
deshalb, vom Standpunkte des Egoismus betrachtet, die Arbeiterjchaft 
der Großftädte nicht mit Unrecht den Vorwurf gegen die ©. erhob, da 
fie für die Arbeiterjchaft der Heinen Orte die dat zu tragen habe. Dazu 
fam, daß man ji) — die Abhängigkeit von den auswärts befindlichen 
G.- Organen an freier Bewegung und rajcher Ausnutzung augenblidlicher 
Vorteile gehindert fühlte. 

Aber auch abgejehen von diejen egoiftiichen Beweggründen hatten 
die Zofalorganifationen zweifellos gewiſſe Vorzüge. In erſter Linie fiel 
bei ihnen die Schwierigkeit fort, daß jie ſich nicht mit politifchen An- 
——— beſchäftigen durften, da dies nur in Frage kam, wenn mehrere 

ereine miteinander in Verbindung traten. Dadurch aber, daß man 
politiſche Fragen in den Verſammlungen behandeln durfte, erhielten dieſe 
mehr ee und Anziehungskraft und geftatteten die Verwendung im Sinne 
ber ſozialdemokratiſchen Agitation. 

Dazu fommt, daß — die Opferwilligkeit für die dem Gebenden 
aus unmittelbarer Nähe bekannten Aufgaben und Perſonen größer zu 
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jein pflegt, al3 für entfernte Kreife, und daß die Kontrolle und überhaupt 
die Verwaltung jich erheblid) gang gr Machten die Anhänger ber 
Bentralorganijation geltend, daß nur fie die wichtige Aufgabe der Wander- 
unterftügung zu erfüllen imftande feien, jo wiejen demgegenüber die Ber- 
treter der lofalen Vereine darauf hin, daß gerade durch die Wanderunter- 
ftügung der Zuzug au3 der Provinz in die großen Städte erleichtert und 
jo den Arbeitern der leßteren eine ſchwere Konkurrenz gejchaffen werde. 


6. Die Wirkung des Sozialiſtengeſetzes. 


Das „Geſetz gegen die gemeingefährlichen Beftrebungen der Sozial- 
demofratie” vom 21. Oftober 1878 war, wie der Titel jagt, nicht beftimmt 
zum Kampfe gegen die Sozialdemokratie al3 jolche, jondern gegen ihre 
„auf Umfturz gerichtete” Tätigkeit in Vereinen, Verfammlungen und der 
Prejje, noch weniger aber gegen die ganze — ——— und die aus 
derſelben entſpringenden Intereſſenvertretungen. Mochte dieſer Grund- 
gedanke in der Sahne des Gejeges einen noch jo unklaren und der Aus— 
leguna ber Behörden weiten Spielraum lafjenden Ausdrud gefunden haben, 
jo fann man doch von einer loyalen Handhabung, die bei der Beratung 
de3 Geſetzes im Reichstage feierlich angelobt war, nicht mehr ſprechen, 
wenn Die Anwendung der gegen die gedachten ſtaatsumſtürzenden Be— 
ftrebungen gegebenen Machtmittel jich richtete gegen Beftrebungen, bie, 
wie bie gemwerkichaftlichen, ſich grundjäglich auf den Boden ber beitehenden 
Staatd- und Wirtichaftsordnung ftellten. Zweifellos gibt es für jene 
ftaat3umftürzende Richtung, die allein auf dem Boden ber Auffafjun 
erwachien kann, daß die beitehende Ordnung in ihrer Grundlage verfehlt 
und zu irgendwelcher Beſſerung unfähig jei, feinen gefährlicheren Feind, 
al3 Beltrebungen, die auf dem Boden eben diefer Pelben Ordnung eine 
jolhe Beſſerung herbeizuführen und jo den fchlagendften Beweis für Die 
Berkehrtheit jenes radikalen — — zu liefern ſuchen. Daß 
alſo die Behörden die Gewerkſchaftsbewegung nicht mit allen Mitteln 
unterſtützten, war ein Beweis eines unglaublich geringen Verſtändniſſes 
auf ſozialpolitiſchem Gebiete, wie es uns allerdings bei dem dem realen 
Leben abgewandten Bureaukratismus nicht wundernehmen kann; daß man 
aber — dieſer Bewegung und ber Sozialdemokratie einen Unter- 
ſchied gar nicht anerkannte, —— alles, was auf Vertretung der Arbeiter» 
interejjen abzielte, mit den Waffen des Geſetzes befämpfte, läßt ſich in 
der Tat nur fo erklären, wie e3 ein jehr vorjichtiger Beurteiler!) tut mit 
den Worten: „Sit von ftaatlihen Organen doch nur zu oft dann gerade 
in eine Bewegung einer Berufsvereinigung ftörend eingegriffen worden, 
wo innerhalb der leßteren eine die —— gemertfchafttichen Aufgaben 
ernjt nehmende Richtung allgemad die Oberhand über die große Zahl 
derer gewonnen hatte, denen die G.-Bemwegung nur al3 Mittel zur Ber- 
folgung politifcher Ziele gilt.” ... „Ohne tiefere Verſtändnis für Die 
den Berufsorganijationen bei der Weiterbildung unjerer jozialen Ber- 
hältnijje stellen: Rolle waren manche Polizei», ſowie andere Staats— 
euer bisher geneigt, das Intereſſe der bejitenden Klaſſe und ins— 
bejondere dasjenige der Arbeitgeber ohne weiteres mit dem der Gefamtheit 
zu identifizieren und gegen die Fachvereinigungen der Arbeiter jedes nur 
irgend angängige gejegliche Hinderung3mittel in Anwendung zu bringen.‘ 


!) Schmöle in dem unten angeführten Werke; Einleitung S. XVL 
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Die Ausbreitung und die Leiſtungen der G. zur Zeit des Erlaſſes 
des Sozialiſtengeſetzes ſind am beſten zu erſehen aus der im Jahre 1877 
von dem Hamburger Buchhändler Geib auf privatem Wege aufgenommenen 
und in Nr. 4 des „Pionier“ vom 26. Januar 1878 veröffentlichten, neuer- 
dings in dem „Korrejpondenzblatt der Generallommifjion der Gewerk— 
ihaften Deutſchlands“ Nr. 30 von 1893 wieder abgedrudten Statiſtik. 
Nach diefer gab ed damal3 25 Gewerkſchaften, welche zujammen mit 
5 Lofalorganijationen 49055 Mitglieder in 1266 Ortögruppen umfaßten; 
18 derjelben mit 22145 Berjonen zahlten einen Monat3beitrag bi3 zu 
40 Pf., nur 8 derjelben erhoben 60 Pf. oder darüber. Nach einer anderen 
Duelle!) zählten die G. damal3 58000 Mitglieder in 29 Verbänden und 
1300 Zmweigvereinen mit 15 G.-Blättern. Über die Ausbreitung der lofalen 
Fachvereine fehlen alle Angaben, doch geht ihre nicht geringe Bedeutung 
daraus hervor, daß auf dem von York einberufenen Erfurter Gewerkſchafts— 
fongrejje von den insgeſamt vertretenen 11358 Mitgliedern der Marxſchen 
Organijationen 6152 den internationalen Gemwerkögenofjenjchaften, Dagegen 
3768 Lokalen Fachvereinen und 1438 freien Vereinigungen angehörten. 
Bon den in der Geibjchen Statiftif aufgezählten 25 Verbänden find bis 
sum Ende des Jahres 1878 nicht weniger ald 16 der Auflöjung zum 
pfer — Die meiſten der übrigen löſten ſich, um dem zu entgehen, 
freiwillig auf. Auch die lokalen Fachvereine hatten größtenteils dasſelbe 
Schickſal. Die ganze Arbeiterbewegung, die politiſche wie die gewerkſchaft— 
liche, ſchien zunächſt vom Erdboden verſchwunden. Daß man ſelbſt Ver— 
bände, wie die der Buchdrucker, die in ausgeſprochenem — zu der 
Sozialdemokratie ſtanden, nicht verſchonte, zeigte deutlich den Charakter 
des obrigkeitlichen Schreckensregiments. 


7. Wiederaufleben der gewerkſchaftlichen Bewegung. 


Lag es zunächſt wie ein Bann auf der ganzen Arbeiterſchaft, jo 
ſuchten doch die Führer möglichit eine Sählung der Genojjen aufrechtzu- 
erhalten und benusten hierzu in erjter Linie die Gründung von Fach— 
blättern, die ſich anfangs ängjtlicd) von jeder Berührung mit allgemeinen 
oder gar politiſchen Angelegenheiten fernhielten, deren Unterftügung aber 
trogdem gerade mit dem Hinweiſe den Arbeitern ans Herz gelegt wurde, 
daß jie ben einzigen zunächſt möglichen Weg darftellten, das Zujammen- 
gehörigkeitsgefühl zu fördern. Solche Organe entitanden jchon faft un- 
mittelbar nach der auf Grund des Sozialiſtengeſetzes erfolgten Unter- 
drüdung der früheren &.-Blätter und politiichen Zeitungen. So wurde 
ſchon 1878 da3 „Schuhmadherfachblatt“, 1879 die „Neue Zifchlerzeitung“, 
der „Sciffbauerbote” und da3 Organ der Tabakarbeiter „Der Gemerf- 
Ichafter” begründet. Bald bot die von ber Regierung ind Leben gerufene 
foziale Verjicherungsgejeßgebung Stoff zur Beiprehung, und in3bejondere 
die zugelajjene Bildung ** Hilfskaſſen gab Anlaß, den ablehnenden 
Standpunkt der Arbeiterſchaft gegen die ſtaatliche Bevormundung zum 
Ausdrucke zu bringen. Hatte man doch die Bekämpfung der Umijturz- 
beftrebungen fo weit ausgedehnt, Daß jelbft die im Jahre 1876 auf Grund 
bes Hilfskaſſengeſetzes errichtete „Zentral-, Kranken- und Sterbekaſſe“ ver- 
boten war, um ber Arbeiterflajje da3 Gefühl völliger Recht- und Schuß- 
lofigfeit mit voller Klarheit zum Bewußtſein zu bringen. 


») Didauburg im Handw. db. Staatöw. I. Suppl.-Band ©. 381. 
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Auch einzelne Vereinigungen, die lediglich die Yadjinterefjen ber Be- 
teiligten vertreten wollten, wagten ji unter dem Namen von „Fach— 
vereinen‘ ans Licht, obgleich fie es möglichjt vermieden, an die Offentlichkeit 
zu treten und vielmehr ihre Tätigkeit im mwejentlichen darauf beſchränkten, 
arbeit3lo8 gewordene Mitglieder durch Wanderbeihilfen zu unterjtügen, 
Krankenkaſſen, Herbergen und Arbeitnachweije zu errichten und ein Fach— 
blatt herauszugeben. 

Übrigend war doch auch die durch die Botichaft vom 17. November 
1881 eingeleitete Sozialpolitif, genau bejehen, bereit3 eine Abmweichun 
von derjenigen des Sozialiſtengeſetzes. Allerdings beſchränkte fie die Auf- 
gabe de3 Staated auf eine möglichſt bureaufratifche Staat3hilfe und trat 
den Berjuchen der Arbeiter, aus eigner Kraft für ſich zu forgen, rüdjichts- 
[03 entgegen. Aber immerhin war doc) die Parole ausgegeben, die Heilung 
ber jozialen Schäden nicht ausſchließlich im Wege der Repreſſion jozial- 
demokratiſcher Ausjchreitungen, jondern gleichmäßig auf dem der poji- 
tiven Förderung des Wohles der Arbeiter zu fuchen, und daß 
ein Anſpruch der legteren auf ein höheres Maß ftaatlicher Fürſorge, ala 
ihnen bisher zuteil geworden, in den Aufgaben eine® auf den fittlichen 
Fundamenten de3 chrijtlichen Volkslebens ftehenden Staates begründet 
fei. So bedauerlich e3 war, daß dieſes Entgegentommen der jtaatlichen 
Gewalt von den Arbeitern jchroff zurückgewieſen wurde, indem man darin 
nur den Verſuch jah, die felbitändige En ihrer Klaſſe noch weiter 
berabzudrüden, jo gab doc) dieje Haltung zugleicdy den unbefangen Den- 
fenden Anlaß zur Prüfung der Frage, ob nicht in der Tat eine Hebung 
ber Arbeiterflajje ohne deren eigne Beteiligung ein verfehlte Unternehmen 
fein müſſe. 

Diefen Erwägungen und indbefondere dem Wunjche, das Mißtrauen 
der Arbeiter zu befämpfen und zwijchen ihm und dem Königtume eine 
Brüde zu jchlagen, entiprang die von Stöder, U. Wagner, Henrici u. a. 
im Jahre 1880 eingeleitete 1: Berliner Bewegung, bie fi ftüßte 
auf die Gründung einer eignen Hriftlih-fozialen Partei. An maß— 
gebender Stelle Band man zunächſt diefer Bewegung nicht unſympathiſch 
ge enüber, und da fie nur auf dem Wege der Bereinsbildung und öffent- 
her Berjammlungen wirken fonnte, R ging damit eine jreiere Hand— 
habung de3 Vereind- und Verſammlungsrechtes Hand in Hand. 

Eine bejondere —— nahm hierbei ein der damals vielgenannte 
Vergolder Ewald, der im Anfang 1882 öffentlich mit dem Vorſchlage 
rg bie Berliner Arbeiter möchten doc durch eine an den Fürften 

ismarck zu entjendende Deputation oder eine an ben Reichstag gerichtete 
Betition ihre Wünſche und Bejchwerden in loyaler Weiſe zum Ausdrud 
bringen, einem Borjchlage, der auch in Regierungsfreijen Beifall fand. 
In einer auf den 31. März 1882 einberufenen Verfammlung, zu der bie 
Vorftände der damals in Berlin beftehenden 18 Fachvereine eingeladen 
und in der 9 derjelben vertreten waren, wurde zur Ausarbeitung bed 
Petitiondentwurfes ein „Beneralfomitee ber Berliner Gewerk— 
haften“ eingefegt, in da3 außer jieben Mitgliedern von Fachvereinen 
auch zwei hriftlich-joziale Vertreter gewählt wurden. Die Petition, über 
die man ſich ſchließlich einigte, ehe die befannten Arbeiterfchußforbe- 
rungen bezüglich der Sonntags-, Frauen- und Kinderarbeit, Überwachung 
ber Betriebe und Einführung eines gejeglihen Marimalarbeitstages von 
neun Stunden. Aber wichtiger als dieſes formelle Ergebnid mar dad 
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durch dieſe Anregung und die zahlreichen Verſammlungen in die gewerk— 
ſchaftliche Bewegung hineingetragene neue Leben, deſſen Bedeutung daraus 
erſichtlich iſt, daß die Zahl der — ———— am Schluſſe des Jahres 1883 
von 18 auf 50 geſtiegen war. Die Polizei ging ſchließlich freilich gegen 
Ewald und das neu gegründete —28 tsfomitee mit Strafen und 
Schließung vor, doch wurde die leßtere von den Gerichten nicht bejtätigt. 

Die hierdurch gegebene Anregung wirkte im übrigen Deutjchland fort. 
Bunädjft begannen ſolche Arbeiterflajjen, die, wie die Buchdruder, ſtets 
im Gegenjage zur Sozialdemofratie gejtanden und trogdem die Wucht 
des Gozialijtengejeges gefühlt Hatten, eine neue Organijation ind Leben 
zu rufen. Dann betraten andere, die jich in dem Verhältnijje zur Sozial- 
demofratie einigermaßen neutral gehalten hatten, wie die Hutmacher und 
Bildhauer, denjelben Weg, bis mit dem auf dem ZTijchlerfongrejje Weih- 
nachten 1883 begründeten Zentralverbande der Tijchler unter dem Bor- 
fie von Kloß eine Arbeiterjchaft erjchien, in der jozialdemofratijche An— 
ſchauungen unzweifelhaft vertreten waren. Den Genannten folgten dann 
bis 1884 einjchließlih nah: die Zimmerer, die Manufalturarbeiter, die 
Schneider, die Steinmegen, die Schuhmacher und die Tabafarbeiter. 

Als Aufgaben bezeichnete man in den Statuten: Arbeitölojenunter- 
ftügung, Reiſegeld, umentgeltlichen Rechtsſchutz, Stellenvermittlung und 
im allgemeinen Erringung günftigerer Arbeitsbedingungen auf gejeglichem 
Wege. Am jchwierigjten war die Stellung zu Streiks; einzelne Verbände 
beicjräntten die Unterjtügung auf Abwehrſtreiks, andere ſchieden ſie ganz 
aus oder übermwiejen jie —— Organiſationen. 

Gerade die —— führte dann noch zu einer Form der Ver— 
bindung, die man nicht als eigentliche Organiſation bezeichnen kann, die 
aber praktiſch große Bedeutung gewann. Bei einer Arbeitseinſtellung 
mußte es von äußerſter Bedeutung ſein, alle Berufsgenoſſen für dieſelbe 
zu gewinnen. Dies war nur möglich durch allgemeine Verſammlungen, 
in denen dann auch die betreffenden Streik- oder Kontrollkommiſſionen 
gewählt und die bindenden Beſchlüſſe gefaßt wurden. Obgleich die Auf— 
gabe dieſer Kommiſſionen zunächſt a einen einzelnen Streik beſchränkt 
war, behielten jie häufig doch ihre Funktionen als eine allgemeine Leitung 
bei, indem jie nicht allein von Zeit zu Zeit je nad) Bedürfnis Verſamm— 
lungen einberiefen, jondern aud) regelmäßige Sammlungen durd) „Sammel- 
liſten“ und „Quittungsmarken“ in die Hand nahmen, ja, häufig erhielten 
die Kommijjiondmitglieder jogar gewiſſe Bejoldungen, wogegen ihnen 
dauernde Aufgaben, wie die Kontrolle der Werfkjtätten, Errichtung von 
Arbeitsnachweiien, Ausarbeitung von Statijtifen, übertragen wurden. 

Eine ähnlihe Stellung hatten die jog. Bertrauensmänner, die 
zumeilen für eine beſtimmte einzelne Aufgabe beftellt wurden, zumeilen 
aber auch die vorbezeichnete Tätigkeit der Kommiſſionen übernahmen. 
Die eine oder die andere Art diejer lojen Organijation hat ſich nad) und 
nad ın faſt allen den Berufen entwidelt, in denen man zu fejteren Formen 
nicht gelangte. 

Nun haben offenbar beide Formen der Organijation, die fejte und 
die loje, ihre Vorteile, und es ijt das Verdienſt de3 jpäter!) noch zu 
erwähnenden Regierungsbaumeifterd a. D. Kepler, daß er in einer Folge 
von Nummern de3 von ihm herausgegebenen „Bauhandwerkers“ (Februar 
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und März; 1887) einen umfafjenden Plan entwidelte, der e3 ermöglichen 
jollte, beide miteinander zu kombinieren. 


Sein Grundgedanke ift ber, daß es gewiſſe u a gebe, auf deren Beein- 
Hluffung nun einmal bie Urbeiterfchaft nicht verzichten könne, da fie ihre wichtigſten Rebens- 
interefjen berührten, wie insbefondere bie Aufflärung und Schulung ber Mitglieder und 
bie Beeinfluffung der Geſetzgebung im arbeiterfreundlidhen Sinne, daß aber biefe An— 
gelegenheiten unter den Begriff ber politifchen fielen, und ba zu ihrer Beſorgung feſte Ver- 
bände unentbehrlich feien, fo ergebe fich Daraus bie notwendige Folge, daß die Vereine 
auf Politik nicht verzichten könnten, dafür aber davon abjehen müßten, miteinander in Ver- 
bindung zu treten. WUnbererjeit3 ließen jich umgelehrt gewiſſe andere Aufgaben, insbe» 
fondere die Durchführung von Lohnbewegungen, nur erreihen durch gemeinjames Ror- 
geben der Gemwerbögenofjen an verfchiebenen Orten. Daraus ergebe fi, daß eine Teilung 

r Geſchäfte nötig fei, indem neben bie Vereine, bie politifhen Charakter haben müßten, 
öffentlihe Generalverfammlungen des ganzen Gewerbes träten, denen die Bejorgung aller 
derjenigen Ungelegenheiten anheimfalle, die einen breiteren Rahmen, ald die Mitgliebfchaft 
bes Vereins, erforberten. Als Organe biefer Generalverfammlungen ſollen enblih Lohn⸗ 
fommiffionen beftehen. Diefe werden allerbings in ber Rechtöfprehung ebenfalls als Ber- 
eine betrachtet unb dürfen deshalb fich nicht mit Politik befchäftigen, können aber für nicdht- 
politifche Zwede miteinander in Verbindung treten. 

So ſcharfſinnig der Gedanke ausgedacht war, jo iſt doch jeine Aus- 
führung gejceitert, wobei wohl die Abneigung der Bereinleiter, ſich 
einen einen Zeil ihrer Befugnifje entziehen zu lajjen, mitgewirkt 
haben mag, doch liegt auch ein berechtigte Bedenken in dem Geſichts— 
punfte, bab der Plan die Bedeutung der feiten ge ſtark zurüd- 
treten läßt, mährend doch gerade in ihr der bejte Weg gejehen werden 
muß, zu einer befriedigenden Geftaltung unſerer jozialen Berhältnifje 
zu gelangen. 

Für die Stellung ber re ea gegenüber der gewerk— 
ſchaftlichen Bewegung iſt harafteriftifch der jog. Puttkamerſche Streik— 
erlaß vom 11. April 1886. 

In demſelben wirb zunächſt bie Unanfechtbarkeit des Koalitionsrecht3 und inabefonbere 
ber aus $ 152 ber Gewerbeorbnung ſich ergebenden Befugnis zur Arbeitseinſtellung betont, 
dann aber ausgeführt, dab ſich dies nur auf ſolche Bereinigungen und Beitrebungen be» 
ziehe, bei denen bie Erringung befjerer Urbeitöbebingungen in ber Tat das eigentliche und 
wahre Biel fei, nicht aber auf folche, bei denen der Lohnkampf nicht Mittel zur Erringu 
eines an fich legitimen Erfolges, jondern Selbjtzwed fei, indem e3 ben führern ledigli 
darauf anlomme, die nad) ihren falſchen Theoremen mit Naturnotivendigleit aus ber heu- 
tigen Form des Arbeitsverhältmiffes jich ergebende luft zwijchen Arbeitgebern und Arbeit- 
nehmern zu einer umüberbrüdbaren zu erweitern, in den leßteren ben Haß gegen bie Ge- 
famtheit unferer politiſchen und gejellfchaftlihen YZuftände anzufahen und zu unterhalten 
und fo die Gemüter ber ihren Berführungstünften anheimgefallenen Arbeitermaffen all- 
mählih auf einen gewaltjamen Losbruch vorzubereiten. Wrbeitseinftellungen, die unter 
dieſe Gefichtöpunfte fielen, von welchen aljo anzunehmen fei, daß fie durch bie fozialbemo- 
fratifche Agitation vergiftet oder auch nur in ihrem weiteren Fortgange ber Leitung ber- 
jelben verfallen feien, hätten ihren wirtfchaftlichen Eharalter abgeftreijt und feien zu revolutio- 
nären Beitrebungen geworden, die unter das Geſetz vom 21. Dftober 1878 zu ftellen feien. 

Hiernach war aljo jeder Streik verboten, bei dejjen Leitung jozial- 
demofratifhe Elemente beteiligt waren; e3 ift begreiflih, daß damit die 
—— der G. völlig lahmgelegt war. 

inen anderen Angriffspunkt entnahm man aus der Verſicherungs— 
geſetzgebung, indem man die ſämtlichen von den G. eingerichteten 
Kaſſen für Verſicherungen erklärte und der für dieſe beſtehenden ſtaatlichen 
Aufſicht unterwarf. Die G. ſuchten ſich dem dadurch zu entziehen, Daß 
jie durch eine Änderung der Statuten ausdrüdlic den Mitgliedern jeden 
Rechtsanſpruch —— und die Gewährung von in in das 
freie Ermejjen des Vorſtandes jtellten. Hierin jahen aber die Behörden 
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eine einfache Umgehung des Geſetzes und hielten auch in ſolchen Fällen 
an dem Erfordernis der Genehmigung feſt. Es liegt auf der Hand, daß 
dies dem Geſetze zuwiderläuft, da der Grund der ſtaatlichen Uberwachungs— 
pflicht lediglich in dem Zwecke beruht, die Verjicherten bei dem durch Die 
Berjiherung übernommenen Riſiko zu ſchützen, indem die Beurteilung 
der Sicherheit des Unternehmens und des angemejjenen Verhältniſſes 
en Prämie und Berfiherungsjumme für da3 Verſtändnis der großen 

aſſe zu jchwierig ift. Dieſer, und nicht der Geſichtspunkt der Gefähr- 
dung der Staat3jicherheit ift der Grund des ftaatlichen Aufſichtsrechtes, 
das aljo nicht Platz greifen kann, wenn die Beteiligten auf irgendmwelches 
Recht ausdrüdlich verzichten, oder wenn auch nur die Gefahr einer Leiftungs- 
unfähigfeit der Kaſſe, wie e3 bei bloßen Unterjtügungen der Fall iſt, 
nicht eintreten kann. 

In Preußen ſuchte man außerdem noch die Beitimmungen des All— 

emeinen Zandredt3 I, Tit.6, $2—21 über die erlaubten Gefell- 
— herbeizuziehen, indem man die G. unter dieſen Begriff ſtellte 
* dann das über ſie zugelaſſene ftaatliche Aufſichtsrecht in Anſpruch 
nahm. 

Endlich wurde kein Mittel unverſucht gelaſſen, die verſchiedenen 
Vereinsgeſetze zur Bekämpfung aller gewerkſchaftlichen Beſtrebungen 
heranzuziehen, indem man nicht allein jede Tätigkeit von mehreren Menichen 
unter den Begriff de3 Vereins ftellte, jondern zugleich den Begriff der 
politifchen Angelegenheiten jo weit ausdehnte, daß neben ihnen für gewerk— 
ſchaftliche Auf, aben faum noch irgendein Raum blieb. 

Ermiejen ch nun aud) die Gerichte diejen Beitrebungen gegenüber 
teilweiſe ablehnend, jo ift Doch nicht zu verfennen, daß auch ihre Urteils- 
ſprüche durch Die allgemeine Stimmung beeinflußt wurden, jo daß Schmöle!) 
das harte Urteil fällt, die Polizeibehörden und die Mehrheit der Gerichte 
hätten der Anſicht Vorſchub geleijtet, daß fie in ausſchließlicher Partei- 
nahme für die Intereſſen des Unternehmertums vor feiner Beugung des 
Rechtes zurüdichredten, jobald die Arbeiter die mindeiten Anjtalten träfen, 
ji einer weiteren Verfümmerung ihrer Lebenshaltung zu erwehren oder 
eine günftigere Gejtaltung der Arbeitöverträge ——— Dieſe Auf⸗ 
faſſung war um ſo begreiflicher, als niemals etwas davon verlautet hat, 
daß man die Vereinsgeſetze auch einmal gegen Innungen, landwirtſchaft— 
liche und Fabrikantenvereine angewendet hätte, obgleich dieſe ſehr häufig 
ſtaatliche Maßnahmen in den Kreis ihrer Erörterungen zogen. 

Ganz beſonders unverſtändig war dabei die Bekämpfung des Kaſſen— 
weſens der Arbeiter; denn es iſt klar, daß gerade hier ein konſervativer 
Zug liegt, der eine feſte Verbindung mit der beſtehenden Ordnung herſtellt, 
wie denn umgekehrt die radikale Richtung innerhalb der Sozialdemokratie 
ſtets gerade gegen die „Kaſſenſimpelei“ ihre ſchärfſten Angriffe gerichtet 
hat, indem ſie behauptete, daß dadurch die G. übertrieben ängſtlich und 
vorſichtig gemacht würden. Als ein Übel konnten dieſe Kaſſen nur erſcheinen 
von einem ganz engherzigen, egoiſtiſchen Unternehmerſtandpunkte, der die 
durch ſie ermöglichte Hebung der Lebenshaltung der Arbeiterklaſſe grund- 
ſätzlich verwirft, um in einer niedrig ftehenden Maſſe jedes Wiberflanbes 
unfähige Sklaven zu haben. Das Vorgehen der ftaatlichen Behörden 
hätte alfo nur Sinn gehabt, wenn fie beabjichtigt hätten, fi) auf diejen 
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Standpunkt zu ftellen. Da hiervon feine Rede jein kann, jo bleibt nur 
die auch von Schmöle!) gegebene Erklärung übrig, daß unter der damaligen 
Beitridhtung, die aber leider auch Heute noch die weitaus überwiegende 
ift, die meilten Angehörigen der oberen Klafjen mit einem unflaren Bor- 
urteil auf alles herabjehen, was zu der Sozialdemofratie in irgendwelcher 
Beziehung fteht und außerdem von dem Unterjchiede zmwijchen ihr und der 
Gewerkſchaftsbewegung feine Spur eined Verſtändniſſes haben. 

Dffenbar mußte die Auffajjung der Arbeiterfchaft, daß ihr gegenüber 
die ftaatlihen Behörden alle Mittel und Kniffe anmwendeten, um fie zu 
ihädigen, ungemein verbitternd wirken, und e3 ift das Zeichen eines faft 
unerflärlihen Vertrauens, wenn man dennoch ftet3 an ber beftehenden 
Rechtsordnung feithielt und e3 verjuchte, jich ihr gegenüber jo gut als 
möglich einzurichten. 


B. Die Zentralverbände. 


Nachdem durch Ablauf des Sozialiftengefeges die Bahn für eine 
fräftigere — des Gewerkſchaftsweſens frei gemacht war, glaubte 
man vor allem auf die Schaffung einer einheitlichen Leitung und 
oberſten Spitze bedacht ſein zu ſollen. 

Man berief deshalb eine aus den Vertretern der einzelnen Vereini— 
gungen beſtehende Gewerkſchaftskonferenz zuſammen, die am 16. 
und 17. November 1890 in Berlin tagte und als proviſoriſchen Zentral- 
ausfhuß die Generallommijfion — mit dem Auftrage, einen 
allgemeinen Gewerkſchaftskongreß einzuberufen und eine Vorlage für 
die Organijation der deutſchen Gewerkſchaften auszuarbeiten. 
Daneben follte die Kommiffion den beitehenden Organijationen ihre Hilfe 
gewähren, inöbejondere alle Abwehrſtreiks unterftügen und für die Agitation 
zur weiteren Verbreitung der Organijation Sorge tragen. 

Die Generallommilfion, welche aus fieben Mitgliedern beftand, hatte 
ihren Si in Hamburg. Seal Hg war der Reich3tag3abgeordnete Legien. 
Sie hat ausweislich ihre für die Zeit vom 17. November 1890 bis 1. März 
1892 erjtatteten Berichtes fi) zunächſt mit einer Statiſtik der beftehenden 
Gewerkſchaften bejchäftigt, nad) mweldyer im Jahre 1890 in Deutſchland 
53 Bentralvereine mit 3150 Zweigvereinen und 227733 Mitgliedern be— 
ftanden. Außerdem gab es fünf Organifationen nach dem Bertrauens- 
männerſyſtem mit 73467 Mitgliedern, jo daß einjchließlich der Iofalen 
Fachvereine die Gejamtzahl aller gewerkſchaftlich organijierten Arbeiter 
auf rund 350000 gejhägt wurde. Ein Verſuch, eine gleiche Statiſtik 
über die vorgelommenen Streiks aufzuftellen, ift an dem mangelnden 
Entgegentommen der bejtehenden Vereinigungen gejcheitert. Dagegen hat 
die Kommiffion die ausgebrochenen Ausftände, joweit e3 ji um Abmwehr- 
ftreif3 handelt, unterjtüßt. Diefer Charakter wurde von 37 angemeldeten 
Streif3 bei 31 anerkannt, und für diefe wurden inögefamt 184396 M. 
auögegeben. Nach dem Beſchluſſe der Berliner Konferenz jollten bieje 
Auslagen von jämtlihen ©. nad dem Verhältnis ihrer ? I 
aufgebracht werden, da aber die Beiträge nicht in ausreichendem Maße 
eingingen, jo ſah fi die Kommifjion gezwungen, ein YUnlehen von 
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erg aufzunehmen, worüber jie nachher lebhafte Vorwürfe zu hören 
gehabt hat. 

Da ſich übrigens die Anficht geltend machte, daß die Kommiſſion in 
der Unterftügung von Ausftänden zu freigebig jei, jo wurden auf einer 
am 7. und 8. September 1891 in Halberftadt abgehaltenen Zuſammenkunft 
> mama hierfür bejtimmte einjchränfende Grundjäge 
aufgeitellt. 

Auch mit dem Auslande fuchte die Kommijjion Verbindungen an- 
zufnüpfen, insbejondere wurden zwei Mitglieder nach England geichidt, 
um von den dortigen ©. Unterftüßung für die ausgebrocdhenen Streiks 
u erhalten. Der Erfolg war freilich nicht erheblich. Um für den genannten 

wed im voraus größere Mittel bereitzuhalten, wurden Sammlungen 
für den jog. Maifonds ausgejchrieben, indem man zu dieſem Zwecke 
am 1. Mai, dem durch den Parijer internationalen Arbeiterfongreß 1889 
eingeführten allgemeinen Wrbeiterfeiertage, gemijje Abzeichen verkaufte. 
Uber auch Hier entſprach der Erfolg nicht den Erwartungen, und die ein- 
egangenen Summen reichten nicht einmal aus, um das aufgenommene 
arlehn vollftändig zurüdzuzahlen. Endlich ſchuf ſich die ern 
in dem „Korrejpondenzblatte der Generallommifjion der Gewerkſchaften 
Deutſchlands“ ein eigned® Organ, welches nad) Bedarf, regelmäßig aber 
wöchentlich in etwa 400 Eremplaren, an die Vertrauensleute der G. und 
die Redaktionen der Arbeiterzeitungen unentgeltlich verfandt wurde. 

Um die endgültige Organifation zu jchaffen, wurde dann der erjte 
„Kongreß deutſcher Gewerkſchaften“ einberufen, der pom 14. bis 

. März 1892 in Halberftadt tagte und al3 Beginn eined neuen 
ae eg in der Gewerkſchaftsbewegung von der größten Bedeutung ge- 
weſen ift. 

Der Schwerpunkt der Aufgabe beftand in der Schaffung einer ein» 
heitlihen Organijation, und zwar handelte e3 fich dabei um erheblich 
mehr al3 eine praftijch-formelle Frage, denn die Stellung zu den vor— 

eichlagenen Formen war mwejentlich beeinflußt durch die prinzipielle Auf- 
aſſung über Zwed und Weſen der G. Nach den weitaus meijten deutjchen 
Vereinsgejegen war e3 befanntlid) bi3 zum 1. Januar 1900 Bereinen, 
die ſich mit öffentlichen Angelegenheiten, inöbejondere mit Politit im 
engeren Sinne befafjen, verboten, mit anderen Vereinen gleicher Art in 
der Weile in Verbindung zu treten, daß fie unter einem gemeinjamen 
Organe vereinigt wurden. Da nun eine jolche Vereinigung für die rein 
gemwerfichaftlichen Aufgaben, alſo die Vertretung der Wrbeiterinterejjen 
egenüber den Unternehmern von dem höchiten Werte ift, jo fonnte es 
fir diejenigen ©., die wirklich auf diefem Boden ftehen, feinem Zweifel 
unterliegen, daß jie dieſen Verhältniſſen Rechnung tragen und zur Er- 
teihung ihres Zweckes auf die politiihe Tätigkeit verzichten mußten. 
Anderd mußten fich dagegen diejenigen Vereinigungen jtellen, die um- 
efehrt die politiichen Aufgaben al3 das Beientfice anjehen und die 

aske der Gewerkſchaft nur vorgebunden haben, um ſich dadurd) leichter 
in ben Arbeiterfreifen Eingang zu verjchaffen. 

Aber der Gegenfat greift noch tiefer, denn ob man die politijche 
ober die gewerkichaftliche Seite der Arbeiterbewegung als die wichtigere 
anfehen fol, ift durchaus davon abhängig, ob man glaubt, mit den Mitteln 
ber gewerkſchaftlichen Tätigkeit eine wejentlihe Beſſerung der Lage des 
Arbeiterftandes erreichen zu können, oder ob man der Anficht iſt, daß Dies 


ausgeichlofjen und ein Erfolg lediglich durch) grundlegende Umgeftaltung 
der beitehenden Berhältnifje zu erzielen jei, m. a. W., ob man ſich grund- 
jäglich auf den Boden der beitehenden Staats- und Geſellſchaftsordnung 
ftellt oder diefen verläßt. Wir werden diefen Gedankfengang an anderer 
Stelle noch eingehender zu verfolgen Haben, einjtweilen wird das Gejagte 
ausreichen, um zu zeigen, daß der Streit um die Organifation zugleich 
die Stellungnahme der ©. zu den Grundfragen ber Arbeiterbewegung 
widerjpiegelt. 

Auf dem Kongrejje ftanden fi) übrigens nicht zwei, jondern drei 
Gruppen und Syiteme gegenüber, indem die Vertreter der zentralen 
Organijation in zwei Gruppen zerfielen, nämlich die Anhänger der 
Branhenorganifation und der Snduftrieverbände. Die legteren 
wollten zur Grundlage der Organijation die an nicht nad) Einzel» 
berufen, jondern nad) ganzen Induſtrien machen, jo daß 3.8. nicht die 
Tiſchler, Zimmerleute, Drechſler, Stellmacher uſw. je eine jelbftändige 
Vereinigung, jondern alle Arbeiter der Holzinduftrie einen gemeinfamen 
Verband bilden ſollten. Als Vorteil diefer Organijationsform, die bis 
dahin insbeſondere unter den Metallarbeitern befand, wurde die Koften- 
erjparung geltend gemacht, indem es bei ihr in3befondere möglich fein 
würde, die beitehenden 58 G.-Blätter auf 12 bi3 15 zu bejchränfen. 
Bon der Gegenjeite wurde dem entgegengehalten, daß da3 Gefühl der 
Bufammengehörigfeit in den Berufs- oder Brandjenorganifationen ſich 
ſtärker entmwidle, als in den Induſtrieverbänden, und daß die Rüdjicht 
auf dieje Auffajjung der Verwilhung der Grenze zwiichen ben einzelnen 
Berufen im Wege ftehe, daß dieſe Verbände außerdem nicht imſtande 
jein würden, den Verſchiedenheiten der einzelnen Berufe, die ſich 3.8. 
darin zeigten, daß die mwöchentlihen Beiträge der Mitglieder htoifihen 
7ı/s und 35 Pf. ſchwankten, ausreichend Rednung zu tragen, und daß 
deshalb der Induſtrieverband vielleicht für eine jpätere A ufunft, aber 
nicht für die Gegenwart die richtige Form jei. Die Anhänger der Induſtrie— 
verbände fonnten die Tatjache des erwähnten engeren Zujammengehörig- 
feitögefühla innerhalb der einzelnen Gewerbe nicht beitreiten, befämpften 
fie aber als „Berufsdünkel“ und „Kaftengeijt“, den man ausrotten müjje, 
und wollten ihm deshalb einen Einfluß auf die Form ber Organifation 
nicht — 

eben den genannten drei Organiſationsformen wurde endlich noch 
von einigen Seiten empfohlen, von der Bildung geſchloſſener Vereine 
überhaupt abzuſehen und ſich mit dem Vertrauensmännerſyſtem 
zu begnügen, und auf den Vorzug desſelben als Brücke zu den nicht 
organiſierten Arbeitern hingewieſen, indem den letzteren Gelegenheit ge 
boten jei, bei öffentlichen, Hr alle Arbeiter de3 betreffenden Gewerbes 
beftimmten Berfammlungen fi) an diejen zu beteiligen und jo die Ge 
banfen der Arbeiterbewegung allmählid in ſich —— während 
Bereinsverfammlungen fi) auf die bereit3 zum Berjtändni3 der Not- 
mwenbdigfeit einer Organijation gelangten Arbeiter bejchränften. 

ber die Vertreter diefer Anjhauung vermochten gegenüber den offen- 
baren Borteilen eines geregelten Vereinsweſens nicht durchzudringen, jo 
daß man e3 auf dem Kongrejje im wejentlichen mit den Auseinander- 
feßungen zwijchen den angeführten drei Organijationsformen zu tun hatte, 
und zwar ftand im Vordergrunde des Intereſſes der Gegenjab zwiſchen 
ber lofalen und der zentralen Organifation, ba e3 ſich hier um 
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bie bereit3 bezeichnete prinzipielle Stellungnahıne handelte. Dieje bildete 
denn auch den roten Faden in den bon beiden Seiten vorgebradten 
Gründen. Die Vertreter der Lokalorganiſation ſprachen ganz offen aus, 
daß man bie Arbeiter nicht zu der Anſchauung bringen dürfe, al3 ob auf 
dem Boden der bejtehenden Wirtichaftsordnung eine weſentliche Bejjerung 
zu erreichen wäre, daß die Möglichkeit des Erfolges und deshalb der 
Schwerpunkt der ganzen Wrbeiterbewegung auf politiidem Gebiete 
liege, daß die gewerkſchaftliche Tätigkeit nur eine Vorſchule bedeute, und 
man beöhalb, ohne da3 eigentliche Ziel zu verlieren, nicht auf die Be— 
Ihäftigung mit der Politif verzichten könne, während ihnen von ben 
Gegnern entgegengehalten wurde, daß der Grundgedanke der ganzen ©.- 
Bewegung darin bejtehe, das auf dem Boden der beftehenden Verhältniſſe 
mögliche zu erreichen und fich von politifcher Tätigkeit völlig jernzuhalten. 

Die Generallommijjion hatte ſich für die Yentralorganijation ent» 
jchieden, und von Anfang an unterlag e3 feinem Zweifel, daß die Vertreter 
der Lofalorganijation ſich in erheblicher Minderheit befanden, hatte doch 
bie Berliner G-Konferenz jogar die Trage offen gelajjen, ob man ihnen 
überhaupt die Teilnahme an dem Kongreß geitatten jollte. Dieje wurde 
ihnen nun freilich durch Beſchluß de3 Kongreſſes eingeräumt, aber eine 
Reihe von Vereinigungen hatte jchon vorher durch Protefte ihre Teil- 
nahme abgelehnt, und nachdem nad) einer vier Gißungen ausfüllenden 
Verhandlung, in der man jich recht jcharfe Dinge gejagt hatte, die von 
ben PVertretern der Lofalorganijation eingebrachte Refolution „mit be= 
beutender Mehrheit”, wie der offizielle Bericht jagt, abgelehnt war, ver- 
ließen biefe mit einer Protejterflärung den Kongreß. 

So ftanden denn nur noch die Vertreter der Organijation nad) Be— 
rufen (Branden) und Induſtrien fich gegenüber. Übrigens wollten 
auch die erjteren einen meiteren Bufammenkhluß der Berufsverbände zu 
fog. Unionen, und die Generalflommifjion, Die den Standpunkt der 
Beruforganifation vertrat, hatte einen Entwurf vorgelegt, nad) welchem 
die verwandten ©. zu jolden Unionen verbunden werden jollten. 

Zwiſchen ihnen und ben Induſtrieverbänden beftand nur ber Unterſchied, daß die erfteren 
bie einzelnen Mitglieder zunächſt zu jelbftändigen Berufsgruppen vereinigen und erft biefe 
Gruppen wieberum zu ben Unionen zuſammenfaſſen, während bie Inbuftrieverbände jene 
Bioifchenftufe fallen laffen und die Mitglieder in einen unmittelbaren Zuſammenſchluß 
bringen würden. Die Union bedeutet allerdings eine feite Organijation, welche bie Bentraf- 
verbände ber verwandten Berufe zu einer höheren Einheit zufammenfaßt, aber biefe läßt 
bie Einzelverbände doch als ſolche mit einer relativen Gelbftändigfeit beftehen, während 
der Snduftrieverband dieſelben auflöft und fih an beren Stelle ſetzt. Mitglieder ber 
Union find die Bentralverbände, Mitglieder des Induſtrieverbandes find die einzelnen Ar« 
beiter. Die Iegtere Form des AZufammenfchluffes iſt deshalb die engere, Sie jchafft 
einerfeit3 eine größere Sraftlonzentration, ſetzt aber andererſeits auch eine höhere 
Stufe des Solibaritätögefühls voraus und tritt dem „Kaftengeifte und Berufsdüntel“, über 
ben auf bem Kongreß alljeitig geflagt wurde, am ſchärfſten entgegen. 

Endlich wurde eine noch loſere Verbindung der Berufsgruppen dahin 
borgejchlagen, daß diejelben ji nicht zu Unionen, aljo feſten Organi- 
fationen, vereinigen, jondern ji) auf die Abſchließung ſog. Kartell- 
verträge bejchränfen follten, in denen lediglich für gewiſſe gemeinjame 
Zwede Vereinbarungen der im übrigen in ihrer Gelbitändigfeit nicht 
beeinträcdhtigten ©. getroffen würden. 

Der Kongreß nahm mit 148 gegen 37 Stimmen eine von den Holz- 
arbeitern vorgejchlagene Rejolution an, welche injofern einen Mittelftand- 
punkt vertrat, al3 fie einerjeit3 die völlige Vereinigung zu Induſtrie— 
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verbänden al3 lebte Ziel anerkennt und deren Bildung ſchon jetzt 
überall da empfiehlt, wo die Berhältnijje es zulajjen, andererjeit3 aber 
hinter die Unionen zurüdgeht und fih auf bloße Kartellverträge 
bejchränft, indem „die Frage, ob die jpäteren Vereinigungen der Berufe 
organijationen zu Unionen oder Induftrieverbänden ftattzufinden hat, der 
weiteren Entwidlung der Organijationen infolge der Kartellverträge über- 
laſſen wird‘. Das — —— ſoll nur da ſtattfinden, 
wo der zentralen Organiſation geſetzliche Hinderniſſe im Wege ſtehen. 

Die Generalkommiſſion wurde als ſtändige Einrichtung bei— 
vehalten, deren Tätigkeit aber inſofern eingeſchränkt, als fie ſich künfti 
mit der Unterſtützung von Ausſtänden nicht mehr zu befaſſen haben ſoll, 
dieſe vielmehr zu einer Angelegenheit der einzelnen Zentralorganiſationen 
erklärt iſt, wobei lediglich eine gegenſeitige Unterſtützung auf Grund der 
Kartellverträge ſtattfinden ſoll. Der Grund für dieſe Anderung beſtand 
in der Befürchtung, daß die einzelnen G. in ungleicher Weiſe unterſtützt 
werden möchten, je nachdem in der Generalkommiſſion die Intereſſen 
derſelben vertreten wären. 

Um die letztere möglichſt unabhängig zu ſtellen, wurde auch der von 
den Metallarbeitern — Vorſchlag, an ihre Stelle einen aus je einem 
Vertreter jeder G. beſtehenden Gewerkſchaftsrat mit einem von dieſem 
zu bildenden Exekutivausſchuſſe von 5 Mitgliedern zu ſetzen, abgelehnt 
und vielmehr beſchloſſen, daß die Generalkommiſſion aus 7 ie an 
nebjt 3 Erjagmännern bejtehen und auf dem jebesmaligen Gemwerkichaftd- 
fongreß gewählt werden joll. Als Sit wurde Hamburg beibehalten. 

Die Aufgaben der Generallommiffion follten beftehen 1. in der Betreibung ber U 
tation; 2, in der Führung einer einheitlichen Gewerkſchaftsſtatiſtik; 3. in ber Gtreifftatiftif; 
4. in ber Herausgabe eined Blattes, welches insbejondere bie Berbinbung fämtlicher Ge— 
— — unterhalten joll; 5. in der Anknüpfung und Unterhaltung internationaler Be» 
. ede zentralijierte &. Hat für jedes Mitglied vierteljährlih 5 Pf. an bie General 
tommijfion abzuführen; der von ber legteren vorgefchlagene Sag von 10 Pf. wurbe auf bie 

Ifte berabgejegt, nachdem man bie Streifunterftügung geftrichen hatte. G., welche ihre 
eiträge nicht zahlen, verlieren Sig und Stimme auf dem Gewerlkſchaftslongreß. Dieſer 
it von ber Generallommiffion unter Zuftimmung ber Mehrzahl ber Zentralvorftände ein- 
rufen. Den einzelnen Berbänden ijt bie Erhöhung ber Mitgliederbeiträge zur An— 
mmlung ausreichender Fonds zur Pflicht gemacht. 

Als Gegenftände ber Rartellverträge wurben empfohlen: 1. die gegenjeitige Unter- 
ffügung bei Ausftänden und Ausſperrungen; 2. bie gegenfeitige Unterftügung reifender Mit- 
glieder; 3. die gemeinjhaftlihe Betreibung ber Wgitation; 4. bie gemeinſchaftliche Ber- 
anftaltung ftatiftiicher Erhebungen; 5. bie Bentratifierung von Herbergen und Arbeitsnach- 
weijen; 6. die Schaffung eines gemeinfamen Organes; 7. bie Erleichterung des über- 
tritted von einer Organijation in die andere, insbefonbere ohne Eintrittögelb bei Ortswechſel. 

5 * den übrigen Beſchlüſſen des Kongreſſes iſt noch folgendes hervor- 
zuheben: 

Die der bisherigen Generalkommiſſion gemachten Vorwürfe richteten 
ſich vorzugsweiſe gegen die Aufnahme des Darlehns von 106950 M. 
und die Verwendung der Mai-Sammlungen zu deſſen Deckung, gegen die 
Begünſtigung der Hamburger G., insbeſondere die zu weit gehende Unter- 
ftügung des dortigen Tabafarbeiterausftandes, gegen die Herausgabe des 
„Korrejpondenzblattes” und die unzureichende Pflege der internationalen 
Beziehungen. Es gelang jedod den Mitgliedern, diefe Vorwürfe, bie 
vorzugsweiſe von der grundfäßlichen Dppofition, nämlich den Vertretern 
ber Lolalorganifationen, ausgingen, im weſentlichen zu miderlegen und 
einem Tadelsvotum zu — 
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Hinſichtlich der weiblichen Arbeiter beſchloß man, den be— 
ſtehenden Organiſationen zu empfehlen, auch Frauen als gleichberechtigte 
Mitglieder aufzunehmen und von der Bildung beſonderer 6, für Arbeite⸗ 
rinnen abzufehen. 

Die bisher ſchon üblihe Einrihtung der Kontrollmarten, d.h. 
eined an den Yabrifaten angebrachten Zeichens dafür, daß der Fabrikant 
in jeinem Geſchäfte die von den ©. geforderten Arbeitäbebingungen ein- 
geführt habe, ohne welches die Arbeiter die Ware nicht ** dürfen, 
wurde ohne Debatte zur allgemeinen Nachahmung empfohlen. 

Ebenſo fand einſtimmige Annahme eine Reſolution, welche die Forde— 
rung möglichſter Beſeitigung der Akkordarbeit mit der Begründung 
erhebt, daß dadurd die Erreichung eines Marimalarbeitstaged und eines 
für alle Urbeiter gleichen oder wenigſtens eines Minimallohnes vorbereitet 
werde. 

Die große Streitfrage, ob die bei Gelegenheit der Maifeier auf 
fommenden Gelder der politifchen oder der gemwerkichaftlihen Bewegung 
ufließen jollten, wurde dahin erledigt, daß von einer allgemeinen Mai- 
— für gewerkſchaftliche Zwecke Abſtand genommen, den einzelnen 
Orten und Gewerben aber überlaſſen wurde, in ihren Kreiſen Samm— 
lungen zu veranſtalten. 

Um das Defizit der Generalkommiſſion, das insbeſondere 
durch Unterſtützung des Tabakarbeiterausſtandes herbeigeführt mar, zu 
decken, wurde eine eune Sammlung durch Ausgabe von Zehnpfennig- 
marken bejchlojjen. 

on der American Federation of Labor war an den Kongreß ber 
Vorſchlag gerichtet, den bei Gelegenheit der Weltaugftellung in Chicago 
au veranftaltenden internationalen Kongreß durch Delegierte zu beichiden. 

an beichloß jedoch, mit Rüdjiht auf die Damit verbundenen erheblichen 
Koften, hiervon abzufehen. — 

Das Ergebnis diejes erſten deutjchen Gewerkſchaftskongreſſes können 
wir furz dahin zujammenfajjen, daß die Organijationdfrage zu einem 
vorläufigen Abjchluffe gelangt ift, und zwar im Sinne der —J— 
ſation. Allerdings gibt es auch künftig noch lokale Vereinigungen, aber 
dieſelben werden ſeitens des Gewerkſchaftsverbandes nur dann anerkannt, 
wenn für ſie ein Zentralverband nicht beſteht. Dieſe Zentralverbände, 
welche nach Gewerben (Berufen, Branchen) abgegrenzt ſind, bilden die 
Einheit und die Grundform der Organiſation, aber dieſelben gliedern ſich 
einerſeits nach unten zu örtlichen Zweigvereinen und ſuchen andererſeits 
untereinander einen weiteren Zuſammenſchluß anzubahnen. 

Der Kongreß hat, wie mitgeteilt, den Induſtrieverband in erſter Linie 
empfohlen, und demgemäß ſind ſeitdem außer dem Metallarbeiterverbande, 
ber bereits beſtand, noch ferner der „Verband der deutſchen Holzarbeiter“ 
auf dem erſten Holzarbeiterkongreſſe, der vom 4. bis 7. April 1893 in 
Kaſſel tagte, und der „Verband der Lederarbeiter Deutſchlands“ ins Leben 
getreten, indem die am 2./3. April 1893 in Altona abgehaltene General— 
verfammlung des „Zentralvereind deuticher Gerber und Lederzurichter‘ 
dem von dem „Deutſchen Weißgerberverbande” in feiner Generalverfamm- 
luua vom 8. Auguft 1892 in Altenburg gefaßten Bejchlujje beitrat. 

Während es fich bei diefen Formen um Verbindungen ber Zentral- 
organifationen handelt, hat man dem Zwecke der gegenteitigen Annäherun 
ur Unterftügung außerdem, entſprechend dem Kongreßbeſchluſſe, — 
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Kartelle unter den lokalen Vereinen Rechnung getragen, indem die am 
Orte vertretenen Gruppen der einzelnen Berufe je nach ihrer Stärke 
Delegierte wählen, welche zuſammen das Kartell bilden, das ſeinerſeits 
einen Vorſtand unter dem Namen einer „Kartellkommiſſion“ wählt. 

Hierbei hatte man jich aber mit der Bereinägejeggebung auseinanderzufegen, welche 
einerfeits für politifche Vereine bie gegenfeitige Verbindung verbot unb anbererjeit3 für 
alle Bereine, die jih mit öffentlichen — beſchäftigen, die Einreichung der 
Statuten und ber Mitgliederliſte, ſowie aller Veränderungen derſelben vorſchrieb. Zur 
Umgehung dieſer Schwierigkeiten benutzte man zwei Wege. Der eine war der, daß man 
die Delegierten von den einzelnen Vereinen in der Weiſe wählen ließ, daß ſie lediglich als 
Vertreter dieſer Vereine auftreten, nicht aber ſelbſt einen Verein bilden; aber dann war 
die Einrichtung eine Verbindung der Vereine untereinander, und es mußte dann die Politik 
ausgeſchloſſen werden. Der andere Weg beſtand darin, daß man die Delegierten nicht 
von den Vereinen, ſondern in öffentlichen Verſammlungen ber betreffenden Berufsgenoſſen 
wählen ließ, dann war von einer Verbindung von Vereinen nicht bie Rede, das Kartell 
durfte ji) mit Politik befchäftigen, war aber nun jeinerjeit3 ein Verein, der Statut und 
Mitgliederlifte einreihen mußte. Die Generallommiffion hatte für beibe Formen Mufter- 
ftatute ausgearbeitet und befannt gemacht, ja denjelben noch eine dritte Form hinzugefügt, 
nad welcher bie in öffentlihen Berfjammlungen gewählten Delegierten ſich ger nicht ala 
Berein organifieren, jondern wenn fie beraten wollen, hierfür eine öffentliche Berfammlung 
einberufen; in dieſem Falle beiteht dann auch feine Kartelllommifjion, jondern e3 wird 
fediglih; ein Vertrauendmann mit weitgehenden Befugniffen gewählt. 

Die Tätigkeit der Kartelle ift in dem Kongreßbejchlufje im allgemeinen 
bezeichnet. Der Schwerpunft liegt in der Regelung der Streif3. Dieje 
werben von dem Kartell nur dann unterftüßt, wenn fie von dem Bentral- 
verbande de3 betreffenden Berufes oder in deſſen Ermanglung von der 
Kartellkommiſſion gebilligt ind. Boyfott3 können nur von dem Kartell 
mit zwei Drittel Mehrheit beichlojjen werden. Regelmänig fol die Kartell- 
fommijfion vorher eine gütliche Verftändigung mit den Arbeitgebern ver- 
Juden. Zur Dedung der Ausgaben jind für jedes Mitglied vierteljährlich 
5Pf. in die Kartellfajje einzuzahlen. Aus derjelben werden die Kojten 
der Agitation, des Herbergsweſens, des Arbeitönachweijes, der Statiſtik 
uſw., nicht aber diejenigen der Streiks beſtritten, hierfür ſind vielmehr 
freiwillige Sammlungen zu veranſtalten; mit drei Viertel Mehrheit darf 
das Kartell auch die Aufnahme von Darlehen beſchließen. 

In der folgenden Zeit erwuchs ben ©. durch eine Underung der Rechtſprechung in 
Preußen eine erheblihe Schwierigkeit. Bisher hatte man, um ber polizeilichen Wufficht 
zu entgehen, mehrfach von der Bilbung eigentliher Zweigvereine — alle Mitglieber 
gehörten unmittelbar dem Zentralverbande an, und an ben einzelnen Orten beſtanden lediglich 
Zahlſtellen“ zur —————— Beiträge, Annahme von Mitgliederanmeldungen und Ber. 
teilung ber Fachzeitſchrift. er Gedankenaustauſch wurde in öffentlidhen, nicht auf bie 
Mitglieder beichräntten Berfammlungen vorgenommen. Nun wurde jedoch buch Ent— 
ſcheidung bed Siammergericht? vom 3. Dftober 1892 ausgeſprochen, daß bdieje Bahlftellen 
ald Vereine anzujehen jeien. Dadurch wurde, jolange bie Politik jern gehalten mwirb, eine 
Schwierigkeit für bie Verbindung mit ber Bentralfeitung einftweilen noch nicht gefchaffen, 
mohl aber ift bie polizeiliche Unmeldung ber Mitglieder erforberlid). 

Eine Wiederholung de3 in Halberjtadt abgehaltenen Kongreſſes in 
Zwiſchenräumen von etwa drei Jahren Lag wohl von Anfang an in der 
Abjicht der Generallommifjion, ging doch deren Ziel zweifellos auf einen 
jelbjtändigen organiichen Ausbau des Gemwerkichaftsverbandes neben dem 
Verbande der politiichen Partei. Aber hatte die leßtere ſchon den Halber- 
ftäbter Kongreß mit offen fundgegebenem Mißtrauen empfangen, jo trat 
dieje Abneigung noch entjchiedener hervor, al3 ſich darum handelte, durch 
eine Wiederholung den Weg der Erhebung der Kongreſſe zu einer ftändigen 
Einrihtung zu betreten. Als deshalb im September 1894 die General- 
kommiſſion ji) wegen Beranjtaltung eines neuen Kongrejjes im Jahre 
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1895 bet den Zentralvorſtänden anfragte, fand fie jo geringes Entgegen- 
fommen, daß fie den Plan zunächſt fallen lajjen mußte. Das vorhandene 
Mißtrauen fand auch noch in anderer Weiſe Ausdrud. Man benußte 
nämlih Undeutungen über gewiſſe „dunkle Pläne‘, die angeblich von 
ber Generallommijjion verfolgt würden, und auf die unten zurüdzulommen 
fein wird, um die ©. gegen ihre Leitung aufzuhegen, — der „Vor⸗ 
wärts“ einen Artikel des „Handſchuhmächer“, der von Plänen ſprach, 
die geheim gehalten werden müßten, aber geeignet wären, eine Zer— 
ſplitterung in der Arbeiterbewegung herbeizuführen, abdruckte und bie 
Frage ſtellte: „Was geht vor?“ Die Folge dieſer Aufhetzung war dann 
auch wirklich, daß ſowohl die Handſchuhmacher wie die Tabakarbeiter 
beſchloſſen, ihre Beitragsleiſtung an die Generalkommiſſion einzuſtellen. 
Bon den Tabakarbeitern war dies um jo rückſichtsloſer, als gerade das 
zu ihrer Unterftüßung von der Generallommilfion aufgenommene Darlehn 
in 106 950 M. den Hauptgrund ber gegen diefe erhobenen Vorwürfe 
ildete. 

Für das Jahr 1896 dagegen wurde die Abſicht, einen Kongreß in 
Berlin, und zwar am 4. Mai — von der Generalkommiſſion 
bereits am 25. November 1895 bekanntgegeben. Dabei wurde der Vor— 
ſchlag gemacht, auch die Delegierten derjenigen Zentralverbände, bie feine 
Beiträge an die Generallommijjion gezahlt hätten, jowie die Handels— 
angeftellten, Handel3hilfarbeiter und Gaftwirt3gehilfen und endlich Lokal— 
organifationen derjenigen Berufe zuzulafien, für welche Zentralverbände 
nicht beitehen. Dieſe Vorfchläge wurden angenommen. Die General» 
fommifjion hatte jih an da3 G.-Kartell in Berlin mit dem Antrage 
gewandt, die Vorbereitung für den Kongreß zu übernehmen, doch war 
Died, wie zu erwarten, abgelehnt, da in Berlin die Lofalorganijationen 
überwiegen. So mußte von den Berliner Zentralorganijationen ein be- 
ſonderes Lokalkomitee gebildet werden, um die Vorarbeiten zu erledigen. 

Bom 4. bis 8. Mai 1896 Hat nun ber „2. Kongreß der Gemerf- 
haften Deutſchlands“ in Berlin ftattgefunden. Auf bemjelben waren 
48 Bentralorganijationen durch 129 Abgeordnete, 6 lokal organifierte 
Verbände durch 8 Abgeordnete und 11 Ymeigvereine ber Tabakarbeiter 
burd) 2 a insgefamt 271141 Mitglieder durch 139 Abgeordnete 
vertreten. Die Tabalarbeiter fehlten mit Ausnahme der 11 Zmeigvereine. 
heb Aus dem erjtatteten Geſchäftsberichte iſt folgendes hervorzu— 

en: 

Seit dem Halberftädter Kongreß find eine Anzahl Organifationen gebildet, bie fich fpäter 
wieder aufgelöft haben, nämlich die Yabrifarbeiterinnen, die Näherinnen, bie Porzellan- 
und Glasmaler und die Pofamentiere. Der Zentralverein ber Frauen und Mädchen wird 
nad Änderung feiner Statuten nicht mehr ald G. betrachtet, Dagegen ift der 1891 aus 
bem Hirſch-Dunckerſchen Berbande ausgefchiebene G.-B. ber Porzellanarbeiter, deſſen Mit- 
liederzahl fich feitbem von 4000 auf 7 gehoben hat, bem Verbande ber &. am 1. Januar 
1893 nen Die Weißgerber und bie Lohgerber haben ſich Anfang 1893 zu einem 
Berbande ber Leberarbeiter vereinigt. Am 1. April 1894 haben die Maler ihren Anſchluß 
an bie Generallommiffion erklärt. Die Agitation ift hauptſächlich auf die öſtlichen Pro— 
dinzen Preußens gerichtet, wo DOrganifationen mit insgefamt 2168 Mitgliedern gegründet 
find. Dagegen ift die Wgitation unter den Lippefchen Zieglern erfolglos geblieben; ein 
ins 2eben gerufener Berband hat ſich wieder aufgelöit. 

Das Korrefpondenzblatt erjcheint in einer Auflage von 5300. Außerdem find ver- 
ſchiedene —— vertrieben. 

Der Bericht erwähnt, daß ein Vertreter der Generalkommiſſion an dem vom freien 
beutfchen Hochſtift einberufenen, am 8. Oktober 1893 in Frankfurt a. M. abgehaltenen 
foziafen Kongreß zur Beratung der frage ber Mrbeitslofigfeit und Wrbeitövermittlung 
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teilgenommen, baß man es aber abgelehnt Habe, fich bei der Einladung u einer Konferenz 
ber bei ber Arbeitövermittlung praltifch tätigen Perfonen im er. 1894 zu beteiligen. 

Auch die internationalen Beziehungen find gepflegt. Mit der Gewerkſchaftskommiſſion 
in Öfterreich, dem Schweizerifchen Gemwerlfchaftäbunde, ber Födäration nationale des Bourses 
du travail in Paris und ben Syndicats et groupes corporatifs de France in Troyes, mit 
bem Board of Trade und dem Trades Union Congress Parliamentary Committee in 
England, der American Fédération of Labor find Nachrichten ausgetaufcht, zu ben Kon- 
gen der Öfterreichifchen Gewerkſchaften und bes fchmeizerifchen Gewerkſchaftsbundes wurden 

treter geſchickt. 

Der in dem Berichte vorherrfchende Grundzug einer gewiſſen Refig- 
nation tritt befonder3 hervor in den Schlußmworten: „Arbeitsfreudigkeit 
und tätige3 Eingreifen in alle die Gewerkſchaften berührenden Ungelegen- 
heiten wird nicht erzeugt, wenn zu befürchten fteht, daß diefe oder jene 
Unternehmung auf Widerſtand ode und neue Angriffe hervorrufen wird. 
Nur durch einmütiges Zuſammenwirken aller bemjelben Ziele Zuftrebenden 
fann Großes erreicht werden.“ 

Der Schwerpunft der Verhandlungen lag in den gegen die General- 
fommiffion und ihre bisherige Wirkſamkeit gerichteten und auf ihre Be 
jeitigung abzielenden Angriffen, in denen fich teil3 allgemeine Dppofitions- 
luſt und Bartifularismus, teild die Anſchauung geltend macht, daß die 
Generalkommiſſion auf eine gegnerijche Stellung der G. zu der politijchen 
Partei hinarbeite. Träger der Oppofition waren insbeſondere die 
Metallarbeiter, die einfach die Aufhebung der Generalkommiſſion bean- 
tragten. Andere Anträge bezmwedten, fie durch einen bloßen General- 
felretär oder einen aus den Vorfigenden ber einzelnen ©. bejtehenden Ber- 
ein (Gewerkſchaftsbund) zu erjegen, oder nur die Beiträge zu ermäßigen. 
Umgekehrt wurde auch die Wiederausdbehnung der Tätigkeit der General- 
fommifjion auf da3 ihr in Halberftadt entzogene Gebiet der GStreilunter- 
ſtützung und eine Erhöhung der Beiträge beantragt. 

Die Angriffe richteten fich in erfter Kinie gegen die bereit3 erwähnten 
„dunklen Pläne”. Der Hauptwortführer der Oppofition, Schlide in Stutt- 
gazt, äußerte: „Ich kann die Entrüftung der einzelnen ©. jehr mohl 

egreifen. y der Generallommifjion glaubt man jet das Gegengewicht 
gegen ben Parteivorſtand zu bejigen, dem bie ©.- a ein Dorn 
im Auge jein joll.” Daneben wurde geltend gemadt, die Kommiſſion 
* nichts geleiſtet; die Statiſtik ſei bei dem enwärtigen Stande der 

ewegung nur von zweifelhaftem Werte; die often des Rorreipondenz- 
blatte3 von jährlich 14000 M. feien überflüffig; nötig jei vor allem eine 
Verjchmelzung der Eleineren Organifationen mit größeren, während gerade 
die Generalkommiſſion dem „Kaſtendünkel“ Vorſchub geleitet habe. 

Der Borjigende Legien erflärte, die viel bejprochenen „dunklen Pläne‘ 
feien lediglih dahin gegangen, neben dem Kongrejie der ©. einen 
fjolhen von dem Lokalkomitee des Kongreßortes einberufen zu laffen, 
zu dem die Vertreter in öffentlichen Berfammlungen gewählt würden. 
Diejer Kongreß habe ſich mit den Fragen der Bereinsgejeggebung, ben 
Arbeiterjchußgejegen, der Yabrikinfpektion uſw. bejchäftigen jollen. Der 
Plan jei den Vorftand3mitgliedern der ©. bekannt — 7 alſo 
durchaus nicht geheim gehalten, auch der „Vorwärts“ habe nicht, um 
ihn zu erfahren, eine öffentliche Anfrage nötig gehabt, ſondern, da ebenjo- 
mohl jeine Redakteure wie 2 Mitglieder der Generalkommiſſion im Reichd- 
tage jäßen, ſich nur bei diefen zu erkundigen brauden. Wenn man 
übrigens der Kommiſſion die Mittel bejchneide und jie jo wenig unter» 
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ſtütze, ſo ſei es unberechtigt, ſich gleichzeitig über ihre zu geringe Wirk— 
ſamkeit zu beklagen. 

Auch von anderen Seiten wurden die Angriffe ſcharf abgewieſen 
und die Kommiſſion energiſch verteidigt. Faber (Goldarbeiter) erklärte, 
ein Gegenſatz zwiſchen Partei und G.-Bewegung beſtehe nicht, der Streit 
zwifhen Auer und Legien gehe nur dieſe beiden perjönlih an. ride 
(Maler) meinte, Legien hätte Auer ganz ander3 abführen follen für 
jeine Liebenswürdigkeiten. Lehrih (Maler) will für die ©. eine Spitze 
haben, die es verhindert, daß die ©. zum politiihen Hausfnecht degradiert 
werben; wenn bejchlojjen werden jollte, daß der politiſche Weg einge- 
ichlagen werde, fo ſeien ſowohl die Generalfommiljion al3 die Setze 
verbände überflüſſig. Bejonderd die Buchdrucker ftellten ſich auf dieſe 
Seite. Ihre Redner, Maffini und Döblin, erflärten: „Wir Gewerk— 
ſchaften dürfen feinesweg3 unter die Botmäßigfeit der Partei kommen; 
mir find ein ſouveränes Bolt und brauchen feinen Rat und feine Bevor— 
mundung bon anderer Seite.” ‚Bon ber politifhen Partei dürfen wir 
uns nicht abhängig machen, und e3 wäre jchon ein Erfolg, wenn man im 
politiihen Lager die Berechtigung der G.-Bewegung voll anerkennen 
würde.” Mattini äußerte au: „Ich Habe nicht viel im Sinn mit 
der Internationalität; deshalb lege ich auch feinen jo großen Wert auf 
bie Anknüpfung internationaler Mesichmsen“ 

Der Erfolg der zweitägigen zum Teil recht erregten Verhandlungen 
war, daß auch die Gegner der Kommiffion, nachdem fie ihrem Arger 
Luft gemacht hatten, friedlicher wurden und felbft die Notwendigkeit einer 

ufammenfaffung betonten. Es war logiſch berechtigt und taktiſch ge- 
hidt, daß man zunächſt über die Grundfrage abftimmte, ob man über- 
haupt prinzipiell eine zufammenjchließende Se. jämtlicher ©. molle. 
Nachdem diefe Frage durch 133 Vertreter von 262926!) Mitgliedern 
egen 5 PBertreter von 8215 Mitgliedern bejaht war, handelte e3 ſich 
—— um die weitere Ausgeſtaltung, insbeſondere die Befugniſſe des 
Zentralorganes. Der Antrag der Generalkommiſſion auf Errichtung 
eined? gemeinfamen Streiffond3 wurde mit 104 gegen 18 Stimmen 
ab efehnt, darauf aber der Antrag, die zu bildende Sufammenfefung 
„Gewerkſchaftsausſchuß“ zu nennen, mit Stimmengleichheit abgelehnt un 
die Bezeihnung „Generalkommiſſion“ beibehalten; doch wurde ihr 
ein Ausihuß zur Geite geftellt. 

Das Nähere ergibt ji) aus folgender vom Songrejje angenommenen 
Rejolution: 

Der G.-Kongreß wählt einen aus 5 Mitgliedern beftehenden Gewerkſchaftsausſchuß, 
welcher ben Namen „Generallommifjion der Gewerkſchaften Deutfchlands” erhält. Zur 
Unterftügung berfelben wirb von ben Bentralvorftänden, bie regelmäßige Beiträge an ben 
Ausfhuß zahlen, und den dazu berechtigten Lolalorganifationen je ein Bertreter ernannt. 
Die Zuziehung biefer Vertreter zu den Beratungen des Ausſchuſſes hat nach Bedarf, min- 
ftend aber vierteljährlich einmal, zu erfolgen. Am Anfange einer Gejchäftsperiode bes 
Ausichuffes find im einer gemeinfamen Sigung eine Gejhäftsordbnung für den Ausſchuß, 
die Verteilung der Amter und eventuelle Bejoldbungen und Remunerationen feftzufepen. Auch 
die berechtigten Lolalorganifationen haben Stimme in ber obenbezeichneten Vertretung. 

Die Aufgaben des G.-Ausfhuffes find: 

1. Die gewerlſchaftliche Wgitation namentlih in denjenigen Gegenden, Induſtrien 
und Berufen, deren Urbeiter nicht oder nicht genügend organifiert find, zu fördern und ben Zu» 
fammenfchluß ber Heinen Verbände und Lolalorganifationen zu Induftrieverbänben anzuftreben. 


1) Nach Hinzurehnung ber Stimmen ber Bäder, beren Vertreter bei ber Abſtimmung 
fehlte, aber nadträglih für den Antrag ftimmte. 


2. Die von den ©. aufgenommenen Statiftiten, fomweit fie allgemeined Intereſſe 
haben, zufammenzuftellen und ſolche über Stärle, Leiftungen und Entwicklung ber G., fowie 
ſolche über fämtliche Streits jelbftändig aufzunehmen. 

3. Ein Blatt herauszugeben und ben Vorſtänden der Zentralvereine in genügenber 
Zahl zur Verſendung an beren Bahlftellen, fowie den G.-Rartellen und Agitationstommif- 
jionen zuzuſenden, welches bie Verbindung jämtliher G. mit zu unterhalten, bie nötigen 
Belanntmahungen zu veröffentlichen und, fomweit geboten, beren rechtzeitige Bekanntmachung 
in ber Tagespreffe herbeizuführen hat. Surze Busfitationen find ber Wrbeiterpreffe zur 
Veröffentlichung direlt zuzuſenden. 

(Anträge auf Vergrößerung des Korreſpondenzblattes wurden abgelehnt. Ebenſo fiel 
ber Antrag der Kommiſſion, welcher ben Buchbruder-,Korrefpondent‘ als Publikations- 
organ vorſchlug.) 

4. Pflege der internationalen Beziehungen zu den G. anderer Länder. 

‚5. Die — deutſchen —— einzuberufen und bie hierzu nötigen Bor- 
arbeiten zu erledigen. 

Diefe Kongrefje find nad Bebürfnis, mindeſtens jeboch alle drei Jahre einzuberufen. 

Auf Antrag ber Hälfte der bei ber Generallommijfion beteiligten G. ift die General 
fommiffion verpflichtet, einen Kongreß einzuberufen. 

Zur Teilnahme an biefen Kongreffen find jämtliche Zentralorganifationen und ſolche 
Lolalorganifationen berechtigt, die verhindert find, ich zentral zu — In Zweifels⸗ 
fällen entſcheidet der Geſamtausſchuß. Ausgeſchloſſen von der Teilnahme an den Kon— 
greſſen find alle Gewerlſchaften, welche ohne genügende Entſchuldigung mit drei Quartals 
beiträgen im Rüdftande find. 

Die ©. find berechtigt, auf je 3000 Mitglieder einen Delegierten zu wählen. Die 
Zahl der Delegierten einer ©. darf ſechs nicht überfchreiten. Kleinere &. wählen einen Dele- 
ierten. Wichtige Unträge entjcheidet die Zahl ber durch bie Delegierten vertretenen 

itglieder.“ Die Generaltommifjion kann zu benjenigen Berufälongrefien, wo es nötig 
erſcheint, einen Bertreter entjenben. 

Jede G. hat vierteljährlih an den &.-Ausfhuß einen Beitrag von 3 Pf. pro Kopf 
ihrer Mitglieder zu zahlen. 

Die Annahme diefer Anträge erfolgte mit 86 gegen 43 Stimmen 
(152763 gegen 99738 Mitglieder. Darauf drohte jedoch cin großer 
Streit, indem die beiden ale Berbände der Holzarbeiter und Metall- 
arbeiter erklärten, wegen der durch Beſchränkung der Bertreterzahl auf 
jech3 ihnen zugefügten Benadteiligung auf die Vertretung in der Kom— 
milfion ganz zu verzichten; derjelbe wurde dadurch beigelegt, daß man 
diefe Beitimmung mit 79 gegen 29 Stimmen wieder bejeitigte. Das Ber- 
hältni3 bei der nunmehr vorgenommenen neuen Abftimmung war, daß 
die Rejolution von 113 Vertretern von 214502 Mitgliedern gegen 16 Ber- 
treter von 37999 Mitgliedern angenommen murbe. 

Auch Hamburg murde gegen mehrfahen Widerfprud wieder als 
Sitz ber Kommifjion beftimmt und Legien ald Vorjigender —— 
Dagegen wurde der Beitrag, den die G. vierteljährlich für jedes Mitglied 
zu zahlen haben, von 5 al auf 3 Pf. herabgejegt, indem 65 Bertreter 
von 113545 Mitgliedern für 5 Pf., aber 58 Bertreter von 131373 Mit- 
gliedern für 3 Pf. ftimmten. 

Ein Beratungsgegenftand, bei dem e3 fich gleichfall3 um eine Ber- 
ſchiedenheit des grundjäßlicden Standpunkte handelte, war die Frage 
der Arbeitslojenunterftüßung. Der Referent Eichler (Buchdrucker) 
begründete diefe Einrichtung, die bei den Buchdruckern und bei den 
engliihen ©. jchon lange beitehe, mit dem Hinweiſe darauf, daß fie 
geeignet jei, die Mitglieder, die erfahrungsgemäß nad) ihrem Beitritte 
bald wieder der Organijation den Rüden eben, bei derjelben zu —— 
Die Buchdrucker hätten es gerade dieſer Einrichtung zu danken, daß nach 
dem verlorenen großen Streik ihr Mitgliederſtand nicht herabgegangen 
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fei, jondern fi jogar — habe. Außerdem ſei es auch für die 
Lohnfrage von höchhter ichtigfeit, zu hindern, daß nicht die Arbeits— 
loſen den Lohn drüdten. 

Ter Korreferent Fride (Maler) befämpfte die Arbeitölojenunter- 
Rügung al3 eine Fapitaliftiiche Einrichtung, die dem Klaſſencharakter der 
modernen Wrbeiterbewegung zumiderlaufe, indem fie den Arbeitern ein 
Intereſſe am modernen Rapitalismus einflöße, und daß feine Beran- 
laffung vorliege, dem Staate feine Pflichten für das Volk abzunehmen, 
berjelbe vielmehr zu zwingen jei, die erforderliche Fürſorge jeinerjeits 
zu übernehmen. Es jei auf die freien Hilfskaſſen zu verweilen, an denen 
man jehe, wohin da3 Unterftügunggigftem führe; mit ganz wenigen Aus- 
nahmen jeien Diejenigen, die in den Krankenkaſſen Verwaltungsämter 
inne hätten, nicht mehr zu bewegen, fich praftiih an der Verwirklichung 
defjen, was die moderne Arbeiterbewegung erftrebe, zu beteiligen. Man 
müjje prinzipiell die Arbeitlojenunterjtüßung ablehnen, weil man bamit 
die Arbeiter nur von dem Ziele der endgültigen Befreiung der Arbeiter- 
Haffe ablente. 

Troß dieſer Einwendungen wurde mit großer Mehrheit folgenbe 
NRefolution angenommen: 

„In ber Erwägung, ba bie Arbeitölofenunterftügung — abgefehen von beren humani» 
tärem Charakter — die Stabilität des Mitgliederitandes in ben — Organiſationen 
in hohem Maße garantiert und in der weiteren Erwägung, daß durch dieſe Unterſtützung auf 
bie Lohn- und Arbeitsverhältniſſe verbeſſernd eingewirkt werben lann, indem das Angebot 
der arbeitsloſen Hände unter den jeweilig geltenden Lohn- und Arbeitsbedingungen wenn 
auch nicht vollſtändig beſeitigt, ſo doch ganz bedeutend vermindert wird, erlennt der zweite 
deutſche Gewerlſchafislongreß in dieſem Unterſtützungszweige einen bedeutenden, ja not» 
wendigen Förderer ber gewerlſchaftlichen Organiſationen, ber keineswegs geeignet iſt, den 
Klaffen- und Kampfescharalter der Organiſationen a verwiſchen. 

Der Kongreß empfiehlt deshalb dem deutſchen G. überall da, wo ſich der Einführung 
der Wrbeitölofenunterftügung leine Schwierigleiten bieten, eine foldhe einzuführen.‘ 

Im Zufammenhange hiermit ftand das fernere Thema der Arbeits— 
vermittlung. Gegen einzelne Stimmen, welche fid) zugunften kommu— 
naler Nrbeitönndhweite ausſprachen, wurde eine Rejolution angenommen, 
welche nicht allein jede Arbeitövermittlung durch gemeinfame Tätigkeit 
der Arbeiter und Arbeitgeber, al3 dem unausgleihbaren Gegenſatze zwijchen 
Rapital und Arbeit zumiberlaufend, verwirft, jondern auch wegen bed 
Übergewicht der fapitaliftifchen Sntereffen in der Gemeindeverwaltung ' 
deren Cingreifen ablehnt, den Arbeitsnachweis ausſchließlich den ©. 
vorbehält, wobei der Staat oder die Gemeinde die pefuniären Mittel wie 
bei den Handel3börjen zu gewähren pri und deshalb „die Arbeiter aller 
Orte vor jeglihem Erperimente auf einer anderen Grundlage al3 der 
alleinigen Leitung von Arbeitsnachweiſen durch die Organijationen der 
Arbeiter warnt”. Die Arbeitövermittlung gegen Entgelt joll gejeglich 
al3 Wucher behandelt und verboten werden. 

Nachdem endlich noch Refolutionen gegen das Schwitzſyſtem zu- 
gunften der Konfektionsarbeiter und der Einführung von Betriebs- 
mwerfftätten, gegen die Ausführungsvorfchriften zur Ausführung des 
Arbeiterfchußgejeges im Miüllergemwerbe, fowie zur Befämpfung von Miß— 
ftänden inı Baugewerbe und wegen der Agitation unter den Arbeiterinnen 
angenommen waren, wurde der Kongreß von dem Vorfigenden geichlofien 
mit den Ausdrude der Hoffnung, daß nad) den jeßigen Beſchlüſſen der 
Beftand der Generalkommiſſion gefichert ſei und die jpäteren Kongreſſe 
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ſich eingehender mit anderen gewerkſchaftlichen Fragen beſchäftigen könnten, 

ſowie mit dem Hinweiſe darauf, daß die politiſche Freiheit ohne die wirt— 

ſchaftliche Gleichftellung leerer Schall ſei und mit einem Hoc auf bie 

re haftsbewegung, die Befreiung der Arbeit und auf eine jchönere 
ukunft. — 

Die Bedeutung dieſes zweiten Kongrejjes liegt hauptſächlich in der 
Auseinanderfegung der —2 einer kräftigen zentraliſierten G.Be— 
wegung mit den föderaliſtiſchen —— Im ganzen waren die 
letzteren zugleich Vertreter der radikaleren Richtung, die das Heil der 
Zukunft —* nur von der Erringung der politiſchen Macht erhofft 
und deshalb die gewerkſchaftliche ls on in engem Anſchluſſe an die 
politiihe Bewegung zu halten jucht, während ihre Gegner, obgleich fie 
aus taftiihen Gründen Vorſicht üben müſſen, ſich doch tatjächlich immer 
mebr zu dem entwideln, was man al3 „Nur-Gewerkſchaftler“ oder „Nicht2- 
als⸗Gewerkſchaftler“ bezeichnet. In Berlin erfolgte nicht, wie in Halber- 
ftabt durch den Ausſchluß der Lolalorganifierten eine Spaltung, jondern 
im ganzen fiegte die fonjervativere Richtung, denn wenn auch die Ent- 
giehung ber GOtreifunterftügung und die Ermäßigung des Beitrages von 

auf 3 Pf. Mißtrauen gegen die Generallommiffion bedeutete, auch in 
ber Herabjegung der Mitgliederzahl von 7 auf 5 und in der Beifügung 
der Vorſitzenden der BZentralverbände als Gewerkſchaftsausſchuſſes eine 
Maßregel gegen allzu große Gelbjtändigfeitögelüfte zu ſehen ift, fo 
wurden dod) nicht allein die gegen die Eriftenz der Kommiflion gerichteten 
Angriffe abgefchlagen, jondern e3 blieb doch auch im mejentlichen beim 
alten, ja in der Annahme de3 Grundjages der Arbeitsfofenunterftügung 
liegt ein prinzipiell jehr wichtiger Schritt zur Annäherung an den eng- 
lichen Tradeunionismus der älteren Richtung und ein Bekenntnis 
zur praftiichen Arbeit auf dem Boden der beftehenden Berhältnijfe im 
Gegenſatze zu fruchtlojfen doftrinären Phrafen. Eine wertvolle Unter- 
ftügung hat hierbei zweifellos die gemäßigte Richtung durch den Beitritt 
der Buchdruder erhalten, und unter diefem Gejicht3punfte gewinnen die 
in einem jpäteren Abjchnitte darzuftellenden Berhältniffe der letzteren in 
ihrer jüngften Entwidlung ein doppeltes Intereſſe. 

Seit dem Schluffe des Kongrejjes vollzog ich übrigens in der Haltung be3, wie be— 
merkt, aus dem Berbande ausgeichiedenen Unterftügungsvereind beutfi Tabalarbeiter in- 
fofern ein Umſchwung, als berjelbe auf feiner vom 12. bis 17. Juli 1896 in Stuttgart ab» 
ne Generalverfammlung beſchloß, zwar die bisherige Haltung feines Vorſtandes zu 
illigen, aber von jet ab fi ber Generallommifjion wieder anzufchließen. 

Der 3. Gewerkſchaftskongreß ift vom 8.—13. Mai 1899 in 
Frankfurt a. M. unter Beteiligung von 130 Abgeordneten al3 Vertretern 
von 495138 Mitgliedern abgehalten. Auch die däniſchen und öfterreichifchen 
Gewerkſchaften ** das ſchweizeriſche Arbeiterſekretariat waren ver- 
treten. 

Aus dem Geſchäftsberichte der Generalkommiſſion iſt folgendes 
zu erwähnen: 

Die Kommiſſion hat eine —— über die Lage ber graphifchen Arbeiterinnen 
durchgeführt, dagegen ben ihr erteilten Auftrag wegen einer ſolchen bezüglich ber Haus- 
inbuftrie und des Schmwipfuftemd noch nicht erledigt... Nach der aufgenommenen Streil- 
Ratiftit fommen auf 1000 organifierte Wrbeiter 3,3 Beftrafte. Die Höhe ber monatlichen 


1) Biermer im Handw. db. Staatsw., IL Erg.-Band, S. 388, bezeichnet als Gegner 
der Generallommiffion die auf ihre Selbftändigfeit eiferfühtigen örtlichen Gewerlſchaftslartelle. 
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Beiträge beläuft fi auf 2913 M. Die Generallommifjion hat die zum Zweck ber Agitation 
in Trieft und Trient eingefegten italienifchen Gefretäre unterftügt, auch ein beſonderes Blatt 
„L’Operaio Italiano‘ ins Leben gerufen, mweldjes jeit bem 18. Juni 1898 erſcheint. Im 
übrigen ift die Agitation wirffam insbefondere in Dft- und Weftpreußen, Pojen und Dber- 
fchlefien unter ben Bauarbeitern betrieben, außerdem unter ben Geeleuten, unter benen 
man einen Seemanndverband errichtet hat, dagegen ift jie unter ben Bieglern „ohne nennens- 
werten Erfolg geblieben“. 


Das darakteriftiihe Moment des Kongrefjes, das am bdeutlichiten 
die ihn beherrſchende Grundauffafjung erkennen läßt, trat am jchärfiten 
hervor bei der Stellungnahme gegenüber den unter den Buhdrudern 
ausgebrochenen Streitigkeiten. Wie an anderer Stelle!) eingehender zu 
erwähnen ift, hat die im Jahre 1896 wieder begründete Tarifgemeinjchaft 
mit den Prinzipalen zu den erbittertiten Kämpfen im Lager der Gehilfen 
geführt, Kämpfe, die ſich freilich formell um die Einzelheiten des ge- 
troffenen Abkommens, insbejondere deijen fünfjährige Dauer drehten, in 
Wahrheit aber die Stellung zu der Sozialdemokratie Zur Unterlage hatten. 
Gaſch, der Führer der Opkofition, der aus dem Buchdruderverbande aus- 
geichlofjen war und eine „Gewerkſchaft der Buchdrucker“ begründet Hatte, 
madte dem erfteren vor allem den Vorwurf, daß er nicht „auf dem 
Boden der modernen Arbeiterbewegung ſtehe“. 


Der Streitpuntt wurde gleich bei der Prüfung der Mandate berührt, 
indem e3 fich darum handelte, ob der Bertreter ber Buchdrudergemerf- 
Ihaft, Pollender, zu den Verhandlungen de3 Kongreſſes zuzulaſſen fei. 
Die Vertreter des Berbandes befämpjten dieſe Forderung auf das ent— 
ſchiedenſte und brachten mit hinreichender Deutlichfeit zum Ausdrud, daß 
der Berband von ber zu treffenden Enticheidung jeine fernere Teilnahme 
abhängig made. Die nad) erregten Verhandlungen eingefegte Kommiſſion 
beichloh mit vier gegen drei Stimmen, den Verband al3 die einzige 
rechtmäßige Or —— der Buchdrucker anzuerkennen und nur deren 
Vertreter zum Kongreſſe zuzulaſſen, dagegen das Mandat von Pollender 
als ungültig zurückzuweiſen. Dieſer Antrag wurde ſchließlich mit großer 
Mehrheit angenommen, indem 96 Abgeordnete, die 347034 Mitglieder 
— — baklır und nur 26, die 116323 Mitglieder vertraten, Dagegen 

immten. 


Hatte bei diefer Frage der Kongreß eine inhaltliche Stellungnahme 
u der unter ben Buddrudern hervorgetretenen Meinungsverjchiedenheit 
infofern noch nicht nötig gehabt und fogar ausdrüdlich vermieden, ala 
er feine Entſcheidung lediglich auf den Geſichtspunkt jtüßte, daß jede 
Organijation nad) eignem Ermejjen über —* Angelegenheiten zu beſtimmen 
und die Minderheit —* der Mehrheit zu fügen habe, ſo war dies dagegen 
bei dem ferneren Punkte der Tagesordnung: „Tarife und Tarif— 
gemeinſchaften“ nicht möglich, vielmehr mußte die grundſätzliche Hal- 
tung gegenüber dem Unternehmertume zur Entjicheidung gebradjt werden. 
Aber hier ergab ſich die bedeutungsvolle Tatjache, da die Tarifgemeinjchaft 
al3 jolche, die doc dem Grundſatze von der unverjöhnlichen Gegenfätlich- 
feit der Intereſſen zwiſchen Arbeitern und Unternehmern offen ind Gejicht 
fchlägt, Gegner auf dem Kongrejje jo gut wie gar nicht hatte, denn jelbft 
Pollender, den man freilich als Korreferent abgelehnt, aber al3 Redner 
zum Worte gelajien hatte, befämpfte nur die Bedingungen, die von dem 


N Bol. unten ©. 299. 
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Buchdruckerverbande den Prinzipalen zugeſtanden waren. Schließlich 
wurde mit allen gegen 4 Stimmen folgender Beſchluß angenommen: 

„Zariflihe Vereinbarungen, welche die Lohn- und Arbeitsbedingungen für eine beſtimmte 
Zeit regeln, jind ala Beweis der Gleichberehtigung ber Wrbeiter feitend ber Unternehmer 
bei Feſtſetzung der Wrbeitsbedingungen zu erachten und in ben Berufen erftrebenäwert, 
in welchen ſowohl eine ftarle Organifation ber Unternehmer, wie aud) der Wrbeiter vor» 
handen ift, welche eine Gewähr für Aufrechterhaltung und Durchführung des BVereinbarten 
bieten. Dauer und Pr der jeweiligen Bereinbarungen laffen ſich nicht fchematijieren, 
fondern hängen von ber Eigenart des betreffenden Berufes ab.” 

Auch die — Gegenſtände der Verhandlungen hatten faſt aus— 
— die Bedeutun — Entſcheidungen für die Auf— 
faſſung der gewerkſ aftliden Aufgabe und in3bejondere die Stellung zu 
der Politik und der jozialdemofratiichen Partei. 

Dies gilt in erfter Linie für den Antrag wegen Errichtung einer 
er lant für Arbeiterverfiherung und Arbeiterſchutz. 

ie früher erwähnt, hatte der Vorſchlag, das Intereſſe der Arbeiter an 
den ©. dadurd) zu heben, daß diefe fi) mit Arbeiterfhugfragen befchäftigen 
jollen, al3 er 1894 gemadjt worden war, einen großen Entrüjtungs- 
fturm hervorgerufen. Trotzdem Hatte eine von den Redakteuren der 
G.Preſſe am 17. Auguft 1898 in Gotha abgehaltene Konferenz den Be— 
ſchluß gefaßt, dem miele etwa ganz Ähnliches zu empfehlen, nämlich 
zu beantragen, daß in Verbindung mit ber Generaltommijjion eine Yen- 
traljtelle errichtet werde, welche die Arbeiterverjiherungs- und Arbeiter- 
ihußgejege in gemeinverftändlicher Weije für die G.Preſſe bearbeiten 
und dadurch eine nugbringende Beeinflufjung der Ausgeftaltung und Hand» 
habung herbeiführen, ſowie endlich die Wahlen der Arbeitervertreter zu 
den Verjicherungsförperfchaften organifieren ſollte. Wie begreiflid), ftieß 
biejer von dem beftellten Referenten Bringmann befürmortete Antrag auf 
den entjchiedenften Widerſpruch derjenigen Richtung, welche ängjtlich 
darüber wachen zu müſſen glaubt, daß die ©. jich nicht etwa zu Kon 
furrenten der ſozialdemokratiſchen Bartei entwideln und ihrer Oberleitung 
entziehen könnten. Der Hauptwortführer diefer Anjchauung, der Redakteur 
des „Vorwärts“, Pötzſch ſah in dem Antrage ein Mißtrauen gegenüber 
ber NReich3tagsfraltion, und obgleich insbejondere von den Buchdrudern 
betont wurde, daß die ©. „nicht ein Anhängjel irgendeiner politijchen 
Bartei, fondern volllommen jelbjtändige Inſtitutionen“ feien, welche die 
Verpflichtung hätten, je nad) ihrer Stärke und ihrem Einflujje auf dem 
Wirtichaftsgebiete die höchſten Probleme wirtſchaftlicher und fozialer Fragen 
praktiſch in Angriff zu nehmen und zu beeinjluffen, jo gelang e3 doch 
nicht, diejen Standpunkt zur völligen Anerkennung zu bringen, vielmehr 
bejchräntte man ſich jchließlich darauf, unter die Aufgaben der General- 
fommijjion auch die Aufllärung der Arbeiter über die Bedeutung ber 
Urbeiterverjiherung und eine Einflußnahme auf die betreffenden Wahlen 
aufzunehmen. 


Von nicht geringerer prinzipieller Bedeutung waren die Verhand- 
ungen über die Frage der Arbeit3vermittlung. Es fann nicht 
wohl zweifelhaft fein und ift auch eigentlich niemals bejtritten, daß dieje, 
rein technijch betrachtet, d. h. [ebigfic) mit Rüdjiht auf ihren Zmwed eines 
Ausgleiches zwiſchen Angebot und Nachfrage, am beiten wirken wird, 
wenn die beiden beteiligten wirtjchaftlien Gruppen, Unternehmer und 
Ürbeiter, an ihr gleichmäßig beteiligt jind und jede Nebenabjicht, ind« 
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bejondere die Verwendung im einfeitigen Intereſſe einer von beiden 
Parteien ferngehalten wird. Aber bisher haben beide Teile ſich nod 
nicht entſchließen fönnen, die Arbeit3vermittlung auf ihre — 
natürliche Aufgabe zu beſchränken und auf ihre Verwendung als wirt— 
Ihaftlichen Kampfmittel3 zu verzichten. 

Anfangs hatten in erſter Linie die Arbeiter und insbeſondere bie G. ſich auf dieſen 
Standpumft geftellt und 3. B. auf bem von bem freien deutſchen Hochſtift berufenen, 
am 8. Oltober 1893 in frankfurt a.M. abgehaltenen SKongreife zur Verhandlung über 
Urbeitslofigleit und Arbeitövermittlung die von meutraler Seite gemachten Borfchläge ber 
Übertragung dieſer Aufgabe auf ftaatlihe und gemeindlidye Organe entſchieden bekämpft. 
Auch der Berliner G.-Songreß hatte die gleiche Stellung —— und beſchloſſen, 
daß „jede Erwägung ber Möglichkeit einer gemeinſam geführten Arbeitsvermittlung zwiſchen 
Arbeitern und Arbeitnehmern grundſätzlich abzulehnen” ſei. Inzwiſchen hatten auch bie 
meiſten Unternehmerorganiſationen dieſe Auffaſſung ſich zu eigen gemacht und auf ber 
am 5. September 1898 in Leipzig abgehaltenen, von dem Arbeitgeberbunde Hamburg- 
Altona einberufenen Arbeitsnachweislonferenz im Gegenfap zu ber von dem Verbande ber 
deutſchen Arbeitsnachweiſe veranftalteten gleichartigen ne Ah in Münden vom 27. 
bis 28. September 1898 beichloffen, den Wrbeitönachweis ausjhliehlih für die Unter 
nehmer in Anſpruch zu nehmen. 

Auf dem G.Kongreſſe waren die Anfichten geteilt. Von dem Re- 
ferenten Leipart (Holzarbeiter) wurde der in Berlin gefaßte Beichluß 
al3 ein „übertriebener Radikalismus“ bezeichnet, „der unjerer G.⸗Be⸗ 
wegung ganz und gar nicht anſteht“ und an der Hand umfaſſenden Materials 
bewiejen, daß nicht allein jchon viele ©. gemeinjam mit den Unternehmern 
Urbeitänachweife eingerichtet, fondern daß jogar die jozialdemofratijche 
Fraktion durch ihre Anträge auf Schaffung von Arbeitäfammern und 
Urbeitsämtern dieſe Forderung aufgenommen habe; deshalb jeien in 
erfter Linie fommunale Anftalten zu empfehlen. Bon der Gegenjeite, 
indbejondere von Pötzſch wurde nicht allein diejer legtere Vorſchlag unter 
Hinweis darauf befämpft, daß nad) der beitehenden Gejeßgebung in den 
Gemeindeverwaltungen der überwiegende Einfluß in den Händen der 
Unternehmer liege, jondern überhaupt daran —— daß grundſätz⸗ 
lich die Arbeitsvermittlung in die Hände der Arbeiter gehöre. 

Das Ergebnis der ausgedehnten Verhandlungen war ein Beſchluß, 
der freilich prinzipiell den radikalen Standpunkt billigt, aber doch ſowohl 
paritätiſche wie kommunale Arbeitsnachweiſe zuläßt. Der Wortlaut iſt 
folgender: 

„Die gewerkſchaftliche Arbeitsvermittlung iſt ein wertvolles Mittel zur Hebung der 
Lage der Arbeiter und zur Sicherung ihrer wirtſchaftlichen Exiſtenz. Der Kongreß hält 
deshalb nach wie vor an dem grundſätzlichen Standpunkt feſt, daß ber Arbeitsnachweis den 
Ürbeiterorganifationen gebührt. 

Die Mitwirkung von Staat und Gemeinde bei der Wrbeitövermittlung fann deshalb 
nur darauf bejchränft fein, die Mittel für die dazu notwendigen Einrichtungen und deren 
Erhaltung zur Verfügung zu jtellen. 

Der Kongreh erkennt dagegen an, daß e3 unter den gegenmwärtig beftehenden Berhält- 
niffen an — Orten für eine Reihe von Berufen von Vorteil fein kann, ſich an fommu- 
nalen Wrbeitänachweijen zu beteiligen. Diefelben find jedoch nad folgenden Grunbfägen 
auszugeftalten: 

a) Verwaltung durch eine von in gleicher Zahl von den Urbeitgebern und Arbeit- 
nehmern je in freier Wahl gewählten direlten Bertretern zufammengefegte Kommiffion, 
unter Zeitung eines —— Vorſitzenden; b) Führung der Geſchäfte durch aus den 
den Reihen der Arbeiter — — Beamte; Wahl derſelben durch die Verwaltungs- 
fommiffion; c) Ablehnung ber Vermittlung von Arbeitskräften an ſolche Arbeitgeber oder 
Dienftherren, welche notoriſch ihre Pilihten als Arbeitgeber nicht erfüllen, ſowie an ſolche 
Arbeitgeber, welche bei ausbrechenden Differenzen mit ihren Arbeitern in keine Verhandlungen 
zur Beilegung derfelben mit der zuftändbigen Wrbeiterorganifation eintreten wollen; d) ge» 
naue Feſtſtellungen über die Lohnbedingungen und Veröffentlihung bderfelben mit Den 
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übrigen Ergebnifjen ber Arbeitsnachweisftatiftil; e) vertragsmäßige Verpflichtung ber Ur- 
beitgeber, bie vor bem Arbeitsamt angegebenen Arbeits * Lohnbedingungen nad) erfolgter 
Anftelung aud zu erfüllen, um den Urbeiter oder Dienftboten vor Täufhung oder Benad» 
teiligung zu fchügen; f£) vollftändige Gebührenfreiheit und Übernahme der gefamten Koften 
auf die Gemeinde» ober Staatstaffe. 

Wo fommunale Arbeitsämter ichtet werben, hat bie organifierte Wrbeiterfchaft 
ihren berechtigten Einfluß geltend zu machen und für bie Durchführung vorftehender For- 
berungen einzutreten, ohne baß bie einzelne Gewerlſchaft verpflichtet werben kann, ben etwa 
beftehenden, gut funktionierenden Facharbeitsnachweis ohne bejondberen Grunb aufzuheben. 
Derartige Facharbeitsnachweiſe find jebod mögliöh mit bem fäbtifchen Arbeitsamt in 
Verbindung zu bringen, um eine vollftändige Urbeitönachmweisftatiftif zu ermöglichen. 

Baritätifhe Arbeitsnachweiſe find nicht zu verwerfen, wenn es Bi ben Arbeitern 
gelingt, zugleih ihre Lohn⸗ und Wrbeitöverhältniffe günftiger und flabiler zu geftalten. 

In ben Arbeitsnachweiſen der ag ag fällt ben gemwerffchaftlih organifierten Ar⸗ 
beitern ebenfall3 die Aufgabe zu, bieje, wenn fie einmal geichaffen, nah Möglichfeit im 
Intereffe ber Arbeiter auszugeftalten.” 

Auch bei dem ferneren Beratungdgegenftande, der Stellung der Ge— 
werfidhaft3fartelle, handelte e3 ſich um ben Gegenſatz zmwijchen ber 
radifalen und der gemäßigten Richtung. Pie Rartelle, d. 5. die ört— 
lihen Bereinigungen aller dort vertretenen ©. bilden offenbar einen 
Anſatz zu der ejmesung der Arbeiter zu einer umfafjenden Organi— 
fation ohne Unterſchied des Berufes, wie jie in England R. Omen in 
feiner Consolidated trades union?!) angeftrebt hatte, wie fie den „Inter— 
nationalen Gewerksgenoſſenſchaften“ >) zugrunde lag, wie man jie 
in Amerika in der National labour union3) verſucht Hatte und wie jie aud) 
auf dem Halberftäbter Gewerkſchaftskongreſſe ald deal empfohlen mar, 
da3 man unter Überwindung bes „Berufsbünfel3 und Kaſtengeiſtes“ er- 
reichen 284 Aber ferner iſt es eine längſt beobachtete Tatſache der 
praktiſchen Er — daß bei Streitigkeiten zwiſchen Unternehmern und 
Arbeitern ein Ausgleich leichter möglich iſt, * der Streit auf die 
unmittelbar Beteiligten beſchränkt bleibt, als wenn Berufsfremde ſich ein- 
mijhen®). So hatten aud die G.-Rartelle ſchon wiederholt die Fort— 
feßung von Streils durchgefeßt, die von den Nächitbeteiligten längſt als 
ausficht3los erkannt waren. War ſchon aus diefem Grunde die gemäßigte 
Richtung ihnen nicht günftig gefinnt, jo Hatten fie ich eine weitere Gegner- 
Ihajt dadurch geſchaffen, daß fie in einer Art Rivalitätsftellung gegen die 
Vorjtände der Zentralorganijationen getreten waren. Am fchärfften zu— 

ejpigt Hatte fich diefer Gegenjaß in der jeitens der Kartelle erhobenen 
an, auf dem Kongreſſe eine bejondere Vertretung zu erhalten, 
die jie, nachdem die Generallommijjion dies verweigert hatte, durch die 
Drohung durchzufegen juchten, einen eignen Sonderfongreß zu berufen. 
Auf dem Kongrejje bezeichnete die insbeſondere durch den Weferenten 
Päplow (Maurer) vertretene gemäßigte Richtung die Kartelle geradezu 
ala ein „notwendiges Übel’ und betonte, daß e3 zwecklos, ja ſchäblich fei, 
innerlich bereit3 verlorene Streil3 noch Fünftlich Halten zu wollen, daß 
überhaupt ein Streit nur dann berechtigt fei, wenn die Organifation 
bie erforderlichen Mittel bejige, um ihn aus eigner Kraft durdyguführen, 


1) Bol. 1. Aufl. ©. 6. 

2) Siehe oben ©. 35. 

8) Vol. 1. Aufl. ©. 160. 

9 Siehe oben ©. 47. 

®) Ein Beifpiel bietet der Hamburger Hafenarbeiterftreif, bei dem bie unmittelbar Be- 
teiligten, bie Steeder, ihre Reigung, ben Arbeitern entgegenzulommen, nur beöhalb nicht folgen 
fonnten, weil fie bie Entfcheibung in die Hänbe bed Urbeitgeberverbandes gelegt hatten. 
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und dab nicht ftet3 der Slingelbeutel umhergehen dürfe, daß aber Die 
jegigen Zuftände gerade durch die mit dem Eingreifen der Kartelle ver- 
bundene Negellofigfeit der Streifunterftügung herbeigeführt feien. Dem- 
pemäh forderte man vor allem, daß den Kartellen jeder Einfluß auf 
ie Streifö entzogen werde, was infofern mit einer gewiſſen Schwierigfeit 
verfnüpft war, al3 jene ſich wejentlih um Die Beldaffung der Gtreil- 
gelder bemüht hatten und es deshalb der Billigfeit zu entfprechen jchien, 
ihnen auch einen Einfluß auf den Verlauf des Streiks einzuräumen. 
Trotzdem ftellte fich jchließlich der Kongreß im mejentlichen auf diefen 
Standpunkt, indem er folgenden Beſchluß einjtimmig annahm: 
„Die G.-Kartelle haben die gemeinfamen gewerkſchaftlichen Interejien ihres Ortes 

u vertreten, wie Regelung des Arbeitsnachweiſes und des Herbergsweſens, ber Gtatiftif, 
ibliothefen, Errichtung von MWrbeiterjefretariaten ufm. Sie haben die Wrbeiterinterejjen 
gegenüber den Behörden: Gemwerbeinjpeltion, Gemeinbeverwaltung ufw. und bei Wahlen 
u Gewerbegeridhten und Berjicherungsanftalten zu wahren. Sie haben weiter im Einver- 
ändnis mit den betr. Organifationsleitungen die Agitation unter ben Berufen, beren 
Drganifationen aus eigner Kraft dazu nicht imftande jind, zu unterftügen. 

—— Beſchlußfaſſung über Streils iſt ausſchließlich Aufgabe ber Borjtände der Zentral- 
berbände. 


Die Kartelle find verpflichtet, dbem Aentralvorftand ber Organifation, bie am Drte 
in einen Streik eintreten will oder ji im Streit befindet, auf Erfordern einen Situationd- 
bericht zu geben. Materielle Unterftügung für Streils wird jeitend des Karteld nur dann 
gewährt, wenn ber Sentralvorftand, ber im Streik befinblihen Organijation dies beantragt 
oder jeine Zuftimmung erteilt hat. Über die Taktif bei Lohnbewegungen und bei auftauchen» 
den fragen innerhalb ihres Gewerbes entjcheibet die betreffende Gewerlkſchaft ſelbſtändig.“ 

Bon jeher hat da3 Kaſſenweſen einen Prüfftein dafür geboten, 
ob Arbeiterorganijationen ji auf den gemäßigten, rein gewerkſchaäftlichen 
oder auf den politifch-revolutionären Standpunkt ftellen. Sind aud in 
der deutſchen Gewerkſchaftsbewegung die Angriffe auf „Kaſſenſimpelei“ 
allmählidy faft verftummt, indem man den Wert der Kaſſen für einen 
feften und gleichmäßigen Mitgliederftand zu ſchätzen gelernt hat, jo hat 
doch noch bis in die neuefte Zeit der Radikalismus an einem Punkte den 
Kampf fortgejegt, nämlich hinjichtlich der Arbeitslofenunterftügung, 
mit der jih ja auch der 2, Kongreß beichäftigt hatte!). Hier glaubte 
man geltend machen zu fönnen, daß es Pflicht des Staates jei, Hr die 
Arbeitsloſen zu jorgen, und daß die Urbeiterflaffe gar feine Beranlaffung 
er dem Staate dieje Laft abzunehmen. Aber obgleich auch bürgerliche 

ozialreformer?) aus diefem Grunde die ftaatliche Arbeitslojenverfiherung 
gefordert haben, jo hat doch in gewerkſchaftlichen Kreifen immer mehr 
die Anficht die Oberhand gewonnen, daß gerade die Arbeitslojenunter- 
ftügung ein unentbehrliches Mittel fei, um die Organifationen jtarf und 
leiftungsfähig zu machen; und nachdem ſchließlich auch die Metallarbeiter 
auf ihren: 1898 in Braunfchweig abgehaltenen Kongrefje ihren früheren 
abweichenden Standpunkt aufgegeben ar fonnte man von einer Streit- 
frage faum mehr jpredhen. Immerhin ift es von Intereſſe, daß der 
Gewerkſchaftskongreß die Generallommiffion beauftragte, bei den einzelnen 
gewerkichaftlichen Organifationen auf die Durchführung der Arbeitälojen- 
unterftügung hinzuwirken. 

Nah einem Referate von Legien über da3 Koalitionsredht be- 
Ihloß der Kongreß einftimmig, gegen jede Beeinträchtigung desjelben zu 


) Bel. oben ©. 55. 
2) 3. B. Leopold Sonnemann und bie beutjche Voltspartei. Bgl. „Soziale Praris‘‘, 
VI, Rr. 45; VII, Rr. 1. 
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protejtieren, wobei darauf hingemwiefen wurde, daß den heutigen Berhält- 
niffen nicht mehr der individuelle, fondern nur noch der kollektive Abſchluß 
des Arbeitsvertrages durch die beiderjeitigen Organijationen entjpreche, 
daß auc die organijierten Arbeiter ftet3 eine friedliche Vereinbarung ge- 
ſucht hätten, bevor fie zum Gtreif griffen, daß aber, von einigen Aus— 
nahmen abgejehen, die Unternehmer es rüdjicht3los zurüdgemiejen hätten, 
die Diauiiieien der Arbeiter al3 berechtigten Faktor bei der Feſtſetzung 
der Arbeitöbedingungen anzuerkennen, dadurch aber jede friedliche Ver— 
ftändigung abgelehnt und die Arbeiter zum Streit gezwungen hätten. 

Hinfichtli der Gemwerbeinjpeftion mwurbe beſchloſſen, den Ar- 
beitern die Bildung von Beſchwerdekommiſſionen in Anſchluß an die Ge 
werfichaftsfartelle zu empfehlen, um durch diefe mit den Auflicht3beamten 
mündlich in Beziehung zu treten, „mobei die manderlei Eigentümlich- 
feiten jener Beamten in Kauf zu nehmen find“. Sehr gerühmt wurde 
Dabei die in Württemberg bejtehende Einrichtung, daß jährlich einmal 
eine Konferenz zwijchen ſämtlichen Gemerbeauflicht3beamten und den 
Vertretern der Arbeiterorganijationen ftattfinde. Man forderte übrigens 
die Ausdehnung der Gemwerbeinjpektion auf Handwerk, Klein- und Haus- 
induftrie, Handel, Transport und Verkehr, Vermehrung der Beamten unter 
Zuziehung von Gehilfen und Gehilfinnen aus Arbeiterfreijen, Austattung 
der Beamten mit eignem Vollzugsrecht und voller Unabhängigkeit ſowie 
Bentralijation in einer Reichsinſpektion. 

Die Arbeiterjefretariate wurden al3 ein bedeutfamer Fort- 
jchritt der Arbeiterorganifation anerkannt, gleichwohl aber vor Über- 
baftung bei deren Gründung gewarnt, jo lange nicht die erforderlichen 
erheblichen Geldmittel jichergeftellt feien. 

Die Lage ber J zu denen vor allem auch 
die Redakteure der Fachblätter gehören, war bisher ſehr unbefriedigend 
gemwejen, indem nicht allein ihre Gehälter jehr gering bemejjen, — 
insbeſondere ein Recht auf Penſion nicht anerkannt war. Von dem 
Referenten —— (Buchdrucker) wurde unter Berufung auf die Aus— 
führung von ©. u. B. Webb!) darauf hingewieſen, daß die engliſchen 
G. nicht eher zu durchgreifender Bedeutung gelangt jeien, als bis fie 
duch Anftellung ftändiger und gut bezahlter Beamten ſich Perfonen von 
einer höheren Bildung gejchaffen hätten, als fie ein gewöhnlicher Arbeiter 
befigen könne. Es jei nicht mehr angängig, gemaßregelte Arbeiter ohne 
Rückſicht auf ihre Fähigkeiten durch jolhe Stellungen zu verjorgen, und 
wenn bon gegneriicher Seite der Einwand erhoben bi, daß Beamten 
biejer Art „das proletariiche Gefühl verloren gehe‘, jo ſei dies nicht 
al3 maßgebend anzujehen. In der Tat fand auf dem Kongrejje der 
Standpunft de3 Reerenten feinen Widerfpruch, vielmehr wurde mit allen 
gegen vier Stimmen beſchloſſen, den ©. die Befolgung diefer Grundſätze, 
insbejondere die bejjere Bezahlung und demnädjitige — ihrer 
Beamten zur Pflicht zu machen. 

Den letzten Gegenſtand der Tagesordnung bildeten die Aufgaben der 
Generalkommiſ ion. Während 1896 in Berlin der Exiſtenzberech— 
tigung einer ſolchen Zentralinſtanz ſtark in Frage geftellt und ſchließlich 
nur mit einer geringen Mehrheit anerfannt wurde, war jet von einem 
folhen Zweifel feine Rede mehr, vielmehr wurde deren Wirkungskreis 
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nicht unerheblich erweitert, indem man ihr bie en! a zuwies, in dem 
u bergrößernden „KRorrefponbengblatte“ ein Zentralorgan für die ganze 
rganijationdbemegung En ichaffen, insbefondere nicht nur alle® auf die 
beutjchen ©. bezügliche Material zu jammeln, fondern ebenjo die Unter- 
nehmerorganifationen und die ausländiſche Entwidlung, ſowie endlich die 
internationalen Beziehungen zu verfolgen. Zu dieſem Zwecke wurde be- 
Ichloffen, außer den bisherigen beiden bejoldeten Beamten der General- 
fommifjion, noch einen dritten feſt anzuftellen. Die Zahl der Mitglieder 
wurde bon fünf auf fieben erhöht. Der Gewerkſchaftsausſchuß wurde 
beibehalten, ebenjo der Beitrag von 3 Pf. Über einen Antrag ber Ham— 
burger Buchbinder auf Gründun — eines Gewerkſchaftsbundes⸗ und einer 
Streik⸗Reſervekaſſe wurde — — übergegangen. Der ab— 
lehnende Standpunkt gegenüber den Lokalorganiſationen wurde von neuem 
feſtgelegt durch den Beſchluß, dieſelben nur — zu den G.Kongreſſen 
le wie fie verhindert find, fich zentral zu organifieren. 


Der gefaßte Beſchluß hat folgenden Wortlaut: „Der G.-Kongrek wählt bie aus — 
—— beſtehende Generallommiſſion ber Gewerkſchaften Deutſchlands.. Zur U 

ng derſelben wird von den Zentralvorſtänden ber G., die regelmäßig Beiträge F bie 
ie ar ion zahlen, und ben bazu berechtigten Solalorgani ationen je ein Vertreter 
ernannt. Dieſe Vertretung führt den Namen ‚Gewerlihaftsausfchuß‘. t Bufammen- 
tritt —* Ausſchuſſes hat nach Bedarf, mindeſtens aber vierteljährlich — zu erfolgen. 

ede ©. hat vierteljährlich an die Generallommiſſion einen Beitrag von 3 Pf. pro 
Kopf * Mitglieder zu zahlen. 

Am Anfang einer Geſchäftsperiode ber Generallommiſſion find in einer gemeinſamen 
Sigung mit dem Gewerlſchaftsausſchuß eine Gefhäftsorbnung für den Ausihuß, bie Ber- 
tei mi ber Amter ber Generallommifjion und eventuelle Befoldungen und Remunerationen 
feſtzuſeten.“ 

Die Aufgaben der Generalkommiſſion wurden übereinſtimmend 
mit dem Beſchluſſe des 2. Kongreſſes (©. 54) bezeichnet, jedoch mit folgenden 
Änderungen: 


r Unter ai 1 wurbe ber Ausbrud „Induſtrieverbände“ durch „Bentralverbänbe” erjegt. 
2. In Ziff. 3 wurde die Verfendung von Publikationen an die Arbeiterpreffe befeitigt 

8. Endlich murbe folgende Ziff. 6 Hinzugefügt: 

„Soweit bie ber Generallommijfion zur Verfügung ftehenden Mittel hierzu ausreichen 
unb bie Gewinnung x ar Berjonen hierfür möglid: 

a) Sammlung und Nupbarmahung des in ben amtlihen Publikationen bed Reiches, 
ber Einzelftaaten und Gemeinden (al3 Statiſtik des Deutichen Reiches, Jahresberichte der 
Fabrilinſpeltoren, der ftatiftifhen Landes⸗ und ſtädtiſchen Amter ufm.), ferner in den Be 
richten ber Hanbel3- und Gemwerbelammern, ber Berficherungsbehörben, Krankenlaffen uſw., 
ſowie in Beitjchriften und fonftigen Druckwerlen fi; immer mehr anhäufenden Agitations- 
material3 fpeziell für die Gewerkſchaftsbewegung. 

b) Erweiterung bed ‚Korrejpondenzblattes‘, jo daß basjelbe eine regelmäßige über- 
sicht über alle Vorgänge in ben deutſchen wie aud) auslänbiihen ®., über bie Streifbeiwegun 
über bie innere Einrichtung und Berwaltung ber verjdiedenen Organifationen, über Bi 
tigere Disluſſionen in DR Fachblättern, bejondere Eigentümlichleiten einzelner Berufe und 
beren Einwirkung auf die Organifation, Auszüge aus den regelmäßigen Abrehnungen der ein« 
zelnen Verbände, Berichte über bie Gefchäftslage, über die Unternehmerorganifationen, über 
wichtige Prozeffe ufro., ſowie auch das nad) der Aufgabe unter a bearbeitete Material enthält. 

c) Herausgabe eines Jahresberichtes der Generallommijjion, welcher als Handbuch 
für alle mwichtigeren Vorlommniſſe im Gefjchäftsleben von den G.-Beamten, Redakteuren, 
Rebnern, wie von allen Mitgliedern und fonftigen Intereſſenten benußt werben Tann. 
In dem Jahresberichte find die jährlichen flatiftifhen Ausweiſe über die Zahl und Stärfe 
ber beutihen &. und beren Einnahmen und Wusgaben nebft ber Streifftatiftit zu ver- 
öffentlichen. 

d) Die Aufflärung der Arbeiter durch ignete Publifationen über die Bebeutung 
ber ftaatlihen Wrbeiterverfiherung und bie ab der Wrbeitervertreter zu ben Hier im 
Betracht kommenden Körperjchaften; ferner: Leitung aller biesbezüglichen Wahlen, welche 
die Einwirkung von einer BZentralftelle aus erfordern. 


— — 


Für die prinzipielle Bedeutung des Kongreſſes iſt von großem Inter— 
eſſe das Schlußwort des Vorſitzenden Bömelburg. Er betonte den unge— 
meinen Fortſchritt, den die G⸗Bewegung ſeit den früheren beiden Kon— 
greſſen gemacht habe; die damals erörterten Streitfragen hätten längſt 
aufgehört, ſolche zu ſein, inbeſondere werde die Notwendigkeit, die Macht 
der deutſchen G.-Bewegung in einer einheitlichen Spitze zum Ausdruck 
gu bringen, von feiner Seite mehr beanftandet, ja die „dunkeln Pläne” 

er Generalkommiſſion, die damals jo heftige Angriffe erfahren hätten!), 

feien auf diefem Kongreſſe verwirklicht. Die Gegner der Arbeiterbewegung 
ſuchten zwiſchen der gemwerkichaftlichen und der politifchen einen Gegenſatz 
gu fonftruieren. Das Verhältnis beider jei jo zu bezeichnen, daß die ©. 
einerlei Zwang Hinfichtli der politifchen und religiöfen Überzeugung 
auszuüben verjuchten, daß jie fonjervative, freifinnige, ultramontane, pro- 
teftantijche, katholiſche und atheiftiiche Mitglieder willkommen hießen, daß 
aber bisher in der beutjchen gemwerkichaftlichen Bewegung die Gozial- 
demofratie ald die beite Bertreterin der arbeitenden Bevölkerung be- 
tracdhtet jei und dies auch für die Folgezeit wohl jo bleiben werde. Deshalb 
feien aud die Mitglieder der ©. zum größten Teile Sozialdemofraten 
und erhofften bie derbeiführung einer durchgreifenden Berbefjerung der 
Zage bes arbeitenden Volkes von der Erjegung der bisherigen fapitalifti- 
ſchen durch die follektiviftiiche Wirtſchaftsordnung. — 

Es fann feinem Zweifel unterliegen, daß der Frankfurter Kongreß 
einen großen äußeren und inneren Fortjchritt ber beutfchen Gewerk— 
ſchaftsbewegung bedeutet. Man hatte ſich von vielen Vorurteilen ber 
früheren Zeit losgefagt und mit der Macht der Phrafe, insbejondere der 
revolutionären Phraje endgültig gebrochen, indem man ſich far und offen 
auf den allein möglichen Boden aller gemwerfichaftlichen Tätigkeit ftellte, 
nämlidy) im Rahmen der beftehenden Berhältniffe und ohne Rüdficht auf 
deren Berechtigung oder Nichtberechtigung durch Zuſammenfaſſung ber 
Kräfte eine möglichjt weitgehende Befjerung in der wirtichaftlichen Lage 
der Arbeiterklaſſe — * Man iſt ſich dabei des naturgemäßen 
Gegenſatzes gegen das Unternehmertum voll bewußt geblieben, man 
verkennt aber ebenſowenig, daß gemeinſame Intereſſen beftehen, zu deren 
aeg Nr Zuſammenwirken mit den Arbeitgebern da3 innerlich be- 
rechtigte Mittel if. — 

Hatte man bisher die Unterfcheidung zwiſchen politifcher und ge 
werlichaftlicher Betätigung im allgemeinen, wenigſtens theoretifch, feit- 

ehalten, jo ſollte fich bald zeigen, daß jchon die praftifche Verwiſchung ber 
harfen Grenze zu eigenartigen Schwierigkeiten führt. Es kam nämlich 
zu einem Kampfe, der, obgleich ausſchließlich auf politiichem Gebiete 
liegend, doch auf emerfihaftlichen Boden hinübergriff. Die polnifche 
jozialdemofratijche Bartei erjtrebt u. a. auch die Unabhängigkeit Polens. 
Die deutſche Sozialdemokratie fteht auf dem Standpunkte, daß die prole- 
tariijhe Bewegung Ländergrenzen überhaupt nicht fenne. Dieſe Ber- 
jchiedenheit der Auffaffung Hat zu einem fi) immer mehr verjchärfenden 
Gegenjage geführt, indem feitend der Polen gegen die deutiche Sozial— 
bemofratie der Vorwurf des Hafatismus und der Germanifierungsten- 
benzen erhoben und ihr die Abjicht untergelegt wurde, „die Fühlung des 
polnijchen Proletariat3 mit den übrigen polnifhen Ländern zu zerreißen”. 


) Bol. ©. 52f. 
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Da die „Gazeta Robotnicza“ (Arbeiterzeitung), die ſowohl politifches wie 

ewerkſchaftliches Organ ift, ji auf den Standpunkt eines nationalen 
Bolentums ftellte, jo blieb für die Generalkommiſſion jchließlicy nichts 
anderes übrig, al3 in der „Oswiata“ (Aufflärung) ein Gegenorgan zu 
begründen. 

Auh für die Durchführung der Internationalitätsbeſtre— 
bungen ergaben ji) Schwierigkeiten aus den engen Beziehungen der 
G. zur Sozialdemokratie und ihrer Ausfchließungstendenz gegen alles 
nicht mit dem Parteiſtempel Geprägte. Die Generaltommittion fand fich 
nämlich veranlaßt, eine an fie ergangene Aufforderung, ji an dem am 
25. Zuli 1900 in Paris abgehaltenen internationalen Arbeiterſchutzkon— 
greile zu beteiligen, au3 dem Grunde abzulehnen, weil er von bürgerlichen 

ozialpolitifern veranftaltet wurde. Aus einem ähnlichen Grunde mußte 
man auf eine enge Fühlungnahme mit den englifchen trade unions ver» 
ichten. Auf dem von diefen im Jahre 1896 veranftalteten internationalen 

rbeiterfongrejje in London, auf dem auch die deutichen ©. vertreten 
waren, hatte nämlich die Betonung der jozialdemofratiihen Grundjäße 
ſeitens der legteren zu ſcharfen Auseinanderjegungen geführt!) und infolg. 
davon war auf dem G.-Kongreije in Plymouth 1899 bejchlofjen, weder 
zu den Kongreſſen der feftländiichen G. Vertreter zu jchiden, noch Berichte 
mit ihnen auszutaufhen. Demgemäß waren die trade unions in Frank— 
furt nicht vertreten gemejen, obgleich die deutichen G. den engliichen 
G.-Kongreß in Edinburg 1896 beſchickt hatten. Unter dieſen Umftänden be- 
Ihloß die Generallommiffion, die Einladung zu dem am 8. Auguft 1901 
in Glasgow abgehaltenen Kongreſſe der general federation of trade 
unions are 

Der 4. Gewerkſchaftskongreß wurde vom 16. bi3 21. Yuni 1902 
in Stuttgart abgehalten unter Beteiligung von 155 Abgeordneten 
al3 Vertretern von 681118 Mitgliedern. Zum erjten Male hatten aud) 
die Behörden der an fie ergangenen Einladung Folge geleiftet, und zwar 
hatten ſich außer dem Magiftrat von Stuttgart das mürttembergijche 
Minifterium ded Innern und das Reichsamt ded Innern beteiligt; bie 
Vertreter des letzteren hatten allerdings den Verhandlungen nur infomeit 
beizumohnen, wie fie ſich auf die Arbeitslojenftatiftit und Arbeitslofen- 
verjiherung bezogen. Der Vorſitzende betonte in jeinem Begrüßungs- 
worte, daß er in der Beteiligung der Behörben eine Anerkennung * 
Arbeiterorganiſationen ſehe. Dieſes Mal hatte die general federation 
of trade unions ®ertreter entjandt, ebenjo die gewerfichaftlichen Ber- 
bände in Böhmen, Dänemark, Frankreich, Stalien, Holland, Norwegen, 
Dfterreich, Schweden, der Schweiz und Spanien. 

Eine lebhafte Debatte entmwidelte fich bei dem ſchon in Frankfurt 
behandelten Punkte der Berhältniffe im Buhdrudgemerbe Das 
Leipziger Gewerkſchaftskartell, an deſſen Spitze — Gaſch ſtand, Hatte 
am 5. April 1897 beſchloſſen, die von einer am 26. März 1897 in einer 
großen Buchdruckerverſammlung gewählten Vertreter aus dem Grunde 
abzulehnen, weil ſie als Anhänger der Tarifgemeinſchaft nicht auf dem 
Boden der modernen Arbeiterbewegung, ſondern auf Hirſch-Dunckerſchem 
Standpunkte ſtänden, und hatte ſtatt ihrer Vertreter ber Buchdrucker— 
gemwerkichaft zugelafien. Das Eingreifen der Generalfommijfion hatte feinen 
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Erfolg gehabt, jo daß diefe nicht allein alle Beziehungen zu dem Kartell 
abgebrochen, jondern auch die Verbände erjucht hatte, ihre Leipziger Mit- 
lieder zur Zurüdziehung ihrer Vertreter in demjelben aufzufordern. Auf 
dem Kongrejje wurde dieſes Verfahren zum Teil als zu hart getadelt und 
beantragt, die Generalkommiſſion mit der Einleitung neuer Einigungs- 
verhandlungen zwiſchen dem Buchdruderverbande und der Buchdruder- 
ewerfichaft zu beauftragen, oder fogar da3 Leipziger Kartell und die 
Bucbeuiirgemerfihett ausdrüdlid” anzuerkennen. Aber die Vertreter 
der Buchdrucker erklärten jehr nahdrüdlich, daß fie bedingungslofe Unter- 
mwerfung des Kartell3 und der Gemwerfichaft fordern müßten, und fchließ- 
[ich wurde denn aud) ein Antrag Safjenbad) angenommen, daß der Kongreß 
e3 ablehne, in diefer Angelegenheit einen neuen Beſchluß zu fallen und 
dab, da das G.-Kartell anerkannt werde, fobald e3 fi den Kongreß— 
beſchlüſſen füge, eine weitere Beſchlußfaſſung ſich erübrige. 

In Verbindung teil mit diefen Anträgen, teild mit dem Rechenſchafts— 
berichte der Generallommifjion wurde ferner eingehend das prinzipielle 
Verhältnis zwiſchen Gewerkſchaft und Sozialdemofratie erörtert. 
Während Täplom, Deder, Kirfchnid, Robert Schmidt u. a. den Buchdrudern 
und insbejondere Rerhäufer, dem Redakteur des „Korreſpondent“, ſchwere 
Vorwürfe daraus madıten, daß fie mit der Sozialdemokratie nicht3 gemein 
haben wollten und fie in ihrem Organ angriffen, obgleich doch die ge- 
werkſchaftlich organijierten Wrbeiter die Verpflichtung hätten, für Die 
Ausbreitung und Fräftigung der fozialdemofratifhen Partei zu wirken, 
bejtritt Döblin, daß es Aufgabe der G.-Preffe fei, politiiche Propaganda 
zu betreiben, und Nerhäufer hielt die ihm vorgemworfene Äußerung, daß 
die Partei für die G.-Bemwegung nicht förderlich fei, ausdrüdlich aufrecht. 
Husé lehnte es freilich ab, Sozialdemokratie und ©. in eine Organifation 
zuſammenzufaſſen oder die legteren auf das jozialdemofratijche —* ramm 
zu verpflichten, forderte vielmehr, daß mit dem Programm, welches Politik 
und nen ausschließe, Ernjt gemacht würde, tadelte es aber troßdem, 
daß der Buchdruckergewerkſchaft gegenüber zu wenig Toleranz geübt werde. 
Uber obgleich von den Gegnern der Buchdruder mehrfach gedroht wurde, 
das Tiſchtuch zu zerjchneiden und eine reinliche Scheidung — 
ſo wagte man doch nicht, mit dieſer Drohung Ernſt zu machen, und ſo 
begnügte man ſich ſchließlich mit der von dem Vorſitzenden Bömelburg 
abgegebenen Erklärung, daß es zwiſchen Partei und G.Bewegung feine 
Trennung geben dürfe, jondern daß beide fich ergänzen müßten und daß 
ſowohl Rerhäufer wie die fozialdemofratiihe Preſſe mehrfach in ihren 
Angriffen zu weit gegangen jeien. 

Auch der Ronttift zwiſchen Tifhendörfer und der Redaktion des 
„Korreipondenzblattes‘ aus Anlaß des Umftandes, daß erfterer in einer 
Verjammlung der chriftlihen ©. in Berlin einen Vortrag gehalten hatte, 
führte zu einer prinzipiellen Erörterung, bei der Tiſchendörfer überwiegend 
getabelt, aber ein Beſchluß nicht gefaßt wurde. 

Einen weiteren Gegenftand der Berhandlungen bildete die Ber- 
tretung der Urbeiter dor dem Reichsverſicherungsamte. 
Schon 1891 hatte fi in Berlin ein Verband von Arbeitervertretern ge 
bildet, und dieſes Beilpiel hatte an anderen Orten Nahahmung gefunden; 
1899 Hatte eine Konferenz in Halle a. ©. ftattgefunden, in der eine 
allgemeine Organifation bejchlojjen war. Bon Simanowsky wurde be- 
antragt, einen Verband der Arbeitervertretervereine zu bilben, während 
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Legien die Schaffung von Sonderorganiſationen bekämpfte und im Namen 
der Generalkommiſſion vorſchlug, ein Zentralarbeiterſekretariat 
mit dem Sitze in Berlin ins Leben zu rufen. Obgleich der Antrag von 
einigen Rednern, insbeſondere den Buchdruckern, bekämpft wurde, ſo 
wurde er doch mit 538993 gegen 119112 Stimmen angenommen. Das 
Sekretariat joll unter der Kontrolle ber Generalkommiſſion jtehen. 

Eine andere Reſolution empfahl die Errichtung von Arbeiter» 
fetretariaten und überließ die Entjcheidung darüber, ob die Auskünfte 
entgeltlich oder unentgeltlich zu erteilen jeien, den einzelnen Sekretariaten. 

In Verbindung hiermit wurde die Berlegung des Sitzes der 
Beusroltsmeiltien nah Berlin zum 1. Sanuar 1903 und die 
Erhöhung des an fie von den einzelnen Verbänden zu leijtenden viertel» 
jährlichen Beitrages von 3 auf 4 Pf. für jedes Mitglied erörtert. Der 
von der Generallommifjion gejtellte Antrag wurde außer mit der not- 
wendigen Verbindung mit dem neugeichaffenen Zentralarbeitsfefretariate 
aud) damit begründet, daß in Berlin der Mittelpunkt der Reichsbehörden 
und der politifhen Parteien jei, und daß eine engere Fühlungnahme 
zwifchen den führenden Perjonen in der G.-Bemwegung und der jozial- 
demofratijchen Partei angeftrebt werden müfje. Auch diejer Antrag wurde 
mit 463109 gegen 200276 Stimmen angenommen. Zugleich wurde die 
Zahl der Mitglieder der Kommiffion von 7 auf 9 erhöht und ein „Regu- 
lativ — die Zuſammenſetzung der allgemeinendeut— 
ſchen Gewerkſchaftskongreſſe, die Zuſammenſetzung der 
Generalkommiſſion der Gewerkſchaften Deutſchlands, ihre 
Aufgaben und den Gewerkſchaftsausſchuß“ angenommen, aus 
dem folgendes hervorzuheben iſt: 


Die Kongreſſe treten nah Bedürfnis, jedoch mindeſtens alle drei Sabre 
zen: auf Antrag ber Hälfte der ber Generaltommiflion angejchloffenen G. ift ein 
ongreß einzuberufen. Teilnahmeberechtigt ſind fämtliche Bentralorganijationen, welche an 
bem vorangegangenen Kongreß teilgenommen ober ſich fpäter der Generallommifjion an- 
eſchloſſen haben, und folde —— für melde ein Zentralverband nicht be» 
teht. Zweifel emtjcheidet der Gewerkſchaftsausſchuß, ber dabei zu berüdfichtigen hat, daß 
nur folhe Organifationen zum Anſchluſſe berechtigt find, die keine Konkurrengorganifationen 
einer ſchon angeſchloſſenen ©. bilden. Ausgeſchloſſen find ſolche G, welche ohne genügenbe 
ag, mit drei Bierteljahresbeiträgen im Nüdftande find. Die ©. find berechtigt, 
für je Mitglieder einen Vertreter zu entjenden. Wichtige Anträge entjcheibet auf 
dem Stongreß die Zahl ber vertretenen Mitglieder. Jede ©, hat an bie Generallom- 
miffion für jedes Mitglied vierteljährlih 4 Pf. zu zahlen. Die legtere befteht aus neun 
Mitgliedern, die von bem Kongreß gewählt werben. 

Sie hat folgende Aufgaben: 1. die Kongreffe einzuberufen und bie bezüglichen Vor— 
arbeiten zu erledigen; 2. bie Agitation zu betreiben und den Zuſammenſchluß kleinerer Ver— 
bände zu Bentralorganifationen anzuftreben; 3. bie Statiftif zu führen; 4. das in ben amtlichen 
Beröffentlihungen enthaltene Agitationsmaterial zu fammeln; 5. ein Blatt herauszugeben, 
welches bie Verbindung jämtlicher ©. zu unterhalten und bie erforderlichen Veröffentlihungen zu 
beforgen hat; 6. nötigenfalls durch andere Publikationen, insbeſondere durch Herausgabe 
eined Yahreöberichtes, die Aufflärung der Arbeiter zu bewirken; 7. in Berlin ein Zentral- 
arbeiterjefretariat zu errichten, welches die von Mitgliedern ber ©. bei dem Reichöverfiche- 
rungdamte eingelegten Relurje zu bearbeiten und zu vertreten hat; 8. bie Wrbeiter über 
bie Bebeutung ber ftaatlichen Urbeiterverficherung unb über die Wahl ber Arbeitervertreter 
zu ben betreffenden Körperfchaften aufzulflären und dieſe Wahl zu beaufjichtigen; 9. Die 
Gründung von Mrbeiterjelretariaten zu unterftügen; 10. bie internationalen Beziehungen 
zu den ©. anderer Länder zu pflegen. Zur Erledigung ihrer Gefhäfte kann die General» 
fommiffion Beamte anftellen; dieſe haben in ber Kommiſſion beratende Stimme. 

Zur Unterftägung ber Generalfommiffion wird von den Bentralverbänden, welche 
—— Beiträge zahlen und ben dazu berechtigten Lolalverbänden je ein Vertreter er- 
nannt. Diefe Vertreter bilden den Gewerlfhaftsausfhuß, ber nach Bedarf, minbeftens 
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aber vierteljährlih einmal auf Einladung der Generallommiffion zufammentritt. Im An— 
fange einer Geſchäftsperiode haben Generallonmiffion und Gewerkihaftsausfhuß in einer 
gemeinfamen Sigung die Ämter zu verteilen und die VBefoldungen feftzufegen. Der Ge- 
werlſchaftsausſchuß beftellt aus feinen Mitgliedern eine Revifionstommiffion zur Prüfung ber 
Kaffenverhältniffe.e Im übrigen bildet er nur eine beratende Körperſchaft. In feinen 
Sipungen haben bie Mitglieder ber Generallommiffion Stimmredt. Dabei mwurbe ber 
Generallommiffion anheimgegeben, jährlich einmal eine Konferenz ber Vorſtände ber Ber- 
bänbe herbeizuführen. 

Die Frage der Schaffung eines Unterſtützungsfonds für Ge- 
werfihaft3beamte hatte, wie oben!) mitgeteilt, Schon den Frankfurter 
Kongreß beichäftigt und wurde jebt von neuem behandelt. Die General- 
fommijjion hatte ftatiftiiche Erhebungen über die Höhe der Gehälter vor— 

enommen und einen Entwurf ausgearbeitet, der die Bildung eines jelbft- 

Ränbigen Fonds für alle Angejtellte der ©., der G.Kartelle, Arbeiter- 
jefretariate und Krankenkaſſen, ſowie die angeftellten Redakteure und Mit- 
arbeiter der Arbeiterprejje vorjah. Sie war über den ihr in Frankfurt er- 
teilten Auftrag injofern hinausgegangen, ala fie au) die Witwen- und 
WBaijenunterftügung einbezogen hatten. Nun hatten ſich die Verhältniffe feit 
dem Frankfurter Kongrejje injofern geändert, al3 ſich inzwischen der Verein 
„Arbeiterpreſſe“?) gebildet Hatte, * ſich dieſelben Ziele ſtellte. Die 
Generalkommiſſion hatte ſich bei Ausarbeitung ihres Entwurfes um dieſen 
Verein, der ſich in den Arbeiterkreiſen keiner beſonderen Beliebtheit er— 
freute, nicht gekümmert, auf dem Kongreſſe aber wurde der Wunſch laut, 
ſich mit ihm zu einigen, und eine zu dieſem Zwecke eingeſetzte Kommiſſion, 
an deren Verhandlungen ſich die Vertreter des Vereins beteiligten, ge— 
langte mit dieſem zu einer Verſtändigung und zur Ausarbeitung einer 
neuen Vorlage, die F von dem Entwurfe auch noch in manchen anderen 
Punkten unterſchied, insbeſondere inſofern, als ſie an Stelle der vor— 
geſchlagenen Einteilung der Verſicherten in 2 Klaſſen von Angeſtellten 
mit einem Gehalte über oder unter 2000 M. mit abgeſtuften Beiträgen 
und Leiſtungen eine einheitliche Ordnung ſetzte. Siehe Vorlage wurde, 
obgleich von einigen Seiten Widerſpruch laut wurde, von dem Kongrefje 
ohne Debatte angenommen. 

Die mwejentlichften Beftimmungen find folgende: 

Die Unterftügung bezieht fi auf den Fall ber Invalidität und der Verforgung von 
Witwen und Waiſen. Gie wird allen Partei und Gemerkfhaftsangeftellten gewährt unb 
it für alle Ungeitellten einheitlih. Die Verwaltung foll fo geftaltet fein, bob bie Unge- 
ftellten, die Generallommifjion, die Parteiverleger und bie ſonſt in Betracht kommenden 
Drganifationen im Borftande gleichmäßig vertreten find. Die Leiftungen ber Kaffe beftehen 
in: 1. Smvalidenunterftügung von jährlih 900 M.; 2. Witwenunter ng von jährlich 
600 M.; 3. Erziehungsbeitrag für Waiſen bis zum 18, Lebensjahre von 100 bzw. 200 M.; 
4. Sterbegeld von 100 bzw. 200 M. Der Beitrag beträgt monatlid 6 M. Auf alle 
Leiftungen gibt e3 feinen Rechtsanſpruch. Die Kaffe fol am 1. Januar 1903 in Kraft treten. 

Auf diefer Grundlage foll mit dem Verein Arbeiterpreffe verhandelt, 
dabei aber die Verpflichtung, dieſem Werein beizutreten, für die Mit- 
glieder der Unterftügungseinrichtung ausgejchloffen werden. Der Kon— 
greß ſprach dabei die Erwartung aus, daß die Gewerkſchaften mindeſtens 
die Hälfte der von ihren Angeftellten zu tragenden —— zahlen würden. 

Einen weiteren Gegenſtand der Beratungen bildete das Gub- 
mijfion3mwejen und die Streifflaujel. In ber Debatte wurde aud) 
die Ausſchließung der Zuchthausarbeit und die Verpflihtung der Unter- 
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nehmer gefordert, die Arbeit in eignen Werkſtellen anfertigen zu laſſen, 
man ſah aber davon ab, dieſe Punkte zu berüdjichtigen. 

Die angenommene umfangreihe Refolution ſpricht ſich grundjfätzlich gegen das 
Submiſſionsverfahren und für Ausführung aller öffentlichen Arbeiten in eigner Regie aus, 
fordert aber jedenfalls die Ablehnung der Streilllauſel in den Lieferungsverträgen, da ſie 
eine einſeitige Parteinahme zugunſten derjenigen Lieferanten enthalte, die nicht geneigt 
ſeien, die zwiſchen Arbeiter- und Unternehmerorganiſationen getroffenen Vereinbarungen 
über Löhne, Arbeitszeit, Arbeiterſchutz uſw. einzuhalten, bzw. den Arbeitern angemeſſene 
Arbeitsbedingungen zu gewähren. An Stelle ber Streilllauſel wird umgelehrt die Lohn- 
tlauſel, d. h. eine Vertragsbeſtimmung empfohlen, „durch welche die Übernehmer von Arbeiten 
und Lieferungen verpflichtet werben, etwaige durch Tarifverträge feftgelegte Lohn- und 
Arbeitöbedingungen genau innezuhalten, oder, wenn Berträge dieſer Urt nicht beftehen, 
bie von den Wrbeitern geforderten und allgemein durchgeführten NArbeitsbedingungen als 
rechtöverbinblich für ſich anzuerlennen“. 

In einer ohne Debatte einftimmig angenommenen Rejolution über 
die Hausinduftrie wurde in Anbetracht, daß diefe dazu angetan jei, 
die in ihr beſchäftigten Arbeiter und Arbeiterinnen wirtjchaftlid) und geiftig 
in verelenden und dem Unternehmertume die Möglichkeit biete, jeglichen 

rbeiterfhuß zu ignorieren, ein vollftändiges Verbot derjelben und als 
Übergangsftabium — Maßregeln gefordert: 

1. Unterſtellung unter die Arbeiterſchutz und Verſicherungsgeſetze, ſowie bie Gewerbe⸗ 
aufſicht und die gewerblichen Schiedsgerichte; 2. Verbot der Kinderarbeit; 3. Vorſchriften 
über die Einrichtung ber Arbeitsſtätten; 4. Liſtenführung; 5. Ausſchluß der Sonntags- 
und Nadhtarbeit, fowie der Arbeit in Arbeitäftätten, in denen eine anftedende Krankheit aus— 
gebrochen ift; 6. Spezialvorjchriften für einzelne Zweige der Heimarbeit. Um biefen Br 
derungen Nahbrud zu gewähren, und die Bevöllerung über die Gefahren ber Hausinduſtrie 
aufzullären, wurde die Generallommilfion beauftragt, einen allgemeinen Heimarbeiterſchutz- 
fongreh einzuberufen und die NReichsregierung, ſowie bie einzelnen Parteien des Reichstags 
bazu einzuladen. 


Eingehende Erörterung fand die Frage der Arbeitslojenftatiftif 
und Arbeit3lojenverjiherung. Während man über die Notwendig- 
feit der leßteren einig war, fand der Vorſchlag de3 Referenten v. Elm, 
die Arbeitgeber und das Reich mit den Koften zu belajten aber trogdem 
die Verwaltung ausſchließlich den Arbeitern vorzubehalten, bei Tijchen- 
dörfer und andern Widerſpruch, indem fie darauf hinwieſen, daß diejes 
Verlangen nicht allein völlig ausficht3los, jondern auch innerlich nicht 
berechtigt fei. Trogdem wurde jchließlih die Rejolution des Referenten 
ohne mwejentliche Änderungen in folgendem Wortlaut angenommen: 


„L. Der Kongreß erachtet es als Pfliht von Reich, Staat und Gemeinde, Arbeitern 
Unterftügung zu gewähren bei Arbeitölofigkeit, welche nicht durch Streit oder eignes grobes 
Verſchulden hervorgerufen iſt. Die Arbeitslofenunterftügung darf nicht ben Charakter eines 
Almojend oder einer Armenunterjtügung tragen und feinerlei Kürzung ber ftaatsbürgerlichen 
Rechte des Arbeiter? nad) ji ziehen. 

2. Als Vorausſetzung einer allgemeinen Arbeitsloſenverſicherung fordert der ſongreß 
ba3 uneingeſchränkte Koalitionsrecht für alle Urbeiter beiberlei Gejchlechts in Gewerbe, Haus- 
induftrie, Schiffahrt, Landwirtfhaft, Staatsbetrieben und in häuslichen Dienften, die An— 
erfennung der zwiſchen Wrbeitgeber und Wrbeitnehmer des Gewerbes vereinbarten Tarife, 
die Gewährung ber Rechtsfähigleit an bie beruflihen Organifationen ohne Einſchränkung 
der mirtichaftlichen Bemwegungsfreiheit, die Vornahme regelmäßiger Arbeitslofenzählungen 
und bie reichsgeſetzliche —— ber Arbeitsvermittlung duch Organiſation von Arbeits- 
börſen, zu deren Erbauung und Unterhaltung die Einzelſtaaten und die Gemeinden zu 
verpflichten ſind. 

3. Der Kongreß verwirft jedes Syſtem einer Arbeitsloſenverſicherung auf anderer 
Grundlage al3 der freien Selbftverwaltung der Arbeiter und der Gewährung eines Reichs— 
zufchuffes an Mrbeitlofenunterftügung am Orte ober auf der Reife zahlende zentrale ober 
lofale Berufsverbände. 

4. Die Dedung ber often des Neichdarbeitslofenverfiherungszufhuffes geichieht zur 
Hälfte aus Reichsmitteln; die andere Hälfte der Koften it durch die Berufsgenojjenihaften 
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zu beden. Je nad den Anforderungen für bie einzelnen Berufe hat das a sel 
amt bie durch bie Berufsgenoffenihaften nu zahlenden Beiträge feitzujegen, bie von biejer 
auf dem Wege des Umlageverfahrens von den Ürbeitgebern zu erheben finb. 

5. Der Kongreß empfiehlt den ©. ald Vorbedingung eines ſolchen Reichözufchuffes 
bie Einführung bzw. ben Ausbau ber Wrbeitölofenunterftügung, um auf biefe ije Die 
einzig annehmbare verjicherungstechnifhe und organifatorifhe Grundlage der Staatsfub- 
vention zu Schaffen.” 

In mehreren Rejolutionen wurde das volle Koalitionsredht für 
die Eifenbahner und die landwirtfchaftlihen Arbeiter, ſowie die Unter- 
ftellung der Straßenbahnangeftellten und der Gärtner unter die Gemerbe- 
ordnung Be und gegen die in richterlichen Urteilen erfolgte An— 
wendung des Erprejjungsparagraphen auf das Koalitionsrecht proteftiert. 
Ebenjo wurde gegen die von der Regierung in der Holltarifvorlage ge 
plante Verteuerung der Lebensmittel Proteſt erhoben. Zur Organijation 
der Arbeiterinnen wurde die Haud- und Werkftättenagitation empfohlen. 

Eine Debatte über die Stellung der Gewerkſchaftskartelle führte 
Y dem Beichluffe, diefeg Thema auf die Tagesordnung bed nächſten 

ongreſſes zu jeßen. 

Ein Antrag, den in Gewerkſchaftshäuſern Angeftellten 1. einen möchent- 
fihen Ruhetag von 36 Stunden, 2. eine Mindejtruhezeit von 9 Stunden, 
3. möglichjten Fortfall des Trinfgeldbettel3 und Erjaß desſelben durch 
fefte Gehälter zu verjchaffen, wurde dadurch erledigt, daß die General» 
fommijjion beauftragt wurde, die Verhältniſſe in den Gewerkſchaftshäuſern 
zu unterſuchen und, wo es nicht gejchehen jei, für Durchführung der be» 
zeichneten Forderungen zu jorgen. 

Auch von einer Debatte über die Maifeier wurde abgejehen, nad 
dem der Vorfigende Bömelburg ohne Widerſpruch erklärt hatte, man habe 
es al3 gewiſſermaßen ——— betrachtet, daß die bezüglichen Be— 
ſchlüſſe der ſozialdemokratiſchen Parteitage für alle auf dem Boden der 
modernen Arbeiterbewegung ſtehenden Arbeiter maßgebend ſeien, und daß 
für die klaſſenbewußten Arbeiter dies auch künftig bleiben müſſe. 

Der Antrag der Generalkommiſſion, der Kongreß möge den G. als 
Norm für die Entſchädigung der G.-Beamten ein — von 
2000 M. und deſſen Steigerung bis zu 3000 M. empfehlen, wurde 
durch Kenntnisnahme erledigt. 

In ſeinem Schlußworte ſprach Bömelburg nochmals ſeine Befriedigung 
darüber aus, daß Regierungsvertreter an den Verhandlungen teilgenommen 
hätten, und bemerkte, daß ſie auch in Zukunft willkommen ſein würden. 
Er ſehe voraus, daß aus dieſem Umſtande gegen die G. der Vorwurf 
hergeleitet werden würde, daß ſie ſalonfähig geworden ſeien, aber ſie 
würden bleiben wie vorher. „Die deutſche Gewerkſchaftsbewegung und 
die deutſche Sozialdemokratie ſind eins. Zwei Wege gibt es nicht. Die 
deutſchen G. werden niemals ablaſſen von der Forderung einer grund] 
lichen Umgeftaltung der Verhältnifje, weil fie willen, daß jonft eine e 
gültige Löjung der fozialen Frage nicht möglich if.” Wenn Bömelburg 
gleichzeitig betonte: „der größejte Feind Der Arbeiterbewegung — größer, 
al3 die reaftionären Gewalten — ift, wenn bie Arbeiter fich unter ſich 
ſtreiten“, jo ſchien er fich des Widerjpruches zwiſchen diefen beiden Äuße— 
rungen nicht bewußt zu fein. Auch derjenige, der bie „grundjäßliche 
Umgeftaltung ber Verhältniſſe“, aljo den Kollektivismus nicht für eine 
Utopie, fondern feine Durchführung für möglich hält, weiß doch, daß ein 
großer Teil der Arbeiterfhaft darüber eine andere Meinung hat, und 
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ſollte bedenken, daß er, wenn er Sozialdemokratie und Gewerkſchafts— 
bewegung für eins erflärt — ganz abgejehen von der Taktloſigkeit gegen 
über den nichtfozialdemofratiihen Kongrekteilnehmern, die dem Schluß— 
worte des Vorjigenden nicht Ben fonnten — in frivoler Weiſe 
den von ihm jelbft bezeichneten größejiten Feind der Arbeiterbewegung 
unterftügt. Es ift begreiflich, daß die obigen Ausführungen Bömelburgs, 
die ſich mit feinem auf dem Frankfurter Kongreſſe geiprochenen Schluß— 
worte in jchärfiten Gegenjag ftellen, von den Gegnern der freien ©. 
al3 Beweis dafür benutzt werden, daß dieſe völlig in das ſozialdemokratiſche 
Lager abgeſchwenkt ſeien. 

Die von dem Kongreß beſchloſſenen ea ee er für 
G.-Beamte find dann, nachdem der Verein „Arbeiterpreſſe“ jeine Zu- 
ftimmung erflärt hatte, am 1. Januar 1903 ins Leben getreten). 

Den erteilten Auftrage gemäß hat die Generallommiflion einen 
Heimarbeiterfhugflongreß veranftaltet, der am 7./9. März 1904 
in Berlin abgehalten ift?). Das Reichsamt des Innern Hat dabei die 
Entjendung eines Vertreterd abgelehnt. Dagegen ift die Fühlung zwiſchen 
den ©. und dem Reichsftatiftitchen Amte aufrechterhalten, ala 
die erfteren dem letzteren Material über Arbeit3lofigleit, Arbeitövermitt- 
lung und Tarifverträge geliefert haben, wogegen ihnen 300 Eremplare 
des „Reichsarbeitsblattes“ * Verfügung — werden; ja über die 
Veranſtaltung einer Statiſtik hinſichtlich der Arbeitsloſigkeit wurde ſogar 
eine Sitzung im ſtatiſtiſchen Amt abgehalten, an der die Vorſtände der 
Zentralverbände teilnahmen, ſoweit ſie Arbeitsloſenunterſtützung zahlen. 

Der 5, Gewerkſchaftskongreß tagte vom 22.—27. Mai 1905 
in Köln, unter Beteiligung von 208 Delegierten ald Vertretern von 
1199899 Mitgliedern. Gäſte waren aus Hfterreih, Holland, Belgien, 
Dänemark und der Schw Fi anmejend, dagegen war die Regierung, ab» 
gelehen von dem Kölner Gemwerbeaufficht3beamten, nicht vertreten. Der 

orjigende Legien teilte mit, daß man wegen der Nichtentjendung eines 
Bertreterd zu dem SHeimarbeiterfhußfongreife, von einer Einladung Ab- 
ftand genommen habe. Er bedachte nicht, daß ein Zuſammenwirken mit 
ber Reichöregierung, wie es im Intereſſe der G. liegt, diejen gemilje 
Rückſichten auferlegt, die man in Stuttgart nicht gewahrt Hatte. 

Im Anſchluß an die Debatte über den Bericht der Generallommiffion 
wurde zunächſt deren Mitgliederzahl von 9 auf 11 erhöht. Im übrigen 
führte diefer Bericht zu einer ausgedehnten Erörterung über die Frage 
der Streifunterftüßung, bei der ed von allen Rebnern getabelt wurde, 
daß die Tertilarbeiter bei ihrem Streik in Krimmitſchau den aus den 
allgemeinen Sammlungen ihnen verbliebenen Überihuß von über 200 000 M. 
ihrer Verbandskaſſe zugeführt hatten. Ebenfo wurde e3 angegriffen, daß 
man bei dem Bergarbeiterftreif mit den chriſtlichen und Hirſch-Dunckerſchen 
Organijationen gemeinfam vorgegangen jei. Der Gedanke, einen Zentral» 
ftreiffonds zu ‚daffen und unter die Verwaltung der Generallommillion 
zu ftellen, wie e3 von diefer auf dem Berliner Kongreſſe vorgeſchlagen 
mar, wurde überwiegend bekämpft, wie man denn überhaupt darin einig 
war, daß die Streiffojten in der Regel von den betreffenden Organifationen 
jelbft aufzubringen jeien, um zu verhindern, daß im Vertrauen auf die 


2) Bol. unten ©. 436. 2) Bol. ©. 413. 
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Unterſtützung durch andere unüberlegte Streils unternommen würden. 
Entſchieden wurde auch das Eingreifen der G.-Rartelle getadelt. 

Schließlich wurde eine Kommiffion eingejegt und dann die von ihr 
borgejchlagene Refolution in folgender Fafjung mit allen gegen 14 Stimmen 
angenommen. 

„L1J. In bezug auf die Streilunterflügung ift mit ganzer Entfchiebenheit an bem 
Grundfage feitzuhalten, daß, wie die Führung des Streils, fo aud die Beihaffung ber 
Mittel zu ihrer Unterftügung Aufgabe jeder einzelnen ©. felbft und bie allein richtige Be— 
Ihaffung ber Mittel die Erhebung ausreihend hoher Mitgliederbeiträge ift. 

2. Der Kongreß macht es deshalb allen ©. zur Pflicht, joweit ed noch nicht gefchehen 
it, ihre Beiträge jo feftzufegen, daß fie ihnen auch größeren Anforderungen gegenüber bie 
finanzielle Selbſtändigleit jichern, wie auch bei der Beſchlußfaſſung über Arbeitseinftellungen 
fi) immer im Rahmen der eignen finanziellen Leiftungsfähigfeit zu halten; 

3. Zi fomit die Aufbringung von Mitteln zur Streilunterftügung durch allgemeine 
Sammlungen in gewöhnlichen Fällen zu verwerfen, jo kann trogdem auch in Zukunft 
bei unerwartet großen Streils oder Wusfperrungen ausnahmsweiſe die finanzielle Hilfe 
ber gejamten organifierten Wrbeiter zur erfolgreichen Durchführung foldher außerordent- 
lihen Kämpfe im allgemeinen Intereſſe notwendig werben. 

4. In ſolchen außerorbentlihen Fällen foll deshalb die Generallommiffion ermäd 
fein, auf Antrag der betreffenden ©. unter Zuftimmung ber übrigen Bentralvorftände bie 
Beichaffung finanzieller Mittel ev. durch Vornahme allgemeiner Sammlungen zu veranlaffen. 

Die Gewährung jeber berartigen Unterftügung hat zur Borausfegung, daß ber 
Generallommiffion von * betr. G. über die Leitung des Kampfes und alle taltiſchen Maß- 
nahmen bis zu feiner Beendigung dad Mitbeftimmungsreht eingeräumt wird. Über bie 
zwedmäßige Verteilung ber gelammelten Selber hat bie Generallommijjion zu entſcheiden. 
Alle ſolchen Gelder find aus dieſem Grunde an bie Generallommilfion —— 

6. Die G.-Kartelle ſind nicht berechtigt, ſelbſtändig ſolche Sammlungen vorzunehmen, 
fondern erft dann, wenn durch die Generallommijfion ein at age Aufruf erfolgt 
if. Beſondere Beiträge für bie ben artellen angefchloffenen ©. zu bdiefem Bmede zu 
bejhließen ift den Kartellen gleichfalls nicht geftattet. 

7. Die Kontrolle der Generallommiffion über die richtige —— ber Erträg⸗ 
niſſe und etwaiger Überſchüſſe einer Sammlung ſteht der Konferenz der Zentralvorſtände zu.‘ 


Bei dieſer Gelegenheit wurden gegen die Gewerkſchaftskartelle 
wiederholt Vorwürfe darüber erhoben, daß ſie über die Köpfe der Organi— 
ſationen hinweg Beſchlüſſe faßten und ſich zu einer Nebenregierung ent- 
wickelten. Trotzdem wurde es ben Zweigvbereinen und en zur 
Pflicht gemacht, den Kartellen beizutreten, ſofern ſie ſich im Rahmen 
des ihnen durch die G.-Kongrefje zugewieſenen Tätigkeitsgebietes hielten. 
Als ihre Hauptaufgabe wurde die Förderung der gemwerfichaftlihen Agi- 
tation bezeichnet; hierbei jollen jie auf Verlangen der Zentralverbände 
diejen zur Verfügung ftehen. Ein befonderes Regulativ für die Kartelle 
wurde bom — feſtgeſtellt. 

Hinſichtlich der Heimarbeiter wurden die Beſchlüſſe des abge— 
haltenen Schutzkongreſſes gebilligt und beſchloſſen, von dem Bundesrate 
die Ausdehnung der Invalidenverſicherung auf die Heimarbeiter zu fordern. 
Die Generallommifjion wurde beauftragt, einen zweiten Schutzkongreß 
einzuberufen. 

In einer Refolution wurde die Agitation zur Befeitigung des Koft- 
und Logiszwanges bei den Meijtern empfohlen. 

Eine eingehende Behandlung erfuhr das Thema: „Gewerkſchaften 
und Genoſſenſchaften“. Der Referent v. Elm betonte, daß gegen 
beide im Anfange bei der Sozialdemokratie ftarfe Abneigung beftanden 
habe, weil jie geeignet feien, die jozialen Gegenſätze zu überbrüden und 
daß nod) jet von der jozialdemofratifchen Prefje jeder, der den Genoffen- 
ſchaften höhere Ziele jtede, al3 Dividendenjägerei, als nicht prinzipientreu 
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verdächtigt werde, während fie doc ein Mittel jeien, die Arbeiter in dem 
Kampfe gegen das Kapital weſentlich zu ftärfen. Leider müßte den Ge- 
noffenjchaften der Vorwurf gemacht werden, daß jie ald Arbeitgeber gegen- 
über ihren eignen Angeftellten nicht ihre Pflicht täten. Von anderer 
Seite wurden auch lebhafte Klagen darüber laut, daß die Konjumvereine 
Verhandlungen mit den Gewerkſchaften ablehnten, daß jie von Firmen 
bezögen, die Schundlöhne zahlten und ihren Arbeitern das Koalitionsrecht 
nähmen; e3 wurde gefordert, daß fie nur die Firmen berüdjichtigen jollten, 
die alle Forderungen der Gewerkichaften erfüllten und ausſchließlich 
organifierte Arbeiter bejchäftigen, ja e3 wurde gedroht, dal die Gewerk— 
ſchaften ihre Kampfmittel, insbejondere ihre Entziehung des Perjonals 
und ber Kunden, aud) gegenüber den Konjumvereinen anwenden würden. 
Raufmann, der Gefretär des Zentralverbandes deuticher Konſumvereine, 
teilte mit, daß etwa die Hälfte der Mitglieder der dem Verbande ange- 
ichlofjenen Vereine zugleich ihrer Gewerkſchaft angehörten. Er empfahl 
ein gutes Verhältnis zwiſchen Genofjenichaften und Gewerkſchaften, lehnte 
e3 aber ab, daß ben erjteren die Aufgabe zugemwiejen werde, die gewerk— 
Ichaftlihen SIntereffen zu wahren. Auch v. Elm trat in jeinem Schluß- 
worte den übertriebenen Anſprüchen entgegen, deren Erfüllung die Ge- 
noffenfchajten konfurrenzunfähig machen würde. Seine Äußerung, daß 
die Gewerkſchaften zumeilen er recht unvernünftige Forderungen Heitten, 
führte zu einem großen Sturm der Entrüftung; man jchien da3 Privi— 
fegium der Unfehlbarkeit auch für die Gemwerkichaften in Anſpruch nehmen 
zu wollen. 


Die fchliehlih angenommene Nefolution bezeichnet die DOrganifation des Konſums 
durch bie Genofjenichaften als ein Mittel zur Erhöhung ber Lebenshaltung und genoffen- 
Ihaftlihen Erziehung bed Volles und legt deshalb ben gewerffchaftlich organifierten Ar— 
beitern and Herz, diefe Beftrebungen auf das tatkräftigfte zu unterftügen. die Refolution 
erflärt ein freundfchaftliches Gegenfeitigleitäverhältnis zwifchen beiden Bewegungen für er 
mwünjht und fährt dann fort: 

„Der Kongreh hält e3 deshalb im Intereſſe ber Genoſſenſchaften für geboten: 1. daß 
biefelben bie gewerkſchatflichen Wrbeitsnachweife in erfter Linie berüdfichtigen; 2. bie ge 
werlihaftlihen Tarife und Forderungen allgemeinen Charakter anerfennen; 3. bei ihren 
Einfäufen grundbfäglih die in Zuchthäuſern, Strafanftalten und zu Hungerlöhnen berge- 
ftellten Fabrifate auszufhalten und Firmen, bie ihre Waren ganz ober teilweife in ber 
Hausinduftrie Herftellen laffen, möglihft von ber Lieferung auszufhließen. Probuftiv- 
genofjenichaften find von den Konjumvereinen zu unterftügen, fofern diefelben zur Wahrung 
gemwerkichaftlicher Intereſſen im Einverftänbnifte mit dem Hentralverbande des Berufs ge» 
gründet wurden unb fie jich verpflichten, ihre ÜUberſchüſſe im allgemeinen gewerkſchaftlichen 
unb genofjenjchaftlihen Intereffe zu verwenden; 4. bei benjenigen Berufen, in benen 
tariflihe Abmachungen zwiſchen organifierten Arbeitern und Fabrikanten, bzw. Prinzie 
palen beftehen, nur folhen Firmen Aufträge auf Lieferung von Waren und Ausführung 
von Arbeiten zu geben, welche die Gewerkſchaften, deren Tarife und Forderungen anerkennen, 
fowie bei Vergebung von Arbeiten an Privatunternehmer, refp. bei Bewirtichaftung ge» 
noffenfchaftliher Betriebe, durch Privatunternehmer kontraltlich feitzulegen, daß bie gemwerl«- 
ichaftlihen Lohn- und Mrbeitsbedingungen von diefen eingehalten werben müſſen; 5. bei 
den von Pentralverbänden und örtlichen Gemwerkichaftsfartellen, xefp. von bem Gewerk⸗ 
fchaftsausfhuffe ala berechtigt anerlannten Boylotts bie bohlottierten Firmen bei ihrem 
BWarenbezuge nicht mehr zu berüdfichtigen. 

Die gemwerffhaftlihen Organifationen verpflichten fi demgegenüber in Fällen von 
Bohlotts für die meitejtgehende Aufflärung des fonfumierenden PBublilums zu forgen. 

Der Kongreß hält die Genoſſenſchaften für verpflichtet, jährlih Nüdlagen zur Ein- 
führung eigner örtliher Probultion und zur Förderung einer allgemeinen ie 
lien Produltion für das Reich zu machen.‘ 


ür Schlidtung von Streitigkeiten zwiſchen gemerkichaftlihen und 
genofjenichaftlichen Organen wurden ſchiedsgerichtliche Inſtanzen vorgejehen. 
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Die Annahme der Rejolution erfolgte Hinjichtlic der Ziffer 2 mit 
117 gegen 60 Stimmen, im übrigen einjtimmig. 

gu einem lebhaften Gegenfage der Meinungen führte die Behandlung 
de3 Themas: Arbeitsfammern oder Arbeiterfammern. Die 
jozialdemofratiijhe Partei hat 1877 paritätiihe Gewerbefammern, dann 
1884 reine Arbeiterfammer und endlich jeit 1885 ftändig paritätifche 
Arbeitätammern gefordert. Der Referent Umbreit vertrat benjelben 
Standpunkt und machte für ihn geltend, daß reine Arbeiterfammern nicht 
joviel Einfluß auf die Gejeggebung haben würden, wie gemijchte Kammern, 
denen dann auch öffentlicyerechtlihe Funktionen, wie Überwachung des 
Arbeiterſchutzes, ſowie paritätifche Arbeitsnachweiſe, Einigungsämter, 
Tarifämter u. dgl. übertragen werden könnten. Für die Forderung 
ſpräche auch, daß die „Arbeitgeberzeitung“, das Organ der ſcharfmacheriſchen 
Richtung unter den Unternehmern, für reine Arbeiterkammern einträte, 
at) man hoffen dürfe, daß bei allgemeinen Wahlen die jozialpolitifch 
verjtändigeren Elemente der Arbeitgeberjchaft in den Kammern das Über- 
gewicht erlangen würden. Der Korreferent Hué befämpjte dieſe Aus- 
führungen mit dem Hinweiſe darauf, daß nicht allein bürgerliche Sozial» 
rejormer, fjondern auch die Hirſch-Dunckerſchen Gewerkvereine ſich für 
Arbeiterfammern erklärt hätten und ſuchte Umbreit al3 Apoſtel des jozialen 
Friedens zu ironijieren. Er ftellte ji) aber in feinem Schlußworte zu 
diejen jeinen eignen Ausführungen in Gegenjag durch die Erklärung, 
daß er gerade durch das Eintreten bürgerlicher Kreije für Arbeit3fammern 
zu feiner jegigen Ablehnung derjelben gelangt ſei; er meinte, e3 jei jehr 
verdächtig, wenn „Leute wie Berlepſch und Genoſſen“ ſich für paritätiſche 
Kammern ausgefprochen hätten, und jchien aljo diefe Elemente für größere 
Feinde der Arbeiterjchaft zu Halten, al3 die Hinterleute der „Arbeit— 
u erh 

ei der namentlichen enge fiegten die Anhänger der reinen 
Arbeiterfammern mit 771663 gegen 379431 Stimmen. 

Die angenommene Rejolution bezeichnet die Kammern als gejeglih anerlannte 
Ürbeitervertretung und weiſt ihnen die Aufgabe zu, in allen die ntereffen der Arbeiter» 
ſchaft betreffenden Angelegenheiten Anträge zu ftellen, Gutachten zu erftatten, Beſchwerde 
zu führen, bei ber Beranftaltung von Enqueten und arbeitsftatiftiihen Aufnahmen, ſowie 
insbefondere bei der Wusgeftaltung, Durchführung und Beauffidhtigung bes Arbeiterſchutzes 
und an der Förderung forporativer Arbeitäverträge mitzuwirken. Der Wusbau ber Ge— 
mwerbegerichte zu Wrbeitäfammern wird als Verlümmerung diefer Organe verworfen unb 
das aktive und pajjive Wahlrecht auf der Baſis ber Berhältnismwahl für alle großjährigen 
Urbeiter und Wrbeiterinnen, jomwie die befoldeten Ungeftellten der Berufsvereine gejorbert. 

Zu noch jehärferen Gegenjägen führten die Verhandlungen über den 
Generaljtreif. Während die früheren internationalen Arbeiterfongrejje 
erklärt hatten, daß jie die Möglichkeit für einen internationalen General- 
ar nicht alö gegeben anjähen, hatte der Kongreß in Amjterdam 1904 
reilich ebenfall3 den „abjoluten Generalftreif in dem Sinne, daß alle 
Ürbeit niedergelegt würde”, als unausführbar bezeichnet, Hatte aber hinzu— 
gefügt, daß ein Streik in einzelnen für das Wirtfchaftsleben wichtigen 

etriebözmweigen „ein äußerſtes Mittel fein fönne, um bedeutende ge- 
jellfchaftlihe Veränderungen durchzuführen oder fich reaftionären An— 
ichlägen auf die Rechte der Arbeiter zu widerjegen“. Der Referent Bömel- , 
burg, der erklärte, im Namen der Generalfommijjion zu jprechen, unter- 
Ichied zwiſchen dem „anardiftiihen Generalſtreik“, den aucd er ablehnte, 
und dem „politiihden Mafjenftreif”, über den er die Entſcheidung von 
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Fall zu Fall vorbehalten wollte. Seine Ausführungen enthielten ſcharfe 
Ausfälle gegen die Literaten‘ überhaupt und gegen Bernftein und Die 
Revifioniften inZbefondere, die das eine Mal nicht wüßten, wie weit jie 
nad) rechts rüden jollten, und das andere Mal für den Maſſenſtreik ſich 
erwärmten. Die Arbeiterbewegung müßte Ruhe haben, um ihre Organi— 
fationen auszubauen, aber im gegebenen alle werde man willen, mas 
man zu tun habe. Died wurde von anderer Seite (Timm, v. Elm) be 
titten. Wenn in Deutſchland ruſſiſche Zuftände eingeführt werden jollten, 
o müſſe man den Mut haben, auszuiprechen, baß die Arbeiterfchaft ſich 
da3 nicht gefallen Laffen werde. Obgleich man das Endziel durch den 
Generalftreif nicht erreichen könne, fo jei er doch ald Demonitrationsmittel 
nicht unter allen Umftänden zu verwerfen. Während dieſe Redner über 
ben Referenten gewijjermaßen nad) linf3 hinausgingen, wobei jie in3be- 
fondere auch betonten, daß der G.Kongreß über die Frage nicht allein 
entfcheiden dürfe, jondern auch die Partei mitzureden habe, wurde von 
anderen (Leimpeters, Kloth, Robert Schmidt) umgekehrt der Unterſchied 
zwiſchen anarchiſtiſchem Generalftreif und politiihem Maſſenſtreik ala 
undurchführbar bezeichnet und gefordert, den Generalftreif völlig auszu- 
Ichließen. Schließlich wurde die von dem Referenten beantragte Rejolution 
gegen 7 Stimmen angenommen. 

In berjelben wird „ber Generafftreif, wie er von ben Anarchiſten und Leuten ohne 
jegliche Erfahrung auf dem Gebiete bed wirtſchaftlichen Kampfes vertreten wird“, ala in- 
bisfutabel bezeichnet, dagegen im übrigen erflärt, daß bie Taktik für etwa notwendige 
Urbeitäfämpfe fi, mie jede andere Taktik, nad) den jeweiligen Berhältnifjen zu richten 
habe und dab „der Kongreß aud alle Verſuche, durch die Propagierung des politifchen 
Maffenftreits eine beftimmte Taktik feftlegen zu wollen, für verwerflid hält und ber organi- 
fierten Arbeiterſchaft empfiehlt, folchen Berjuchen energifh entgegenzutreten“. 

Hatte ſchon bei diefem Punkte der Tagedordnung die Frage eine 
Rolle gejpielt, ob die ©. ſich mit Beichlüffen der internationalen Arbeiter- 
——— in Widerſpruch ſetzen ſollten, ſo handelte es ſich hierum in noch 
höherem Grade bei der Stellung zu der Maifeier. Der Kongreß in 
Amſterdam hatte freilich einen Antrag auf Verſchärfung des in Paris 1889 
efaßten Beſchluſſes im Sinne einer vollſtändigen Arbeitsruhe abgelehnt, 
—* aber auch der von der Generalkommiſſion gegebenen Anregung, die 
Feier auf den Abend zu verlegen, nicht ſtattgegeben. Der Referent Robert 
Schmidt betonte, daß die übrigen Länder ſich um den Beſchluß meiſt 
überhaupt nicht kümmerten und nur die Deutſchen ſo gewiſſenhaft ſeien, 
ihn ernſt zu nehmen; insbeſondere in England würde allgemein die Feier 
auf den Sonntag verlegt, und auch in Deutſchland ſei der jetzige Zuſtand 
durchaus unwürdig. an habe feinen Anlaß, ſich in Konflikte hinein- 
treiben zu lajjen; je größer die ©. würden, um jo höher fteigere fich 
auch ihr PVerantwortlichkeit3gefühl, und man müſſe es ablehnen, wie 
die romanijchen Arbeiter plan- und ziello8 gegen das Unternehmertum 
lo3zurennen. 

Die von ihm beantragte Refolution betonte, daß ber Zweck der Maifeier nur 
erreicht werben könne, „wenn fie in ernfter, würdiger Weife, unter Ausfchluß aller dem 
Charakter berfelben fernliegenden Veranftaltungen jo arrangiert werde, baß den Arbeitern 
allgemein die Möglichkeit gegeben werde, daran teilzunehmen”, daß dies aber heute nicht 
möglich fei. Sie fuhr dann fort: „Die ©. find deshalb der Meinung, daß bie feier am 
Abend des 1. Mai an Bedeutung gewinnen würbe, weil die Einheitlichleit der Kundgebun 
ewäbrleiftet wäre, denn die Feier hat fich nicht zu teilen in eine Kundgebung ber ©, un 
ejondere Beranftaltungen der politifchen Partei, fie gehört ber Arbeiterfcaft insgejamt. 
Da mit diefer unferer Anfchauung die Beſchlüſſe des internationalen Kongrejfes in Amfter- 
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dam, fowie des Kongreſſes ber jozialdemokratifhen Partei in Bremen im Wiberfprud) 
Reben, fo begnügen fi die G. mit der Erflärung ihres prinzipiellen Standpunktes, ohne, 
jolange die Beichlüjje des internationalen Kongreijes zu Recht beftchen, an der bisherigen 

em ber Maifeier etwas zu ändern, ba eine Durchkreuzung ber Beichlüffe des internatio- 
nalen Kongreſſes nur eine weitere Schwächung ber Kundgebung bedeuten würde.“ 

Bou derjchiedenen Rednern, Glode, Timm, Diel, Bod, Hufemann, 
Beyer (Maurer), wurde diefen Ausführungen entgegengetreten und ins- 
bejondere betont, daß man fich nicht zu der politiihen Partei in Gegenfag 
ftellen dürfe. Bod beantragte deshalb, daß vor dem Zufammentritte des 
nächſten Parteitages eine Verhandlung zwiſchen dem Parteivorftande und 
der Generallommijjion ftattfinden ſolle. Scheffel behauptete, die G.-Vor- 
ftände, die auf dem Kongreß vertreten feien, hätten vor allem das Intereſſe, 
die Hand feit auf dem Beutel zu halten. Das führe zur Verflahung der 
Bewegung. Draußen im Lande teile man die Anficht der Beamten nicht!). 
Hoffmann meinte, wenn e3 ſich darum handelt, die Maifeier einzuführen, 
jo würde er dagegen fein, aber jegt eine Änderung eintreten zu lajjen, 
hieße den Te ae iarr Mi —5— zu leiſten. Von anderen Rednern 
wurde die Verpflichtung auf die politiſche Partei und die internationalen 
Kongreſſe Rückſicht zu nehmen, entſchieden beſtritten. Bringmann erklärte, 
die —— machten den G. Vorwürfe, täten aber ſelbſt nichts 
für die Feier. Dieſe ſei einfach ein Fremdkörper im Gewerkſchaftsleben. 
Gegenüber den internationalen Beſchlüſſen müſſe man erklären, die Mai- 
feier, in welcher Form fie auch begangen werde, jei fein gewerkſchaftliches 
Altionsmittel, vielmehr würde durch die Arbeitsruhe am 1. Mai eine 
vernünftige Taktik der ©. fyitematifch untergraben. Paul Müller (See- 
leute) teilt mit, daß in der Konferenz der Zentralvorftände die Schmidtfche 
Rejolution mit allen gegen 2 Stimmen angenommen fei. Auf den inter- 
nationalen Kongrefjen würden die großen Nationen von den fleinen 
majorijiert; man müſſe an die Adrejje des nächſten Kongrejjes einmal ein 
jehr deutliches Wort richten. Die Maifeier fei nur eine Form des General- 
ftreil3. Döblin (Buchdruder) hielt e8 für eine Pflicht der G., in einer 
fie jo nahe berührenden Frage eine eigne Stellung zu nehmen; wenn man 
erjt fragen wolle, wa3 der Barteitag dazu jage, jo disfreditiere man die 
Selbitändigfeit der rel riet — —— gegenüber der Partei. 
Am jchärfiten vertrat diefen Standpunkt Leimpeters (Bergarbeiter), indem 
er bemerkte, wenn man die Bejchlüffe der Parteitage und der internationalen 
Kongreije anerkennen wolle, jo führe das dahin, daß Chineſen und Boto- 
fuden zu bejtimmen hätten, was die deutſchen G. zu tun hätten. 

Obgleich nad) dem Verlaufe der Debatte die Annahme der von dem 
Referenten beantragten Rejolution beftimmt zu erwarten war, jo überwog 
ſchließlich doch der Wunjch, einen Gegenjaß zu der politischen Partei zu 
vermeiden, und e3 wurden deshalb alle geitellten Anträge mit der Be- 
gründung zurüdgezogen, daß man ſich mit der erfolgten Ausſprache be- 
ga wolle, damit nicht aus den Stimmenverhältnijjen irgendwelche 

hlußfolgerungen über die Stellung der ©. zur Partei gezogen werden 
fönnten. Der Borfigende ftellte dann ala nicht der Verſammlung feit, 
daß die Frage der Maifeier auf dem nädjften internationalen Kongreſſe 


1) Gegenüber der Auffafiung mancher Sreife, dab bie G.-Borftände und Beamten 
bie „Hetzer“ ſeien, die es verjchulbeten, daß die zufriedenen Wrbeiter fünftlih zur Unzu— 
riebenheit er;ogen würden, ift es intereffant, zu jehen, daß in ben beteiligten Seifen 
elbft gerabe umgelehrt die Beamten al3 das mäßigende Element betrachtet werben. 


u — 


einer eingehenden Beiprehung unterzogen werden und vor derjelben Die 
beteiligten Körperfchaften verjuchen jollten, jich über eine gemeinfame 
Stellung zu einigen. 

Nachdem noch die viel umftrittene Frage der Abgrenzung ber 
einzelnen ©. gegeneinander, ſowie die Stellung der A bantichers 
bände behandelt aber damit erledigt war, daß man unter Aufhebung 
der auf dem Frankfurter Kongrefje angenommenen Rejolution Buſſe be- 
fchloß, den Gegenstand auf dem nächſten Kongrefje eingehend zu behandeln, 
ſchloß der Vorjigende Bömelburg die Verhandlungen mit einer Anjprache, 
in der er das von ihm in Stuttgart gejprochene Wort: „Sozialdemofratie 
und Gewerkichaften find eins”, ausdrüdlich aufrecht erhielt und ausführte, 
daß es eine Uneinigfeit in der modernen Arbeiterbewegung nicht geben 
könne, da die übergroße Mehrheit der gewerkſchaftlich organifierten Arbeiter 
überzeugt jei, dab da3 arbeitende Sort vom Drude des Kapitalisınus 
niemal3 befreit werden könne, folange nicht das Privatfapital in Kollektiv— 
fapital umgewandelt fei. 


Un den Kongreß ſchloß fih an den beiden folgenden Tagen eine 
Konferenz der Arbeiterjefretäre, in der über die Frage der 
Statijtil, der Auskunfterteilung an Unorganifierte, die Ausbildung der 
—— — und Die juriſtiſche Seite der Akkordarbeit verhandelt 
wurde. 


Auf dem 6. Gewerkſchaftskongreß, der am 22.—27. Juni 1908 
in Hamburg abgehalten wurde, waren 324 Delegierte anmejend, Die 
1888172 Mitglieder vertraten. Gäſte waren erjchienen aus Ungarn, 
Dänemarl und der Schweiz. Regierungsvertreter hatte man wieder nicht 
eingeladen. 

Wie in Köln, hatte man fi) au) in Hamburg mit der Frage Mai- 
feier zu bejchäftigen. Dem in Köln gefaßten Beſchluſſe gemäß hatte 
die Generallommijjion mit dem Vorftande der jozialdemokratiihen Partei 
wegen einheitlicher Stellungnahme verhandelt und eine Übereinkunft er- 
ielt. Infolge davon war auf dem Internationalen Wrbeiterfongreß in 

tuttgart davon abgejehen, die Frage von neuem zu erörtern. Die auf- 
in Grundſätze, deren Annahme von dem Neferenten Legien dem 
ongrejje empfohlen wurde, lauteten: 


„Zur Vorbereitung ber Maifeier ift an allen Orten, möglichft zu Beginn des Jahres, 
eine Kommiffion einzujegen, für die zu gleichen Zeilen das Gemerkichaftälartel und bie 
Parteiorganifation ihre Bertretung beftimmen. Den Borfig wählt bie Kommiſſion jelbft. 

Die Kommiffion hat die Aufgabe, unter Berüdjichtigung ber örtlichen und beruflichen 
Berhältniffe und ber Beltimmungen ber gewerlfchaftlichen Organijationen, ſowie ber Be- 
ſchlüſſe des Parteitages, für eine mwürbige Feier Sorge zu tragen. Die in Ausſicht ge- 
nommene eier darf an feinem anderen Tage al3 am 1. Mai ftattfinden. 

Bei Ausfperrungen infolge der Maifeier fann den davon betroffenen Arbeitern eine 
Unterftügung von Beginn der zweiten Woche gewährt werben, und haben barauf bie 
politifh wie auch die gewerlichaftlih organilierten Arbeiter Anſpruch. 

Die für die Unterftügung nötigen Mittel find von der Parteiorganifation und ben 
Gewerlſchaften an dem Orte, an welchem die Ausfperrung erfolgt, aufzubringen. Zur Unter- 
Rügung ber Wusgefperrten fjoll an ben in frage lommenden Orten ein Fonds gebildet 
werden. Die Mittel für biefen Fonds find buch Sammlungen unb freiwillige Bei— 
träge aufzubringen. Bedarf es eines folhen Fonds am Orte nicht, oder reichen bie Mittel 
eines jolhen Fonds zur Unterftügung der Nusgefperrten nicht aus, jo jind bie erjorber- 
Iihen Unfoften am Orte von der Barteiorganfation und ben Gewerlichhaften, denen bie 
Ausgefperrten angehören, zu beden. Der Unteil, den jede dieſer Organijation zur Dedung 
ber Untloften ber Ausiperrung aufzubringen hat, wird nach der Mitgliederzahl dieſer Organi- 
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ſationen berechnet. Anſpruch auf Unterſtützung aus ben Zentralkaſſen der Partei und 
Gewerlſchaften haben die Ausgeſperrten nicht. 

Erheben die Gewerkſchaften im Anſchluß an die Ausſperrungen Lohnforderungen, 
ſo haben ſie die Unterſtützung der Ausgeſperrten allein zu übernehmen.“ 


In der Debatte wurde dieſe Vereinbarung von entgegengeſetzten 
Geſichtspunkten aus angegriffen. Die eine Gruppe, die insbeſondere von 
dem ſtarken Metallarbeiterverbande geführt wurde, wünſchte völlige Be— 
ſeitigung der Maifeier. Sie wies darauf hin, daß man nicht einer bloßen 
Demonſtration zuliebe die realen Aufgaben der G. ſchädigen dürfe und 
daß man den Mut haben ſolle, dies offen auszuſprechen. Umgekehrt 
waren die Anhänger der Feier der Anſicht, daß durch die Vereinbarung 
deren wirkſame Durchführung unmöglich gemacht werde, da dieſe nicht 
anders möglich ſei, als wenn die durch ſie erwachſenen Koſten von den 
Zentralverbänden getragen würden. Die Mehrheit vertrat den Mittel— 
ſtandpunkt, daß zur völligen Beſeitigung der Feier kein Grund vorliege, 
daß aber das Verantwortlichkeitsgefühl derjenigen, die den Beſchluß über 
ihre Durchführung zu faſſen hätten, nämlich der lokalen Snftangen, da- 
durch geſtärkt werden müfje, daß jie für die Folgen jelbjt aufzulommen 
hätten. Demgemäß wurde die Vereinbarung mit allen gegen 22 Stimmen 
angenommen. Zugleich wurde aber mit 178 gegen 101 Stimme bie 
Generallommijjion beauftragt, bis zum nächſten Kongreß mit dem Partei- 
vorjtande wegen einer anderen Regelung der Unterjtügung in Verhandlung 
zu treten. 


Auch ein weiterer Streitpunft des Kölner Kongreſſes mußte in 
Hamburg von neuem verhandelt werden, nämlich die Beziehungen zu 
den Genofjenjhaften. 

Der am 17./19. Juni 1907 in Düffeldorf abgehaltene Genoſſenſchaftstag 
* ſich ebenfalls mit dem Thema beſchäftigt und freilich ſeine Sympathie 

t die Gewerkſchaftsbewegung und die Pflicht der Genoſſenſchaften aus- 
geiproden, jie zu unterftügen, e8 aber abgelehnt, die von gewerkichaftlicher 

eite erhobenen Forderungen ohne Rüdjiht auf die Konkurrenzfähigkeit 
gegenüber den Privatbetrieben zu erfüllen. Um eine Verftändigung zu 
erzielen, hatte die Generalfommijfion fi; mit dem Zentralverbande der 
Konjumvereine und dem Tarifausſchuſſe in Verbindung geſetzt und ſich 
bahin geeinigt, daß dem am 22./24. Juni 1908 in Eifennc) zufammen- 
— Genoſſenſchaftstage folgende Erklärung vorgeſchlagen werden 
ollte: 


„Der Fünfte ordentliche Genoſſenſchaftstag des Zentralverbandes deutſcher Konjum- 
vereine erflärt, daß der Beſchluß des Düffelborfer Genoſſenſchaftstages, wonach genojjen- 
ſchaftliche Lohn- und Wrbeitstarife nicht auf folhen Prinzipien aufgebaut werben können, 
deren Durchführung bei den fonfurrierenden Privatbetrieben noch in meiter Ferne Te 
nicht dahin aufzufajfen ift, dab nunmehr den forderungen der Gewerkſchaften bie . 
erfennung ſeitens der Genofienihaften verfagt werden joll, folange fie nicht in dem größten 
Teil ber Privatbetriebe zur Durchführung gelangt jinb. 

Der Genoffenihafttag fteht nad) wie vor auf dem Standpunkt, daß es bie Pflicht 
der Genoſſenſchaften ift, ſoweit e3 in ihren Kräften fteht, in bezug auf die Ausftattung ber 
Lohn- und Mrbeitöverhältniffe ihrer Angeftellten und Arbeiter vorbildlih zu fein. 

Der Zentralverband deutſcher Konfumvereine ift bereit, bezüglich bes Abſchluſſes all- 
emeiner Lohn- und Wrbeitätarife mit den Gewerkſchaſten und Berufäorganifationen der 
Beteiligten Angeftellten und Arbeiter in Verhandlungen zu treten. 

Erweiſt ſich der Abſchluß eines Gefamttarifes für eine Branche der genoffenfhaft- 
Lichen Ungeitellten oder Arbeiter als verfrüht oder unmöglich, fo fteht dem Abſchluß ſolcher 
Verträge an einzelnen Orten ober in einzelnen Bezirken nichts im Wege.“ 
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Der Genoſſenſchaftstag hatte auch diefe Erklärung angenommen, ihr 

aber am Sclufje die Worte Hinzugefügt: 
„wenn bie bezüglichen örtlichen Tarifforberungen an bie Genofjenihaften nicht weſentlich 
über das hinausgehen, was an ben betreffenden Orten in ber Gefamtbrandhe feitens ber 
Gewerkſchaften durchgeführt werden kann. Aus ber etwaigen Wblehnung meitergehenber 
Forderungen lann den Sonfumpereinsverwaltungen fein Vorwurf gemadıt werben“. 

Diefer Zuſatz wurde in Hamburg lebhaft angegriffen. Won mehreren 
Geiten wurde beantragt, die vorgejehene Regelung al3 mit gewerkſchaft— 
lihen Grundjäßen unvereinbar abzulehnen. Der Referent Legien bedauerte 
ebenfall3 den in Eiſenach beſchloſſenen Zufag, hielt ihn aber nicht für 
jo a daß man deshalb das freundichaftliche Verhältnis zu den 
Genoſſenſchaften in Frage jtellen dürfe. Er erklärte, daß der Zuſatz für 
die Gemwerkichaften nicht bindend fein könne und man ſich das Recht 
vorbehalten müſſe, zu prüfen, ob Genoſſenſchaften den an fie zu ftellenden 
Anſprüchen genügten. Demgemäß beantragte er folgende Rejolution: 

„Der Gewerlſchaftslongreß nimmt Kenntnis von dem Beichluffe des Eifenadher Ge 
noffenichaftätages bed Zentralverbandes beutfcher Konjumvereine und vermweift bie gewerl- 
fhaftlih organifierten Arbeiter erneut auf den Beichluß des Kölner Gewerlſchaftskongreſſes 
(1905), nad) welchem bie Konjumgenofjenihaften durch Beitritt und Propagierung ber 
genoſſenſchaftlichen Beſtrebungen aufs tatkräftigfte zu unterftügen ſind.“ 

Der Kongreß ftellte ſich im mejentliden auf den von Legien ver- 
tretenen Standpunkt und nahm mit allen gegen 2 bzw. 5 Stimmen 
den von ihm gejtellten Antrag an, beauftragte aber zugleich die General- 
fommiljion, mit dem Sentralverbande der Konfumvereine zu verhandeln, 
um eine einheitliche Auslegung des Eiſenacher Beſchluſſes herbeizuführen. 

Ein weiterer, jchon 2* behandelter Gegenſtand der Tages— 
ordnung waren die Grenzſtreitigkeiten. Das Ergebnis der Be— 
ratungen war die Annahme einer langen Rejolution, in der folgendes 
ausgeführt wird. 

Die gewerkfchaftlihe Entwidlung vollziehe fi unverfennbar in ber Richtung bes 
Bufammenfdyluffes zu großen, leiftungsfähigen Berbänden. In biefe Entwidlung bürfe 
nicht eingegriffen werben. Deshalb ſei eine endgültige Grenzregulierung durch Kongreß- 
beſchlüſſe nicht möglich; vielmehr fei ben beteiligten —— eine friedliche Ver⸗ 
ſtändigung und insbeſondere der Abſchluß von Kartellverträgen zu empfehlen. Jedenfalls 
ſei jede unlautere Agitation zu unterlaſſen. Gemeinde- und Staatsbetriebe ſeien jedoch 
nicht als „Betriebe“ anzuſehen und deshalb die in ihnen ſich vollziehende Bewegung nicht 
mit den Beſtrebungen zugunſten der Induſtrieverbände auf gleiche Stufe zu ſtellen. Ebenſo 
fei die Sonderorganiſation für Angeſtellte und Arbeiter in Konſumvereinen und Genofjen- 
fchaftöbetrieben prinzipiell zu verwerfen. 

Zum erjten Male beichäftigte fich der Kongreß mit dem Boyfott, 
der neben den Streiks eine immer fteigende Bedeutung als Kampfmittel 
erlangt hat. Andererſeits erjchien e3 erforderlich, gegen jeine mißbräuch- 
Iihe Verwendung Vorſorge zu treffen. 

Die einftimmig angenommene NRejolution betont in ihrem Eingange 
die Wichtigkeit de3 Boykotts im Hinblid darauf, daß er den Weg zeige, 
die Bedeutung der Arbeiterjchaft al3 Konjumentin zur Geltung zu bringen 
und dadurch einen bedeutenden Drud auf die Unternehmer auszüben. 
Sie fährt dann fort: 

„Ausgehend von biefen Grundſätzen beidlicht der Kongreß: 

1. Der Boykott über einzelne Unternehmer oder ganze Gruppen von Unternehmern 
fann nur auf Antrag ber Bentralleitung der im Lohnlampfe ftehenden Gewerkſchaft von der 
Vertretung ber organifierten Wrbeiterfhaft am Orte, bem Gemwerlichaftstartell und ben Bor- 
ſtänden ber örtlichen Gewerkſchaften befchlofjen werben. 

2. Als zwedmäßig empfiehlt e3 fich, zu ben Beratungen über einen Boylott auch bie 
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Leitung der politiſchen Arbeiterorganiſation am Orte mit heranzuziehen, damit im Kampfe 
beide Richtungen der Arbeiterſchaft ſich unterſtützen und ergänzen können. 

Den Lohnlämpfen gleich zu erachten ſind die Bewegungen zur Bekämpfung der Haus 
induſtrie, wie aucd der Bejeitigung von Koft und Logis beim Wrbeitgeber, ſelbſt wenn 
biefe nicht mit einer Wrbeitseinjtelung verbunden jind. 

3. Die Gewerkſchaften, welche die Hilfe des Boylotts in Anſpruch nehmen wollen, 
haben biefes jo frühzeitig dem örtlichen Gewerljchaftslartell anzumelden, bag mit biefem 
bie einzuleitenden Schritte rechtzeitig beraten werden lönnen. 

4. Der Boylottbeichluß des Gewerlſchaftslartells am Kampforte ift auch für bie Ar- 
beiterjchaft anderer weniger am Kampfe beteiligter Orte mit bindend. — ft jedoch vorans- 
zuſehen, daß ji) der Lohnkampf und Boykott auf ganze Landftriche und Provinzen erftredt, 
fo fol außerdem vor Ausbruch des Kampfes neben einer Berftändigung mit ben Geiert- 
ſchaftstartellen dieſes Landſtriches auch die Berftändigung mit ben Bentralleitungen ber 
beſonders ſtark beteiligten und vertretenen Gewerkſchaften und der zuftänbigen politifchen 
Barteileitung erfolgen. 

5. Die Leitung des Boykott? mie die Aufbringung der Mittel für deſſen Propa- 
gierung und Durchführung ift Sade ber im Lohnlampfe befindlichen Organifation, melde 
die Verhängung bes Boylotts beantragt hat; die Organijationzleitung hat jich jedoch über 
wichtige Maßnahmen mit der Vertretung ber Gejamtarbeiterfhaft am Orte zu verftändigen. 

6. Die Leitung bes Boylotts hat neben ber — Publikation der gefaßten Beſchlüſſe 
auch dafür zu ſorgen, daß genügend boylottfreie Ware herbeigeſchafft wird. 

7. Iſt von ben dazu berechtigten Inſtanzen ein Boylott beſchloſſen, jo iſt es Pflicht 
aller organiſierten Arbeiter und Arbeiterinnen, dieſen Beſchluß voll und ganz durchzuführen 
und auf feinen Fall in boyfottierten Geſchäften zu kaufen. 

Der Kongreß erachtet den Boykott ala eim gewerlſchaftliches KRampfmittel, bad nur 
nad) reifliher Prüfung ber Berhältniffe und nur nah Beichlußfaffung der vorerwähnten 
Inftanzen angewandt werben darf, weil die unrechte und unzeitige Anwendung eines WBoylotts 
für bie beteiligte Gewerkſchaft und bie gejamte Arbeiterfchaft nachteilig wirtt.‘ 

Zugleich wurde gegen die in der Rechtſprechung unternommenen Ber» 
juche, die Durchführung des Bohkotts unter Strafe zu ftellen, energijcher 
Proteſt erhoben. t 

Eine andere Refolution wendete ji gegen die private Stellen- 
vermittelung und erklärte: 

„Die gänzlihe Wusfchaltung dieſer vollswirtſchaftlich ſchädlichen Eriftenzen ift im 
Intereſſe Hunderttaufender von Arbeitern dringend geboten und ein volllommener Erſatz 
hierfür durch Errichtung Öffentlicher, von gemeinnügigen Gefichtöpunften aus geleiteter ge- 
bührenfreier Arbeitsnachweiſe zu ſchaffen. 

Die Stellenvermittlung und ber Wrbeitönachweis find durch Reichsgeſetz einheitlich 
zu regeln, und find neue Konzeflionen an gewerbömäßige Stellenvermittler, Gejinbever- 
mieter ufw. nach einer durch Geſetz zu beitimmenden Übergangszeit nicht mehr zu erteilen. 

Die vom Staat oder Kommune zu errichtenden Arbeit3nachweisanftalten müffen auf 
ber Grundlage vollkommenſter Selbftverwaltung aufgebaut fein, überhaupt allen denjenigen 
Anforderungen entjprechen, bie vom Frankfurter Gewerkſchaftslongreß 1899 als Borbebingung 
aufgeftellt worden find. 

Der Kongrek erwartet, daß bei der in Ausſicht ftehenden Anderung der Gewerbeorbnung 
(Titel II $ 34) dieſen Wünſchen Rechnung getragen wird.’ 

Außerdem forderte man die Regelung des Heimarbeiterjhußes 
im Sinne de3 von der jozialdemofratiihen Partei im Reichstage ein- 
gebrachten Geſetzentwurfes jowie die Bejeitigung des Kojt- und Logis— 
zwanges beim Arbeitgeber durch gefegliches Verbot. Hinſichtlich der 
Dienfbotendewegung murde die Öenerallommifjion beauftragt, ihr 
volle Aufmerffamfeit zuzumenden, die G.-Kartelle auf die Notwendigkeit 
ber Begründung von Dienftbotenvereinen hinzumeijen und eine Dienit- 
botenfonferenz zur Beratung einer einheitlichen Agitation einzuberufen. 
Als Biel wurde insbejondere bezeichnet die Bejeitigung der Gefinde- 
ordnungen und Dienftbücher, Unterjtellung der Dienjtboten unter Die 
Gewerbeordnung und die Verjicherungsgejege ſowie volle Koalitionzfreiheit 
für Dienftboten und ländliche Arbeiter. 

Rulemann, Berufövereine. II. 6 
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Die ————— iſt ſowohl von den Gewerkſchaften wie 
von der Sozialdemokratie in die Hand genommen. Um den daraus 
drohenden Neibungen vorzubeugen, hatte die Generallommifjion mit dem 
PBarteivorftande eine Erflärung vereinbart, die vom Kongrefje angenommen 
wurde und folgendermaßen lautet: 


„Der Kongreß hält die Förderung ber Bilbungsbeftrebungen der jugendlichen Arbeiter 
und Wrbeiterinnen, insbeſondere die Einführung in die politiiche und gewerlſchaftliche Tätig- 
feit, für eine wichtige Aufgabe im Emanzipationslampfe ber Wrbeiterflaffe. 

Diefe Aufgabe wird erreicht werden durch bie Beranftaltung guter Borträge, bie 
ber Erkenntnis der Jugend angepaßt jind unb vor allem die Gebiete ber Naturwifjen- 
ſchaft, Gefunbheitäpflege, Literatur, Kunft, Technik, Nechtswiffenihaft, Vollswirtſchaft, 
Geſchichte, Politik und gewerkſchaftliche Tätigkeit umfaffen. Daneben mwirb durch Ber- 
anftaltung ernften und auch heiteren Inhalts Unterhaltung und Gefelligkeit gepflegt werben 
fönnen, jowie für Sport und Spiel in den Grenzen die Betätigung zu erweden jein, daß bie 
Teilnahme hieran nicht zu einer Übertreibung, zu einer Sportfererei ausartet. 

Für diefe Zwecke erfcheint die Bildung einer bejonberen AJugendorganifation nicht 
erforderlich, vielmehr werben bie Gewerljchaften für ihre jungen Mitglieder unb Berufs 
angehörigen in bejonberen Beranftaltungen bie Bildung unb Erziehung ber Jugend im 
Sinne dieſes Programms förbern. 

Die Teilnahme an den Vorträgen und fomweit es moͤglich iſt, auch an den anderen 
Beranftaltungen, ſoll den jugendlichen Arbeitern und Arbeiterinnen unentgeltlich gewährt 
werden 


Die Arrangements find in ben einzelnen Orten einer Kommiſſion zu übertragen, 
bie von bem Gewerkſchaftskartell unb ber Parteiorganifation unter Hinzuziehung einiger 
Vertreter ber jugendlichen Wrbeiter und Wrbeiterinnen gebilbet wirb. 

Die wirtſchaftliche Intereffenvertretung und bie Entſcheidung über politifhe Partei» 
—* bleibt nad) wie vor lediglich Aufgabe der gewerlſchaftlichen, bzw. politiſchen Dr- 
ganifationen.” 


In der Debatte war nur injomweit Widerjprod erhoben, al3 die Bil- 
dung bejonderer YJugendorganifationen abgelehnt und vielmehr die Auf- 
nahme der Jugendlichen in die allgemeinen Organifationen geforbert wurde, 
doch wurde aud) der hierauf bezügliche Abſatz 3 mit allen gegen 16 Stim- 
men angenommen. 

Über die Entwidelung der fozialen Gejeggebung wurde von 
Molkenbuhr ein Vortrag gehalten, der Gelegenheit bot, eine Art gemwerf- 
Ihaftlihen Programms hinfichtlich der von der Geſetzgebung zu leiſtenden 
Aufgaben aufzuftellen. Die einftimmig angenommene Rejolution betont 
die Notwendigkeit eines einheitlichen Arbeiterrechtes für alle gegen Lohn 
oder Gehalt, förperliche oder geiftige Arbeitskraft im Dienfte eines anderen 
verrichtende Perjonen und ftellt dazu folgende Forderungen: 


I. Zur Sicherung ber Rechtsverhältniſſe: 1. Arbeiterfammern; 2. volle Koalitions- 
freiheit für alle gegen Lohn oder Gehalt befchäftigten Perjonen; 3. zwingenbes Recht für 
alle zum Schutze der Arbeiter erlaffenen Gejegesbejtimmungen, damit fie nicht durch Ber- 
träge aufgehoben werben lönnen; 4. eine gefeplihe Grundlage für lolleltive Wrbeitäver- 
träge (Tarifverträge); 5. Verbot des Truckſyſtems in allen formen. 

U. Zum Schuge von Leben und Gefundheit: 1. Feitfegung eines höchſtens 8 Stunden 
betragenden Normalarbeitstages; 2. Verbot der Ermwerbsarbeit für Kinder unter 14 Jahren; 
3. Verbot der Nachtarbeit, außer für folche Arbeiten, bie ihrer Natur nach aus techniſchen 
Gründen ober aus Gründen der öffentlihen Wohlfahrt des Nachts getan werben müſſen; 
4. eine ununterbrochene Ruhepaufe von mindeſtens 36 Stunden in ber Woche für jeben 
Arbeiter; 5. dburchgreifende gewerbliche Hpgiene; Erlaß von wirlſamen Frankheitsverhütungs- 
vorſchriften; 6. Unfallverhütung; unter Beteiligung ber Arbeiter an der Kontrolle. 

II. Zur Bewahrung vor Verſinken in Pauperismus. WBereinheitlihung und Aus- 
behnung ber Arbeite iherung unter ber Gelbftverwaltung ber Verficherten. 1. Ent- 
[häbigungäbeträge bei den beftehenden Verſicherungszweigen in ber Höhe, daß bie Franten, 
Berunglüdten und Imvaliden vor Not geihügt find; 2. Schaffung einer Mutterfchafts- 
verfiherung; 3. Schaffung einer Arbeitslofenverfiherung; 4. Witmen- und Waifenderjorgung. 
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Auch mit den Brivatangeftellten hat ſich der Kongreß beichäftigt, 
indem nicht allein über die Bewegung im allgemeinen, jondern außerdem 
aud) über die Sonderfrage der Senfionsverfiherung eingehende Referate 
erjtattet wurden. 

Die einftimmig angenommene Rejolution lautet: 


„Der 6. deutſche G.-Kongrei weiſt die Veftrebungen, melde darauf gerichtet find, 
zwiſchen den in Handel, Induſtrie und Gewerbe befchäftigten Angeſtellten einerjeit3 und 
den Wrbeitern anderſeits Miftrauen zu erregen und fie zur gegenfeitigen Bekämpfung 
zu veranlafjen, entſchieden zurüd. Der Kongreß macht barauf ne daß bie fauf- 
männifhen und techniſchen Angeſtellten her ice zu ben proletariihen Schichten ber 
Bevöllerung gehören wie die Arbeiter und fie wie diefe von ihrer Hände oder ihres Kopfes 
Arbeit Ieben. Niedrige Entlohnung, lange Wrbeitözeit und anbere ungünftige Bedingungen 
find Heute nit nur für das Arbeitsverhältnis ber Arbeiter, fondern auch Mr ben Dienf- 
vertrag ber Angeſtellten charalteriftiih. Ungeftellte und Wrbeiter * alſo gleiche In⸗ 
tereſſen gegenüber dem Unternehmertum zu verfechten. Über dieſe ache dürfen ſie ſich 
weder von den Unternehmern ſelbſt, noch durch deren offene und heimliche Diener täuſchen 
laſſen, denn das würde lediglich zum Nutzen des Unternehmertums, aber zum Schaben 
der Angeſtellten und Arbeiter ausſchlagen. 

Der Kongreß erklärt daher den im Sinne ber modernen Gewerkſchaftsbewegung ge 
haltenen Forderungen ber faufjmännifhen und technifhen Ungeftellten, Die eine Beſſerung 
ihrer mwirtjhaftlihen Lebenslage durch gewerkſchaftliche und gefeglihe Regelung bezweden, 
ausdrüdlih feine volle Sympathie. Der Kongreß tritt insbeſondere ben Ausflüchten bed 
Unternehmertumd im Handelsgewerbe, daß der geforderte Schutz ber Angeſtellten mit Rüd- 
jiht auf bie fonfumierende Bevöllerung nicht durchzuführen fei, namens der Wrbeiterjchaft 
energifh entgegen. Die Verkürzung ber Arbeitszeit auf 8 Stunden, bie Sonntagäruhe uſw. 
find Forderungen, auf melde die faufmännifchen Ungeftellten und Hanbelshilfsarbeiter wie 
alle anberen Gruppen ber ermwerbätätigen Bevöllerung berechtigten Anſpruch haben. 

Der G-Kongrei nimmt an, dab bie faufmännifhen und technifchen Angeſtellten bie 
in ihren Reihen künſtlich genährten arbeiterfeindlihen Strömungen als ihnen jelbit jchäb- 
fi erfennen und dieſen daher entjagen werben. Denn die Erfolge oder bie Mißerfolge 
der Ürbeiterfchaft werben nicht ohne Rückwirkung bleiben auf die Lebenslage der An- 
eftellten. Je rafcher bie Arbeiterfchaft in ihrem Kampfe vor- unb aufwärts jchreitet, befto 
—* werden die Angeſtellten nachfolgen können. Anderſeits wird auch die Bewegung 
der Angeſtellten zur Verbeſſerung ihrer — und Arbeitsbedingungen den Arbeitern ihren 
Kampf zu — vermögen. Der G.Kongreß empfiehlt dieſe Tatſachen ſowohl ben 
Angeſtellten als auch den Arbeitern im beiderſeitigen Intereſſe zur nötigen Beachtung.” 


Daneben wurde beichlojjen, die Beftrebungen der Privatangeftellten 
wegen Schaffung einer Penſions- und Hinterbliebenenverjicherung auf das 
nahdrüdlichite zu unterftügen, jedoch nicht in der Form einer Sonder- 
verjicherung, jondern der Erweiterung de3 Invalidenverſicherungsgeſetzes. 

Die Mitgliederzahl der Generallommijjion wurde auf 13 erhöht. 
Dagegen wurde ein Antrag des Lithographenverbandes, der den in früheren 
Sabren mehrfach erörterten Plan eines Zentraljtreiffonds in der Form 
wieder aufnahm, daß die Generallommijjion ermächtigt werden follte, bei 
größeren Ausjperrungen an Stelle der bisherigen Sammelliften eine 
wöchentliche Kopfiteuer für jämtliche gewerkſchaftlich organifierte Arbeiter 
auszujchreiben, zurüdgezogen, nachdem er insbejondere mit der Begründung 
befämpft war, daß die großen Verbände durch die geforderten Beiträge 
zu dem Fonds ſchwer belaftet würden, aber niemals in der Lage fein 
würden, ihn in Anſpruch zu nehmen. 

In feinem Schlußmworte betonte der Vorſitzende Bömelburg den ruhigen 
Verlauf des Kongrejjes, auf dem e3 zu lebhaften Auseinanderjegungen 
nicht gefommen jei. Große Streitfragen jeien nicht mehr rn ai 
über die Maifeier Habe man ſich mit der Partei verftändigt, jo daß 
zwiichen den beiden Teilen der Arbeiterbewegung feine Differenzen mehr 
beftänden. Dieje Zeiten feien ein für allemal vorüber. Man ſei an 
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dem Zeitpunfte angelangt, daß beide Glieder des großen Körperd nad) 


dem einen großen Ziele ftrebten. — 

Wie oben mitgeteilt, war auf dem Stuttgarter G.-Kongrejje beichlojjen, 
jährlich einmal den Zentralvorftänden Gelegenheit zu einer gemeinfamen 
Beratung zu geben, um die verjchiedenen auftaudhenden Fragen zu erledigen. 

Solde Konferenzen der Gewerkſchaftsvorſtände, an denen 
die Borjigenden aller — * teilnahmen und gemeinſchaftlich 
mit der Generalkommiſſion verhandelten, ſind am 12./13. Oktober 1903, 
am 24./26. Dftober 1904, am 26./27. November 1906, am 16./17. Dezember 
1907 in Berlin und am 20. Juni 1908 in Hamburg abgehalten. Aus 
ben Beratungen ift folgendes zu erwähnen: 

Mehrfach hat man fi mit der Frage der Streiflunterftügung 
beihäftigt. Man bejchloß, daß dieje in der Regel aus allgemeinen Mitteln 
nur bis zum Ende der Wrbeitseinftellung gezahlt und ebenjo nur bis 
dahin Sammlungen veranjtaltet werden jollten. Jede Organijation joll 
jelbftändig über Streif3 bejchließen und auch allein für die Unterftügung 
ihrer Mitglieder jorgen. Kommen betriebsftemde Arbeiter in Betracht, 
fo muß mit deren Zentralverbande eine Berjtändigung herbeigeführt werben. 
Die Statiftil joll außer den eigentlichen Streil3 aud) die ohne Arbeits- 
einftelung verlaufenen Lohnbewegungen umfajjen. In beiden Fällen 
foll der erzielte Erfolg hinſichtlich Lohnerhöhung oder Arbeitszeitverfürzung 
erſichtlich gemacht werden. Hinſichtlich der Streikftatiftif will man mit dem 
ftatiftiichen Amte zujammenarbeiten und ihm Material liefern, aber darauf 
binwirten, daß die Angaben friminaliftiiher Natur aus ihr befeitigt 
werden. Wiederholt find auc die Frage der Abgrenzung ber ein- 
er Berufe und die damit in Berbindung ftehenden Grenzitreitig- 

eiten erörtert, insbejondere war zwilchen dem PVerbande der Staats— 
und Gemeindearbeiter und einer Reihe von Spezialorganijationen ein 
iharjer Gegenjag über die Frage entitanden, wem die in Staat3- und 
Gemeindebetrieben bejchäftigten Arbeiter angejchloffen werben jollten. 
Die Konferenz wählte einen Mittelweg, bei dem für alle einzelnen Arbeiter- 
fategorien eine Beftimmung getroffen wurde. Um den erhobenen Klagen 
barüber, daß die ausländiihen ©. den dorthin reijenden deutichen 
Arbeitern Schwierigkeiten bei der Aufnahme machten, Abhilfe zu jchaffen, 
wurde Abſchluß von Kartellverträgen empfohlen. Es wurde jerner be— 
ſchloſſen, Unterrihtsfurje für die in der modernen Arbeiterbewegung 
tätigen Perſonen zu veranftalten. Auf die von der Parteileitung angeregte 
Frage wegen Schaffung bejonderer Jugendorganijationen entjchied 
man fich dahin, daß dieje nicht ratjam, aber den ©. zu empfehlen jei, fich 
jorgfältig um die jugendlichen Wrbeiter zu befümmern. Die Konferenzen 
haben ſich auch mit der Aufftellung der Tagesordnungen für den G.-Ron- 
reß in Köln und den internationalen Arbeiterfongreß in Stuttgart be— 
häftigt Man beſchloß, daß derjelbe von der Partei und den G. mit 
je 150 Vertretern bejchidt werden ſolle. Mit Rüdfiht auf die Verhand— 
lungen des G.-Kongrejjes in Köln über die Maifeier fam man überein, 
daß diejes Thema aud in Stuttgart erörtert werden jolle, wobei alljeitig 
der Anſicht Ausdrud gegeben wurde, daß die biöherige Berjchiedenheit 
in ben einzelnen Ländern nicht beftehen bleiben könne, jondern entweder 
volle Einheitlichkeit herbeigeführt oder die ganze Feier aufgehoben werden 
müßte. Aud) über ben an anderer Stelle!) erwähnten Heimarbeiterfchuß- 
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fongreß ift verhandelt und ebenſo über einen allgemeinen Gewerk— 
Ihaft3fongreß, ber fich mit der Vorlage der Regierung wegen eines 
Geſetzes über die Berufsvereine bejchäftigen jollte. Man kam überein, daß 
man ſich an alle gewerkſchaftlichen Organifationen, in3bejondere auch die 
Hriftlihen und Hirſch-Dunckerſchen wenden und fie ſowohl zur Beteiligung 
wie zur Unterzeichnung der Einladung auffordern ſolle. 

Eine bejondere — — die Verhandlungen über die Stellun 
zu dem Generalſtreik in der Konferenz vom 26./27. November 19 
erlangt, die um jo mehr die öffentlihe Aufmerkſamkeit erregten, als 
das Protokoll ge en den auf Geheimhaltung gerichteten Beſchluß in ber 
Weiſe veröffent et wurde, daß zunächſt die lofaliftifche „Einigkeit“ daraus 
Enthüllungen brachte, worauf der Parteivorftand, obgleich die General» 
fommijjion nad) Rüdfrage bei den Zentralvorftänden, die Veröffentlichung 
ablehnte, jie dennod) vornahm!), was einen energijchen Protejt der General» 
fommijjion zur Folge hatte. 

In der Sitzung wurde zunächſt berichtet über eine Verhandlung, die 
einige Tage vorher zwiſchen der Generallommijjion und dem Barteivor- 
ftande a hatte, um über die von dem Barteitage in Jena und 
dem Gewerkſchaftskongreſſe in Köln in — Sinne entſchiedene 
Trage des Generalſtreiks zu einer Verſtändigung zu gelangen. Hierbei 
hatte Bebel Erklärungen abgegeben, die mit nen in Jena vertretenen 
Standpunkte ſchwer in Einklang zu bringen waren. Ihr Hauptinhalt 
mar folgender: Die Partei ke ed al3 ihre Aufgabe, den General- 
ftreif möglichit zu verhindern und fei auch gegenüber den durch die rufjiiche 
Revolution angeregten Stimmungen ſchon in diefem Sinne tätig geweſen. 
Sollte derjelbe aber au8 irgendeinem Grunde ausbrechen, jo ſei e3 lediglich 
Sache der Partei, ihn durchzuführen und die erforderlichen Mittel aufzu- 
bringen. Die ©. brauchten fich bei eg ihrer ablehnenden 
Auffaffung keinerlei Schranken a hen Unter den Mitgliedern der 
Verjammlung herrichte eine ftarfe Erregung gegen einen großen Teil ber 
Parteigenofjen, die aus Anlaß des Kölner Kongrejjes die ©. in der un- 
gehörigjten und fchroffiten Form angegriffen hatte. Ebenjo beflagte man 
ji, daß die Partei den G. nicht die ihnen gebührende Stellung ein- 
räume. Bringmann wollte jogar au3 den theoretiihen Grundlagen beider 
Organijationen einen grundfäglichen Gegenjag zwiſchen ©. und Partei 
herleiten. Wurde auch dieſer Verſuch von anderer Seite abgelehnt und 
vielmehr als Ziel ein gute Verhältnis zwiſchen beiden aufgeftellt, fo 
wurden doch jehr jcharfe Angriffe gegen die Partei erhoben und nur 
mwenige Mitglieder juchten fie zu verteidigen. Müller (Seemann), auf 
deſſen Anregung der Gegenjtand auf die Tagesordnung geſetzt war, führte 
aus, die G. wollten ſich eine Unterordnung unter die Bartei nicht mehr 
gefallen laſſen, fie forderten nicht bloß völlige Gleichberedhtigung und Boll- 
bürtigfeit ſowie Rejpeftierung der gefaßten Beichlüffe, fondern auch Rück— 
fihtnahme auf die gewerkichaftlichen Möglichkeiten. Man müſſe jich nicht 
durch gewijje romantische Stimmungen leiten laſſen, fondern durch Ber- 
nunft und gejunden Realismus. Dazu müſſe auch die Partei erzogen 
werden. db. Elm (Bigarrenfortierer) machte fich über die jog. Radikalen 


1) Das Protofoll ift in Form einer 48 Seiten ftarlen Brofhüre als Beilage bes „Bor- 
märt3” veröffentlicht. Es bildet eins der intereffanteften gemwerkfchaftlichen Aktenftüde, da in 
den Verhandlungen bie Grundanſchauungen der leitenden Berfonen über die Aufgaben ber 
G. und ihr Verhältnis zu der politifchen Bewegung zu unverhülltem Ausdruck gelangen. 
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luſtig, die in Wirklichkeit gar nicht radikal ſeien, denn, wenn man den 
Firnis abſtreife, bleibe ein gewöhnlicher Spießbürger übrig, der „Bor- 
wärt3‘ aber werde jeit der ‘Balaftrevolution in diefem anardho=jozialiftiichen 
Sinne geleitet. Der frühere Standpunkt, daß man den Kampf ım bed 
Kampfes willen führen müſſe, um die Köpfe zu revolutionieren und 
Refruten für die Sozialdemokratie zu erziehen, werde heute nur noch von 
jehr wenigen geteilt, aber die ©. kümmerten jich nicht genügend um Die 
Partei und fämen de3halb in ihr nicht ausreichend zur Geltung. Päphow 
(Maurer) machte dem Parteivorftande den Vorwurf, daß er is ton uns 
verantwortlichen Schiebern leiten laſſe. Bebel jei bei jeinem Referate 
in Jena auf völlig verfehrtem Wege geweſen. Bömelburg (Maurer) juchte 
bad von ihm beim Scluffe des Stuttgarter und Kölner Kongreſſes ge- 
äußerte, viel beiprochene Wort: „Partei und Gewerkſchaften find eins“ da- 
mit zu entjchuldigen, daß er nicht lange vorher darüber nachgedacht habe, 
fondern daß dasſelbe bei ihm unmittelbar vor dem Schluffe des Kongreſſes 
entitanden jei. Wenn er gewußt hätte, daß man bavon joviel Aufhebens 
machen würde, jo würde er den Gedanken in andere Worte gekleidet haben. 
In —— großer Erregung werde manches Wort gelegt, daß bei 
fühler Überlegung ungeſprochen geblieben wäre. Der Grund für das 
jeßige gejpannte Verhältnis zwiſchen den ©. und der Partei beftehe ein- 
Yach in dem unerwarteten Aufſchwunge der erjteren und der von ihnen 
a Machtſtellung. 

egien faßte in einem Schlußworte das Ergebnis der Verhandlungen 
in folgender Weiſe zuſammen: Die G. fühlten ſich gegenüber den uner— 
hörten Angriffen der Parteipreſſe nicht mehr verpflichtet, auf deren 
Angriffe zu ſchweigen, ſondern würden ihre Anſichten rückhaltlos zum 
Ausdruck bringen. Dieſes Recht der freien Meinungsäußerung ließen 
ſie ſich nicht ſchmälern, auch wenn es dabei zu unangenehmen Ausein— 
anderſetzungen kommen ſollte. Auch an den Vorgängen innerhalb der 
Partei habe die G.-PBrejje das Recht Kritik zu üben, wenn es ſich um 
Berlegungen gewerkſchaftlicher Grundſätze handele. Übrigens jei jchon 
bei der gemeinjamen Situng dem Barteivorftande eröffnet, daß für die 
G. nicht der Beſchluß des Parteitages, jondern die in Köln gefaßte Re- 
jolution maßgebend jei. — 

Der von der Konferenz der G.-Borftände bejchlojjene allgemeine 
Gewerkſchaftskongreß hat nicht ftattgefunden. Die Aufforderung, ſich 
an ihm zu beteiligen, wurde von den Hirſch-Dunckerſchen G.V. unter 
der Bedingung angenommen, daß auch die hriftlichen G. jich beteiligten. 
Diefe aber lehnten dann ihre Mitwirkung mit der Begründung ab, daß 
lie da3 gleiche Zur auf dem von ihnen porn bi „nationalen 
— — behandeln würden. Die Generalkommiſſion wollte 
dann den Kongreß ohne Teilnahme der anderen Organiſationen ſtatt— 
finden laſſen, aber der Plan erledigte jich dadurch, daß infolge der am 
13. Dezember 1906 erfolgten Reichstagsauflöſung die Vorlage des Ge- 
jege3 über die Berufsvereine nicht zur —— gelangen konnte. 

Wie ſchon oben erwähnt wurde, hat ſich zwiſchen der Generalkommiſſion 
und dem kaiſerlichen ſtatiſtiſchen Amte re ein befriedigende Ver— 
hältnis herausgebildet, als Die erjtere das gewünſchte Material liefert. 
Um zu einer einheitlihen Ordnung zu gelangen, hat eine Sitzung jtatt- 
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———— an der auch Vertreter der chriſtlichen und Hirſch-Dunckerſchen 
tganifationen teilgenommen haben. Mit den bürgerlichen Sozialtefor- 
mern ift in Veranlafjung des Heimarbeiterſchutzlongreſſes und der Heim- 
arbeiterausftelung Fühlung genommen, worüber an anderer Gtelle!) 
Näheres mitgeteilt it. Eine von diefer Seite gegebene Anregung, einen 
gemeinjamen Arbeiterinnentag zu veranftalten, wurde abgelehnt. Die 
internationalen Beziehungen Pan gepflegt, in3befondere haben Vertreter 
der Generallommiflion an dem Kongrejje der general federation of trade 
union in Dublin 1903 teilgenommen. Auf der 1902 in Stuttgart abge» 
haltenen internationalen Konferenz der gemwerkichaftlichen Landeszentralen 
wurde Deutſchland als internationale Zentralitelle gewählt und der Vor- 
figende der Generalkommiſſion zum internationalen Sekretär ernannt. 
Die Generallommifjion hat bei dem Bergarbeiterausftande im Januar 1905 
zwei Vertreter in das Gtreifgebiet gejhidt und die Sammlungen lebhaft 
unterftüßt. Sie hat zur Befeitigung des Koft- und Logisweſens im Haufe 
des Arbeitgeber3 eine bejondere Kommiſſion —* Zur Vertretung 
vor dem Reichsverſicherungsamte iſt ein Zentralarbeitsſekretariat geſchaffen, 
daneben gibt es 85 Arbeiterſekretariate. An 526 Orten beſtehen Gewerk⸗ 
ichaft3fartelle. 

Al Organ der Generallommiffion erfcheint feit 1. Januar 1891 
das „Korrefpondenzblatt”‘, baneben beiteht ein italienijches Blatt „„L’operaio 
italiano“ und ein polnifches „Oswiata“. Ende 1906 hatte das erfte eine 
Auflage von 21100, das zweite von 12300, das dritte von 6000 Erem- 
plaren. Daneben bejtehen 63 Blätter der einzelnen Gewerkſchaften mit 
einer Auflage von 1920520 Eremplaren. 

Die Statiftil der Gewerkſchaften ift, wie oben mitgeteilt, Auf- 
Er der Generallommijjion. Dieſe hat fich denn auch feit ihrem Beftehen 
ie Sammlung möglichſt genauer Ziffern angelegen jein laſſen, allein 
erit für das —* 1892 iſt es ihr elungen, die erforderte Auskunft 
von den einzelnen Verbänden bis — nr. Ausnahmen zu erhalten. 
Aus den früheren Jahren find meift nur dürftige Anhaltspunkte vor- 
handen, mit einziger Ausnahme der bereit3 oben?) erwähnten PBrivatarbeit 
des Hamburger Buchhändlers U. Geib aus dem Jahre 1877, die in Nr. 4 
de3 „Pionier am 26. Januar 1878 veröffentlicht ift und auf gute Quellen 
gegründet zu fein jcheint. 

Nah diefer Zujammenftellung ge es 1877 30 Organijationen, 
darunter 25 Bentralverbände mit 1266 Bmeigvereinen und 5 Xolalver- 
einen. Die — betrug 49055, die durchſchnittliche Monats- 
einnahme 33551 M. Bon dem monatlichen Überfchufje zu rund 8000 M. 
entfielen allein 3538 M. auf die Buchdruder. Es erjchienen 15 Ge 
werkſchaftsblätter mit 37025 Abonnenten. Die damalige Anzahl der in 
ben betreffenden Berufen vorhandenen Arbeiter wird auf 2000000 ange» 
geben, jo daß etwa 21/, % organifiert waren. Nur die Buchdruder und 
die Schiffszimmerer erreichten eine Beteiligung von etwa ber Hälfte aller 
Beichäftigten. Die abfolut ftärkfte Vereinigung war die der Tabalarbeiter 
mit 8100 Mitgliedern in 170 Orten. 

Nah Zacher?) joll die Anzahl der unter fozialdemofratifchem Einflufje 
organijierten Arbeiter im Jahre 1886: 81200, im Jahre 1888: 89700 
und im Jahre 1889: 121647 betragen haben. 
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—— hat in feinem Artikel „Gewerkvereine“ im 1. Erg.-Bande 
des Handw. d. St.-W. ©. 384 ff. aus den an den Minifter erftatteten 
Berichten der Boli eibehörden gejchöpft, die zum Teil von den Angaben 
der — — abweichen und zwar meiſt höher ſind, da ſie auch 
die lokalorganiſierten Arbeiter umfaſſen. Oldenberg berechnet nach dieſen 
beiden Quellen folgende Durchſchnittszahlen: 


1885/86 . . . . . 100356 Frühjahr 1892. . . 300815 
1887/88 . . . . . 103330 März 189%. . . . 279594 
Frühjahr 1889. . . 135353 Ende 1892 . . . . 236516 

„18900. . . 277098 Frühjahr 1898. . . 242555 
Ende 1890 . . . . 320213 Ende 1898 . . . . 249985 
Frühjahr 1891. . . 277474 hjahr 1894. . . 255622 
Ende 1891. . . . 269988 Kebtes Datum . 273 451 


Die erfte Aufzeihnung der Generallommiffion ift für das Fahr 1890 
gemacht und berechnet 301200 Mitglieder in 58 Organifationen. Auf 
dem Halberftädter Gewerkſchaftskongreſſe waren nad) Ausweis des Be- 
richtes 305519 Arbeiter durch 208 Delegierte vertreten. Aber die Zahlen 
find offenbar in den einzelnen Gruppen nad) oben abgerundet und deshalb 
erheblich zu hoch. 

Für die folgenden Jahre ift die Aufzeichnung genauer. Die Er- 
gebniffe find aus den folgenden Tabellen erfihtlih: (Siehe umjtehend.) 
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Tabelle I 
Die Entwidelung der Zentralverbände von 1891 bis 1907. 


Jahr |) 






89 


| Mitgliederzahl 
BZentral⸗n Jahresburchſchnitt 
ut | in Ber- 
n bavon 
indgejamt weibliche bänben 
62 27769| — 55%) 
56 23709 | 4355 | 486 
51 2235301 58384 | 44 
54 246494 | 521 | 419 
53 259175 | 6697 | 47%) 
51 329230| 15265 | 49:) 
56 412359) 14644 | 51 
57 493 742 13481 | 57 
55 580473| 19280 | 55 
58 680427! 22844 | 58 
57 677510| 23699 | 56 
60 733206) 28218 | 60 
63 837 698 | 40666 | 83 
63 11052108| 48604 | 683 
64 111344808| 74411 | 64 
66 11689 709 | 118 908 | 66 
63 


1 
6 
| 1 


in Ber- 
bänben 


552) | 
50 


1 865 506 136 929 


mit Mit» 
gliebern 


167 063 
204 228 
208 768 
208 881 
252 352 
328 830 
407 011 
493 742 
580 473 
680 427 
676 995 
733 206 
887 698 
1052 108 
1 344 803 
1689 709 





Ausgaben 


Marti 


1 606 534 
1 786 271 
2 036 025 
2 135 606 


13 724 336 
17 738 753 
25 024 234 
36 963 413 | 
43 122 519 | 


Bermögendbeftand 
pro Kopf 
ber in Ver⸗ mit Mit- 
Mitglieder baͤnden gliedern Mat 
M. 
9,62 552)/] 167068 427 058 
8,75 52 227 023 646 415 
9,75 48 217 230 800 579 
10,22 45°)| 212769] 1337819 
9,86 48! 238 893 | 1661 663 
10,11 491 313 608 | 2 323 678 
8,70 51 389060 | 2951 425 
8,67 57 493 742| 4373 313 
11,11 55 580 473| 5577547 
11,89 58 630 427 | 7745 902 
13,25 57 677510) 8 798 333 
13,65 60 733 206 | 10 253 559 
15,46 63 887 698 | 12 973 726 
16,26 en 1052 108 | 16 109 903 
18,61 1 344 803 | 19 635 850 
21 1,88 1 689 709 | 25 312 634 
E — 1339242545 


!) und durch Vertrauensmänner zentralifierten Organifationen. 
Durch Bertrauendmänner zentralifiert waren: 
1891: Graveure, Mufilinftrumentenarbeiter, Stulfateure unb Töpfer. 
1894: Hanbelshilfsarbeiter und Steinarbeiter. 
1895: Gaftwirtsgehilfen, Hanbelshilfsarbeiter, Handlungsgehilfen und Steinarbeiter. 
1896: Gaftwirtögehilien und Hanbelshilfsarbeiter. 


Einnahmen 
mit 
Mitgliedern art 

167 063 1 116 588 
216 745 2 031 922 
206 568 2 246 366 
195 972 2 685 564 
235 352 8 036 803 
313 608 83 616 444 
389 060 4 083 696 
498 742 5 508 667 
580 473 7687 154 
680 427 9 454 075 
676 995 9 722 720 
733 206 11 097 744 
887 698 16 419 991 

1 052 108 20 190 724 
1 344 803 27 812 257 
1689 709 | 41602 939 
— 51 896 784 
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Zahl der Mitglieder, Jahreseinnahme- und »sausgabe, Vermögensbeſtand 1907. 
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Afpbalteure . . . » 
Bäder u. Konbitoren 
Barblere . .... 
Baubilfßarbeiter . . 
Bergarbeiter. . . » 
Bildhauer. 2... 
Blumenarbeiter . . 
Bötther. . . ..° 
Brauereiarbeiter . . 
Budbinderr ... » 
Budbruder .... 
en 2 Va 
Bureauangeftellte . 
Dadbeder ... . - 
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Fabritarbeiter ... 
leiſhet . . . » s 
Gaftwirtögebilfen 
Gemeinbearbeiter 
@lasarbeiter. . . - 
Blaler . . 2... 
—— FR 

nblungsgebllfen . 
Fehde mader. . 
olgarbeiter. . . » 
SHotelbiener „ .. . 


Xagerbalter ... . 
Lederarbeiter . . . 
Lirhograpben . . . 
Maler .. 2... 
Maihiniften.. . . » 
Raute... ... 
Metallarbeiter . . . 
Graveure ... . 
Müblenarbeiter . . 
Notenfteher . . . » 
Bhotographen . . . 
Bortefenller. . - « 
tyellanarbeiter 
2 —— — 
Schiffäsimmerer . . 
Schirmmader .. . 
Shmiebe .....» 


Schneider... . » 
Wäſchearbelter . . 
Schuhmader. . . - 
Seeleute .. 2... 
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Steinfeger. ... » 
Etutlateure . .. » 
Tabatarbeiter . . . 
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Samen... . 
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6144| 50 
110654| 50 
6342| 
636 818|| 2560 
200049 || 40 
59 565| 75 
3583| 30 
781601 50 
s76231|| 45 
90 437| 45 
6262090|| 110 
102812)| 2030 
10015) 10-80 
18447 | 30-50 
1094998 40 
3077| 35 
604|| 65 u. 85 
9313| 85 
58360|| 30 
174745 35 
84.093|| 20—50 
87612| 50 
79433| 45 
8300| 25 
67500|| 50 
1810387| 50 
so2g2| 25 
254547 || 30 u. 45 
115956 | 50 
sa2a9| 50 
83402) 30 
47477 50 
687253|| 120 
464 917|| 4060 
74292|| 40 


4033 471 50 
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Tabelle V. Ausgaben der Gewerkſchafis⸗ 
= Streit- — 
E [-} 
= = _mterägung | = EH 5 &E a 4 H 
2 z Pr 8 a 2 28 82 
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13 E leal 8 |EE eE ae 
der = = 8* 8 ẽ* BE BE | E = 
8 E 5 E 5” = * = 1-7 
M. De x i | mM Mm. m. 
ı | Hiphalteure . 2.2... 852 242 1008| — ol — — — 108 — 
2 | Bäder und Konbitoren .|| 29808 | 35440 48540| 10448 4124 5623 6110 63098 1635| — 
3 | Barbiere.... *... 4158 5.909 | 3097 100 709 18 172 323 — _ 
4 || Baubilfsarbeiter . . . .|| 87868 | 114449 | 1005048) 9579| 17269 6293 | 10157 _ Y19 — 
5 || Bergarbeiter. - . . . .|| 91540 | 91564 98739| 16200 | 3225| 2367| — 5 286474 — 
6 | Bildbauer . » 22... 8674 ss 78 758 128 1597| — 7943 118097) 151 — 
7 || Blnmenarbeiter .. . . 511 610 48 1500| 224 | — _ ss — 
8||8ö ODE: 11356 2587 50 — #0) — | 3897 22576 HR — 
9 || Brauereiarbeiter . . . „| 31394 | 97355 | 122202 AT 8755| 1561) — 23612] 89313 — 
10 || Buchbinder . . . . »|| 29606 | 13908 2979| 2636| 2563| 18866 — | os sss u — 
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28, Blafer... 20.20. .l 7586| 2261 12295 251 55) — 7382 51149 — 
23 || Hafenarbeiter ·. 17802 64700 415692) 6814 1845| 2004| — — — 
24, ndlungsgebilfen!. . .|| 10975 | 20446 —_ | 572 115 — 1 — 4921 — 
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30 | Hürfhner 22002 .. 2188| 2731 1388 650 133 | 6 177 _ _ 
31 | Bagerbalter .. 2...  2M 570 - | | — | — _ _ 
32 | Eederarbetter. . . . . .|| 10051 9190 19378| 119 1441| 15911) 10178 66 957 — 
330Lithographen...... 80415 3342 12262| 1750 3601 6720 | 34521 97244 11 816 
34 | Maler... 2»... 0.) 39190 | 144002 | 188224) 7397 2968 5961 969 _ — 
85 || Mafhintiten . » . » . 25200| 17686 | 44342 550 | 2870) 9306| — 85249 — 
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Graveure . 2 2... 36983 709 1351| — — 9675 1786 11405 — 
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89 RNotenſtecher .. ... 20 — — 1 — — 30 11596 yın 
40 || Bhotograpben . .. . » 2466 | 464 — 50 — — 150 491 — 
41 | Fortefeuiller. . 2... 2982| 2917 6936| 1217 223 205 207 2811 _ 
42 || Borzellanarbeiter. . . . 21598 | 13115 177 145. 2386 3520 9156 — 34 468 — 
a43 Sattler . 2.2222... 7592| 13439 | 10792 300 307 9776 4897 39141 — 
44 Schlfszimmerer.... 3811| 648 8888 1400 558 158 329 | 3610 uw 
45 || Ehhirmmader . ... . 636 171 — 300 — 93 79 30 — 
46 | Schmiede . 2 2... .| 20661 | 30708 72 780 | 200 2043| 4872 8059 22 956 — 
47 Schneider 2 2.» »|| 35237 | 3292 | 431457, 1000| 159 | 2147 | 16388 _ — 
Wäfcearbeiter - - - .| 2588| 2596| 1051 — ss au — | — — 
48 | Schuhmader. . . - -» „|| 44107 | 10147 108809090 3300 1192 | 5108 | 16732 30664 _ 
49 | Eeeleute „2.2... +. 8208| 53111 1723847 — 2897| — — — 
50 || Stetnarbeiter . . . » „|| 30428 34458 | 176 521 650 5429 | 8056| 13388 | _ — 
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52 | Sruffateure . 0. .| 127381 8497 321 | — 3286 | 7656| 9048 | _ — 
53 || Tabatarbeiter .. . . 3531| 4995| 29 — 3088, 1867| — 24579 _ 
54 | Tapegterer. . .. . . .| 1112| 1705| 118208 1001 — | — | Bl A800 _ 
55 || Terttlabeiter . . . . „|| 137742 | 169640 | 193256) 9300 6197 | 1936828 20439 _ — 
56 Töpfer... 18824 | 11684 194488; 1500 1543| 18891 | 991 — — 
— Transportarbelter .. 107223 | 137490 | 255182] 8070| 24881 | 102859 | 3700 84215 _ 
58 || Zulographen. ... . . 1133| — _ 50 | 161 | 158 | 310 3015|; _ 
59 || Bigarrenfortierer. . . .| 3251| 1811 2038| 2000| — | — 1697 8259 — 
60 | Iſmmetet.....63604 | 108248 | 488 052 28000 14 230 7548) 17016 227148 — 
s1 |; Bioilmufiter. .....j 1423| 676 457 258 | 137 | 4 — _ — 
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a. 


18. Die Entwidlung bed Berbanbes ber Bäder und Berufögenofjen Deutſchlands und 
bie ” nberv en und Gtreil3 im Bädergewerbe. Hamburg 1900, Berbandsvorftanb. 
—— — 26 zog: ——— ber Zentralorganiſation ber Bildhauer Deutid- 
lands. Berlin 1906, 
20. Groß: gr —— u Degen Schiffszimmerer mit befonberer Berückſichtigung 
ber Hamburger Berhältniffe. Stuttgart, Diep. 
— Timm: Die Konfeltionsinbuftrie 2 ihre Arbeiter. Flensburg 1897, Berbanbs- 
vo 
22. Brunner: Die deutſchen Gewerkſchaften 1891 —1904 in graphifcher und ftatiftifcher 
EBENE DE Berlin 1905, Generallommilfion. 
ward. 2 Das Unterftügungsmwefen bei dem deutſchen „freien Gemerl- 
fhaften. Jena 1 


Fi 
24. Paul Hirſchfeld: Dir — — ge in Deutſchland. Ihre Verbreitung 
und Entwichlung von 1896—1 Sena 1 Fiſcher. 

Die Berichte der ——— — find als Broſchüren im Verlage ber General 
lommiſſion erſchienen. 


C. Die Lofalorganifierten?). 


Wie oben —— war auf dem Halberſtädter Kongreſſe der auf 
Br ne einungsverfchiedenheit über die legten Fragen der Ar— 
eiterbeivegung, ingbejondere der Stellung zu der Politif, —— Gegen⸗ 
ſatz zwiſchen den Anhängern der zentralen und denen der lokalen Organi— 
ſationen gegen die letzteren entſchieden, worauf ſie den Kongreß verlaſſen 
hatten. Wie groß die Zahl der auf dieſem Standpunkte ſtehenden Arbeiter 
war, iſt nur ——— feſtzuſtellen. Auf dem — waren nach 
Angabe des Protokolles 31125 Lokalorganiſierte durch 36 Delegierte ver- 
treten. Die von ihnen beantragte gg war „mit bedeutender 
Mehrheit‘ abgelehnt, worauf 13 Delegierte den Kongreß verlajjen hatten. 
Wie viel Arbeiter jie vertraten, ift aus dem Protofolle nicht zu erjehen. 
Sn den von der Generallommiljion veröffentlichten Statiſtiken werden 
für 1891: 10000, für 1892: 7640, für 1893: 6280, für 1894: 5550, für 
1895: 10781, für 1896: 5858, für 1897: 6803, für 1898: 15792 Lokal— 
organifierte angegeben. Dieje Ziffern ftügen ſich auf Schäßungen der 
Vorſtände der — werden aber von der Generalkommiſſion 
ſelbſt als „höchſt unzuverläſſig“ bezeichnet, wobei bemerkt wird, daß allein 
der nicht berückſichtigte Berliner Lokalverband der Metallarbeiter angeb— 
lich 10000 Mitglieder zählen ſolle. Die Geſamtzahl müßte deshalb höher 
angenommen werden. Übrigens wurde ſie dadurch ſtark vermindert, daß 
— dieſer Lokalverband nn Metallarbeiter auf der am 20./24. April 
897 in Braunjchweig abgehaltenen Generalverfammlung des Metall- 
arbeiterverbandes jich diefem anſchloß, wobei jeine Mitgliederzahl auf 
9000 angegeben wurde. 


1) Das Material it mir von dem Borjipenden ber Gejhäftslommiffion, Herrn Fritz 
Kater in Berlin, zur Berfügung geftellt. Eine literarijche, aber vom Brtchamtte 
beeinflußte Darfiellung bieten Umbreit: Die gegnerifhen Gewerlichaften Deutichlands, 
2. Aufl, Berlin 1907, Generallommiffion, und Paeplow: Die Organifation der Maurer 
Deutihlanbs 1869— 1899, Hamburg 1900, Bömelburg. 

Val. ©. 46. 

3) Sie lautete in bem entjcheidbenden Punkten: „Wir fühlen uns verpflichtet, eine 
Drganifation zu fchaffen, die den beſtehenden Bereinsgejegen feine Handhabe bietet. Dieje 
Form ift unferer Meinung nad) bie ——— mit Vertrauensmännern. Die Aufllärung 
bes Mafjenbewußten Proletariats darf nicht einſeitig, wie ed heute in ben Zentralverbänden 
geichieht, fondern muß ſowohl nach politifcher und wirtſchaftlicher Richtung hin gefördert 
werben, wenn etwas Pofitives erreicht werben folL” 
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Die erſten Jahre nach dem Halberſtädter Kongreſſe vergingen, ohne 
daß der Verſuch gemacht wäre, die dort überſtimmte Minderheit zu einer 
emeinjamen Organifjation zujammenzufaffen, obgleic, der Kampf mit den 
Sentrafnerbänben auf beiden Geiten mit großer Schärfe geführt murde. 
ine ſolche Anregung erfolgte zuerft duch einen Aufruf zur Beichidun 
eines Kongreſſes, der im Sant 1896 von einem in Barmen-Elberfe 
bejtehenden Arbeiterverein Laffallefher Gründung an alle deutjchen Arbeiter 
em wurde, aber in feinen Zielen ſehr unbeftimmt gehalten mar. 
er Aufruf fand deshalb in3bejondere in Berlin, mo die Lofalorgani- 
jierten am ftärfiten vertreten waren, in der vorliegenden Form feine 
Billigung, bewirkte aber, daß man jich entichloß, die Sache jelbit in die 
Hand zu nehmen. Man jtieß dabei aber auf große Schwierigkeiten, 
indem!) jelbjt die jozialdemofratijche Preife, von der man glaubte, Unter- 
fügung erwarten zu dürfen, jid) entweder geradezu ablehnend, oder min- 
deitend gleichgültig verhielt. Endlich aber gelang es doch, die Wider- 

ftände zu bejiegen und einen Kongreß zuftande zu bringen. 

Er bezeichnete fih al „Erjter Kongreß ber [ofalorgani- 
fierten oder auf Grund des Vertrauensmännerſyſtems zen- 
tralifierten Gewerkſchaften Deutihland3” und wurde am 
17./19. Mai 1897 in Halle a. ©. abgehalten. Erjchienen waren 38 Dele- 
gierte von 14 Berufen aus 16 Städten. Die Zahl der vertretenen Arbeiter 
wird nicht angegeben. 

Da3 Referat über das Hauptthema: „Die Stellung der Gemwerf- 
haften zur Politik“, hielt der Regierung3baumeifter a. D. Keßler, 
der ala da3 geijtige Haupt der Bewe ung anzufehen if. Er entmwidelte 
den Gedanken, daß ber gemertichaftliche Ban bon dem politiichen nicht 

etrennt werden könne, und daß deshalb mit Rüdjicht auf die bejtehende 
— —— die Gewerkſchaften ſo organiſiert werden müßten, daß 
ſie im engſten Anſchluſſe an die Sozialdemokratie den wirtichaftlichen unt 
politiſchen Klaſſenkampf nad) allen Richtungen Hin führen könnten. 

Aus der Berfammlung, in3bejondere von den beiden Vertretern aus 
Solingen, wurde hiergegen ein jchüchterner Widerfprud laut, indem man 
bau hinmwies, daß man vielfah in ben ©. feine Politif haben wolle; 
aber jchließlich wurde doch die von Kepler beantragte Reſolution einftimmig 
angenommen. Gie lautete: 

In Erwägung 

1. daß ber fogenannte gewerlihaftlihe Kampf um Berbefferung ber Lage ber Arbeite 
auf dem Boden ber heute beftehenden Ordnung nicht geführt werden lann, ohne das Ber- 
.. ber Arbeiter zu dem heutigen Staate und feinen Organen ber Gefepgebung und 

erwaltung fcharf und beftimmt zu berühren; 

2. daß ber gewerlſchaftliche Kampf alſo von dem politifchen Kampfe um bie politische 
Macht und beren Erweiterung nicht zu trennen ift; 

3. daß mweber eine weſentliche Berbefferung der Lage der Ürbeiter, noch eine Ber- 
mehrung ihrer Rechte von ber Humanität oder von dem guten Willen ber heutigen 
ee zu erwarten ift, fonbern anerlanntermaßen nur ber Kampf ums Recht bad Recht 

ildet; 

4. daß dieſer Kampf aber nur dann mit dem nötigen Nachdruck und der nötigen Ein- 
heitlichleit von ben Wrbeitern geführt werben fan, wenn er in feinem Charalter als 
Klaffenfampf ber Urbeiterflaffe gegen ihre Wusbeuter erlannt und geführt wirb; 

5. daß dieſer notwendige und unvermeibliche Klaffenlampf nur unter engem und be 


mußten Anſchluſſe an bie Grundfäge und Zaltit ber fozialdemokratifchen Partei Deutſch- 
lands mit Ausfiht auf Erfolg geführt werben dann, 


2) Nach bem Vorworte zu bem Protololle über ben zweiten Kongreß. 
RAulemann, Berufövereine. IL 7 
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erklärt der zu Halle a. ©. tagende erſte Kongreß ber lokalorganiſierten oder auf dem Boden 
des Vertrauensmännerſyſtems zentralifierten Gewerklſchaften Deutſchlands: 

I. Eine Trennung ber gewerkſchaftlichen Bewegung von der bewußten jozialdemo- 
fratifchen Politik ift unmöglih, ohne den Kampf um bie Berbefferung der Lage der 
Ürbeiter auf den Boden ber heutigen Ordnung ausficht3los zu machen und zu lähmen. 

II. Daß die Bemühungen, von welcher Seite fie aud; fommen mögen, den Zufammen- 
hang mit ber GSozialdemofratie zu lodern oder zu durchbrechen, als arbeiterfeindliche zu 
betradhten find. 


II. Daß Organifationsformen ber gemerfichaftlihen Bewegung, bie jie in bem 
Kampfe um bie politifhen Ziele hindern, als fehlerhaft und verwerflich zu betrachten 
find. Der Kongreß fieht in der Form der Organifation, die ſich die ſozialdemokratiſche 
Partei Deutfchlands auf dem Kongrek zu Halle a. ©. 1890 gegeben hat, mit Rüdficht 
auf bie beftehenbe Bereindgefepgebung auch für die gewerkſchaftliche Organifation die ziwed» 
mäßigfte und beite Einrichtung zur Verfolgung aller Ziele der Gewerkſchaftsbewegung. 

In organifatorifcher Beziehung beſchloß man die Einjegung einer 
ftändigen Kommiffion unter dem Namen: „Geſchäftskommiſſion der 
durch Bertrauensmänner zentralifierten Gewerkſchaften 
Deutſchlands“, jomwie die Herausgabe eined Verbandsorgans unter dem 
Namen: „Solidarität“. Außerdem follen die an einem Orte beitehenden 
Zofalorganifationen in öffentlicher —— einen Vertrauensmann 
wählen, der die Sammlungen und ſonſtigen örtlichen Angelegenheiten zu 
ordnen hat. Streif- und Agitationsfonds ſollen von den —* Organi⸗ 
ſationen nach eigenem Ermeſſen gebildet werden. Beſtimmte Beiträge 
wurden nicht feſtgeſetzt, vielmehr nur den angeſchloſſenen G. empfohlen, 
ſolche an die Geſchäftskommiſſion zu ſenden. 

Was die Stellung zu den Zentralverbänden betrifft, ſo lautete der 
angenommene Beihlup: 

„Ber Kongreß proflamiert bie unbedingte Solidarität ber lofalorganifierten Arbeiter 
mit allen Arbeitern ohne Rückſicht auf Organifationsform und politifhe Anſchauung, ſoweit 
fie auf bem Boden des Slafjenfampfes ftehen. Die Ausftände diefer Wrbeiter werben fie, 
biefem Grunbfage gemäß, nad) beften Kräften unterftügen.“ 

Eine bejondere Refolution über die Preſſe betonte, daß bei der agita- 
torifhen und organiſatoriſchen Tätigkeit „jede gehäſſige Yorm, die den 
Eindrud erweden könnte, al3 wollten wir die Verbände befämpfen, auf 
das ftrengjte vermieden werden ſoll“. 

Aber dieje gute Abficht gelangte . zur Ausführung. Bon der 
Generallommijjion maren die auf dem Songrefje gegen fie gerichteten 
Angriffe, die zum Teil fo Scharf waren, daß jelbit die den Lokalorganiſierten 
freundlich gegenüberftehenden ſozialdemokratiſchen Blätter jie tadelten, mit 
dem Eco beantwortet, daß die Lofaliften mit ihrem Begriffsvermögen 

u furz gekommen feien, und daß ihre Führer fich durch egoijftiiche Gründe 
eiten ließen. Auf deren Geite wiederum zögerte man nicht, gegen Die 
„gamburgerei” das IQeHpe Geihüß jpielen zu laſſen und zu erklären, 
daß das „perfide Treiben” der „Hamburger“ nur auf deren Ehrgeiz und 
Umterfuht zurüdzuführen fei. 

Der am 12./14. April 1898 in Berlin abgehaltene zweite Kon- 
greß ftand unter dem Eindrude großer Enttäufung. Der Bericht der 
Geſchäftskommiſſion klagt darüber, daß ihre Tätigfeit gehemmt mar, da 
fie von den Delegierten de3 erſten Kongrejje nicht unterftüßt fei, Die 
Unerbietungen der Kommilfion, Redner zu jchiden und Berjammlungen 
abzuhalten, ſeien in verjchiedenen Orten nicht angenommen, an andern 
Orten ſeien ihre Mitglieder nicht eingeladen, um zu belehren, jondern 
um fie in — Reden, auf die ſie nichts erwidern durften, tot zu reden. 
Auch an Geld habe es gefehlt, und die Kommiſſion habe ſtets betteln 
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müſſen; das beſchloſſene Blatt, dem man übrigens den Namen „Die 
Einigkeit“ gegeben hatte, ſei ſeit 19. Juni 1897 erſchienen, aber deſſen 
Einführung ſei auf Schwierigkeiten geſtoßen, ſo daß fortwährend Geld 
habe zugeſchoſſen werden müſſen; deshalb hätten auch die Agitationsreiſen 
nicht in der nötigen — emacht werden können. 

Auf dem Kongreſſe waren 2 Bertreter von 11 Berufen aus 16 Orten 
anweſend, doc) jind dabei die Vororte von Berlin al3 jelbitändige Orte 
ezählt. Außer Berlin waren vertreten Königsberg, Halle, Solingen, 

üterbog, Brandenburg, Braunjchweig und Breslau. Die Zahl der Mit- 
glieder wurde auch dieſes Mal nicht angegeben, obgleidy einer der Dele- 
gierten dies feitgejtellt zu jehen mwünjchte. Ebenjomwenig wurde über Ein- 
nahmen und Ausgaben etwas berichtet. 

Den Schwerpunkt der Verhandlungen bildeten die Angriffe gegen 
die Zentralverbände. Keßler bemerfte, de feien nur ind Leben — 
um der ſozialdemokratiſchen Parteibewegung Abbruch zu tun, und meinte, 
daß die Partei den Kampf nur deshalb nicht aufnähme, weil ſie die Macht 
der Verbände fürchte. Die angenommene Reſolution erklärte, „für die 
fe jede Rückſicht auf ein friedliches Zujammenarbeiten fallen zu 
aſſen“. 

Su der hierauf bezüglichen Debatte wurde von einem Berliner Ver— 
treter, Kleinlein, bie Anticht geäußert, auch gegenüber den Anarchiſten 
folle man mehr Entgegentommen beweifen ; aber die meiften Redner lehnten 
died ab, und der geftellte Antrag, e3 jolle auch Perſonen, die nicht auf 
fozialdemofratiijhem Boden jtänden, möglich gemacht werden, in der Organi- 
jation zu arbeiten, wurde mit 16 gegen 11 Stimmen vermworfen. 

Um die erforderliden Geldmittel zu bejchaffen, ſoll fünftig jede 
Organifation für jedes Mitglied vierteljährlih 5 Pf. an die Geſchäfts— 
fommifjion abführen. 

Hinſichtlich der Arbeit3lojenunterftügung erflärte der Kongreß nad) 
einem Referate Keßlers, daß ihre Regelung Sache des Staates, der Ge— 
meinden und des Unternehmertums Bi, und die ©. feine VBeranlafjung . 
hätten, ihnen dieje ing ie abzunehmen, zumal durch das Unterftügungs- 
weſen die Gefahr der VBerjumpfung und der Abmwendung von den wahren 
Zielen nahe gerüdt werde. Die Wanderunterftügung erflärte man nicht 
abzulehnen, doc joll ihre Einführung den einzelnen Organifationen über- 
laſſen werden. Bei Streif3 jollen die legteren ſich egeneiti unterftügen. 

Auf dem dritten Kongreffe, der am 4./6. April 1899 in Braun- 
ſchweig ftattfand und von 39 Delegierten au 10 Orten und 12 Berufen 
bejucht war, wurden zum erjten Male Zahlen über die Bewegung gegeben. 
Danad) gab e3 34 örtliche Berufsvereine mit 8684 Mitgliedern, die in 
ben Jahren 1897 und 1898 für 38 Streiks und 105 Ausfperrungen 
11048 M. aus eigenen Mitteln und 245421 M. aus den „‚General-(Streif-) 
fonds“ — hatten. Auf dem Kongreſſe waren 5000 Arbeiter 
vertreten. Die „Einigkeit“ hatte 5140 Abonnenten und einen Überſchuß 
geliefert. Die Stimmung de3 Kongreſſes war deshalb hoffnungsfreudiger, 
als früher. Die Kampfrejolution gegen die Zentralverbände wurde wieder- 
holt. Der Arbeit3nachweis wurde al3 das Recht der ©. in Anfpruch ge- 
nommen. MWrbeiterjefretariate wurden al3 nußlo3 verworfen, dagegen ört- 
liche Kartelle der ©. empfohlen. 

Der vierte Kongreß wurde am 24./26. Mai 1900 in Pankow— 
Berlin abgehalten und war von 57 Delegierten aus 22 Berufen und 
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15 Orten befudht. Der Gejchäftsbericht erwähnte, daß die angeichlojjenen 
— Darin eh zufammen 16610 Mitglieder zählen, doc wurde von einigen 
Delegierten dieje Angaben beanjtandet. Die Auflage der „Einigkeit“ war 
auf 10252 geftiegen. Für Streit3 waren 33375 M. verausgabt. 

Die Bedeutung des Kongrejjes lag darin, daß mit dem 1. Januar 
1900 das früher Ohr politiihe Vereine bejtehende Verbot, miteinander 
in Verbindung zu treten, aufgehoben war. Da — der Zweck, ſich 
mit Politik zu beſchäftigen, auch in zentralen Organiſationen verfolgt 
werden konnte, ſo war dieſer Grund für die lokale Organiſation in Wegfall 
— und es ſchien die Möglichkeit einer Verſchmelzung gegeben. 

ber gerade jetzt zeigte ſich, daß die Trennungspunkte in der ganzen 
Grundanſchauung lagen. Schon die Begrüßungsrede des Vorſitzenden 
Kater berührte dieſen Punkt und bemerkte, während man hätte erwarten 
können, daß die Zentralverbände jetzt den Weg der ausgeſprochen jozial- 
demokratiſchen Politik betreten würden, ſei das Gegenteil eingetreten, und 
ſie hätten eine Schwenkung nach rechts vollzogen. Eine einſtimmig an— 
genommene, von Keßler begründete Reſolution erklärte, daß an dem ſchon 
in Halle eingenommenen Standpunkte, wonach die politiſche von der ge— 
werkſchaftlichen Organiſation nicht getrennt werden dürfe und vielmehr 
die Gewerkſchaften die Grundbeſtandteile der ſozialdemokratiſchen Partei 
bilden müßten, feitzuhalten jei, und fährt dann fort: 

„Da heute bie Form ber Organifation fein Hindernis mehr ift für bie Vertretung 
der politifchen Ziele der Arbeiterbewegung durch die Organifation, fo bildet bie Form fein 
trennenbe3 Kennzeihen mehr. Es koͤnnen unferer Organifation alſo auch ſolche Gemwerl- 
Ichaften angehören, bie die Yorm einer Bentralifation haben, wenn fie diefe Programm- 
rejolution anerlennen.“ 

Eine andere, ebenfall3 von Keßler begründete und angenommene 
Nefolution über die Taktik bekämpft die „ſtarke und teilmeije jehr jach- 
fundige und einjichtige, gegenjozialitiihe Bewegung, die unter teilweijer 
Anerkennung der berechtigten Arbeiterforderungen und der fozialiftiichen 
Kritik durch Reformen, die die heutige fapitaliftiiche Ordnung nicht antaften 
dürfen, ug jtrebt, den Arbeitern die Überzeugung beizubringen, daß 
fie auf dem Boden der heutigen Ordnung ... alle erreichen könnten, 
um bie berechtigten Beſchwerden abgeitellt . . . zu jehen“. Dieje Bejtrebungen, 
obgleich fie, wie vielfach nicht abzuleugnen fei, aus ehrlicher Überzeugun 
Ks echter Arbeiterfreundlichkeit unternommen würden, hätten den Zweck, 
die Arbeiter mit der heutigen Wirtichaft3ordnung auszuföhnen und von 
ber fozialiftifchen Bewegung abzuziehen. Deshalb fei es notwendig, nicht 
allein diejen Bejtrebungen, fondern auch denjenigen gewerkſchaftlichen Or- 
anijationen, die fi” den Zielen de3 Sozialismus neutral gegenüber- 
Heilten, energiich entgegenzutreten?!). 

Die beftehende ae durch die Geſchäftskommiſſion und örtliche 
Bertrauensleute wurde beftätigt, wobei von mehreren Rebnern beantragt 


1) Die Refolution zeigt in intereffanter Weife den Entwidelungsgang vieler heutiger 
Sozialiften. Während von ben Begründern des Sozialismus beifen Einführung, alfo bie 
Abſchaffung der fapitaliftiichen Wirtſchaftsordnung naturgemäß nur ald ein Mittel ange 
fehen wurde, um bie Lage ber Arbeiterflaffe zu verbejfern, beffen —— alſo auf 
der Vorausſetzung beruht, daß auf dem Boden der beſtehenden Ordnung eine Abhilfe nicht 
möglich ſei, it fie ihnen jetzt Selbſtzweck geworben, ber verfolgt werben muß, ganı ohne 
Nüdficht darauf, ob dieſe Beſſerung auf anderem Wege erreicht werben lann. Sie befämpfen 
deshalb biejenigen, die foldhe anderen Wege vorfchlagen, ohne darüber, ob fie gangbar find, 
überhaupt eine Debatte zuzulaffen. 
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wurde, den Namen in: „Föderation der ſozialiſtiſchen Gewerkſchaften 
Deutſchlands“ umzuändern. Aber die wurde mit großer Mehrheit ab- 
elehnt, hauptſächlich aus dem Grunde, weil die offene Entfaltung ber 
Peisibeninfatiiigen Fahne in manden Gegenden bei den Arbeitern auf 
Widerſtand jtoßen würde. Die fozialiftiihe Nahrung müfje teelöffelmeije 
eingegeben werben. 

Hinfihtli der Streits wurde beſchloſſen, daß fie bei der Geſchäfts— 
fommijjion anzumelden und von dieſer nad) den näher bezeichneten Vor— 
fchriften — werden ſollten. Die Koſten ſollen von den angeſchloſſenen 
G. ve ihrer Mitgliederzahl und den örtlichen Lohnverhältnifjen gededt 
werben. 

Zu einem gewijjen rin führte die Frage der Beihidung des 
Parijer internationalen Arbeiterfongrefjes, die von Keßler mit der Be— 
gründung befürwortet wurde, daß man dort gegenüber den Zentral» 
verbänden feinen Standpunkt vertreten müfje. Kleinlein entwidelte babei 
jeine ſchon 1898 vertretene Auffajfung, daß man fich gegenüber den 
Anarchiſten freundlicher jtellen und ———— dahin wirken müſſe, daß 
ſie auf den internationalen Kongreſſen zugelaſſen würden. Aber ſeine 
Ausführungen führten zu lebhaften Proteſten, und die Beſchickung des 
Kongreſſes wurde mit großer Mehrheit — 

Auf den am 22./25. September 1901 in Berlin abgehaltenen fünften 
Kongrejje waren 48 Delegierte aus 16 Orten und 23 Berufen an- 
mejend. Die Mitgliederzahl war auf 19757 gejtiegen, hauptſächlich durch 
Beitritt de3 „Niederrheiniſchen Weberverbandes“ ), deſſen frühere Mit- 
gliederzahl aber jchon von 10000 auf 6000 zurüdgegangen war. Da- 
gegen waren verjchiedene andere Drganijationen zu den Bentralverbänden 
übergetreten. Die Auflage der „Einigkeit war auf 9625 herabgegangen. 
Der Agitationsfonds hatte eine Einnahme von 4602 M. und eine Ausgabe 
von 4554 M. gehabt. Für Streif3 waren 92075 M. verwandt. 

Nahdem man nad einem Referate von Kepler in einer Refolution 

von neuem den früheren grundjäglichen Standpunkt über die Stellung 
ur Rolitif wiederholt hatte, verhandelte man eingehend über die Frage 
er Streifunterftüßung. Es wurde beichloffen, daß bei der Geſchäfts— 
fommijjion ein Sentral-Streiffonds gebildet wird, zu dem alle ange- 
fchlofjenen Drganijationen für jedes Mitglied 1 M. beizufteuern haben. 
Der früher abgelehnte Antrag auf Namensänderung wurde wieder ein- 
ebracht und hatte dieſes Mal den Erfolg, daß man beſchloß, die Organi- 
ehe „Freie Vereinigung deutfher Gewerkſchaften“ zu nennen. 
Auch auf diefem — wurden von einem Berliner Vertreter Sym— 
pathien für die Anarchiſten geäußert, doch fanden ſie lebhaften Wider— 
ſpruch. In einer Reſolution über die Handelspolitik wurde gegen die 
Ausbeutung des Volkes durch Schutzzölle proteſtiert. 

Der Kampf mit den Zentralverbänden war in dieſer ganzen 
Zeit ſtets weitergegangen und hatte ſich eher verſchärft, als gemildert. 
Insbeſondere in Berlin, wo die Lokaliſten ihren —— hatten, 
war der Gegenſatz immer ſtärker hervorgetreten, indem ſich neben ber 

entraliſtiſchen „Gewerkſchaftskommiſſion“ ein lokaliſtiſches „Gewerkſchafts- 
artell“ gebildet hatte. Da man beiderſeits bei Streiks ſelbſtändig vorging 
und die auf der Gegenſeite gefaßten Beſchlüſſe nicht anerkannte, die Loka— 


) Vgl. ©. 365. 
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liften auch den ZTarifverträgen grundjäglich ablehnend gegenüberjtanden 
und weder die Tarife, nod) die geichaffenen Arbeitönachweije anerkannten, 
jo madte man jich gegenjeitig Streitbrud) zum Vorwurfe. Die Gemerf- 
ſchaftskommiſſion ging 5 weit, bei den Gemwerbegerichtömahlen die Lokaliſten 
nicht zu berüdfichtigen, jo daß doppelte Kandidatenlijten aufgeitellt wurden. 
Gegen dieſes Verfahren erhoben die Lofaliften Bejchwerde bei dem Partei- 
vorftande, jo daß diejfer gezwungen war, zu dem Gtreite Stellung 
zu nehmen. 


Er Hatte Hierzu ſchon einmal VBeranlajjung gehabt bei dem unten!) 
erwähnten Streif in der „Leipziger Volkszeitung”. Damal3 Hatte er 
nicht allein den Standpunft vertreten, daß nad) demofratijchen Grundjägen 
innerhalb eines Verbandes die Mehrheit zu entſcheiden habe, jondern hatte 
aud in einer im Februar 1901 veröffentlichten Denkichrift ausgeſprochen, 
daß die Organijation in großen Verbänden notwendig und die Ms pltterung 
und Sonderbündelei zu verwerfen jei?). Aber innerhalb der Partei ga 
e3 doch eine ftarfe Strömung, die mit den Lokaliſten jympathijierte, ind» 
bejondere galt die von ber radifaleren Richtung ?). 


hg a beſchränkte man ſich darauf, beiden Teilen gute Ratſchläge 
im Sinne ded Entgegenfommens3 zu geben. Aber im lokaliſtiſchen Lager 
wurden Stimmen laut, die drohten, wenn die Partei ji) zugunften der 
Verbände entjcheide, eine Spaltung herbeizuführen, und jo hielt es der 
Barteivorftand für erforderlich, die ® nitiatine für Einigung3verhand- 
lungen zu ergreifen, zumal die Reichſstagswahlen vor der Tür jtanden. 
Er tat died durch ein Schreiben vom 12. Januar 1903, in dem er an bie 
G.-Kommifjion und das G.-Sartell die Frage richtete, ob fie zu einer 
Ausſprache geneigt ſeien. Nachdem die von beiden Seiten bejaht war, 
wurde dann am 22. März 1903 eine Konferenz abgehalten, an der 
Vertreter ſowohl des Parteivorftandes, wie der beiden genannten Organi- 
lationen teilnahmen. Aber der Erfolg war jchon dadurch erjchwert, da 
der Parteivorjtand von der anfangs beabjichtigten Aufitelung bejtimmter 
Vorſchläge abgejehen Hatte. Seine Vertreter, in3bejondere Bebel und 
Ginger, erflärten, daß da3 Ziel nur in der Verfchmelzung mit den Zentral- 
verbänden bejtehen fünne, was ihm jeitens der Lofaliiten den Vorwurf 
der Barteilichkeit zuzog. Die Konferenz wurde damit gejichlofien, daß 
das G.-Kartell fich verpflichtete, innerhalb vier Wochen Anzeige zu machen, 
ob man auf diefer Grundlage weiter verhandeln wolle. In einem Schreiben 
vom 15. Mai 1903 wurde dieſe Erflärung dahin abgegeben, daß man 
feine Veranlafjung Habe, von dem bisherigen Standpunkte abzugehen. 
Eine Einigung jei deshalb nur möglich), wenn die Zentralverbände jich 
auf ben Boden des in Halle bejchlojjenen Programms jtellten, in3bejondere 
aljo offen die Zugehörigkeit zur jozialdemofratiihen Partei erflärten. Es 
heißt dann meiter: 


1) Bgl. ©. 302. 

2) Vgl. Korrefpondenzblatt der Generallommiffion 1901, ©. 110. 

3) Umbreit a. a. D., ©. 16, bemerkt: „Offiziell lann alfo die Partei für den Unfug 
ber Lolaliften nicht verantwortlich gemacht werden. Daß aber die örtlichen Barteifreije 
Berlin .... bie Iolaliftifhen ©. nicht bloß als gleichberechtigt anerlannten, fondern 
fie obendrein förmlich tolerierten, fteht zur Evidenz fell... . Sie haben daburd beigetragen, 
den Lokalorganiſierten ein gewiſſes Relief bejonderer parteigenöffiiher Treue zu verleihen, 
ja Ne fogar al3 bie Retter ber G.-Bewegung aus dem Sumpfe revifioniftifher Tendenzen 
zu feiern.” 
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„Wir verlangen natürlich nicht, dab nicht aud Zugehörige anderer Parteien ben be» 
trefenden Organifationen angehören können; wir verlangen aber, daß innerhalb ber Drga- 
nifation alles aufgeboten wird, biefe anderen Parteigänger für bie jozialiftiichen Ideen 
7 gewinnen. Es muß aber abjolut unmöglich gemacht werden, daß eine ber Gejamtzentrali- 
ation angejchloffene G. ober dieſe felbft, wie e3 auf dem fog. G.Kongreß in Stuttgart 1902 
geihah, nad) Verhandlungen mit Megierungsorganen bie fozialdemofratifhen Farben ver- 
eugneie. 

Aber jelbft für den Fall, daß diefe Borausfegung erfüllt werden jollte, 
wurden noch folgende Bedingungen geitellt: 

1. völlige organiſatoriſche Selbitändigfeit, in3bejondere eigene Ver— 

waltung, Kaſſe und Preſſe; 

2. Freiheit der Beteiligung an den in den Verbänden überwuchernden 
Unterftügungsfaffen ; 

3. forporative WUrbeitöverträge jind nur als notwendiges Übel zu be- 
trachten, deshalb mit großer Borjicht zu behandeln und nur auf 
jehr kurze Friſten abzufchließen ; 

4. die Arbeitsnachweiſe jind den örtlichen Drganijationen zu über- 
lafjen, jedoch ihre Zentralifation anzuftreben. 

Hierauf wurde ſeitens des Parteivorjtandes erſt am 8. Auguft 1903 

— daß man die Wiederaufnahme der Verhandlungen im Auge 
ehalte. 

Der ſechſte a mwurbe am 13./16. September 1903 in Berlin 
abgehalten unter Beteiligung von 58 Delegierten aus 76 Orten und 25 Be- 
** Die Mitgliederzahl war auf 14244 zurückgegangen, hauptſächlich 
dadurch, daß der „Niederrheiniſche Weberverband“ mit 4900 Mitgliedern 
ſich dem „Deutſchen Textilarbeiterverbande“ angeſchloſſen hatte. Auch 
waren verſchiedene Organiſationen der Maurer mit 1600 Mitgliedern zu 
dem Bentralverbande übergegangen. Die „Einigkeit erjchien in 10398 
Eremplaren. Der A itation3fonb8 atte 5119 M. Einnahme und 3446 M. 
en der Streiffonds 14729 M. Einnahme und 13363 M. Ausgabe 
gehabt. 

Der Schwerpunkt der Beratungen lag in der Stellungnahme au ben 
Einigung3dverhandlungen, mobei die Anfichten in ß arfen en- 
faß gerieten. Gegen Oinrichten. ben Borfigenden der Geſchäftskommiſſion, 
ber bei der en jih im Sinne der Verſchmelzung ausgejprochen 
hatte, war von Kater jogar ber Vorwurf der „Verräterei“ erhoben. 
Während einige Delegierte die Notwendigkeit eines Zujammenjchlujjes be- 
tonten, wollten andere die Verhandlungen fofort abbrechen, wobei Klein- 
lein ſogar damit drohte, falls der Parteivorftand ſich für die Zentral- 
verdände entjcheide, eine eigene unabhängige Arbeiterpartei zu gründen. 
Schließlich wurde aber dody der Vorſchlag der Geſchäftskommiſſion, an 
den geitellten Bedingungen feitzuhalten, angenommen, wobei mehrfad) aus«- 
drüdlich hervorgehoben wurde, daß dies einer Ablehnung der Einigung 
gleichfäme, da die Zentralverbände auf dieſe Bedingungen unter feinen 
Umjtänden würden eingehen können. 

Mit dem auf dem legten Kongreſſe eingeführten Streikfonds hatte 
man ſchlechte Erfahrungen gemadt. Es wurde deshalb bejchloffen, ihn 
wieder aufzuheben und die einzelnen Organijationen zu verpflichten, für 
einen anzulegenden Fonds bon ihren Mitgliedern einen Yahresbeitrag 
von mindeſtens der Hälfte eines Wochenlohnes zu erfordern. Wenn dieſer 
reg ift, joll die Geſchäftskommiſſion öffentlide Sammlungen aus- 

reiben. 
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Endlich bejchloß der Kongreß die Anftellung eines befoldeten Organi- 
jationgleiterd. Die Wahl fiel auf Kater. 

Eine Ausjicht, mit den — zu einer Einigung zu ge— 
langen, war nach den Beſchlüſſen des Kongreſſes kaum mehr — 
Immerhin wünſchte die Geſchäftskommiſſion eine formelle nen 
wandte jich beöhalb am 30. Januar 1904 an den Parteivorjtand iejer 
veranlaßte aud) in der Tat eine neue Konferenz am 13. März 1904, Die 
aber nad) kurzer Dauer mit der Erklärung des Barteivorftandes geichloffen 
wurde, die Vorjchläge der Lokaliften ließen zur Genüge erkennen, daß jie 
feine a wollten. 

Am 29. Juli 1904 ftarb Kepler, der, wie oben bemerkt, der geiftige 
Leiter der Bewegung gewejen war. Er hatte, obgleich er mit der Haltung 
ber jozialdemofratiichen Partei nicht einverjtanden war, doch immer den 
Standpunkt der Zujammengehörigfeit mit ihr vertreten. E3 war deshalb 
begreiflich, daß nad) jeinem Tode die VBeitrebungen, gegenüber der Partei 
eine freiere Stellung zu gewinnen und ji den Anardijten zu nähern, 
mehr Boden gewann. Insbeſondere begann Dr. Friedeberg, der dieſes 
Biel verfolgte, einen mwachjenden Einfluß zu gewinnen. Er hielt am 
3. Auguft 1904 in einer von der Geſchäftskommiſſion in Verbindung mit 
bem Berliner ©.-Kartell einberufenen Verſammlung, in der Die Anardiften 
ſehr ſtark vertreten waren, einen Vortrag, der gegen die parlamentarijche 
Betätigung den Vorwurf erhob, daß fie notwendig zu einer Verjchleierung 
ber Ziele de3 Sozialismus und zu einer Verflahung der G.-Bewegung 
führe. Deshalb Öle fie ———— und alle Kräfte auf den wirt» 
Ichaftlihen Kampf verwandt werden. In einer ferneren, ebenfall3 von 
der Geſchäftskommiſſion und dem Berliner G.-fartell einberufenen, am 
23. Auguft 1905 abgehaltenen und von 3000 Perſonen bejuchten Ber- 
jammlung führte er dieſe Anſchauungen nod weiter aus, erflärte ben 
Generaljtreif für das einzige Mittel, um den Kapitalismus zu ftürzen, 
und forderte die Bildung einer neuen „anardho-jozialijtiichen‘ Partei, die 
dann auch in einer Rejolution beſchloſſen wurde. 

Der nächſte, jiebente Kongreß wurde erſt ze Fahre nad 
jeinem Vorgänger, am 16./19. April 1906, in Berlin abgehalten. Es 
waren 22 Drganijationen in 20 Orten burch 66 Delegierte vertreten. 
Die Mitgliederzahl et 13140, die Gejamteinnahme 107971 M., die 
Gejamtausgabe 101148 Das Gejamtvermögen aller Organifationen 
belief jich auf 216546 M. Für Streil3 und Ausfperrungen hatte man 
234163 M. ausgegeben. Die „Einigkeit“ hatte eine Auflage von 13708. 

Der Seichättsbericht nimmt ausdrüdlih Bezug auf die Berfamm- 
[ungen von 3. Auguft 1904 und 23. Auguſt 1905, erwähnt auch, daß man 
jih an den Straßendemonftrationen am 21. Januar 1905 gegen das 
preußiiche Wahlrecht beteiligt habe, und betont, daß man durd die Forde— 
rung des Generaljtreil3 einen neuen Weg betreten habe. Der Schwerpunft 
der Verhandlungen lag in der Schaffung eine neuen Programms. 
Der Referent Gehler juchte den gegen den Entwurf der Geſchäftskommiſſion 
erhobenen Vorwurf, daß die in demjelben enthaltene Proflamierung des 
revolutionären Sozialismus ein völlige® Abrüden von der Sozialdemo- 
fratie bedeute, zu widerlegen und nachzumeilen, daß man nur deren ur- 
fprüngliche Beitrebungen und Ideen wieder aufnehme. Man wolle nicht 
über, aber auch nicht unter der Partei ftehen. Man molle ſich nicht den 
anarchiſtiſchen Standpunkt zu eigen maden, aber im Gegenfage zu den 


„Auch Rlaffenkänpfern” in dem Kanıpfe gegen die beftehende Gejellichafts- 
ordnung alle zu Gebote ftehenden Mittel anwenden und ein Sammelpunft 
für alle fein, die den revolutionären Sozialismus zum Ziele hätten. In— 
ſoweit wolle man aud) mit der Sozialdemokratie gehen. Einige Redner 
wollten ji ganz von der Partei losfagen und in bad Programm bie 
„Direkte Aktion‘, den Antiparlamentarismus und Antimilitarizmus auf- 
genommen jehen, doch wurde ein in diefer Richtung von den Tapezierern 
ep Antrag gegen 5, bzw. 7 und 10 Stimmen abgelehnt. Von den 

elegierten befannten fich einige offen al3 Anarchiſten; Te erflärten aber, 
daß e3 ihnen weniger auf den Wortlaut, al3 auf den Geift ded Programm 
ankomme, und bak fie mit dem Entwurfe einverftanden feien. Andere 
Nedner hoben hervor, daß man ſich den Anarchiſten genähert habe, und 
daß dieſe ihnen ebenjo lieb feien, wie die Sozialdemokratie. Von einer 
Seite wurde als Programmpunft auc die Religionsloſigkeit gefordert. 
Bei der Abjtimmung wurde der Antrag, das alte Programm beizubehalten, 
mit allen gegen 8 Stimmen abgelehnt und darauf der Entwurf gegen 
1 Stimme angenommen. 

Das neue Programm lautet in feinen mwejentlihen Punkten: 


„Ausgehend von ber Erlenntnis, daß in ber jeweiligen bürgerlihen Geſellſchaft die 
Merkmale der Klaſſenherrſchaft auf allen Gebieten in zunehmender Weiſe jchroffer benn fe 
in bie Erfcheinung treten, insbeſondere die wirtjchaftlihen Kämpfe durch das gemaltige 
Erftarfen ber Reaktion immer ſchärfere Formen annehmen, andernfall3 durch jortwähren! 
Snebelungs- und Unterdrüdungsverfuche ſeitens der Machthaber die Rechtlosmahung und 
Ausbeutung der Arbeiter ſyſtematiſch betrieben wird, und zu dieſem Zweck die Befigenden 
aller religiöfen und politifchen Schattierungen fich geichloffen ihrer wirtſchaftlichen, ſowie 
ber politifhen Macht bedienen, ift es notwendig, wenn ber wirtſchaftliche und politifche 
Kampf mit Erfolg und Nahdbrud von ben Arbeitern geführt werben joll, daß er ala Klafjen- 
fampf im Sinne bed revolutionären Sozialismus geführt wird. Dazu gehört: 

Die Bildung und ber Ausbau folcher Gewerkichaften, die ſowohl ben auf Verbeſſerung 
ber Lebenshaltung und Wrbeitäbedingungen gerichteten Tageskampf führen, wie auch bie 
auf Bejeitigung der Sllaffenherrichaft gerichteten Beſtrebungen unterjtügen, die begründet 
find in ber fozialiftifhen Weltanfhauung und ihren Ausdrud finden in der Propaganda 
für bie Idee des Maffen-, refp. Generalftreils, 

Bur Freien Bereinigung deutſcher Gewerkichaften lönnen alle Gewerkſchaften gehören, 
bie fich zu deren Grundfägen befennen und ſich ſolidariſch erflären in den Kämpfen aller 
Arbeiter ohne Rüdjiht auf Nationalität und DOrganifationsform, foweit fie auf bem 
Boden des Slaffenlampfes ftehen. Zur Freien Vereinigung lönnen nicht gehören foldhe 
Gewerkſchaften, die den Klaſſenkampf verleugnen und ftatt der Gegenfäglichleit eine Gemein- 
famkeit der Intereſſen zwiſchen Unternehmern und Arbeitern anerfennen und erftreben. 

Die Freie Vereinigung deutſcher Gewerkſchaften jept ji zufammen aus Zentralifationen 
und ſolchen felbftändigen Lolalorganifationen, für deren Beruf eine Zentralijation der Freien 
Bereinigung nicht angefchlofjen if. 

Jede Organifation hat ihr volllommenes Selbftbeftimmungsredht und ihre eignen, ben 
örtlichen mwirtfchaftlichen und beruflihen Berhältnifien entfprechenden Statuten, welche ben 
Grundſätzen der Freien Bereinigung nicht widerſprechen dürfen. 

Unter allen Umftänden ift jede Gewerkſchaft verpflichtet, mindeſtens einen halben 
Wochenlohn ald Jahresbeitrag von ihren Mitgliedern zu erheben, jowie pro Mitglied und 
Duartal 5 Pf. zum Agitationsfonds an bie Geſchäftskommiſſion zu zahlen. 

Den Gewerkſchaften wird empfohlen, wenn an einem Orte mehrere der Freien Ber- 
einigung angeſchloſſene Organifationen beftehen, ſich zu Kartellen zu vereinigen; beren 
Aufgabe es ıft, die örtlichen Intereſſen aller ihr angefchloffenen Organifationen und Mit- 
glieder jederzeit zu vertreten, namentlich bei Wahlen (Gewerbe, Kaufmannsgerichte, Kranten- 
faffen ufm.), Streits, Ausfperrungen und Bohlotts einzugreifen und den Grundſätzen ber 
Freien Bereinigung gemäß zu wirlen, ſowie Rat und Auskunft in allen gewerblichen und 
bie Arbeiterverjicherung berührenben ragen zu erteilen. 

Perſonen, für die eine Zentralifation nicht befteht, können ji als Einzelmitglieber 
ber freien Bereinigung anjchließen. 

Die Unterftügung von Ausſtänden beruht auf Gegenfeitigleit und freier Solibarität. 
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Aufgabe jeder Gewerlſchaft iſt es jedoch, daß ſie alles aufbietet, um ihre Streils und 
Ausſperrungen ſelbſt unterſtützen zu lönnen. 

Gewerlſchaften, welche ſich an ber Unterſtützung von Ausſtänden trotz finanzieller M 
lichleit ihrerſeits nicht beteiligen, haben fein Recht, die Solidarität ber anderen Gewerl- 
ſchaften in Anſpruch zu nehmen. 

Der Kongreß bildet die oberſte Vertretung der Freien Bereinigung deutſcher Gewerl- 
haften. Zur Teilnahme an ihm find beredhtigt: 1. Die Delegierten der angefchlofjenen 
rg und felbftändigen Lofalorganifationen. Diejen bleibt es überlafjen, bie 

ahl der Delegierten zum Kongreß felbft zu beftimmen. 2. Die Mitglieder der Gejchäfts- 
fommiffion, ſowie bie Reviſoren. Diefelben haben in allen die gejchäftliche Leitung ber 
Freien Bereinigung betreffenden Tyragen nur beratende Stimme. 

Alle zwei Jahre findet ein Kongreß ftatt, ber von ber Geſchäftskommiſſion einberufen ift. 

Die Geſchäftslommiſſion, bie ihren Sig in Berlin hat, befteht aus fünf Perfonen, 
und zwar einem Borjipenden, einem Kafjierer, einem Schriftführer und zwei Beifigern. Die 
Wahl derjelben erfolgt durch den Kongreß. 

Aufgabe der Geſchäftslommiſſion muß es fein, die Verbindung mit den Zentral- 
leitungen ber einzelnen Organifationen herzuftellen und für eine planmäßige Agitation 
unter ben noch indifferenten Arbeitern zu forgen, fowie die Intereffen der angeſchloſſenen 
Drganifationen nah außen und durch die Preife zu vertreten. 

ür ihre Tätigkeit können die Funktionäre eine Befolbung beziehen, deren Höhe von 
bem Kongreß feitzujegen if. 

Die Gejhäftsfommiffion verfügt im Intereſſe der Freien Bereinigung beutfcher Ge— 
werlichaften nach eignem Ermeſſen über die vorhandenen Gelder. 

Organ ber Freien Bereinigung ift „Die Einigleit”. Dasfelbe wird von ber Gejchäfts- 
lommijfion herausgegeben. Das Blatt, deffen Preis vom Kongreß feitgefept wird, ift im 
allen Gewerkſchaften obligatorifdy einzuführen, jomweit Organifationen in frage fommen, 
bie kein eigenes Organ haben. 


Der Antrag, den in Genf abzuhaltenden internationalen, antimilita- 
riſtiſchen Kongreß offiziell zu befchiden, wurde abgelehnt, aber bejchlofjen, 
einen Brejjevertreter zu entjenden. Hinfichtlih der Maifeier wurde es 
für die Pflicht der organijierten Arbeiter erflärt, am 1. Mai jede Arbeit 
ruhen zu laſſen. Das Gehalt de3 Redakteur und Organiſationsleiters 
wurde auf 2400 M., das des Kajlierer3 auf 2200 M. feitgejegt. 

Obgleih nad dem Scheitern ber BE BUHLIDELDEL  RUBEE 
diefe Bejtrebungen feinen Erfolg mehr hoffen ließen, beauftragte doch 
der jozialdemofratifche Parteitag in Mannheim (22./23. September 1906) 
den Parteivorjtand, in Verbindung mit der Generalfommifjion den Verſuch 
u madjen, im Sinne der Lübeder Rejolution!) die einheitliche Organi- 
are der ©. dadurch herbeizuführen, daß den der Geſchäftskommiſſion 
angeichlofjenen ©. der Eintritt in die der Generalkommiſſion angejchloffenen 
Zentralverbände ermöglicht werde. Nachdem die Generalkommiſſion weit- 
gehende3 Entgegenfommen zugejagt, aber daS weitere Vorgehen dem Partei- 
vorjtand allein überlajjen hatte, wandte ich diefer am 28. März 1907 
an die Geſchäftskommiſſion, die aber unter Berufung auf die Beſchlüſſe 
des 7. Kongreſſes weitere Verhandlungen ablehnte. Trotzdem beſchloß 
der Parteitag in Ejjen (15./16. September 1907), daß die Verhandlungen 
fortgejegt und dem nächſten Parteitage darüber Bericht erftattet werden 
folle, wobei er „die von vielen Mitgliedern der lokaliſtiſchen &. im Gegen- 
age zum Parteiprogramm betriebene Agitationsweiſe“ mißbilligte. Darauf- 
hin mwandte fi) der Parteivorftand an die einzelnen Or Antatlonen und 
fand bei diefen zum großen Teile Entgegenfommen. Snstctonbere Die 


1) Die Refolution des Lübeder Parteitages (1901) war allerdings lediglich durch einen 
Spezialfall veranlaßt, nämlich ben Streit der Hamburger Allorbmaurer mit dem Zentral» 
verbande ber Maurer, betonte aber allgemein bie Notwendigkeit einheitliher Zufammenfaffung 
aller Kräfte in ben Organifationen und ftrenger Difziplin, ſowie Befolgung ber Mehrheits- 
befchlüffe buch bie Minderheit unter Berwerfung aller Sonderbünbelei. 
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Maurer, die Zimmerer und die Bauhilf3arbeiter bejchlojjen auf ihren 
—— am 27./28. Dezember, 1./2. Dezember 1907 und 5./6. Januar 
1908 die —— mit den betreffenden Zentralverbänden. Allerdings 
war es nur bei den Maurern eine ſtarke Mehrheit (24 gegen 3), die den 
Beſchluß faßte; bei den Zimmerern betrug fie nur 27 gegen 20, bei den 
Bauhilfsarbeitern 17 gegen 7. Immerhin zählten die drei Organijationen 
zujammen 8500 Mitglieder. 

Das Verhältnis der Lofaliften zu der Partei hatte jich, jeitbem dieſe 
die Verſchmelzung gefordert hatte, immer unfreundlicher geftaltet, und in 
Nr.28 der „Einigkeit“ vom 13. Juli 1907 Hatte Kleinlein jogar Die 
Gründung einer eigenen neuen jozialrevolutionären Partei gefordert, was 
in der folgenden Nummer von der Redaktion des Blatte3 ausdrüdlic 
al3 ihre eigene Auffajfung bezeichnet war. Allerding3 wurde dann dieſes 
Vorgehen von der Prebfommiltion gemißbilligt. Bei den Reichdtagsmwahlen 
hatte die „Einigkeit“ mehrfach Aufrufe zugunften ſozialdemokratiſcher Kandi— 
daten abgelehnt oder erjt nach längeren Verhandlungen aufgenommen. 
Unter diejen Umftänden beſchloß die Geſchäftskommiſſion, einen außer- 
ordentlihen Kongreß einzuberufen, der am 22./25. Januar 1908 
in Berlin ftattfand. 

Nach dem Gejchäftsberichte hatte am 30. September 1907 die Mit- 
gliederzahl 17633 betragen. Das Vermögen belief jih auf 195444 M. 
Die Auflage der „Einigkeit“ betrug 12800. Mit Dr. Friedeberg war es 
zum Bruche gelommen, ba er fu Bes hatte, daß man fich offen ala 
anarcho-fozialiftiihe Partei befennen folle. Auch zwijchen den fozialiftiichen 
und den anarchiſtiſchen Mitgliedern Hatten vielfache — ſtatt⸗ 
gefunden, wobei beide Teile behauptet hatten, auf dem Boden des neuen 
Programms zu ſtehen. 

Schon die Prüfung der Mandate führte zu lebhaften Streitigkeiten, 
indem die Minderheit behauptete, daß die Mehrheit ſich mehr Stimmen 
verſchafft habe, als ihr zukämen. Zum Austrage aber kam der Gegenſatz 
bei Verhandlung des von der „Freien Vereinigung der Maurer“ eftellten 
Antrages, die Auflöjfung der „Freien Vereinigung deutſcher Gewerkſchaften“ 
zu bejchliegen. Der Referent Kater juchte nachzuweiſen, daß die jozial- 
demofratijche Partei unter dem Einfluffe der ©. die Vertretung des grund- 
jäglichen Teile de3 Erfurter Programms aufgegeben habe. In Jena 
habe man ſich zu einem Entjchlujje aufgerafft und den Generaljtreif für 
zuläjlig erklärt; aber al3 der G.-Kongrek in Köln jich auf den entgegen- 
gejegten Standpunkt geftellt, habe man nicht den Mut gehabt, den Kampf 
aufzunehmen, vielmehr in Mannheim den Rüdzug vollzogen. Dieſes Über- 
gewicht der ©. fei auch die Urſache, weshalb die Partei die Verjchmelzung 
mit den Zentralverbänden fordere. Man werde ſich dem nicht fügen. 

Es ſtand von Anfang an feit, daß diefe Richtung die Mehrheit hatte, 
und jo wurde bei der Abjtimmung der gejtellte Auflöfungsantrag mit 
88 gegen 48 Stimmen abgelehnt!). Darauf verließ die Minderheit den 
Kongreß mit der Erklärung, daß jie ihre bisherige Verbindung mit ber 
Drganifation aufgäben, weil jie im Gegenjaß zu dem Programm einen 
Weg einjchlage, der mit Sicherheit zum Kampfe mit der jozialdemofratijchen 
Partei und zum Syndikalismus und Anardhismus führe. 


1) Nachträglich erflärten noch brei Delegierte, daß fie ihre Stimme ebenfalls im Sinne 
bes Mehrheitsbeſchluſſes abgäben. 
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Die Mehrheit tagte dann weiter und beriet eine ganze er bon 
Anträgen, die eine Änderung des Programms herbeiführen, in3bejondere 
die Propaganda de3 Antimilitarismus und Antiparlamentari3mus, Die 
Forderung der Glaubenslofigfeit und die Belämpfung der Tarifverträge 
oder auch dad Bekenntnis zum „Syndikalismus“ in dasjelbe aufnehmen 
wollten. Der Referent Kater bat, alle diefe Anträge abzulehnen, um 
dem Borwurfe zu begegnen, daß man die bisherige Bahn verlafjen Habe. 
Er jelbft entwidelte da3 bisherige Programm dahın, daß man im weſent— 
lichen diefelben Anſchauungen vertreten wolle, wie die franzöjijchen und 
italienischen „Syndilaliften“, daß die Hoffnung auf Verbeſſerung der 
Arbeiterverhältnijfe auf parlamentariihem Wege aufgegeben und vielmehr 
der wirtichaftlihe Kampf mit allen Mitteln, in3bejondere Generalftreif, 
action directe, Sabotage, paffiver Refiftenz uſw., geführt werden müſſe. 
Deshalb dürfe in den ©. feine parteipolitiiche Agitation getrieben werden, 
weber jozialdemofratiiche, noch anarchiſtiſche; man habe Den Mitglieder, 
die auf religiös-fonfejfionellem Boden ftänden. Natürlich werde durch 
die parteipolitifche Neutralität niemand gehindert, ſich außerhalb der Or— 
ganijation politiſch zu betätigen. 

Die Verfammlung beihloß dann, alle geitellten Anträge abzulehnen 
und die Rede Kater al3 Anhang zum Programm druden und veröffent- 
lien zu lajjen. 


IV. Konfelfionelle Organifationen. 
A. Evangelifche QUrbeitervereine'). 


1. Der Gejamtverband. 


Evangelijche Arbeitervereine gab es in Bayern jchon jeit 1848, allein 
fie verfolgten im mejentlichen rein religiöfe und gejellige Zwede ohne 
joziale Aufgaben. Die Anregung, Vereine jozialpolitiihen Charakters 
u Schaffen, wurde erjt dadurch geboten, daß in den beftehenden chriftlich- 
are Vereinen, obgleich fie konfeſſionslos ſein wollten, doc tatfächlich 
der fatholiiche Einfluß ſich in einer, die evangelifchen Intereſſen beeinträch- 
— Weiſe geltend machte. Der erſte Verein dieſer Art wurde am 
29. Mai 1882 in Gelſenkirchen unter Führung des Bergmanns Fiſcher und 
des Lehrers Biſchof mit 57 Mitgliedern ins Leben gerufen. Das Unter— 
nehmen war bei feiner Entſtehung durchaus unabhängig von dem Ein— 
fluſſe der Geiftlichen gemejen, be aber von ihnen lebhaft begrüßt und 


1) An literarifchem Material über die evangeliichen Arbeiterverbände jind zu erwähnen: 
1. Göhre, Die evangelifch-foziale Bewegung; 2. Juft, Der Gejamtverband ber evang. W.-®. 
Deutſchlands, feine Geſchichte und feine Wrbeiten. Das Buch, das keinen Berleger und 
feine Zeit feiner Veröffentlihung angibt, reicht in feiner Darftellung bis 1903; 3. Feſt- 
ihrift zur Feier des 26 jährigen Beftehens der E. U.-®. Gelſenkirchen und Schalte von Hans 
Schad, Drud der Allg. Zeitung Gelſenkirchen (1907). Im übrigen beruht die Darftellung 
auf Mitteilungen der Herren Pfarrer lic. Weber, M.Gladbach, Pfarrer Niemeyer, Eichling- 
hofen und Profeffor Hüpeden in Kaffel. Der frühere Generaljetretär des Berbandes, Barth, 
bat mir zumächit feine Unterftügung zugefagt, dann aber auf mehrfache Briefe überhaupt feine 
Antwort mehr gegeben. 
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warm unterftüßt; ja, bald fam e3 dahin, daß die leitenden Stellen über- 
wiegend mit Geiftlichen bejegt wurden. 

Das Beiſpiel von Gelſenkirchen fand an den verjchiedenften Orten, 
in3befondere Dortmund, Ejjen, Bochum, Nachfolge, und jo gab e3 jchon 
1885 25 Vereine mit 11700 Mitgliedern, die 1887 auf 44 ®. mit 17000 
Mitgl. und 1890 auf 95 ®. mit 28000 Mitgl. angewadjjen waren. 


Die Sapungen ber Bereine find meift wörtlich gleichlautend und enthalten in Übereinftim- 
mung mit dem von lic. Weber in jeiner Schrift: „Praktiſche Anweiſung zur Begründung unb 
Leitung evangelifcher Arbeitervereine‘, aufgeftellten Mufter folgende Vorſchriften: 

8 1. Der Berein jteht auf bem Boden bes evangelifchen Belenntnijjes, hält treu zu 
Kaifer und Reich und bat ben Zweck: 1. unter den Glaubensgenojjen das evangelifche Be- 
mwußtfein zu pflegen und zu beleben; 2. Baterlanbsliebe und Treue gegen Raifer und Reich 
zu weden und zu ftärfen; 3. bie fittliche Hebung und allgemeine Bildung feiner Mitglieber 
nah Kräften F fordern; 4. dad friedliche Verhältnis ‚wilden Arbeitern und Arbeit⸗ 

ebern nah Möglichkeit zu wahren; 5. die Mitglieder in Krankheits- und Sterbefällen, 
omwie in jonftigen Notlagen nad) Maßgabe der Kafjenverhältniffe zu unterftügen. 

8 2. Die Bwede des Vereins follen erreicht werben durch — Verſamm⸗ 
lungen in Verbindung mit belehrenden Vorträgen, durch geſellige Vereinigungen ſeiner 
Mitglieder, durch Gründung einer Bibliothek und Verbreitung Hüplicer Schri Schriften, Gewährung 
von Rechtsſchutz, ſowie endlich duch Errichtung eines Vereinshaufes. 

8 3. 1. Ordentliches Mitglied des Vereins kann jeber evangeliſche, unbeſcholtene Ar⸗ 
beiter, Gewerbetreibende, Beamte u. dgl. werben, ber fich im Bejige ber bürgerlichen 
Ehrenrechte befindet und das 17. Lebensjahr vollendet hat. 

Ausnahmsweiſe können auch Angehörige einer anderen driftlihen Konfeffion auf« 
enommen werden, fofern fie nach dem Zeugnis anderer Vereindmitglieder ber evangelifchen 
irche freundlich gejinnt find und im übrigen bie für die evangelijchen Mitglieber vorge 

ichriebenen Bedingungen erfüllen. 

2. Unterftügenbes Mitglied (Bereinsfreunb) kann jebe chriftliche Perfon werben, 
ber Förderung ber Bereindzmwede durch Beiträge und anbere Leiftungen zu bienen bereit 


Die Bewegung war anf Kg auf Rheinland-Weitfalen beſchränkt, mo 
auch die Vereine ſich jchon 1 zu einem Provinzialverbande zujammen- 
geichlofjen hatten. Seit 1888 fand fie aber auch in ben übrigen Teilen 
Deutichlands Boden, und am 6. Auguft 1890 wurde in Erfurt der „Ge— 
jamtverband evangelifcher Ei ee Deutſchlands“ begründet. 


In deſſen Sapungen nad ber heute maßgebenben, jedoch im mejentlichen nur rebal- 
tionell — Faſſung heißt es 

81. Die deutſchen evang. Krbeitetvereine und ähnliche auf evang.-jogialem Grunde 
ſtehenden Bereine bilden auf Grund nachfolgender Sapungen einen Gejamtverband. 

8 2. Zweck des Gejamtverbandes ift: 1. den Zuſammenſchluß der Vereine in Pro- 
binzial-e und Landesverbände herbeizuführen; 2, die Bildung neuer Verbände und Vereine 
anzuregen; 3. die Preſſe für bie Verbandazivede zu beeinfluffen; 4. die fittlich-religiöfe 
ber Mitglieder zu fördern; 5. bie wirtfchaftliche Lage ber Mitglieder zu beſſern; 

6. den Kampf gegen bie Ferlehren ber Sozialdemokratie, ebenfo aber auch gegen alle 
arbeiterfeinbfichen Beitrebungen gemeinfam und planmäßig zu führen. 

8 3. In ben Gefamtverband kann aufgenommen merben jeder Provinzial» ober 
Landesverband evang. Arbeitervereine Deutichlands, Einzelvereine nur dann, wenn in ben 
betreffenden Landesteilen ober Provinzen kein Verband befteht. Über bie Aufnahme be» 
fchließt auf Grund der vorzulegenden Sapungen ber Ausfchuß des Gefamtverbandbes. Bereine 
mit politifhem Charakter find ausgefhloffen. — Aus dem Gefamtverbanbe wird ausge 
ſchloſſen ein Verein, ber mit $ 1 in Wiberfpruch tritt. Die Entſcheidung darüber fteht bem 
Ausihuß des Gefamtverbandes zu. Ein Berein, der aus feinem Provinzial- ober Landes» 
verbande austritt, geht eben damit feiner ABugehörigfeit zum Geſamtverbande verluftig. 

84. Jeder bem Gefamtverband angeſchloſſene Verband ober Verein hat in ber Delegierten- 
verfammlung auf je 1000 Mitglieder eine Stimme. 

In der Delegiertenverfammlung bürfen fi außerdem der Bentralausfhuß für innere 
Miffion, der Coangelifhe Bund und das Wltionslomitee des Evangeliich-fozialen Kongreſſes 
durch je ein Mitglied vertreten laſſen. 
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Auf dem am 27. Mai 1891 in Berlin abgehaltenen I. Verbands- 
tage wurde ber jeit 1884 in Hattingen erjcheinende „Evangeliſche Arbeiter- 
bote‘ zum Berband3organ bejtimmt. 

Dem Gejamtverbande hatten ſich ſogleich außer dem rheinijch-weit- 
fälifhen Verbande auch die Vereine in Sadjen, Württemberg und Breslau 
angejchlojjen. In der am 31. Mai 1893 in Berlin abgehaltenen Ausichuß- 
figung wurde mitgeteilt, daß jih jchon ſechs Provinzial- und Landes- 
verbände gebildet hatten, nämlid außer dem rheinijch-weitfäliichen der 
mitteldeutiche, der pfälziiche, der württembergijche, der badijche und der 
furhejjiiche. Der Gejamtbeitand an Mitgliedern betrug 44000. 

Die Hauptaufgabe der Situng war die Feſtſetzung eine Pro— 
gramms!), die zu jehr erregten on und lebhaften Aus— 
einanderjegungen zwiſchen ber J—— und der ſozialliberalen 
Richtung führte. 

Aus den Verhandlungen der folgenden, am 21. Auguſt 1893 in 
Speyer, am 15. Mai 1894 in Frankfurt aM. und am 4. Juni 1895 
in Erfurt abgehaltenen Sigungen, in denen über Die Urbeit3lojenfürjorge 
und die Wohnungsfrage beraten wurde, ijt nur zu erwähnen, daß jich ın 
Schleſien und Schleswig Provinzialverbände gebildet hatten, und daß die 
Sagungen dahin geändert wurden, daß neben einem aus fünf bis zehn 
Mitgliedern bejtehenden Hauptausſchuſſe ein gejchäftsführender Ausſchuß 
von drei Perjonen gebildet wurde. Die Vereine haben für jedes Mitglied 
5 Pf. an die Verbandskaſſe abzuführen. 

Hatte bisher die Entwidlung einen verhältnismäßig ruhigen Verlauf 
genommen, jo begann jept eine Periode der Kämpfe, und zwar in 
einer doppelten Richtung, nämlich innerhalb und außerhalb der Vereine. 

Die kaiſerlichen Erlajje vom 4. Februar 1890 hatten eine fortichritt- 
fihe und vorurteilsfreie jtaatliche Sozialpolitif eingeleitet, und der preu- 
ßiſche Oberfirchenrat hatte dur eine Verfügung vom 17. April 1890 
den Geijtlichen eine joziale Tätigkeit warm empfohlen. Aber der foziale 
Frühling wurde durch den wiederkehrenden Winter verdrängt, und mancher 
hoffnungsfrohe Keim fiel ihm zum Opfer. Herr v. Stumm erklärte nicht 
allein im Neichstage am 12. April 1896, die chriftlich-foziale Agitation 
ſei noch viel gefährlicher, als die jozialdemofratijche, jondern er verbot 
auch die Errichtung von evangeliichen Arbeitervereinen in feinem „König— 
reiche” kurzerhand. Daß er bei diejem Vorgehen die Zuftimmung des 
Kaiſers fand, wurde vor aller Öffentlichkeit befundet durch das von dieſem 
zu feinem 60. Geburtstage am 29. Februar 1896 an ihn gerichtete Tele- 
gramm, in dem es heißt: „Stöder hat geendigt, wie ich es vor „Jahren 
vorausgeſagt habe. Bolitiiche Paſtoren jind ein Unding. Wer Chrift ift, 
der iſt auch joztal; chriſtlich-ſozial ift Unfinn und führt zur Gelbjtüberhebung 
und Unduldfamfeit, beide dem Chriftentum jchnurftrad3 zumiderlaufend. 
Die Herren Paſtoren jollen ji) um die Seelen ihrer Gemeinden fümmern, 
die Nächitenliebe pflegen, aber die Politik aus dem Spiele lajjen, dieweil 
fie da3 gar nichts angeht.“ 


1) Dasſelbe ftimmte mit der fpäter beichlojfenen Fafjung (vgl. S. 122) im wefent- 
lichen überein. Die einzige erhebliche Abweichung beftand barin, daß ber Sag aufgenommen 
war: „Wir erbliden in ber wachſenden Konzentration bed Kapitals in wenigen Händen 
einen ſchweren wirtſchaftlichen Übelftand; wir fordern daher vom Staate, daß er dieſelbe 
nicht beförbere, fondern ihr auf alle Weife entgegenmwirke, auch auf dem Wege ber Steuer- 
geſetzgebung.“ 
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Unter diejen Umſtänden ijt e3 denn ja durchaus begreiflich, daß der 
reaftionäre Wind der oberen Regionen in den unteren zum Sturm wurde, 
und daß nicht allein jelbitändige Vertreter de3 „Scharfmachertums“, wie 
v. Stumm, v. Kardorff, Bued, ihrem Zorne gegen die „verfappten Sozial» 
demofraten” die Zügel jchießen ließen, jondern daß aud) die große Schar 
derjenigen, denen ed Gewiſſensſache ift, jtet3 die Anficht der herrichenden 
Gewalt zu haben, aus Freunden zu erbitterten Feinden aller jozialen 
Reform wurden. Auch der —— Oberkirchenrat konnte als loyale 
Behörde nicht umhin, dieſen veränderten Verhältniſſen a zutragen, 
und legte in einem Erlaß vom 16. Dezember 1895 den Geijtlichen nad)- 
brüctich ans Herz, ſich aller era Tätigfeit zu enthalten, da es ihre 
Aufgabe jei, der Seelen Seligfeit zu Schaffen und „durch eindringliche 
Verkündigung des göttlichen Wortes, durch treue Verwaltung ihrer Önaden- 
Ichäße, durch hingebende Seeljorge an den vertrauten Seelen alle An- 
— der Kirche ohne — des Standes mit dem Geiſte der 

iebe und Zucht zu erfüllen“, „damit die chriſtlichen Tugenden erzeugt 
werden, welche die Grundlagen unſeres Gemeinweſens bilden: Gottes— 
furcht, Königstreue, Nächſtenliebe“. 

Uber auch innerhalb des Verbandes gab es ſtarke Gegenſätze. Sie 
betrafen teils das religiöſe, teils das ſozialpolitiſche Gebiet. In erſterer 
Hinſicht handelte es ſich um das Verhältnis zwiſchen der orthodor-pie- 
tiſtiſchen und der liberalen Richtung. In ſozialpolitiſcher Beziehun 
ſtanden ſich zwei Gruppen in ausgeſprochener Feindſchaft gegenüber, nämli 
einerſeits die von dem nationalliberalen Abgeordneten, Fabrikanten 
Franke in Schalke, und dem Redakteur Quandel in Bochum ar app 
„Bochumer Richtung”, die das auf Interefjenharmonie beruhende gute Ber- 

»hältnis zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitern betonte, alle jozialreformerijche 
ätigfeit, ſoweit e3 ſich nicht lediglich um Wohlfahrt3einridhtungen, in3bejon- 
dere Unterjtügungen handelte, möglichit fernzuhalten juchte und deshalb die 
religiöjen Aufgaben in den Vordergrund ftellte, und andererjeits Die 
fih um Naumann jcharenden Kreiſe, die im Gegenteil die jozialpolitifche 
Tätigfeit ald die Hauptaufgabe anjahen. Während die legtere Auffafjung 
bejonders in dem mitteldeutjhen und dem mwürttembergijchen Berbande 
vertreten war und in der „Württembergifchen Arbeiterzeitung‘” zum Worte 
elangte, ftand das Verbandsorgan, der „Evangeliſche Arbeiterbote“ wejent- 
ih unter dem Einfluffe von Franken. Zwiſchen den genannten beiden 
Hauptrichtungen ſuchte eine dritte, insbejondere durch Pfarrer Lic. Weber 
in M.-Glabbad) vertretene, eine Vermittlung herzuftellen, indem fie freilich 
für joziale Betätigung eintrat, aber im Gegenjage zu der Naumannſchen 
Gruppe jede Annäherung an bie jozialdemofratijch beeinflußte Arbeiter- 
ſchaft, insbejondere an die „freien Gewerkichaften, mit der größten Ent- 
rüftung ablehnte und gegen die Sozialdemofratie den „Kampf bis auf 
Blut predigte. 

Bis zum Jahre 1896 war der Pfarrer Werth in Schalke, ein Mann 
ber Vermittlung, Vorjigender ſowohl des rheinifch-weitfäliichen Provinzial» 
verbandes, als auch des Gejamtverbandes gewefen. Bei jeinem Tode trat 
im Prozinzialverbande an jeine Stelle der Yabrifant Franken. Im Ge- 
— * hätte die Beſetzung des Poſtens eines erſten Vorſitzenden 
Anlaß zur Entfeſſelung des Streites geben müſſen, allein das wurde 
verhindert durch die ſchon bezeichnete eigentümliche Stellung Webers, der 
als ſtellvertretender Vorſitzender der gegebene Nachfolger zu ſein ſchien. 
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War er nämlich einerjeit3 der Bochumer Richtung nicht willlommen, weil 
er ihr zu „ſozial“ erjchien, jo galt er andererjeit den jozialreformerijchen 
Elementen ſchon ——— als verdächtig, weil er in Anlaß des im Frühjahr 
1896 erfolgten Ausſcheidens Stöckers aus dem evangeliſch-ſozialen —* 
greſſe ſich mit Stöcker ſolidariſch erklärt hatte und dadurch zum Kongreſſe 
und insbeſondere zu der Naumannſchen Gruppe in einen ziemlich ſcharfen 
Gegenjah getreten war. 


Die Folge diejer unflaren Berhältnifje war es, daß man auf dem 
VI Verbandstage, der am 26./27. Mai 1896 in Stuttgart ab- 
re wurde, von der Neumahl eines erjten Vorſitzenden vorläufi 
abjah. Daß übrigens die „ſoziale“ Richtung die Mehrheit hatte, — 
ſich daraus, daß der von Weber eingebrachte und aus deſſen angegebener 
Stellung zu erklärende Antrag, die Delegiertentage unabhängig vom 
evangeliſch⸗ſozialen Kongreß abzuhalten, auf erfolgten lebhaften Wider— 
— zurückgezogen wurde. 


Aus den übrigen Verhandlungen des Delegiertentages iſt zu erwähnen, daß beſchloſſen 
wurbe, vom 15. Yuguft 1896 ab bie Wanderunterftügung einzuführen, bie allen Mit» 
liedern gezahlt werben fol, welche dem Vereine mindeftens ſechs Monate angehören. Den 

ereinen wurde ferner empfohlen, Diskuffionsabende zu veranjtalten und in den Gemeinden 
auf Errichtung fozialer Kommiffionen hinzuwirken, welche alle auf die Berhältniffe ber 
ftäbtifchen Wrbeiter die Vergebung von Urbeiten, die Bau-, Wohnungs- und Mietverhält- 
niffe, Fortbildungsihiren, Volls- und Wohlfahrtseinrichtungen u. dgl bezüglichen Bor- 
lagen ber ftäbtifcher. Kollegien nad ſozial-ethiſchen Geſichtspunkten prüfen oder benjelben 
Gutachten zugeher. laſſen ſollen, auch durch das Gewerbegericht mit Wrbeitgebern und Urs» 
beitern Fühlung zu halten und ſich durch andere geeignete Perſönlichkeiten, ſowie durch 
Vertrauensmänner der verſchiedenen Arbeiterorganiſationen zu ergänzen haben. in ſicht⸗ 
lich der Wohnungsfrage wurde nad ausführlicher Erörterung des Lechler-Schäfflefchen 
Wohnungsreformplanes beſchloſſen, in dieſer Richtung bei dem Miniſterium und den 
Vollsvertretungen vorſtellig zu werben, auch bei den Behörden auf eine energiſche polizei» - 
liche Kontrolle der Arbeiterwohnungen hinzuwirlen. Endlich wurde beſchloſſen, die An— 
ftellung weiblicher Hilfsfräfte bei ber Fabrifinfpeltion und bie Verwendung ber Gelber ber 
Snvalibitätöverficherungsanftalten für auögebehnte Sranlenfürjorge, insbefondere in Ge» 
nefungähäufern, warm zu unterftügen, fowie eine Vereinfachung ber bisherigen Sozial 
verficherung zu fördern. In Pommern und Brandenburg waren Provinzialverbände gebildet, 
bie fich dem Gefamtverbande angeſchloſſen hatten. Auf die an die Vertreter aus Bayern 
gerichtete Anregung, ebenfall3 den Anichluß ihrer Vereine an den Geſamtverband herbei- 
uführen, erwiberten bdiefe, daß ihre Bereine dann al3 politifche betrachtet und ihnen bie 
eranftaltung ber bisher fehr beliebten Familienabende verboten werden würde. Ein 
Proteſt, der bad Vorgehen des Freiherrn v. Stumm gegen die evangelijchen Geiftlihen im 
Saargebiete entſchieden verurteilte, wurde unter lebhaften Beifall einftimmig angenommen. 


Die Bochumer Richtung glaubte aber unter der Gunft der immer mehr 
herrjchend gewordenen antonite Strömung ihren Kampf weiterführen 
u follen. Das von dem Redakteur Quandel geleitete „Rheiniſch-weſtfäliſche 
— brachte mehrfache Artikel, in denen Yo allein im allgemeinen 
die Anficht vertreten murde, daß „die ganze Offentlichfeit bewußt oder 
unbewußt, abſichtlich oder unabſichtlich, freiwillig oder gezwungen um 
das goldene Kalb des Sozialismus tanze”, jondern geradezu die Behauptung 
aufgeftellt wurde, das evangelifche Vereinsweſen drohe in der fortgejegten 
Behandlung uferlofer Doktrinen zu verfanden und durch feine fatheder- 
fozialiftiihen Neigungen die vorhandenen Gegenjäße zu erweitern; „alle 
die fozialpolitiihen Vorträge, Debatten, Refolutionen, Beſchlüſſe, Proteite, 
Berichtigungen, das ehrliche Beſtreben, auf dem verführeriichen Tanzboden 
fozialer Ideen ſich mit ultramontanen, antifemitifchen und anderen jalon- 
fähigen Sozialpolitilern in gleichem Tanze zu bewegen“, hätten aber bisher 
wenig Erfolg gehabt. Als Gegenmaßregel wurde in einem Wufrufe des 
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Borftandes des Bochumer Kreisverbandes am 17. Februar 1897 der Vor— 
ſchlag gemadt, eine große Humanitäre VBerband3anftalt zu be- 
—— die den greifbaren Mittelpunkt der geſamten ſozialpolitiſchen 

eſtrebungen des Verbandes bilden und insbeſondere den Zweck haben 
ſollte, Feierabendhäuſer für alte Arbeiter beiderlei Geſchlechts, Rekon— 
valeſzentenhäuſer für erholungsbedürftige Mitglieder, Haushaltungs— 
ſchulen für deren Töchter, Zuſammenkunftsorte für Jünglinge, Erziehung 
ber Waiſen, Spar⸗, Kredit- und Lebensverſicherungsanſtalten, Arbeiter- 
wohnungen uſw. in die Hand zu nehmen. 


Gegen dieſen Vorſchlag wandte ſich nicht nur Naumann, der ihn als 
den Verſuch bezeichnete, die evangeliſchen Arbeitervereine zu Kleinkinder— 
bewahranſtalten zu machen, ſondern auch Weber, der einerſeits finanzielle 
und ſachliche Gründe gegen denſelben geltend machte, andererſeits aber 
auch die Befürchtung ausſprach, daß die Arbeitervereine dadurch von 
ihrer eigentlichen ſozialen Tätigkeit — werden ſollten. Wie es 
ſcheint, war Weber durch die von der Stummſchen Richtung gegen ihn 
erhobenen gehäſſigen Angriffe allmählich in eine ſchärfere Gegenſtellung 
gegen den Unternehmerſtandpunkt gedrängt, als früher, wie insbeſondere 
darin hervortrat, daß er nicht allein ſich an der Gründung des chriſtlichen 
Bergarbeitergewerkvereins beteiligt, ſondern insbeſondere gemeinſchaftlich 
mit Hitze die Veranſtaltung des am 1. Februar 1897 in Bochum ab— 
gehaltenen Bergarbeiterkongreſſes in die Hand genommen hatte. 


Dieſe neue Gruppierung mußte natürlich in ber nächſten Delegierten- 
verjammlung ihren Ausdrud finden, ja, fie trat ſchon bei deren Vor— 
bereitung hervor. Als nämlich der Ausſchuß in feiner Sigung in Kaſſel 
am 5. März 1897 den Beichluß, den 7. Berbandstag am 20. April 
1897 in Bodum abzuhalten, gefaßt und bereit3 die entiprechende öffent- 
Iihe Bekanntmachung erlajjen Hatte, lehnte der Bochumer Kreisverein 
dies ab, jo daß ftatt dejjen Elberfeld gewählt werden mußte. 


Sn feiner Eröffnungsrede betonte Weber, baß gegenüber dem falten 
Winde der jozialen Reaktion der Verband fein foziales Programm nad) 
oben und nad unten, nad) recht3 und linf3 vertreten müßte, und daß 
fein Unterjchied der jozialen Richtungen, mögen ſie chriſtlich-ſozial, evan- 
geliich-jozial oder national-jozial jein, bejtehen dürfe. Er erwähnte, daß 
aus dem Saarverbande zwei Vereine aus dem Verbande mit der Begründung 
ausgetreten jeien, daß der Delegiertentag in Frankfurt „gegen den um 
bie joziale Frage hochverdienten Freiherrn vd. Stumm ein Mißtrauend- 
votum beſchloſſen habe’, eine Mitteilung, die mit großer Heiterkeit auf- 
genommen wurde. Ebenjo hatte der Verein in Hersfeld jeinen Austritt 
angezeigt, nachdem jein Antrag, die Nationaljozialen aus dem Verbande 
auszuſchließen, abgelehnt war. Trogdem war die — * auf 
56000 geſtiegen. Der Redakteur Quandel erhob ſcharfe Vorwürfe nicht 
allein gegen den von Profeſſor U. Wagner auf dem Bergarbeiterfongreß 

ehaltenen Vortrag, durch den er angeblidy zum Streik angereist habe, 
——— auch gegen Weber, der den Krieg gegen das Kapital erklärt 
habe. Es gelang mit Mühe, die hochgehenden Wogen der hierdurch ver— 
urſachten Debatte wieder ſoweit zu glätten, daß die Referate über Grün— 
dung eines Unterſtützungsfonds für die Verbandsmitglieder im Falle un— 
verſchuldeter Arbeitsloſigkeit, über Einführung von Arbeitsämtern, die 
Sonntagsruhe der Poſt- und Eiſenbahnbeamten, ſtädtiſche ſoziale Kom— 
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miſſionen, Bentralijation des Arbeitönachweijes, Unterhaltungsabende und 
Anderung der Unfallgejeggebung angehört werden konnten. 

Man beichloß, durd freiwillige Beiträge einen Fonds zur Unter- 
ftügung bei Wrbeitslojigkeit zu gründen. Hinſichtlich der Arbeit3ämter 
forderte man Inftanzen zur Beilegung von Streitigkeiten zwiſchen Arbeit- 
gebern und Arbeitern mit folgendem Zujag: „Insbeſondere erfennen wir 
* Verhütung von Streiks als notwendig an, einerſeits die getrennten 

eruf3organijationen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer durch gejeßliche 
———— u fördern, er ſchon jegt eine gemeinjame Organi- 
jation von Urbeitgebern und Arbeitnehmern ins Auge zu jajjen und durch 
gejeglice Beitimmungen Garantie dafür zu jhaffen, 1., daß beide Teile ſtets 
in engjter Yühlung bleiben und 2., daß bei ausbrecdhenden Streitigkeiten 
Inſtanzen vorhanden jind, die das Vertrauen beider Teile genießen und 
zu Ausgleich3verjuchen nicht nur berechtigt, jondern auch verpflichtet find. 

Hinſichtlich des Arbeitsnachweijes wurde eine ausführliche Reſolution 
angenommen, in der die Schaffung eines zujammenhängenden Netzes von 
Nachweisſtellen gefordert wird; biete jollen unter ce: Verwaltung 
von Arbeitgebern und Arbeitern ftehen und jich in Lohnſtreitigkeiten nicht 
einmijchen, deshalb auch in jolchen Fällen ihre Tätigkeit nicht einftellen. 
In betreff der jozialen Kommijjionen wurde der Beſchluß des vorigen 
Delegiertentages in mehrfahen Punkten ergänzt. Der von Naumann 
—— nſicht, man ſolle nicht neben den beſtehenden ſozialiſtiſchen 

ewerkſchaften beſondere chriſtliche gründen, ſondern dur intritt der 
religiös und vaterländiſch geſinnten Arbeiter in jene Einfluß zu gewinnen 
ſuchen, trat Weber entgegen und vertrat den Standpunkt, daß grundſätzlich 
ein Zuſammenarbeiten mit ber Sozialdemokratie zu verwerfen fei. 

Daß auf dem Delegiertentage die Bochumer Richtung in der Minber- 
heit war, iſt ſchon daraus zu erjehen, daß die Wahl des Redakteurs 
Duandel in den Ausſchuß abgelehnt wurde; Franken mar nicht einmal 
ad Sr Sn der nächſten Ausſchußſitzung, die am 28. Yuni 1897 
in Kaſſel ftattfand, wurde jogar auf Antrag Webers beſchloſſen: „Der 
Ausſchuß erflärt, daß er jedem Verfuche, die Rechtöbeftändigfeit und Ber- 
bindlichkeit des Panda In LEN Programmes der evangelijchen 
Arbeitervereine (Berlin 1893) für die Mitglieder de3 Gejamtverbandes 
anzutaften, auf das allerentjchiedenfte entgegentreten wird, und daß er 
diejenigen Verbände und Vereine, welche jich von diefem Programm los— 
jagen len. nicht mehr ald Glieder des Gejamtverbandes anerkennen 
kann.“ Diejer Beſchluß wandte ji) injofern gegen die Bochumer Richtung, 
weil aus deren Kreiſen mehrfad das Berliner Programm und insbejondere 
bie in demſelben geforderte ‚„„Umgeftaltung der Verhältniffe” angegriffen 
und deſſen Revijion gefordert war. 

aß die Bochumer Richtung übrigens nicht einmal innerhalb des 
rheiniſch⸗weſtfäliſchen Provinzialverbandes die Mehrheit hatte, zeigte ſich 
auf dejjen Berbandstage in Ejjen am 6. Februar 1898, indem hier bei 
der Neuwahl der bisherige Vorjigende Franken und jein Gegenfandidat 
Niemeyer je 68 Stimmen erhielt. Nachdem Franken, zu deſſen Gunjten 
das Los entichieden hatte, troßdem zurüdgetreten war, wurde Niemeyer 
gewählt. Auch Duandel lehnte die auf ihn gefallene Wahl ab. 

Trogdem ſetzten die Kreisperbände Bochum und Gelſenkirchen, die 
zufammen 27 Bereine umfajjen, ihre Agitation fort und bejchloffen auf 
einer Zuſammenkunft in Bochum am 20. Februar 1898 das jog. Ultimatum, 
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in welchem jie erklärten, fernerhin nur dann noch dem Verbande angehören 
zu können, wenn: 

1. die Bochumer Richtung eine genügende Bertretung in ber Verbanbäleitung er- 
halte; 2. der Kaſſeler Beihluß vom 28. Juni 1897 (megen Verbindlichkeit des Berliner 
Programmes) in aller Form zurüdgenommen werde; 3. der Verbandsagent Fiſcher nad) 
feiner freien Überzeugung im Berbande tätig fein dürfe; 4. in fpäteftens cha Wochen eine 
Berbandövorftandsfigung zur Ordnung dieſer Angelegenheiten berufen werde. 

Punkt 3 bezieht Pi barauf, daß gegen Fiſcher der Vorwurf erhoben war, daß er fid 
mehrfah in feiner Stellung als VBerbandsagent in die Parteiftreitigfeiten im Verbande ein- 
gemijcht habe. 

Um zu diejem Ultimatum Stellung zu nehmen, wurde am 9. März 1898 
in Witten eine Ausſchußſitzung des Provinzialvderbandes abgehalten, in 
der man den aufgeitellten Sr erungen meit entgegenfam. Zu 1 murbe 
mit allen gegen vier Stimmen (aus Bochum und ag erklärt, 
daß die legten Wahlen nicht im Gegenjage zu Bochum und Gelfenkirchen 
erfolgt jeien, und man bereit jei, den genannten Sreiöverbänden bei 
künftigen Wahlen entgegenzufommen, ſowie dahin zu wirken, daß fie im 
Ausſchuſſe des Gejamtverbandes vertreten jeien. Der Antrag, Weber möge 
ugunften eine3 Vertreters aus Bochum zurüdtreten, wurde mit großer 

ehrheit abgelehnt. Zu 2 wurde den Vertretern aus Bochum und Öetfen- 
firhen anheimgeftellt, entiprechende Anträge auf Änderung de3 evangeliich- 
jozialen Programmes einzubringen, und dabei erflärt, daß dasjelbe über- 
haupt niemals al3 bindende Norm für die gejamte Tätigkeit der Vereine, 
jondern nur ald Grundlage und Grenzlinie für joziale Vorträge und 
Diskuſſionen aufgefaßt jei. Zu 3 wurde dem Agenten Filcher zugejichert, 
daß er nad) wie vor ungehemmt und unbeſchränkt nach jeiner freien 
Überzeugung im Berbande tätig fein dürfe, auch betont, daß ihm Dies 
niemal3 bejtritten jei. Nach der Beichlußfallung zu 2 hatten vier Mit- 
glieder aus Bochum und Gelſenkirchen die Sitzung verlajjen, während vier 
andere geblieben waren. 

Da die Bochumer jich hiermit nicht für befriedigt erklärten, jo fand 
am 1. April 1898 in Bochum nochmals eine Ausſchußſitzung ftatt, in der 
ed nach jcharfen rear er und nachdem innerhalb der Oppo— 
jition jelbjt verjchiedentlich die Gefahr einer —— betont war, gelang, 
eine Einigung dahin zuſtande zu bringen, daß, nachdem Quandel erklärt 
hatte, ak er da3 joziale Programm durchaus anerfenne, der VBerbands- 
vorſtand feinerjeit3 die Gegenerflärung abgab, die Bochumer Richtung 
al3 voll und ganz beredhtigt anzuerkennen. An die Stelle von FFilcher, 
der auf fein Amt al3 erjter Schriftführer freiwillig verzichtete, wurde 
Duandel gewählt. 

Nachdem jo die Einigung herbeigeführt war, erhielt jie auf dem 
am 12./13. April 1898 in Rattet abgehaltenen 8. Verbandstage no 
Dadurdy ihre Beftätigung, daß man Franken in den Verbandsausfhuß 
mählte. Andererjeit3 wurde Weber jegt endlich zum erjten Vorjigenden 
gewählt und erhielt außerdem noch dadurch eine Stärfung jeiner Stellung, 
daß auch Stöder al3 Vertreter des in Berlin neu gegründeten evangelijchen 
Arbeitervereind in den Ausjhuß aufgenommen wurde In den Ber- 
Handlungen trat freilich der Gegenſatz der Anjchauungen noch mehrfach 
hervor, insbeſondere bei den Erörterungen der Stellung des „evangeliſchen 
WUrbeiterboten”, gegen dejjen Leitung von Naumann ein Vorwurf daraus 
Hergeleitet wurde, daß er bei der Reichſstagswahl für den nationalliberalen 
Kandidaten in Bochum eingetreten war. Naumann betonte dabei, bie 
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evangeliſchen Arbeitervereine trenne von den Ultramontanen * evan⸗ 
eliſche, von den Sozialdemokraten ihre nationale, von den National- 
iberalen ihre joziale Gejinnung. Nach erregten Auseinanderjegungen wurde 
ein Vermittlungsantrag Weber angenommen, daß die Vereine für feine 
beftimmte Parteirihtung eintreten, aber von ihren Mitgliedern voraus- 
jegen, daß jie als evangelijche, patriotijche und joziale Männer ji an 
den Wahlen beteiligen. Der Antrag, daß der Verbandstag künftig wieder 
in Verbindung mit dem evangeliich-jozialen Kongreß ftattfinden jolle, 
wurde einjtimmig angenommen. Die Zahl der Ausjhußmitglieder wurde 
auf 20 erhöht. 

Die übrigen Verhandlungen betrafen 1. die Wohnungsfrage, 2. Koalitionsfreiheit und 
Berufövereine, 3. bie Belämpfung des Alloholismus, 4. die Einberufung eine nationalen 
Schuplongrefjed und 5. die Ausdehnung ber Wanderunterftügung., Die binfichtlich bes 
zweiten Punktes angenommene WRefolution lautet: „Der Gejamtverband evangelifcher Ar- 
beitervereine hält es im Intereſſe des jozialen Friedens, ber fozialen Gerechtigkeit und ber Kultur- 
und Machtſtellung unſeres Baterlandes für dringend geboten, daß 1. in Ausführung ber 
taiferlichen Februarerlaſſe endlich gejegliche Beftimmungen über die Formen getroffen mwer- 
ben, in benen bie Wrbeiter durch Bertreter, die ihr Vertrauen bejigen, zur hrnehm 
ihrer Intereſſen bei Verhandlungen mit den Arbeitgebern befähigt werden, und 2. daß zu. 
dementsprechend bie Urbeiter in der Ausübung ihres Koalitionsrechtes gejhügt werben, inbem 
a) den Berufsvereinen unter ber Borausfegung ber ftaatlihen Einführung gemeinfamer 
Drganifationen ber Wrbeitgeber und Wrbeitnehmer die Rechtsfähigleit nicht länger vorent- 
halten bleibt, unb b) bie Vertretung ihrer wirtjchaftlichen Jnterejfen nicht dur Anwendung 
bes politifchen Vereinsgeſetzes erfchwert wird. Denn jolange berechtigte Forderungen ber 
Arbeiter unerfüllt bleiben, ift an eine erfolgreiche Bekämpfung ber Sozialdemokratie nicht 
zu benfen. Der Bufag ag ei der gemeinjamen Organifation beruft auf einem von bem 
Baftor Rahlenbed geftellten Untrage. 

Schließlich) wurde noch ein Proteft gegen die von Freiherrn dv. Stumm im Reich 
tage gegen bie evangelifchen Wrbeitervereine erhobenen Angriffe einftimmig angenommen. 
Der von Naumann geftellte Antrag, ben Jahresbeitrag zur Verbandskaſſe auf ben Kopf ber 
Mitglieder von 3 auf 10 Pf. zu erhöhen, murbe jpäterer Beihlußfaffung vorbehalten. 
Es ift bemerkenswert, daß fowohl der Oberpräfibent wie ber Regierungspräfident und ber 
Konfiftorialpräfident dem Berbandstage beimohnten. 


Auch die Verhandlungen der am 19./20. September 1898 in Witten- 
berg abgehaltenen Ausjhußfigung verliefen in demſelben Geiſte. Auf 
Untrag Webers wurde folgender Beſchluß gefaßt: 

„Der Ausschuß fieht die in der Außerung Seiner Majeftät bes Kaiferd vom 6. Oktober 
1889 betonte Notwendigkeit, „ben Wrbeitern bie Überzeugung zu verjchaffen, daß fie ein 
gleichberechtigter Stand find und als folder allfeitig anerkannt werden”, noch nicht ala 
erfült an. Eine weitere Fortführung ber fozialen Reform ift eine unabweisbare Not- 
wenbigfeit. Insbeſondere hat dieſe Fortführung der Sozialreform ſich zu erftreden auf 
die Schaffung gefegliher Beftimmungen, melde eine wirkſame Bertretung ber Standes- 
interefjen der Wrbeiter durch Arbeiterausfhüffe und Wrbeiterfammern ermöglidyen, auf bie 
Begründung gemeinfamer Organifationen ber Arbeitgeber und Arbeiter, auf bie obliga- 
torifhe Einführung von Einigungsämtern und Schiedsgerichten mit Urteilfprehung und 
ev. mit erefutorifher Gewalt, auf ein arbeitsftatiftifche3 Amt, auf ftrengere Beauffichtigung 
ber Hausinduftrie, auf angemefjene Kürzung der Arbeitszeit, fomweit fie im Intereſſe der 
Gefundheit und des Familienlebens notwendig erjcheint, auf weitere Bejchränfung ber 
Frauen und inderarbeit und auf geregelte Durhführung ber Sonntags- und Nachtruhe 
für bie Arbeiter.“ 


Hinſichtlich des nationalen Arbeiterſchutzkongreſſes wurde bejchlojjen, 
ſich an demfelben, fall3 er zuftande fommen follte, zu beteiligen. Die 
——— eines Reichswohnungsgeſetzes und wegen Einrichtung ſozialer 

ommiſſionen wurde wiederholt und daneben die Gründung von Bau— 
genoſſenſchaften empfohlen. Die Schaffung eines arbeitsſtatiſtiſchen Reichs— 
amtes und die Verbeſſerung der Invaliditätsverſicherung im Sinne einer 
Herabſetzung der Altersgrenze und der Rentenzahlung bei teilweiſer Inva— 
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lidität ſoll angeftrebt werden. Die Zentralifation des Arbeitnachweifes 
ift feitzuhalten, doch joll er weder in den Händen der Arbeiter, noch in 
denen der Arbeitgeber liegen, jondern unter gemeinjamer oder neutraler 
Leitung ftehen. 

Der am 23./24. Mai 189 in Altona abgehaltene 9. Berband3- 
tag bot noch einige Nachflänge der vorangegangenen GStreitigfeiten, ins— 
bejondere erhob Naumann von neuem Angriffe gegen die Daltung des 
„Evangeliihen Arbeiterboten‘‘, der ji) in einem Artifel gegen da3 all- 

emeine Wahlrecht ausgeſprochen hatte. Die lebhafte Debatte fand ihren 
bſchluß durch die offizielle Erklärung, daß das Blatt nicht Organ des 
Gejamtverbandes, jondern nur dejjen Anzeigenblatt fei. acaufhin hat 
der badijche und württembergijche Verband die frühere Verpflichtung er 
Vereine, den „Arbeiterboten“ zu Halten, aufgehoben mit der ausdrüd- 
lihen Begründung, daß man mit dejjen jozialpolitiicher Haltung nicht 
einverjtanden jei. Auf den Antrag Naumanns wurde übrigens in Altona 
beichlojien, zu erklären, „daß die evangeliichen Arbeitervereine nicht bloß 
religiöjen, fondern ebenjo jozialen Charakter haben“. Bei der Stellung- 
nahme zu der „Zuchthausvorlage“ trat der Degeniap der Auffafjungen 
ſcharf hervor, doc) blieb der von Franken vertretene, dem Geſetze günftige 
Standpunkt in der Minderheit, und es wurde bejchlofjen, daß freilich 
der Terrorismus, möge er von Arbeitern oder von Arbeitgebern aus— 
gehen, zu mißbilligen jei, daß aber „die bejtehenden Gejege eine vollftändig 
genügende Abhilfe böten und in ihrer Verſchärfung eine bedenkliche Be- 
Drohung der freiheitlichen Nechte der Arbeiter und eine Gefahr für unfer 
Volksleben zu erbliden‘ jei. Hinfichtlich der Errihtung von Arbeiter- 
fammern begrüßte die Berjammlung die von dem Abgeordneten Hitze 
und v. Heyl im Reichdtage eingebrachten Anträge „al3 einen ernten Ber- 
jud, die Frage einer gemeinjamen, der Verjtändigung dienenden und 
nad) Berufen gegliederten Organijation der Arbeiter und Arbeitgeber der 
Löſung näherzubringen“. Die übrigen Gegenftände der Tagesordnung 
betrafen die alttejtamentlichen — die katholiſchen Männerorden 
und das Krankenkaſſenweſen; in letzterer Beziehung wünſchte man Auf— 
hebung der freien Hilfskaſſen und Verallgemeinerung der Ortskranken— 
kaſſen unter feſt angeſtellten beeidigten Beamten. Die Mitgliederzahl war 
auf 70000 geſtiegen. 

Der Jahresbericht, der auf dem am 18./19. April 1900 in Dresden 
abgehaltenen 10. Verbandstage erjtattet wurde, konnte ein weiteres 
Wachstum der Mitgliederzahl big auf 75000 und einen Fortichritt der 
inneren Organijation, insbejondere durch Ausbildung des Unterjtügungs- 
mejens, feftitelfen. Uber der von dem Ausſchuſſe in feiner Sigung vom 
17. Dftober 1899 in Eiſenach gefaßte Beichluß, die Fortführung der Ge- 
ſchäfte von einer wejentlihen Erhöhung des Beitrages abhängig zu machen, 
hatte doch nur die Folge, daß diejer von 3 auf 5 Pf. gejteigert, weiter» 
gehende Anträge aber nach heftiger Auseinanderjegung mit 43 gegen 
32 Stimmen abgelehnt wurden. In der Berfammlung waren das Fächfirche 
Minifterium, das Landeskonfiftorium und die Stadbtverordnnetenverfamm- 
lung durch Abgefandte vertreten. Zum erften Male wurde aud ein 
Huldigungstelegramm an den Kaijer gerichtet, da3 freundliche Erwiderung 
erfuhr. 

Gegenftand ber Berhandlung bildete neben der Angelegenheit der 
Krankenkaſſen hauptjählic) die Stellung zur Gewerkſch at trage, bei 
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ber es zwijchen dem Referenten Naumann und dem Storreferenten Franken 
u ſehr jcharfen Auseinanderjegungen fam. Während Naumann folgende 
eitjäge vorſchlug: 

1. Die evang. Ürbeitervereine wahren ihren religiöfen und patriotifchen Eharalter 
in jeder Hinſicht und find darum nicht imftande, alle Mitglieder eines Berufes zu gewert- 
Ichaftliher Arbeit zu vereinigen. Ihre praktifche Tätigkeit liegt mehr auf bem Gebiete ber 
Genoſſenſchaft ald auf dem der Gewerlſchaft. 2. Da aber die Evang. Arbeitervereine nicht 
ſelbſt Gewerkichaften ind Leben rufen können, haben jie bie dringende Pilicht, ihre Mit- 
glieder zur Teilnahme an den Gewerkſchaftsverbänden anzuhalten, damit nicht durch bie 
evang. Ürbeitervereine ber Gefamtfortfchritt der Arbeiterbewegung irgendwie gehemmt werde. 
3. Es wird nötig fein, daß die einzelnen evang. Arbeitervereine jih nad lokalen Er» 
wägungen barüber jchlüffig machen, mwelder Urt von Gewerlſchaften oder Gewerkvereinen 
fie ihre Mitglieder zuführen wollen. Jedenfalls empfiehlt ſich gemeinfamer Eintritt der 
Hriftlihen Berufsgenofien eines Ortes. 4. Bei biefer Beſchlußfaſſung darf nie aus bem 
Auge verloren werben, dab bie Herftellung allumfaffender unpolitifher und unlonfeffio 
— Berufsverbände das legte Ziel iſt. Verbände, die dieſem Biel offen zuſtreben, haben 
ben Vorzug. 
beantragte Franken folgende Rejolution: 


1. Der Gefamtverband erachtet e3 nicht als feine Aufgabe, ben einzelnen Vereinen 
zu empfehlen, Gewerlichaften zu organifieren. 2. Der Geſamtverband überläßt e3 den ein- 
— Mitgliedern, beſtehenden Gewerlſchaften, ſoweit ſolche nicht von ber Sozialbemo-⸗ 

atie geleitet werben, beizutreten. 3. Der Geſamtverband begrüßt lebhaft die im Weich 
tage angeftrebten Arbeiterfammern, welche bazu dienen, bie Intereſſen der Arbeiter zu 
wahren und mirtfchaftlih zu ſchulen. Er erachtet ſolche audy als geeignet, ſozialdemo- 
fratifche Beſtrebungen und fonfeffionelle Reibungen aus der Arbeiterbewegung fernzuhalten. 

Eine gründlichere Beratung war jchon deshalb nicht möglich, weil 
die Rebezeit auf 4 Minuten beſchränkt war, und da die Gemüter ſich jehr 
erhigten — Weber hatte ſogar bei Annahme der Naumannſchen Leitjäge 
den Austritt des rheinijch-weitfäliichen Provinzialverbandes angedroht —, 
blieb nichts anderes übrig, al3 der Beſchluß, das Thema von neuem auf 
die Tagesordnung der nächitjährigen Verſammlung zu jeßen. 

Der Ausichub ſetzte ſich über dieſe, — für ihn bindende Anord— 
nung hinweg, indem er in ſeiner am 19. November 1900 in Erfurt abgehalte— 
nen Sitzung beſchloß, mit Rückſicht auf die vorhandenen unvereinbaren Mei— 
nungsgegenſätze, von jeder theoretiſchen Erörterung über die gegenwärtigen 
Gewerkſchaften und ihre etwa in der Zukunft erfolgende Anderung oder 
Neutraliſierung abzuſehen und vielmehr nur die Frage der Errichtung 
von Fachabteilungen zur arg Ga So Aufklärung innerhalb der evan- 

eliihen Arbeitervereine und der Schaffung von Hilfsfonds für unver- 
—* Arbeitsloſigkeit zu behandeln. 

Uber dieſer Verſuch, der Austragung des Gegenſatzes auszuweichen, 
ſollte keinen Erfolg haben. Eine Agitationsreiſe, die Naumann im Winter 
1900/01 in das Ruhrgebiet unternommen hatte, und bei der er für den 
Beitritt ber Arbeiter zu den „freien“ Gewerkſchaften eingetreten war, 
war von den Vertretern der Bochumer Richtung als ein unerhörter angel 
aufgefaßt, und viele Vereine hatten Anträge * Ausſprechung eines Tadels 
gegen ihn oder ſogar auf ſeine Ausſchließung aus dem Gejamtverbande 
geſtellt. Der Ausihuß des rheinifch-weitfäliihen Verbandes hatte ſich 
nice Vorwürfe infofern zu eigen gemadt, ald auch er eine Mikbilligung 
orderte. 

Auf dem am 29./30. Mai 1901 in Speyer abgehaltenen 11. Ver— 
band3ta 9 e, auf dem mitgeteilt wurde, daß der Gejamtverband 401 Vereine 
mit 81677 Mitgliedern umfajje, fam e3 deshalb zu jehr erregten Ber- 
handlungen. Um der drohenden Gefahr möglichft vorzubeugen, hatte der 
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Ausschuß beichlofjen, die inneren Zwiſtigkeiten am Schluſſe der Tagung 
in einer gejchlojjenen Sigung zu behandeln, aber jchon bei den Wahlen 
zum Austhuffe fam e3 zur Entipeibung, Bon den 20 Mitgliedern waren 
4 Mitglieder de3 geichäftsführenden Ausichujjes, 12 Vertreter der Pro- 
vinzialvderbände u 4 frei gewählt, nämlich Stöder, Naumann, Franken 
und Fiſcher. Da es als erforderlich angejehen wurde, dem mittelrheinijchen 
Berbande in der Perfon des Pfarrer Schmidt-Höchſt einen Vertreter 
uzugeitehen, jo mußte eins der frei gewählten Mitglieder ausfallen. Die 

ahl ergab von insgejamt 80 Stimmen für Stöder 75, für Naumann 46, 
für Fiſcher 45, für Franken 36. Damit war aljo der letztere ausgejchieden. 
Freilich wählte man ihn einftimmig zum Chrenmitgliede, aber er lehnte 
die ab, und ald nad) dem Schlujje der Gewerkſchaftsdebatte die gejchlojjene 
Sigung beginnen jollte, verließen Franken und Duandel mit ıhrem An- 
hange die Beriammdung: 

über die Gewerkſchaftsfrage berichteten Wachsmann und Behrens, 
der erjtere in einem den Gewerkſchaftsbeſtrebungen ziemlich abgeneigten, 
der leßtere in einem ihnen günſtigen Ginne. — wurden die 
Behrensſchen Theſen mit geringen Änderungen in folgendem Wortlaute 
angenommen: 

1. Die Delegiertenverfammlung erfennt bie Notwendigkeit ber beruflichen nun "re 
jation ber Wrbeiter an. 2. Es ift nicht Aufgabe der evang. Wrbeitervereine, berufliche 
Organifationen (Gewerkſchaften) ind Leben zu rufen oder gar den gewerkſchaftlichen Kampf 
jelbft zu führen. 3. Den Mitgliedern der evang. Wrbeitervereine wird bringenb empfohlen, 
ſich, foweit es für fie erforderlich ift, Gewerkfchaften anzuſchließen unter Ausjhluß fatu- 
tarifh ober prinzipiell parteipolitiicher Gewerlſchaften, in jedem {all aber haben fie ſtets 
für die Neutralifierung ber Gewerkſchaft zu wirken. 4. E3 bleibt den einzelnen 
von Drtövereinen überlaffen, ihren Mitgliedern die Organifationspflicht einzufhärfen und 
die Entfheidung über den Anſchluß an eine beftimmte Organifationsform zu treffen. 

Die inneren Streitigkeiten wurden dann durch einen einftimmigen 
Beichluß erledigt, der allen — empfiehlt, im Intereſſe des Gejamt- 
verbandes bei Austragung von Meinungsverjchiebenheiten die äußerfte 
Rückſicht zu nehmen. 

Obgleich die Bochumer Richtung im „Evangelijhen Arbeiterboten‘ 
ſich mit dem Ausfalle der Gemwerkichaftsdebatte berriebigt erflärte, jtellten 
trogdem die Kreispereine Geljenkichen-Bohum und Witten-Hagen bei dem 
rheinijch-weitfäliichen Provinzialverbande den Antrag, dieſer ſolle aus dem 
Gejamtverbande ausſcheiden. Aber in ber am 15. September 1901 in 
Vollmarſtein abgehaltenen Delegiertenverfjammlung, in der 124 Bereine 
durch 164 Abgeordnete vertreten waren, wurde dieſer Antrag mit 102 

egen 62 Stimmen abgelehnt und eine Refolution angenommen, die freilich 
Iharf gegen Naumann Stellung nahm, aber doch im Intereſſe der evan- 
— Arbeiterbewegung den Zuſammenhalt für notwendig erklärte. 

ie Folge war, daß 38 Vereine mit 7792 Mitgliedern aus dem Verbande 
austraten und am 22. September 1901 einen ſelbſtändigen „Evan- 
gelijhen Arbeiterbund‘!) gründeten, der jeit dem 1. Dezember 1901 
unter demjelben Titel ein eigne3 Organ herausgibt. Zum Borfigenden 
wurde Franken, zum Redakteur Fiſcher gemählt. 

Uber auch jegt war die Einigkeit noch nicht hergejtellt. Hatten nad) 
dem Wusjcheiden der Bochumer Richtung bie leitenden Perjonen des 
rheinijch-weitfäliichen Verbandes erflärt, daß man künftig mit Naumann 
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zufammenarbeiten wolle, jo joll nach Zeitungsnotizen dieſe Stellung da— 
durch erjchüttert jein, daß der Generaljuperintendent Nebe jeinen Einfluß 
egen Naumann in die Wagichale geworfen habe. Auch die Stöderjchen 
nhänger jcheinen fein Ausjcheiden gewünjcht zu haben. Endlich ftellten 
ji) der mittelrheinifche und der badijche Verband, die bisher für ihn ein- 
—— waren, igt inſofern auf die Gegenſeite, als ſie die Erreichung 
er Einigkeit im Geſamtverbande als das höhere Ziel anſahen, das nur 
dadurch erreicht werden könne, daß ausgeprägte Parteimänner, wie Nau— 
mann und Stöcker, austräten. Demgemäß Hatte der Ausſchuß eine 
Änderung der Sapungen dahin vorgeſchlagen, daß die bisherigen 4 frei- 
— Mitglieder in Wegfall kommen und der Ausſchuß künftig ledig— 
ich aus den 4 Mitgliedern des geſchäftsführenden Ausſchuſſes und den 
Vertretern der Provinzial- und —— beſtehen ſolle.?) 

Auf dem am 21./22. Mai 1902 in Düſſeldorf abgehaltenen 
12. Verbandstage wurde diejer Antrag nad) jehr erregten Verhand— 
lungen, bei denen insbeſondere Pfarrer Weitbrecht im Namen des württem- 
bergijchen Verbandes lebhaft opponierte und dejjen Austritt in Ausſicht 
ftellte, mit 62 gegen 19 Stimmen angenommen. 

Gegenjtände Der Beratung waren im übrigen die Arbeitälojenverjiche- 
rung, ber paritätijche Arbeit3nachweis, die Gemwerbeinjpeftion und die Haus— 
induftrie. Nach dem Bericht de3 Vorſitzenden gab e3 509 evangelijche 
Arbeitervereine mit insgefamt 104000 Mitgliedern, wovon 79000 dem 
Gejamtverbande angehörten. 

Da der Beichluß ji in erfter Linie gegen Naumann richtete, jo 
wurde in den der Bochumer Richtung nahejtehenden Blättern Die Frage 
erörtert, ob dieje jegt dem Gejamtverbande wieder beitreten jollten; aber 
in ber am 4. Juli 1902 in Eiſenach abgehaltenen Ausfhußiigung wurde 
dem durch den Beichluß vorgebeugt, niemals einen Verband oder Verein 
in dem Gejamtverbande zu dulden, „der nicht das evangeliich-joziale 
Programm von Berlin rüdhaltlos annimmt“. Dort wurde auch die be- 
ee Einmiſchung des Generaljuperintendenten Nebe in Abrede 
gejtellt. 

Obgleid) man gehofft hatte, hierdurch den Austritt des württem- 
bergijhen Verbandes zu verhindern, jo erfolgte diefer doh am 
20. Juli 1902 in Stuttgart auf einftimmigen Beihluß mit der Be- 
Hier 4 daß die Ausſchließung Naumanns „einen Bruch mit dem 

rundjage freier fozialer Betätigung der Arbeiterfchaft‘ bedeute. Der 
Verband umfaßt 50 Vereine mit 4130 Mitgliedern. Er hat jeit der 
Trennung eine lebhafte Tätigkeit entwidelt, auch in dem Arbeiterjefretär 
Fiſcher in Reutlingen einen ftändigen Beamten angeftellt. Das Verbands- 
organ, das jeit dem 1. Januar 1903 den Titel: „Süddeutſche Arbeiter- 
zeitung“ führt, hat er mit dem badijchen Verbande gemeinjam. 


1) Herr Pfarrer Niemeyer bat mir briejlid eine eingehende Darftellung ber näheren 
Umftänbe gegeben, bie zu der Ausſchließung Naumannd geführt hätten. Eine Einwirkung 
Nebes fei in keiner Weife verjucht und würde auch bei dem Charakter ber Weitfalen nur 
bas Gegenteil bewirkt haben. Der Grund jei vielmehr Tediglih in ber Unzufriedenheit 
vieler Kreisverbände in Rheinland» Weftfalen über die Agitationsweiſe Naumanns zu jehen. 
Um ihr Rechnung zu tragen, jei in Speyer eine ausbrüdliche Mikbilligung beantragt. Die 
Ablehnung diefer Forderung habe die Mißftimmung vergrößert. Da die Anregung, Nau- 
mann möge auf einige Jahre bis zur Beruhigung ber Gemüter freimillig aus dem Aus- 
ſchuſſe zurüdtreten, nicht befolgt jei, jo fei der gewählte Weg notivendig geweſen, um ber Ge— 
fahr größerer Austritte oder gar einer Sprengung bed Gejamtverbandes zu begegnen. 
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Seitdem ijt die Entmwidlung des Gejamtverbandes ohne größere Stö- 
rungen verlaufen. Auf dem am 4./5. Juni 1903 in Berlin abgehaltenen 
13. Verbandstage, dem Bertreter der preußifchen und Reichsbehörden 
beimohnten, wurde mitgeteilt, daß dem Berbande 71415 Mitglieder an- 
gehörten. Mit Rüdjiht auf die bevorftehenden Reihstagsmwahlen 
wurde bejchlojjen, e8 müſſe erwartet werden, daß die Mitglieder nur 
für ſolche Kandidaten einträten, welche 1. auf dem Boden des Evangeliums 
ftehen, 2. treu zu Kaiſer und Reich halten und 3. gemillt find, an der 
Hortführung der jozialen Reform mitzuarbeiten. 

Als Aufgaben ber legteren wurden bezeichnet: Sicherung und Ausbau des Roalitiond- 
rechts, Förderung ber Wrbeiterorganifationen, gefegliche Anerkennung ber Beruföpereine, 
Ausbau der Tarifgemeinjhaften, der Arbeiterausihüffe und ber Einigungsämter, ſowie Er- 
richtung von Arbeitskammern, paritätifche Arbeitönachmweife von Reichs wegen, Herabfegung 
ber Wrbeitäzeit der frauen auf 10 Stunden und Krankenverſicherung der Heimarbeiter. 
Daneben verhandelte man über bie obligatoriihen Foribilbungsfhulen und die Sicherung 
der Bauarbeiterforderungen. 

Auf dem am 24./25. Mai 1904 in Frankfurt aM. abgehaltenen 
14. Verbandötage wurde die Mitgliederzahl auf 72000 in 400 Ber- 
einen angeben. Ein Antrag, allen Mitgliedern den Beitritt zu den chrift- 
lihen und anderen, von der Sozialdemokratie nicht abhängigen Gewerk— 
Ichaften zu empfehlen, wurde angenommen, dagegen die Aufforderung zum 
Anthlufte an den Neich3verband zur Bekämpfung der Sozialdemokratie 
abgelehnt. Gegenjtand der Verhandlung war in erjter Linie ein von 
Bärrn-Frankfurt ausgearbeitetes Kommunalprogramm, in dem u. a. 
Beſſerung der Lohnverhältnijje der jtädtiichen Arbeiter, Einführung von 
Arbeiterausſchüſſen und ſtädtiſchen Arbeitsnachweifen, freies Koalitions- 
recht, Erbauung von Arbeiterwohnungen, Anftellung von Wohnungsinipel- 
toren, Einrihtung von ee Sa und Unterftügung der Bau- 
genoſſenſchaften gefordert wurden. ie Leitſätze des Referenten wurden 
einem Ausſchuſſe zur Aufftelung eines jozialen Kommunalprogramms 
überwiejen. Außerdem beichäftigte man ſich mit dem Verhältnis der Ort3- 
franfenfajjen zu Betriebsfajjen und freien Hilfskajjfen, mit der Inva— 
liditätsverjicherung, der Heimarbeit und den Gemerbegerichten. 

Der 15. Verbandstag hat am 14./16. Juni 1905 in Breslau 
ftattgefunden. Es wurde ein Wachstum auf 81137 Mitglieder in 402 
Vereinen und 15 Verbänden feitgeftellt. Die Einnahmen haben 9775 M., 
bie Ausgaben 4717 M. betragen. Der Gejamtverband hat im Juni 1904 
in Berlin und im Mai 1905 in Frankfurt einen jozialwijjenjchaftlichen 
Ausbildungsfurjus für Arbeiter veranjtaltet. Mehrfach find Volksbureaus 
und Arbeiterjefretariate eingerichtet, ebenjo wie eine Vertretung vor dem 
Reichsverficherungsamte und die joziale Gejhäftsitelle in Berlin. Der 
Berband ift der Gejellichaft für joziale Reform, dem Flottenverein und 
bem Verein für Gafthausreform beigetreten. Bei dent großen Bergarbeiter- 
ftreif find Sammlungen für die Streifenden veranftaltet worden. Auf dem 
Delegiertentage wurbe beichlofjen, das Bedauern darüber auszuſprechen, daß 
die Berggejegnonelle der Regierung im preußifchen Landtage zuungunſten 
der Arbeiter verftümmelt jei. Den Hauptpunft der Verhandlungen bildete 
der Vortrag von Weber über da3 Koalitionsredt. 

Die von ber Berjammlung gebilligten Wusführungen gingen dahin, die berufliche 
Drganijation von Arbeitern und Arbeitgebern auf dem Boden der Gleichberechtigung und 


bie Darauf aufgebaute Schaffung von Tarifgemeinihaften für dad unerläßlihe Mittel zur 
Herbeiführung befriebigender Arbeitöverhältniffe zu erflären. Die Berfammlung forderte 
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1. Ausdehnung des $ 152 der G.-D. auf Beftrebungen zur Erhaltung beftehender Arbeits- 
bedingungen; 2. Erweiterung bed & 153 der ©.-D. bahin, dab bie Behinderung an ber 
Ausübung des Koalitionsrecht3 unter Strafe geftellt wird; 3. Ausdehnung des Koalition 
recht? auf die Angeftellten des Staates und der Gemeinden. Dabei wurbe bejchlofjen, 
alle bisher noch nicht organifierten Arbeiter aufzufordern, ſolchen gewerkſchaftlichen Organi- 
fationen beizutreten, „bie nicht auf dem Boden bes Klaſſenlampfes ftehen“. 

Ein anderes Referat behandelte die Frage der Landarbeiter 
und forderte reichögejegliche Krankfenverficherung, ländliche Fortbildungs- 
ſchulen und Arbeitsnachweis. Ein Antrag, ji) gegen Gewährung bes 
Koalitionsrechtes für die Landarbeiter zu erflären, wurde abgelehnt. 

Die jhon auf dem Delegiertentage in Breslau angejchnittene Ge- 
werkſchaftsfrage wurde dann in der Ausſchußſitzung vom 5. Oftober 
1905 in Eiſenach eingehend behandelt und ſchließlich nach lebhafter Debatte 
folgender Beichluß gefaßt: 

1. Die Förderung der nationalen Gewerkſchaftsſache ift Ehrenpfliht ber evang. 
Arbeitervereine. 

2. Wir lehnen ed grundfäglih und unbeugjam ab, ben Beitritt unferer Mitglieder 
zu ſolchen Gemerkichaftsorganijationen zu empfehlen, die auf dem Boben bes ſſen⸗ 
lampfes ſtehen. 

3. Wir laſſen ben einzelnen Verbänden und Vereinen Freiheit, ihre Mitglieder entweder 
den chriftlihen, ober auch andern, von der Sozialdemokratie nicht abhängigen und ber 
Pflege ber chriftlichenationalen Ideen Freiheit lafjenden Organifationen zuzuführen. 

4. Wir fordern, daß in jedem evang. Urbeiterverein im Laufe des fommenden Winter- 
balbjahres über Gerwerfvereine im Anſchluß an die im Arbeiterlalender bes Gejamtverbandes 
veröffentlichen Leitfäge ber fozialen Kurje zu Berlin und frankfurt gejprochen werbe. 

5. Mit ben Bertretern der uns naheftehenden Gewerkvereine ift in jeder Weife per» 
ſönliche Fühlung zu ſuchen und bei Gemwerbegerichts-, Krankenfafjen- und andern Wahlen 
zufammen zu wirken. 

6. Von den Bertretern ber Gewerkſchaften aber erwarten wir auch mit größter Ent- 
ichiebenheit, baß fie ihre evangelifchen Mitglieder unjern Arbeitervereinen zuführen. 

Auf dem am 5./7. Juni 1906 in Freiburg abgehaltenen 16. Ver— 
band3tage bildete der Hauptpunkt der Verhandlungen die Reviſion 
des Programmd. Man einigte ji über die prinzipiellen Grund» 
fäge, während die redaktionelle Faſſung dem Ausſchuſſe überlafjen wurde. 
Daneben wurde beraten über die Arbeitfammern, deren baldige gejeß- 
fihe Regelung von der Regierung gefordert wurde, und die Reform ber 
Sirbeiterberiicberung: Es wurde den Berbänden einftimmig empfohlen, den 
an den Gejamtverband abzuliefernden Betrag auf 7 Pf. jährlich für jedes 
Mitglied zu erhöhen. Über den Antrag, alle in den einzelnen Verbänden 
bejtehenden Sterbelajjen zu einem Verbande zufammenzufajien, wurde die 
Beihlußfaffung vertagt. Die Anzahl der Mitglieder wurde auf 89000 
angegeben. 

Das demnädjft in der Situng des Ausſchuſſes vom 24. Dftober 1906 
in Rafjel einftimmig angenommene neue Brogramm lehnt ſich an da3 
alte (vgl. ©. 110) an, trägt aber der inzwiſchen erfolgten Entwidlung 
Rechnung. Es lautet: 


Eoziales Programm ded Gefamtverbandes der Evangelifhen Arbeitervereine 
Deutfchlands. 


L Ullgemeiner Teil. 

Wir ftehen auf dem Grunde des evangelifchen Chriftentums. Wir befämpfen barum 
bie materialiftiiche Weltanfhauung, wie fie fomohl zu ben Wusgangspunkten, als zu ben 
Agitationsmitteln der Sozialdemokratie gehört, aber auch die Anſicht, daß das Ehriften- 
tum es ausfchließlih mit dem Jenſeits zu tun Habe. Das Ziel unferer fozialen Arbeit 
it bie Entfaltung ber mwelterneuernden Kräfte des evangelifchen Ehriftentums in bem ge» 
ſellſchaftlichen und wirtichaftlichen Leben ber Gegenwart. 
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Wir belämpfen darum: 1. den Standpunlkt, welcher die ſchrankenloſe Freiheit des 
einzelnen einjeitig betont und alles Heil von ber freien Konkurrenz ber Kräfte erwartet; 
2. die Lehre, melde alle Probultions-(Gütererzeugungs-)mittel dem privaten Befig ent- 
ziehen und den einzelnen in eine ſtlaviſche Abhängigkeit von der alles allein beftimmenben 
Geſellſchaft bringen will; 3. alle unfoziale Gefinnung, wo immer fie in unferen heutigen 
Parteien und Gejellfhaftsfhichten zur Erſcheinung kommt. 

Die Überwindung ber gejellichaftlihen und wirtſchaftlichen Schäben unſeres heutigen 
Vollslebens erwarten wir nur don einer gejchichtli vermittelten Umgeftaltung unferer 
Berhältniffe gemäß den fittlichen Ideen des evangelifchen Chriftentums. Dieſe Ideen 
geben uns den ficheren Maßſtab zu rüdhaltlofer Kritit an ben heutigen Zuftänden, wie 
ed ben Antrieb zur Forderung neuer Ordnungen im gejellichaftlihen und wirtſchaftlichen 

n. 3 

Als Aufgabe dieſer Neuordnungen erlennen wir in erſter Linie die volle Anerlennung 
des Menjchenrechte8 und der Menſchenwürde jedes, auch des geringſten Vollsgenoſſen; 
ſodann die größtmögliche Steigerung ſeiner Leiſtungsfähigkeit, wie auch ſeines Anteils an 
den geiſtigen und ſittlichen Gütern der Nation, endlich die denkbar beſte Förderung feiner 
materiellen Lebensintereſſen. 

Zur Durchführung biefer Aufgaben erachten wir vor allem die vollftändige und vor- 
urteilslofe Aufllärung bed Volkes über die ſchwebenden wirtfchaftlihen Fragen für notwendig, 
ebenfo aber auch die tatkräftige Unterftügung aller auf bie Hebung und Veredlung ber 
arbeitenden Klaſſen gerichteten Beftrebungen und Maßregeln. 

Unfere Forderungen werben wir von Fall zu Fall nad dem TFortichritt bed wirt⸗ 
ichaftlichen Lebens jormulieren. 


DO. Bejonberer Teil. 
Richtlinien für Borträge und Diskuffionen in den evangelifhen Urbeitervereinen. 
Zurzeit flellen wir im einzelnen folgende Forberungen auf: 


A. Für ben Großbetrieb. 

Wir ertennen die hauptfächlich durch die Entwicklung ber Technik hervorgerufene Groß- 
induftrie al3 wirtfchaftlihe Notwendigkeit an, halten aber das Streben der im Groß. 
betrieb beſchäftigten Arbeiter nach Berbefjerung ihrer Lebenshaltung, nad) größerer mwirt- 
fchaftliher Sicherheit und nah) Schuß ihrer perfönlichen Güter in Leben und Gefundheit, 
Sittlichkeit und Familienleben für durchaus berechtigt und unterftügen dasſelbe nad) Sträjten. 

Als Mittel zur Erreichung biefer Ziele fehen wir an: 1. Auf dem Gebiete der flaat- 
lihen Arbeiterverficherung beren Bereinheitlihung und Ausdehnung auf bie Witwen und 
Baifen, wie auch auf die Heimarbeiter. 2. Gefeglihe Maßnahmen gegen bie Folgen 
der unperfchulbeten Wrbeitslofigfeit einerſeits durch Wusbau der für größere Bezirke zu 
organifierendben Zentral-Arbeitsnachweife, andererfeit3 duch Schaffung geeigneter Berfiche- 
rungseinrichtungen. 3. Auf bem Gebiete der Arbeiterſchutzgeſetzgebung deren weitere Aus 
geftaltung, insbefondere: a) angemejjene Kürzung ber Arbeitszeit; b) Durhführung einer 
ausreichenden Sonntagsruhe; c) Einführung aller geſundheitlichen und fittlichen Schugmaß- 
regeln, namentlich; Schaffung gejunber Arbeitsräume; d) Einſchränkung aller bem Familien» 
leben fchäblihen Frauen- und Kinderarbeit und Verbot berfelben, fomweit jie Gefundheit 
und Gittlichleit ſchädigt; e) Verbot der Nacdhtarbeit, außer für ſolche Induſtriezweige, bie 
ihrer Natur nad) ober aus Gründen der öffentlichen Wohlfahrt den ununterbrodhenen Betrieb 
nötig machen; f) möglichfte Ausdehnung der Wrbeiterfchugbeftiimmungen auf die Haus 
inbuftrie und Heimarbeit, dad Gefinde und die fanbwirtfchaftlichen Arbeiter. 4. Die Siche 
rung des vollen Koalitionsrechts der Arbeiter. 5. Die geiehlihe Anerlennung ber Berufs 
vereine und Berleihung ber NRechtsfähigleit an dieſe. 6. Arbeiterausſchüſſe in den einzelnen 
Betrieben, jowie die Einrichtung ftaatliher Arbeitslammern für größere Induſtriebezirle. 
7. Weitere Förderung des Arbeiterwohnungsweſens. 8. Gefeglihe Maßregeln gegen ben 
Mißbrauch der Macht der Synbilate. 9. Die Umgeftaltung ber Gemeindebetriebe in Mufter- 
betriebe. 10. Überführung geeigneter Berufäzweige und Betriebe in Staatd- bzw. Gemeinbe- 
befig und «betrieb. 


B. Für den leinbetrieb, fowie Hanbel und Gewerbe. 

Wir find der Meinung, dab die Erhaltung eines —— Mittelſtandes eine unbe⸗ 
dingte Notwendigkeit für unſer geſamtes Staats- und Vollsleben iſt; wir erlennen die Not- 
lage, in der ſich viele Mitglieder desſelben befinden. Wir erklären, daß wir jede geeignete 
Maßnahme des Staates zur Förderung des Mittelſtandes und jede Selbſthilfe desſelben 
durch Organiſation, Genoſſenſchaftsweſen u. a.) tatkräftig unterſtützen werden. 
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Auf dem am 22./23. Mai 1907 in Dortmund abgehaltenen 17. Ber- 
A auf dem mitgeteilt wurde, daß dem Berbande 475 Vereine 
mit 92 Mitgliedern angehörten, wurde beflagt, daß die bejigenden 
Klaſſen jich vielfach noch wenig für die evangeliichen Arbeitervereine inter- 
ejfierten, und daß in dieſen viele Mitglieder noch feine rechte Ahnung 
davon hätten, um was es ſich in ihnen eigentlich handle. An jozialpolitifchen 
Gegenjtänden mwurden die Tarifverträge und „die Abhängigkeit der Zu- 
funkt Deutjchlands von der Fortführung der jozialen Reform und von 
der Anbahnung des jozialen Friedens“ behandelt. Gegenüber den in 
neufter Zeit aufgetretenen Beftrebungen nad) Schaffung „vaterländijcher 
Urbeitervereine” wurde beichlojien: ‚Die evangeliichen Arbeitervereine 
halten ihre evangelijche Eigenart und ihre joziale Unabhängigkeit mit 
größter Entjchiedenheit feit und glauben, durch pojitive, ſoziale Arbeit 
dem Wohle des Baterlandes am bejten zu dienen.” Auch die Stellung 
zu den Gemwerfichaften wurde wieder berührt, wobei ſowohl gegen 
die hriftlichen, wie gegen die Hirſch-Dunckerſchen Iebhafte Angriffe ge- 
richtet wurden, doch endete die Debatte mit dem Beichlufje, „den Mit- 
sn von neuem den Beitritt zur gewerfichaftlichen —— im 
— des Beſchluſſes des Ausſchuſſes vom 5. Oktober 1 zu emp- 
ehlen“. 

In der anſchließenden Ausſchußſitzung wurde eine Reſolution an— 
genommen, durch die gegen die von dem „Reich“ an der Haltung der 
evangeliſchen Arbeiterblätter unternommene Kritik wegen des ange— 
ſchlagenen Tones proteſtiert wurde. 

Der 18. Verbandstag wurde am 10./11. Juni 1908 in Halle a. ©. 
abgehalten. Es wurde mitgeteilt, daß dem Verbande 580 Vereine mit 
über 94 000 Mitgliedern angejchlofjen jeien, und zwar umfafje der rheinijch- 
mweitfälifche Verband 170, der ſächſiſche 58, der pfälzifche 49, der oft- 
preußiiche 33, der badijche und der Saarverband je 31, der mittel- 
deutjche 25, der mittelrheinifche und der brandenburgijche je 22, der jchle- 
ſiſche 20, der kurheſſiſche 27, der Zmwidauer 16, der Minden-NRavens- 
berger 12, der Poſener 11, der nordelbijche 7 Vereine. Im Anſchluß an 
Referate über das Kartellmejen wurde deſſen Regelung durch Reichsgeſetz 
gefordert. Eine andere Reſolution beffagte jich lebhaft darüber, daß der 
„Bund vaterländifcher Arbeitervereine‘t) feinem Verfprechen zumider auch 
in folden Orten, in denen evangelifche Arbeitervereine beitänden, log. 
vaterländiiche Arbeitervereine ins Leben gerufen habe und erflärte, daß 
man in der Fortſetzung dieſes Verfahrens eine feindjelige Handlung werde 
erbliden miüjjen. Weitergehende Anträge, jich gegen gelbe Gewerfjchaften 
und vaterländijche U.-B. jomwie gegen den „Reichsverband gegen die Sozial- 
demofratie” zu erklären, da dieſer ſolche Organijationen begünjtige, 
wurden al3 nicht dringlich zurücgeftellt; ebenjo die Anregung, jich über 
das Wrbeitsfammergejeg auszujprehen und Die ER an die 
Berufsgenojjenjchaften zu verwerfen. Der „Verband der deutſchen 
Gewerkvereine“ Hatte einen Bertreter entjandt, was einigen Mit- 
gliedern Anlaß gab, von „ungebetenen Aufdringlingen‘ zu fpredhen. Der 
Borjigende lic. Weber wies dies energifch zurüd und betonte, da die 
evangeliichen A.“V. ſowohl zu den Hirſch-Dunckerſchen, wie zu den dhrift- 
lihen ©. freundichaftliche Beziehungen zu unterhalten wünſchten und daß 


1) Bal. ©. 486. 


— 15 — 


in a. Arten von Organijationen den Mitgliedern der Eintritt empfohlen 
werde. 

In der angeſchloſſenen Ausſchußſitzung wurden Anträge, einen klaren 
Beſchluß in der Gewerkſchaftsfrage herbeizuführen, für die Mutterſchutz- 
bewegung einzutreten und eine Unterſtützungskaſſe für die durchreifende 
Jugend zu errichten, gejtellt, aber abgelehnt. — 

Die Grundlage der evangeliſchen Arbeitervereine ijt eine dreifache 
und wird dies bleiben müjjen, nämlich erſtens die religiöje, zweitens Die 
vaterländifche, drittens die joziale. Damit ijt gegeben, daß eine einjeitige 
Betonung einer diejer Punkte dem Charafter der Bereine widerſpricht, und 
dies gilt auch Hinjichtlich der jozialen Stellung. Die Vereine zu reinen 
Arbeiterinterefjenvertretungen umzugeftalten, würde zu ihrem Weſen im 
Gegenſatze Reben, womit völlig vereinbar ift, daß ſie das Menjchenntaterial 
— um Vereinigungen rein ſozialer Art ins Leben zu rufen. Auch 
der Umſtand, daß in den Vereinen ſehr verſchiedene Elemente gemiſcht 
ſind, daß ihnen insbeſondere viele Geiſtliche, Lehrer und Beamte, ſowie 
kleinere und größere Arbeitgeber angehören, kommt hierbei in Betracht. 
"ansehe it die eine Schwäche der Vereine, aber jie bietet dafür den 

orteil eines gewiſſen Ausgleiches und & enfeitiger Annäherung. Dan 
fann fie in jozialer Beziehung als eine a bezeichnen, und das trifft 
gugleich injofern zu, al3 die Mitglieder ji ganz überwiegend noch auf 
er Stufe von Lernenden und Geleiteten befinden. Nicht allein bilden 
die treibende Kraft regelmäßig die Geiftlichen, jondern auch die ng zn 
find ftet3 von oben gelommen, nicht aber aus den eignen Reihen der 
Mitglieder hervorgegangen. Die Ausſchußſitzungen und Berbandstage jind 
die Gelegenheiten, wo von den leitenden Perjonen die in ihnen ent- 
fprungenen oder im Austauſch mit anderen reifen geivonnenen Ideen 
den übrigen Teilnehmern al3 Anregungen geboten werden, um jie ihrer- 
feit3 wieder in den einzelnen Vereinen meiterzugeben. Der Gang ift 
von oben nad unten, nicht umgefehrt. Die Vereinsmitglieder pf —* 
ſogar ſolchen Anregungen gegenüber nicht einmal ſonderlich empfänglich 
zu ſein, wie ſich darin zeigt, daß Verſammlungen, die lediglich geſelligen 
oder patriotiſchen Zwecken dienen, viel lebhafter beſucht ſind, als ſolche, 
in denen Vorträge und Diskuſſionen ſtattfinden. Endlich beweiſen die trotz 
aller Anſtrengungen der leitenden Perſonen bisher erfolglos gebliebenen 
Verſuche, eine weſentliche Erhöhung des bisherigen lächerlich geringen 
Jahresbeitrages herbeizuführen, den Tiefſtand der Auffaſſung. 

Dieſe niedrige Entwicklungsſtufe hat naturgemäß zur Folge, daß die 
intelligenteren und im beſten Sinne zielbewußten Arbeiter auf die Vereine 
mit einem gewiſſen Gefühle der Überlegenheit herabblicken, in ihnen ihre 
Befriedigung nicht finden und ſich ihnen fernhalten, was dann umgekehrt 
wieder ein Hindernis bietet, zu einer Beſſerung zu gelangen. Es iſt 
deshalb heute noch nicht möglich, die evangeliſchen Arbeitervereine als 
Faktor des ſozialen Fortſchrittes ſehr hoch — aber es iſt nicht 
u verkennen, daß ſie ſich in aufſteigender Linie bewegen. Durch das 

usſcheiden der Bochumer Richtung iſt zweifellos ein fortſchrittsfeind— 
liches Element entfernt, und obgleich der Verluſt von Naumann und 
des Württemberger Verbandes eine Beeinträchtigung der fortſchrittlichen 
Strömung bedeutet, ſo iſt die Geſamtbilanz der letzten Jahre dennoch 
poſitiv. Das zeigt ſich auch in der Haltung des rheiniſch-weſtfäliſchen 
Verbandes, der durch ſeine Größe und den Umſtand, daß der Vorſitzende 
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Weber ihm angehört, jowie daß fein Organ, der „Evangeliſche Arbeiter- 

bote’ zugleich Organ des Gejamtverbandes ift, ein natürliches Übergemicht 

beiigt. Ihn jcheint insbejondere der Bergarbeiterftreit vom Jahre 1905 

gu einer etwas entjchiedeneren Haltung getrieben zu haben, bei dem ſich 

et genannte Berbandsorgan vorbehaltlos auf die Seite der Streifenden 
ellte. 


Bon bejonderem Intereſſe ift die Stellung, die die evangeliſchen 
Urbeitervereine zu der Gewerkſchaftsfrage einnahmen, und bei der 
ji vier Richtungen unterjcheiden laſſen. Die am meiteften vecht3 gehende, 
der „Bochumer“, läuft im mejentlicyen darauf hinaus, die gewerkſchaft— 
lihe Organijation als im Widerſpruch jtehend zu dem Ziele eines guten 
Verhältniſſes zu den Arbeitgebern abzulehnen, oder fie mindeftens für 
überflüjlia zu halten. Den Gegenpol bildet die von Naumann und früher 
auch von Tijchendörfer vertretene Empfehlung des Eintritt3 in die „freien“ 
Gewerkichaften. Zwiſchen diejfen beiden Ertremen halten ſich die beiden 
Mittelgruppen, von denen die eine den Anjchluß an die Hirjch-Dunderfchen, 
die andere den an die chriftlichen Gewerkvereine als das befte anfieht. 

Die —— die der Geſamtverband zu der Frage einnimmt, 
iſt oben mitgeteilt. Etwas verſchoben wurde dieſe Stellung durch eine 
im Oktober 1906 veröffentlichte, von den Verbänden der katholiſchen 
Arbeitervereine Weſt- und Süddeutſchlands, dem Geſamtverbande der 
evangeliſchen Arbeitervereine und dem Geſamtverbande der chriſtlichen 
Gewerkſchaften unterſchriebene Erklärung, in der den Mitgliedern ber chriſt— 
lichen Gewerkfichaften der Beitritt zu den Eonfejjionellen Arbeitervereinen 
und den Mitgliedern ber legteren der Beitritt zu dem erfteren empfohlen 
wird. ALS gegen dieje Parteinahme von den Hirſch-Dunckerſchen Vereinen 
al3 gegen eine Fe des Beſchluſſes vom 5. Dftober 1905 proteftiert 
wurde, erließ Lic. Weber eine Erklärung, in der er fein Fefthalten an 
diefem Beſchluſſe betonte, aber auf die durch den Frankfurter Arbeiter- 
fongreß!) geichaffene Waffenbrüderijchaft hinwies, an der die Hirſch— 
Dunckerſchen Bereine m beteiligt jeien, und zugleich erflärte, daß, jolange 
die legteren die in der Brojchüre: „Sind die Hirfch-Dunderjchen Gewerk— 
Ichaften wirklich neutral? —— 1906, Kathol. Arbeiterſekretariat), gegen 
ſie erhobenen Vorwürfe offenbaren Unglaubens und Herabwürdigung bes 
Chriftentums, der Bibel und der Kirche und der Verwiſchung de3 Unter- 
Ichiedes gegen die Sozialdemokratie nicht widerlegt hätten, Hr ihn nur 
die riftlichen Gewerkſchaften als unter den Beſchluß vom 5. Oktober 1905 
fallend übrigblieben. Gegen die bezeichnete und eine im gleichen Sinne 
verfaßte Schrift von Hartwig: „Kann ein evangelifch-nationaler Arbeiter 
fih den Hirſch-Dunckerſchen Gewerkvereinen anjchließen ? wurde dann von 
jeiten der letzteren im u Be eine Gegenjchrift von Erkelenz: „Die 
neutralen Gemerfvereine (Verlag der „Mitteldeutjchen Volkszeitung‘, 
Weißenfel3) veröffentlicht, in der für jeden vorurteilälojen Beurteiler 
zweifelöfrei nachgemwiejen wird, daß die erhobenen Angriffe, jomweit fie 
überhaupt beachtenswert find ?), ſich gegen gelegentliche et Bu wenden, 
für welche die Leitung ber Vereine keinerlei — * trägt. 

Auch die meiſten Einzelverbände haben zu der Streitfrage 


NBgl. unten ©. 188. 
*) Die meiften jind ber Urt, daß man kaum begreift, wie ernfthafte Menfchen ihnen 
Beachtung fchenten konnten. 
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Stellung genommen. Der rheiniſch-weſtfäliſche Verband Hatte am 
25. März 1900 beichlojjen, den einzelnen Vereinen ihre Stellungnahme 
je nad) den örtlichen Berhältnifjen zu überlafjen. Der am 12. März 1905 
gefaßte und am 28. April 1907 bejtätigte Beichluß lautet: „Der VBerbands- 
vorſtand empfiehlt feinen Mitgliedern aufs dringendite den Anjchluß an 
eine Gewerkſchaft, die der Pflege der chriftlich-nationalen dee Shen 
läßt, in erfter Linie an die chriftliche.“ Seit Herbſt 1906 Haben in Ejfen 
und Wattenjcheid mehrfach gemeinjame „Wejtdeutiche Konferenzen“ bon 
Mitgliedern der evangelijchen Arbeitervereine und chriſtlichen Gewerk— 
ihaften ftattgefunden, in denen die erjteren ausjchließlich für die legteren 
in Anſpruch genommen wurden. Da die Form der Einladung das Miß— 
verftändnis auflommen ließ, daß der Provinzialverband als jolcher hieran 
beteiligt jei, jo wurde durch eine im Verbandsorgan erlajjene Erklärung 
des Vorſitzenden ausdrüdlich feitgeitellt, daß es fi) nur um cin privates 
Unternehmen handle. Noch entichiedener ijt für den alleinigen Anjchluß 
an die hriftlihen ©. der brandenburgijche Verband durch Beichluß vom 
31. Mai 1905 eingetreten. Ihm ift der pommerſche Verband gefolgt. Auch 
der mittelbentiäe Verband empfahl am 18. Juni 1906 austhlie lich die 
iii ae Gewerkſchaften. Im Gegenjate hierzu erklärte der Saar- 
erband am 9. Dezember 1906, daß er die einjeitige Bevorzugung der 
Hriftlihen Gewerkſchaften, wie jeden unevangelijchen * er viel- 
mehr feinen Mitgliedern freilich die Pflicht gewerkſchaftlicher Organifation 
dringend and Herz lege, aber zugleich die Wahl der einzelnen Organijationen 
freigebe, „jofern diefe nicht auf dem Boden des Klaſſenkampfes ftehen und 
ihren Mitgliedern in religiöjer und politiicher Beziehung Freiheit laſſen“. 
Dieje Stellungnahme hatte zur Folge, daß eine am 17. Dezember 1906 
abgehaltene private Mitgliederverjammlung in drohender Form gegen ben 
Beihluf protejtierte und den alleinigen Anjchluß an die chriftlichen Ge- 
werfichaften forderte. Noch weiter ging der württembergijche Verband, 
der in jeiner Hauptverfammlung zu Pfingjten 1905 in rang wor jeinen 
Mitgliedern die Pflicht des Anjchluffes dringend and Herz legte und 
Dabei die Wahl der Organijation dem Ermejjen der Mitglieder überließ, 
alfo damit nicht allein auch den Eintritt in die „freien Gewerkſchaften 
zuließ, jondern vor alfem erfennen ließ, daß man in erfter inte die 
Hirſch-Dunckerſchen Vereine als empfehlenswert betrachtete. Am 17. Sep- 
tember 1907 hat der Landesausſchuß diefen Beſchluß ausdrüdlich wiederholt 
und beſtätigt. Der badijche Berband ftellte auf jeiner gleichzeitigen 
Tagung den Mitgliedern frei, jich den chriftlichen oder Dirfch Dundericen 
Vereinen anzujchließen. Der ſächſiſche Verband beſchloß nicht allein, 
daß er ben einzelnen Berbandövereinen volle Freiheit laſſe, ihre Mit- 
lieder den hriftlichen oder Hirſch-Dunckerſchen Vereinen zuzuführen, jondern 
gte jogar Hinzu, e3 jei ihnen auch nicht verwehrt, Mitglieder aufzu- 
nehmen, „die ihre Zugehörigkeit zu den freien Gewerkſchaften mit ihrer 
riftlichenationalen Gejinnung zu vereinbaren vermögen“. Der ſchle— 
fifhe Verband beihloß am 18. Februar 1907, den Mitgliedern in der 
Wahl der Organijation volle Freiheit zu lafjen, „joweit jie nicht auf 
dem Boden des Klaſſenkampfes ftehen und politifche und religiöfe Neu- 
tralität gewährleiften”. Der pojenjche Verband hat mit Rüdjicht auf 
Vorkommniſſe bei der legten Reichſtagswahl beichlojjen, den Beitritt zu 

ben drijtlihen Gewerkſchaften nicht zu empfehlen. 
An der Politik wollen die evangelifchen Arbeitervereine fich nicht 
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unmittelbar beteiligen, doch haben ſie es wiederholt für Pflicht ihrer 
Mitglieder erklärt, die „nationalen Parteien‘ bei den Wahlen zu unter- 
ftügen. Im Sinne diejer Stellungnahme wurde im September 1906 aus 
den Kreiſen der Mitglieder heraus in Ejjen ein „Nationaler Arbeiterwahl- 
ausſchuß“ gebildet, ber einen öffentlichen Aufruf erließ und „die national- 
politiihen Parteien” aufforderte, auch Arbeiter als Kandidaten * 
ſtellen. Bei der Reichsſtagswahl am 25. Januar 1907 wurden in ber 
Tat zwei evangeliiche Arbeiterabgeordnete, Behrens und Schad, gemählt. 
Der Saar-Berband hat hiergegen al3 gegen einen Zerfplitterungsverfud 
protejtiert und ift für den nationalliberalen Kandidaten eingetreten. Der 
rheinijch-weitfälifche Verband hatte ji) vor der Wahl an die Borjtände 
der „nationalen Parteien‘ in den betreffenden Wahlfreijen gewandt und 
bie Aufitellung von Wrbeiterfandidaten gefordert, mit Ausnahme von zwei 
Kreifen, in denen die Kandidaten wegen ihrer fozialen Gefinnung ihn 
befriedigten. Die Anregung hatte feinen Erfolg, da die Zeit für Ber- 
handlungen zu kurz war, ed aud) an geeigneten Perſonen fehlte. 

Der Gefamtverband ift, wie oben erwähnt, dem Flottenverein, der 
Gejellichaft für foziale Reform, der Zentralitelle für Vollswohlfahrt, der 
internationalen Vereinigung für gejeglichen Arbeiterjhuß, dem Verein gegen 
den Mißbrauch eijtiger etränfe und dem Berein für Gafthausreform 
beigetreten. Er Dat fi bei Gründung ber fozialen Gejchäftsftelle beteiligt, 
um jeinen Mitgliedern die Vertretung vor dem Reichsverſicherungsamte 
u verſchaffen, ebenfo an der Schaffung von Volksbureaus und Arbeiter» 
eilig Er ift auf der Gittlichkeitäfonferenz und dem Wohnungs 
fongreß vertreten gemwejen und hat jeinen Mitgliedern empfohlen, dem 
Bunde für Bodenreform beizutreten. Außer den ſchon genannten Aus— 
bildungsfurjen in Berlin und Frankfurt find jolde im Mai 1906 in 
Dresden und 1907 in Hannover abgehalten. Zu dem evangelijch-jozialen 
Kongreß und der freien kirchlich-ſozialen Konferenz fteht er in — 
lichen Beziehungen. Seit einigen Jahren ſind auch auf ſeinen Tagungen 
die ſtaatlichen, ſtädtiſchen und kirchlichen Behörden vertreten, wie denn 
auch die dort regelmäßig abgeſandten Huldigungstelegramme an den Kaiſer 
dankend beantwortet werden. Unter dem Titel „Soziale Zeitfragen“ werden 
Heine Hefte veröffentlicht, in denen foziale Fragen zur Erörterung gelangen. 
Daneben wird eine Monatskorreſpondenz über die chriftliche Arbeiter- 
bewegung herausgegeben und an die Beitungen verjandt. 

er Verband hat mehrfach Verkürzung der Frauenarbeit auf zehn 
Stunden, bie Anftellung weiblicher Yabrifinfpeftoren und die gejegliche 
Regelung der Heimarbeit gefordert, hat ſich auch mit der Arbeitsloſen— 
—— und der Wohnungsfrage eingehend beſchäftigt und iſt in einer 
Denkſchrift für die Schaffung von Arbeitskammern eingetreten. Die wirt— 
ſchaftlichen Leiſtungen beſchränken ſich auf die in den meiſten Vereinen 
beſtehenden Unterſtützungs- und Sterbekaſſen. 

Unabhängig von dem Verbande beſteht die „Kranken- und Sterbe— 
kaſſe ebangelifcher Arbeitervereine‘, der 8396 Mitglieder angehören, jomwie 
bie „Sterbefafje für evangelifche Arbeitervereine” mıt 1200 Mitgliedern. 
Der rheinifch-weitfälifche Berbanb bejigt eine — Sterbekaſſe mit 24000 
Mitgliedern und ein Vermögen von 160000 M., die ein Sterbegeld von 
100 M. zahlt. 

Über den Mitgliederbeftand ber evangelifchen Wrbeitervereine find ſchon oben 
aeleaentlih Ziffern gegeben, doch find biefelben, wie es jcheint, nicht völlig zuverläfflig, 
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ba die Angaben der verfchiedenen Quellen untereinander im —— ftehen!). Soweit 
u ermitteln, — 2 — erg in den verfchiebenen Jahren an Mitgliebern: bei 
einer Grünbun 6. Yuguft 1890 20000, 1893 44000, 1897 56000, 1899 70000, 
1900 75000, 1901 | 87677, 1903 (Austritt bed Bochumer unb de⸗ Bürttembergifchen Ber- 
banbes) 71415, 1904 76.000, 1905 79393, 1906 89353. Nach ber in Nr. 20 des Ber 
bandsorgand von 1907 veröffentlichten Statiftit beftanb ber Gejamtverband im Mai 1907 
aus folgenden Unterverbänben: 


1. Rheinifch-wetfäliiher . . . - - - mit 85703 Mitgliedern 
2 Minden-Ravendburgifher . . - . „ ._ 5 

.Kurheſſiſche... z 
4. * a er ecer „ 5487 R 
5. Mittelcheinifeher ee „ 8245 7 
6. Mitteldeutſchet.. 2... 4205 
7. Haunowerfer - - » «oo 0. « „ 1150 pr 
8. Bommerfder. - » >» 2 2 0 0 0. z 283 ” 
9. Rorbelbiiher .» » » 2» vr re. „ 1410 = 
10. Brandenburgifher . » » » » . « „ 2141 m 
11. Sei: een a „ 5116 “ 
18 Wätsliher. - » - 2 2 000 0. „ 5379 u 
18 —2 — (Königreih) - - - » - „ 14004 . „ 
14. Suidauer . . » 2 000 0 0° „1647 B 
IE: RE 2% ee ae „ 1504 7 
16. Oſtpreußiſcher... 0% 3772 
17. Babiſche... „ 4120 


98806 Dütglieber 
Außerhalb des Gejamtverbandes ftehen:*) 


1. ber bayrifde 8. . » ». 2.2.2 .. mit 16242 Mitgliebern®) 
2. ber Bochumer —— —— „ 9000 2 
8. der württembergijche ® || z 
4. ber Ehemniger ®.. » » 2...» „1400 = 
5. 7 Vereine in Krefeld, Köln, u. „ 83000 * 
6. 2 Bereine in Weftpreußen . 500 * 
7. 6 Vereine in Pommern.. „873 = 


34752 Mitglieder 


Die Einnahmen bes Gejamtverbandes betrugen für 1906: 6614 M. 22 Pf., die Aus- 
gaben 3624 M. 33 Pf., bas n 2989 M. 89 Bf. 

Un Berbanböblättern beftehen: 1. „Der Evangelifche Urbeiterbote, Organ bed rheinifch- 
weitfälifhen und bes Gefamtverbandes; 2. „Evangelifher Wrbeiterbote”, Organ bes pfäl- 
ziſchen Verbandes; 3. „Der Arbeiter, Mitteilungen bes fchlefifchen Werbandes evangel. Ar⸗ 
beitervereine, Breslau: 4. „Der Arbeiterbund“, Monatöblatt bed norbelbifchen Verbandes 
chriſtlich gefinnter Arbeitervereine; 5. „Evangelifcher Bereinsbote“, Organ ber evangeliſchen 
Bereime in Kurheſſen; 6. „Evan elifches Urbeiterblatt”, Organ des Nordoſtbundes evangelifcher 
Arbeitervereine; 7. " beffifch-Naffauifcher Vollsbote (Frankfurter Bollöbote), Organ beö — 
rheiniſchen verbandes evangeliſcher Arbeitervereine; 8. „Oſtpreußiſcher Arbeiter-Bote“, 
be Verbandes evangelifcher Arbeiter- und Bollävereine in Oftpreußen; 9. —— 
Vollsfreund“, herausgegeben vom „Verband ber evangel. Arbeitervereine in ber Kreisha 
mannſchaft Zwichau i. S.“; 10. „Quartalsmitteilungen“ des Bundes ber —— 


1) Das urkundliche Material befindet ſich überhaupt in einer für ben Chroniſten wenig 
befrieb —— Verfaſſung. Die offiziellen Protololle find ſehr dürftig. iffernmäßig 
naue Angaben finden ji) nur vereinzelt. Die zum 2bjährigen reg Plingften oo 
veröffentlichte Sehiceift enthält Zahlen, die ſowohl von dem offiziellen Jahresberichte 
von ber in Nr. 20 des Berbandöorgand von 1907 veröffentlichten Statiftit wefentlich > 
weichen. Da bie legtere al3 die genauere erfcheint, fo find deren Angaben, ſoweit fie reichen, 
zugrunde gelegt, wobei einzelne Biffern nach ber Angabe bed Herrn Pfarrer Niemeyer ber 
richtigt find. Wie viele von den Mitgliedern Arbeiter find, ift nicht feftzuftellen Die 
Biffern aus ben früheren Jahren verdanke ich Herrn Pfarrer Juſt in Breslau, ber mir mit» 
teilt, daß genauere Angaben nicht zu beichaffen finb. 

2) Nach Angabe der Feſtſchrift. 

2) In ber am 14. u. 15. Juli 1907 in Rothenburg abgehaltenen Bunbestonferenz 
murbe mitgeteilt, baß ber Bund 75 Bereine mit 13 768 Mitgliebern umfaßt. 

Kulemann, Berufövereine. II. 9 
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Arbeitervereine in Bayern, herausgegeben vom derzeitigen Bundesvororte Augsburg; 11. „Säd- 
ſiſches Evangeliſches Arbeiterblatt”, Organ für den Landesverband evangel. Arbeitervereine 
im Königreich Sadjfen; 11. „Sübbeutiihe Arbeiterzeitung‘, Organ des württembergiſchen 
und bes babijchen Landesverbandes evangelifher Arbeitervereine. 


2. Evangelifher Arbeiterbund‘'). 


Der, wie oben S. 119) erwähnt, am 22. September 1901 in Bochum 
gegründete „Evangelijhe Arbeiterbund“, der den Fabrikanten 
Franken zum Vorjigenden wählte, bejchloß in der Sigung am 14. Oftober 
1901 ein Statut, aus dem folgendes hervorzuheben ijt?): 


Der Berband bezwedt: 1. Pflege chriftlicher Gefinnung und Stärkung des evam- 
gelifhen Bewußtſeins in feſtem Anſchluß an bie evangelifhe Landeslirche; 2. die Liebe 
zu Raifer und Reich mit aller Kraft zu fördern; 3. ein friedliches Berhältnis zwiſchen 
Ürbeitgebern und Wrbeitnehmern zu pflegen und zu wahren; 4. ben Mitgliedern nad 
Möglichkeit AUrbeitögelegenheit zu verſchaffen und Ddiejelben in außergewöhnlihen und un» 
verjhulbeten Notfällen durch zivedentiprechende Einrichtungen nad Kräften zu unterftügen; 
b. den Kampf gegen die Jrrlehren der Sozialdemokratie und alle das Wohl des Wrbeiter- 
ftandes gefährdenden Beltrebungen gemeinfam und planmäßig zu führen; 6. Pflege echter 
Kamerabjhaftlichleit und verebelnder Unterhaltung, Förberung bed Familienſinnes; 7. Förde» 
rung ber geijtigen und Berufsbildung; 8. die Gründung neuer Bereine. 

As Mittel zur Erreichung diefer Bwede werben u. a. bezeichnet: bie förderung 
enoſſenſchaftlicher Bereinigungen, insbefondere von Spar- und Baugenofjenichaften, bie 
Förderung beö —— ul und Fachunterrichts und der Haushaltungsſchulen, bie 
Errichtung guter VBibliothelen, Verbreitung Kriftlicher Zeitungen, Beitichriften und Flug- 
blätter, die Errichtung von GSterbelaffen, Srantengel- und Invalidenrentenzuſchußlaſſen, 
bie Gründung von Bolld-, Auslünfts- und Arbeitsnachweisbureaus, die Bermittl von 
Lebende, Feuer-, Unfall- und fonftigen Verficherungen, die Organifation einer burchgreifenden 
Genejungsfürjorge. 

Die Bereine, die dem Bunde beitreten, müffen fi) auf den Boden ber mitgeteilten 
Sapungsbeftimmungen fielen. „Ber das entwürbigende Verſprechen gegeben hat ober 
gibt, feine Kinder ber lkatholiſchen Kirche zuzuführen, oder gar jeine Kinder katholiſch 
— — erziehen läßt, kann nicht Mitglied eines evangeliſchen Arbeitervereins werden 
oder n.“ 

Die Vereine müſſen für jedes Mitglied jährlih 15 Pf. an bie Bundeslaſſe abführen 
und haben auf bem Berbandstage für je 100 Mitglieder eine Stimme. Organ des Bunbes 
ift die „Evangelifche Arbeiterzeitung“. 

Auf dem erften Verbandstage am 20. November 1901 murde mit- 
daß dem Bunde 38 Vereine mit 7792 Mitgliedern beigetreten jeien. 

ieje Zahl war auf dem zweiten Verbandstage am 11. Mai 1902 auf 
44 Bereine mit 8500, auf dem dritten am 14. Mai 1903 auf 47 3. mit 
9000 und auf dem vierten am 16. Mai 1904 auf 51 ®. mit 9366 Mitgl. 
geftiegen. Der Bund hat eine Bunbesjterbefafje und ein Volksbureau in 

elſenlirchen gegründet und jich an dem Frankfurter und Berliner Arbeiter- 
fongreß?) beteiligt. Die Schaffung einer Haftpflichtverficherung ift beſchloſſen. 
Zu dem Bergarbeiterftreif von 1905 nahm er in einer Verfammlung am 
27. Januar 1905 dahin Stellung, daß er dem „Bergbaulichen Verein‘ 
empfahl, jeinen ablehnenden Standpunkt gegen die Verhandlung mit ben 
Vertretern der Arbeiter aufzugeben. Sol e ber bei dem Gtreif gegen 
Franken erhobenen Angriffe legte diejer — Vorſitz nieder, wurde 
aber zum Ehrenvorſitzenden ernannt. Sein Nachfolger wurde Pfarrer 


1) Das Material verdanke ich dem Vorſitzenden, Herrn Pfarrer Bockamp in Bochum. 
Eine * geſchichtliche Darſtellung bietet bie ſchon oben (S. 108) erwähnte Feſtſchrift von 
Hans ad. 

*) über ben Gig bed Bundes ift im Statut feine Beftimmung getroffen. 

) Bgl. S. 188, 194. 
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Bodamp in gi Auf einem am 21. Oftober 1906 in Wattenjcheib 
abgehaltenen außerordentlichen Werbandstage beichäftigte man ſich ein- 
— mit der Gewerkſchaftsfrage, über die Franken und der Berg— 
mann Fiſcher referierten. Das Ergebnis war die Annahme folgender 
Reſolution: 

1. Der Verbandstag erkennt die Gwerkſchaftsbewegung als berechtigt an, wenn ſie 
rein wirtſchaftlicher Natur iſt und im Verein mit den anderen Berufsklaſſen das Gemeinwohl 
zu fördern ſucht; denn ber Arbeiterſtand wird niemals die Arbeiterfrage allein löſen lönnen. 

2. Der Verbandstag erwartet deshalb von den Mitgliedern des Evang. Wrbeiter- 
bunbes, entjprechend der ihnen jagungsgemäß vorgezeichneten Pflege und Wahrung eines 
frieblihen Berhältniffes zwiſchen Urbeitgeber und Arbeitnehmer, daß fie fih von folchen 
gewerlichaftlihen Organijationen fernhalten, bzw. aus ihnen austreten, die mit der Sozial 
demofratie in Berbindung ftehen, und empfiehlt ihnen nur den Eintritt zu ſolchen Gewerl- 
ihaften, bie auf nationaler und chriſtlicher Grundlage ftehen, ſich Tebiglih auf die Ber- 
tretung der Berufsintereffen beſchränken und dementſprechend jeglicher Einwirkung auf bie 
fonfeffionelle und politifche Überzeugung und Betätigung ihrer Mitglieder fich enthalten. 

3. Der Verbandstag macht infolgedeffen den Mitgliedern ber evang. Arbeitervereine, 
die den chriftlichen Gewerkvereinen angehören oder beitreten wollen, zur Pflicht, in dieſen 
Gewerlichaften dahin zu wirken, daß fie fi von jeder Verbindung mit ben fozialbemo- 
demofratifhen Gewerkſchaften Iosfagen, da biefe Verbindung den GSapungen ber evang. 
Arbeitervereine wie ber chriftlicenationalen Wrbeiterorganifation bireft widerſpricht. 

Mit Politik Hat fi der Bund infofern bejchäftigt, al3 er bei der 
legten Reichstagswahl durch ein Flugblatt für die Kandidaten der „natio- 
nalen Parteien‘ eintrat. Das Verbältnis zu dem rheinifch-weitfälifchen 
Provinzialverbande ift durchaus freundlich, und es iſt jchon mehrfach eine 
Wiedervereinigung mit demfelben angeregt. Viele Einzelvereine haben 
Krankenunterftügungd- und Sterbelafjen, ſowie Kajjen für Notjtandsunter- 
Kon a Bibliothefen, Spar- und Baugenojjenichaften und Yamilienbeiräte 
eingerichtet. 

Dem Bunde waren am 1. Januar 1908 61 Vereine mit 11000 Mit- 
gliedern angejchloffen. 


B. Ratholifche Gefellen- und Arbeitervereine. 


Die katholiihe Kirche hat von jeher ihre gewaltige äußere Macht 
aufgebaut auf einer Anpafjung an die Verhältnifje des realen Lebens, 
wie jie die evangeliiche niemals erreiht hat und vielleicht nach ihrer 
Grundauffaffung niemals erreichen fann. Dazu gehört einerjeit3 die Fuge 
Ausnugung weltgeſchichtlicher Entwidlungen und anbdererjeit3 die enge 
Fühlung mit dem Volksleben. Beide Geſichtspunkte treffen zufammen 
bei der Stellung der fatholifchen Kirche zu der fozialen Frage. Sie hat 
früh erfannt, daß in der jozialen, insbeſondere der Arbeiterbewegun 
der Gegenwart, ein Machtfaktor allererjten Ranges liegt. Indem fie ie 
auf ihn ftügt, madt fie ihn zugleich ſich dienftbar, und jo entfteht ein 
eigenartiges Verhältnis der ge nei igen Wechjelwirfung und Beeinflujjung. 

Aber diejed Verhältnis Bat im Laufe der Zeit eine Entwidlung von 
prinzipieller Bedeutung durchlaufen, ja, man könnte fie in zwei völli 

etrennte Perioden zerlegen, wenn e3 möglich wäre, beide zeitli 
—* abzugrenzen. Die erſte Periode iſt zu bezeichnen als die kirchlich— 
ee, he. In ihr glaubte die Kirche die Arbeiter ald Kinder 
behandeln zu müſſen, und dieſe fügten jich einer folhen Führung und 
Aufliht. Damit hängt e3 zufammen, daß damals die religiöfe Seite 
der Arbeiterbewegung vor der wirtichaftlichen weitaus im Vordergrunde 
9* 


= 


ftand, jo daß man den für fittlichereligiöfe Zwecke gegründeten Bereinen 
die Sorge für wirtſchaftlhiche Dinge gewiljermaßen ald Nebenbeſchäfti— 
gung glaubte zuweiſen zu können, was um jo leichter möglich erjchien, 
als man auch das Verhältnis zwijchen Arbeitern und Wrbeitgebern unter 
ben gleichen patriarchalijch-religiöjen Geſichtspunkten betrachtete. 

ber je mehr einerjeit3 die indujtrielle —— die wirtſchaft⸗ 
lichen Intereſſen in den Vordergrund rückte und die Überzeugung be— 
k gte, daß ihre wirkſame ag ON ſei von dem Zu- 
ammenſchluſſe möglichſt aller in gleiher Lage befindlichen Perſonen, jo 
baß eine Berjplitterung nach Belenntnijjen ald eine jchwere Schädigung 
ber Arbeiterbeftrebungen erjcheinen mußte, und je mehr andererjeitö das 
Selbſt- und Klaffenbewußtjein auch die fatholifhen Arbeiter ergriff, jo 
daß jie, bei aller Liebe und Ehrfurcht gegen ihre Kirche und deren Organe, 
doch die Vertretung ihrer Interejjen durch andere Perſonen al3 eine Herab- 
fegung empfanden: um fo mehr wurde dieje erfte Periode abgelöft durch 
bie zweite, nämlidh bie ber Emanzipation. 

Erzeugnijje der erſten Periode find die katholiſchen Jüng- 
ling3-, Männer-, Gejellen- und Arbeitervereine; Schöpfungen der zweiten 
bilden die chriſtlichen Gewerkſchaften. Wie ſchon bemerkt, grenzen ſich 
beide Perioden nicht fcharf voneinander ab, jie find verbunden durch die 
Übergangsform der Fachabteilungen, und außerdem behalten ja auch neben 
ben wirtjchaftlichen Organifationen die religiöjen dauernd ihre Berechtigung. 


Die erften Verſuche einer Organijation ber fatholifhen Arbeiter in 
der neueren Zeit, aljo abgejehen von den alten Zünften und Innungen, 
ingen aus von dem „Bater Kolping‘ (geb. 1813, gejt. 1865), ber jeine 
—— ſelbſt als Schuhmachergeſelle verbrachte, aber mit 24 Jahren das 
Gymnaſium an 1845, in feinem 32. Lebensjahre, die priefterliche 
Weihe erhielt. betrachtete al3 fein Lebenswerk die Gründung von 
Gejellenvereinen, deren Ziele und Aufgaben er in einer 1849 er- 
ſchienenen Schrift dahin auseinanderjegte, daß fie freilich von den alten 
Zünften ſich durch ihren Charakter als freier Vereinigungen unterjchieden, 
aber troßdem, wie jene, den Gejellen einen fejten Rüdhalt in allen Lebens— 
lagen bieten und gemiljermaßen die Familie erjegen jollten. Deshalb 
ftand die geiftige und fittliche Beeinfluffung, Unterricht, Vorträge, Be- 
ſprechung gelejener Schriften und Gejelligfeit im Wordergrunde. Aber 
auch die materielle Hilfe jollte ihr Recht finden, insbejondere ftanden den 
werdenden Gejellen Bereinshäujer und Hofpize an allen Orten zur Ber- 
tügung. Politik und religiöje Polemik jind ausgejchlofjen. 
eben den aus Handwerksgeſellen bejtehenden ordentlichen Mitgliedern 
haben die Vereine auch außerordentliche Mitglieder, die weſentlich durch 
die Handwerksmeiſter gebildet werden. Mit Rüdjicht hierauf muß bei 
Streitigkeiten zwiſchen Meiftern und Gejellen der Berein ſich auf den 
Verſuch —— — beſchränken. Die Generalverſammlung in 
Köln 1 hat deshalb ausdrüdlich beichlofjen, daß bei Ausbruch eines 
Streiks die Gejellenvereine jich völlig neutral zu verhalten haben. 
Der erite Gejellenverein wurde am 6. November 1846 in Elberfeld 
— Kolping war in ihm zunächſt nur Gehilfe des Vorſitzenden, 
och übernahm er im Mai 1847 den Vorſitz, bis er im Mai 1849 nach 
Köln überſiedelte, um dort ebenfalls einen Verein ins Leben zu rufen. 


‘ 
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Solche entitanden nun raſch in jo großer Anzahl, daß jchon 1850 ber 
„Rheiniiche Gejellenbund‘ begründet wurde, der 1851 den Namen „Ka⸗ 
tholiſcher Geſellenverein“ annahm). Die Bewegung breitete fi 
bald aus nicht allein nach Bayern und Südbeutjchland, jondern auch n 
dem Auslande. Auf der Generalverfammlung in Köln 1858 wurde Kolping 
Br Generalpräjes gewählt und bejchlojien, daß für jede Diözeſe vom 

ifchof ein Diözejfanpräfes ernannt werden folle. Seit 1864 wurden dann 
endlich für Bayern, Oſterreich, Sachſen, die Schweiz, Holland und Ungarn 
Bentralpräfides eingejegt. Die Vereine Deutſchlands, Öfterreich-Ungarng 
und der Schweiz find zu einem einheitlichen Verbande zufammengefaßt. 
Un der Spibe jedes Vereines fteht ein Geiſtlicher. Im Jahre 1891 gab 
es jchon 974 Bereine mit 75000 Mitgliedern. Am 1. Sanuar 1907 
beitanden 1161 Bereine mit 74424 ordentlichen und 38393 außerordent- 
lihen Mitgliedern. Die Verteilung auf die einzelnen Länder ergibt die 
folgende Tabelle: 


Handwerls | Hanbiwerfs- 








ganb Vereine gejellen meifter 
Preußen.. 494 36121 10786 
Bayern.. ee. 222 11216 10723 
Ge = 2:63 000 02 11 723 190 
HSefſfen 9 690 530 
2 58 2846 2602 
Württemberg. - - - - - 51 2915 2674 
Elfaß-Rothringen 8 122 185 
Deutiches Reih. . . . . 848 54633 27640 
Öfterrih - - 2»... 181 8010 5025 
Basel. 2 sea 82 6490 3325 
Schweiz.. 34 1423 1145 
Suremburg. » 22... i 121 192 
Niederlande . .... . 7 24% 206 

DER: 4 2 500 

Frankreich .». » ... - 1 37 — 
England. -. .. 2... 1 100 150 
weden... 1 35 7 
ln nn 1 85 8 
Norbamerila . .... .» 7 500 200 
Zufammen | 1181 74424 38393 


In 526 Vereinen erhielten die Mitglieder Unterricht im Schreiben, 
Rechnen, Buchführung, Wechjellehre ujm. 850 Vereine halten eine Vereins» 
bibliothef, 357 eigne Hofpize, in denen im Jahre 1906 84628 Mitglieder 
mit einem Koftenaufwande von 61000 M. verpflegt wurden. Die übrigen 
Vereine bejorgen den Nachweis von Sclafftellen und Herbergen. In 
613 Vereinsſparkaſſen befand jich ein Kapital von 5207 135 M., 211 Vereine 
hatten Hilf3- oder Krankengeldzuſchußkaſſen mit 16288 Mitgliedern. Geit 
dem 1. Juli 1904 befteht für den ganzen Verband eine einheitliche Zentral- 
fterbefafje, der Anfang 1907 2850 Mitglieder in 102 Zahlitellen an- 
gehörten mit einer Gejamtverficherungsfumme von 478700 M. Organ 


1) Sowohl bie einzelnen Vereine, wie die Gefamtorganifation führen den Titel „Katho- 
tifcher Gefellenverein“, doch wird bie Gefamtorganijation auch ald „Verband katholiſcher 
Gefellenvereine‘ bezeichnet. 
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des Verbandes ift das in einer Auflage von 38000 Eremplaren erjcheinende 
„Kolpingblatt”. Daneben bejtehen noch die in 1200 Eremplaren ge- 
drudten „Mitteilungen für die Vereinsvorſteher“ ſowie jeit 1. Januar 1908 
die für die Öffentlichkeit bejtimmten „Mitteilungen aus dem Gejellen- 
verein‘. Generalpräjes ijt heute der Rektor Franz Schweißer in Köln, 
dem ein Generaljefretär zur Seite fteht. 

Bon weitgehendſter Bedeutung für die Geftaltung ber fatholijchen 
Sozialpolitif unjerer Zeit ift der Biſchof v. Ketteler in Mainz geweſen, 
der ſchon in den 1860er Jahren ſich in hervorragender Weije mit der 
Ürbeiterfrage beichäftigte. Er verfolgte mit Intereſſe die Beitrebungen 
ſowohl von Schulze-Deligih, wie von Lajjalle, glaubte aber troß — er 
gemeinſamer Anſchauungen, die er insbeſondere mit Laſſalle teilte, doch 
die Forderungen beider ablehnen zu müſſen wegen der durch die Ver— 
ſchiedenheit der Weltanſchauung gegebenen grundſätzlichen Abweichung. 
Er legte das Hauptgewicht auf die Umwandlung der Geſinnung; an Stelle 
des materialiſtiſchen Geiſtes der Selbſtſucht und der auf das Diesſeits 
begrenzten Beſtrebungen muß der Geiſt des Chriſtentums mit jeinen Forde— 
rungen der Nächſtenliebe und der jenſeitigen Intereſſen das öffentliche 
Leben und insbeſondere die Geſetzgebung en Sit dies der Grund» 
edanfe jeiner Schrift: J———— e und Chriſtentum“, ſo ging er in 
einer auf der Liebfrauenheide gehaltenen Rede näher ein auf die wirt» 
Ichaftlihe Seite der Arbeiterfrage, indem er u. a. eine dem wahren Werte 
der Arbeit entjprechende Höhe des Lohnes, eine den Anforderungen der 
ejundheitlichen, geiltigen und a Bedürfnijjen Rechnung tragende 

erfürzung ber Arbeitszeit, daS Verbot der Frauen- und Sindberarbeit 
und gemwifje ſonſtige Arbeiterfhugmaßregeln forderte. Ketteler fannte aud) 
die englijchen trade unions und hat jie in jeiner gedachten Rede gelobt, 
doch lag die gewerkſchaftliche Tätigkeit feinem ganzen Wejen fern; er 
verlangte, daß „das Streben nad) Erhöhung des Lohnes in innigem Zus 
jammenhange mit der Religion und der Gittlichfeit bleibe’, und begünftigte 
deshalb „chriſtliche Arbeitervereine‘, die im engen Anjchluffe an die Kirche 
ftehen und von Geijtlichen geleitet werben jollten. 

Im ähnlichen Sinne, wie Ketteler, wirkten der Stadtjefretär Schüren, 
der Rektor Sching3, die Kapläne Bongark, Laaf, Mosler und Cronenberg, 
die in Rheinland und Weftfalen, in3bejondere aber in Aachen und Ejjen, 
eine Anzahl chriftlih-jozialer Vereine ind Leben riefen. Scüren und 
Schings begründeten auch 1868 die „Chriftlich-fozialen Blätter‘, das 
erfte und lange Zeit hindurch bedeutendſte literarijche Organ dieſer Richtung. 
Alle dieſe Vereine legten den Schwerpunkt darauf, den „materialiftifchen 
Zeitgeift” zu belämpfen und die Arbeiter von der Beteiligung an den 
liberalen und jozialdemofratifhen Organijationen zurüdzuhalten). 

über den re Aral Bewegung fehlen genauere Angaben, doch 
jollen auf einem im März 1870 in Eſſen abgehaltenen Delegiertentage 
190000 Mitglieder chriftlicy-[ozialer Vereine vertreten gemwejen jein. Ihr 
Organ waren die genannten „Chriſtlich-ſozialen Blätter”. Dort wurde 
zur weiteren Agitation ein Zentralwahlfomitee eingejegt, das aber nichts 
wieder von ſich hören ließ. 


4) Mehrfach wird fogar ben Vereinen empfohlen, fi unter das Patronat der Arbeit- 
geber zu ftellen und einen aus Adeligen und Geiftlichen zufammengefegten Ausſchuß zu 
bilden. Bol. Ehriftl.-joz. Blätter, 1870, ©. 4. 
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Einen anderen, moderneren Charakter trug der auf Anregung von 
Cronenberg am 1./3. Dezember 1873 in Aachen abgehaltene „Kongreß 
der hriftlihden Arbeiter von Rheinland und Weftfalen“, der 
ſich fein geringeres Ziel geftedt hatte al3 die Begründung eines allgemeinen 
— Arbeitervereins für ganz Deutſchland. In dem veröffentlichten 

ericht!) wird offen der Gegenſatz gegen dad Bevormundungsſyſtem der 
„Chrifilich-fozialen Blätter‘ und die Tendenz nad) größerer Freiheit hervor- 
ehoben. Gegen den Antrag, einen einheitlichen chriftlichen deutjchen 
rbeiterverein zu gründen, wurden teil3 partifulariftiihe Rüdfichten auf 
Süddeutichland geltend gemacht, teil3 Bedenken Hinfichtlich des interfon- 
fejlionellen Charakter erhoben, aber jchließlich wurde doch beichlojjen: 
1. den Arbeitern die Gründung von Bezirkövereinen zu empfehlen, „damit 
auf dieſe Weije die Verbindung aller chriſtlichen Arbeiter Deutſchlands 
zu einem Vereine möglich werde”; 2. ein Komitee zur Ausführung 
diejes Beichluffes einzujegen. Andere Rejolutionen forderten unbejchräntte 
Koalitionzfreiheit der Arbeiter, einen Normalarbeitstag von höchſtens zehn 
Stunden in Fabriken und acht Stunden für unterirdijche Arbeit, an- 
gemefjene Löhne, Abichaffung der induftriellen Arbeit für Frauen und 
möglichſte Einſchränkung für Mädchen, Teilnahme der Arbeiter bei Auf- 
ftellung der Fabrikordnung und Verwendung der Strafgelder, gewerbliche 
Schiedsgerichte. Endlich wurde die Begründung von „Ermwerbögemeinden‘ 
(Produktivgenoſſenſchaften) und Baugenojjenichaften, jowie Bekämpfung 
des Wohnungswuchers empfohlen. 

Aber auch hier blieb ein nachhaltiger Erfolg aus. Cronenberg war 
ein äußerſt rühriger, warmherziger Mann von weitem Blick, aber ohne 
jede geſchäftlich-praktiſche Veranlagung. Da er trotzdem eine ganze Anzahl 
von Unternehmungen ins Leben Eu deren Leitung er nicht gewachſen 
war, jo fonnte e3 nicht ausbleiben, daß fie nach kurzer Zeit in Verfall 
gerieten und die an ihnen beteiligten Arbeiter ihr Geld verloren. Der 
—— erzeugte Mißmut war einer der Hauptgründe, daß die chriſtlich— 
oziale Bewegung ſtark zurückging. Als dann der ausbrechende Kultur— 
kampf die Vereine in das politiſche Fahrwaſſer führte, was vielfach ihre 
polizeiliche Auflöfung zur Folge hatte, verſchwand ſie faſt völlig von 
der Bildfläche, obgleich ſich einzelne chriſtlich-ſoziale Vereine bis auf die 
Gegenwart erhalten haben. 

Unter der Herrſchaft des Sozialiſtengeſetzes war kein Boden für die 
gewerkſchaftlichen Beſtrebungen, und auch ganz unabhängig von ben Hinder⸗ 
nijfen des Geſetzes ftanden damals die leitenden fatholifchen Kreife durch— 
aus auf dem oben bezeichneten firchlich-patriarchaliihen Standpunfte, der 
eine jelbfttätige Mitwirkung der Arbeiterflaffe an der Beljerung ihrer 
Lebenslage ablehnt. 

Der Ausdrud diefer Auffafjung war die Bildung von zwei Vereinen, 
die ſich ſeitdem zum Mittelpunfte der katholiſch-ſozialen Bejtrebungen ent- 
mwidelt — er erſte iſt der Verband „Arbeiterwohl“, der im 
Anſchluß an die 27. Generalverſammlung der Katholiken Deutſchlands 
in Aachen am 20. Mai 1880 ins Leben gerufen wurde. Der Grund- 
gedanfe de3 Verbandes ift nad) 81 jeined Statuts „die Überzeugung, 
„daß eine wirkſame Belämpfung der mit der Großinduftrie verbundenen 
vielfachen Übelftände nur auf dem Boden des Chrijtentums möglich ift“. 


3) Ich verdanle ihn Herrn Rentner 9. Immeln in Wachen. 
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In dem „an die Induſtriellen und Arbeiterfreunde des katholiſchen Deutich- 
lands“ gerichteten Aufrufe wird betont: „Nur eine energiſche ſoziale Be- 
tätigung kann ung eine chriftliche, eine ſittlich und techniſch tüchtige Arbeiter- 
Saft ſichern.“ Der Verband ftellt ſich deshalb als Ziel die Förderung 
ber religiöjen, fittlihen und materiellen Interejjen der Arbeiter. Vor— 
figender ift der befannte fozialreformerijche Fabrilant Franz Brandt 
in München⸗Gladbach; Generaljefretär ift Profeſſor Dr. Franz Hitze. Die 
von dem Verein feit 1. Januar 1881 —— — Zeitſchrift „Arbeiter⸗ 
wohl“ iſt ein wertvolles Organ für ſozialpolitiſche Studien. Sie iſt ſeit 
Juni 1901 mit den — rei Blättern“ vereinigt zu der Zeit— 
ſchrift „Soziale Kultur”. Die Mitgliederzahl de3 Verbandes betrug am 
1. Xanuar 1906 1617. 

Der zweite Verein ift der 1890 gegründete „Volksverein für 
das katholijhe Deutſchland“, der ebenfalld in M.Gladbach feinen 
Eit Hat und im engften Zuſammenſchluſſe mit dem Xerein „Arbeiter- 
wohl” wirkt. Auch in ihm fteht feit feiner Begründung an ber Spike 
der jchon genannte Fabrifant Brandt3. Der Verein bezwedt, die Gru 
fäge der chriftlihen Ethif auf allen Gebieten des Leben zur Geltung 
zu bringen, in3bejondere auch in dem Wrbeit3verhältnis. Deshalb ftellt 
er fich zur Aufgabe die Pflege guter Beziehungen zwiſchen Arbeiter und 
Arbeitgeber, den perjönlichen Verkehr mit den Arbeitern, ethiſche Fabrik— 
ordnungen und Schaffung von Arbeiterausſchüſſen, daneben aber aud) 
die materielle Sicherung des Arbeiter3 durch allerlei Kafjeneinrichtungen, 
die Förderung des Familienlebens und die Pflege der Hygiene. Er will 
die auf Selbitändigfeit der Arbeiter beruhende, in3bejondere die gewerk— 
ſchaftliche Tätigkeit nicht zurüddrängen, jondern ergänzen und vor allem 
für die Ausbreitung jozialer Anfchauungen in allen Klajjen wirken. Der 
Verein, der am 1. Juli 1908 610800 Mitglieder zählte (darunter 150000 
Handwerksmeiſter), hat eine Zentraljtelle, die von einem Generaldirektor 
(Dr. U. Pieper, M.Gladbach) und zwei Direktoren geleitet wird, und 
elf literarifch tätige Beamte, jowie zwanzig Hilfskräfte befchäftigt. 15000 
VBertrauensmänner find zu provinziellen Gruppen vereinigt. Jährlich 
werben 2000 Bereinsverfammlungen abgehalten. Es beitehen 34 Volks— 
bureaus3 und 45 Wrbeiterjefretariate. Neben der Vereinzzeitjchrift: „Der 
Volksverein“, die jedes Mitglied erhält, und einer nur für die Präjides 
katholiſcher Vereine beftimmte „Präſideskorreſpondenz“ werben eine „So- 
zialpolitifche Korreſpondenz“ und eine „Apologetiſche Korreſpondenz“, jomwie 
Serien „Sozialpolitiſcher“ und „Apologetiſcher Tagesfragen‘ und endlich 
Flugblätter herausgegeben, von denen bisher 31 Millionen Eremplare 
verbreitet find. Der Verein befigt eine „Soziale Auskunftsſtelle“ und ift 
an verjchiedenen fozialpolitifhen Organifationen, 3. B. der internationalen 
Bereinigung für Arbeiterſchutz, der Gejellihaft für joziale Reform, dem 
Bureau für Sozialpolitit in Berlin, dem Verein für Sozialpolitil, dem 
Berein für Wohnungsreform und der Bentraljtelle für Arbeiterwohlfahrts- 
einrichtungen beteiligt. — 

Beſchränkten ſich die chriftlich-jozialen Vereine wejentlih auf Die 
ideelle Seite des Lebens, fo forderten doch aud die materiellen 
Sinterejfen ihr Recht. Außerdem waren die chrijtlich-jozialen Vereine 
meiſtens interfonfejjionell, während mit dem Anwachſen der jozialdemo- 
fratijchen Bewegung da3 Bedürfnis hervortrat, den Arbeitern einen reli- 
giös⸗apologetiſchen Rückhalt zu bieten. Beiden Aufgaben juchten freilich 
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die Gejellenvereine in — Umfange Rechnung zu tragen, aber ſie 
waren nur für das Handwerk beſtimmt und fanden deshalb in erſter Linie 
auf dem Lande und in den Kleinſtädten ihren Boden. Um auch den 
Induſtriearbeitern einen Rückhalt zu bieten, begann man ſeit Anfang 
der 1880er Fahre mit ber Gründung fatholifher Arbeitervereine, 
die hauptjächlicd in den größeren Städten und unter der Induſtriebevölke— 
rung wirfen jollten. Der erjte derjelben wurde 1881 in Rheine gegründet, 
und das gegebene Beijpiel fand mehrfach Nahahmung. Die 31. General- 
verjammlung ber Katholifen Deutſchlands empfahl 1884 auf Antrag des 
Verbandes „Arbeiterwohl‘, der von Dr. Hite vertreten wurde, die Grün— 
dung fatholifcher Arbeitervereine „als eines der wirfjamften Mittel zur 
Bekämpfung der ———— und ſittenverderblichen Strömungen 
der Zeit“. Auf den folgenden Katholikentagen von Breslau 1886 und 
Bochum 1889 wurden ähnliche Beſchlüſſe gerakt, wobei noch bejtimmter 
der Kampf gegen die Sozialdemokratie hervorgehoben wurde. Auch die 
Biihöfeverfammlung in Fulda 1890 ftellte jich auf diefen Boden. Einen 
ftarfen Antrieb erhielt endlich die Bewegung durch die päpftliche Enzyflifa 
Rerum novarum vom 15. Mai 1891, die ſich in einem bejonderen Abjchnitte 
a der Organijation der Arbeiter bejchäftigte und Regeln für fie auf- 
ellt 


e. 

Aber in dieſer Zeit und noch mehr in den folgenden Jahren vollzog 
ſich eine weſentliche inhaltliche Umgeſtaltung der Bewegung. 
Anfangs ſtand durchaus der religiös-apologetiſche Zweck im Vordergrunde. 
Daneben wollte man im allgemeinen im ſozial-verſöhnlichen Sinne wirken. 
Die Vereine ſollten zur „Überbrüdung der Kluft zwiſchen Arbeitern und 
Arbeitgebern‘ dienen. Deshalb legte man Wert auf die Beteiligung von 
Mitgliedern aus den höheren Schichten, mit deren Hilfe man Wohlfahrts- 
einrichtungen aller Art (Sparfajjen, Unterſtützungskaſſen, Sterbefajjen 
u. dgl.) begründete. Der gewaltige Aufihwung der Induſtrie und des 
Wohlftandes hatte dann zur Folge, daß auch unter den Wrbeitern der 
Wunſch auftauchte, durch Teilnahme an dieſen Errungenjchaften ihre 
materielle Lage zu verbejjern. Eine ſolche Aufgabe lag den firchlichen 
Organen fern, da fie Bedenken tragen müjfen, in dem wirtjchaftlichen 
Kampfe Partei zu ergreifen. Außerdem seigte fih mehr und mehr das 
Beftreben der Arbeiter nach jelbjtändiger Bertretung ihrer nterejjen. 
So ftand man vor der Entjcheidung, ob man die Arbeitervereine in ein 

egen früher weſentlich veränderte® Fahrwaſſer leiten oder cine neue 

————— ſchaffen ſollte, die den neuen Aufgaben Rechnung zu tragen 
habe. Man wählte den letzteren Weg, nämlich die Gründung von Ge— 
werkſchaften. 

Aber war damit ſcheinbar die Möglichkeit gegeben, nach Ausſchaltung 
der materiellen Ziele die Arbeitervereine — er früheren Grundlage 
zu erhalten, jo zeigte ſich doch bald, daß, um die gewerkſchaftlichen Aut 
gaben erfüllen zu können, eine Schulung der Arbeiter und insbefondere 
eine Beihäftigung mit vollswirtichaftlihen Fragen erforderlich jei. Dieje 
Aufgabe ift nun freilich in erfter Linie von den Gewerkſchaften jelbit 
zu erfüllen; aber e3 konnte nicht außbleiben, daß jie auch von den Arbeiter- 
vereinen in gemwiljem Umfange in die Hand genommen wurde. So hat 
jih denn heute en das Verhältnis zwiſchen Arbeiter- 
vereinen und Gewerkſchaften dahin entwidelt, daß die erfteren das 
fittlich-religiöfe, die letzteren das wirtichaftliche Leben zu beeinflujjen 


juhen. Doch ift auch diefe Trennungslinie nicht ſcharf durchzuführen; 
denn nur die Beeinfluffung des Lohn- und Arbeitsverhältnijjes iſt aus- 
ſchließlich den Gewerkichaften vorbehalten, während die Schaffung jonftiger 
wirtjchaftlicher Vorteile, insbejondere die Gründung von Unterſtützungs— 
fajjen und jonftigen Wohlfahrtseinrichtungen, beiden Gruppen gleich nahe 
liegt. Jedenfalls ftehen beide in engiter Beziehung zueinander und juchen 
fi) gegenjeitig ihre Mitglieder zuzuführen. Als Ziel wird auf beiden 
Seiten betrachtet, daß tunlichit jeder fatholifche Arbeiter beiden Organi— 
jationen angehört. 

Eine Art Brogramm murde von den fatholifchen Arbeitervereinen 
zuerſt aufgejtellt, ald im Jahre 1887 92 Vereine in Anlaß des Papit- 
jubiläums eine Adreſſe abjandten und dabei als ihre Aufgabe bezeichneten: 
„Li. das ganze Leben in die Religion zu tauchen und eines jeden Standes 
Tugend zu ehren und zu üben, 2. durch Rede und Beſprechung fie Genojjen 
zu belehren, 3. da3 einzurichten, was zur Beſſerung und Erleichterung 
der Lage der Arbeiter geeignet erjcheint, 4. der Genojjen Geijter zur 
Humanität, Liberalität und Ehrbarkeit anzuleiten”. 

In dem Normalftotut mwirb ald Zweck der Bereine bezeichnet: 1. Wahrung und 
Förberung der Religiojität und Sittlichleit der Mitglieder in feſtem Anſchluß an bie Kirche; 
2, Belehrung und YAufflärung der Mitglieder über die Beftrebungen ber chriftlichen Sozial 
reform und Belämpfung ber jozialiftiihen Irrtümer; 3. Schu und Förderung ber mirt« 
ſchaftlichen Intereſſen der Wrbeiter beſonders buch Erziehung zur praftifchen Mitarbeit 
an ben Beitrebungen zur gejellichaftlihen und wirtfchaftlihen Hebung ihres Standes; 
4. Pflege der geiftigen und gewerblichen Bildung; 5. Schaffung von Wohlfahrtseinrichtungen ; 
6. Förderung der Standedtugenden und Hebung des Standesbewußtfeins; 7. Pflege echter 
Kamerabfchaft, ſowie veredelnder Unterhaltung und Geſelligkeit. Politifche VBeftrebungen 
find ausgefchloffen. 

Die Tätigkeit befteht in Veranftaltung von Vorträgen und Aus— 
bildungsfurjen, Verbreitung von Schriften, Errichtung von Bibliotheken 
und Kolportagen, gemeinſame Beteiligung an religiöſen Übungen (Kom— 
munion und geiſtliche Exerzitien), Teilnahme an der Wahl der Arbeiter— 
vertreter zu den ſozialen Körperſchaften, ſowie Schaffung von Wohl— 
fahrtseinrichtungen. 

Was die Organiſation betrifft, ſo iſt dieſe ſtets lokal, d. h. auf 
einen beſtimmten Ort oder Bezirk beſchränkt. Die Leitung des Vereins 
ruht in der Regel in der Hand eines geiſtlichen Präſes, der von der kirch— 
lichen Behörde ernannt wird. Nur in Süddeutſchland gibt es einige 
Vereine, die einen Laien zum Vorſitzenden haben. 

Man hat aber ſchon ſeit einigen Jahren angefangen, die Vereine 
zu Diözeſanverbänden und Landesorganiſationen zuſammen— 
zuſchließen. 

An der Spitze jedes Diözeſanverbandes ſteht der Diözeſanpräſes; ihm zur Seite 
der Generaljefretär. Die Stelle des Vorſtandes vertritt die Generalverſammlung ber 
(geiftlihen) Präfides, die von dem Diözefanfomitee, einem engeren Wrbeitdausichuffe, 
zufammenberufen wird. Dort werben bie maßgebenden Berhandblungen geführt und bie 
entjheibenden Beſchlüſſe gefaßt. Allerdings merden diefe von dem Piözefandelegierten- 
tage, ber aus Wrbeitervertretern der einzelnen ®ereine beſteht, nochmals erörtert unb formell 
beflätigt, aber im mefentlihen hat der Bertretertag nur die Aufgabe, „die Arbeiter mit 
den Gebanten ber Berbandäleitung vertraut zu machen, um es ihnen zu ermöglichen, 
biefelben zu ihrem geiftigen Eigentum zu machen und an ber Durchführung berfelben ver- 
ſtändnisvoll zu arbeiten‘t). 

Die ältefte LZandesorganijation ift der „Berband der fatho- 
lifhen Arbeitervereine Süddeutſchlands“ mit dem Sitze in 


1) O. Müller: Hatbolifhe Wrbeitervereine, ©. 124. 
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in München. Der erjte ſüddeutſche Arbeiterverein wurde jchon 1849 in 
Regensburg gegründet. Es jolgten 1863 Donauftauf, 1872 Regensburg I 
und Blidweiler (Pfalz), 1874 Augsburg, 1879 Amberg, 1886 Bamberg, 
1887 Münden-Dft, 1888 München-Welt, 1890 München-Süd, München- 
Nord und Würzburg. Aber alle dieje Vereine waren Hein und hatten 
zufammen Ende 1890 nur 1290 Mitglieder. Erjt die Enzyflifa Rerum 
novarum vom 15. Mai 1891 gab den Anftoß zu einem jtarfen Auf» 
ſchwunge, und in den folgenden Jahren wurden zahlreiche Vereine ins 
Leben gerufen. Um die beftehenden Vereine untereinander fejter zufammen- 
Aufchlichen und die Agitation wirkjamer zu betreiben, wurde dann am 
12. Oktober 1891 in einer von 27 Vertretern bejuchten „Konferenz jüd- 
deutjcher Arbeitervereinspräfides‘ der genannte Verband gegründet. 

Der Verband beichäftigte ſich jchon auf feinem zweiten Verbands— 
tage in Münden am 3. Oftober 1892 mit der Gemerfichaftsfrage; auf 
Grund der dort gegebenen Anregung wurden Ende November 1892 in 
Münden zur Förderung der wirtjchaftlichen Intereſſen „Fachſektionen“ 
der Bauhandwerfer, Holzarbeiter und Metallarbeiter „für die Mitglieder 
katholiſcher Arbeitervereine’ gejchaffen. Nachdem dann aud) der 5. Dele- 
giertentag in Stuttgart 1895 fi) dahin ausgeiprodhen hatte, daß bie 
gemwerfichaftlihe Organijation der Arbeiter energiih in die Hand ge— 
nommen werde, jchlojjen jih am 16. November 1896 die in München 
vorhandenen Fachlektionen zu dem „Verein Arbeiterjchug” zujammen. 
In ihm beftanden Gewerkichaftsverbände nad) den einzelnen Beruf3- 
gruppen. Nacd dem Erſtarken der rijtlihen Gewerkſchaften Hat er ſich 
im Jahre 1901 aufgelöſt. 

Auch das Unterſtützungsweſen iſt ſorgfältig gepflegt. Alle einzelnen 
Vereine beſitzen Sterbekaſſen und Sparkaſſen, viele auch Krankengeldzuſchuß— 
und Unterſtützungskaſſen für Notfälle. Am 1. März 1891 wurde die 
Sterbekaſſe des Vereins München-Weſt zur gemeinjamen, nicht obligato- 
riſchen Sterbekaſſe erflärt unter dem Namen: „Verbandsſterbekaſſe für 
die katholiſchen Arbeitervereine de3 füddeutihen Verbandes“. In der 
Generalverjammlung vom 28. April 1895 wurde eine Verbands-Kranken— 
geldzuſchußkaſſe errichtet. Auch ift eine große Anzahl von Volksbureaus 
ind Leben gerufen. 

Der Verband umfaßte (je am Jahresſchluſſe) 1894 56 Vereine mit 
2354 Mitgliedern, 1896 181 V. mit 34807 M., 1898 281 ®. mit 
46535 M., 1900 372 3. mit 58239 M., 1901 403 3. mit 59822 M., 
1902 424 ®. mit 62209 M., 1903 540 V. mit 71000 M., 1904 745 V. 
mit 97175 M., 1906 853 V. mit 105271 M. Zu ihm gehörten die 
Diözejanverbände in München-Freifing (68 ®. mit 10187 m, Augsburg 
(59 V. mit 9385 M.), Paſſau (43 V. mit 5377 M.), Regensburg (93 B. 
mit 14611 M.), Eichitätt (26 V. mit 2650 M.), Bamberg (47 ®. mit 
6441 M.), Würzburg (153 V. mit 9495 M.), Speyer (95 ®. mit 9985 M.), 
Rottenburg (110 V. mit 14945 M.), Freiburg (158 V. mit 21719 M.), 
ra, (7 B. mit 477 M.). Die Verbandsſterbekaſſe zählte 2533, die 
Verbandskrankenkaſſe 3650 Mitglieder. Daneben hatten noch 183 Bereine 
mit 19483 M. eigene Krankaſſen und 143 ®. mit 30885 M. eigene Sterbe- 
kaſſen. In den beftehenden 185 Sparkaſſen hatten 6665 M. ein Guthaben 
von 1023050 M. Das Bermögen aller Verbandsvereine belief ſich auf 
5230320 M. VBerbandsporjigender iſt C. Walterbady in Münden. Ber- 
band3organ ift der feit 1890 in München erjcheinende ‚Arbeiter‘. 
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In Weſtdeutſchland ift die Zentralifationsbemwegung von Köln 
ausgegangen. Hier bildete jich 1887 ein Komitee geiltlicher Präfides 
iu dem Zwecke, die Arbeitervereine in jeder Weije zu fördern, insbejondere 

ormaljagungen aufzuftellen. Am 15. Juli 1888 veranftaltete dasſelbe 
die erite Öeneralverjammlung der Präjides der Erzdiözefe Köln. Da 
dieje Beitrebungen in anderen Diözejen lebhafte Sympathie fanden, jo 
wurde auf Anregung des Komitees im Jahre 1889 in Köln eine General- 
berjammlung der Nräfides aller Diözefen Deutſchlands abgehalten, bie 
1890 und 1891 in Köln, 1892 in Mainz, 1893 in Würzburg und 1894 
in Köln eine Wiederholung erfuhr. Die letztere Generalverſammlung emp⸗ 
fahl auch die Veranſtaltung von Arbeiterdelegiertentagen. Solche ſind 
dann ſeit 1895 für die Diözeſe Köln jährlich abgehalten. 

Die Arbeitervereine der Diözeſe Köln wurden 1896 durch Verfügung 
des Erzbiſchofs zu einem Verbande vereini Bald bildeten ſich ſolche 
Verbände auch in den übrigen Diözeſen —— insbeſondere 
in Münſter, Paderborn, Fulda, Limburg, Trier und Hildesheim. Dieje 
ee mit Ausnahme desjenigen in Trier, jchloffen ſich dann 

u dem „Berbande fatholijher Arbeitervereine Weſt— 
beutichlandg” zuſammen. 

Auch in Weſtdeutſchland hat man ſich das Unterſtützungsweſen an— 
gelegen jein laſſen. Schon ber erſte ber oben erwähnten Delegierten— 
tage in Köln 1895 beſchloß die Gründung einer „Zentralfrantengeld- 
ua der katholiſchen Arbeitervereine Deutfchlands“ mit dem Site 
in Düjfeldorf, die jpäter auch Mitglieder der chriſtlichen Gewerkſchaften 
aufnahmen und deshalb ihrem Namen den Zuſatz gab: „und chriftlichen 
Berufsverbände”. In demjelben Jahre wurde auch die Lentraliterbe- 
kaſſe „Leo mit dem Sitze in Köln ins Leben gerufen. Beide Kajfen 
wurden 1904 nad) Gründen des Weſtdeutſchen bee als Berbands- 
fafien anerfannt. Für Die Keine in Mitteldeutichland wurde 1900 die 
„Allgemeine Zentralkranken- und Sterbekaſſe Fatholijher Männer- und 
Arbeiternereine Deutſchlands“ mit dem Sitze in Offenbach, geichaffen. 

Der Weſtdeutſche Verband umfaßte (je am BRD) 1903 
311 Bereine mit 63700 Mitgliedern, 1904 325 ®. mit 69000 M., 1905 
400 3. mit I0000 M. und 1906 656 3. mit 114618 M. Er umfaßt 
die Diözefanverbände Köln (221 ®. mit 43795 M.), Paderborn (144 V. 
mit 22000 M.), Münſter (129 V. mit 26181 M.), Limburg (50 8. 
mit 3000 M.), Hildesheim (23 V. mit 3537 M.), Fulda (44 V. mit 
4500 M.), Met (19 V.), Osnabrüd (11 ®.). Die beiden lebten Diözefan- 
verbände zählen zujammen etwa 7000 Mitglieder. Außerdem hat fich 
dem Verbande die Diözeje Kulm mit 15 ®. und 4600 M. angeſchloſſen. 
Verbandsorgan ift die jeit 1. April 1899 in M.Gladbach ericheinende 
„Weitbeutiche Arbeiterzeitung“. Verbandspräſes ift Dr. Auguft Pieper 
in M.-Gladbad). 

Die dritte Zentralorganijation, der „Verband katholiſcher Ar- 
beitervereine (Sit Berlin)“, der den Anjprud) erhebt, ganz Deutjch- 
land zu umfajjen, dem aber außer der Diözeſe Trier im weſentlichen 
nord» und oftdeutiche Vereine angehören, fteht zu den erjteren beiden in 
iharfem Gegenſatze. Er ijt wegen de3 engen — mit den 
„katholiſchen Gewerkſchaften“ an anderer Stelle!) zu behandeln. 


2) Bl. ©. 174. 
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Ein Zujammenjhluß der genannten Verbände zu einer höheren Ein» 
heit befteht nicht. Das erklärt jich Hinfichtlich des Berliner Verbandes 
aus deſſen gegenjäglicher Stellung. Der fübdeutiche und der weſtdeutſche 
Verband verfolgen gleiche Ziele; Hier fteht einer näheren Verbindung 
nicht3 im Wege. Da aber die Schaffung eines ganz Deutſchland um- 
fafjenden Verbandes, die Ende der 1890er Jahre aus Süddeutſchland 
angeregt wurde, fich wegen der Haltung der Berliner Richtung als un- 
möglich erwies, jo Hat man den Gedanken nicht weiter verfolgt. 

Bieht man in Betracht, daß e3 in verjchiedenen Ländern, insbeſondere 
Heſſen, Elfaß-Lothringen und dem Saargebiete noch eine Anzahl Vereine 
ibt, die feinem der 3 großen Verbände angeſchloſſen find, jo iſt die 
Sefamtzafl der fatholifchen Arbeitervereine auf etwa 1800 mit 350000 Mit- 
gliedern zu berechnen. 


C. Fachabteilungen. 


Die Gejellen- und Arbeitervereine, evangelifche wie atholifche, find nicht 
al3 gewerkichaftlihe Organifationen anzufehen, denn die Interejjen, die fie 
verfolgen, find teils ne oder gejelliger Natur, teil3 berühren 
fie freilich die wirtjchaftlihe Lage, befchränten ſich aber einerfeit3 auf 
Bohlfahrtseinrichtungen, andererjeit3 auf Zwecke, wie Unterricht, Biblio- 
thefen, Vorträge und — Beſtrebungen, die freilich einen 

ewerblichen, nicht aber einen gewerkſchaftlichen Charakter tragen, inſo— 
ir man ben legteren darin zu jehen hat, die Stellung de3 Arbeiterd 
im Produftionsprozeß zu ftärfen, insbefondere fein Intereſſe gegenüber 
den Arbeitgebern zur dettun zu bringen. Je mehr nun diefe Aufgabe 
in den Vordergrund praftifher Sozialpolitif trat, um fo mehr waren 
bie Gejellen- und Wrbeitervereine vor die Frage geitellt, welches Ver— 
hältni3 fie zu diefen gemerkichaftlichen Beftrebungen einnehmen jollten. 

Die Gründung von Fachabteilungen in den katholiſchen Gejellen- 
bereinen murde zuerjt ins Auge gefaßt und öffentli erörtert von 
dem Kaplan Dr. Oberbörffer, der in Nr. 1 und 2 der „Kölner Rorre- 
fpondenz für die geiftlihen Präfides katholiſcher Vereinigungen ber 
arbeitenden Stände” von 1891 den Plan eingehend behandelt. fand 
einen Geſinnungsgenoſſen in dem Präjes de3 latholiſchen Gefellenvereind 
in Köln, Rektor Sclid, der in den „Mitteilungen für die Vorfteher 
ber fathol. Gejellenvereine‘ Heft 23 von 1892 warm für den Plan eintrat, 
indem er darauf hinwies, daß die fozialiftiichen Gewerkſchaften ihren Mit- 
gliedern eine Reihe wertvoller Einrichtungen, insbeſondere Arbeitsnachweis, 

ewerbliche Ausbildung, Krankenkaſſe uſw. böten und dadurch auch bie 
atholifchen Arbeiter vielfach zum Beitritte veranlaßten, was nur durch 
Gründung von ähnlichen Organijationen gehindert werden könne. 

Die Anregungen von Oberbörffer und Schlid führten zu lebhaften 
Erörterungen, die auch auf der Diözeſankonferenz der Gefellenvereind- 
Präjides in Köln am 25. September 1892 einen breiten Raum einnahmen. 
Man jegte eine Kommifjion ein, um die Frage zu prüfen, „ob es angezeigt 
erfcheine, innerhalb oder außerhalb des katholiſchen Gefellenvereins eine 
— Gewerkſchaftsorganiſation zu ſchaffen, oder ob ſtatt deſſen die 

ildung lokaler Fachabteilungen zu empfehlen ſei“. Dieſe Kommiſſion 
legte das Ergebnis ihrer Arbeiten nieder in den fog. „Kölner Theſen“, 
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bie auf der am 18. Mai 1893 in Köln abgehaltenen Diözejankonferenz 
mit geringen Änderungen in folgender Saffung angenommen wurden: 


1. Erfte und wichtigſte Aufgabe des katholiſchen Gefellenvereins ift „Anregung und 
Pflege eines kräftigen, religiöfen und bürgerlichen Sinne und Lebens“. 

2. Das Wirken bed Gejfellenvereind gilt einem einzelnen Stande mit ausgepr 
gewerblichem Streben; daher liegt neben Sorge für das religiöfe Leben aud die 
Förderung der wirtfchaftlihen Interejjen dieſes Standes im Bereiche der Bereinstätigkeit. 

3. Je mehr die Lage des Handwerl3 unter dem Einfluffe der modernen Wirt- 
ſchaftsweiſe cine gebrüdte wird, um fo mehr treten die Fragen des wirtjchaftlihen Lebens 
für die Handwerker in den Borbergrund. 

4. Da zur Befeitigung herrichender Übelftände in erfter Linie die von denfelben 
betroffenen Stanbeögenofjen berufen erfcheinen, hält der Gejellenverein ein dahin zielenbes 
Wirken auch des Gefellenftandes für durchaus berechtigt und angemejjen. 

5. Er vermwirft dagegen die angeblidy zu dieſem Zwecke gebildeten Fachvereine, weil 
biefelben: a) ein Dedimantel find für fozialijtifche Beftrebungen; b) das Handwerk gerabe- 
zu preiögeben, indem jie deſſen Sade als eine verlorene hinftellen und den Handwerker zum 
Broletarier herabdrüden. 

6. Angeſichts dieſer Beftrebungen, aber vor allem angefichts der Kriſis, melde das 
Handwerk bedroht, erftrebt der Gefellenverein eine Organijation, die: a) vor allem bie 
Fortführung feiner bisherigen Wirkfamleit in ihrem vollen Umfange gejtattet; b) feine 
Mitglieder in höherem Maße jchügt gegen bie jozialiftifchen Irrlehren; c) ſich eng an bas 
Handwerk anſchließt und für deſſen Erhaltung wirft. 

7. Es fann und will ber Gejellenverein nicht Die Hand bieten zu irgendwelcher gewerkſchaft · 
lichen Organiſation, die außerhalb ſeines Rahmens errichtet wird. Von Kolping für das 
Handwerk begründet, hat der Verein bisher ſegensreich für dieſes gewirkt; deshalb erſcheint 
es naturgemäß, auch eine Erweiterung dieſer Tätigteit an bie im Bereine bereits beftehen- 
ben Einrichtungen anzufnüpfen. 

8. Auch ift ein gemeinfames Vorgehen bed Gejellemvereins mit ben chriſtlichen Ber» 
einen, welche vorwiegend für Induſtriearbeiter berechnet find, deshalb untunlich, weil bie 
BVerhältniffe für Imduftrie und Handwerk verſchieden liegen, daher ein verjcdiedenartiges 
Vorgehen bedingen. 

9. Der Gefellenverein fieht deshalb in der Schaffung einer Organifation innerhalb 
ber bejtehenden Gefellenvereine die naheliegende Möglichkeit, den Unforberungen ber gegen- 
mwärtigen Lage gerecht zu werben. 

10. Mit Rüdfiht auf das allgemein befundete Streben nad berufsgenofjenihaft- 
lihen Verbänden und unter befonberer Berüdfichtigung ber bdiesbezüglihen Anregungen 
bes hi. Baterd in der Enzyflila über die Urbeiterfrage erfcheint es geboten, bie Förde» 
rung ber wirtfchaftlichen Intereffen der Handwerker durch Bildung bejonberer Berufsorgani- 
fationen innerhalb bes Vereins in die Wege zu leiten. 

11. Se nad) der Stärke der Vereine werben zu biefem Ende Fachabteilungen in größerer 
ober geringerer Zahl gebildet. In größeren Vereinen find bejonders zu berüdjichtigen die 
Schreiner, Schuhmacher, Schneider, Bäder, Metallhandwerler und Delorationshandwerter, 
— — Anſtreicher, Maler, Tapezierer, Polſterer, Sattler und Bildhauer zu zählen 
ein würden. 

In kleinern Vereinen dürfte es ſich empfehlen, eine Fachabteilung für Bauhandwerlker, 
eine Belleidungsgruppe (Schuhmacher, Schneider) und vielleicht eine Nahrungsmittelgruppe 
(Metzger, Bäcker) zu bilden. 

12. Die Abteilungen verſammeln ſich in Zwiſchenräumen von acht Tagen bis zu 
einem Monate an einem Wochenabende im Vereinslokal. Den Borfig führt ein auf ein 
Jahr von den Fachgenoſſen gewähltes Mitglied. Die Wahl desfelben unterliegt der Be- 
fätigung des Präſes. Dem Borfigenden ſteht ein Ausſchuß zur Seite, der aus 2—6 ge 
wählten Mitgliebern befteht. Der Vereinspräſes ift im Sinne ber Enzyklila Freund und 
Berater der Wbteilung und hat als folcher im Ausſchuß Sig und Stimme. 

13. Die Mbteilungen erftreben: a) Hebung bed Standesbewuhtfeins; b) gewerbliche 
Fortbildung der Mitglieder; c) Führung eines geregelten Arbeitönachweifes; d) Gewährung 
von Rechtsſchutz bei gewerblichen Streitigfeiten; e) Vertretung ber Fachintereſſen. 

14. Auf dieſem Gebiete wirken die Mbteilungen fo lange durchaus ſelbſtändig, als 
fih ihre Tätigkeit in den vom Geſetz und Gewiſſen unb den Grundprinzipien des Gejellen- 
bereind gezogenen Grenzen bewegt. Beſchlüſſe, welche dieſen Rahmen verlafien, find un, 
gültig, worüber der Präjes entſcheidet. Etwaige Verſuche, derartige Beſchlüſſe dennoch 
zur Ausführung zu bringen, gelten al8 Übertretung bes Generalftatuts und find vom Präſes 
in fchärfiter Beite zu ahnden. 
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15. Befondere Beiträge zahlen bie Mitglieder der Wbteilungen nicht. Es merben 
vielmehr die entjtehenden Koften aus der Vereinskaſſe gebedt, und gehören alle Utenfilien, 
Bücher, Zeitfchriften ufw. dem Bereine. 

16. Die Mbteilungen dürfen nur zufammentreten zu mirtfchaftlihen Zwecken, nicht 
aber zur Pflege ber Gefeltigteit, insbefondere dürfen jie feine Teftlichleiten veranftalten. 

17. Wenn Ungelegenheiten der Abteilungen im Bereinsvorftande zur Beratung ftehen, 
tönnen fich die beteiligten Abteilungen durch ein oder zwei aus ihrer Mitte gewählte Mit- 
lieber vertreten laſſen. Diefe haben für folche Fälle im Vorſtande Sig und Stimme. 
— ſteht dem Vorſtande des Vereins das Recht zu zwei ſeiner Mitglieder mit be— 
— und beſchließender Stimme in die Sitzungen der Ausſchüſſe der Abteilungen zu 
entjenben. 

18. Die Gemerkichaften des Gejellenvereind find keine Kampforganifationen; wohl 
erftrebten ſie bie Bejeitigung lolaler Mißftände, dies indes, mo möglich, durch gütliche 
Vereinbarung unter Berüdfidhtigung ber ſchwierigen Lage, in welcher der Meifterftand 
fih befindet. Um ein einträchtiges Zufammenwirten von Meiftern und Gejfellen zu er- 
zielen, ift e3 münfchenswert, zu ben Sitzungen ber Wbteilungen Meifter bes betreffenden 
Gewerbes einzuladen, unter Zuſtimmung des Präfes. 

19. Die gewerkſchaftlichen Beftrebungen des Gejellenvereind wollen: a) den Mitgliedern 
bie Erlangung einer gründlihen Durchbildung im Handwerlke erleichtern; b) biefelben an» 
regen und befähigen zu ernjter Mitarbeit an den Aufgaben der Zeit auf bem Boden ber 
chriſtlichen Geſellſchaftsordnung; c) in bdenjelben Sinn und Verſtändnis wecken für eine 
berufägenofjenfchaftlihe Organifation des Handwerks im allgemeinen und für Bildung 
von Wirtichaftögenofjenichaften im bejonberen. 

20. Die hier gegebenen Grunblinien des wirtjchaftlihen Vereinsprogramms werben 
integrierender Beitanbteil des Generalftatuts. 

21. Treu feinem Statut, die Politik von feiner Tätigkeit auszufchließen, will der Ge 
jellenverein auch mit feinen gewertihaftlichen Beftrebungen keineswegs den Gang ber öffent- 
lihen Dinge beeinflufjen, er will vielmehr jeinen Mitgliedern eine Erziehung geben, bie 
fie in ben Stand jegt, im fpäteren Leben tatkräftig all das ind Werk zu jegen, was ihrem 
privaten Fortlommen frommt. 


Obgleich die gegneriſchen Stimmen keineswegs verftummten, vielmehr 
nahdrüdlich auf die Gefahr hinwieſen, durch Einführung der Berufs- 
organijation das bisherige Prinzip ftraffer Zentralifation zu durchbrechen, 
jo jtellte doch, nachdem noch mehrere Diözejankonferenzen in Wien, Fulda, 
Trier, Münſter, Rothenburg uſw. ſich mit der Frage bejchäftigt hatten, 
die am 21./23. Auguft 1895 in Würzburg abgehaltene „Generalver- 
fammlung de3 Gejamtverbandes” ſich auf denjelben Boden, indem fie 
folgende Rejolution annahm: 


„Die Generalverfammlung hält es für mwünfchenswert, daß ber Gejellenverein 
ed ſich angelegen fein laſſe, der berufsgenoſſenſchaftlichen Drganifation des Handwerks, 
welche in Ausſicht fteht, die Wege zu ebnen und bementiprechenb überall da, wo bad Be- 
bürfnis und die Möglichkeit befteht, Fachabteilungen nad Anleitung ber Kölner Thefen im 
Einverjtänbnis mit dem Diözefan- und Generalpräjes zu errichten.“ 


Tatſächlich wurde in den nächſten Fahren an jehr vielen Orten dem- 
gemäß vorgegangen und 1904 gab es in 70 Gejellenvereinen 190 Fach— 
abteilungen. 


Das wohl überall eingeführte Normalftatut bezeichnet ald Zweck: 1. Pflege bes 
Gemeinfinns; 2. gewerbliche Yortbildung der Mitglieder; 3. Vertretung ber Intereſſen 
bes Gejellenftande® und als Mittel zu deſſen Erreihung: 1. wöchentliche Verſammlun 
zur Erörterung gewerblicher Tragen, insbefondere des Genofjenjchaftsmejend und ber für 
das Handwerk! in Betracht fommenden Gejepe; 2. Veranftaltung von Unterrichtäkurfen und 
technijchen Vorträgen, ſowie Beihaffung und Berwertung der einfchlägigen Fachzeitſchriften; 
3. Unregung und Vorfchläge zur Abſchaffung etwa beftehender Mißſtände im Wege fri 
licher Borftellungen bei den maßgebenden Stellen (Urbeitgeber, Innungsvorftand, Gewerbe» 
infpeftor; äußerftenfalls durch bejonnene Anrufung ber öffentlihen Meinung. Die Pflege 
ber Gejelligleit bleibt den Vereinen jelbft vorbehalten. Die Leitung liegt in der Hanb eines 
Mitgliederausſchuſſes. In ihm hat ber (geiftliche) Vereinspräſes 3 und Stimme, ber 
auch die Wahlen zu beftätigen bat. Die vorhandenen Utenfilien, Lehrmittel und Zeit- 
fohriften der Mbteilung jind Eigentum des Bereins. 
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Aber e3 jollte fid) zeigen, daß die Bedenken, die man gegen die Fach- 
abteilungen erhoben hatte, doch in höherem Grade begründet waren, als 
man hatte zugeben wollen, und jeit nun gar mit dem Einjegen der 
chriſtlichen werkſchaftsbewegung ein offenbares Konkurrenzverhältnis 
entſtand, wurde die Gewerkſchaftsfrage ein ſtändiger Verhandlungsgegen— 
ſtand der Diözeſanverſammlungen, und auch die Generalverſammlungen 
in Köln 1900 und in Mainz 1902 mußten ſich eingehend mit der An— 
gelegenheit bejchäftigen. 

Die Vorwürfe, die man gegen die G⸗Bewegung erhob, liefen im weſentlichen hinaus 
auf brei Punkte. Zunächſt behauptete man eine Abſchwä be religiöfen Intereſſes, 
indem ben wirtſchaftlichen Fragen höhere Bebeutung beigemeſſen werde, als ben religiöjen, 
fo daß barunter jogar ber Beſuch der Meffe leibe. Ferner fei bad Prinzip der Autorität 
bedroht, indem häufig die gewerkſchaftlich organifierten Gefellen ein Mitbeftimmungsredt 
bei Berwaltung ber Sofpige, fowie in ben Bereindverfammiungen eine Teilnahme an ber 
Leitung, freie Distuffion und Abſtimmung ohne Rüdjiht auf die geiftlihen Leiter for- 
berten, fo daß dieſe mehrfach fogar zu Ausſchließungen hätten greifen müſſen. Endlich 
gehe dad Standesbemußtfein verloren, indem bie Geſellen ſich nicht ald Ungehörige 
bes Handwerls, fondern als Wrbeiter fühlten. 

Um ben Schwierigkeiten gerecht zu werden, die auß dem Bujammen- 
wirfen von Meiftern und Gejellen * ergeben, beſchloß man in Köln 
zunächſt, daß bei ausbrechenden Streiks der Geſellenverein eine völlig 
neutrale Stellung einnehmen ſolle. Hinſichtlich der übrigen Schwierig- 
feiten einigte man fid) in Mainz auf eine Refolution, die freili an den 
Kölner Thejen fefthielt, aber die Erwartung ausſprach, daß die dhrift- 
wg Gewerkſchaften in folgenden Punkten Entgegentommen bemeijen 
würden: 

„i. Bom bogmatifchen Standpunkte aus verlangen wir bie Wnerlennung ber kon» 
—— Vereine als ber notwendigen Vorausſetzung der chriſtlichen gewerkſchaftlichen 

ewegung und reklamieren vor allem bie Pflege des religiöſen Lebens, dann auch die Fort⸗ 
— und Unterhaltung als unſere ausſchließliche Domäne. 

. Bom moraliſchen Standpunlte aus verlangen wir eine energiſche Betonung der 
Autorität, namentlih mit Rüdjiht auf die jüngeren Gewerkſchaftsmitglieder. 

3. Bom wirtſchaftlichen Standpunkte aus verlangen mir eine energiſche Betonung 
ber Berechtigung ber Handwerkerorganiſation.“ 

Aber troß diefer Beichlüffe hat das Erſtarken der chriſtlichen G.-Be- 
wegung zu einer Einſchränkung des Wrbeitögebietes der Fachabteilungen 
geführt, indem man, ohne eine formelle Revijion der Kölner Thejen vor- 
zunehmen, doch — alles, was ſich auf wirtſchaftliche Angelegen— 
heiten, insbeſonbere auf Lohnfragen, Streiks, Streitigkeiten zwiſchen Ge— 
ſellen und Meiſtern bezog, aus den Fachabteilungen ausſchaltete und den 
Gewerkſchaften überwies. Als Ergänzung dafür konzentrierte man um jo 
entſchiedener alle Kraft auf eine — fachliche Ausbildung der Mit- 
glieder, aber da3 beiderfeitige Verhältnis iſt allmählich ziemlich fühl ge- 
worden, wie denn ja auch nicht zu verfennen ift, daß mit der Entwidlung 
des Gewerkſchaftsweſens der Geſichtspunkt aus dem heraus man zur 
Gründung von Fachabteilungen gelangt war, nämlich die Vertretung wirt» 
Ihaftlicher Intereſſen, in Konkurrenz mit den fozialijtiichen Organijationen 
jeine Bedeutung verloren hat!). 


1) Herr Generaljefretär Dr. Schwer bemerkt zu vorſtehender Darftellung, daß ber 
fathol. Gefellenverein nicht etwa durch das Entitehen ber cdhriftlihen Gewerlſchaften ge- 
zwungen gemwefen fei, bie Tätigfeit ber Fachabteilungen einzuichränfen, vielmehr habe man 
von Anfang an ald Aufgabe der feßteren die fachliche Ausbildung der Mitglieder ange» 
fehen und nur ungern die Behandlung ber wirtſchaftlichen, inäbefondere Lohn- und Streik» 
fragen, die den geiftlihen Präjes vor unangenehme Konflikte geitellt hätten, in bad Pro» 


Ende 1906 bejtanden in 77 Bereinen 206 Fachabteilungen. 

Aud) in den katholiſchen Arbeitervereinen nahm man bie Bil- 
dung bon Fachabteilungen in die Hand. Schon 1891 murbe in ber 
„Präfidesforrefpondenz“” der Entwurf eines Statutes für Fachabteilungen 
vorgelegt. In der Generalverjammlung der Diözejan-Präjides Deutich- 
lands in Mainz 1892 wurde die Bildung von Fad-(Berufs-Jabteilungen in 
ben fatholijhen A.«V. zum Zmwede einer wirkſamen Förderung der Beruf- 
intereffen durch Anregungen (bei Arbeitgebern und Gemeindeverwaltungen) 
und Einrichtungen (Arbeitsnachweiſe, Fachunterricht uſw.) empfohlen. Im 
November 1892 wurde in München die erſte Fachabteilung der Holz- und 
Metallarbeiter und Bauhandwerker — 1894 folgte eine Fach— 
abteilung der Weber in Krefeld und der Metallarbeiter in Duisburg. 
Eine am 25. September 1894 in Köln abgehaltene Generalverſammlung 
ber ae vg ſprach ſich nicht nur grundfäglich für foldhe aus, jondern 
einigte ji) auch auf folgende von Brofeflor Hige aufgeitellten Leitfäge, 
die demnächſt auch von dem Gejamtverbande der evangelijchen U.-.B. in 
der Sitzung vom 11. Dftober 1894 in Köln angenommen wurden und 
beöhalb jeßt ein gemeinfames Programm bilden. Diejelben lauten: 


I. Die Arbeiter haben ebenfogut, wie andere Berufögruppen, Das Recht, wie das 
Bebürfnis, fich zur Wahrung und Förderung ihrer Berufsintereffen zufammenzufchließen. 
I. Die beftehenden Berufövereine (Gewerl- und Fachvereine) ftehen faſt ausnahms- 

108 unter fozialdemofratifhem und liberalem Einfluß, iind jo eine bedrohliche Gefahr 
für die chriftlichen Arbeiter. 

III. Diefe Gefahr kann nur dadurch bejeitigt werden, daß entweber hriftlihe Ge- 
werfvereine gegründet werben, ober aber baß bie hriftlihen Arbeiter fo gejchult werben, 
daß fie den fozialdemokratifhen bzw. liberalen Einfluß zu paralyfieren vermögen. 

IV. Der befte und ficherfte Weg zur Erreichung einer —— erfolgreichen Organi⸗ 
ſation unſerer Arbeiter — ſei es ſelbſtändig, ſei es im Rahmen ber beſtehenden Organi— 
fationen — iſt bie Bildung von Fachabteilungen in den beſtehenden katholiſchen (evan- 
gelifhen) Wrbeitervereinen. 

V. Die Ziele dieſer Fachabteilungen find: 1. Förderung der Fachbildung buch: 
a) Unterrichte, Vorträge, Ausftellungen ufw.; b) Beihaffung einer Fachbibliothek; c) Be- 
fprehungen, Bermittlung von entjprechenden Arbeitsſtellen. 2. Gründliche Untermweifung 
bez is ber beitehenden jozialen Gejege und Beranftaltungen; praftifche Anleitung zu 

äßiger Mitwirkung bei Ausführung, bzw. Verwaltung berjelben. 3. Beſprechungen 
et Erhebungen bezüglich ber beftehenden Arbeiterberhältniffe, Marlegung der Mißſtände 
und der Wege zur Mbhilfe; Mitteilung und Anregung entiprechender Verbejjerungen und 
Einrichtungen bei den berufenen Inſtanzen. Dieſe Anregungen werben in der Regel und 
zunächſt von ben einzelnen Mitgliedern an zuſtändiger Stelle (beim einzelnen Arbeitgeber 
in bejcheibener, vertrauenävoller, beftimmter Ausſprache, im Urbeiterausfhuß, im r⸗ 
ſtande der Krankenkaſſe, im Gewerbegerichte ufw.) angebracht, während in anderen Fällen 
fchriftliche ober mündliche Vorftellungen von feiten ber Fachabteilung als ſolcher ſich emp- 
fehlen. Dieſe können gerichtet werben: a) an bie Vorſtände ber Krankenkaffen, der Unfall- 
verſicherungsgenoſſenſchaften uſw.; b) an bie Handelskammern ober Wrbeitgeber- und ge- 
meinnügige Berbänbe (Aktien-Baugejellichaften, Bereine für Haushaltungsfhulen, Ferien- 
folonien, für Wöchnerinnenfürforge, Boltstaffeehäufer, Babeanftalten ufw.); c) an das Ge⸗ 


gramm ber Fachabteilungen aufgenommen. Man habe dies tun möüffen, ba es feine ge 
eignete Drganifation hierfür gegeben habe, aber praltiſch ſei dieſe gern 
wohl in feinem einzigen falle geworben. Sobald bie chriftlihen G. gegründet feien, 
habe man e3 beshalb freubig begrüßt und als Erleichterung empfunden, die bezeichnete 
Tätigkeit ber Fachabteilungen an fie abgeben zu können. Die zeitweifen Reibungen zwiichen 
ben Gefellenvereinen und ben dhriftliden G. hätten deshalb ihren Grunb nicht in irgend» 
einer Konkurrenz, fondern barin, daß bie Bugehörigleit zu ben G. die Gefellen vielfach 
bem Gefellenverein und ben von biefem zur gründlichen — Ausbildung getroffenen 
Einrichtungen ſowie ber religiöfen Unterweiſung, den Unterſtützungszwecken uſw. entfremdet 

be. Auch aus der großen Verſchiedenheit der beiderſeitigen Organiſationen hätten ſich 
Differenzpunfte ergeben, insbeſondere hinſichtlich der jüngeren Mitglieder. 

Rulemann, Berufſsvereine. II. 10 
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werbegericht, welches nicht nur in Lohn⸗ uſw. Streitigkeiten entſcheidet, ſondern auch be⸗ 
rufen iſt, Vorſchläge und Anregungen ben Behörden und geſetzgebenden Faktoren zu unter» 
breiten; d) an bie Gewerbeaufſichtsbeamten (Fabrikinſpeltoren); e) an die Gemeindebehörden 
(3. B. betr. ortöftatutarifche Regelung ber ng ner, (8119 der Gewerbeordnung) oder bie 
Ortöpolizeibehörbe (z. B. Berpflichtung zur Einrichtung von Wald und Umfleideräumen, 
von Eßſälen in Fabriken uſw. ($ 120d der Gewerbeordnung). Enbli kann in gegebenen 
Fällen auch f) an bie öffentlihe Meinung appelliert werden durch ruhige, mwohlüberlegte, 
maßvolle Darjtellung der Mißſtände und praftifche, mohlbegründete Borjchläge zur Ab- 
hilfe in Zeitungen und Vorträgen. Gewiß kann und ſoll aud) das legte Mittel zur Erreichung 
berechtigter Wünſche und forderungen — der Gtreif — den Wrbeitern nicht beſchränkt 
werben, aber ſchon bie lokale und Eonfefjionelle Beſchränkung der Organifation wird die 
felbftändige Aufnahme und Durchführung eines ſolchen faum möglich erjcheinen laſſen. 
Sebenfall3 wirb der (geiftliche) Präjes und Borftand des Vereins mit Erfolg dahin wirken, 
daß u) erft alle Mittel friedliher Vergleihung verfucht werden; P) nicht bloß die Gefichts- 
punkte der Arbeiter, fondern auch die Gegengründe der Wrbeitgeber, bie Schwierigkeiten 
und Gefahren des Streils zur vollen ze... fommen, daß y) neben den Gegenfägen 
auch ber Solidarität ber Intereſſen, ſowie ber Gefege der Orbnung und Gerechtigkeit nicht 
nicht vergejjen werbe; daß d) der Friede immer das bewußte Ziel bleibt. Jedenfalls müffen 
von biefer Erwägung aus auch bie Arbeitgeber und Behörden bie felbftändige Fachorgani— 
fation ber tatholiichen, bar. hriftlichen Arbeiter — als einziges Mittel, fie den fozialdemo- 
fratifchen Organifationen und deren Einflüffen fernzuhalten und benjelben auch im Augen⸗ 
blie des Streils eine mäßigende Macht an bie Seite zu ftellen — freubig begrüßen; e) Er 
richtung von Zujhuß-Srantenlaffen, Sterbelajien ufw., Vermittlung guter Wrbeitsftellen uſw. 

VI. Die Fachabteilung wird von einem jelbftgewählten Borftande (Borfigenden, Stell 
vertreter, Kaffierer, Beifigern) geleitet. — Erfolg und Geift hängt weſentlich vom Bor- 
figenden ab; beshalb empfiehlt e3 ſich, für die Wahl bie Beftätigung bes (geiftlichen) 
Präfes vorzufehen. — Der Bereinspräfes ift ala folder Mitglied des Vorſtandes mit ber 
tatender Stimme. 

VI. Die Tätigkeit der Fachabteilung befchränft ji auf bie Verfolgung ber materiellen 
Berufsintereffen. Feſte, gejellige Vergnügungen uſw. find ausgeſchloſſen. Nur Bereind- 
—— fönnen in die Fachabteilung aufgenommen werden, andernfalls bedarf es ber 
ausdrüdlichen Genehmigung des Präjes des Vereins. 

VII. Die Fachabteilung foll die Arbeiter mit ben zu ihrem Beften gefchaffenen Ge— 
fegen, Beranftaltungen und Einrichtungen befannt machen, fol fie anleiten, nicht bloß 
zu räfonieren, fondern pofitive, praltifche Vorſchläge zu machen, fol fie auf bie Wege 
zur frieblichen Begleichung ihrer Klagen, zur vertrauensvollen Ausſprache ihrer Anſchauungen 
und Wünſche bei Borftänden, Wrbeitgebern und Behörden hinführen, joll nicht ber Ber- 
hegung, fonbern bem fozialen Frieden dienen. 


Die Fachabteilungen find, wie der Name fagt, nicht jelbftändige 
Organifationen, fondern lediglich Einrichtungen innerhalb der Arbeiter- 
vereine. Inventar und Vermögen gehört nicht ihnen, ſondern dem Berein. 
Aber ſowohl die Leitfäge, wie die einfchlägigen Verhandlungen Iafjen 
erfennen, daß man in den Fachabteilungen nicht das Ziel, jondern nur 
eine Vorſtufe für wirkliche Gewerkvereine ſah. Diefer Umſtand war 
aber ein natürliches Hindernis für eine umfaſſende Entwidlung, denn 
es ift begreifli, daß die Arbeiterfchaft fih an einer Einrichtung, die 
von den Führern ſelbſt al3 ein bloßes Durchgangsſtadium gedacht war, 
nicht befriedigt fühlte und dahin drängte, jofort das eigentliche Ziel ins 
Auge zu faſſen. Außerdem empfanden die Arbeiter aud) durchaus richtig, 
baß es verfehlt ift, bei wirtfchaftlihen Organifationen eine fonfejjionelle 
Scheidung zu jchaffen. Die Folge diefer Verhältniffe war, daß e3 zur 
Bildung von Fachabteilungen — abgejehen von der an anderer Stelle 
u erwähnenden, der jog. Berliner Richtung!) — weder in ben katholi— 
Ken noch in den evangelifchen Arbeitervereinen in irgendeinem beachtens- 
werten Umfange gefommen: ift. Bu Her bieten die mitgeteilten Leit» 
fäte aus dem Grunde Intereſſe, weil jie die von den Führern der drift- 


ı) Bol. ©. 174 ff. 
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lichen Bewegung verfolgten Grundjäge zum, Ausdrud bringen, die des— 
halb auch bei den wirklich gewerkſchaftlichen Organiſationen Bedeutung 
erlangt haben. — 

elang es auch nicht, Fatholifhe und evangeliihde Fachabteilungen 
ins Leben zu rufen, jo lag die Sache doch etwas günftiger, wenn man 
wenigſtens den fonfejjionellen Unterjchied fallen ließ, und fo ift in ber Tat 
eine Zeitlang nicht ohne Erfolg verjudt, chriſtliche Fachabteilungen 
zu jchaffen. Da jie für fi allein zu jchwad waren, jo faßte man 
allerding3 von Anfang an einen lokalen Zufammenfchluß der verjchiedenen 
Gewerbe ind Auge in der Form von Vereinen, die man mit dem Namen: 
„Arbeiterfchuß“ bezeichnete, und die an verfchiedenen Orten, inäbe- 
jondere in Berlin, München, Köln, Elberfeld, Stuttgart gegründet wurden. 

Dieje Bereine bezeichnen in den Statuten als ihren Zweck: 1. die geiftige Aus 
bildung der Mitglieder zu pflegen und in allen wirtfchaftlihen Fragen Aufllärung zu ver 
ſchaffen, ganz beſonders aber auf Abſtellung von etwa beftehenden Mifftänden in Fabriken, 
Werkſtätten uſw. zu bringen; 2. die Gründung von Fachabteilungen zu fördern; 3. das Ber- 
hältnis zwijchen Arbeitgeber und Wrbeiter auf den Boden des dhriftlichen Rechts und ber 
Hriftlihen Liebe zu ftellen und eine genoffenfchaftliche Geftaltung ber einzelnen Gewerbe 
anzuftreben; 4. in Nechtöftreitigkeiten, welche bie Berufsangelegenhei betreffen, Beiftand 
zu gewähren; 5. wenn e3 bie Mittel erlauben, zureifenden Wrbeitervereindmitgliedern Reife 
unterftüßung zu gewähren, bzw. für deren billige Unterkunft zu forgen. 

In ben Statuten der Fahabteilungen werden neben bien allgemeinen Zmeden 
——* noch hervorgehoben die Erzielung beſſerer Lohn- und Arbeitsverhältniſſe durch 
Zuſammenwirken von Wrbeitern unb Wrbeitgebern, die Wrbeitävermittlung, bie Arbeits- 
lofenunterftügung und insbefondere die fachlihe Ausbildung. Vereinzelt (3. ®. bei ber 
Mündyner Fachabteilung der Schreiner und in Stuttgart) findet man auch vorgejehen, 
daß den „Mitgliedern, welche durch Wusfperrung, Maßregelung oder Mrbeitseinftellung zur 
Übreife genötigt werden ober zu feiern gezwungen find”, eine Unterftügung nah Ermefjen 
bed Vorſtandes gewährt werben kann. 

Immerhin waren auch dieſe Organifationen, trotz Ausſchaltung des 
fonfejjionellen Elementes aus dem oben angegebenen Grunde nieht lebens- 
fähig. Seit 1900 finden wir nirgends en die Bildung von Fachabtei— 
ungen, bzw. Wrbeiterfchußvereinen, vielmehr wurden die bejtehenden nad 
und nad) zugunften wirklicher Gewerkſchaften aufgelöft, jo daß jeit 1904 
feine mehr bejtehen. Einige Aufgaben der Fadjabteilungen, 3. B. die 
Bildung von Beichwerdelommijfionen für Mißitände in den Arbeitsein- 
richtungen wurden aud) von ben Wrbeitervereinen übernommen. 


D. Chriſtliche Gewerffchaften. 


Die Fachabteilungen konnten dem Organifationsbedürfnijje der Ar- 
beiter nur jolange genügen, wie dieſes auf der Anfangsftufe ftand. Sobald 
die wirtichaftlichen Intereſſen jich ftärfer geltend machten, erwies ich 
der gezogene Rahmen als zu eng und es ergab ſich die Notwendigkeit 
einer umfajjenden Organijation. Man hat, wie von gut unterrichteter 
Seite behauptet wird,!) damals erwogen, ob e3 möglid) jei, die chriftlichen 
Arbeiter den „freien“ Gewerkſchaften zuzuführen, aber man ijt mit Rüd- 


1) Müller: Die chriſtliche Gewerlſchaftsbewegung, ©. 21. Auch Herr Dr. 9. Brauns, 
Direftor bed katholiſchen Volksvereins, beftätigt mir, daß nicht nur in ben reifen ber 
fatholifhen Sozialpolitifer, jondern aud unter den Wrbeitern, insbeſondere ben Berg- 
arbeitern, damals die Anficht vorgeherrfcht Habe, es würde möglich fein, durch Zuführung 
von chriſtlich geſinnten Wrbeitern in die beftehenden freien werkſchaften beren jozial- 
demofratifcher Torben entgegenzumirfen. 
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fiht auf die von den Führern mehrfad offen ausgeſprochene Abficht, 
die Arbeiter „zum Slafjentampfe zu erziehen‘ und die Gewerkſchaften 
in möglihft enger Fühlung mit der Sozialdemokratie zu halten, von 
diefem Plane zurüdgelommen und hat ſich entichlojjen, eine Gegenorgani- 
fation zu jchaffen. 

Dabei entitand dann freilich die weitere Frage, ob man mit der 
rein gewerkſchaftlichen Aufgabe Ernft machen oder den religiöfen 
Zweck mehr oder weniger beibehalten follte, eine Frage, von deren Be— 
antwortung ed aucd in gewilfem Maße abhängig war, ob man den fon» 
feffionellen oder den interfonfefjionellen Standpunkt einnehmen 
folte. Nur die Minderzahl der katholiſchen Sozialpolitifer forderte die 
Beſchränkung auf rein gemwerkichaftliche Zwecke, die Mehrheit glaubte, ge- 
bunden durch die jchon erwähnte päpftliche Enzyflifa Rerum novarum,!) 
mit der Verfolgung gewerkſchaftlicher Ziele die Förderung der chriftlichen 
Gefinnung verbinden zu müſſen. Demgemäß würde man vielleicht zur 
Schaffung interfonfeffioneller Gewerkichaften faum gelangt fein, wenn nicht 
die Stimmung für jolche innerhalb der Arbeiterfreije ſelbſt Boden gefaßt 
hätte. Erft dann fand der Gedanke bei den fatholifchen und ſpäter aud) 
bei den evangelifhen Führern Unterftügung. Die Anregung zu praf- 
tiſcher Ausführung ift dann allerdings vielfadh nicht von den Arbeitern 
jelbft, jondern von diefen Führern in die Hand genommen.?) 

Die Entwidlung chriſtlicher ©. hat ſich in Deutſchland jehr ungleid- 
mäßig vollzogen; ſie ift anfangs faft völlig auf den Süden und ben 
Weflen, vor allem das Rheinland und Weftfalen, beſchränkt gemwejen und 
erit jehr allmählich hat da3 Vorgehen im Norden und Dften Nachfolge 
gefunden. Zweifellos ift da3 in erjter Linie darauf zurüdzuführen, dab, 
wie ſchon oben bemerkt, die katholifche Kirche in ungleich höherem Grade, 
al3 die evangelifche, fich der G.-Bemwegung angenommen hat und dieje des— 
halb in überwiegend katholischen Gegenden günjtigere Bedingungen vorfand. 

Der harakteriftiihe Zug der G.-Bewegung in dieſem erjten Stadium 
ift eine weitgehende Zerfplitterung in örtlicher und beruflicher Hinficht. 
Nicht allein a jede kleinſte Verjchiedenheit der Berufsart ihren Aus- 
drud in einer eigenen Organijation, fondern jeder Ort glaubte jeine Sonder- 
er und Cefbftändigteit beanjpruchen zu müſſen. Auch politifcher 

artifularismus machte jich geltend, was um fo weniger auffallend ift, 
al3 ja die Zentrumspartei, die politijche Vertreterin der katholiſchen Auf- 
faffungen, jtet3 eine partifulariftifche Neigung bewieſen hat. Darauf iſt 
es zurüdzuführen, daß, ald der Gedanke der Zujammenfafjung anfing 
fi geltend zu maden, man in Bayern und Württemberg das Bedürfnis 
empfand, die Landesgrenzen innezuhalten und ſowohl ein bayrifches, wie 
ein mwürttembergijches Sandestartelf“ begründete. Das erjtere hat fich 
jedoch im April 1904, das legtere jchon 1901 aufgelöft. 

Der erfte chriftlihe Gewerkverein war ber am 1. Mai 1894 gegründete „Verband 
beutjcher Eifenbahn-Handbwerker und -Urbeiter” in Trier. Es folgten am 26. Auguft 
ber „Gewerlverein chriftlicher WBergarbeiter für ben Oberbergamtäbezirt „Dortmund“, 
am 11. Juni 1895 ber „G&emerfverein der Biegler” in Lippe, Weihnachten 1895 
ber „Bayriſche Eifenbahnerverband”“, am 1. Juli 1897 ber „&ewerfverein ber dhrift- 
lihen Berg-, Eifen- und Metallarbeiter für den Oberbergamtsbezirk Bonn”, am 27. De 


1) Über beren Inhalt vgl. unten ©. 175. 
2) Die hier gegebene Darftellung beruht auf ben Ungaben von Müller a. a. O., 
6. 22, 28. 
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zember 1897 ber „Chriftlich-foziale Tertilarbeiterverband für Wachen-Burtfcheib”, im 
Januar 1898 ein gleiher Verband für Düren, am 24. April 1898 ber „Nieber- 
rheiniſche Verband chriſtlicher Tertilarbeiter” in Krefeld, am 25. Geptember 1898 
ber „Verband badiſcher Eifenbahnbedienfteter, am 13. Oktober 1898 ber „Beruföpverein 
chriſtlicher Gaftwirtägehilfen”, am 20. Nopbr. 1898 ber „Chriftlich-fogiale ZTertilarbeiter- 
verband in M.-Glabbadj”, am 4. Dezbr. 1898 der „Ehriftliche Uhrenarbeiterverband Schwarz⸗ 
wald”, im Februar 1899 die „Chriftliche Gewerkſchaft“ in Frankfurt a. M., am 1. Juli 1899 
ber „Chriftlihe Holzarbeiterverband”, am 31. Auguſt 1899 ber „Berbanb chriftlicher 
Maurer und verwandter Berufe” in Berlin, an den ſich Pfingften 1900 ber ſchon 
1897 gegründete gleichartige M.⸗Gladbacher Lolalverein anſchloß, am 15. Oltober 
1899 der „chriftlichejoziale Metallarbeiterverband” in Duisburg, bem ſich bie feit 1897 
beftehenden Lolalvereine in Köln, Düffeldorf, Düren, Mannheim und Münden anfchlofien, 
am 1. Januar 1900 der „Ehriftlich-foziale Verband der Tabal- und PBigarrenarbeiter, am 
18. Februar 1900 ber „Verband mürttembergifher Eifenbahnbedienfteter”, am 25. Febr. 
1900 ber „Verband des bayriſchen Poſt- und Zelegraphenperfonals”, im Juli 1900 bie 
„Chriſtliche Metallarbeiter-Gemwertihaft Schwäbiſch Gmünd“, am 1. Auguſt 1900 ber „Ber- 
band chriftliher Schneider und Schneiberinnen“, am 8. September 1900 ber „Ehriftlich» 
foziale Verband nichtgewerblicher Arbeiter und Wrbeiterinnen” in Münden, am 1. Oftbr. 
1900 ber „Berband chriftlicher Schuhe und Lebderarbeiter”, am 7. Ditbr. 1900 ber „Ge 
werfverein ber Heimarbeiterinnen Deutſchlands“, am 9. Juni 1902 der „Berband chriftlicher 
Maler und Anſtreicher“, am 12. DOftober 1902 ber „Zentralverband chriftlicher Arbeiter 
umb Wrbeiterinnen ber feramijchen Induſtrie“, am 1. Januar 1904 ber „Verband ber 
Krankenpfleger” und am 1. Juli 1904 ber „Berband für das graphiiche Gewerbe”. 
Gegenüber diejer Zerfplitterung machte fich jedoch immer ftärfer das 
Bedürfnid nad) Zufammenfaffung geltend, und zwar ging die Anregung 
dazu gleichzeitig von theoretiiher und von praftifcher Seite aus. Die 
Führer überzeugten fich bejonder3 an dem Beijpiele Englands, daß nur 
Einheitlichleit der gewerkſchaftlichen Beitrebungen Erfolg verſpreche, und 
die auf fosiafiwiffenthaftlichen Kurjen über die engliichen Verhältniſſe ge- 
haltenen Borträge bradten diefe Auffaſſung Bar in die Arbeiterkreife. 
Dazu boten die bei Streif3 gemachten Erfahrungen täglich die praktiſchen 
Nutzanwendungen der theoretiſchen ee Die Zentralijations- 
tendenz vollzog ſich aber gleichzeitig nach zwei Richtungen, nämlich einer- 
jeit3 hinſichtlich der Schaffung von Bene erbänden für die einzelnen 
Berufszweige und andererjeits hinjichtlic der Zufammenfafjung aller Ge⸗ 
werkſchaften zu einem einheitlichen Gefamtverbande. Beides wurde 
durch die veranjtalteten Gewerkſchaftskongreſſe wirkſam unterftüßt. 
Die gemwerkichaftlihe Entwidlung hinſichtlich der Bergarbeiter, der 
Tertilarbeiter, der GEijenbahnangeftellten, der Poſt- und Telegraphen- 
bedienjteten, der Gaftwirtsgehilfen, der Ziegler und der Heimarbeiterinnen 
ift, da der Zujammenhang mit den nihtchriftlichen Organijationen, bzw. 
den Arbeitgebern es erforderte, an anderer Stelle!) dargeftellt. E3 bleiben 
deshalb Hier nur die übrigen Zentralverbände zu rn) 
Metallarbeitervereine ur jih jeit dem Sommer 1898 in Köln, Düjjelborf, 
Aachen, Mannheim und Münden gebildet. Auf dem SKongrefje in Mainz befchlofjen fie 
grunbfäglich ihre Vereinigung, aber die Ausführung fcheiterte zunähft daran, daß das Recht, 
als Zentralftelle zu gelten, von mehreren Bereinen in Anfprucd genommen wurde, insbe⸗ 
fonbere einerjeit3 von dem Kölner Berein unb anbererfeit3 bem am 15. Dltbr. 1899 im 
Duisburg begründeten, aus den Bezirten Duisburg-Mülheim-Oberhaufen hervorgegangenen 
Berbanbe. er legtere wurde bann durch Beihluh des Ausſchuſſes bed Gefamtverbandes 
als Zentrallommiffion anerlannt, fo daß diefe mit dem 1. Januar 1900 ins Leben trat. 
Aber bald kam e3 zu Gtreitigleiten zwifchen dem Borfigenden Wieber und dem Ausſchuſſe 
bes Gejarmtverbandes, bie auf grundſählichen Meinungsverfhiedenheiten beruhten und fchlieh- 


!) Bal. ©. 317, 359, 240, 377, 411, III 308. 

2) Zeitlih ift die Bildung des Gefamtverbandes zum Teil derjenigen ber Sentrak 
verbände vorangegangen, es empfiehlt fich aber, den Geſamtverband unten © 150 ff.) im Zu- 
jammenhange darzuſtellen. Dort find auch bie Kongreffe behandelt. 
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ih dahin führten, daß Wieber auf dem Kongrejje in Münden aus dem Berband ausge» 
ſchloſſen wurde, was, ba ber Berband feinen Borfigenden nicht jallen laſſen mwollte, aud 
deſſen Ausſchluß zur Folge hatte. Der Gefamtverband rief deshalb am 19. Auguſt 1902 
einen neuen Sentralverband ins Leben, indem er ben „Verein chriftlicher Berg-, Eijen- und 
Metallarbeiter für ben Oberbergamtäbezirt Bonn“ nad) Ausſcheidung der Bergarbeiter, bie 
fih mit dem „Gewerkverein chriftlicher Bergleute Deutſchlands“ vereinigten, ald „Bentral- 
verband ber Metall- und Hüttenarbeiter Deutfchlands” erflärte. Endlich wurbe am 2. Dftbr. 
1903 durch ein Sciebögeriht ber Zwiſt befeitigt und bie Verſchmelzung beiber Zentral 
verbänbe herbeigeführt. 

Im Herbft 1897 hatte eine Konferenz von Geiftlihen und Laien in Köln die Grün- 
dung eined „Gewerkvereins der Maurer, Steinmegen, Stukkateure, Bau- 
und Örunbdarbeiter, Kanal», Ziegelei», Tiefbauarbeiter, Töpfer, Kallbrenner 
unb verwandter Berufe” befchlofjen und Statuten ausgearbeitet. In der am 16. Abril 
1899 in Köln abgehaltenen erften Generalverfammlung wurde die Ausdehnung auf alle Bau- 
handwerler, einjchließlih der Hilfsarbeiter, befchloffen und beshalb der Name „Gewerk⸗ 
verein chriſtlicher Bauhandwerker und verwandter Berufe“ angenommen. Da- 
neben hatte fi) am 31. Auguſt 1899 in Berlin eine gleihe Organifation gebildet, die als 
Zentralverband für Deutſchland beabjichtigt war. Auf dem Frankfurter Kongrejfe wurden 
dann beide verſchmolzen. 

Die Drganifation der Holzarbeiter ift von der Tyachabteilung der Schreiner in dem 
Münchener Berein „Arbeiterſchutz“ ausgegangen, bie fi am 1. Juli 1899 zu einem „Holz 
arbeiterverbande” ummanbelte und bie Fachabteilungen in Köln und Stuttgart zum 
Austritte veranlaßte. 

Die Bereine der Schneider und Schneiderinnen haben ſich am 1. April 1900, 
ber Schuh- und Lederarbeiter am 1. Dfibr. 1900 zu Zentralverbänden zufammen- 
gefhloffen und die lolalen Vereine der Glasarbeiter in Stolberg, Rheinland, ber Oberpfalz 
und Sclefien haben am 12. Oltbr. 1902 einen Bentralverband der Keramilarbeiter 
begründet. Der Verband chriftlicher Blei- und Zinlarbeiter in Stolberg hat ſich am 14. Febr. 
1904 mit dem Metallarbeiterverbande in Duisburg verjchmolzen. Der Verband ber Uhren- 
inbuftriearbeiter in Billingen hat fih im Mai 1904 aufgelöft; feine Mitglieder haben 
fi teils dem Holzarbeiterverbande, teild dem Metallarbeiterverbande angeſchloſſen. Die 
Metallarbeiter-G. Gemünd ift im Dftober 1904 aufgelöft. 


Sind die bisher genannten Zentralverbände aus der Verjchmelzung 
mehrerer Vereine hervorgegangen, jo entftanden andere dadurch, daß ein 
unächſt für einen beftimmten Bezirk begründeter Iofaler Verein zum 
— *— für ganz Deutſchland erklärt wurde; vielfach ohne daß 
damit eine tatſächliche Ausdehnung ſeines Wirkungskreiſes verbunden war. 

Dies gilt von folgenden Verbänden, die aus den dabei bemerkten Ortsvereinen 
hervorgingen: 1. der chriftlichefoziale Verband der Tabaf- und Zigarrenarbeiter (Graf- 
fchaft Geldern), 2. Gewerkverein der Heimarbeiterinnen (Berlin), 3, Gewerkverein chriftlicher 
Gerbereiarbeiter (Siegen), 4. Verband nichtgewerblicher Arbeiter (München), der 
jeit 1904 ben Namen: „V. der Hilf3- u. Transportarbeiter angenommen hat, 5. Ber- 
band Kriftliher Bäder und Konditorgehilfen (Düffeldorf), 6. Verband chriſtlicher 
Maler und Unftreiher (Köln), 7. Verband chriftlider Straßenbahner (Düfjelborf), 
8. Bunb ber Fleifchergefellen (Berlin), Die unter 3 und 7 genannten Verbände find 
fpäter wieder eingegangen. 

Als lokale Bereine beftehen daneben noch der Verband der bayrifchen Straßenmärter 
und ber Verband bayrifher Berg- und Hüttenarbeiter. 


Bon nicht geringerer Bedeutung für die Entwidlung der chriftlichen 
Gewerkſchaften, wie die Zentralifierung der Vereine, war der Jujammen- 
ichluß aller Verbände zu einer Gefamtorganijation. Die Notwendig- 
feit einer ſolchen ergab ſich einerfeit3 daraus, daß man eine gemeinjame 
programmatifhe Grundlage fchaffen mußte, um die Fragen der Inter— 
fonfefjionalität, der Stellung zur Politik, zum Streik ufw. einheitlich zu 
regeln, andererjeit3 daraus, daß die zum Teil Heinen und ſchwachen Ver— 
bände die gegenjeitige Unterjtügung ſowohl bei der Organijation und 
Agitation, wie bei etwaigen Streitigkeiten mit den Unternehmern nötig 
hatten. 
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Die erfte Anregung zu einer Gefamtorganifation bot die Zufammen- 
funft der fatholifhen ©ozialpolitifer bei dem im Januar 1897 in Zürid) 
—— internationalen Arbeiterſchutzkongreſſe. Das dort aus Ge— 
werkſchaftlern und Arbeiterfreunden gebildete Komitee gan feinen Zweck 
am beiten durch Einberufung eines Gewerkſchaftskongreſſes zu er- 
reihen. Diejer Gedanke war zuerft auf dem am 23. Januar 1898 ver- 
anftalteten Jahresfeſte de3 Aachener Tertilarbeitervereind, zu dem auch 
nord=- und jüddeutiche Organifationen Vertreter entfandt hatten, ernfthaft 
beraten und das Ergebnis war der Beichluß, „tunlichft bald einen Dele- 

iertentag ber chriftlich-jozialen Verbände und Gewerkſchaften Deutich- 
ands abzuhalten.‘ 

Aber troß de3 gemeinjamen Zieles beftand doch unter den Beteiligten 
eine weitgehende Meinungsverjchiedenheit von grundfäglicher Bedeutung. 
Während nämlich die Aachener Kreije, insbeſondere der Berleger Hubert 

mmelen jowie der Redakteur des von ihm herausgegebenen „Chrijt- 
lichen Arbeiterfreundes”, Arens ſowohl die — —— ablehnten 
und vielmehr lediglich lokale Organiſationen ſchaffen wollten, wie auch 
den Anſchluß an die Zentrumspartei für erforderlich hielten, war in beiden 
Punkten Bruſt, der Vorſitzende des G.-V. der Bergarbeiter, der von Kaplan 
Heßdörfer unterſtützt wurde, entgegengeſetzter Anſicht. 

Als Anfang Juli 1898 ein von dem Vorſtande des Aachener Tertil- 
arbeiterverein3 erlaſſenes Rundfchreiben die Einberufung des befchloffenen 
Delegiertentages auf den 14./16. Auguft 1898 in3 Auge faßte und unter 
Angabe einer reichhaltigen Tagesordnung vorjchlug, nicht allein alle organi— 
jierten Verbände und G. Deutichlands, fondern aud die fatholifchen Ar- 
beitervereine, ſowie verdiente Sozialpolitifer einzuladen, erfolgte ſeitens 
des G.V. der Bergarbeiter am 22. Juli 1898 die Antwort, daß man den 
Delegiertentag unter Ausſchluß der fonfefjionellen A.-®. auf die eigentlichen 
gewerkichaftlihen Organijationen beſchränkt zu jehen wünjche, es auch für 
zwedmäßia halte, — die Tagesordnung lediglich die Organiſationsfrage 
zu ſetzen, wobei die Entſcheidung über die prinzipielle Grundlage zu treffen 
ſein werde. Außerdem ſei zur Vorbereitung eine Konferenz nee, 
Auch noch von anderer Seite wurden Vorſchläge grundfäglidher und prak— 
tiicher Art gemadht. 

Der Aachener Berein verjchob infolge davon ben Delegiertentag auf 
den 4./7. September, trug aber dem Gedanken einer Borfonferenz feine 
Rechnung. Dies veranlaßte Bruft, am 20. Auguft in Alteneffen eine 
Beſprechung zu veranftalten, an der ſich Vertreter verjchiedener Verbände 
beteiligten, während man die Aachener nicht eingeladen hatte. Das Er- 
gebni8 war der Beichluß, den Delegiertentag auf unbejtimmte Zeit zu 
vertagen, um zunächſt in einer ——— über Zuſammenſetzung, Leitung 
und Tagesordnung des Delegiertentages eine Verſtändigung zu erzielen 
und et für die Verhandlungen aufzuftellen. Die —— Vor⸗ 
konferenz ſollte getrennt für Nord- und Süddeutſchland ftattfinden, die 
Einberufung der erſteren wurde Bruſt, die der letztern dem Arbeiterſekretär 
Erzberger in Stuttgart übertragen. 

Die Mitteilung dieſer Beſchlüſſe an die Aachener hatte ſehr ſcharfe 
Auseinanderſetzungen mit dieſen zur Folge; in der Tat bedeuteten ſie, 
daß der Plan dem Aachener Verein völlig aus der Hand genommen war, 
denn es blieb dieſem jetzt nichts übrig, als ſich zu fügen. 

Die verabredeten Konferenzen traten dann zuſammen, und zwar am 
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4. Dezember 1898 in Köln und am 8. desſ. M. im Ulm. In beiden 
wurden die gemachten Vorjchläge und aufgeftellten Leitfäge angenommen 
und bejchlojjen, den Delegiertentag zu Bfingiten 1899 in Mainz abzuhalten. 
Dffenbar waren dieje Vereinbarungen durchaus erforderlich, wenn man 
nicht Gefahr laufen wollte, daß das ganze Unternehmen zu einem plan- 
und ziellojen Gedankenaustauſch geworden wäre. „indem Bruft hier 
energiſch eingriff, Hat er ſich um die Entwicklung der chriſtlichen ©. ein 
großes Verdienſt erworben. 


Der erjte Kongreß hriftlider Gewerkſchaften hat dann vom 
21.—23. Mai 1899 in Mainz jtattgefunden unter Beteiligung von 30 
norddeutihen und 18 füddeutichen Abgejandten als PBertretern von 37 
Gewerkvereinen, bzw. Fachabteilungen, wovon 19 mit 55661 Mitgliedern 
auf Norddeutichland entfielen.) Wie nach der vorangegangenen Entwid- 
lung zu erwarten war, ftellte ji) der Kongreß auf den Boden der von 
Bruſt und Erzberger vertretenen Grundanjchauung. Das Ergebnis der 
einjchlägigen rn waren deshalb folgende Leitſätze, die nod 
heute die Grundlage der criftlichen Gewerkſchaftsbewegung bilden: 


„tl. Charakter der Gewerkſchaften. Die Gewerlichaften follen interkonfeſſionell 
fein, d. 5. Mitglieder beider Kriftlihen Sonfefjionen umfafjen, aber auf dem Boden be3 
Chriſtentums ftchen. Die Gewerkſchaften follen weiter unparteiifch fein, b. 5. ſich keiner 
beitimmten politifhen Partei anſchließen. Die Erörterung parteipolitiiher Fragen ift fern- 
zubalten, aber bie SHerbeiführung gejegliher Neformen auf dem Boden ber beftehenben 
Geſellſchaftsordnung zu erörtern. 

2. Umfang und Einridhtung ber Gewerkſchaften. Es find tunlichit für die 
Angehörigen ber einzelnen Berufsftände und für geſchloſſene Induſtriebezirke Gemwerkichaften 
— gründen. Dieſe erſtreben die Bereinigung gleichartiger Gewerkſchaften behufs befferer 

urchführung der vorgeftedten Ziele. Die Gewerlſchaften ſetzen fi aus Ortsgruppen zur 
fammen. Die Ortsgruppen wählen fi) nad Zahl ihrer Mitglieder Delegierte. Die Dele 
gierten aller Ortögruppen zufammen bilden die Generalverfammlungen der Gewerlſchaft, 
in welcher die Vorſtände zu wählen jind. 

3. Aufgaben ber Gewerkſchaften. Als foldhe gelten im allgemeinen bie Hebung 
ber leiblihen und geiftigen Lage der Berufögenofien. Es empfiehlt jich aber, im Programm 
ber Gewerfichaft zu ben widtigften Fragen Gewerbes eine ben dhriftlihen und national» 
dlonomifchen Prinzipien entfprechende Stellung zu nehmen, al3 da jind: Lohnfrage, Trage 
ber Arbeitszeit na In Ermangelung genügend gebotener gefeplicher Verſicherung für 
Krankheit, Unfälle, Wrbeitälofigkeit, Arbeitsnachweis und Invalidität haben bie Gemerl- 
ſchaften durch Schaffung entjprechender Kajjen und Inſtitute das Fehlende zu erjepen. 
Eine bejonbere Aufgabe der Gewerkſchaften ift die Durchführung der zum Schutze von Eitt- 
lichkeit, Gefundheit und Leben der Arbeiter erlaffenen gejeglichen und gemwerbepolizeilihen 
Beltimmungen zu überwachen und den Mitgliedern Rechtsſchutz zu gemähren. ferner 
folfen fie auch Urbeitermohlfahrtseinrichtungen, Arbeiterausfhüfie, Gemwerbegerichte uſw. er- 

eben. 
4. Mittel zur Durchführung der Aufgaben. Golde find Erhebungen über 
die Verhältniffe ber Arbeiter bezüglich der einzelnen fozialen unb gewerblichen ragen, be» 
lehrende und bildende Vorträge über die Jozialen und gewerblichen Fragen bed Berufsſtandes, 
Schaffung eines Bereindorgans, welches den Mitgliedern unentgeltlih zur Verfügung ge 
fellt wird. Bon Wichtigkeit ift, bei Erhebungen zahlenmäßiged Material zu fammeln, wel- 
ches bei Verhandlungen mit den Arbeitgebern, in Befchwerben, Eingaben und Petitionen 
an bie Wrbeitgeber, Gewerbeinfpeltion, Behörben, Handelskammern, Parlamente uſw. ent» 
fprechenb zu verwerten if. Im Vorträgen find insbefondere bie fozialpolitifchen Berfiche- 
rung® und Scußgefege zu behandeln, —* die berechtigten Beſtrebungen auf dieſen Ge— 
bieten zu erörtern, ferner die Lage des Gewerbes und die Beſtrebungen der Berufsgenoſſen 
in anderen Diſtrilten und Ländern. Im u fol das ganze Leben und Wirken, fowie 
das Beftreben der Gewerkſchaft gleihfam verlörpert werden. Die Schriftleitung ift einem 
praftifh erfahrenen Berufsgenoffen zu übertragen, woneben tunlichft fozialpolitiih und 
nationalölonomifch gefchulte Kräfte als Mitarbeiter zu gewinnen find. 


1) Die Ziffern der fübdeutfhen Mitglieder find im Berichte nicht angegeben. 
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5. Taktik der Gewerkſchaften. Es iſt nicht zu vergeſſen, daß Arbeiter und 
Unternehmer gemeinſames Intereſſe haben, darauf beruhend, daß beide Teile nicht allein 
als zuſammengehörende Faktoren der Arbeit, der letzteren Recht auf angemeſſene Entlohnung 
gegenüber dem Kapital, ſondern vor allem die Intereſſen ber Erzeugung von Gütern 
egenüber dem Verbrauche berjelben zu vertreten haben. Beibe Teile beanjpruchen mit 
Brecht eine größtmögliche Berzinfung ihres in der Erzeugung von Gütern enthaltenen Kapi- 
tal3: der Unternehmer feines Kapital und der Arbeiter feiner Arbeitskraft. Ohne beides, 
Kapital und Mrbeitskraft, feine Produktion. Darum fol die ganze Wirkſamkeit ber Ge— 
werlihaften von verföhnlichem Geifte burchweht und getragen fein. ie Forderungen mäfjen 
maßvoll fein, aber feft und entfchieden vertreten werben. Der Ausſtand darf aber nur ala 
legte Mittel” und wenn Erfolg verheißend angewandt werben.” 

Außerdem forderte man —— aller die Koalitionsfreiheit be— 
ſchränkenden — und geſetzliche Anerkennung der Berufsvereine, wobei 
man die damals dem Reichstage zugegangene „Zuchthausvorlage“ ſcharf 
verurteilte; auch erklärte man die — von Arbeitskammern mit gleich⸗ 
berechtigter Teilnahme von Arbeitgebern und Arbeitern für ein wertvolles 
Mittel zur Ausgleichung der ſozialen Gegenſätze. 

Die Folge der gefaßten Beſchlüſſe war, daß auch der Aachener Tertil- 
arbeiterverband die Beitimmung feiner Statuten, welche erklärte, daß der 
Verband feine Ziele im Sinne der Zentrumspartei verfolge, bejeitigte. 

Aber der Kongreß faßte aud) die Begründung einer einheitlichen Or— 
——— ins Auge und beſtellte deshalb einen Zentralausſchuß aus 

norddeuiſchen und 6 ſüddeutſchen Mitgliedern, dem folgende Aufgaben 
zugewieſen murden: 

1. Ausführung der Kongreßbeſchlüſſe; 2. Agitation zur Gründung hriftlicher Gewerf- 
vereine; 3. Wahrnehmung der allgemeinen Intereffen der von ihnen vertretenen Gemerl- 
vereine, wobei er in bejonderen Fällen ein gemeinfames Vorgehen der Arbeiterfchaft anzuregen 
haben jollte; 4. ftatiftifche Erhesungen über bie gewerkſchaftliche Arbeiterbewegung, fowie 
über bie mwirtjchaftliche Lage der Urbeiterfchaft ufm.; 5. Herausgabe eined Gewerkihaftsorgang 
für die Verbände, welche noch fein eignes Fachorgan befigen. 

Um die Fühlung und gemeinjchaftlihhe Tätigkeit unter den einzelnen 
chriſtlichen G. eines beftimmten Jnduftriebezirkes oder Ortes zu fördern, 
empfahl der Kongreß unbejchadet der Zentralorganifationen der einzelnen 
Gewerkſchaften die Fachſektionen oder Ortögruppen der Induſtriebezirke 
zu „Arbeiterſchutz-Vereinen“ zufammenzujchließen. 

Aber dem eingefegten Zentralausſchuß gelang e3 nicht, eine erfolg- 
reiche Tätigkeit zu entfalten. Teils wohnten die Mitglieder zu iveit von- 
einander entfernt, um häufiger zu gemeinjamen Beratungen zujammen- 
ukommen, teild hatte man bei ihrer Auswahl mehr auf die perfönliche 

üchtigfeit, aber nicht darauf Gewicht gelegt, daß möglichit alle Vereine, 
und zwar nad Maßgabe ihrer Bedeutung vertreten waren; endlich machte 
auch die Beichaffung der Geldmittel Schwierigkeiten, da man in Mainz 
lediglich bejchlofjen hatte, deren Aufbringung den einzelnen Gewerkſchaften 
zu überlajjen. 

Der zweite chriſtliche Gewerkſchaftskongreß mwurde am 
3./4. Juni 1900 in Frankfurt a M. —— unter Beteili ung von 
33 Gewerkſchaftsorganiſationen mit 84129 Mitgliedern, bie * Ab- 

eordnete vertreten waren. Mehrere Hleinere Vereine hatten wegen ber 

often feine Vertreter gefhidt. Die Eifenbahnverbände von Bayern und 
Baden und der Verein deutſcher Eifenbahn-Handmwerler und -Wrbeiter 
in Trier, ſowie der „oberjchlejiihe Verein zur gegenjeitigen Hilfe” in 
Beuthen, insgeſamt 15 Vereine mit 68486 Mitgliedern, waren nicht 
vertreten, hatten aber ihre Zuftimmung erklärt. Die Gejfamtzahl der 
riftlich organifierten Arbeiter war aljo auf 152615 geftiegen. 
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Der Kongreß fand unter dem Einfluffe der Enttäufhung darüber, 
da ton ber bisher betonten Verjöhnlichkeit und Mäßigung die chrift- 
lichen Gewerlſchaften von den Unternehmern nicht weniger jchroff be— 
handelt waren, al3 die fozialiftiihen. Auch Hatten freilich ftarfe Rei- 
bungen mit den leßtern ftattgefunden, man hatte aber doch auch gelegent- 
lid) gemeinfame Lohnkämpfe durchgeführt; und jo war das erh! der 
Solidarität weſentlich gejteigert. Den Mittelpunft der Debatte bildete 
deshalb eine unter dem Titel: „Chriſtliche Gewerkvereine“ veröffentlichte, 
im ®Berlage der „Weſtdeutſchen Arbeiterzeitung‘ erjchienene Brojchüre, 
in der ausgeführt war, daß die Verjchiedenheit der Weltanſchauung zwiſchen 
chriſtlichen und fjozialiftiihen ©. für da3 Zufammengehen in wirtichaft- 
lihen Tragen fein Hindernis zu bieten brauche und daß, jobald die 
rien G. ji) von ihren politiihen Tendenzen frei gemacht hätten, 

t bie driftlichen fein Grund mehr vorliege, die Bezeichnung „chriſtlich“ 
beizubehalten vielmehr eine Verſchmelzung zu „paritätijchen‘ oder „‚neu- 
tralen” ©. ftattfinden müſſe. Die Vertreterin diefer Anſchauungen war 
insbejondere die fog. „Sladbadher Richtung“. Der Erzbiihof von 
Köln hatte nämlich zum Diözefanpräfes der katholiſchen U.-9V. den da- 
maligen Generaljefretär de3 katholiſchen Volksvereins Dr. A. Pieper in 
M.⸗Gladbach ernannt, der feine Tätigfeit mit der Gründung der „Weſt— 
deutſchen Wrbeiterzeitung” begonnen hatte. Die geijtige Bedeutung 
Dr. Bieper3 hatte zur Folge, daß er immer mehr der Leiter der fatholijchen 
Arbeiterbewegung wurde, womit eine Verlegung des Schwerpunftes nad) 
M.Gladbach gegeben war. Er und feine näheren Freunde find in erfter 
Linie die Träger der auf modernen Anfchauungen ſich aufbauenden jozialen 
Reformbeitrebungen auf fatholiicher Seite. Die „Weſtd. Arbeiterzeitung‘ 
ift das Hauptorgan dieſer Beitrebungen geworden. 

Sn Köln ftand man überwiegend auf einem andern Standpunfte?), 
und jo Hatte der dortige „Verband Arbeiterſchutz“ den Antrag geitellt, 
der Kongreß möge zu den mitgeteilten Ausführungen über „paritätiſche 
Gewerkſchaften“ Stellung nehmen. Der Leitung des Kongrefjes war die 
Erörterung nicht erwünſcht, da fie zu erregten — —— führen 
mußte. Dieſe Befürchtung erwies ſich auch als durchaus begründet, aber 
es zeigte ſich, daß die Mehrheit auf dem Gladbacher Standpunkte ſtand. 
Ihre Redner: Bruſt, Giesberts, Peſch, Bärrn u. a, betonen nachdrücklich, 
daß die chriſtlichen G. nur als eine Übergangsſtufe angeſehen werden 
dürften und nicht bloß das Zuſammenarbeiten mit anderen Organiſationen, 
ſondern die völlige Verſchmelzung mit ihnen zu rein wirtſchaftlichen 
Anterejjenvertretungen das Ziel fein müſſe. 

Die Debatte wurde damit beendigt, daß auf Vorſchlag des Arbeiter- 
ſekretärs Giesberts bejchloffen wurde, über den Antrag des Kölner Vereins 
Arbeiterfhug zur Tagesordnung überzugehen und die Frage der paritäti- 
ſchen Gewerkſchaften an den Ausfhuß mit der Maßgabe zu vermeijen, in 
dem zu gründenden Korreipondenzblatte einen Meinungsaustaufc darüber 
— eg 

Die beiden wichtigſten Punkte der Tagesordnung waren die Ben- 
tralifationsbeftrebungen in der jchon bezeichneten doppelten Richtung. 


1) Stegerwald ſucht in den Jahrb. d. chriſtl. &. ©. 325. den a überwiegend 
auf perjönlihde Momente zurüdzuführen, aber bie im Texte wiedergegebenen Berhandlungen 
zeigen, daß e3 ſich um mejentlidhe fachliche Meinungsverfchiedenheiten hanbelt. 
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Was die Zufammenfafjung der lokalen Vereine au Bentralverbänden 
betrifft, jo war hier ein bejonderer Anlaß zum Eingreifen de3 Kongreſſes 
dadurch gegeben, daß ji im Wurmreviere (Bezirt Aachen) ein Streit 
unter den Bergarbeitern entjponnen hatte. Der ©.-B. chriſtlicher Berg- 
leute hatte verhudht, feine Organijation auch dort einzuführen, war aber 
auf den Widerftand des jchon erwähnten Redakteur Arens zejtoßen, der 
einen Sonderverband gründen wollte. Der Gegenſatz hatte zu jehr heftigen 
Auseinanderjegungen in der Prejje geführt. Das Ergebnis der erregten 
Verhandlungen war folgender Beſchluß: 

„wer 2. Kongreß ber dhriftlihen ©. Deutichlands Hält an dem Beſchluſſe des 1. Kom- 
greifes, bezüglih ber LZentralifation der chriftlihen ©. feſt, wobei ben damals 
beftehenden lofalen Verbänden für einzelne Berufe, ſowie aud ben Arbeiterſchutzvereinen 
ber freiefte Spielraum gelajfen wurde. Die Zentralifation der chriftlihen G. hat in ben 
legten Jahren gute Fortichritte gemacht und joll damit in Zukunft fortgefahren werden. 
Wo in Ländern ſchon zentrale Organifationen für beflimmte Berufe beftehen, finb dieſen 
bie Arbeiter zuzuführen und feine Sonberorganifationen mehr zuläſſig. Wo foldhe doch 
noch nad) dem 1. Kongrefje gegründet wurden, find fie vom Verbande ber dhriftlichen ©. 
und deren Kongreſſe ausgeſchloſſen.“ 

Was die a Gejfamtverbandeß betrifft, jo iſt jchon 
erwähnt, daß der in Mainz eingejegte Zentralausfhuß feiner Aufgabe 
nicht gerecht geworden war. Man war darüber einig, daß ein jolcher 
Berband mit einem gemeinjamen Organe nötig fei, um Rat und Anleitung 
bei der Gründung neuer Gewerkſchaften zu erteilen und überhaupt bie 
Ausbreitung der Bewegung zu fördern, auch Zweifel und Streitigkeiten 
hinfichtlih der Abgrenzung der einzelnen Organifationen zu enticheiden 
und endlich für gegenfeitige Unterftügung bei Streil® Sorge zu tragen. 
Das Ergebnis der Beratungen war die Einjegung einer Gewerkſchafts— 
—— ion, zu der die einzelnen Berufe Vertreter entſenden ſollten 
und die aus ihrer Mitte einen geſchäftsführenden Ausſchuß von 
5 Perſonen bildete. 

Als Aufgaben der Kommilfion wurden jeftgejegt: 1. Die Herausgabe eines Korrefpondenz- 
blatted für bie hriftlihen Gewerkſchaften, welches ald Injormationsorgan für die Bor» 
figenden, Bertrauensmänner und Bezirlövorfteher der einzelnen Gewerkſchaften bient; 2. Heraus 
abe eines gemeinfhaftlichen Organs für die Heineren Gewerkſchaften, bie nicht imftanbe 
ind, ſich ein eigened Fachorgan zu beſchaffen; 3. Beratung und Entſcheidung über auf« 
tretende Meinungsverfchiebenheiten, über Fragen ber Organijation und ber Taltil, melde 
bie Gewerkſchaften im allgemeinen berühren. Bei etwa entjtehenden Streitfällen zwiſchen 
ben Organijationen und der Kommiffion entjcheidet der jeweilige Kongreß endgültig; 4. Er 
teilung von Auskunft und Rat in allen gewerlichaftlihen Fragen, Sammlung von ftatifti 
ihem Material und Führung ber Agitation für Gründung neuer Gewerkſchaften. 

Die Kommiffion follte einen befoldeten Sekretär anftellen und bie entſtehenden Koften 
auf bie einzelnen Gewerffchaften nah Mafgabe der Mitgliederzahl verteilt werden. Bor- 
läufig wurde ein Beitrag von 5 Pf. jährlich für jedes Mitglied feftgefept. 

über die Taktik der ©. wurde nach einem Referate von Breidebach 
in Eijerfeld eine Refolution beichloffen, die nach Hervorhebung des allge- 
meinen Zweckes der G, die geiftige und wirtſchaftliche Lage der Berutß- 
genofjen zu heben, und auf den Widerftand der Arbeitgeber fortfährt: 

„Die hriftlihen G. verwerfen den Streil nicht prinzipiell, jehen aber darin das letzte 
Mittel zur Durhjührung ihrer Aufgaben. Die criftlihen ©. fehen in bem Lohnkampfe 
feinen Klaſſenlampf, vielmehr ein berechtigted Bejtreben der Arbeiterfchaft, ihre Arbeits- 
fraft zu einem günftigen Preife zu veräußern und fuchen legteres möglichft zu erreichen 
durch frieblihen Ausgleich mit den Arbeitgebern. Da erfahrungsgemäß die durch heftige 
Lohnlämpfe errungenen Vorteile bald wieder verloren gehen, ift tunlichit auf Abſchluß fefter 
Bereinbarungen (Xohntarife) zwiſchen ber Arbeiterorganifation und den einzelnen Wrbeit- 
gebern ober deren DOrganifation zu dringen, ev. Einjegung von Schiedsgerichten zu ver- 
anlaffen, beftehend aus Vertretern beider Parteien. Um planloje, unvorbereitete Streits 
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zu verhüten, ift in den ©. ein beftimmtes Streilreglement einzuführen, welches bie 
Unterftügung eines Streils abhängig macht von ber Genehmigung bed BVorftandes ber ©. 
Ausjtände, welche von prinzipieller Bedeutung find für die chriftlihen G. oder jonft einen 
in allgemeinen Berhältniffen liegenden wichtigen Grund haben, find nod — er Brüs 
fung und Beihlußfaflung ber Gewerkſchaftslommiſſion von ber Gejamtheit der chriftlichen 
G. zu unterftügen.‘ 


Dabei wurde von den meijten Rebnern die Auffajjung ausgeiprochen, 
daß möglichjte Einheit der Arbeiterbewegung anzujtreben ſei und daß 
man auch mit den jozialiftiihen G. zujammengehen müfje, jofern jie 
die hriftlichen al3 gleichberechtigt anerfännten. 

Über das Unterſtützungsweſen referierte der Sekretär de bay- 
rifchen Gemwerkichaftstartell3, Braun. Die angenommene Rejolution 
lautete: 

Eine der wichtigſten Wufgaben der chriſtlichen ©. ift die Unterftügung der Mitglieder 
in Rotfällen, insbejondere in Sranfheit3- und Sterbefällen, ſowie bei Reife und bei Arbeits 
loſigleit. Durch folche auf Gegenjeitigfeit beruhende Unterftügung wird das Golibaritäts- 
gefühl und Standesbewußtfein der Arbeiter gehoben und gleichzeitig ein Bindemittel für 
die ©. erzielt, dem häufigen Wechſel der Mitglieder vorzubeugen. E3 empfiehlt fich daher: 
1. bie Zahlung eines Sterbegeldes ogligatoriich einzuführen gegen entjprechende Erhöhung der 
Beiträge zur Gewerlichaftslaffe; 2. Krautengeldzufhußlafien fakultativ einzurichten, jedoch 
fo, dab die Mitgliedfhaft zu denſelben von der Zugehörigfeit zu den &. abhängig ift. Die 
Einführung ber Reijeunterftügung muß nad Urt und Bedürfnis der einzelnen Berufe biefen 
vorbehalten bleiben. Die Einführung von Wrbeitlofenunterftügung iſt * eine Frage 
der Zukunft, deren Durchführung ſich in rg Zeit in den dhriftlihen G. wohl kaum 
ermöglichen läßt. Nichtsdeftoweniger ijt e8 bei der hohen Bedeutung dieſer Frage Pflicht 
ber chriſtlichen &., das Intereſſe für diefelbe in der Arbeiterfchaft zu weden und ev. ftatiftifche 
Unterlagen für ipätere Durchführung berfelben zu beſchaffen.“ 

Der Referent Braun bezeichnete al3 Ziel eine allgemeine Streikkaſſe, 
die im Notfalle auch die Durchführung eines Generalitreifs geftatte; jeden- 
—— entſcheide in wirtſchaftlichen Kämpfen nicht anderes, als die materielle 

acht. 

Die Verhandlung über die Verkürzung der Arbeitszeit führte 
nad) einen Referate von Siftenich- Machen zu J——— Beſchluſſe: 

„Eine angemeſſene Verkürzung der Arbeitszeit iſt das wichtigſte Erfordernis, um den 
Arbeitern bie Teilnahme an dem Auffhwunge der Kultur, die Pflege des Familienlebens 
und die Erfüllung feiner religiöfen Pflichten zu ermöglichen. Aus diefem Grunde ift 1. ein 
geſetzlicher Marimalarbeitstag von 10 Stunden für alle Berufe zu erftreben; 2. innerhalb 
biefer Grenze, entſprechend der Schwere der einzelnen Berufe, durch befondere Geſetze ober 
burh die ©. eine Verminderung der Arbeitszeit auf 9 oder 8 Stunden zu n; 
3. für beſonders gejundheitsfhädfiche Betriebe find geſetzliche Beitimmungen herbeizuführen 
über bie Dauer der Ürbeitäzeit und entjprechenden Wechſel ber Arbeit.‘ 

Die Verhandlungen des Frankfurter Kongreſſes über die Neutrali- 
tätsfrage hatten auch außerhalb der unmittelbar beteiligten Kreije eine 
ſtarke re hervorgerufen. Auf jozialdemofratiicher Seite lobte man 
das erwachende „Slaffenbewußtfein” der chriftlichen Arbeiter und gab der 
Hoffnung Ausdrud, fie bald im fozialiftiichen Lager zu begrüßen. Das 
legtere erklärten au die Unternehmerblätter für mwahrjdeinlid. Die 
Folge davon war, daß in fatholifchen Kreifen eine lebhafte Gegenjtrömung 
ſich geltend machte, die beſonders von dem Regierungsaſſeſſor a. D. von 
Savı ion geführt wurde und im Intereſſe der Rechtgläubigfeit der Arbeiter 
ein Eingreifen der Kirche forderte. In der Tat erließ die Konferenz 
der preubifchen Biſchöfe in Fulda unterm 22. August 1900 ein Paftorale, 
in welchem die Geijtlichen angewiejen wurden, dem Irrtum entgegenzutreten, 
al3 dürfe ein Arbeiter im wirtichaftlichen Leben die Lehren des Chriften- 
tums außer acht laſſen. Es heißt dann mwörtlidh: 


„Die Fachabteilungen in ben Urbeitervereinen werden in ihrer allgemeinen Berbreitung 
zugleich ben Beweis liefern, daß e3 feiner religiös neutralen Neufhöpfungen bedarf, um 
die materiellen Sntereffen der chriftlichen Arbeiterfchaft zu verteidigen und zu förbern, 
fonbern baß bie fatholifchen Arbeitervereine befähigt und ſtark genug find, neben ber geiftigen 
Wohlfahrt auch die materiellen Standedintereffen ihrer Mitglieder zu vertreten.” 

Obgleich dieſe Erklärung zweifellos ihre Spitze gegen Die chriftlichen 
G. kehrte, nahmen diefe doch den Standpunkt ein, daß fie nicht gemeint 
jeien, da fie nicht ausbrüdlich genannt waren, daß vielmehr die bijchöfliche 
Erklärung gegen Beftrebungen gerichtet fei, die mit den chriftlichen nichts 
zu tun hätten. Aber diefe Art des Berftedenjpielend wurde jehr bald 
unmöglich gemadt durch eine Veröffentlichung des Erzbifchof3 Nörber 
bon Freiburg vom 11. Oktober 1900, in welcher ausdrüdlich erflärt wurde, 
daß die riftlichen ©. auf ihrem Frankfurter Kongrefje die Vereinigung mit 
der Sozialdemokratie al3 Ziel ind Auge gefaßt und damit bewiejen hätten, 
daß das Wort „Hriftlich” nur ein leerer Schall und ein bloßes Aushänge- 
Ihild jei, daß vielmehr die Bewegung mit unausbleiblicher Konſequenz 
nur der Sozialdemokratie zugute fommen könne. Seht blieb den G. nichts 
übrig, al& fich zu unterwerfen oder den Kampf gegen die bijchöfliche 
Autorität aufzunehmen, und die ihnen feindliche, in3bejondere die fozial- 
demofratifche Prefje bezeichnete als ganz jicher, daß die Enticheidung im 
erfteren Sinn ausfallen würde. Aber das Gegenteil trat ein. Zunächſt 
erließen die groben Verbände der Bergarbeiter und Tertilarbeiter am 
14. und 28. Oktober 1900 eine Erklärung, die, wenn auch in maßvolliter 
Form den einmal vertretenen Standpunkt aufredhterhält, daß die ge- 
werkſchaftliche Vereinigung aller Arbeiter eines Berufe das erftrebens- 
werte Ziel jei. Die Folge dieſes Schritte war, daß der Erzbifchof von 
Freiburg am 26. Dftober 1900 erklärte, e8 habe ihm durchaus ferne ge- 
legen, die riftlihen ©. zu verurteilen, er habe fie lediglich vor ge- 
wiſſen Gefahren warnen wollen. Aber auch der Gewerkſchaftsausſchuß) 
glaubte ſich mit der Angelegenheit befajjen zu müſſen, obglei ieber 
nicht allein bie ——— hierfür beſtritt, ſondern auch ſachlich ent— 
geaengeiebter Anjiht war, und erließ am 8. November 1900 folgende 

rtlärung: 

Die jüngſte Kundgebung bes preußiſchen Epiſtopats durch ſein gemeinſames Hirten- 
ſchreiben und beſonders der in Interpretation desſelben vom Herrn Erzbiſchof von Freiburg 
gegebene Erlaß an die Geiftlichleit feiner Diözefe find geeignet, über Charakter und Tendenz 

Hriftlichen Gewerkſchaften Mißverjtändniffe zu erweden. Dieferhalb jehen wir uns ge 
nötigt, folgendes zu erflären: 

1. Die Mitglieder der hriftlichen Gewerlſchaften, die mit großer Mühe und unter 
großen Opfern jene ind Leben gerufen haben, müjfen fich gegen ben Ausbrud im Erlaß bes 
Herrn Erzbiſchofs von Freiburg: dab „ihnen dad Wort chriſtlich nur leerer Schall und 
ein Aushängejchild‘" fei und dab „Sie nur für die Sozialdemokratie jene Kreife organi- 
fierten, die einftweilen noch auf dem Boden ber gegenwärtigen Geſellſchaftsordnung bleiben 
mollten”, auf ba3 entſchiedenſte verwahren. 

Diefe Annahme, wie fie in dem fraglichen Erlaffe und auch einem Meinen, allerdings 
nicht maßgebenden Teile ber fatholifchen Breffe zum Ausbrud gelommen, ift durch keinerlei 
Tatſachen begründet und eine unverdiente Kränkung ber bisher in ber chriftlichen Gewerl- 
fchaftäbervegung tätigen Mitglieder und Freunde des Arbeiterftandes. 

2. Wir erflären es ala felbftverftändlih und mit Nachdrud, daß wir nad) wie vor 
in Durchführung der gewerlichaftlichen Ziele die chriſtlichen Grundfäge als Richtſchnur aner- 
kennen. Eine Bereinigung aller Urbeiter ber verſchiedenen Berufe in einheitlichen Organi- 


1) In Frankfurt war eine „Gewerkſchaftslommiſſion“ gefchafien, bie einen engeren Aus- 
ſchuß Tebiglih ala geihäftsführendes Drgan hatte. In ben öffentlichen Außerungen ift 
dagegen ftets von einem „Gewerkſchaftsausſchuſſe“ bie Mebe, ber offenbar mit ber „Ge- 
werkſchaftslommiſſion“ ibentifh if. 
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fationen ift allerdings das zu erftrebende Piel, doch muß verlangt werben, daß ſolche Ber- 
bände in ihrer Wirkſamkeit den chriftlihen Grumdfägen nicht mwiberfprehen. Ba unter 
ben obiwaltenden Berhältniffen in abfehbarer Zeit folche Gewerkſchaften ausgefchloffen er 
feinen, halten wir an dem auf bem erjten Kongreß der chriftlichen Gewerkichaften zu Mainz 
aufgeftellten Programm feft, nad welchem unſere chriftlihen Gewerlichaften interfon« 
feffionelt und politifh unparteiifh auf chriſtlicher Grundlage beftehen follen. 

Wir geben der Erwartung Ausdrud, daß, nachdem jept von zuftänbiger Seite bie 
utage getretenen Mißverftändnijfe befeitigt find, ber Entwidiung ber chriftlichen Gewerl- 
Üaften von feiner Seite fernerhin mehr Sepwierigteiten in ben Weg gelegt werben. 

Köln, den 8. November 1900. 

Der Ausschuß des Gefamtverbandes der chriſtlichen Gewerkſchaften Deutſchlands. 

In derjelben Sigung des Ausfchuffes wurde auch das Statut des 
Gejamtverbandes beihloffen und unter Vorbehalt der Genehmigung 
* nãchſten Generalverſammlung vom 1. Januar 1901 ab in Kraft ge— 
etzt. 

Selbſtverſtändlich wurde die Neutralitätsfrage auch in der katholiſchen 
Preſſe eingehend erörtert, wobei die „Germania“, die „Augsburger Boft- 
zeitung“ und die „Deutiche Reichszeitung‘ (Bonn) gegen die Neutrali- 
Fätöbeftrebungen, die „Kölnische Volkszeitung” und die „Katholiſche fozial- 
politijche Korreſpondenz“, ſowie die „Zentrumsparlamentariſche Korre- 
ſpondenz“ für dieſelbe eintraten. Eine Broſchüre von Kempel: „Die 
chriſtliche und die neutrale Gewerkvereinsbewegung“ führte den Nachweis, 
daß das Fuldaer Paſtorale gegen die interkonfeſſionelle Organiſation ge— 
richtet ſei, während der Erzbiſchof Fiſcher in Köln gegenüber einer Depu— 
tation des chriſtlich-ſozialen Textilarbeiterverbandes in Aachen erklärte, 
die Auffaſſung der Biſchöfe gehe dahin, daß die nichtkonfeſſionellen Gewerk— 
ihaften durchaus zuläjlig FR jolange fie den dhriftlihen Boden klar 
und feſt bemahrten. In gleicher Weije äußerte fich der Biſchof von Pader- 
born. Ebenſo nahmen zahlreiche katholiſche VBerfammlungen, in denen 
die Vorſitzenden der ri. G., Stegerwald, Braun, Schiffer. da3 Wort 
führten, entjchieden gegen den Freiburger Erlaß Stellung. Auch bie 
Generalverfjammlung des „Auguſtinusvereins“ vom 26. November 1900 
ftellte fich auf diefen Standpunkt. Endlih nahm am 21. Januar 1901 
der Abg. Hige im NReichdtage das Wort zu der Frage und erflärte, von 
einer interfonfejfionellen Organijation der Arbeiter ftehe überhaupt nichts 
in dem Paſtorale, und die chriftlihen G. würden durch dasjelbe nicht 
berührt, e3 jeien nur fatholifche Arbeitervereine empfohlen und vor 
fozialdemofratiihen ©. gewarnt. Damit jchien die Stellung der dhrift- 
lihen G. jeitend der Zentrumspartei gededt. Das Fuldaer Amtsblatt 
erflärte darauf, das Paftorale vom 22. Auguft 1900 fei nicht öffentlich 
zu verleſen. 

Immerhin war die Angelegenheit damit für die chriftlichen G. nod) 
nicht erledigt. Bei der Beihlußfaffung des Ausſchuſſes hatten alle Aus— 
ihußmitglieder mit Ausnahme Wieberd die Erklärung unterjchrieben, 
Wieber dagegen ſetzte die Polemik in der Preſſe fort und die Folge des 
immer heftiger —— Streites war geweſen, daß der Ausſchuß am 
23. Februar 1901 ihn aus ſeiner Mitte ausſchloß. Da er gegen den— 
ſelben proteſtiert und die Entſcheidung des Kongreſſes angerufen hatte, 
ſo war eine nochmalige Erörterung der Streitfrage erforderlich. 

Dieſer 3. Gewerkſchaftskongreß?) hat vom 26.—29. Mai 1901 

!) Dasjelbe ift in jeiner endgültigen Faſſung unten (S. 160) abgedrudt. 


2) über die Verhandlungen ift ein Protokoll unter dem Titel: „Geſchichte und Ent- 
wicklung ber chriftlichen Gewerkſchaften Deutſchlands nebft Protofoll des 3. chriſtl. Gewerl- 
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in Krefeld jtattgefunden unter Mitwirfung von 56 Abgeordneten als 
Vertretern von 24 DOrganijationen.!) Aus dem erjtatteten Geſchäftsbe— 
richt ift folgendes zu erwähnen. 

Die Mitgliederzahl aller hriftlichen ©. ift von 152615 im Vorjahre, 
am 1. April 1901 auf 164872 in 35 Verbänden geftiegen. Dem Ge— 
famtverbande haben ſich jedoch nur 23 Verbände mit 83571 Mitgliedern 
angeſchloſſen. Die Beteiligung ift indbejondere abgelehnt von den bay- 
rifchen, württemberigjchen und badifchen Eifenbahnerverbänden, dem Ber- 
bande bdeutjcher Eienbahu-Hanbiverfer und =-Wrbeiter, dem bayrijchen 
Landeskartell und dem oberſchleſiſchen Verein gegenjeitige Hilfe. Der 
Gewerkſchaftsausſchuß hat in feiner erften Sigung am 8. November 1900 
die ſchon mitgeteilte Erklärung bejchlojjen und zugleich ein Statut de 
Gejamtverbandes ausgearbeitet. Da e3 einftweilen an den erforderlichen 
Geldmitteln fehlte, jo hat der Ausſchuß die in Frankfurt befchlofjenen 
beiden Organe erſt mit dem 1. April 1901 ind Leben rufen können, das 
erftere, aljo da3 Drgan des Gejamtverbandes unter dem Titel: „Mit- 
teilungen des Geinmtberbandes der hriftliden Gewerk— 
haften Deutſchlands“, und unter der Leitung von Giedbert3, das 
legtere, aljo das gemeinjame Organ derjenigen Gewerkſchaften, die fein 
eigenes Blatt bejigen, unter dem Titel: „Chriftlide Gewerkſchafts— 
zeitung“ und unter der Leitung von Gtegermwald. 

Den Hauptpunft der Debatte bildete der jchon erwähnte, mit der 
prinzipiellen Frage der Neutralität der ©. zujammenhängende Gtreit 
zwiſchen Wieber bzw. dem Metallarbeiterverbande und der Mehrheit des 
Gewerkſchaftsausſchuſſes, in welchem natürlich auch die von dem leßteren 
gegen das biſchöfliche Paſtorale erlafjene Erklärung erörtert wurde. Das 

rgebnis war, daß mit 40 gegen 11 Stimmen der Antrag bed Gemwerf- 
Ichaftsausjchujfes angenommen murde, dahin gehend: 

„Der Kongreß erklärt fi) mit der Stellungnahme bed Ausſchuſſes des Gefamtver- 
bandes bezüglich der frage ber interlonfefjionellen und paritätifhen G., wie dieſelbe in ber 
Kölner Erflärung vom 8. November 1900 zum Ausdrud gebracht ift, einverftanben, da bie 
Frage ber einheitlihen Organijation der deutſchen Arbeiter vorberhand Feine praftifche 
Bedeutung hat und die Verwirklichung derjelben in abjehbarer Zeit nicht zu erwarten ift. 
Eine abweichende Meinung in diefer Frage ſchließt bie Beteiligung an den Gefamtlongrefjen 
unb dem Gejamtverbande der chriſtlichen G. Deutfchlands nicht aus.‘ 

Die 40 Abgeordneten der Mehrheit vertraten 99460, die 11 der 
Minderheit 7730 Mitglieder. 

Der zweite Bunkt der Tagedordnung war die wiederholte nn 
der Frage der Zentralijation. Für Bayern, Württemberg un 
Mitteldeutichland waren Landeskartelle gebildet und hatten ſich zum Teil 
Aufgaben gejtellt, die von ben Zentralverbänden al3 ihnen 5* be⸗ 
trachtet wurden. Ebenſo ſtanden die Arbeiterſchutzvereine, in denen Ar— 
beiter ohne Rückſicht auf die Berufsgliederung vereinigt find, in Wider- 
ſpruch zu dem Zentralijationsprinzip. Das Ergebnis der cusführlichen 
Beratung war eine Rejolution, in der man die Zentralverbände als da3 
Biel bezeichnete und den Wrbeiterfchugvereinen empfahl, ihre Mitglieder 
den Berufävereinen zuzuführen. Die Landeskartelle jollten ſich lediglich 


Ichaftslongrefjes zu Krefeld“ im Verlage bed Gefamtverbandes ber chriſtl. G. veröffentlicht, 
ba3 aud; eine kurze Darftellung bed Verlaufes der beiden erften Kongrefje enthält, fiber 
welche Protofolle nicht veröffentlicht waren. 

1) Die Mitgliederzahlen find im Protokolle nicht angegeben und laffen fih nur aus 
ber unten mitzuteilenden Abſtimmung mittelbar entnehmen. 
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auf die Agitation beſchränken, dagegen follen an ben einzelnen Orten bie 
Ortövereine zu Ort3fartellen zujammentreten. 

Eingehend wurde da3 Unterſtützungsweſen und die Reform der 
Kranlenverfiherung behandelt. Man war einig darin, daß bie 
Unterſtützungskaſſen nur eine Nebenaufgabe der ©. feien, die deren Haupt» 
aufgabe, für Bejjerung der Arbeitsbedingungen, in3befondere Einführung 
bed Ffolleftiven Arbeitsvertrages, Sorge zu tragen, nicht beeinträchtigen 
bürften, vielmehr nur den Zweck hätten, den Arbeitern einen Anreiz 
zum Beitritt zu bieten und auf Stabilität in dem Mitgliederbeitande hin- 
— Man erklärte allgemein, daß man ſich dadurch von den Hirſch- 

unckerſchen G.-V. unterſcheide. Aus dieſen Gründen wollte man auch 
beſondere Kaſſenorganiſation möglichſt vermeiden und alle Unterſtützungen 
aus der einheitlichen Gewerkſchaftskaſſe beſtreiten, ſo daß man nötigenfalls 
da3 ganze Vermögen für Gtreitzwede verwenden fünne. Jedenfalls jeien 
hohe Beiträge ur Eine Rejolution brachte diefe Anſchauungen 
— Ausdruck. Man war einig in der Billigung des Sterbegeldes, ſowie 
er Reiſe- und Krankenunterſtützung, während hinſichtlich der Arbeits— 
loſenunterſtützung Meinungsverſchiedenheit beſtand, indem einige Redner 
für eine Staatshilfe eintraten. 

Endlich forderte man Verleihung der Rechtsfähigkeit an die Be- 
rufsvereine neben Aufhebung der biöherigen, da3 Vereinsrecht beein» 
trächtigenden Beitimmungen, ſowie Reform der Gewerbegericdhte, ind 
bejondere Einführung des Verhandlungszwanges. 

Da, wie erwähnt, nicht alle riftlihen ©. dem Gejamtverbande bei- 
getreten find, während fie alle an dem Kongrefje teilnahmen, jo wurden 
anfangs neben diefen noch bejondere Generalverfammlungen bes 
Verbandes gehalten. Eine ſolche fand auch im Anfchluß an den Kongreß 
in Krefeld ftatt und hatte zu ihrer Aufgabe neben der Beſchlußfaſſung über 
dad von dem Gewerfichaftsansinuß entworfene Berbandsitatut die Be— 
handlung des Streitfalle® Wieber nad) feiner perfönlichen Seite, während 
da3 Sachliche auf dem Kongrefje erledigt war. Man einigte fich in ber 
Weiſe, daß beide Barteien die von er gemadhten —— Außerungen 
zurücknahmen und ebenſo der Ausſchluß Wiebers aus dem Gewerkſchafts— 
ausſchuſſe rückgängig gemacht wurde. 

as von dem Ausſchuſſe ausgearbeitete und ſchon ſeit dem 1. Januar 
1901 vorläufig in Kraft geſetzte Statut des Geſamtverbandes wurde 
mit einigen Änderungen genehmigt. Die wejentlichjten Beftimmungen be3- 
jelben find folgende: 

1. Unter dem Titel „Gefamtverband ber driftlihen &. Deutſchlands“ treten die 
auf chriſtlicher Grundlage beftehenden Wrbeiterberufsorganifationen Deutfhlands zu einer 
Kartellvereinigung zujfammen. 

8 2. Der Gefamtverbanb chriſtlicher &. Deutſchlands erftrebt: 1. bie Vertretung ber 
wirtfchaftlihen Intereſſen ber arbeitenden Stände durch bie gewerkſchaftliche Organijation 
und SHerbeiführung eines friedlihen Ausgleiches der Gegenjäge zwiſchen Arbeiter und Arbeit» 
eber unter Anerlennung ber jelbftändigen Mitwirkung der organifierten Arbeiterjchaft bei 

ſtſezung ber Lohn- und Wrbeitäbedingungen; 2. die Berbindung und Fühlung ber ein- 
zelnen &.-Verbänbe untereinander zu vermitteln zwecks gemeinjamen folidariihen Handelns 
bei bejonberen, die allgemeinen gewerkſchaftlichen Intereſſen betreffenden Fragen. Als 
folhe gelten vornehmlidh: a) Wahrung und Durhführung des auf den gemeinfamen Kon⸗ 
greffen ber chriſtlichen &.-Verbände aufgeftellten Programms, und zwar bis auf weiteres 
ber auf bem 1. Kongreffe in Mainz aufgeftellten Seife b) Herbeiführung ber geſetz⸗ 
fihen Anerkennung ber Wrbeiterberufsvereine; c) Schaffung gefeglicher Inftanzen zur 
Shlidtung und Beilegung von Streitigkeiten über Lohn“ und Wrbeitöbedingungen zwiſchen 
Unternehmern und Wrbeitern unter Mitwirkung ber organifierten Wrbeiterfchaft; d) Bew 
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mittlung gegenfeitiger Unterftügung bei außerorbentlihen Anläſſen; e) Anregung und Herbeis 
führung jtatiftiicher Erhebungen über die Arbeits- und Lebenöverhältnijfe ber Wrbeiter 
in ben einzelnen Berufen. 

8 3. Zur Durchführung der Wufgaben des Gefamtverbandes dient: 1. bie Heraus 
gabe eines Korrejpondenzblattes für die chriſtlichen G. welches ald Jnjormationdorgan von 
den Borjigenden, Bertrauensmännern und Bezirlövorftehern der einzelnen G. benußt wird; 
2. Herausgabe eined gemeinfhaftlihen Organs für die Heineren G., die nicht imftande find, 
ich ein eignes Fachorgan zu beſchaffen; 3. Erteilung von Auskunft und Rat in allen gewerl⸗ 
haftlihen Fragen, fowie Sammlung von ftatiftifhem Material und Yörberung der Ugitation 
ur Gründung neuer ©.; 4. Beratung und Entjheidung über auftretende Meinungsver- 
hiebenheiten, über fragen der Drganilation und Taktik, welche bie G. im allgemeinen be» 
rühren. Streitigkeiten zwijchen ben dem Gejamtverbande angehörenden ©. entjcheibet zu» 
nächſt der Ausſchuß und auf etwaige Berufung biergegen die nächſte Generalverfammlung. 
Lestere kann zu diefem Zwecke Fo ein Schiedögericht einſetzen. 

. Zur Durchführung der Wufgaben des Gefamtverbanded der dhriftlichen G. 
wird ein Ausſchuß gebildet, in welchem, foweit wie möglich, die einzelnen chriſtlichen ©. ent- 
Iprechend ihrer Mitgliederzahl ober body mindeſtens die verwandten Berufägruppen durch 
Delegierte vertreten jind. 

8 5. Dem Ausſchuſſe liegt ob: 1. die Durchführung der gefamten in ben 88 2 u. 3 
bezeidyneten Aufgaben bed Verbandes; 2. die Berufung und Feſtſetzung ber Tagesorbnung 
der Kongreffe und Generalverfammlungen; 3. die Durchführung der Beichlüffe der Kon— 
greffe und Generalverfammlungen; 4. die Unftellung und Befoldung ber zur Erlebigung 
ber Gejchäfte notwendigen Beamten. 

8 6. Der Ausihuß wählt ſich aus feiner Mitte einen Borftand, beftehend aus einem 
Vorfigenden und befjen Stellvertreter, einem Schriftführer, einem Kafjierer und einem 
Beifiger. 

8 7. Die Mittel zur Beftreitung der Unloften werben von den einzelnen G. aufgebracht. 
Der regelmäßige Beitrag wird alljährlih von der Generalverfammlung feitgefegt und bes 
trägt vorläufig 10 Pf. pro Jahr und männliches Mitglied und 5 Pf. für die Urbeite 
rinnen ber angeſchloſſenen ©. 

8 8. Aus den Mitteln des Gejamtverbandes dürfen weder Darlehen noch bare Unter» 
fügungen für Streils oder Ausfperrungen gewährt werden. Bei außerordentlihen Anläffen 
fann der Ausjhuß die Sammlung von Geldern durch Sammelliften ober Ausgabe von 
Unterftügungsmarfen veranlajfen. Hiervon ſoll jebody nur ausnahmsweiſe Gebraud) gemacht 
werden, ba es prinzipiell richtig erfcheint, wenn jede einzelne &. die Gelder für ihre Aus“ 
ftände und Wusfperrungen ſelbſt aufbringt. 

Der Borftand kann mit Genehmigung des Ausfchuffes für die Agitation und erfte 
Einrichtung bei Neugründungen von chriſtlichen ©. unverzinsliche Darlehen bis zu 300 M. 
gewähren. 

$ 9. Zur Durchführung ber im allgemeinen Intereſſe der Arbeiterſchaft liegenden 
Aufgaben der ©. foll der Ausſchuß des Gefamtverbandes der driftlihen ©. nad einem 
friedlichen Berhältniffe zu den anderen G.-Berbänden jtreben und das AZufammengehen der 
verjchiedenen Berufsverbände von Fall zu Fall zu fördern fuchen, ſoweit folches mit ben 
Grundfägen der chriftlihen G. vereinbar erſcheint. 

8 11. Der Beitritt zum Gefamtverbande ber driftfihen G. ift nur foldhen ſchon 
angemeldeten oder ſchon beftehenben Wrbeiterberufßvereinen geftattet, welche das für bie 
Hriftlihen ©. aufgeftellte Programm unb die für diefelben maßgebenden Grundfäge aus- 
brüdlich anerfennen. 

Über die Zulaffung zum Gefamtverbande entſcheidet zunächſt der Ausfhuß und auf 
Berufung hiergegen die Generalverfammlung. Ebenfo enttiheibet ber Ausſchuß vorläufig 
über bie Zufaffung zum Kongreffe und endgültig der Kongreß jelbft. 


Der 4. Kongreß, der vom 29. Juni bis 2. Juli 1902 in Münden 
abgehalten wurde, Hatte e3 weniger mit prinzipiellen, al3 mit praftijchen 
Tragen zu tun. Von prinzipieller Bedeutung war ed nur, daß er mit 
27 gegen 11 Stimmen bejdhloß, die Arbeiterjchußvereine nicht mehr zu 
ben Kongreſſen zuzulafjen, da fie ausreichend Zeit gehabt hätten, jich zu 
Bentralverbänden umzugeftalten. Insgeſamt waren 22 Drganifationen 
durdy 53 Abgeordnete vertreten. An dem Kongreſſe nahmen auch Ver— 
treter des bayrifchen Minifteriums de3 Innern und der Stadt München 
teil, ebenfo Abgefandte der öfterreihifchen und belgischen chriftlich-fozialen 
Drganifationen, jowie lic. Mumm und Profeffor Dr. Frande, Heraus- 
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eber der „Sozialen Praxis“, Profeffor Brentano und Dr. Pieper, General- 
Pefretär des katholiſchen Volksvereins. 

Aus dem Geſchäftsberichte iſt zu erwähnen, daß die chriſtlichen 
G. trotz der ungünſtigen wirtſchaftlichen Verhältniſſe in der Zeit vom 
1. April 1901 bis 1. April 1902 eine Zunahme von 159682 auf 175079 
Mitglieder aufzumeifen hatten, wovon 84667 dem Gejamtverbande ange- 
hören. Die früheren 8 Tertilarbeitervereine haben ſich am 1. April 1901 
zu einem Zentralverbande vereinigt. Das württembergijche Landeskartell 
hat jich zugunften der Zentralverbände aufgelöft. Die Eifenbahnerverbände 
jind nicht vertreten. Die mit dem Trierer Verbande deutjcher Eifenbahn- 
handwerker und -»arbeiter geführten Annäherungsverhandlungen haben 
u feinem Erfolge geführt, ja, dejjen Vorſitzender Peter Mol; hat id 
ar gegen interfonfeflionelle und für fatholijhe ©. erklärt. Es mird 
lebhaft darüber geflagt, daß den Straßenbahnangeftellten die Organi- 
fation nicht allein von den Privatgejellichaften, jondern auch von den 
ftädtifchen Behörden durch Maßregelungen unmöglid) gemacht werden. 

Der wichtigſte Punkt der Berhanblungen war die Organijation 
der Frauen und der ländlidhen Arbeiter. Man beſchloß, die Or- 
anifation der Frauen nad) Kräften zu fördern und zwar in eigenen 
Bereinen, beren Zeitung aber bis zur Ausbildung geeigneter Führerinnen 
von ben Borftänden der männlichen ©. mit bejorgt werden müſſe. 


Bon ber Gejepgebung forderte man bie SHerabjegung des Marimalarbeittage von 
11 auf 9 Stunden, nebft einer Mittagspaufe von eineinhalb Stunden, Ausdehnung bed 
Wöchnerinnenfhuges, Verbot ber Frauenarbeit in Gewerben, wo ſie in gefunbheitlidher und 
ſittlicher Hinficht bedenklich ift, und Übertragung aller für den Fabrikbetrieb gefchaffenen 
Urbeiterfhugmaßregeln auch auf die Heimarbeit. Die Abſchaffung aller Yabrifarbeit ber 
verheirateten rauen wurde al3 Biel anerfannt, da3 aber zurzeit nicht zu vermwirflichen fei; 
beshalb Soll zunächſt der Grundſatz: „gleicher Lohn für gleiche Leiftungen‘ durchgeführt 
—— um ber Herabdrückung des Lohnes durch die Konkurrenz ber Frauen entgegenzu- 
arbeiten. 


Hinfichtli der ländlihen Arbeiter bejchlieft man einjtimmig 
folgende Refolution: 


„LJ. Zur Frage ber Organifation der ländlihen Wrbeiter erflärt ber ſtongreß ber 
chriſtlichen ©. Deutſchlands — 

Die ſtarke Abwanderung der ländlichen Arbeiter in die Induſtrieſtädte und ihr Erjag 
durch auslänbifche Arbeiter ift ein ungefunder Zuftand, ber unſer gefamtes nationales 
Wirtſchaftsleben unb beſonders bie Induſtriearbeiterſchaft auf das empfinblichite jchäbdigt. 
Die Jnduftriearbeiter werden durch das Überangebot von Arbeitskräften ber unorganifierten, 
ſozialpolitiſch unaufgeflärten Lanbarbeiter gehindert, dauernd gute Lohn- und Arbeits- 
verhältniffe zu erreihen. Auch wird durch den regellofen Zug ausländifcher Wrbeiter ber 
gefamte einheimifche Arbeitsmarkt überlaftet und auf dieſe Beile, befonderd in Beiten 
wirtfhaftlihen Nieberganges, daB Heer der Wrbeitälofen vergrößert und bie wirtſchaft- 
liche Lage ber geſamten Arbeiterſchaft Deutſchlands verjchlechtert. 

2. Die Urſache dieſer Abwanderung der Lanbarbeiter ift hauptſächlich zu ſuchen in 
ber großen mirtichaftlichen Wbhängigfeit von ben Unternehmern, fowie in dem geringen 
Löhnen und ben ſchlechten Wohnungsverhältniffen, welche heute vielfach noch auf dem 
Lande hen. Demgegenüber hofft der Landarbeiter in ber Induſtrie immerhin ein 
beſſeres Fortlommen, größere Freiheiten und folche Kulturelle Annehmlichkeiten zu finden, 
welche bie ländliche Arbeit naturgemäß nicht bieten kann. 

3. Um jenem übermäßigen Zuftrom der Landarbeiter zu fleuern, erachtet daher ber 
Kongreß bie Schaffung einer Berufsorganifation der Landarbeiter als dringend notwendig, 
bie auf chriftlicher Grundlage die wirtfchaftliche, geiftige und fittlihe Hebung bed Land» 
arbeiterftandes erftrebt. Zur Ermöglichung einer folhen Berufsorganifation forbert ber 
Kongreß auf das nachdrücklichſte die Befcitigung der Koalitionsverbote, bie heute noch 
für die Landarbeiterfchaft beftehen. Derſelbe betradhtet es ald ein Unrecht, daß, während 
ben Tanbmwirtfchaftlihen Unternehmern vollftändige Bewegungsfreiheit und Bereinigung 
freiheit gewährt wird zur Vertretung ihrer wirtſchaftlichen Standesintereffen, anbererfeits 
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bem Landarbeiter durch drafonifhe Strafbeitimmungen verboten wird, in Gemeinfamleit 
mit feinen Standesgenoſſen bie ——— feiner Arbeits- und Lohnverhältniſſe auch 
nur zu verſuchen. Es iſt eine Forderung der Gerechtigkeit, daß die veralteten Geſetzes- 
beftimmungen, welde den Lanbarbeitern unter Androhung einer Gefängnisftrafe bis zu 
einem Jahre verbietet, fich zu vereinigen unb zu verabreden, um befjere Lohn- und Wrbeits- 
verhältniffe herbeizuführen, möglichft bald bejeitigt werden. Der Kongreß beauftragt den 
Ausſchuß des Gejamtverbandes der Kriftl. &. Deutſchlands, eine Petition nebft Begründung 
vorzubereiten, in welcher das Koalitionsrecht der Landarbeiter gefordert wirb, und diefelbe 
ber Regierung und dem deutſchen Reichstage vorzulegen. 

4. Um ſchon unter den heutigen Berhältniffen — unbeſchadet von ber grunbjäg- 
lichen Forberung der Aufhebung der Stoalitionsverbote — eine allgemeine Drganifation 
der LZandarbeiter vorzubereiten und bie berjelben entgegenftehenden fonftigen, in den eigen- 
tümlichen ländlichen Berhältnifjen begründeten Schwierigkeiten zu bejeitigen, befonderd um 
die allgemeine und foziale Bildung der Landarbeiter zu fördern, ift es notwendig, daß auf 
bem Lande nah bem Mufter ber inbuftriellen Arbeitervereine ebenfalld Vereine für Die 
Zandarbeiter geichaffen werden. Als vornehmite —* ſolcher Vereine ſind ins Auge 
zu faſſen: a) die geiſtige und ſittliche Hebung des Arbeiterſtandes durch belehrende Bor- 
träge und förderung der Geiſtesbildung; b) den Landarbeitern bei Abſchluß von Kontrakten 
und Übernahme von Alkordarbeiten Rechtsſchutz zu gewähren und in geeigneter Weiſe die— 
jelben anzuleiten, nad) Möglichkeit ihre wirtichaftlichen Yntereffen zu wahren; c) Gründung 
von Wohlfahrtslaſſen und Einrichtungen zur Werbeiferung der Lebens und Wohnungs- 
verhältniffe (Konfumvereine, Baur und Landerwerbs-Genoſſenſchaften). 

5. Der Kongreß Sieht ferner in ber Wusnahmeftellung der Landarbeiter hinfichtlich 
ber Wrbeiterihug- und Berjicherungsgefeggebung einen ungerechtfertigten Nachteil für die 
Landarbeiter. Es ift deshalb dahin zu ftreben, daß dieſe Ungleichheit bejeitigt wird. Als 
widtigfte und notwendigfte Reform ift neben ber Aufhebung ber Soalitionsverbote zu 
bezeihnen: Die SKrankenverficherungspfliht muß in entiprechenber Weife auf bie länd- 
lichen Arbeiter, das Gefinde und auf bie Forftwirtfchaft ausgedehnt und die Sonntags- 
arbeit auf bem Lande mit Ausnahme der Arbeiten zur Viehwartung und ben Fällen bringe 
Not verboten werben. . 

Der Kongreß fordert die fozialgefinnten Männer aller Stände, bie irgendwie dazu 
in der Lage find, auf, fich der gedrüdten Lage ber Lanbarbeiterfhaft anzunehmen unb an 
ber Durchführung der gedachten Reformen mitzuwirken.‘ 


Daneben behandelte man das Genoſſenſchaftsweſen und das 
Bildungsmwejen. Die Mehrheit erklärte ſich für Begünftigung der 
Genofjenihaften einjchließlih der Konfumvereine troß der gegen biefe 
im Intereſſe der Kleinhändler geltend gemachten Bedenken, war aber 
der Anficht, daß bei Gründung von Genofjenihaftsfabrifen die äußerfte 
Vorjiht anzuwenden jei. In Kaldenkirchen ijt eine Produftivgenojjen- 
Schaft der chriftlihen Zigarrenarbeiter und in M.Gladbach eine Zentral- 
Einfaufsgenojienichaft für die von chriſtlichen Gewerkſchaften gegründeten 
Konjumvereine gegründet. Die Bildungsbeftrebungen follen Fi auf die 
wirtichaftliche du Härung, insbeſondere hinfichtli der fozialen Geſetz— 
gebung, auf die Aufgaben der Staat3- und Gelbithilfe, auf die Fach— 
bildung und auf die Tätigfeit der ©. innerhalb und außerhalb Deutich- 
lands, jowie auf Anteilnahme an den von anderer Geite gebotenen Ber- 
anftaltungen zur Hebung der allgemeinen Bildung beziehen. 

An den Kongreß jchloß fich wieder die Generalverfammlung 
des Gejamtverbandes. In dem Geſchäftsberichte wurde mitgeteilt, 
daß die für die Heineren ©. gegründete „Chriftliche Gewerkſchaftszeitung“ 
mit den beiden gleichartigen, von dem bayrischen Gewerkſchaftskartell und 
der mürttembergijchen Gemerfichaftstommifjion ins Leben gerufenen 
Blättern, „Der chrijtlicde Gewerkichaftler” und „Die De Gewerk⸗ 
ſchaftsblätter“ ſeit 1. Oktober 1900 zu dem „Chriſtlichen Gewerkſchafts— 
blatte“ verſchmolzen iſt. Die Einnahmen und Ausgaben des Ge— 
ſamtverbandes haben 10137,40 M. bzw. 8774,04 M. betragen. Das 
Vermögen belief ſich auf 4690,20 M. Die Generalverſammlung beſchloß 
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nach langen Verhandlungen, bei denen ftarfe Gegenjäge zwiſchen Süd- und 
Norddeutichland, ſowie zwiichen den einzelnen Berufen —— vom 
1. Oktober 1902 ab die Schaffung eines Generalſekretariates in Köln 
und daneben eines Sekretariates für Süddeutſchland in Freiburg. Das 
erjtere Amt murde —— das letztere Gießler übertragen. Die 
Beiträge zum Geſamtverbande wurden für die männlichen Mitglieder von 
10 auf 15 Pf. jährlich erhöht, die für die weiblichen Mitglieder beließ 
man auf 5 Bf. 

Ein großer Teil der Verhandlungen bezog ſich auch dieſes Mal auf 
die Gtreitigfeiten zwiihen Wieber und dem Gewerkſchaftsausſchuſſe, 
insbejondere Bruft, die dadurch hervorgerufen waren, daß der Ausſchuß 
die durch die Handel3verträge aufgeworfene Frage der Agrarzölle als 
eine das politiiche Leben betreffende von der Erörterung in den © 
hatte ausſchließen wollen, während Wieber in der von ihm herausgegebenen 
Zeitung, „Der deutfche Metallarbeiter‘, die Zölle als gegen das Intereſſe 
der Arbeiterflafjfe gerichtete Maßregel jcharf angegriffen hatte. Das Er- 
gebniß der heftigen Wuseinanderjegungen in der Generalverfammlung 
war die Annahme des von dem Ausſchuſſe geitellten Antrages, den Metall- 
arbeiterverband, jolange er unter der Leitung Wiebers jtehe, aus dem 
Gejamtverbande auszujchließen und die Gründung eine neuen Metall- 
arbeiterverbande3 in die Hand zu nehmen. Die Annahme des Antrages 
a mit 26 gegen 9 Stimmen. 

er 5. Gewerkſchaftskongreß ift vom 17.—20. Juni 1904 in 
Eſſen abgehalten unter Beteiligung von 67 Abgeordneten al3 Vertretern 
von 16 Verbänden und 2 Ort3kartellen. Aus Belgien und Holland waren 
Bertreter der dortigen chriftlihen ©. erjchienen, die öfterreihifchen jandten 
ein Begrüßungstelegramm. Die evangelifche und katholiſche Geiftlichkeit 
war durch Gäfte vertreten, ebenjo der deutjch-enationale Handlungsgehilfen- 
verband. Der deutiche Kellnerbund fandte Grüße durch eine PDeputation. 
Die Stadt Efjen begrüßte die VBerfammlung, an der auch ber bortige Ge- 
werbeinjpeftor teilnahm. Nach der bisher beobadıteten Geſchäftsordnung 
hatten die einzelnen Organifationen für je 1000 Mitglieder eine Stimme 
gehabt. Jetzt wurde beſchloſſen, daß bei prinzipiellen Fragen die Ab- 
jtimmung nad) der Gejamtzahl der Mitglieder ftattfinden könne. 

Aus dem Gejhäftsberichte ift zu erwähnen, daß der Streit des 
Ausſchuſſes mit Wieber am 2. Dftober 1903 durch Vermittelung eines 
Schiedsgerichtes dahin erledigt ift, daß beide Teile entgegenfommende Er- 
Härungen — haben. Dadurch iſt der chriſtlich-ſoziale Metallarbeiter- 
verband dem Gejamtverbande wieder beigetreten. Es ift dann vereinbart, 
daß der „Verein chriftlicher Berg-, Hütten- und Metallarbeiter für den 
Oberbergamtsbezirt Bonn“ ji in der Weiſe auflöjen folle, daß die in 
ihm vorhandenen Bergarbeiter ſich dem „Gewerkverein chriftlicher Berg- 
leute Deutſchlands“, die Hütten- und Metallarbeiter aber dem „chriftfich- 
fozialen Metallarbeiterverbande Deutſchlands“ anfchließen jollten. Dies 
iſt zunächſt zur ———— gelangt. Der Vorſitzende des aufgelöſten 

ereins, Breidebach, hat aber ſogleich darauf einen neuen Verein der 
Metall- und Hüttenarbeiter in Siegen gegründet, ſo daß wieder Zerſplitte— 
rung herbeigeführt iſt. Dagegen haben der Verband der Blei- und Zink— 
arbeiter, der Metallarbeiterverband in Gemünd, die Schwarzwalder Uhren— 
induſtriearbeiter und der Freiburger Verein Arbeiterſchutz beſchloſſen, zu— 
gunſten der Zentralverbände ſich aufzulöjen. Dem Geſamtverbande gehörten 
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danad) am 1. April 1904 22 Zentralverbände an mit 100053 Mitgliedern; 
außerhalb desjelben jtanden 9 Verbände mit 103108 Mitgliedern. Diefe 
Verbände hatten jich an dem Kongrefje nicht beteiligt, fie haben auch mit 
dem Gejamtverbande nur loje Fühlung, ja der Vorjigende des Trierer Ver- 
bandes der Eijenbahnarbeiter, Molz Bat die jchon früher erwähnte Unter- 
fügung der einjeitig Fatholifhen G. fortgeſetzt. Das Generaljefretariat 
ift mit dem 1. Januar 1903 in Köln ins Leben getreten. Die chrift- 
lihen ©. find mit 11053 Mitgliedern an 157 Lohnbewegungen, 4713 an 
83 Streiks und Ausfperrungen beteiligt gemwejen. Bedeutend mar die 
Ausjperrung der Schuhmader in Pirmajens, die dem G-Ausſchuſſe Ver— 
lajjung geboten hat, einen Sonderbeitrag von mwöchentlid 20 Pf. auszu- 
Ichreiben. Am 1. April 1904 ift das Zentralbureau für Arbeitervertretung 
bon dem NReich3verjicherungsamte in Berlin ind Leben gerufen, welches 
vor dem Gejamtverbande der chriſtlichen Gewerkſchaften und dem Ver— 
bande katholiſcher Volksbureaus gemeinjam errichtet ift. In dem Berichte, 
wie in der darüber geführten Verhandlung wurden lebhafte Klagen über 
die Feindſeligkeit a ‚denen die chriftlichen G. nicht nur ſeitens 
der Arbeitgeber und der ſozialiſtiſchen G., jondern auch jeiten3 der Be— 
hörden, jowie der katholiſchen Gewerkſchaften ausgejegt geweſen jeien. 

Die Ben des Kongreſſes betrafen die Arbeitslofenunter- 
fügung, den Schuß der Heimarbeiter und Heimarbeiterinnen, jomwie Die 
Einführung vor Arbeiterausjchüffen. 

Hinfihtlich der Arbeit3lojenfrage ftanden fich die Anhänger der 
ftaatlihen Verjicherung und der Fürforge durch die Gewerkſchaften gegen- 
über. Die etwas ungeordniete Debatte und Abjtimmung führte zur An— 
nahme einer Rejolution, die der mwünjchenswerten Klarheit entbehrt, 
indem fie einerjeit3 den ©. die Einführung der Arbeit3lofenunterftügun 
empfiehlt, aber andererjeit3 ausjpricht, daß die Aufgabe durch die ® 
allein nicht gelöjt werden könne, und deshalb reichögejegliche Regelung 
des Arbeitsnachweiſes und der Arbeitszeit fordert. 

Die Debatte über die Heimarbeit führte zur einftimmigen An- 
nahme einer Rejolution, in welder die Ausdehnung der Verficherungs- 
gejeggebung auf die Heiminduftrie, Unterjtellung derjelben unter die Ge- 
werbeaufjiht, VBerpflihtung der Unternehmer zur Führung ton Liften 
und Lohnbüchern, — Feſtſetzung von Minimallöhnen 
durch geſetzlich zu ſchaffende gemeinſame Tarifkommiſſionen und Über- 
führung der Heimarbeit in Fabrikarbeit da, wo ſie zu ſchweren Geſund— 
heitsentſchädigungen führt, verlangt und als Mittel der Durchführung die 
Organiſation der Heimarbeiter und Heimarbeiterinnen gefordert wird. 

Hinſichtlich der Arbeiterausſchüſſe beſchloß man folgende Re— 
ſolution: 

Der 5. Kongreß der chriſtlichen G. Deutſchlands betrachtet Arbeiterausſchüſſe als nütz- 
liche und notwendige Inſtitutionen. Durch dieſelben wird den Arbeitern Gelegenheit ge» 
boten, ihre Wünſche und Beſchwerden durch Vertreter dem Arbeitgeber zu unterbreiten. Sie 
Ausſchüſſe find auch geeignet, die auf beiden Seiten oft beftehenden Vorurteile und falfchen 
Anfichten zu befeitigen und Meinere Differenzen, die nicht jelten zu großen Schwierig- 
feiten führen, auf frieblihem Wege aus der Welt zu fchaifen. 

Da die Einrichtung von Arbeiterausjhüffen bei einem großen Teile der Unternehmer 
feider noch immer energifjhem Widerftande begegnet, jo erachtet der Kongreß bie gejeh- 
fiche Einführung berfelben für Betriebe mit mehr als 20 Arbeitern ala abjolut geboten. Um 
babei die Ausjchüffe vor bloßem Scheindafein zu bewahren und ihnen praftifhe Bebeutung 
und Erfolge zu jichern, ift zu beitimmen, dab 1. die Mitglieder der Arbeiterausſchüſſe 
durch geheime birefte Wahl von den Arbeitern aus ihrer Mitte zu wählen find? — in 
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großen Betrieben aus ben verſchiedenen Arbeiterlategorien; 2. Mitglieder ber Wrbeiter- 
ausjchüffe während ihrer Amtsdauer nicht entlaffen werben dürfen, fofern nicht bie Ber 
flimmungen des $ 123 ber RG.O. und gleide Beitimmungen von Landesgejegen, be 
treffend die Entlaffung von Arbeitern, vor Ablauf der vertragsmäßigen Arbeitszeit und 
ohne Auflündigung, Plap greifen; 3. die Arbeiterausſchüſſe die Bejugnifje haben a) An 
träge, Wunſche und Beſchwerden der Mitarbeiter der Betriebe den Arbeitgebern vorzutragen 
und fi in Zuſammenkunften mit legteren über diefelben gutachtlich zu äußern; b) in dieſen 
Bufammenkünften über fonftige Fragen und Angelegenheiten, welche dad Lohn- und Arbeits 
verhältnis, insbeſondere bie Arbeitorbnung und Abänderungen berjelben betrefjen, ihr 
Gutachten abzugeben; c) in bdiefen Zuſammenkünften aud das Wohl der Wrbeiter und 
ihrer Ungehörigen betreffenden Berhältniffe und Fragen zu beiprechen und ſich gutachtlic 
darüber zu äußern; d) die regelmäßigen Zufammenlünfte der Ausſchüſſe mit den Wrbeit- 
ebern tunlichft monatlich, mindeftens aber vierteljährlich, ftattfinden; im übrigen find über bie 
Fätigleit und BZufammenfegung der Arbeiterausfhüffe ftatutarifche Beftimmungen zu treffen. 

Der Kongreß erjucht die Staatöregierung und bie gefepgebenden Körperſchaften im 
Sinne bed Borftehenden Arbeiterausichüffe gejeplih einzuführen. ferner fordert er bie 
Kongrehteilnehmer auf, die Wrbeiterjchaft zur lebhaften Unterftügung diefer Beftrebungen 
anzufeuern.” 

Man beichloß ferner einen Proteft gegen den dem preußijchen Land— 
tage vorgelegten Gejegentwurf betreffend den Vertragsbruch der landmwirt- 
Ichaftlihen Arbeiter. " 

Endlich wurde dem Ausſchuſſe zur Erwägung überwiejen, innerhalb 
der nächſten 2 Jahre einen internationalen Kongreß dhriftlid) gejinnter 
Arbeiter aller Länder zwecks Förderung einer möglichji einheitlichen und ziel- 
bemwußten internationalen chriftlichen Gewerkſchaftsbewegung einzuberufen. 

Obgleich, wie jchon erwähnt, die nicht dem Gejamtverbande ange- 
ſchloſſenen criftlichen ©. diejes Mal fi) an dem Stongrejje nicht beteiligt 
— ſo wurde doch neben dieſem wieder eine beſondere Generalver— 
ammlung des Geſamtverbandes abgehalten. Das ſüddeutſche 
Sekretariat iſt am 1. April 1903 von Freiburg nach Mülhauſen verlegt 
und dem Sekretär Fiſcher übertragen. Ferner iſt ein beſonderes polniſches 
Blatt eingerichtet. Die Einnahmen haben 59037,52 M., die Ausgaben 
56315,98 M. betragen, beides unter Einrechnung der anläßlich der Aus— 
fperrung der Schuhmacher in Pirmaſens gejammelten Streifunterftügung im 
Betrage von 27992,44 M. Man bejchloß eine Änderung des Statutes in 
dem Sinne, daß der Ausſchuß aus den Borjigenden der dem Gejamt- 
verbande angejchloffenen Zentralverbände bejteht, wobei Verbände mit 
15000 Mitgliedern 2, ſolche mit 30000 Mitgliedern 3 Vertreter entjenden. 
Die Abjtimmung erfolgt nad) der Mitgliederzahl. 

Als der Vorfigende des Bergarbeiterverbandes, A. Bruft, am 30. Df- 
tober 1904 von dieſem Poſten zurüdgetreten war, worüber an anderer 
Stelle?) das Nähere mitgeteilt ift, legte er gleichzeitig aud) fein Amt als Mit- 
glied und Vorfigender des Gefamtverbandes nieder. An feine Stelle wurde 
am 26. Januar 1905 Schiffer, der Vorſitzende des Tertilarbeiterverbandeg, 
zum Borfigenden gewählt. Seit dem 1. Januar 1905 Hat das Berbands- 
organ an Gtelle * früheren Titels die Bezeichnung „Zentralblatt der 
chriftlihen Gemwerkichaften Deutſchlands (Neue Folge der Mitteilungen)” 
erhalten. Da die Verbände der Hilfs- und Transportarbeiter, der Schuh— 
und L2eberarbeiter, der Schneider und Schneiderinnen, der Maler und 
Anftreicher, der Tabaf- und Zigarrenarbeiter, ſowie der Keramarbeiter 
ji) eigene Vereinsblätter —3 haben, ſo iſt die Herausgabe des ſür 
die kleineren Verbände beſtimmten „Chriſtlichen Gewerkſchaftsblttes“ vom 
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1. Januar 1905 ab eingeftellt. In der Sitzung des Ausſchuſſes vom 
16./17. November 1905 wurde die Errichtung eines Unterſtützungs— 
fond3 für die G.-Beamten beichlojjen, zu dem die Beamten und 
die Organijationen gleiche Beiträge zu leiften haben. Dagegen wurde die 
beantragte Schaffung eines allgemeinen Streikfonds abgelehnt in der 
Erwägung, daß die Streifmittel von den einzelnen Verbänden aufzubringen 
feien; allgemeine Sammlungen follen nur in den alleräußerften Fällen 
veranftaltet werden. Die Zentraleintaufs ——— hat am 27. No— 
vember 1904 ihre Liquidation beſchloſſen, da fie infolge davon, daß man 
aum Geichäftsführer einen unerfahrenen Arbeiter anftatt eines gebildeten 

aufmanna gewählt hatte, es nicht zu einem ausreichenden Erfolge hatte 
bringen können. 

Der 6. Gewerkjhaftstongreß wurde vom 22.—25. Juli 1906 
in Breslau abgehalten unter Beteiligung von 71 Delegierten und Teil» 
nahme des Oberpräfidenten v. Zedlig-Trügfchler und ——— anderer 
Beamten, ſowie des Generalſuperintendenten Haupt und eines Vertreters 
der evangeliſchen Arbeitervereine. Aus dem Berichte des Ausſchuſſes 
iſt hervorzuheben, daß die Mitgliederzahl im Jahresdurchſchnitt von 
207484 im Jahre 1904 auf 265032 im Jahre 1905 geſtiegen iſt. Der 
Zuwachs entfällt ausfchließlich auf die dem Gejamtverbande angejchlojjenen 
G., für welche die betreffenden Zahlen 107556 bzw. 188106 betragen. 
Darin ift allerdings die Vermehrung durch den Beitritt des bayrijchen 
Eijenbahnarbeiterverbandes mit 17000 Mitgliedern zum Gejamtverbande, 
der zum 1. Sanuar 1905 erfolgte, enthalten. Der gedachte Fijenbahner- 
verband, fowie der Verband der Gärtner ift dem Gejamtverbande jeit 
1. Sanuar 1906 angefchloffen, dagegen iſt jeit diefem Zeitpunfte der G.V. 
der Ziegler ausgetreten. Die Anzahl der weiblichen Mitglieder war von 
4467 auf 11991 geftiegen. Die Einnahmen und Ausgaben betrugen 
2674190 M., die Ausgaben 2323554 M., der Kaffenbeitand 1523214 M., 
gegen 1337341 M., 1094643 M. und 948197 M. Die Berg-, Tertil- 
und Metallarbeiter haben erhebliche Beitragserhöhungen durchgeführt. Die 
Hriftlihen ©. waren an 614 — eg beteiligt, von denen 316 
mit 26017 Beteiligten auf friedlichem Wege Erfolg hatten. 298 Streiks 
mit 80602 Beteiligten wurden geführt, wovon aber 60000 allein auf 
den Streit der Ruhrlohlenbergleute entfallen. Die 614 Lohnbewegungen 
wurden in 378 Fällen gemeinjfam mit anderen Organijationen, in 236 
Fällen von den driftlihen G. allein durchgeführt. Die legteren waren 
an 349 Tarifverträgen beteiligt. Alle ©. bejigen eigne Verbandsorgane 
in einer lei von 352000 Eremplaren. Der og Schiffer 
hob hervor, daß in den mwichtigften deutſchen Induſtriebezirken die chrift- 
lihen ©. jest eine Bedeutung erlangt hätten, die e8 unmöglich mache, 
große Aktionen ohne fie durchzuführen. So entidhieden fie bei Lohnbe— 
megungen borgingen, jo bejtimmt lehnten fie es ab, fich die Taktik von 
anderen Organijationen aufzwingen zu lajjen. Lebhaft wurde über die 
unfreundliche Haltung der Unternehmer und der Behörden, insbeſondere 
die von dem Handelsminiſter Delbrüd am 30. Mai 1906 im preußijchen 
Zandtage — Rede einerſeits und den Terrorismus der freien G., 
Pr. die Angriffe der Berliner katholiſchen Fachabteilungen andererjeit3 
geflagt. 

Der wichtigfte Gegenftand der Verhandlungen war das Referat von 
Giesberts über „die hriftliden ©. in der Arbeiterbewegung, 
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der Volkswirtſchaft und im öffentlichen Leben“. Die Debatte 
bewies eine völlige Einhelligfeit der Auffafjungen, insbejondere mwurbe 
ber Gedanke der Gründung einer jelbjtändigen Arbeiterpartei alljeitig ab- 
elehnt aber die Yorderung einer entichiedenen Wahrung der Arbeiter- 
— in interkonfeſſionellen und politiſch neutralen Gewerkſchaften 
etont. 

Man verhandelte ferner über die Stellung der Ortskartelle. Die 
angenommene Reſolution erklärt dieſelben für ſehr wichtige Einrichtungen 
— u der gemeinjamen Intereſſen der chriſtlich organilierten 

rbeiter und Arbeiterinnen eines Ortes oder Bezirkes. Als Aufgaben 
derjelben werden bezeichnet: planmäßige und einheitliche Agitation unter 
Mitwirkung der Verbandsporftände, Gründung und Unterftügung von 
Bahljtellen, Ratjchläge in taktifcher und organifatorifcher Beziehung bei 
Bewegungen, Förderung des Arbeitönachmertes und des Herbergsweſens, 
Aufnahme von Statiſtiken, Pflege des Rechtsſchutzes, Verkehr mit den 
ewerblichen Aufſichtsbeamten, Vorarbeiten und Beteiligung an ſözialen 

ahlen, Betätigung in der Kommunalpolitik, Förderung der Bildung 
durch Unterrichtskurſe, Leſezimmer, Schriftenmaterial, Veranſtaltung von 
Volksunterhaltungsabenden und Beeinfluſſung der Preſſe. Dagegen ſollen 
die Regelung von Grenzſtreitigkeiten, Herausgabe von Sammelliften, Aus- 
ſchließung von Mitgliedern, Entjcheidungen bei Lohnbewegungen nicht den 
Kartellen, jondern den Verbänden zufallen. Ebenjo dürfen die Sartelle 
nicht als jolche fih an fommunalen Wahlen beteiligen, follen ſich viel- 
mehr von allen parteipolitiichen Aktionen jtreng fern halten. Den Orts— 
gruppen der Berbände wurde die Beteiligung an den Orts- und Bezirks— 
artellen zur Pfliht gemacht. 

Hinfichtlih der Organifation der Arbeiterinnen wurde in 
einer Reolutfion anerkannt, daß fie für die Durchführung der gewerfichaft- 
lihen Bejtrebungen von der größften Bedeutung jeien. 

Es wurde eine intenfive und planmäßige Wgitation unter den Arbeiterinnen mitteld 
Heranbilbung weiblicher Kräfte und Wnftellung von weiblihen Beamten, jowie ein Zu 
jommenmirten mit ben konfeſſionellen rbeitervereinen empfohlen. In Ermangelung aus 
reichender Erfahrungen könne nicht ausfchließlich eine beftimmte Organijationsform befolgt 
werden, doch fei die Organifation der Arbeiterinnen im engften Anſchluſſe an die ber 
Urbeiter herbeizuführen und Kommiffionen aus männlichen und weiblichen Sadjverjtändigen 
einzufegen. Die Anderung des Pereind- und Verſammlungsrechts ift dahin anzuftreben, 
baß aucd ben Frauen die ungehinderte Beteiligung an ſozialpolitiſchen und gewerkſchaft - 
lichen Beftrebungen ermöglicht wird. Die Herausgabe eines chriftlihen Gewerlſchaftsblattes 
für Urbeiterinnen fol ind Auge gefaßt werben, ebenfo die Organifation der Dienſtmädchen. 

Endlich wurde gegen den Mißbraud) geiftiger Getränke Stellung 
genommen ſowie beichlofjen, bei dem Reichstage den Erla einer Vorſchrift 
zu beantragen, durch die den Gemwerbeaufjichtsbeamten da3 Recht gegeben 
wird, da, wo fein Gewerbegericht befteht, bei Streif3 und Ausjperrungen 
die ftreitenden Parteien zum Verſuche einer BVerjtändigung vorzuladen. 

Un den Kongreß fchloß fich wieder die Generalverfammlung 
des Gejamtverbandes, obgleich andere al3 die ihm angejchlojjenen Ver— 
bände nicht vertreten waren. Es mwurde beicdhloffen, künftig die General- 
verfammlungen nicht mehr ftattfinden zu laſſen und deren Aufgaben den 
G.-Rongrefien zu übertragen. Die Beiträge der einzelnen Verbände an 
den Selamtverbanb wurden von 15 auf 20 Pf. für männlide und von 
5 auf 10 Pf. für weibliche Arbeiter erhöht. Eine Reihe von Anträgen 
auf Anftellung von befoldeten Beamten wurde dem Ansſchuſſe al3 Material 


— 169 -- 


übermwiejen, nachdem betont war, daß man auf diefem Gebiete bei ben 
beichränkten Mitteln mit großer Borficht vorgehen müſſe. E3 murde 
feftgeftellt, daß in der dhriftlihen G.-Bemwegung bisher 165 Beamte an- 
geitellt jein. Zum 1. und 2. Vorfigenden wurden Schiffer und Behrens 
wiedergewählt, zum Generaljefretär Stegerwald. In einer vertraulichen 
Sitzung wurde dann noch über Grenzitreitigfeiten zwiſchen den Jerjchiedenen 
Berbänden verhandelt. 

Aus der neueren Entwidlung der criftlihen ©. ift nad) dem von 
dem Generaljefretär Stegerwald erjtatteten Gejchäftsberichte für 1906 
folgendes hervorzuheben: 

Die Steigerung der Mitgliederzahl hat angehalten und für das Jahr 
1906 68350 — 35,7 % betragen. Davon — 3984 auf die Verbände 
der bayriſchen Salinenarbeiter und der Gärtner, ſowie des Gutenberg— 
bundes, die im Laufe des Jahres dem Geſamtverbande beigetreten ſind. 
Übrigens haben nur die dieſem angeſchloſſenen G. eine Zunahme aufzu— 
mweijen, während die außerhalb ftehenden teilmweife zurüdgegangen find. 
Die Zahl der weiblichen une ift von 11991 auf 21646 geftiegen. 
Sehr jtarf ift nod) ver Mitgliederwechſel; jo find von 131380 eingetretenen 
Perjonen 70804 wieder ausgeſchieden. Die Zentralifation des Kaſſen— 
meſens iſt fortgejchritten; die Verbände der Bergarbeiter, Tertilarbeiter, 
Hilfs- und Transportarbeiter und QTabalarbeiter haben die Krankengeld» 
zuſchußkaſſen aufgehoben und deren Leiftungen auf die Berbandsfafjen 
übernommen. Alle Verbände, außer den bayrijhen Eijenbahnern und 
den Krantenpflegern zahlen Streif- und Gemaßregeltenunterftüßung, ſowie 
Sterbegeld und Arbeitslojenunterftügung; alle A den Bauhandmwerfern, 
Zertilarbeitern, bayrijchen Eijenbahnern, Transportarbeitern und Heime 
arbeiterinnen zahlen ng ag An Streiks und Aus— 
jperrungen jind über 30000 Mitglieder beteiligt geweſen. Es erjcheinen 
24 Berbandsorgane mit mehr ala 400000 Eremplaren. Die Verbände 
befigen indgejamt etwas über 200 feſt angejtellte Beamte. Im Dftober 
1903 Hat der Geſamtverbandsausſchuß gemeinfchaftlih mit den Vor— 
ftänden der katholiſchen Arbeitervereine für Süddeutſchland und für Weft- 
deutichland, jomwie dem Gejamtverbande der evangelifchen Arbeitervereine 
einen Aufruf erlaſſen, in dem die Mitglieder der fonfejjionellen Arbeiter- 
vereine zum Eintritt in die chriſtl. ©. und die Mitglieder der legteren zum 
Eintritte in die erjteren aufgefordert wurden. Unternehmer und Behörden 
haben ihrer Abneigung gegen die chriftlichen G. wiederholt ſcharfen Aus- 
dDrud gegeben, der vom Gejamtverbande angejtellte italienifche Sekretär 
ift aus dem Königreich Preußen ausgemwiejen, wogegen eine Segenorgani- 
jation der italienifchen Arbeiter unter dem Namen „Unione Operaia 
[taliana“, die aber bald wieder eingehen mußte, auf jede Weiſe von 
der Behörde unterjtügt wurde. Das Verhältnis zu den freien ©. ift 
dauernd jeindlid. Die legteren juchen nad Kräften bei Berhandlungen 
mit den Arbeitgebern und insbeſondere bei Tarifverträgen Die riftfichen 
DOrganijationen auszufchließen, wogegen dieje ji) dadurch wehren, daß 
fie jih um die ohne ihre Mitwirkung zuftande gefommenen Bejchlüffe 
nicht kümmern, doc) ift in den meiften Gemwerben der Einfluß der drijt- 
— Organiſationen ſo ſtark geworden, daß mit ihnen gerechnet werden 
muß. 

& Der Bericht behandelt auch die prinzipielle Stellung ber hrift- 
lichen ©. 
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Sie find eine felbftändige Gruppe von Lohmarbeitern, die die Grundlage der ber 
ftehenden Staatd- und Gejellihaftsorbnung ald zmwedmäßig unb notwendig anerfennen, 
aber fordern, daß ihrem Stande ein größerer Einfluß auf die Geftaltung biejer gefell- 
Ihaftlihen Ordnung eingeräumt werde. Gie verlangen deshalb unter Ablehnung bes 
patriarchaliihen Syſtems im Produltionsprozeſſe Mitbeftiimmung der Wrbeiter bei Ab» 
ſchluß bes — = db. 5. ein fonftitutionelles Betriebsſyſtem. Sie lehnen die 
Klaſſenlämpfe und ben Klaſſenhaß ab wegen ihres lähmenden Einfluſſes auf die Arbeits- 
und Berufsfreudigfeit und verwerfen eine ertreme Scheidung der Lohnarbeiterllaffe von den 
anderen Bollsichichten, ſowohl im vaterländijchen Intereſſe, wie im Intereſſe der Beiter- 
entwidiung ber beutfhen Wirtjchaft, aber jie wollen ſich nicht bei vernunftgemäß einge 
feiteten und geführten Kämpfen der fozialdemotratifhen Organiſation gegen dieje gebrauchen 
laffen. Ebenfowenig wollen fie die Arbeiter zur ftillen Duldung erziehen, jondern im 
Rotfalle auch das Recht der Arbeiter im Kampfe vertreten. Die Gründung „vaterländifcher 
Arbeitervereine” wird mit großer Schärfe belämpft. Ebenjo entſchieden wird beftritten, 
daß in den dhriftlihen ©. ber ultramontane Einfluß überwiege. 


Anläßlich der Reichstagswahl veröffentlichte der Vorſtand des Ge- 
jamtverbandes am 31. Dezember 1906 eine Erklärung, in der unter Hin- 
mei auf den Charakter der chriſtlichen ©. als interfonfeflioneller und 
politiſch unparteiticher Organijationen betont wurde, daß in dem bevor- 
fiehenden Wahltampfe weder die Gewerkichaftprejje jich in den Pienft 
beitimmter Parteien ftellen, nody in den Berjammlungen parteipolitijche 
Propaganda geduldet werden dürfe, daß aber dadurch die Mitglieder nicht 

ehindert würden, außerhalb der Verbände energiich ihre Pflichten ala 
Staatöbürger wahrzunehmen. 

Der Geichäftsbericht für 1907 hebt den Nüdgang der wirtjchaftlichen 
Konjunktur hervor, der auch auf die gewerkichaftliche Entwidelung von Ein- 
fluß geweſen jei. Trogdem jei eine Mitgliedervermehrung von 11°/, ein- 
getreten, an der alle Verbände beteiligt jeien. Die Geſamtzahl habe am 
Fahresichluffe 365 243 betragen, wovon 284 649 auf den Gejamtverband und 
80594 auf die übrigen Verbände entfielen. In dem ®. des Bayr. Poit- 
und Telegraphenperjonals bejtehe eine ſtarke Strömung für den Anjchluß, 
das Gleiche gelte für den V. der Eijenbahnhandiwerfer, mit dem die Ber- 
ſchmelzung nur durch illoyale Mittel des Vorſitzenden Molz verhindert jei. 
Das Verhältnis zu dem Oberſchleſiſchen ®. 3. gegen. Hilfe habe jich wieder 
freundlicher geftaltet. Wirtichaftliche Kämpfe hätten 1907 nicht in dem Maße 
wie in anderen Jahren ftattgefunden. Die chriſtlichen ©. feien an 1089 Lohn- 
bewegungen mit 59718 Berjonen beteiligt gemejen; von ihnen hätten aber nur 
291 mit 17171 Perſonen zu Streif3 geführt, während die übrigen friedlich 
verlaufen feien. Der Streif dürfe überhaupt nicht als Zwed der ©. be- 
trachtet werden und jei auf die Dauer nicht mehr den regelrechten, jondern 
den anormalen gewerfichaftlichen Kampfmitteln zuzurechnen, aber als Kampf— 
ie Scredmittel nicht zu entbehren. Es wird feitgeitellt, daß die Arbeit- 
geberverbände immer mehr fi) der Tarifarbeit zumendeten und deshalb ihre 
Vermehrung mit Freude begrüßt, da der Erfolg der Tarifbewegung auf der 
Vorausfegung ftarker Organifationen auf beiden Seiten berubhe. 

Der Bericht nimmt auch Stellung zu ber politifhen Entwidlung. Die Erregung 
durch bie Reichötagämwahlen haben die G. auf eine ſchwere Probe geftellt, die aber glüdlich be» 
ftanden fei. Allerdings hätten fich einzelne Angeftellte der G. parteipolitiich ſtärler engagieren 
laffen, als es in deren Intereſſe gelegen habe. Andere hätten als „nationale Abgeordnete“ 
fanbibdiert, wodurch unter den bürgerlichen Parteien Verwirrung hervorgerufen jei. Man dürfe 
ih bei Verfolgung der gewerfichaftlichen Ziele nicht dadurch beeinfluffen laſſen, daß dieſe ober 
jene einflußreiche Partei mit ber allgemeinen Bolitit des Reichskanzlers nicht einverftanden jei; 
es komme nicht darauf an, wer die Sozialpolitif mache, fondern darauf, daß und wie fie gemacht 
werde Es feien 6 Mitglieder ber chriftlichen G. ala Abgeordnete gewählt, und ed müſſe an- 
neftrebt werben, daß dies künftig in nod) größerem Umfange gejchehe. Aber der Umitand, daß 
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große Parteien biöher der Arbeiterbewegun —— —* nicht vollauf ihre Pflicht täten, 
bürfe fein Grund fein, ihnen den Rüden zu lehren, denn Sozialdemofratie zu gehen, fei un- 
möglich, die Gründung einer eigenen Arbeiterpartei aber Er bann dentbar, wenn bie Arbeiter- 
angehörigen der verſchiedenen bürgerlichen Parteien übereinftimmendb ein größeres Gefühl 
ber Nichtbefriedigung empfinden follten. Dage —* müſſe man fordern, daß ben Arbeiter⸗ 
abgeorbneten innerhalb ihrer Fraktionen das Recht gegeben werbe, in höherem Maße für 
Arbeiterforberungen einzutreten, ald bie Partei als ſolche es wolle und beshalb in foldhen 
Fällen abweichend von ber Fraktion zu ſtimmen. — 


Die eh Entmwidlung der einzelnen ©. und des Gejamtver- 
. fowie die finanziellen Berhältniffe ergeben ſich aus den folgenden 
abellen: 


Tabelle 1. 











— Einnahmen 
Jahresſchluſſe M 





Ausgaben 
M. 


Jahr 


















1895 5500 4960 2529 2431 — 
1896 81 | 8055 | 7386 | 4 727 5 089 | — 
1897 136 | 21000 19 719 12 127 12682 | — 
1898 150 | 34270 | 25 368 21 278 16 722 | 1 
1899 176 56 391 35 978 29 198 21401 | 1 
1900 387 76 744!) 255 186 156 421 8 330 11 
1901 910 | 84 497 °) 395 367 209 533 197 592 15 
1902 977 84 667°) 466 910 328 456 335 086 18 
1903 1196 91 440!) 678 252 552 447 455 970 32 
1904 1660 118 917 894 517 711 670 690 374 52 
1905 2333 191 690 2443 122 2150511 1249 408 127 
1906 3048 260040 | 3378833 | 2709260 2 370 782 202 








1907 #245 | 365 243 | 4311 495 | 3 193 978 3 487 7835 230 
Zabelle II. 
gerhander | Streit und | Neife- und J en 
Jahr | | Gemaßregelten · Arbeitslofen- Krankengeld Sterbegeld oe 















Unterftügung | Unterftügung 
M. M. 












111111111 








1903 94599 155 030 | 7990 

1904 111 995 133 362 9 200 — 49 679 18 974 
1905 205 155 1.000 320 | 13 571 109 693 59 933 45 457 
1906 275 620 85345 | 34464 | 265485 136 994 61 233 
1907 | 361 711 743 270 | 51 743 | 443 035 99 284 81 442 


Un Organen der chriftlichen Gewerkſchaften gibt. ed — folgende: 
1: Bentrafbintt der chriſtl. G. Deutſchlands, Organ des Gejamtverbandes; 
2. Przyaciel Robotnikow, gemeinſames polniſches Organ verſchiedener ver⸗ 


’) Mitgliederzahl am 1. April, andere Ziffern fehlen. 
” Mitgliederzahl im Jahresdurchſchnitt. 
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bände; 3. L’Italiano in Germania, gemeinjames italienijches Organ ver- 
chiedener Verbände; 4. Der Bergfnappe, Organ des G.-B. driftl. Berg- 
arbeiter; 5. Gornik, polnijche Ausgabe des Bergfnappen; 6. Tertilarbeiter- 
zeitung; 7. Die Baugewerkſchaft; 8. Der ** Metallarbeiter; 9. Der 
Eiſenbahner; 10. Der deutſche Holzarbeiter; 11. Die Heimarbeiterin; 
12. Deutſche Tabafarbeiterzeitung; 13. Der SKeramarbeiter; 14. Der 
Typograph, Organ de3 Gutenbergbundes; 15. Deutjche Lederarbeiter- 
zeitung; 16. Schneiderzeitung; 17. Der deutſche Maler; 18. Der Tele- 
raph, Organ de3 V. deutjcher Poſt- und Telegraphenarbeiter; 19. Der 
anfenpfleger; 20. Graphiiche Stimmen; 21. Korrejpondenzblatt für 
Bäder und Konditoren; 22. Deutſche Gärtnerzeitung; 23. Die Gewerk— 
Ihaftsftimme, Organ des V. der Hılfa- und Transport-W. 


Tabelle V. 
Dem Gejamtverbande nicht angejchlojjene DOrganijationen. 


| ä N FE 
Mitglieder: | Raffendeftand 
. | yakl = Einnahme | Ausgabe | om 31. De 
Organijation 81. Dez. 1907) 1907 1907 | 1907 
ri 1 : 


Deutſche Eifenbahnhandwerler . . .. . . - 37433 | 80871 55564 75529 






























Badiſche Eifenbahner -. ». . » 2 11133 32628 28093 14341 
Württembergiiche Eifenbahner . . . » . » - 7345 | _— | — — 
Bayriſches Poſtperſonaa1990448 | 30619 24162 78392 
Württembergifches Poftperfonal . . . - . - 2400 | 6628 5110 10900 
Berein zur gegenfeitigen Hilfe. . - - - - - 11678 | 54178 50431 92487 
Zufammen. . . | 80437 | 204 923 | 163360 | 271649 


E. Katholiſche Gewerffchaften'). 


Die chriſtlichen Gewerkſchaften jtehen nicht nur formell auf dem Boden 
der Indifferenz gegen die Unterjchiede der beiden chriftlichen Bekenntniſſe, 
fondern fie ſuchen diefen Standpunkt auch praktiſch nach Kräften zu ver- 
wirklichen. Ja, es gab jogar, wie die oben mitgeteilten — ———— 
der erſten Kongreſſe zeigen, eine Zeit, in der man geneigt war, den 
weiteren Fortſchritt zu völliger religiöſer Neutralität zu vollziehen. In 
der Broſchüre: „Chriſtliche Gewerkvereine, ihre Aufgaben und Tätigkeit‘, 
die damals großes Aufjehen machte und zweifellos einen gewiſſen offiziöfen 
Charakter trug oder mwenigitens die Anjchauungen der maßgebenden Kreife 
wiedergab, * es (S. 26), das Wort „chriſtlich“ bedeute nichts anderes, als 
„nicht ſozialdemokratiſch“. Es iſt begreiflich, daß dieſer Standpunkt An— 
ſtoß erregen mußte bei denjenigen, die entweder das Verhältnis religiöſer 
und wirtihaftlicher Interejfen anders beurteilen oder den kirchlichen Ein- 
fluß aus andern Gründen nicht geichymälert zu jehen wünſchten. Schon 
in den Gtreitigfeiten der Bergarbeiterführer und des Gejamtverbandes 
mit Arens und Wieber?), war diejer Gegenjaß jcharf zutage getreten. 


1) Das benugte Material verdanle ich Herrn Generaljefretär, lic. Fournelle, Herrn 
Dr. Fleiſcher und dem Vorftandsmitgliede Herrn Paul Richter in Berlin, fowie Herrn 
Kuratus Dr. theol. * in Weißwaſſer (O.L). 

2) Bol. ©. 151, 157. 
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Daß aud) ein Teil der deutſchen Bifchöfe aus ſolchen Erwägungen heraus 
der interfonfejjionellen Organifation ablehnend gegenüberjtand, war dur) 
das Fuldaer Paftorale und den Hirtenbrief des Biſchofs von —— 
bewieſen.) Wenn fie mit Rückſicht auf den unerwarteten Widerſt 
der Arbeiterjchaft ihre offene Bekämpfung aufgaben, jo lag es doch nahe 
genug, daß ſich Perjonen fanden, die dieſe Auffaſſung durch Schaffung 
einer Gegenorganijation zur Geltung zu bringen juchten. 

Die Führung vor der Öffentlichkeit übernahm Regierungsaſſeſſor a. D. 
v. Sapigny, der geijtige Leiter ded Verbandes fatholiiäher Arbeitervereine 
Nord» und Dftdeutichlands, in Verbindung mit dem Generaljefretär 
lic. Fournelle und dem Verbandsjefretär Dr. Fleifcher.?) 


In der im Jahre 1900 erjchienenen Broſchüre: „Urbeitervereine und Gewerkſchafts- 
organifationen im Lichte ber Enzyklila Rerum novarum“*) (Berlin, Verlag Germania) ver- 
trat er den Standpunkt, daß die Tätigleit der chriftlichen Gewerkvereine mit ben Grund“ 
fägen ber katholifchen Religion und insbefondere ben Borfchriften ber bezeichneten päpft- 
lien Verordnung nicht in Einklang zu bringen jeien. Es fei ein Grundirrtum, zu glauben, 
daß wirtſchaftliche und religiöfe Fragen fi ſcharf voneinander jondern ließen. Die Reli» 
ion müjje das ganze Leben durchdringen und deshalb fei auch die Befugnis des Papites, 
ier bindende Normen aufzuftellen, nicht zu beftreiten. Die wirtichaftlihen Fragen jeien 
nicht Macdhtfragen, jondern müßten nah den Grundfägen ber Geredhtigleit, insbeſondere 
benen des Naturrehts entſchieden werben; bie Aufgabe des Staates fei es, ihre Torde» 
rungen zur Durchführung zu bringen. Deshalb feien Streil3 um fo mehr zu vermwerfen, 
al3 fie zu einer Entfeffelung ber Leidenſchaften und zur Ungeredtigfeit führten; vielmehr 
müßten Streitigkeiten zwijchen Urbeitern und Urbeitgebern durch bindenden Spruch ftaat- 
licher Sciebögerichte geichlichtet werden. Die Bildung von Vereinen, in benen ber Ein- 
fluß der kirchlichen Autorität ausgejchaltet fei, bringen für die Arbeiter um fo mehr Ge— 
fahren mit fi, als fie dort mit Nichtlatholilen pn feien, ja, es fei zu befürchten, 
daß die chriftlichen Gemwerkvereine trog aller guten Abſichten ſchließlich doc zur Unter» 
ſtützung ber Sozialdemofratie führen würden. blih würde durch die Beichäftigung mit 
wirtfchaftlichen WUngelegenheiten ohne NRüdjiht auf Religion und Sittlichleit der Geiſt des 
Materialismus großgezogen und das ibeale Streben gefchädigt. 


rag zur Verwirklihung dieſer Anſchauungen bot ich in erjter 
Linie in Berlin, fowie in Nord- und Dft-Deutichland überhaupt. 
Der erfte Fatholifche Arbeiterverein war hier im Jahre 1889 in Weikenjee 
gegründet. Im folgenden Jahre folgten neun andere Vereine in Berlin 
und jeinen VBororten. Die treibenden Kräfte waren der fürjtbifchöfliche 
ug lg Sahnel und Dr. Hille. Von Anfang an war man beftrebt, 
die Vereine in gegenjeitige Beziehungen zu bringen, indem man einen 
gemeinfamen Ausſchuß bildete, an deſſen Beratungen ſich in der Regel 


) Bol. ©. 156ff. 

*) Der feptere hatte ji) noch im Jahre 1900 in einer Broſchüre: „Chriſtliche Charitas“ 
in Berlin (Berlin, Verlag Germania) für interfonfejfionelle Gewerkſchaften ausgejprocden. 

2) Die von dem Bapfte Leo XII. erlaffene Enzyflifa Rerum novarum vom 15. Mai 
1891 ift die wichtigſte Grundlage der katholiſchen Sozialpolitit geworden. Sie behandelt 
in zwei Zeilen bie theoretifchen Grundlagen und bie praftifchen Aufgaben. In dem erfteren 
wird bie fozialdemofratifhe Grundauffaffung befämpft und die Notwendigkeit de3 Privat» 
eigentum3 begründet. In dem leßteren wird erörtert, welche Aufgaben bei Löfung der 
Arbeiterfrage der Kirche, dem Staate und den freien Vereinigungen, insbefondere ben Ar» 
beitern jelbft, zufallen. Dem Staate wirb die Aufrechterhaltung des Privateigentums, der 
Sonntagsfeier, der Scug ber Arbeit vor „Ausbeutung zu gemwiljenlofem Gewinn”, ber 
Grauen und Minderjährigen, jomwie nötigenfalls die Regelung der Lohnfrage zugewieſen. 
Die Ürbeitervereine gründen jih auf dad Naturrecht, follen aber ald Hauptziel die Pflege 
der Religion und Sittlichleit verfolgen, deshalb dem religiöfen Unterrichte den gebührenden 
Plag anmeifen und dem Wrbeiter zum Gottesdienfte und zu Übungen ber Frömmigleit an- 
eifern. In mwirtjchaftlicher Hinficht follen fie das Einvernehmen zwifchen Arbeitern unb 
Arbeitgebern aufrecht erhalten und GStreitigleiten duch kluge und unbefcholtene Männer 
beider Parteien entſcheiden Taffen. 
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gemeinfame Mitgliederverfammlungen anſchloſſen. Auch ſchuf man eine 
Unterftügungsfafje und gründete Volksbureaus. Als Organ benugte man 
zunädft den Münchener „Arbeiter“. 

Am 12. Januar 1896 wurden die bejtehenden elf Vereine zu dem 
„Berbande katholijher Arbeitervereine Berlins und der 
Delegatur” zufammengejchlojjen. Als dann zunädjit einige in der Nähe 
Berlins belegene Orte, wie Oranienburg, Brandenburg und Frankfurt a. O., 
jpäter aber auch Danzig, Königsberg, Breslau und Yeiligenjtadt bei- 

etreten waren, wurde in der Generalverfammlung am 28. Februar 1897 
er Name: „Berband katholifher Arbeitervereine Nord- und 
Oſtdeutſchlands“ angenommen. 


Zweck des Verbandes, der feinen Sig in Berlin hat, ift nad den Saßungen: „Grün- 
dung latholiſcher Wrbeitervereine und Förderung berjelben durch gemeinjame Pflege aller 
eiftigen und wirtfchaftlichen Intereffen der Arbeiter in Sinne ber Enzyklila Rerum novarum 
(Enpptit bes bi. Baterd Papft Leo XII. vom 15. Mai 1891).” Aufnahmefähig jind „alle 

ereine Nord» und Dftbeutichlands, welche ftatutenmäßig in religiöfer und jozialer Be- 
giehung den Charakter fatholijcher Arbeitervereine tragen und auf dem Boden ber Enzyllifa 

rum novarum ftehen”. Organe des Verbandes find 1. der Vorftand, beftehend aus dem 
jeweiligen fürftbiihöflichen Delegaten ald Berbandspräfes, zwei Vizepräſides und dem bes 
olbeten geiftlihen Generaljefretär, ber, ebenjo wie bie beiden Vizepräſides, von der Prä- 
ibeöfonferenz gewählt wird, fowie fünf Mitgliedern, die von ben Delegiertentagen aus 
den ordentlihen Mitgliedern gewählt werben; 2, die Präfideöfonferenz, db. 5. dem jämt- 
lichen von ben Diözefanbifchöfen ernannten Borfipenden ber Bezirkäverbände; 3. bem Dele 
giertentage, beftehend aus ben Präfides der einzelnen Bereine und einem auf je 100 Mit- 
glieder gewählten Vertreter. Die Bereine haben für jedes Mitglied monatlih 10 Pf. an 
die Verbandstaffe zu zahlen, wofür das Berbandsorgan geliefert wird. Als ſolches wurde 
ein eigned Blatt, „Der Urbeiter”, gegründet. Diefelbe Organijation, wie für den Gejamt- 
verband, befteht auch für die Einzelvereine und bie Bezirfsverbände; ihre Präſides werden 
von bem zuftändigen Biſchof ernannt. 

Für die einzelnen Bereine wurde ein Mufterftatut gefchaffen, in dem es heißt!): 
„Der Verein bezmwedt die religiöfe, fittliche, foziale und wirtfchaftliche Hebung des Arbeiter- 
ftandes nad) den Grundfäpen ber Enzyflifa Rerum novarum. Die Politik ift ausgeſchloſſen. 
Der Verein fteht unter dem Schute des heiligen N. N.“ „Der Berein ſucht den angegebenen 
Zweck zu erreichen: 1. durch Pflege des religiöfen Lebens, befonder® durch Heilighaltung 
der Sonn- und Feiertage und durch ben gemeinfhaftlichen Empfang ber hl. Saframentr, 
2. durch Pflege der Stanbestugenden, indbefonbere bed Fleißes, der Treue, der Mähig- 
feit und Sparfamfeit; 3. durdy regelmäßige Verſammlungen mit belehrenden Borträgen 
und Erörterungen von Fragen, mweldye die Intereſſen des Arbeiterftandes betreffen; 4. durch 
einen fozialen Unterrichtäfurfus; 5 durch Errichtung einer Bibliothef; 6. durch die berufliche 
Gliederung (Fachabteilungen) der Vereins; 7. durd) geeignete Einrichtungen zur Förderung 
ber materiellen Intereſſen des Wrbeiterftandes; 8. duch Vermittlung zwiſchen WUrbeitgeber 
und Wrbeitnehmer bei Streitigleiten, Berjöhnung der Gegenfäße zwiſchen Wrbeitgeber und 
Arbeitnehmer; Eintreten für die Mitglieder bei den benfelben zugefügten Beeinträdhtigungen, 
Eintreten für Mafregeln zum Schutze ber Arbeiter; 9. dur Erridtung vos Arbeit3- und 
Sclafftelen-Nahmeifen; 10. durch gefellige Unterhaltung. 

Ordentliches Mitglied Tann jeder unbeicholtene Katholif werden, der Teinem Tirchen- 
feindlichen Bereine angehört und feinen firchenfeindlichen Grundfägen und Beſtrebungen 
huldigt. Über bie Aufnahme von Nichtlatholifen und deren Stellung innerhalb bes Ber- 
eins entfcheibet der Vereinsvorſtand von Fall zu Fall. 

Bum Ehrenmitglied fann durch Beſchluß des Vereins ernannt werben, wer in be- 
fonberer Weife die Beftrebungen des Vereins gefördert hat. 

Wer kirchenfeindlichen VBeftrebungen Huldigt, die öfterlihe Kommunion verabjäumt 
und gegen bie Grundſätze ober Befchlüffe de3 Vereins verftößt ober durch fein fonftiges 
Betragen fich ber Mitgliedſchaft unwürdig macht, wird durch den Borftand ausgeſchloſſen. 


Der Verband begründete ſofort eine Verbandsſterbekaſſe Be Männer 
und 1899 eine fjolche für Frauen. Außerdem wurde eine Sranfengeld- 
zuſchußkaſſe gegründet; die einzelnen Vereine haben daneben noch Spar- 


1) Nah ber fpäter etwas veränderten Faſſung. 
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fafjen. Ein Reich3arbeiterjefretariat bejorgt die Vertretung vor dem Reich3- 
verjiherungsamte. Später wurden noch Rechtsſchutz, ſowie Reije-, Umzugs», 
Urbeitölojen- und Gewerkſchaftsunterſtützung eingeführt. 

Mit der BENSTLBeL Ir beijchäftigte man ſich ſchon in einer 
Ausihußfisung am 2. Januar 1898, indem beichloffen wurde, die gemwerf- 
ihaftlihe Organijation in den einzelnen Vereinen anzuregen und eine 
Statiftif der Berufsangehörigkeit aufzuftellen. In der Ausſchußſitzung 
am 2. Dftober 1898 wurde dann ferner in einer Rejolution einjtimmig 
ausgeſprochen, daß die Organijation „auf chrijtlicher und fatholifcher Grund» 
lage ſich bewegen” ſolle. Aber inzwiſchen war nad dem Borbilde des 
Münchener Vereins „Arbeiterſchutz“ auch ein gleicher Verein fiir Berlin 
gegründet, der, wie jener, auf interfonfejjionellem Boden Stand. Da diefer 
die gemwerkichaftlihen Interejjen in die Hand nahm, jo war damit der 
Berband zunächſt zur Seite gejchoben. 

Uber der oben!) gejchilderte Neutralitätsftreit in den chriftlichen Ge- 
werfichaften und das Fuldaer Pajtorale gaben die Anregung, die früheren 
Beltrebungen wieder aufzunehmen. Dies gejchah auf dem Pfingſten 1901 
in Berlin abgehaltenen 4. Delegiertentage de3 Verbandes Durch 
einen von dem Wrbeiterverein Pius in Berlin geftellten Antrag, über 
dad Verhalten der katholiſchen Wrbeitervereine gegenüber den Gemerkt: 
ihaften einen Bejchluß herbeizuführen. Der Vertreter des Antrages, 
Konipfi, verlangte unter Berufung auf das Pajtorale die Gründung von 
Gewerkſchaften innerhalb der Arbeitervereine. Lic. Fournelle und v. Sa— 
vigny unterjtüßten dieſe Ausführungen. Der legtere wollte freilich Die 
Teilnahme „einzelner Proteſtanten“ zulafjen und empfahl die Einjegung 
einer Kommijjion. Doc, wurde jchließlich folgender Beſchluß gefaßt: 

„Der Delegiertentag der Verbandes der latholiſchen Arbeitervereine Nord» und Oſtdeutſch- 
lands empfiehlt den einzelnen Bereinen und den Präjibes, ihre Mitglieder zum Beitritt 
in bie chriftlichen Gewerfiäaften zu veranlaffen, wenn diefelben die pofitiv-chriftlihen Grund» 
ſätze als Norm fefthalten und die entjprechenden Garantien bieten.‘ 

Auch eine von den Kriftlichen Gemwerfichaftsführern einberufene Ver- 
jammlung, die unter Beteiligung von 600 Berjonen am 7. Mai 1902 im 
Leo-Hoſpiz in Berlin tagte, und an der aud) v. Savigny und Dr. Fleiſcher 
teilnahmen, endigte mit dem Siege der interfonfejlionellen Richtung. 

Die endgültige Entjcheidung erfolgte auf dem am 19. Mai 1902 in 
Berlin abgehaltenen 5. Delegiertentage, an dem aber von den ins— 

ejamt vorhandenen 171 Berbandsvereinen nur 106 teilnahmen. Es fam 

* zu einem lebhaften Kampfe zwiſchen den Führern und der hauptſächlich 
durd) die Vereine Danzig und Neiße vertretenen Oppojition. Das Er- 
gebnis war, daß man ſich freilich mit 262 gegen 67 Stimmen für beruf- 
lihe Fahabteilungen innerhalb der Fatholifchen U.-B. erklärte, daß 
— die vorgelegten Leitſätze in folgenden wichtigen Punkten abgeändert 
wurden: 

1. Die Bildung von Fachabteilungen innerhalb der katholiſchen Ar— 
beitervereine iſt nicht obligatoriſch, ſondern wird der freien Ent— 
ſchließung der einzelnen Vereine überlaſſen. 

2. Auch der Eintritt der einzelnen Mitglieder innerhalb eines Vereins, 
ie ‚bie Bildung von Fachabteilungen beſchloſſen hat, ift frei 
willig 


i) Bol. ©. 154ff. 
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3. In $9 wurde die Vorjchrift befeitigt, daß die gefaßten Beſchlüſſe 
der Genehmigung des Generalpräjes des Verbandes bedürften. 
4. Der $ 10 des Entwurfes: 
„Es empfiehlt ji, daß jede Berbandögruppe nach altem 
deutſchen Braud einen Schugheiligen al3 Patron erwählt und 
jtet3 in Ehren hält“, 
wurde geitrichen. 
Danad) Hatten die angenommenen Leitjäße folgenden Wortlaut: 


8 1. Die Mitglieder ber fatholijchen Wrbeitervereine können fi, um ihre bejonderen 
wirtichaftlihen Jntereifen zu ſchützen und zu förbern, foweit beren Mitglieder noch nicht 
organifiert find, zu beruflichen Fachabteilungen zufammenzufchließen, die in ihrer allge 
meinen Bereinigung im Gejamtverband der latholiſchen Arbeitervereine cine gewerlſchaft 
lihe Organifation darftellen. Als befondere Aufgaben berjelben gelten: 1. die Mitglieder 
in allen das Urbeitöverhältnis betreffenden Tagesfragen durch Vorträge, Disfuffionen u. dgl 
aufzuflären; 2. einen vermittelnben Einfluß bei Feſtſetzung der Lohn- und Arbeitöbebingungen 
für bie Mitglieder auszuüben; 3. die Durhjührung und weitere Umgeftaltung ber Urbeiter- 
ſchutzgeſetzgebung anzuftreben; 4. den Mitgliedern in allen aus ber Zugehörigkeit zu ben 
Berbanbseinrichtungen ſich ergebenden Schwierigkeiten Beiftand zu leiften; 5. der Arbeits- 
nachweis; * 6. die Errichtung von Unterftügungstaffen für bie Mitglieder ber Fachabtei⸗ 
fungen u 

82. Die beruflien Fachabteilungen find Berbandseinrichtungen. Es wird ber freien 
Vereinbarung zwiſchen bem Berbandbsvorftande und dem jeweiligen Vereine anheingeftellt, 
ob und welche Fachabteilungen gegründet werben follen. Zehn Mitglieder besfelben Be- 
rufes in einem Wrbeiterverein genügen zur Gründung einer Fachabteilung. 

3. Jede Fachabteilung eines Vereins wählt bei der jährlihen Generalverjammlung 
einen Borfigenben, einen Karlierer und einen Schriftführer. Dem Vorſiztzenden liegt es ob, 
die Verfammlungen ber Abteilung und deren Vorftand zu berufen und zu leiten, bie be- 
fonderen beruflichen Angelegenheiten der Mitglieder einer Fachabteilung durch geeignete 
Beranftaltungen zu fördern. 

8 4. Die Kaffierer der Fachabteilungen führen vierteljährlich die Gelber der Wbteilung 
an ben Berbandälaffierer ab; der Verein rechnet mit dem Berbandsporftande ab. Die 
Gelber der Fachſektionen find befonder zu verwalten. Über bie Beiträge befchließt bie 
Berbandbägruppe im Einverftändnis mit bem Berbandsvorftand. 

85. Die Fachabteilungen bdesfelben Berufed bilden innerhalb ihres Bezirkes eine 
Bezirlsgruppe. Die Vorſihenden ber Fachabteilung desjelben Berufes wählen jährlih aus 
ihrer Mitte den Borfigenden ihrer Bezirksgruppe; bemjelben liegt es ob, bie beruflichen 
Interejjen feiner Bezirkögruppe zu vertreten. Die Mitglieder ber Arbeitervereine, welche 
ihrer Meinen Zahl wegen feine eigne Fachabteilung ihres Berufes bilden, können ſich als 
Einzelmi Nerser ber Bezirfägruppe ihres Berufes anjchließen und zahlen ihre Beiträge 
an ben Verbandslaſſierer. 

6. Die Bezirkögruppen besfelben Berufes bilden ihre Verbandsgruppe. Die Bor- 
figenden ber Bezirlsgruppen desſelben Berufes wählen alle fünf Jahre den Borfigenden ihrer 
Verbanbögruppe; biefer leitet mit dem Verbandsvorſtand die jachberuflichen Arbeiten einer 
Gruppe und überwacht ihre bejonderen Anftalten und Einrichtungen. 

8 7. Die Vorfigenden der VBerbandögruppen bilden mit dem Gejamtvorftand des Ber- 
bandes bie Zentrallommiflion der beruflichen Fachabteilungen der fatholifchen Arbeitervereine. 

8 8. Die Beichlüffe und Maßnahmen der Fachabteilungen, der Bezirfögruppen und 
ber Berbandögruppen find zur Kenntnis be3 jeweiligen geiftlichen Beirates (Bereins-Bezirks- 
Verbandpräfes) zu bringen. Sowohl biefem als den Fachabteilungen fteht das Recht zu, 
e an ihre nmächfthöhere Inſtanz zu wenden. Die Entiheibung der Zentrallommiffion ift 
befinitiv. 

8 9. Die Generalverfanmlung jeber einzelnen Verbandögruppe findet alljährlich ein- 
mal ftatt im Zufammenhang mit dem Delegiertentag der fatholifchen Arbeitervereine. 


Den Verbandsgruppen gab man dann den Namen: „Gewerk— 
haften“ Ein für bieje ausgearbeitetes Normalftatut bezeichnete 
beren Weſen und Zmwed in $1 folgendermaßen: 

„Die Mitglieder ber latholiſchen Arbeitervereine, die in der vorgenannten Induſtrie 


beichäftigt find oder mit dieſer in Verbindung ſtehen, ſchließen ſich, um ihre beſonderen wirt- 
ſchaftlichen Interejfen zu ſchützen und zu fördern, auf ber Grundlage der Sapungen bes 
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Verbandes der latholiſchen Wrbeitervereine zu einer Gewerkihaft zufammen. Zur Regelung 
ihrer geichäftlihen WUngelegenheiten gliedert ſich dieſe innerhalb der latholiſchen Wrbeiter- 
vereine in Fachabteilungen, innerhalb der Bezirläverbände in Bezirlögruppen. Die 
Fachabteilungen find integrierende Beltandteile ihrer Wrbeitervereine; in gleicher Weife 
ift die Gewerlſchaft ein integrierender Beſtandteil des Verbandes ber katholiſchen Wrbeiter- 
vereine.“ 

Als deren beſondere Aufgaben werben in $ 2 aufgeführt; 1. die Mitglieder in allen 
dad Urbeitöverhältnis betreffenden Fragen durch Vorträge, Diskuffionen, Fachblatt, Berufs- 
ftatiftit ufw. aufzuflären; 2. einen vermittelnden Einfluß bei Feſtſetzung der Lohn und 
Arbeitöbebingungen für die Mitglieder auszuüben; 3. die Durchführung und weitere Aus«- 
geftaltung bes Arbeiterſchutzes und ber fozialen Geſetzgebung anzuftreben; 4. den Mitgliedern 
unentgeltlihen Rehtsihug zu gewähren und in allen aus ber Zugehörigkeit zu den Ber- 
bandseinrichtungen ſich ergebenden Schwierigkeiten Beiftand zu leiſten; 5. die Errichtung 
von Arbeitönachweijen; 6. die Einrichtung von ig See, garen 

„Die Gewerkihaft kann Mitglieder werben. Innerhalb dreier Monate nah der An» 
meldung hat der Ungemeldete fein Berhältnis zum Berbande katholifcher Arbeitervereine 
zu regeln. Gejchieht dies nicht, fo find die gezahlten Beiträge zurüdzuerftatten,‘ 

er Mitgliedöbeitrag ift auf wöchentlich Pf. feftgefept. Neben Arbeitslofenunter- 
ſtützung wird Mechtöbeiftand und Rechtsauslunft gewährt, doch ftehen alle dieſe Leiftungen 
im Ermefjen des Borftandes, ein Recht auf fie ift —— Organe ber Gewerkſchaft 
find: Zentrallommiſſion, Vorſtand und Generalverſammlung. Zu der letzteren hat jede 
Bezirlsgruppe für je 100 Mitglieder einen Delegierten zu wählen. Der Vorſtand beſteht 
aus dem Vorſtand und vier Beiſitzern. Die Vorfigenden ber Gewerlſchaften bilden zuſammen 
mit dem Vorſtande des Verbandes der katholiſchen Arbeitervereine die Zentrallommiffion, 
d. 5. die oberſte Inſtanz. Jeder Fachabteilung, jeder Bezirlsgruppe und jeder Gewerkſchaft 
ſteht ein geiſtlicher Beirat zur Seite, der befugt iſt, ſobald er es vom Standpunlte der Reli- 
gion oder Moral für nötig hält, einzugreifen und die Entſcheidung der Zentralkommiſſion 
mit aufſchiebender Wirkung herbeizuführen. Sämtliche Gewerkſchaften haben eine gemein- 
fame Kaffe, jedoch mit getrennter Buchführung. Im außerordentlihen Fällen kann bie 
Bentrallommiffion über das Vermögen aller Gewerkſchaften verfügen. Publilationsorgan 
der Gemwerlichaften ift das feit 17. April 1904 von dem Berbande ber latholiſchen Arbeiter- 
vereine als Anlage zu bem „Arbeiter“ herausgegebene „Korrefpondenzblatt ber beruflichen 
Fachabteilungen“. 

Auf dem 6. Delegiertentage, Pfingſten 1903, hat dann der Verband 
den Namen: „Berband der fatholifhen Arbeitervereine Gitz 
Berlin)” angenommen. Damit waren einige Änderungen der Sagungen 
verbunden. 

Danad) lautet $ 1: „Die fatholifchen Wrbeitervereine bilden einen Berband, welcher 
ben Namen ‚Verband katholiſcher Mrbeitervereine (Sig Berlin)‘ führt und feinen Gig in 
Berlin hat. $ 2 (Zmed bed Berbandes) blieb unverändert. 84 erhielt die Faſſung: 
„In den Berband können alle Vereine Deutjchlands aufgenommen werden, welche ftatuten- 
gemäß in und jozialer Beziehung den Charakter katholiſcher Arbeitervereine tragen 
und nah 8 2 der — Satzungen ſich einrichten... An Orten, wo unter 
geiftfiher Leitung ein Berbandsverein nicht möglich ift, können fich die einzelnen Mitglieder 
bem Berbande gegenüber als Zahlftelle zufammenfchließen. Die Beftimmung, daß ber fürft- 
bifchöfliche Delegat Borfigender des Verbandes fei, wurde bahin abgeändert, daß biefer von 
ben Biſchöfen ber fämtlichen an den Verband angefchloffenen Diözefen ernannt wird. In bem 
Mufterftatut der Einzelvereine wurde die frühere Vorſchrift über die Erwählung eines Schup- 
heiligen geftrichen. 

Die unterlegene Minderheit, die hauptſächlich aus den Vereinen in 
Danzig und Neibe beitand, verjuchte noch einige Zeit, ihren Standpunkt 
zur Geltung zu bringen. Aber auf dem 7. Se am 
24./25. Mai 19041) wurde der von ihnen geftellte Antrag, ihnen Die 
Möglichkeit der Vertretung ihrer Anjhauungen im Verbandsorgan zu 
geben, obgleich jie mit Spaltung drohten, mit 422 gegen 75 Stimmen 
abgelehnt. Auf dem 8. Delegiertentage am 12./13. Juni 1905, auf 
dem das Normalftatut der Bezirkövereine zur Beratung itand, hatte der 


1) Alle Delegiertentage find in Berlin abgehalten. 
12* 
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Antrag, in der Zmwedbeitimmung bie Worte: „im Sinne der Enzyflifa 
Rerum novarum“ zu ſtreichen, dasſelbe Schickſal. Darauf ſind dieſe Vereine 
in der Geſamtzahl von etwa 7500 Mitgliedern am 31. Dezember 1905 
aus dem Berbande ausgeſchieden. 

Nach den Sabungen der Fachabteilungen jollte eine Generalverjamm- 
lung derjelben alle drei Fahre ftattfinden im Anſchluß an die jährlich 
abzuhaltenden Delegiertentage de3 Verbandes. Demgemäß Hat die 
1. Generalverfammlung am 4. Juni 1906 getagt. E3 wurde mit- 
geteilt, daß ſich Gewerficjatten der Bergarbeiter, Bauarbeiter, Tertil- 
arbeiter, Verkehrs- und Hilfsarbeiter, Stein- und Erdarbeiter, Arbeiter 
der Belleidungsinduftrie, Leder-, Holz», Glas-, Metall-,, Tabafarbeiter, 
jowie der Maler gebildet hätten. 

Die a war die VBereinheitlihung des Unter» 
ſtützungsweſens. Für diejelbe wurden einerjeit3 praftijhe Gründe 
geltend gemacht, inäbejondere, daß die Agitation erjchwert werde, wenn 
der Arbeiter fünf oder ſechs Mitgliedsbücher für die verfchiedenen Kaſſen 
bejigen und ebenjo viele verjchiedene Beiträge zahlen müjje; andererjeits 
aber führe die bisherige Einrichtung dahin, daß ſich bei den Mitgliedern 
der Fachabteilungen das Gefühl entwidle, die agree ii jeien von 
den Arbeitervereinen unabhängige Organifationen, während die engſte Ver- 
bindung derfelben angejtrebt werden müßte. In der Debatte wurde vor» 
geichlagen, die bisherige fafultative Zugehörigkeit zu den Fachabteilungen 
obligatorifch zu machen, doch wurde dies al3 vorläufig zu weitgehend 
abgelehnt. Schließlich wurde bie Varia —— an⸗ 
genommen, die Vorberatung der erforderlichen Maßregeln aber einer Kom— 
mifjion übertragen und beiähloffen, daß im folgenden Jahre eine außer- 
ordentliche Generalverfammlung die Angelegenheit endgültig regeln jolle. 

Einen wichtigen Punkt der Verhandlungen bildete die inzmwijchen von 
mehreren Vereinen eingeführte „Gewerkſchaftsunterſtützung“, die an jolche 
Mitglieder gezahlt wird, die aus Anlaß von Gtreils, Ausjperrungen 
und Maßregelungen arbeitslos geworden jind. Baron v. Savigny führte 
aus, die Forderung, daß große Rechtsfragen, die im Verhältnis zwiſchen 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern auftauchen, im Wege der Gejeßgebung 
zu ordnen jeien, müſſe freilich bejtehen bleiben; aber andererjeit3 jei die 
Unterftügung infolge wirtichaftliher Machtkämpfe die wejentlichite, die ein 
Verband zahlen müfjfe, wenn er nicht bei den modernen Gegenſätzen 
in das Hintertreffen geraten wolle. Angejicht3 diefer Kämpfe, die man 
lebhaft zu beflagen habe, müßten deshalb auch die Mitglieder der Fach— 
abteilungen gejhügt werden. Ein Widerſpruch hiergegen wurde auch in 
der Tat von feiner Seite erhoben. 

Die Beratungen ber eingejegten Kommiffion führten zur Aufſtellung 
bon ganz neuen Saßungen für die Berufsgliederung, die in der am 
20./22. Mai 1907, in Berbindung mit dem 10. Delegiertentage, ab- 
— „Kombinierten Generalverſammlung der beruf— 
ichen Fachabteilungen“ angenommen wurden. Darin heißt es unter 
der Überſchrift „Die berufliche Gliederung“: 

$ 1. Die Mitglieder der katholiſchen Arbeitervereine ordnen ihre beruflichen Inter- 
eſſen auf Grundlage des Verbandes. Sie gliedern ſich je nach ihren Berufen in Berufs 
gruppen (Fachabteilungen), innerhalb des Bezirls in Bezirlögruppen, innerhalb des Ber- 
bandes in Berbandögruppen (Gewerlſchaften). 

8 2. Der Zweck dieſer Berufägruppen ift: 1. die Mitglieder in allen das Arbeits 
verhältnis betreffenden Fragen durch Borträge, Diskuffionen, Fachblätter, Berufsftatiftit uf. 
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aufzuflären; 2. einen vermittelnden Einfluß bei Feſtſezung der Lohn- und Arbeitöbebingungen 
für bie Mitglieder auszuüben; 3. die Durchführung und weitere Ausgeftaltung des Ar⸗ 
beiterſchutzes und ber fozialen Gejepgebung anzuftreben; 4. den Mitgliedern in allen aus 
ben Berbandseinrichtungen fich ergebenden Schwierigkeiten Beiftand zu leiften und den uns 
entgeltlihen Rechtsſchuß nad Maßgabe ber bejonderen Beſtimmungen über „Rechtsjchug‘ 
zu gewähren. 

$ 3. Mit dem Wufhören der Zugehörigkeit zum Vereine unb zum Verbande erlifcht 
aud die Bugehörigleit zur Fachabteilung (Berufsgruppe), Cine Rüderftattung ber ein- 
gezahlten Beiträge findet nicht ftatt. 

4. Jedes Mitglied ift verpflichtet, fih den Satzungen ber Berbandbögruppe, ſowie 
allen jagungsgemäßen Beſchlüſſen ber Generalverfammlung, bed Borftandes ber Berbanbs- 
gruppe unb ber Zentrallommiſſion zu fügen. 

8 5. Die Organe der Verbandögruppen find 1. die Bentrallommiffion, 2. der Bor» 
fand, 3. die Generalverfammlung. 

8 6. Die Bentraltommilfion befteht aus ben Vorfigenden der Verbandsgruppen und 
dem Borftand des Verbandes ber katholiſchen Wrbeitervereine. Diefelbe hat bie Beſchlüſſe 
ber Generalverfammlung und alle Maßnahmen der Berbandögruppen im Hinblid auf die 
Zwecke und Intereffen des Verbandes der katholifchen Wrbeitervereine zu prüfen. So lange 
die Bentrallommifjion im Hinblick auf die Zwede und Intereſſen des Verbandes ber Tatho- 
liſchen Wrbeitervereine zu einem Beſchluß einer Verbandsgruppe eine ablehnende Stellung 
einnimmt, lann dieſer nicht in Kraft treten. 

Der Vorſtand beſteht aus dem Vorſitzenden, ber von der Generalverſammlung gewählt 
wird, und vier Beiſitzern, die von der Zentrallommiſſion im Einverſtändniſſe mit dem 
Verbandsvorftande ernannt werben. Beſchlüſſe des Borftandes jind an bie Zuftimmung 
ber Bentrallommiffion gebunden. Wille drei Jahre findet während des Delegiertentages 
bed Berbandes eine ordentliche Generalverjammlung ftatt. Sie befteht aus Delegierten, die 
von den Bezirkägruppen auf je 300 Mitglieber er werben. Der Borfigende ift in 
ber Generalverfammlung zu wählen, bedarf aber der Beftätigung bed Berbanbsvorftandes. 

Auch bie einzelnen Fachabteilungen und Bezirlögruppen haben einen Vorſtand und 
eine Generalverfjammlung. 

Der Vorſitzende ber Fachabteilung bildet in Gemeinfhaft mit dem Vorſtande bes 
Bereind und den Borfigenden ber übrigen Fachabteilungen des Vereins unter Worfig bes 
Präſes eine Kommiffion, um mit biejer die fachberuflihen Angelegenheiten vor allem im 
Hinblid auf die Zwecke des fatholifchen Arbeitervereind zu prüfen und den Zufammenhang 
zroifchen ber Fachabteilung und dem Verein aufreht zu erhalten. Dieſe Kommiſſion hat 
minbdeftens vierteljährlich einmal zu tagen. 

Diefe Beſtimmung findet entjpredende Anwendung auf bie Bezirke durch bie Bezirks 
lommiſſion. 

Der Fachabteilung, ber Bezirlsgruppe, ſowie der Verbandsgruppe ſteht ein geiſtlicher 
Beirat (Vereins⸗, Bezirlspräſes, Generalſekretär) zur Seite. Dieſer kann, wenn er es vom 
Standpunkte der Religion und ber Moral für nötig findet, eingreifen ober eine Gtellung« 
nahme einer höheren Inſtanz überlaffen. Bei Beanftandbung eines Beſchluſſes find — 
der geiſtliche Beirat, als auch die Fachabteilung, die a usa ober bie Berbandögruppe 
—* ſich an die nächſt höhere Inſtanz zu wenden ährend der Berufung kann der 
beanſtandete Beſchluß nicht in Kraft treten. Die Entſcheidung der Zentrallommiſſion iſt 
befinitiv nah Maßgabe der Satzungen bed Verbandes ber lklatholiſchen Arbeitervereine. 

Publifationsorgan bed Verbandes ift dad ſchon oben genannte „Korreſpondenzblatt“. 


Bei Beratung diejer Vorſchriften machten ſich gegen die weitgehende 
Abhängigkeit von der geiftlichen Zeitung einige Stimmen geltend, die eine 
Ben Gelbftändigfeit der Mitglieder forderten; jie fanden aber feinen 

eifa 

Auf demjelben Delegiertentage wurde nad; Borberatung durch Die 
Generalverfammlung der Fachabteilungen die Neuordnung des Unter- 
ftügungswejen3 im Sinne der PBereinheitlihung zu Ende geführt. 


8 1 ber angenommenen Sapungen lautet: „Das Unterftügungswejen wird vom Bor- 
ftande des Verbandes der latholiſchen Arbeitervereine ** Berlin) geregelt und ver⸗ 
waltet. Dasfelbe ift eine lediglich dharitative Einrichtung. ie Mitgliedfchaft gibt darum 
weber ben einzelnen Vereinen noch deren Mitgliedern einen Anſpruch im rechtlichen Sinne 
und beshalb auch fein Magbares Recht; insbeſondere gilt dies von ber Rüdforberung einmal 
eingezahlter Beiträge und ber Auszahlung ber gebräudlihen Unterftügungen.‘ 
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Kathelifhe Mitglieder von Vereinen mit einem geiftlichen Präfes können den Wohl- 
fahrtdeinrichtungen des Verbandes der latholiſchen Wrbeitervereine unter ber Borausfegung 
angehören, daß ſie bie entiprechenden Wochenbeiträge entrichten. 

Es werben folgende Unterftügungen gewährt: 1. Sterbeunterftügung beim Todesfalle 
von Männern; 2. Sterbeunterftügung beim Tobe von Frauen und Witwen; 3. linter- 
Rüsung in gewerblichen Rechtsſtreitigleiten, ſowie in Fällen, welde das Kranlenlaſſen-, 
Alters und Imvalibitäts-, ſowie dad Unfallverficherungsgefeg betreffen, jerner in Fällen, 
in denen ein Mitglied durch die Zugehörigkeit zu feiner Fachabteilung oder durch fein Ein- 
treten für die Intereſſen derjelben bes Nechtsjchuges bedarf; 4. Umzugsunterftügung ; 
5. Kranlenunterftügung von mwöchentlih 3, 6, 9 oder 12 M.; 6. Ürbeitölofenunterkügung 
am Drt unb auf der Reife von täglih 90 Pf. auf 6-10 Wochen; 7. Gewerkfchaftsunter- 
Rügung an Mitglieder, die arbeitslos werben, wenn bie Wrbeitslofigfeit wegen ber Ein- 
führung ober Aufrechterhaltung der von ber Bentrallommijjion als maßgebend anerkannten 
Beftimmungen über das Wrbeitöverhältnis eingetreten und die vorherige Genehmigung bes 
Vorftandes ber Berbanbögruppe eingeholt werben if. Je nachdem Wochenbeiträge von 
10—70 Pf. gezahlt werben, erhalten bie Mitglieder außer Rechtsſchutz und Gterbeunter- 
Nügung die übrigen Arten von Unterftügung in ber durch eine Tabelle fejtgefegten Höhe. 

Mit dem Delegiertentage waren wieder Generalverjammlungen der 
bejtehenden Gewerkſchaften, nämlich der Bergarbeiter, Baugewerke, Ber- 
fehr3- und gemwerbliche Hilfsarbeiter, Holz-N., Tertil-W., Stein», Erd- und 
Ton⸗A., Metall-W. und der W. der Belleidungsinduftrie verbunden. 

Durch eine in dem „Arbeiter Nr.18 vom 5. Mai 1907 abgedrudte 
Belanntmadhung der Zentralkommiſſion ift das „Verhalten beilohn- 
bewegungen“ eingehend geregelt. 

Es heißt darin, daß ber Zweck bed Verbandes auch die wirtfchaftlichen Intereſſen ber 
Mitglieder und vor allem die Befferung ber Lohn- und Wrbeitäverhältniffe umfaſſe. Es 
fei deshalb mit Freuden zu begrüßen, wenn die Bereine mit Hilfe der beruflichen Fach- 
abteilungen die Durchführung biejes wichtigen Programmpunttes ſich ganz beſonders angelegen 
fein ließen und tatkräftig an der Hebung ber wirtichaftlihen Lage bed Arbeiterſtandes 
arbeiteten. Solle aber biefe Tätigkeit den gewünfchten Erfolg haben, fo müfje fie fich im 
Einklang mit den Satzungen voßgichen. eshalb werden folgende Borfchriften gegeben: 
1. Es darf in feine Lohnbewegung eingetreten werben, bevor nicht dazu dad Einverftänbnis 
bes Gemwerlichaftsvorftandes oder ber Zentrallommiffion eingeholt ift; 2. die Wbficht, in 
eine Lohnbewegung einzutreten, ift dem Vorſtande mehrere Monate vorher mitzuteilen; 
3. während dieſes Zeitraumes ift forgfältig Tatjachematerial zu fammeln; 4. es ift alles 
zu vermeiden, was als ein Ausdrud gehäffiger Gefinnung gegenüber ben Arbeitgebern gedeutet 
werben könnte; 5. beftehen am Orte gegnerifche Organifationen, jo jind feine gemeinfamen 
Berfammlungen abzuhalten, aber es ift eine Verftändigung herbeizuführen nach Art der 
Ausfhüffe für Arbeitervertreterwahlen. — 


Mit der oben miedergegebenen Neuordnung ift, wie erjichtlich, die 
Verſchmelzung der Sauren mit den U-®. bis auf vine gewiſſe 
Abmweihung in der äußeren Organijation faft völlig durchgeführt. Die 
„Gewerkſchaften“ jind feine jelbjtändigen Organijationen, jondern „inte- 
grierende Beitandteile der Arbeitervereine”. Insbeſondere wird nur ein 
einheitliher Beitrag erhoben.t) 


I) Das Verhältnis zwifchen A.“V. und Fachabteilung (Gewerlſchaft) kann nicht ala 
völlig Mar anerfannt werden. Gehört jedes Mitglied beiden Organijationen an, fo ift für 
deren Trennung ein rechter Grund erfichtlih. Auf meine Bitte um Aufklärung ift mir 
von bem Generaljefretär folgendes geantwortet: „Bisher wurden für Die verſchiedenen 
Wohlfahrtseinrichtungen, bie gewerkſchaftlichen Zweden dienen, wie Unterftügung bei wirt» 
ihaftlihen Kämpfen, Wrbeitslofigkeit und Krankheit, befondere Sapungen und Mitgliedbs- 
bücher herausgegeben. Demgemäß hatten biefe Einrichtungen ihre eigne Verwaltung, natür- 
lich alles innerhalb ber Vereine. Das mar aber in zwiefaher Hinjicht nachteilig. Ein- 
mal mwurbe bie Gefchäftsführung für ben Berein fomohl wie für ben Berbanb weſentlich 
erſchwert, und zum zweiten beitand die Gefahr, daß diefe Wohlfahrtseinrichtungen der fathol. 
A-B. durch ihre befondere Geſchäftsführung und Verwaltung bei den Mitgliedern die ſchiefe 
Auffafjung herbeiführen fonnten, bie beruflichen Fachabteilungen jeien eine neben bem 
Berein beftehende felbftändige Organifation. Das lag aber nicht in den been und im 
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Bedeuteten die früheren Fachabteilungen im Sinne ihrer Gründer 
nur Borjtufen zu eigentlichen Gemwerfvereinen und mußten jie deshalb 
von jelbit in Wegfall fommen, jobald letztere gejchaffen wurden, jo jtehen 
die katholiſchen Gewerkſchaften auf dem entgegengejegten Standpunfte. Sie 
betrachten die Fachabteilungen nicht al3 einen Übergang zu vollkommenerer 

orm der Organtjation, jondern al3 deren Abſchluß, Die Gemerkichaft 
it nichts weiter als eine äußere, formale Bereinigung; da3 eigentliche 

eben vollzieht jich nicht in ihr, fondern in den Arbeitervereinen. jede 
Fachabteilung hat noch einen anderen, doppelten Zufammenjchluß: einen 
totalen, mit Abteilungen anderer Gewerbe in dem Arbeitervereine, und 
einen interlofalen, mit Abteilungen desjelben Gewerbes in der Ge- 
werkſchaft. Der Selbſttätigkeit der Arbeiter jind die engjten Grenzen ge- 
sogen; überall ift die legte Entſcheidung in die Hände der Geiltlichen 
gelegt. Der Grundjag der Gewerkſchaftsbewegung, in der Organijation 
der Ürbeiter einen wirtſchaftlichen Machtfaktor zu jchaffen, der imjtande 
ilt, den Arbeitgebern gegenüber ein Gegengewicht zu bilden, ift als irreligiös 
— und demgemäß der Streik als Mittel der Selbſthilfe verworfen 
und durch die Anrufung des Staatseingriffes erjeßt.!) 

Alle diefe Momente, die Eonfejjionelle Bejchränfung, die geiftliche 
Bevormundung und das Verbot des Streit, da3 nad) Zeitungsberichten 


Programm des Verbandes. Es hat zu feiner Zeit die Abſicht beftanden, die katholifchen 
Gewerkſchaften ald PBarallelorganifation neben dem Berein ind Leben zu rufen. Wir 
gründen fatholifhe A-B. zum Zweck der Pflege und Förderung ber ntereffen der Mit- 
glieder, und zwar in religiös-fittlicher, fozialer und materieller Hinfiht. Darin find bie 
beruflichen Intereſſen mit einbegriffen. Dieſe Vereine gliedern fi nur zur bejferen Dur" 
führung ihrer Aufgaben in berufliche Fachabteilungen. Es beftehen aljo nicht zwei Organi- 
fationen, fondern lediglich der Verband Fathol. A⸗V. Diefem Umftande ift nun durch das 
Bereinheitlihungsiyftem im Unterſtützungsweſen Rechnung getragen. Die Mitglieder zahlen 
fediglih den Beitrag an den Berein. Beſondere Beiträge für bie F.A. werden nidt 
erhoben.” „Der Verband ftellt eine DOrganifation dar, die den ganzen Menfchen 
mit feinen religiös-fittlihen und wirtſchaftlichen Intereſſen ald etwas wejentlih Ein- 
heitlihes auffaßt. Er mill beshalb ohne Trennung ber fittlihen unb materiellen 
Interejien feine Mitglieder zu einer einzigen Organifation vereinigen. Für die ben ver- 
ſchiedenen Einzelzwecken entſprechenden Arbeiten find natürlich; aud geeignete Wohlfahrts- 
einrichtungen geihaffen, die je nah der Verſchiedenheit ber beruflihen Intereſſen ver- 
ſchieden find, ohne dabei aber auch nur im mindeften die wefentliche Einheitlichleit de3 Gefamt- 
vereins zu beeinträchtigen. Es ift bie ziwedentfprechende Bielheit in der notwendigen Einheit 
ber Organijation gewahrt. Die beruflihen %.-4. find in dem 8. alfo nur die Wrbeits- 
ftellen Kar die wirtfchaftlihen Funktionen des U-B. Auch ohne befondere F.-N.-Ein- 
rihtungen hat jeder ®. diejelben wirtfhaftliden Aufgaben zu erfüllen. Die 
Löſung diefer Aufgaben geftaltet fi, den verfchiedenen Gegenden und Berufen ber Mit- 
glieder entjprechend, verfhieden. In den landwirtſchaftlichen Gegenden 3. B. beftehen bie 
meiften ®. ausjchließlih aus Landarbeitern, Dort können bie V. auch wohl ohne ben ber 
fonderen Bermwaltungsapparat der F.“A. ihren Zweck erreihen. Das gleiche gilt für Berg- 
werlsgebiete. Alle unferem Berbande angefchloffenen V. haben laut Sapungen und laut 
twieberholter Beichlüffe der Delegiertentage die Pflicht, ſich der beruflichen Arbeit energifch 
zu wibmen und, wo bie Berhältniffe es erforderlich erjcheinen laſſen (3. B. in pas Fr 
beruflichen Gegenden und V.), durch Gliederung bes V. nad) beruflihen Gefichtöpunften 
in verfchiebenen F.“A. die mwirtfchaftlihen Intereſſen der Mitglieder zu förbern. In ben 
Städten unb in den Induſttiegegenden können bie V. ohne bie berufliche Gliederung ihrem 
Zwecke niemals entjprechen. s fühlen ſie auch bald. Die berufliche Gliederung erfolgt 
aus innerer Notwendigkeit, ohne daß die V. dazu gezwungen werden. Die ſtetig zunehmende 
Zahl ber beruflich gegliederten V. ift dafür ein deutlicher Beweis.“ 

1) Herr Dr. Fleiſcher ſchreibt mir als Ergänzung, bzw. Richtigſtellung dieſer Dar- 
ſtellung folgendes: „Wir mißbilligen ein Syſtem, das, grundſätzlich von der Gleichſtellung 
der Arbeit mit einer Ware ausgehend, bie Rechtskonflilte zwiſchen Kapital und Arbeit 
durch wirtſchaftliche Machtlämpfe entſcheiden will. Dagegen ſind wir der Meinung, daß 
es in concreto ſehr wohl Streils geben kann, bie moraliſch erlaubt und berechtigt find.‘ 


Beben, |.’ pe 


von dv. Savignh in einer öffentlichen Verſammlung in die jchroffe Form 

effeidet wurde: „den Arbeitern muß die Waffe des Streif3 aus ber 
Sanb enommen werben‘*), begründeten naturgemäß einen ftarfen inneren 
ge ira zwiſchen den chriftlichen und den katholiſchen Gewerkſchaften. 
Während die erjteren den legteren den Borwurf machten, daß jie fein 
Verſtändnis für die moderne Entwidlung hätten, und durch die Unter. 
ftellung der Arbeiterorganijation unter die Leitung der Geiftlichen nicht 
allein die Arbeiter al3 Kinder behandelten und die Vereine zu Kinder— 
bewahranftalten erniedrigten, jondern auch die kirchlichen Intereſſen da- 
durch jchädigten, daß fie die Kirche in die wirtichaftlihen Kämpfe herein- 
zögen, bejduldigte Die Berliner Richtung ihre Gegner einer Geringſchätzung 
der katholiſchen Religion und der mangelnden Achtung vor der kirchlichen 
Autorität. 

Diefer Gegenjag mußte aber um jo mehr auch zu einem äußeren 
Kampfe führen, al3 beide Teile auf dasjelbe Arbeitögebiet angemiejen 
waren. Daß insbejondere die Führer der katholiſchen Gewerkſchafts— 
bewegung nicht beabjichtigten, jich auf beſtimmte Bizirfe zu bejchränfen, 
zeigte ji jchon in der oben mitgeteilten Namensänderung und der damit 
verbundenen Saßungsänderung, nad) der alle katholiſchen Arbeiter Deutjch- 
lands aufgenommen werden können. Der Berband erhebt aljo Anſpruch, 
eine Zentralorganifation für gend Deutjchland zu bilden. Seine Ber- 
treter haben auch wiederholte Agitationsreijen nad) Süd- und Weſtdeutſch— 
land unternommen, was von den Gegnern durch Abhaltung von Ver— 
fammlungen im Norden und Dften beantwortet wurde. Auch die in der 
Preſſe geführte Fehde vollzieht jich in den jchärfiten Formen. 

Beide Gegner fuchen di auf biſchöfliche Autorität zu ftügen. Die 
Fuldaer Biſchofskonferenz hat am 19. Auguſt 1904 einen Beſchluß gefaßt, 
in dem jie „die Entwicklung der katholiſchen Arbeitervereine mit jreudiger 
Befriedigung begrüßt und ein friedliches Verhältnis zwiſchen den beitehenden 
Richtungen in den fachlichen Berufsorganijationen wünſcht“, aber es ijt 
vorläufig feine Ausficht, daß diefer Wunjd in Erfüllung geht. Abgejehen 


1) Herr dv. Savigny hat übrigens durch eine in Nr. 17 des „Arbeiters“, ſowie in 
mehreren Tageszeitungen veröffentlichte Erflärung dieſe Außerung beftritten. Die Er- 
Märung, bie hinſichtlich der grundfäglichen Stellung ber latholiſchen Wrbeitervereine der 
Berliner Richtung Intereſſe bietet, lautet: 

„Durch mehrere Blätter des Weſtens finde ich bie Nachricht verbreitet, ich habe 
in einer Konferenz in Hörter u. a. gejagt: Dem Urbeiter muß die Waffe bes Streild aus 
der Hanb genommen werben. 

Ih erfläre diefe Mitteilung für vollftändig unmahr; fie fann nur auf einem argen 
Mißverſtändins von jeiten des Berichterftatterd beruhen. Ich bin ſtets der Anjicht A 
und bin e3 auch heute noch, daß unter befonberen Umftänden bie gemeinfame Wrbeits- 
einftellung, ber Streit, fogar das einzige Mittel fein fann, um dem MWrbeiter zu feinem 
Rechte zu verhelfen, und nichts liegt mir wahrhaftig ferner, wie mir jeber beftätigen 
wird, ber meine ZTätigfeit in Wrbeiterfreifen aus eigner Anfchauung kennt, ala bie Abjicht, 
bem Mrbeiter ein Recht zu verkürzen. Andererſeits ift allerdbingd meiner Anfiht nah — 
und ich glaube mich damit im Einverftändnis mit allen einjichtigen Sozialpolitilern zu 
wiſſen — ber Streit fein indifferentes KRampfmittel und als gewilfermaßen regelmäßiger 
Lohnregulator, der oftmal3 gebraucht wird, ganz verfehlt, weil er wirtſchaftlich auf die Dauer 
ben mittleren Erwerbsſtand runiert und diefen unb bie Arbeiterfchaft zufammen dem Groß 
fapital ausliefert, welches durch den Streit erfahrungsgemäß nicht beziwungen wird. Auch 
unter Gejichtöpunften der Moral erfcheint der Streil fehr häufig als ein bedentliches, ja 
unerlaubtes Sampfmittel; man muß zwiſchen erlaubten unb unerlaubten Streil3 unter» 
fheiben. Ich ftehe in diefer Beziehung vollftändig auf dem Boden ber Encyflifa „Rerum 
novarum“, welche einerjeit3 den Streif zwar nicht verbietet, andererfeit3 aber eindringlich 
vor feiner beliebigen oder häufigen Anwendung wegen feiner nadhteiligen Folgen warnt.‘ 


—— 


von dem Kardinal Kopp, der nach allgemeiner Annahme Gegner der 
chriſtlichen Gewerkſchaften iſt, und dem Biſchof Noerber von Freiburg, 
der ſeine Stellung in ſeinem Hirtenbriefe vom 11. Oktober 1900 offen 
ausgeſprochen und 9— ſeiner ſpäteren Erklärungen innerlich feſtgehalten 
hat, fteht vor allem Biſchof Korum von Trier auf diefem Standpuntte. 
ließ die auf einer am 9. November 1904 in Trier abgehaltenen 
Verſammlung durch den — Hanſen öffentlich verkünden und hat 
auch im Januar 1906 der „Kölniſchen Volkszeitung” eine Erklärung u⸗ 
gehen laſſen, die dieſe in ihrer Nr.26 abdruckte, und in der der Vhadf 
nicht allein ſeine bisherige Stellung aufrechterhält, ſondern behauptet, 
daß bei einer ihm vor kurzem erteilten Audienz der Papſt ausdrücklich 
ſeinen Standpunkt gebilligt habe. Auch den Biſchof von Limburg rechnet 
man zu dieſer Gruppe. Auf der andern Seite hat der Erzbiſchof Fiſcher 
von Köln wiederholt, insbeſondere in einer Bezirksverſammlung der katho— 
liichen Arbeitervereine in Köln am 13. November 1904 erflärt, daß 
nicht allein er, jondern der preußiiche Epijfopat den chriſtlichen Gemert- 
ihaften mwohlmwollend gegenüberftehe. Eine ähnliche Haltung beobachten 
die Biſchöfe von Hildesheim, Paderborn und Straßburg. !) 
Eine Kundgebung des Papſtes, die wahrſcheinlich ee die mitgeteilte 
Äußerung des iichora von Trier zurüdzuführen ift, it am 23. Januar 
1906 im „Osservatore Romano“ veröffentlicht und erklärt, daß ber Papft 
mit gleihem Wohlwollen den chrijtlihen Gewerkichaften, wie den fatho- 
liſchen Fachabteilungen gegenüberſtehe, da er ſehr wohl wiſſe, „daß die 
beſonderen Verhältniſſe der verſchiedenen Diözeſen und Provinzen Deutſch— 
lands dafür beſtimmend wirken können, den Gewerkſchaften vor den Fa 
abteilungen den Vorzug zu geben’. — 
— ei ziffernmäßige Entwidlung der Vereine ergibt ſich aus folgender 
abelle: 




















| | | 
Unzahl de | | 
& zahl u | uflage | Jahres» | Zahres- —— 
31. Der |) | a — Einnahme | Wuögabe —* 
zember Vereine Mitglieder Reiten organs Er | 'abteilungen 
j I RM. 
1899 64 | 11345 | 1 14 000 25 888 284 | — 
1900 106 | 17265 1 18 700 41 482 | 4219 | — 
1901 150 21 309 2 | 23000 55429 | 5112 | — 
1902 196 | 28315 4 | 32000 95664 | 82669 34 
1908 | 336 | 454538 | 6 | 47000 152198 | 111345 141 
1904 470 62 133 8 1 65000 | 250256 | 173160 | 208 
1905 612 84 866 18 86000 | 465166 | 297069 | All 
1906 | 746 98 733 41 | 100000 | 663574 | 445 175 ı 618 
1907 | 913 | 120.000 45 | 125000 | 1083550 | 788851 | 800 


Über die Mitgliederzahl der beruflichen Fachabteilungen werden feine 
Angaben veröffentlicht. In den Jahresberichten wird teils ein erfreuliches 
Wachstum erwähnt, teil3 aber aud) bemerkt, daß die Beteiligung an den 
F.⸗A. noch nicht genügend fei. Won gegnerifcher Seite ift wiederholt der 


1) Herr Dr. Brauns bemerkt zu biefer Darftellung, daß er bie Gegnerichaft bes 
Kardinald Kopp bezweifle. Jedenfalls fei es nicht richtig, daß ber Biſchof Noerber noch 
heute eine ablehne Haltung einnehme, denn bie Diözefanorganifation der Tathol. A⸗V. 
Baben3 jei im Einverftändniffe mit ihm für chriſtliche G. eingetreten. Das leßtere gelte 
auch für bie Piözefanorganifation der Limburger A.V. 


nn 


Forderung Ausdrud gegeben, beftimmte Mitgliederzahlen zu veröffent- 
lihen, und daraus, daß dies nicht geichehen ift, der naheliegende Schluß 

ergeleitet, daß bie Beteiligung jehr gering fein müfje. Im „Reichsarbeits- 
latt“ Nr.10 von 1906 wird ald Ergebnis eine Umfrage wegen der Arbeits— 
fofigfeit mitgeteilt, daß von den 95726 Mitgliedern des Verbandes ſich 
nur 11655 an der Statiſtik beteiligt hätten, von denen 6383 feiner beruf 
lihen Organijation angehörten. Won den beruflid) gegliederten waren 
1513 Metall-W., 1396 Berg- und Hütten-W., 734 Verkehrs- und Hilfs-A., 
378 Stein-, Erd- und Toneli und Steinmegen, 378 Bau-W., 361 Tertil-U., 
203 Glas⸗A., 92 U. der Belleidungsinduftrie, 31 Leder-A., 15 Maler und 
Anftreicher, 9 Tabak-U., 7 Tapezierer. Von den Blättern wird 
aus diejer Angabe gefolgert, daß damals nur 5272, höchſtens aber 11655 
Mitglieder der —— vorhanden waren.!) 

Von den 106853 Mitgliedern, die der Verband im Jahresdurch— 
ſchnitte 1907 beſaß, leiſten als Wochenbeitrag 82253: 10 Pf., 1102: 15 Pf. 
723: 20 Pf., 3034: 25 Pf., 2286: 30 Pf., 5126: 35 Pf., 2491: 40 Pf. 
416: 45 Pf., 734: 50 Pf., 996: 60 Pf., 1218: 70 Pf. Der Reit verteilt 
jih auf 2082 Einzelmitglieder, 2446 Witwen und 1946 Rejtanten. 

Bon den Mitgliedern waren 25000 Bergleute, 18000 Berfehrs- und 
ewerbliche Hilfsarbeiter, 15000 Metallarbeiter, 7000 Bauarbeiter, 5400 
— —————— 3500 Textilarbeiter, 3000 Erd-, Stein- und Tonarbeiter, 
1500 Arbeiter der Bekleidungsinduſtrie, je 1000 Glas- und Tabakarbeiter. 
Der Reſt entfällt auf verſchiedene Berufe, insbeſondere die landwirtſchaft— 
lichen Arbeiter. 

Der Verband unterhält 22 katholiſche Volksbureaus, ſowie das Reichs— 
arbeiterjefretariat in Berlin, das 1906 4311 Auskünfte erteilte, 1832 
Scriftjäße anfertigte und 595 Termine vor dem Reichöverjicherungsamte 
wahrnahm. 


Literatur?) 


über die fatholifchen Gefellen- und Arbeitervereine, ſowie die Fachabteilungen, die Kriftlichen 
und die katholijhen Gewerkſchaften: 

1. Bongarg: Das lkatholiſch-ſoziale Vereinsweſen in Deutichland. Würzburg 1879. 

2.&. v. Hammerftein: Das joziale Wirken ber Kirche. Trier 1890. 

3. U. v. Hohenberg: Sozialer Katechismus. Grundzüge der geſellſchaftlichen Ord- 
nung in familie, Staat und Kirche. 

4. Traub: Materialien zum Verftändnis und zur Kritik des fatholifchen Sozialis- 
mu. München 1902, Lehmann. 

5. Schweiger: Die katholifchen Gefellenvereine. Handbuch für Vereinsvorfteher. Köln 
1905. Gejchäjtsftelle des Stolpingblattes. 

6. Seh. Schaeffer: Adolf Kolping. Paderborn, Schöningh. 


1) Herr Dr. Fleiſcher jchreibt mir hierzu, daß der Verband jeit der Bereinheitlichung 
ber Organijation und des Unterjtügungswefens feine Doppelorganifation von Wrbeiter- 
vereinen und Fachabteilungen mehr bdarjtelle, jondern eine beruflid gegliederte Gejamt- 
organifation jei. Das gilt aber eben erft feit dieſer Zeit und gibt feine Erflärung 
dafür, daß man für die früheren Jahre die Mitgliederzahlen der Fachabteilungen der Offent- 
lichleit vorenthielt, läßt jogar die Aufjaffung zu, daß man die Bereinheitlihung gerade 
deshalb durchgeführt habe, weil die frühere Bildung von relativ jelbftändigen Fachabteilungen 
an ber geringen Beteiligung der Mitglieder gejcheitert ſei. 

Während des Drudes erfahre ich aus Nr. 29 des „Bergfnappen” vom 18. Juli 1908, 
daß ein offizieller Gejchäftsbericht erjchienen ift, der für 1907 andere Ziffern mitteilt, ala 
fie oben gegeben find. Auch jind darin Angaben über die Anzahl der FFachabteilungs- 
mitglieder gemadt, die von dem „Bergknappen“ als unrichtig angegriffen werden. Es war 
mir nicht mehr möglich, hierüber eine Aufllärung herbeizuführen. 

) Wo genauere Angaben fehlen, war es mir unmöglich, fie zu ermitteln. 
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7. Der latholiſche Gejellenverein. Herausgegeben im Aujtrage des Generalpräfibiums. 

Köln Bar ebene og 
Ruppert: Die katholifhen Arbeitervereine Süddeutſchland.s. Würzburg 1900. 

9. Gafteiger: Die hriftliche Arbeiterbewegung in Süddeutſchland. München 1908, Buch- 
handlung be3 Verbandes ſüddeutſcher kathol. Arb.-Bereine. 

10. ©. Müller: Katholifche Arbeitervereine. Ihre Notwendigkeit, Aufgaben unb Ein- 
richtungen. 3. Aufl. M.Gladbach 1907, Berlag der Zentralftelle des Vollsvereins für 
dad Tathol. Deutichland. 

006, —5 — Derſelbe: Die katholiſchen Arbeitervereine Deutſchlands. Soziale Kultur, Januar 
1 

12. — Gewerlvereine, ihre Aufgaben und Tätigleit. M.Gladbach 1899, Ver— 
lag der „Weſtdeutſchen Arbeiterzeitung“. 

13. Erzberger: Chriſtliche oder ſozialdemokratiſche Gewerkſchaften. Stuttgart 1898, 
„Deutſches Vollsblatt“. 

14. Die „freien“ und Hirſch-Dunckerſchen Gewerkſchaften. M.Gladbach 1907, Ber- 
lag ber „Weftbeutfchen Wrbeiterzeitung”. 

15. Reidhmann: Die riftlihen Gewerlichaften. Ihr Werden, ihre Weſen unb ihre 
Biele. Band XXXI, Heft 3 der „Beitfragen des dhriftlichen Vollslebens“. Stuttgart 
1907, Beljer. 

16. ©. Müller: Die chriftlihde Gewerkſchaftsbewegung Deutſchlands, mit befonderer 
Berüdjichtigung der Bergarbeiter- und Tertilarbeiterorganifationen. Karlsruhe 1905, Braun. 

17 Beinhaufen: Die chriſtlichen Gemwerkvereine. Darftellung ihrer Entitehung, 
Entwidlung und Bebeutung. Berlin 1900, erlag ber „Hilfe“. 

18. Bachem: Staatslexilon. Freiburg 1905, Herder. Wrtilel: „Gewerlvereine“. 

19. Die fatholifhen Arbeitervereine und ihre Aufgaben nad) dem päpſtlichen Rund» 
ſchreiben Rerum novarum. Herausgegeben von dem Generaljelretariat des Verbandes 
ber lathol. Arbeitervereine (Si Berlin), 1904, Verlag des „Arbeiter, Berlin. 

20. Urbeitervereine und Gemwerkicaftsorganifationen im Lichte ber Enzyflila Rerum 
novarum. 1900. 

21. Kempel: Die chriftlihe und Die neutrale Gewerkſchaftsbewegung. Mainz 1901, 
Kirchenheim. 

22. Wibbelt: Keine Neutralifierung der riftlihen Gewerlſchaften. Duisburg 1903, 

23. Rhenanus: Ehriftliche Gewerkſchaften oder Fachabteilungen in Tatholifchen Wrbeiter- 
vereinen. Köln 1904, Bachem. 

24. Leitfäge zur Behandlung der Arbeiterfrage. Herausgegeben von dem General- 
iefretariate bes Verbandes kathol. Arbeitervereine (Si Berlin). Berlin 1904. 

25. Earbonarius: Kann und barf ih für eine MWrbeiterbewegung auf fatholifcher 
Grundlage eintreten? Trier 1904, Baulinusbruderei. 

— Gerigk: Chriſtliche Gewerkſchaften oder katholiſche Fachabteilungen. Breslau 1904, 
Aberholz. 

27. Soziale Kultur. Der Zeitfchriften „Wrbeiterwohl” und ber en 
Blätter” neue Folge. M.-Gladbad), Berlag ber Zentrafftelle d. B.-®. f. d. D. 

. Der Vollsverein. Stimmen aus dem Vollsverein f. d. lathol. Auer Eigner 
Verlag. M.Gladbach. (Halbvierteljahrsichrift.) 

29. Präfides-Korrefpondenz. Organ f. b. Leiter von Mrbeiter-, Gejellen-,, Jüng- 
lingd- und Wrbeiterinnenvereine. Herausgegeben von Dr. Aug. Pieper, M.Gladbach. Mo- 
natsfchrift.) Nicht im Buchhandel. 

30. Der Arbeiterpräſes. Praktifches Handbuch für bie Leiter und freunde ber lathol.- 
jozialen Verlag des „Arbeiter“, (Monatsfchrift.) 

31. Mumm: Kirchlich-ſoziale Ehronit. Gütersloh, Bertelämann. 

32. Sozialed Adreßbuch. Herausgegeben von dem Bollöverein für das fathol. Deutſch⸗ 
fand. Kevelaer, Berder. 

33. Arbeiteralmanah. Verlag bed „Arbeiter“, Berlin. 

34. Urbeitertafhenbud, Berlin. Berlag ber „Germania“, Berlin. 

35. Weſtdeutſche Wrbeiterzeitung. 

36. Die oben (S. 127) erwähnten Blätter der evangel. Arbeitervereine. 

37. Bentralblatt für die chriſtlichen Gewerlſchaften Deutfchlands. (Neue Folge ber 
Mitteilungen.) Herausgegeben vom Gefamtverbanbe. 

38. Die oben (S. 174) erwähnten Blätter ber chriftlichen Gewerkſchaften. 

39. „Der Arbeiter”, Münden. 

40. „Der Arbeiter”, Berlin. 

41. PBrotofolle des 3, 4, 5. und 6. Gemerfichaftätongreffes. 

42. Jahrbuch ber riftt. Geweriſchaften. 1. Jahrg. Köln 1905, Stegerwald. 
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Außerdem verbante ich wertvolle Mitteilungen ben Herren Generalbireltor Dr. U. Bieper, 
M.Gladbach, Generalfelretär ber Lathol. Gefellenvereine Dr. Schwer, Köln, Generalfekretär 
Dr. Fleiſcher, Berlin, lic. Fournelle, Berlin, Rentner Immelen, Aachen, Generaljekretär 
bed Gejamtverbandes driftl. &. U Stegerwald, Köln, Generalpräfes Dr. Schweiger, Köln, 
Didzefanpräfese Dr. D. Müller, M.Gladbach und Diözefanpräjed® Brudmeyer, Münden. 


F. Zentralifiationsbeftrebungen. 


Da die „freien“ Gewerkſchaften mit Berufung auf ihre gejchloffene 
Einheit und ihre größere Mitgliederzahl den Anſpruch — als 
die einzige Vertretung der deutſchen Arbeiterſchaft angeſehen zu werden, 
ſo beſteht zwiſchen ihnen und den übrigen Organiſationen eine ſcharfe 
Kampfſtellung. Es lag deshalb der Gedanke nahe, die letzteren unter— 
einander in eine nähere Fühlung zu bringen und zunächſt einmal 
wenigſtens eine öffentliche Heerſchau zu veranſtalten, um zu beweiſen, 
daß es doch noch anſehnliche Teile der Arbeiterſchaft gibt, welche die 
Führung durch die Sozialdemokratie ablehnen. Dieſem Gedanken iſt der 
„Erſte nationale Arbeiterkongreß“ entſprungen, der am 25./26. Ob 
tober 1903 in Frankfurt a. M. abgehalten wurde. 

Der Plan war nad) dem auf dem Kongreſſe erſtatteten Berichte des 
Organiſationskomitees zuerft aufgetaucht bei den privaten Ausſprachen, 
die jid an die Sigungen der „Selelichatt für joziale Reform“ anſchloſſen 
und bei denen die Vertreter der verjchiedenen Arbeiterorganijationen mit- 
einander in perjönliche Berührung famen. In die Hand genommen wurde 
die Sache durch ein ausgearbeiteted Programm im Winter 1902/03 von 
dem „Ausihuß für Arbeitervertretermahlen und joziale Angelegenheiten“ 
in Berlin, dem neben den Fatholifchen und evangelijchen Arbeitervereinen 
aud) die hrijtlihen ©. und einige unabhängige Organijationen angehörten. 
Bei einer im Frühjahr 1903 in Berlin abgehaltenen Beiprehung waren 
auch Bertreter der Hirſch-Dunckerſchen Gemwerkvereine beteiligt, die, nad 
dem auf ihren Antrag die Reform der Wrbeiterverjicherung von 
dem Programm —— war, unter Vorbehalt der Zuſtimmung 
des Zentralrates ihre Mitwirkung zujagten. Dieſe Zuſtimmung wurde 
dann aber abgelehnt, wodurch eine Verſchiebung des zuerſt für Anfang 
Juni beabſichtigten Zuſammentrittes des Kongreſſes veranlaßt wurde. 

Die Anfang September 1903 in verſchiedenen Blättern veröffentlichte 
Einladung ging aus von 1. dem Gejamtverbande der chriſtlichen Gewerk— 
Ichaften, 2. dem Gejamtverbande der evangelijchenArbeitervereine, 3. bis 
5. dem weſtdeutſchen, dem jüddeutjchen und * nordoſtdeutſchen Verbande 
ber katholiſchen Arbeitervereine, 6. dem deutjch-nationalen Handlungs- 
—— und 7. dem Verbande badiſcher Eiſenbahnbedienſteter, „im 

uftrage mehrerer größerer Organiſationen verſchiedener Richtung, deren 
Tätigkeitsprogtamm auf dem Boden der gegenwärtigen Staats— und 
Geſellſchaftsordnung eine fortſchreitende Sozialreform anſtrebt“. Sie richtete 
ſich an „ſämtliche —— nationalen und unabhängigen Berufsorgani— 
ſationen, evangeliſcher und katholiſcher Arbeitervereine uſp.“ und be— 
eichnete als Zweck, „in einer machtvollen Kundgebung zu beweiſen, daß 
— 5—— von organiſierten deutſchen Arbeitern und Gehilfen, die 
treu zu Kaiſer und Reich, zu Fürſt und Land ſtehen, in geſchloſſener 
Einheit ſich zuſammenfinden, um die folgenden Forderungen: 
die wur de Ausübung des Koalitionsrechte innerhalb Der 
Schranken des chriftlichen Sittengejeges, de3 gemeinen Rechtes und 
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ber öffentlihen Wohlfahrt, den weiteren Ausbau des Roalitions- 

rechtes, die Verleihung der Rechtsfähigkeit an die Berufövereine 

und möglichſt baldige Einführung der Arbeitsfammern 
bei den Regierungen des Reiches und der Einzeljtaaten geltend zu machen”. 
Stimmberedtigt jollten nur jein „Arbeiter und Gehilfen, ſowie die aus 
diefen Ständen hervorgegangenen, in der Arbeiterbewegung tätigen Be- 
amten“. Es wurde erwähnt, daß jchon 22 Verbände mit rund 500000 
Mitgliedern ihre Beteiligung zugeſagt hätten. 

Nah Feſtſtellung der Mandatäprüfungslommiffion waren auf dem Kongreſſe ver- 

treten bie folgenden Organifationen mit den angegebenen Mitglieberzahlen durch bie daneben 
bezeichneten Delegierten: 


Drgantfation: — un 

1. Gefamtverband ber driftlihen Gewerkihaften. . - -. .. . 93000 47 
2. Deutſcher Eifenbahnhandwerterwerband . » » » : 2... 54000 2 
3. Bayerischer Eifenbahnerverband - . » 2 2 2 nn nen 17000 3 
4. BWürttembergifcher Eifenbahnewerband. . - » -» » - . ... 7000 1 
5. Verband bes bayerischen Boft- und Telegraphenperjonald.. . 7500 1 
6. Verband der bayeriſchen Staatshütten- und Galinenarbeiter 1000 1 
7. Berband bayerischer Straßenwärter . - » 2 2 2 2200. 1000 

8. Deutfch-nationaler Handlungsgehilfenverband - . . » - »- » 47000 21 
9. Deutfcher Kellnerbund (Siß Leipzig) - » » + — 7000 2 
10. Ehriftlicher Kelluerbund (Sig Frankfurt). -. » . 22... 400 1 
BL. Gutenbergbund - 0 on ac: 2900 1 
12. Berbandb der Kutfcher Rheinlands und Weftfalens. . . . . 450 8 
13. Deutfchenationaler Urbeiterbund . - » - 2» 2 2 un 20. 500 1 
14. Bereinigung der Kanalarbeiter. - 2» 2 220m. 500 

15. Arbeiter- und Hanbmwerkergefellenverein Harburg . » » „ » 1200 1 
16. Deuticher Gruben- und Fabritbeamtenverband . . .. .» - 13000 1 
17. Gefamtverbanb ber evangelifhen Arbeitervereine . . . . » 75000 35 
18. Evangelifche Urbeitervereine Württembergd - » » » » - .. 4000 3 
19. Evangelifche Arbeitervereine Bayerns . » 2 2 nun. 7500 1 
20. R = Berlind: .. 1. u 00 2 4er 1200 2 
21. Freie Vereinigung ber evangeliichen Arbeitervereine Sachſens 4000 1 
22. Evangelifcher Arbeiterbund (Ruhrrevier) -. -» » x. 2... 8000 3 
23. Evangelifhe Bollsvereinigung Barmen.. 2100 1 
24. Sonftige evangelifche Urbeitewereine - - » » 22... 2500 17 
25. Evangelifche Gefellenvereine . » 2 nn un ne. 1500 1 
26. Verband der fatholifchen Arbeitervereine Südbdeutfchlands . . 66000 9 
27. u r — Weſtdeutſchlands.. 63000 28 
28. = PR = w (Sig Berlin) . . . 45000 8 
29. Katholiſche Arbeitervereine Heflend - » » » ... — 10000 8 
30. Katholifhe Knappenvereine - » .» » 2... ee . 15000 1 
31. Sonftige fatholifche Arbeitervereine - » - » 2 v2 nme. 2000 5 
32. Katholifche Gefellenvereine - » «2 2 2 2 nennen 60000 2 





Insgefamt: 620450:) 206 


Die Frage, welche Grundricdhtung der Kongreß og folle, war 
fhon vor jeinem Beginne ftreitig geworden, indem lic. Mumm in dem 
„Evangeliichen Arbeiterboten‘ (Nr. 38) ſich dahin geäußert hatte, die königs— 
treue Arbeiterſchaft vereinige ji „zu einem —— —— 
ihr und den antimonarchiſchen, ſozialdemokratiſchen Scharen“, während 


1) Zweifellos iſt dieſe Zahl nicht maßgebend wegen ber Doppelzählungen, bie ind 
beſondere dadurch herbeigeführt find, daß vielfach die Mitglieder ber katholiſchen, zum Teil 
auch bie der evangelifchen Arbeitervereine zugleich ben chriftlihen Gewerlfchaften angehören. 
Ebenſo müjfen eine Anzahl in den Bereinen enthaltene Nichtarbeiter ( Handwerlsmeiſier, 
Werlmeifter, Meine Beamte) abgezogen werben. Immerhin ift die Zahl der in Frankfurt 
vertretenen Wrbeiter auf annähernd 500000 zu ſchätzen. 
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die „Mitteilungen des Gejamtverbandes der chriftlihen Gewerkſchaften“ 
(Nr.21) diefe Auffaffung durchaus ablehnten mit dem Bemerken: es 
handle ſich nicht um eine antijozialdemofratiihe Demonjtration, jondern 
um eine jolche der chriftlih und national denfenden Arbeiterfchaft für 
die berechtigten Forderungen der deutjchen Arbeiterflajie. Daß die leßtere 
Auffaffung auf dem Kongreſſe die weitaus herrichende war, zeigte ſich 
fehr bald. Schon gleich in feiner Eröffnungsrede erflärte der Vorfigende 
GStegerwald, daß die auf dem Kongreß vertretene Arbeiterjchaft jich freilich 
war ihre patriotiijhe Haltung ſcharf von der jozialdemofratijchen Arbeiter- 
bewegung untericheide, daß aber troßdem ber Kongreß alle Forderungen 
———— Sozialpolitik mit allen geſetzlichen Mitteln und mit dem— 
elben Nachdruck erſtrebe, wie die ſozialdemokratiſchen Organiſationen, daß 
der Kongreß ſich nicht als Sturmbock gegen die Sozialdemokratie ge— 
brauchen laſſen wolle und keineswegs in der negativen Stellung zu bieler 
feine Aufgabe erblide, jondern darin, für das Wohl der deutjchen Arbeiter 
und ihre joziale Gleichberedhtigung zu kämpfen. Ebenſo betonte in der 
Debatte Giesberts: „Mit der Sozialdemokratie mögen ji) in erjter Linie 
diejenigen herumichlagen, die jie gejchaffen haben. Wir jind Arbeiter, und 
alle Arbeiter jind unfere Klafjengenofjen.” Allerdings wurde aud) der 
entgegengejegte Standpunft geltend gemacht, insbejondere von Kloos, als 
dem Bertreter der fatholijhen Arbeitervereine Berlins, und Molz, dem 
Vorfigenden des Trierer Eijenbahnhandwerfervereins; aber es handelte 
ſich nur um vereinzelte Stimmen. 


Derjelbe Gegenjaß zeigte fi) auch bei der Behandlung des erften 
Segenftandes der Tagesordnung, der Frage des Koalitionsrechts, 
wo von Kloos und Molz die Forderung einer völlig uneingejchräntten 
Koalitionsfreiheit betämprt wurde. Aber mit übermwältigender Mehrheit 
wurde folgende, von dem Referenten Schiffer, Krefeld, beantragte Rejo- 
lution angenommen: 


„Die beruflide Organifation der Lohnarbeiter ift das einzig wirffame und beshalb 
unerläßlih notwendige Mittel, um eine gerechte Regelung der Lohn- und Wrbeitäverhält- 
niffe auf Grund bes freien Arbeitävertrages zu erzielen, eine gebeihlihe Entwidlung bes 
nationalen Wirtjchafte- und Geſellſchaftslebens zu fichern und dauernd georbnete Berhält- 
niffe zwiſchen Arbeiter und Wrbeitgeber auf dem Boden ber anerkannten Gleichbereditigung 
beider Organifationen anzubahnen und in Tarifgemeinfchaften feitzuhalten. Bon biefer 
Überzeugung durchdrungen, fordert die Berfammlung alle unorganifierten deutfchen Wrbeiter 
auf zum Beitritt zu jenen gewerkſchaftlichen Organijationen, die nicht auf bem Boden bes 
Klaſſenlampfes ftehen. 

Sie fordert ferner von der Gefepgebung: 

1. Sicherung und Erweiterung des Soalitionsrechtes, und zwar: a) der $ 152 der 
Gewerbeorbnung ſoll nicht nur auf Erlangung bejjerer, fondern auch auf die Erhaltung be» 
ftehender Lohn» und NArbeitsverhältniffe Anwendung finden; b) der $ 153 der Gemerbe- 
ordnung foll dahin erweitert werden, daß nicht allein der Mifbraud des Koalitionsrechtes 
unter Strafe gejtellt wird, jondern auch die Verhinderung am legitimen Gebrauche; c) im 
befonderen aber für die Arbeiter und Angeitellten des Staates und ber Gemeinden das un- 
umſchränkte Organifationsredht, damit dieje loyal ihre öffentlihen Intereſſen wahrnehmen 
und Selbithilfe pflegen können. Sie follen unbehindert jein in der Ausübung bes Petitions- 
und Beſchwerde-, fowie auch de Verſammlungsrechts. Der freie und friedliche Ausbrud 
feiner Wünſche den Verwaltungen gegenüber dur die Organifation und durch ſelbſtgewählte 
Bertrauensmänner fol dem Perſonal geftattet fein. 

2. Schaffung eines einheitlichen und freiheitlihen Vereins- und Verſammlungsrechts für 
das ganze Reid) an Stelle ber einzelftaatlichen Vereinsgeſetze, worin alle das Koalitionsrecht und 
bie Tätigkeit der Berufsvereine einengenden Beftimmungen ber Vereinsgeſetze befeitigt find. 
Im befonderen foll allen Bereinen, die auf Grund des $ 152 ber Gewerbeordnung gebildet 
find (Urbeiterberufsvereine, Gewerkſchaften), jomwie allen jonftigen zur Wahrung der Be 
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zufsinterejjen gegründeten Vereinen geftattet werden, ihre Tätigfeit auf die allgemeine 
Berbefferung der fozialen und wirtfchaftlichen Berhältniffe de Gewerbes, namentlich aud 
durch Anderung der Gefepgebung auszubehnen, ohne dadurch den Beftimmungen der einzel 
ftaatlihen Bereinägejege unterworfen zu fein. Auch ben frauen ift Die Teilnahme und Mit- 
wirfung an jozialpolitifhen Wereinigungen und Berjammlungen zu ermöglichen. 

3. Verleihung ber Rechtöfähigleit an die Berufsvereine zur Sicherſtellung ihrer Ber- 
mögensrechte ohne Einſchränkung ihrer Bewegungsfreiheit.“ 


Damit war auch zugleich die Frage der Rechtsfähigfeit der 
Berufsvereine, über welhe Schad-Hamburg referiert hatte, erledigt. 

Bei dem dritten Gegenjtande der Tagesordnung, den Arbeits- 
fammern, über den Gieöberts, M.Gladbach, berichtete, zeigte fich eine 
Meinungsverjhiedenheit injofern, als einige Redner reine Arbeiterfammern 
für richtiger hielten, al3 gemifchte Arbeitsfammern. Auch forderte Schad 
für die — beſondere Organiſationen. Schließlich einigte 
man ſich aber doch auf folgende Reſolution: 


„Die Verſammlung ſpricht ihr lebhaftes Bedauern darüber aus, daß die in ben kaiſer— 
lihen Erlajjen vom 4. Februar 1890 in Ausſicht genommenen geſetzlichen Inſtitutionen 
(Arbeitäfammern) zur ‚Pflege bed Friedens zwijchen Wrbeitgebern und Arbeitnehmern, in 
benen Arbeiter durch Vertreter, welche ihr Vertrauen bejigen, an ber Regelung gemein- 
ſamer Wngelegenheiten beteiligt und zur Wahrnehmung ihrer Intereffen bei Verhandlungen 
mit ben Wrbeitgebern und mit ben Organen ber Regierung befähigt werben‘, noch nicht 
verwirflicht find. Sie bebauert bad um jo mehr, ala ähnliche Imftitutionen in Deutjchland 
für andere Berufsflaffen feit längerer Zeit beftehen und erfolgreih und nüglih wirken. 

Die Berfammlung erblidt in paritätifhen Wrbeitäfammern ein wichtiges Mittel, 
1. der Berfhärfung der Slafjengegenfäge und ber damit verbundenen wachſenden Erbitte 
rung und Entfremdung von Wrbeiter und Wrbeitgeber Einhalt zu tun, durch Beratung und 
Verſtändigung über gemeinfame Angelegenheiten, insbefondere aus dem Wrbeitöverhältnis; 
2. die Rechte und Intereffen der Wrbeiter ficherzuftellen und zu fördern und fo ben Ar- 
beiterftand in feinem Beftreben, eine größere Anteilnahme an den geiftigen und materiellen 
Gütern ber Kultur zu erlangen, wirkſam zu unterftügen. Die Wahl ber Vertreter zu ben 
Arbeitskammern fol in geheimer freier Wahl nad) dem Syſtem der Verhältniswahl erfolgen. 

Es ift deshalb die Schaffung jolder Arbeitsfammern als eine der nächſten und wich— 
tigften Aufgaben ber beutfchen Sozialpolitif anzujehen. In diefem Sinne erſucht die Ver- 
fammlung die Regierung und die Bollävertreter in den PBarlamenten, balbmöglichft die 
geeigneten Schritte zur Verwirklichung der Arbeitäfammern einzuleiten und verpflichtet 
die Teilnehmer des Kongreſſes, für dieſen Gedanken in ihren Korporationen lebhafte Propa- 
ganda zu machen.“ 

Eine Berjchiedenheit der Anfichten zeigte ſich auch bei Erörterung 
de3 Berhältnijjes zwiſchen hriftligen ®. und fonfejjionellen 
A.-⸗V. und der Frage einer künftigen gemeinjfamen Organijation. Während 
Behrens eine dauernde Verbindung der auf dem ng ir vertretenen 
Vereinigungen nah Art bes Berliner Vereins für Arbeitervertreter- 
mwahlen!) mwünjchte, fürchtete Bruft, daß ſolches „Obertribunal” die ©. 
in Abhängigkeit von den A.-®. bringen könne, während die Gebiete zwiſchen 
beiden jo geteilt jein müßten, daß die A.-V. ſich auf die efigiöen und 
ideellen Fragen bejchränfen, dagegen die wirtichaftlichen Pe egenheiten 
ben ©. überlafjen und ihre Mitglieder zum Beitritt in dieſe beftimmen 








1) Diefer ift am 28. November 1901 gegründet und hat fih am 15. März 1902 
Statuten gegeben, nad) benen er bezweckt, zwifchen den in Groß-Berlin vorhandenen, auf 
dem Boden der faiferlihen Botichaften von 1881 und 1890 ftehenden Arbeiterorganijationen 
eine gegenfeitige Berftändigung bei allen die Arbeiter betreffenden fozialen Angelegenheiten 
von Fall zu Fall —— um ein gemeinſames Vorgehen zu ermöglichen. An ihm 
ſind bisher im weſentlichen nur beteiligt: der evangeliſche und katholiſche Wrbeiterverein, 
ber beutichenationale Handlungsgehilfenverband und mehrere chriſtliche Gewerlichaften. Seine 
Zätigleit hat ſich bisher darauf beſchränkt, verfchiedene öffentliche Werfammlungen abzuhalten 
und Eingaben an die Behörden zu richten. 
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müßten. Dabei fam es auch zu lebhaften Auseinanderjegungen mit den 
Vertretern der Eatholiihen G. Scließlid wurde aber mit allen gegen 
eine Stimme folgender Antrag Giesbert3 angenommen: 

Der Kongreß beftätigt das jegige Organiſationskomitee als bleibende Jnftitution bis 
um nächften Kongreß ber beutjchen Wrbeiter, der längjtens innerhalb drei Jahren ftattfinden 
—* mit dem Auftrage, im Sinne der Beſchlüſſe des Kongreſſes tätig zu ſein und insbeſondere 
neue Aufgaben zu dem Kongreſſe vorzubereiten. Das Komitee, dem das Recht der Er 
gänzung se Mitglieder aus den auf riftlier und mationaler Grundlage ſtehenden 
erbänden gegeben wird, wählt einen Borftand von jünf Perſonen aus feiner Mitte. 

Der Kongreß hatte an den Kaijer ein Huldigungstelegramm gejandt, 
auf welches diejer unter dem Ausdrude ſeines Dankes ermwiderte, daß 
er auch in Zukunft allen Anregungen und Maßnahmen, die geeignet 
erichienen, das ihm am Herzen liegende Wohl der deutjchen Arbeiter 
zu fördern, feinen Schuß und Beiltand angedeihen lajjen werde. Der 
Reichskanzler hat dann am 13. Dezember 1903 eine zu diejem Zwecke 
auf dem Kongreſſe gewählte Deputation empfangen und ihr gegenüber 
erklärt, daß er die Beltrebungen der Arbeiter nad) Gleichberechtigung 
und ftaatlic) geordneter Jnterejjenvertretung auf dem Boden der Gelbjt- 
hilfe verjtehe und würdige. 

Die Aufnahme des Kongrejjes in der deutſchen Prejje war naturgemäß 
jehr verjchieden. Während die Organe der radifaleren Richtung der Sozial» 
Demokratie ihn als „Truſt der gelben G.“ verhöhnten und ihm jede Be- 
deutung abzuſprechen juchten, indem jie behaupteten, daß die dort ver- 
tretenen Urbeiter nur Drahtpuppen in den Händen bürgerlicher Politiker 
feien, fanden diejenigen der gemäßigten Richtung in ihm den nicht zu 
veracdhtenden Anfang einer neuen Arbeiterbewegung, von der jie allerdings 
meijt behaupteten, daß jie im Lager der Sozialdemokratie endigen müſſe. 
Entjhiedener Ablehnung begegnete der Kongreß bei den Scharfmacher— 
blättern, bie überwiegend behaupteten, zwiſchen den in Frankfurt ge 
äußerten Anfichten und den Bejtrebungen der Sozialdemokratie Teine 
mwejentlichen Unterjchiede erkennen zu können. Aber die meijten bürger- 
lihen Zeitungen äußerten doch ein mehr oder minder mweitgehendes Maß 
von Sympathie und betonten, daß die Regierung die ausgejtredte Hand 
ergreifen und die von einer jo großen Zahl monardijcher Arbeiter auf- 
gehiellten Forderungen erfüllen müjje, wenn jie nicht dazu beitragen wolle, 
daß Dieje allmählich ſich der Sozialdemokratie anjchlöjjen. Selbſt das 
Blatt des Bundes der Jnduftriellen: „Hand in Hand’, bezeichnete den 
Kongreß als eine außerordentlich erfreuliche Erjcheinung unjeres politiichen 
Lebens, während die Arbeitgeberzeitung freilic) den Kongreß nicht geradezu 
verurteilte, aber doc, meinte, die aufgejtellten Forderungen würden dazu 
beitragen, die Pojition der Sozialdemokratie erheblich zu jtärfen. 

Der Zentralrat der Hirſch-Dunckerſchen Gemwerkvereine Hatte jchon vor 
Bujammentritt des Stongrejjes jeine Ablehnung in einer öffentlihen Er- 
Härung vom 15. September 1903 dadurch begründet, daß die G.-B. nicht 
geneigt jeien, jich mit Organijationen zu verbünden, die nicht auf wirklich 
neutralem Boden jtänden, zumal wenn dabei bisher jo unflare und bedenk— 
lihe Ziele wie die Errichtung von Arbeitsfammern neben den lebens— 
vollen Wrbeiterberufsvereinen verfolgt würden. Nach dem Kongreſſe 
brachte der „Gewerkverein“ einen Wrtikel, der anerfannte, daß mit diejem 
die Arbeiterbewegung in Deutichland einen großen Schritt vorwärts getan 
habe. Noch entgegenfommender äußerte ſich der „Gewerkvereinsbote“, das 
Organ der Düſſeldorfer Richtung. 
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Der in Frankfurt je gr Ausſchuß Fonftituierte jih am 12. De- 
zember 1904 in Berlin und beſchloß, zur Dedung der Koften von allen 
angejchlofjenen Organifationen einen einmaligen Beitrag von ?'/, Pf. für 
jede3 Mitglied zu erheben und außerdem einen Aufruf zu erlajjen. In 
diefem, der am 26. Februar 1905 erſchien, wurde unter Hinweis auf 
die vom Reichskanzler und von dem Grafen Poſadowsky in der Reichs— 
tagajigung vom 30. Januar 1904 geäußerten ermutigenden Worte Die 
Bereine zur lebhaften Agitation und zur Zurüdftellung der unter ihnen 
bejtehenden —— aufgefordert und ihnen anheimgeſtellt, an allen 
Orten gemeinſame Ausſchüſſe zu bilden und durch dieſe gemeinſame Ver— 
ſammlungen ee zu lajjen, auch bei Gemwerbegericht3- und Kranken— 
fajjenwahlen zujammenzugehen. Den konfeſſionellen Arbeitervereinen und 
den Gemwerkichaften wurde empfohlen, jich gegenfeitig anzuerfennen und zu 
unterjtüßen. 

Die preußiihen Mitglieder des Ausſchuſſes richteten ferner am 14. Juni 
1904 an den preußiichen Landtag einen Proteft gegen den Gejegentmurf 
über die Beitrafung des Vertragsbruches landwirtichaftlicher Arbeiter. In 
der am 16. Juli 1904 in Düſſeldorf abgehaltenen 2. Sitzung beſchloß 
der Ausſchuß, die Wahlen zum Reichsverſicherungsamte in die Hand zu 
nehmen und dabei für das Proportionalſyſtem bei allen Arbeitervertreter- 
wahlen einzutreten. Die 3. Sitzung fand am 20. Oktober 1905 wieder 
in Düjfeldorf ſtatt. Man einigte ſich über einen Aufruf, der am 8. No- 
vember 1905 erlajjen wurde und ſowohl gegen die klaſſenkämpferiſche, revo— 
lutionäre Taktik der Sozialdemokratie, wie gegen die von dem Kom— 
merzienrat Kirdorf in der Sigung des Vereins Hr Sozialpolitik in Mann- 
heim gehaltene ſcharfmacheriſche Rede proteftiert, wobei darauf hingewieſen 
wurde, daß beide Erjcheinungen im engjten Zufammenhange untereinander 
ftehen. Außerdem wurde beflagt, daß bisher im Sinne der Laijerlichen 
Erlajje von 1890 noch nichts geichehen jei. In der am 20. Februar 1 
in Berlin abgehaltenen 4. Situng verhandelte man über die Wieder- 
holung de3 Kongreſſes, wobei man zu dem Ergebnijje fam, daß nıan in 
Anbetracht der bei dem erjten Kongreſſe gemachten Erfahrungen bei der 
Einladung an die Hirfch-Dunderichen Bereine wegen ihrer Beteiligung 
nicht offiziell herantreten wolle. Die 5. Situng, die am 7. September 
1906 in Hamburg ıagte, ſetzte al3 Termin für den Kongreß die Tage vom 
20. bis 22. Januar 1907 feſt. Man vereinbarte einen Aufruf, der am 
17. November 1906 erlajjen wurde und in dem unter Mitteilung ber 
Tagesordnung zur Teilnahme alle diejenigen Verbindungen von Arbeitern, 
Arbeiterinnen, Gehilfen, Bedienjteten und Angejtellten eingeladen wurden, 
„Die auf dem Boden der chriſtlichen Weltanjhauung und der nationalen 
lege jtehen und eine Fortführung der Sozialreform anftreben”. In 
der am 3. Dezember 1906 in Berlin abgehaltenen 6. Sitzung wurde 
berichtet, daß die Wahlen zum Reichsverjiherungsamte in der landwirt- 
ſchaftlichen Abteilung jiegreich ausgefallen und die Alleinherrichaft der 
Sozialdemokratie wenigſtens injofern gebrochen fei, als zwei Fünftel der 
Site von chriſtlichmational gejinnten Arbeitern eingenommen würden. 
Die am 13. Dezember 1906 erfolgte Auflöjung des Reichsſtages gab dem 
Ausſchuß Veranlajjung, den Kongreß durch eine am 28. Dezember 1906 
erlajjene Bekanntmachung zunächſt zu vertagen. In der am 14. Mai 1907 
in Berlin abgehaltenen 7. Sitzung wurde dann die Einberufung zum 
20. Oktober 1907 nad) Berlin bejchlojfen. Der am 8. Auguft 1907 er- 
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lafjfene Aufruf wiederholte den Inhalt des früheren, wobei bemerft wurde, 
daß al3 Vertreter nur Perjonen zugelaffen würden, die dem Stande der 
Arbeiter, Arbeiterinnen, Gehilfen, Bedienfteten und Angejtellten angehören 
ober aus dieſem Stande hervorgegangene Organijationsbeamte jeien. Die 
Anzahl der zu entjendenden Vertreter wurde den einzelnen Vereinigungen 
überlajjen, doc) jollte bei den namentlichen Abftimmungen die Zahl der 
vertretenen Mitglieder entjcheiden. 

Der „Zweite deutſche Arbeiterkongreß“ Hat dann am 
20./22. Oktober 1907 in Berlin jtattgefunden unter Beteiligung von 311 
männlichen und 32 weiblichen Abgeordneten, die 110 — ———— ver⸗ 
traten. Davon entfielen 130 * die chriſtlichen Gewerkſchaften, 41 auf 
fonftige Berufövereine, 73 auf die evangelifhen und 99 auf die fatholifchen 
Urbeitervereine. !) 

Vertreten waren folgende Organifationen mit ben baneben bemerkten Mitgliederzahlen: 





Mitglieber 

1. Geſamtverband chriſtlicher Gewerlfhaften -. » -» .»»» . 287350 

2. Deutjch-nationaler Handlungsgehilfen-®.. . . . . -.. 102500 

3. 8. d. Eifenbahnhandwerker und Urbeiter. . . ..... 50103 

4. Württembergifcher Staatäunterbeamten-®. -. ». ».... 6500 

5. ®. bed bayerischen Poſt- und Telegraphen-Berfonald. . . 10630 

6. Deutſcher Kellnerbundnd.. 8000 

7. Württembergiſcher Eifenbahner-®.. . » . 2 200. 7500 

8. ®. beutfcher Privateifenbahnbeamten . - 2 2 2.2.0. 6500 

DM ber Bug - os 4000 

10. ®. chriftlich-national gefinnter Arbeiter in Wingendorf .. 3017 
11. Genfer Verband ber Gafthofsgehilfen . . » » 2... - 3000 
12. Deutſcher Grubenfteiger®. . - » 2» 2 2 2000 en 1000 
13. Rheinifch-weftfälifcher Förbermafgdiniften®. . .».... . 1000 
14. Berbrüberung beutfcher Arbeiter in Harburg . ». . +.» 800 
15. Reichs-V. beutfcher Kellner-Lolalvereine . . » » ... .» 752 
16. Deuticher Konditorgehilfen-®. . » » » 2 22m una. 658 
17. 8. d. Kutſcher und Fuhrleute in Rheinland und Weftfalen 500 
18. Berbrüderung deutſcher Handwerkögefellen in Harburg . . 420 
19. Deutichnationaler Urbeiterbund Hamburg - » » » 2... 250 
20. 8. der Wafchmeifter Deutihlands . * . » 2». 2 22... 85 
21. ®. der fFabrilarbeiterinnen in Dredden - » » » 2... 130 
22. Gefamt-®. evangel. Arbeiter-Bereine - » 2 20... 92000 
23. Bund evangel. Urbeiter-Bereine in Bayern. » » x... - 14000 
24. Evangel. Urbeiterbund . . . . . EEE in 10500 
25. Landes-®. der evangel. U.-B. Württemberg . . ... » 5800 
26. — V. evangel. Arbeiter- und Volls B.... 1600 
27. Verband evangel. A.“V. Berlinss.. — 800 
28. Freie evangel. Volksvereinigung Varmen.. 2400 
29. Reußiſcher Verband chriſtlicher A⸗VB... 2...» 500 
80. Evangel. Vollsverein Poſen. 420 
31. Evangel. Vollsverein Hray .» » - 2: 2 2 20er 160 
82. 7 CE ER eat ar en 320 
33, J Pe - 1 EEE en 236 
34, = FD © ER — 50 
85. u Sexgeboecßꝛe ce ee 100 
36. = Pi : EZ 81 
37 Pr FE... ER 21 
88. Chriftlicher A.V. Nowames . . » 2 22 nn nenn 90 
39. Ehriftliher Kellnerbund.- »- » 2 2 2 2 m nennen 530 
40. Sübbeutfcher Verband kathol. Urbeitervereine . . .- - - 100000 
Summa 725803 


1) fiber den Kongreß ift von dem Ausſchuſſe ein ausführlicher Vericht veröffentlicht 
und ald Brojhüre im Chriftliden Gewerkſchaftsverlage in Köln erjchienen. 
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Mitglieder 

Übertrag: 725808 

41. Verband kathol. Arbeitervereine Weftdeutichlande . . . . 131455 
42. Verband der fathol. Arbeitervereine (Sig Berlin) . . . . 120000 
43. Süddeutſcher Verband kathol. Arbeiterinnen-Bereine . . - 4000 


44. Verband lathol. Vereine erwerbötätiger Frauen und Mädchen 16000 
45. Berband d. fathol.Männer- u. Urbeitervereine d. Diözefe Mainz 14000 
46. ®. der fathol. Männer-Bereine der Diözefe Straßburg . . 8600 


47. Bezirtöverband Danzig ber fathol. U-B®B. ...... 6000 
48. Bezirtöverband Neiße der kathol. U-B. . . .» 2.2... 5800 
49. Kathol. Ü.-B. Slogau -» . 2 2: 2 2 een 230 
50. Kathol. Arbeiterinnen-®. Neuftadt - ». » 22.2... 1000 
51. Kathol. Arbeiterinnen-B. Wannfe - -» » 2.0. 138 
52. Verband kathol. Gefellenvereine - » » 2 2.2 74424 
53. Kathol. AB. St. Martin Berlin - - - 22.2 .. B 220 


Ansgefamt: 1105380 


Nach Schätzung des Ausſchuſſes find von dieſer alte etwa 100000 
auf Grund von Doppelbeteiligung abzufegen, fo daß eine Gefamtzahl 
von rund 1 Million verbleibt. 

Auf dem Kongrejje waren der Staatsſekretär v. VBethmann-Hollweg, 
der Handel3minifter Delbrüd und Vertreter der fonjervativen, der frei- 
fonjervativen, der nationalliberalen und der Zentrumspartei, der wirtichaft- 
lihen Vereinigung und der Gejellichaft für joziale Reform anmejend.1) Der 
erjtere betonte, daß die chriftlich-nationalen Arbeiter jich nicht ala Sturm- 
bod gegen die Sozialdemokratie gebrauchen, vielmehr, obgleich Fleiß, Gottes- 
furdt, Nüchterndeit und Zufriedenheit ihre Grundpfeiler jein müßten, 
doch nicht eine ſchwächliche Sozialpolitik treiben, fondern an Umfang ihrer 
Forderungen und in der Nüdjichtslofigkeit der Vertretung derfelben hinter 
ihren —— nicht zurückſtehen dürften. Auf ein Begrüßungstelegramm 
an den Kaiſer erging eine Antwort dahin, daß den — des 
Kongreſſes guter Erfolg gewünſcht wurde. 

In der Eröffnungsrede betonte der Vorſitzende Behrens, die 
Stellung der chriſtlichnationalen Arbeiter zu der Sozialdemokratie ſei 
ein grundjäglicher und unüberbrüdbarer Öegenjap; trogdem könne es vor- 
fommen, dab man bier und da mit jozialdemofratifhen DOrganifationen 
eine Wegjtrede zujammenginge. Die Hauptaufgabe ſei nicht der Kampf 
gegen die Sozialdemokratie, jondern der Standpunkt der chriftlichen Welt- 
— * die Treue zu Kaiſer und Reich zu verteidigen und für die ſitt— 
liche, ſoziale und wirtſchaftliche Hebung der deutſchen Arbeitnehmer überall 
poſitiv einzutreten. 

Gleich zu Beginn des Kongreſſes wurde das Verhältnis zu den 
Hirſch-Dunckerſchen Vereinen zur Sprache gebracht De einen 
Antrag des Saarverbandes evangelijcher Arbeitervereine, der Aufklärung 
über die nicht erfolgte Einladung und Sugiehung derjelben zu den jpäteren 
Kongrejjen forderte. Der Borlipenbe ehren3 und der Generaljefretär 
Stegerwald wiejen darauf hin, daß man vor dem Frankfurter Kongreſſe 
mit den Hirſch-Dunckerſchen Vereinen wegen ihrer Beteiligung verhandelt 
habe, wodurch ſogar deſſen Einberufung verzögert ſei. Obgleih man 
der von ihnen gefteliten Forderung, die Bezugnahme auf die Faijerliche 
Botihaft von 1881 zu ftreichen, Rechnung getragen und faſt fniefällig 
um Mitwirkung gebeten habe, dieje auch anfangs in Ausficht geftellt jei, 


1) Die freifinnnigen Parteien waren nicht eingeladen. 
13* 
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babe jchließlich der Zentralrat die Ablehnung beſchloſſen. Damals habe 
er den Anjchluß verpaßt, und dasjelbe jei gejchehen dadurch, daß der 
Zentralrat auf die öffentliche Einladung hin jich nicht beteiligt, jondern 
in einer öffentlihen Erklärung vom 20. DOftober 1907 den Kongreß als 
eine antijemitijch-fonfervativ-ultramontane Veranjtaltung bezeichnet habe, 
an der die auf dem Boden einer volfstümlich-freiheitlihen Anſchauung, 
fowie der partei und kirchenpolitiſchen Unabhängigfeit jtehenden 34 
ſich nicht beteiligen könnten, da nicht das einheitliche Zuſammenwirken 
aller nationalen Arbeiterberufsvereine als entſcheidendes Merkmal be— 
zeichnet, ſondern das Anerkenntnis des chriſtlichen Standpunktes gefordert 
werde. Es ſei überhaupt ſeltſam, daß eine Organiſation von 100000 
are gr die außerdem im NRüdgange begriffen jei, ſolche Anjprüche 
erhebe. Bei den Verhandlungen, bei denen der Landesverband evangelijcher 
Ürbeitervereine Württembergs den Antrag unterjtügte, wurde erwähnt, 
daß der Freiherr v. Berlepſch angeblich zwijchen dem Zentralrate der ©.-2. 
und dem Gejamtverbande der chriſtlichen G. zu vermitteln gejucht, daß 
aber der legtere alle Verhandlungen abgelehnt habe. Freiherr v. Berlepſch 
jelbjt bejtätigte dies und erklärte, daß er die Vermittlung jpäter fortzu- 
jegen beabjicytige, da es durchaus erforderlich jei, daß alle nicht auf jozial- 
demofratiihem Boden jtehenden Arbeiterorganijationen ſich miteinander 
— — Der geſtellte Antrag wurde dann mit allen gegen 9 Stimmen 
abgelehnt. 

Der erſte Gegenjtand der Tagesordnung: „Die allgemeine jozial- 
politijhe Lage“, zeigte eine wejentliche Ubereinjtinnmung der Anjichten. 
Bon den verjchiedenjten Rednern wurde der Unzufriedenheit darüber Aus— 
drud gegeben, daß von den Forderungen des Frankfurter Kongreſſes bisher 
noch feine einzige erfüllt jei. Das Ergebnis der Debatte waren Reſo— 
lutionen über die gelben Gewerkſchaften, die Bejteuerung der 
Konjumvereine und ein Reichsberggeſetz, aus denen folgendes 
zu erwähnen ijt.!) 

1. „Der Kongreß erflärt ji mit allem Nahdrud gegen die „Gelben Gewerl- 
haften‘, die in der Regel im Intereſſe der Unternehmer gegründet und von biejen 
abhängig jind. Sie können den Arbeitern jtatt größerer wirtſchaftlicher Vorteile und ſtaats- 
bürgerlicher Freiheiten nur Abhängigkeit, ftatt Sicherung der Arbeiterrechte höchſtens Wohltaten 
bieten und an Stelle der Erziehung der Arbeiterjhaft zum Standesbewußtjein, zur Selb 
ftändigfeit und Selbithilfe werden durch fie wehrloje und daher ſtets willjährige Hilfätruppen 
ber Unternehemr geſchaffen. 

Die gelben re aller Art find daher als Zwittergründungen anzuſehen, 
welche die ideellen und materiellen Intereffen der Arbeiterſchaft nur empfindlich jchädigen.... 
Nur haraltervolle, zum jelbftändigen Denten erzogene, vaterländiſch gejinnte Arbeiter lönnen 
als Staatöbürger den modernen Anforderungen der Nation und den Intereſſen der allge» 
meinen Boltswohlfahrt Genüge leiſten.“ 

2. „Der Kongreß erhebt entſchieden Einſpruch gegen die in den meiften deutichen Bundes» 
ftaaten vorhandene Ausnahmebefteuerung der Konſumgenoſſenſchaften. Er ver- 
langt für dieje feine Bevorzugung, ſondern nur eine Gleichftellung in rechtlicher und jteuer- 
liher Beziehung mit den anderen Genojfenjchaften.‘ 

3. „Der Kongreß verlangt im Intereſſe einer einheitlichen Wrbeitergefepgebung, ſowie 
mit Nüdjiht auf die unbejriedigenden Ergebnijje der legten Reform des Bergarbeiter- 
ſchutzes und der Knappſchaftstkaſſen im preußifchen Landtage die Regelung ber Bergarbeuter- 
verhältnifje durch ein Reihäberggejep. 

Auch bei dem zweiten Beratungsgegenjtande, der Sonntagsruhe, 
eigte fic Übereinjtimmung der Anjichten. Der angenommene Beſchluß 
ee völlige Sonntagsruhe für das Handels- und Bädergemwerbe, jowie 


1) Die Refolutionen find in folgendem in abgelürzter Form wiedergegeben. 
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Schließung der Barbier- und Frijeurgeichäfte an den Sonntagen von 
10 bis 12 Uhr. 

Die Beratung über den dritten Punkt der Tagesordnung: „Arbeiter 
Ihußindergejundheit3gefährlidenundjhmweren Induſtrie“, 
führte zu einer Ausſprache über die Stellung zum Streik. Während einige 
Bertreter der Berliner Richtung der fatholiichen Arbeitervereine ihn ver- 
warfen, wollte die Mehrheit ihn als letztes Mittel des Kampfes aufrecht- 
erhalten jehen. 

Die angenommene Refolution ging auf dieſe Frage nicht ein, forberte viel» 
mehr unter Hinweis einerjeit3 auf die Art der Arbeit, die einen vorzeitigen Berbraud ber 
Kräfte mit fich bringe, die bisher ungenügenden fanitären Einrichtungen, die Beeinträchtigung 
be3 Stoalitionsrecht3, und andererjeit3 die große Steigerung ber Gewinne der Unternehmer 
einen erweiterten Schuß ber Urbeiter in den genannten Induſtrien, insbefondere eine geſetz- 
liche Regelung der Arbeitözeit, Einführung ber achtſtündigen Schicht für Feuer-, Hütten- und 
Hocdofenarbeiter, beſſere janitäre und hygieniſche Einrichtungen in bem Betrieben, Bor» 
beugung von Unfällen dur jchärfere Unfallverhütungsporfchriften und Kontrolle feitens 
der Tabrifinfpeltoren unter Hinzuziehung fachlundiger Arbeiter, Einſchränkung der Sonn 
tag3- und Verbot der Frauenarbeit, Verhinderung des Mißbrauchs der Wohlfahrtäeinrichtun 
und Sperrmafiregeln zum Nachteil der SKoalitionsfreiheit. Außerdem wird eine (härfere 
Beauffihtigung ber Werkö-Penfionstaffen gefordert und bagegen proteftiert, daß abgelegte 
Arbeiter auf anderen Werken feine Beihäftigung erhalten (Sperrfyftem). 

Bei dieſer Gelegenheit nahm auch ein Vertreter des Verbandes der 
Grubenfteiger*) da3 Wort, um die Unterdrüdung der Koalitionsfreiheit 
durd) Maßregelungen der organifierten Steiger an den Pranger zu jtellen. 
Der Kongreß ſprach den Steigern feine Sympathie aus und forderte 
die Regierung und die Bergbehörde auf, Durch Feinerlei Maßnahmen die 
Grubenbejiger zu unterftüßen. — 

Da die —— Regelung der Arbeitszeit wegen Erkrankung des 
Referenten von der Tagesordnung abgeſetzt werden mußte, ſo war der 
letzte Gegenſtand der Beratungen die gewerbliche „Arbeiterinnen— 
frage und die Arbeiterinnenorganiſation“. Die Referentin be— 
tonte, daß eine völlige Beſeitigung der Frauenerwerbsarbeit unmöglich 
ſei, und es ſich deshalb nur um ihre Einſchränkung und die möglichſte 
Beſeitigung der mit ihr verbundenen Gefahren handeln könne. Die gewerk— 
ſchaftliche Organiſation ſei ſchwierig, aber nicht unmöglich. 

Die angenommene Reſolution lautet: 

„Der Kongreß fordert die Arbeiterorganiſationen auf, ſich mehr wie bisher der 
Arbeiterinnenbewegung anzunehmen, beſonders ihre Organiſationen in Standes- und Be— 
rufsvereinen zu fördern und durch Anſtellung von Sekretärinnen auch in den gemiſchten 
Organiſationen eine Berückſichtigung der weiblichen Eigenart mehr zu ermöglichen. Von 
der Geſetzgebung verlangt der Kongreß: 1. den Ausbau des Vereins- und Verſammlungs— 
rechts dahingehend, daß den Arbeiterinnen die Wahrnehmung ihrer jozialpolitiihen Jnter- 
efien uneingejchräntt gemwährleiftet wird; 2. Verbot der Frauenarbeit in der gefundheits- 
fhädlihen und ſchweren Induſtrie, insbefondere in Bergwerfen, in Bleihüttenbetrieben 
und den damit verbundenen Nebenanlagen, ſowie im Hoch- und Tiefbau, in Ziegeleien uſw.; 
3. Verlürzung der Arbeitözeit; 4. obligatoriiche Fortbildungsichulen, verbunden mit Haus 
haltungsunterricht für jugendliche Arbeiterinnen; 5. erweiterter Schuß der verheirateten 
Frauen und Wöchnerinnen; 6. Bermehrung der weiblichen Bramten bei ber Gewerbe— 
infpeftion; 7. Berleihung des Wahlrechts an bie Wrbeiterinnen für Die beftchenden und 
noch zu fchaffenden fozialen Inftitutionen (Gewerbegerichte, Arbeitstammern ujm.); 8. gejeglichen 
Schuß der Arbeiterinnen in der Hausinduftrie; 9. Schaffung eines einheitlichen Gefinderechts.“ 


Außer diefen Punkten forderte der Kongreß durch befondere Beſchlüſſe: 
1. Einführung der Verhältniswahl bei allen fozialen Wahlen 
auf dem Gebiete de3 Arbeiterrecht3 und der Arbeiterverjicherung. 


1) Bgt. 1193, 
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2. Erlaß eines freiheitlihen Reichsvereinsgeſetzes, welches die 
ungehinderte Entwidlung der Arbeiterbewegung jichert und aud 
den Angeftellten de3 Staates da3 DOrganifationsrecht gewährleiſtet. 

3. Unterftellung der Heimarbeit unter die Scbelterneitigeruie, die 
Gewerbeaufticht und die Wohnungsinſpektion, jowie Schaffung von 

Einigungs- und Tarifämtern mit Berhandlungszmwang. 

4. —— der auf Beſeitigung der kleinen Renten in der land— 
wirtichaftlichen ——— gerichteten Beſtrebungen und 
Beſeitigung der Ausnahmeſtellung der ländlichen Arbeiter in 
der ſozialen Geſetzgebung, insbeſondere Einbeziehung derſelben in 
die Krankenverſicherung, und Gewährung des Koalitionsrechtes. 

Ein Antrag, der das Bedauern darüber ausſprechen wollte, daß in 
den meiſten deutſchen Landtagen die Arbeiterintereſſen noch ungenügend 
vertreten ſeien, und daß deshalb die Einführung des Reichsſtagswahl— 
rechts auch in den Einzelſtaaten, insbeſondere in Preußen, angeſtrebt 
werden müſſe, wurde von der Kongreßleitung als in das Gebiet der 

Politik übergreifend beanſtandet und ſchließlich zurückgezogen. Auch ſonſt 

war man beſtrebt, die politiſchen Gegenſätze fernzuhalten. So wurde die 

Außerung eines Redners, der die Zentrumspartei als die beſte Arbeiter- 

partei bezeichnete, von dem Vorſitzenden als ungehörig gerügt mit der 

Begründung, daß der Kongreß allen bürgerlichen Parteien gleich freundlich 

Kiel und für feine derfelben hier Propaganda getrieben werden 

ü 


e. 

Der Ausihuß des Kongrefjes, den man neu wählte, wurde beauftragt, 
die gefaßten Beichlüffe dem Reichskanzler durch eine Deputation zu über- 
bringen und einen neuen Kongreß nad) feinem Ermejjen einzuberufen. 
Eine neue Umlage von !/, Pf. für jedes Mitglied ſoll erhoben werden. 

Sn dem Shlußmorte hob der Borfigende, Stegerwald, hervor, 
der Kongreß habe gezeigt, daß die auf ihm vertretenen Korporationen 
jelbftändige Arbeiterorganijationen fein mwollten, ſich für politiihe und 
andere Zivede nicht benugen ließen und von ihrer Selbitändigfeit nötigen- 
fall3 mit der größeften Nücdjichtslofigfeit Gebrauch machen würden. Die 
bürgerlichen Parteien hätten die Pflicht, für die Eingliederung des vierten 
Standes in die bürgerliche Gejellihaft einzutreten. 

Am 24. Dftober 1907 wurde dann die Deputation des Ausſchuſſes 
von dem Reichskanzler empfangen. Der legtere ſprach feine Freude über 
den Erfolg des Kongrejjes aus und betonte, nicht3 werde das joziale 
Berftändnis der gefamten Nation mehr fördern, ald wenn die Arbeiter- 
ſchaft ji auf nationalen Boden ftelle, denn dadurch befenne jie ſich 
zu einer Solidarität mit den anderen Ständen, die von diejen nicht un- 
erwidert gelajfen werden könne. Sedenfall3 würden die beabjichtigten 
————— Maßregeln nicht ohne Anhörung von Arbeitnehmern er— 
olgen. — 

Die beiden Kongreſſe in Frankfurt und Berlin bedeuten einen großen 
Fortſchritt auf dem Gebiete der Arbeiterbewegung. Wer die bisherige Zer— 
ſplitterung der gewerkſchaftlichen Organiſationen als einen ſchweren Übel- 
ſtand anerkennt, durch den deren Erfolg in ſtärkſtem Maße beeinträchtigt 
wird, und wer deshalb die Anfinmentäitena der bisher ſich negenjeitig 
befämpfenden Gruppen zu einer Gemeinjchaft in irgendwelder Form 
al3 ein Ziel anfieht, dad man troß aller feiner Erreichung zurzeit noch 
entgegenftehenden Hindernifje jet und unverrüdbar im Auge behalten 
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ſoll, muß es mit Freude begrüßen, daß hier zunächſt ein Teil der Arbeiter» 
ſchaft, dem e3 bis jet an einer Gefamtorganijation fehlte, jich zu einer, 
wenn auch vorläufig noch lojen Form Degen ujammengefunden bat. 
Es ift deshalb lebhaft zu bedauern, daß in dieſe Gemeinjchaft die Hirſch— 
Dunckerſchen G.V. noch nicht einbegriffen find. Daß fie an dem Kon— 
greſſe in Frankfurt nicht teilnahmen, war ein fchwerer Fehler, denn den 
von ihm befürdhteten Einflüffen hätten fie gerade durch ihre Beteiligun 
am bejten entgegenwirken können. Aber jo jehr es menſchlich begreiflich 
ift, daß die Kriftlihen G. durch die damalige Ablehnung fich verlegt 
fühlten, jo hätten fie doch dieſer perjönlichen Erbitterung nicht fo viel 
Einfluß auf ihre Haltung geitatten jollen, daß jie die von eben. v. Ber- 
lepſch angebahnten ne Ari een ablehnten und bei der Einberufung 
u dem Berliner Kongrefje eine Form mählten, die ihren Gegnern die 

eteiligung unmöglich machte. Wenn jie fich, wie bie —— auf 
dem Kongreſſe zeigen, beſtimmen ließen durch die Erwägung, daß die 
G.V. mit ihren 100000 Mitgliedern feine Macht darſtellten, der gegen— 
über eine bejondere Rüdjichtnahme geboten jei, jo bedeutet das ein völliges 
Verfennen des fpringenden Punktes. Troß aller Neutralitätsbeteuerungen 
fteht außer allem Zweifel, daß, mie die freien ©. ſich an die Sozial— 
demokratie anlehnen, die hriftlihen ©. und die Mehrzahl der auf beiden 
Kongrefjen vertretenen anderen Organifationen eine überwiegend konſer— 
vative Grundanſchauung haben. Die Hirfch-Dunderfchen SR jind dem- 
gegenüber Bertreter der Liberalen Auffaſſung. Der Wert ihrer Mit- 
wirkung bejchräntt jich deshalb nicht auf die Zuführung von 100000 
intelligenten Arbeitern, fondern bedeutet eine Beteiligung des Li- 
beraliSmus al3 Gefamtgruppe. Es iſt zweifellos, daß die Macht— 
ftellung des Liberalismus auf ftaatlihem Gebiete heute geringer iſt, al3 
vor 30 Jahren, aber das ändert nicht3 daran, daß er ein Faktor unjeres 
öffentlichen Lebens geblieben ift, deſſen Bedeutung auch feine Gegner nicht 
verfennen ſollten. Mag innerhalb der eigentlichen Arbeiterflafje die liberale 
Richtung zurüdtreten, jo ijt ihr Einflus ſchon weſentlich größer bei den- 
jenigen Gruppen, auf die man doch beabjidhtigt, die in Frankfurt und 
Berlin verfolgten Beitrebungen auszudehnen, nämlich) in den Kreifen der 
Privatangeftellten aller Art. Endlich ift jede große Bewegung weitgehend 
abhängig von der Stellung, die die öffentfiche Meinung ihr gegenüber 
einnimmt. Daß aber in diejer ber Liberalismus noch immer einen ftarfen 
Machtfaktor darftellt, wird von feiner Seite beftritten. Die mathematijche 
Würdignug der G.-®., die ſich lediglid an die Ziffern hält, wird diefem 
Geſichtspunkte nicht geredit. 

— gereizte Erklärungen, wie ſie nach dem Kongreſſe von beiden 
Seiten erfolgt ſind, wird natürlich die Neigung zur Verſtändigung nur 
vermindert. Man ſollte auf ſie verzichten und ha allmählich gewöhnen, 
Fragen von folder Bedeutung nicht nad) perfönlichen Stimmungen, fondern 
nad; ruhigen ſachlichen Erwägungen zu entfcheiden. 


Fünfter Abſchnitt. 
Die Arbeiterinnen'). 


Die moderne induftrielle Entwidlung hat zur Folge gehabt, daß in 
zunehmendem Maße die Frauen ihren häuslichen Wirfungsfrei3 mit der 
ewerblicdhen Tätigkeit, insbejondere der Fabrifarbeit, vertaujcht haben. 
ür die Unternehmer bot dies, abgejehen von der Steigerung de An- 
ebote3 auf dem Arbeitsmarkte, noch den bejonderen Vorteil, daß die 
N nicht bloß abjolut, jondern auch relativ billiger ift, al3 Die 
Männerarbeit, d. 5. jelbft dann, wenn man in Betracht zieht, daß ba, 
two beide miteinander konkurrieren, die erjtere in der Regel quantitativ 
und qualitativ weniger wertvoll ift, pflegt noch ein Überſchuß zu bleiben. 
Dazu kommt, daß die Frauen fügſamer, insbefondere mehr geneigt find, 
fi einer über ihnen ftehenden Gewalt unterzuordnen, als die Männer. 

Man hat von humanitärer Seite mit Recht ſchwere Bedenken gegen 
die heutige Ausdehnung der Frauenarbeit erhoben und darauf ——— 
daß ſie das Familienleben zerſtöre und mit der Erziehungsaufgabe der 
Frau gegenüber ihren Kindern nicht vereinbar ſei. Aber jenen Mängeln 
ſtehen auch Vorzüge gegenüber, insbeſondere kommt die Möglichkeit ge— 
werblicher Beſchäftigung dem modernen Bedürfniſſe der Frauen nach 

rößerer wirtſchaftlicher Selbſtändigkeit entgegen. Außerdem beſchränkt 
—* nicht allein der bezeichnete Konflikt zwiſchen der gewerblichen Tätigkeit 
und den natürlichen Aufgaben innerhalb der Familie auf verheiratete 
Frauen, ſondern auch unter dieſen gibt es eine Anzahl, deren Arbeitskraft 
durch ihre Häusliche Wirkſamkeit nicht voll in —28 genommen wird. 

Es iſt begreiflich, daß die Männer die ihnen erwachſende Konkurrenz 
unangenehm empfanden und deshalb der Frauenarbeit anfangs ablehnend 
gegenüberſtanden; aber ſie mußten ſich bald überzeugen, daß ihre Be— 
kämpfung ausſichtslos ſei, und ſo haben die fortgeſchritteneren Elemente 
bon einer ſolchen Abſtand genommen und ſich darauf beſchränkt, der Unter- 
bietung im Preiſe entgegenzutreten. „Gleiche Bezahlung für gleiche 
Leiſtung“: das iſt heute die Parole der gemwerkichaftlichen Kreiſe. 

Da zur Erreichung diejes Zieles ein andere3 Mittel, als die Gelbit- 
hilfe, micht in Frage fommt, jo ijt hiermit das Bedürfnis der Organi- 
jation der Frauen von jelbjt gegeben; denn nur jie bietet die Möglich- 
feit, auf eine Steigerung der Arbeitslöhne hinzumirfen. Nur ein Feiner 
Teil der gewerblich tätigen Männer ſteht heute auf dem Standpunfte, die 
Drganifation der Frauen zu befämpfen. Die große Mehrheit ſieht in 


1) Einiges Tatfachenmaterial enthält O. Müller: Die fatholifhen Arbeiterinnenvereine, 
2. Aufl, MGladbach 1907, Verlag des Vollsvereins. 
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ihr eine Unterjtügung der eigenen, auf Beſſerung ihrer Klaſſenlage ge- 
richteten Beftrebungen. Meinungsverjchiedenheit bejteht nur teifieife hin⸗ 
ſichtlich der techniſchen Frage, ob es vorzuziehen ſei, Männer und Frauen 
gemeinſam oder getrennt zu organiſieren. 

Aber die Organiſation der Frauen ſtößt auf weſentlich größere 
Schwierigkeiten, als die der Männer. Abgeſehen davon, daß ſie ſpäter 
in die Hand genommen iſt und deshalb ſich noch in den erſten Anfängen 
befindet, jo daß die bei den Männern ſchon gewonnene gewerkſchaftliche 
Erziehung noch fajt ganz fehlt, liegen die Hindernijfe zum Teil auch in 
pſychologiſchen Momenten. Nicht allein hat, wie ſchon bemerft, die Frau 
im allgemeinen geringere Anſprüche und ift fügfamer, ſondern jie ift auch 
gemäß ihren natürlichen Aufgaben weniger aktiv, ald paſſiv veranlagt 
und deshalb geneigter, jich in einmal gegebene, wenn auch drüdende Ber- 
hältniſſe widerſpruchslos zu finden. Nuherbem wird e3 ihr, jo leicht fie 
ſich einer fremden, über ihr ftehenden Autorität fügt, ſchwer, einer jelbjt- 
geihafienen Gewalt jich unterzuordnen. Endlich rechnen die Mädchen mit 

er Verheiratung und betrachten die gewerbliche Tätigkeit al3 eine Über- 
gangsgeit; joweit aber verheiratete Frauen gewerblich tätig find, ift dieſe 
: a für jie nicht, wie bei dem Manne, ausichliehficher Lebens⸗ 
eruf. 

Vereinigungen weiblicher Arbeitskräfte ſind an anderen Stellen dieſes 
Buches mehrfach erwähnt!). Hier haben wir es nur mit den Arbeiterinnen 
im engeren Sinne zu tun. Begreiflicherweije hat ſich ihre Drganijation 
der der Ürbeiter angelehnt, und die drei großen SZentralverbände, die 
freien, die chriftlihen und die Hirfch-Dunderjhen Bereine, haben ſich 
bemüht, die rauen in ihren Kreis Hineinzuziehen. Aber der Parallelismus 
geht noch weiter. Wie neben den chriftlichen Gewerkichaften konfeſſionelle 
Urbeitervereine bejtehen, deren Aufgabe auf religiög-fittlidem Gebiete 
liegt, jo hat man in gleicher Weije auch Arbeiterinnenvereine ins Leben 
—— die eine Art Vorſtufe und Ergänzung der gewerkſchaftlichen 

rganijationen bilden. 


I. Die Tatholifchen Arbeiterinnenvereine?). 


Die Gründung katholifcher Arbeiterinnenvereine ift von M.-Gladbad) 
— wo ſchon 1867 die erſte Organiſation dieſer Art — 
wurde. Es folgten 1871 Köln, 1875 —— 1877 Augsburg, Offenbach, 
Kaufbeuren. Im Jahre 1886 beſtanden in Deutichland 26 Bereine mit 
4000 Mitgliedern. Aber obgleich insbejondere der 1880 gegründete Verein 
„Arbeiterwohl“ in Köln ji) der Sache lebhaft annahm, ging die Ent- 
widlung nur langjam vorwärts. Die Anregung war bisher faft aus- 
Ichließlich von den Geiftlichen ausgegangen, und die Tätigkeit der Vereine 
hatte ji) auf religiöje Zwecke beſchränkt. Hier aber boten die bejtehenden 
Sungfrauenvereine bereit3 eine Organijation, die häufig Dienſtmädchen 


’) Vgl. Lehrerinnen I 32 ff. Handlungsgehilfinnen I 235 Fi. Kellnerinnen ©. 397. 
Heimarbeiterinnen ©. 411. Hausbeamtinnen ©. 426. Dienjtboten ©. 415. 

?) Das Material verdbanle ich Herrn Verbandspräſes Walterbach und Herrn Redakteur 
Gafteiger in Münden. 
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und Fabrikarbeiterinnen umfaßte. So war die Zahl der Vereine im 
Jahre 1898 erſt auf 40 mit 6000 Mitgliedern geſtiegen. Daß von da ab 
ein Aufſchwung erfolgte, iſt vor allem den chriſtlichen Gewerkſchaften zu 
danken, die ſich 1902 auf dem Kongreß in München mit der Arbeiterinnen— 
organiſation beſchäftigten und einſahen, daß ebenſo, wie die Arbeitervereine 
eine Vorſtufe und Ergänzung der Gewerkſchaften bilden, auch die Arbeite— 
rinnenvereine dem gleichen Zwecke dienen würden, daß ſie aber auch wirt— 
ſchaftliche Aufgaben in * Bereich ziehen müßten. Auch die General— 
verſammlung deutſcher Katholiken in Köln 1903 empfahl dieſen Weg, 
und ber katholiſche Frauenbund beſchloß in ſeiner erſten Generalverſamm— 
lung in Frankfurt a. M. am 6./8. November 1904, die Bildung von 
Arbeiterinnenvereinen in die Hand zu nehmen. Nach einer Aufſtellung 
von Dr. Liejen!) gab es im Jahre 1903 82 Vereine mit 70000 Mitgliedern. 

Wie die Arbeitervereine in drei große Verbände: Süddeutſchland, Weit- 
deutſchland und Berlin, zujammengefaßt jind, jo bejteht eine ähnliche 
Drganijation aud für die Arbeiterinnenvereine. 


1. Berband füddeuticher fatholifher Arbeiterinnenvereine. 


Auf dem Verbandstage der füddeutichen katholiſchen Arbeitervereine 
in Heilbronn 1904 war die Organijation der Arbeiterinnen bejprochen und 
beſchloſſen worden, die Verbandsleitung mit den Vorarbeiten zu beauftragen. 
Im folgenden Winter hatten die „Münchener Patronagen“?) die gleiche 
Anregung gegeben. Der gemeinjam auögearbeitete Satzungsentwurf jtieß 
bei dem badijchen Verein injofern auf Widerjprud, als er die Zujammen- 
fafjung von Arbeitern und Arbeiterinnen vorjah. Der DPelegiertentag in 
Aſchaffenburg 1905 erkannte diefen Widerſpruch al3 begründet an, beſchloß 
getrennte Organijation und betraute eine Kommijjion mit der Umarbeitung 
de3 Entwurfed. Eine am 25. Januar 1906 in Stuttgart abgehaltene 
Konferenz der 22 Verbandsbeamten billigte die aufgeitellten Satungen, 
und am 12. Februar 1906 wurden in einer von dem Verbandspräjes Walter- 
bach einberufenen Konferenz in München nicht allein die ausgearbeiteten 
—— einſtimmig angenommen, ſondern auch der „Verband 
ſüddeutſcher katholiſcher Arbeiterinnenvereine“ endgültig be— 
gründet. 

Der Verband bezwecht die Förderung und Verbreitung der fatholifchen Arbei— 
terinnenvereine in Sübdeutihland. Aufnahmefähig ift jeber katholifche Arbeiterinnen- 
verein, ber 1. die Normalfagungen in ihren wejentlihen Punkten zu den feinigen madt, 2. einen 
fatholiihen Geiftlihen als Präjes an der Spipe hat, 3. die Verbandsjagungen anerkennt. 
—— Vorſitzenden des Vorſtandes ſoll tunlichſt der ge sg bed Berbandes fübdeutjcher 

rbeitervereine gewählt werden. Ebenſo iſt dahin zu wirken, daß von ben Bilhöfen Die» 
felben Diözefanpräfides für beide Organifationen beftellt werben. Neben dem Borjigendben 
beiteht der Vorſtand aus je drei Präfides und Vorjteherinnen der Münchener Arbeiterinnen- 
vereine, nebſt einigen duch Zuwahl bejtimmten Herren ober Frauen. Den Berbandstag 
bilden die Präfides und je ein Mitglied der angefchlofjfenen Vereine. Dieje haben für je 
200 Mitglieder eine Stimme. Die Vereine haben für jedes Mitglied einen Jahresbeitrag 
von 10 Fin zu leiften. Verbandsorgan ift „Die Wrbeiterin”. Die bei dem Berbande füb- 
deutfcher katholischer Wrbeitervereine beftehende Krankenzuſchuß⸗ und Sterbelaffe fol auch 
die Mitglieder der Mrbeiterinnenvereine aufnehmen. 

Aus den aufgeftellten Normalfagungen iſt folgendes hervorzu- 
heben: 


1) Handbud für Mädchenſchutz. 2. Aufl. 1908. Charitas-Verlag, Freiburg i. B. 
2) Bol. unten ©. 206. 
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Der latholiſche Arbeiterinnenverein will: 1. das religiös-ſittliche Leben ſeiner Mit- 
glieder fördern; 2. für die berufliche Ausbildung derſelben —— 3. ihnen zur Wahrung 
ihrer rechtlichen Intereſſen behilflich fein; 4. fie zur genoſſenſchaftlichen Selbſthilſe und zur 
Übung gegenfeitiger chriftliher Nächftenliebe anleiten; 5. eble Gefelligkeit pflegen. 

Zur Erreichung dieſer Zmwede follen dienen: 1. der öftere Empfang der hi. Safra- 
mente, bie Teilnahme an den kirchlichen Feſtlichleiten; 2. die Vereindverfammlungen mit 
Borträgen religiöfen, wirtfchaftlihen, fozialen und allgemein bildenden Inhaltes; 3. Ber- 
breitung guter und pajjender Lektüre, insheſondere des Vereinsorgans „Die Arbeiterin‘; 
4. Einrichtung einer Bibliothel oder Anſchluß an eine bejtehende; 5. Unterriht in Hand» 
arbeiten und in Führung einer Haushaltung; 6. Vermittlung bei Streitigkeiten bezüglich des 
Arbeitövertrages, Vertretung bei etwaigen Beeinträhtigungen, Eintreten für Mafregeln 
zum Schutze der Arbeiterinnen ufw.; 7. Auskunfterteilung und Vertretung in Fragen bes 
Rechtes und ber jozialen Gejepgebung; 8. Unterftügung kranker Mitglieder, jowie ber 
Dinterbliebenen Berftorbener durch Anthtuf an die Krankenzufhuß- und Sterbelafje be3 
Verbandes fübdeutfcher fatholifcher Arbeitervereine; 9. Bejorgung von Spareinlagen; 10. ger 
fellige Unterhaltungen. 

Aufnahmefähig als ordentliches Mitglied ift jede unbeſcholtene katholiſche Urbei- 
terin, bie das 16. Lebensjahr vollendet hat und feinem antichriftlihen Verein angehört. Da- 
neben gibt es außerordentliche (Gönner) und Ehrenmitglieder. Der Beitrag ber orbent« 
lihen Mitglieber beträgt monatlid 30 Pf. Sie find verpflichtet, an den Firchlichen 
Feierlichkeiten bed Vereins und an dem Empfange ber hl. Sakramente an ben von ber Bor- 
ſtandſchaft zu beitimmenden Zagen teilzunehmen, auch franfe Mitglieder zu bejuchen und 
fih nad) Möglichkeit zahlreich bei der Beerdigung verftorbener Mitglieder zu beteiligen. 

Vorſitzender des Vereins ift ein vom Diözeſanbiſchofe ernannter latholiſcher Geiftlicher. 
Er bildet mit der Borfteherin und fünf weiteren Mitgliedern den Vorſtand. Neben biefem 
befteht ein Beirat au3 den Damen, die dem Berein ihre Dienfte leiften. Verbandsorgan ift 
„Die Arbeiterin“. 


Sn der Generalverfammlung war man einig darüber, daß auch die 
gewerkfchaftlihe Organijation der Arbeiterinnen tunlichit zu fördern ift, 
doch joll fie jelbjtändig neben den Arbeiterinnenvereinen einhergehen. 

Nach der von dem PBerbande veröffentlichten Statiftif waren ihm 
am 31. Dezember 1907 50 Bereine mit etwa 6000 Mitgliedern an— 
geichlofjen. Die meiften Bereine find der Kranfen- und Sterbefajje bei- 
getreten und an die beftehenden Arbeiterjefretariate angeſchloſſen. Einige 
bejigen Bibliothefen und Sparfafjen. 


2. Berband der Tatholifchen Arbeiterinnenvereine der Erzdiözeſe Köln!). 


Für Weftdeutichland beiteht ſchon längere Zeit die Abjicht, ebenfalls 
einen einheitlichen Verband ins Leben zu rufen. Bisher bejteht nur ein 
jolher für die Erzdiözeje Köln. Er wurde im Februar 1907 gegründet. 


Zwecke des Berbandes find: 1. Durh Gründung von Wrbeiterinnenvereinen, 
bzw. Yungfrauenfongregationen die latholiſchen Wrbeiterinnen zur Wahrung ihrer religiöfen, 
fittlihen, geiftigen und wirtſchaftlichen Sntereffen zu fammeln. 2. In den bejtehenden 
Ürbeiterinnenvereinen unb Jungfrauenlongregationen die Ausführung aller Einrichtungen 
er — anzuregen und zu fördern, die zur Erfüllung dieſer Aufgaben erforber- 
lich find. 

Mittel zur Erreichung dieſer Zwecke find indbefondere: 1. Auskunfterteilung feitens 
der Verbandsleitung in allen die Wrbeiterinnenvereine und Jungfrauenlongregationen be» 
treffenden Angelegenheiten. 2. Gemeinfame Beratungen der Bereinspräjided. 3. Herausgabe 
einer Wrbeiterinnenzeitung. 4. Gemeinfame Förderung von Wohlfahrtseinrichtungen, ins 
bejondere hausmwirtihhaftlihen Kurſen und Unterftügungslaffen. 

An der Spite des Verbandes fteht der vom Erzbiſchof ernannte Diözefanpräfes. Er 
bildet mit den Bezirlspräſides das Diözefanlomitee. Sämtliche Präfides bilden die General» 
verjammlung. Organ des Verbandes ift „Die hriftliche Arbeiterin“. 


Der Verband hat Normaljagungen für die ihm angejchlojjenen 
Vereine gejchaffen, aus denen folgende hervorzuheben ift: 


1) Das Material verbanle ic; Herren PDiözefanpräfes Dr. D. Müller ın M.Gladbach. 
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Der Berein, der eine Stanbesvereinigung fein will und unter dem Schuge der Jungfrau 
Maria fteht, bezweckt: 

I. Im allgemeinen: Schub unb Förderung der Wrbeiterin, insbefonbere ihrer 
Religiöfität und Sittlichleit, ihrer wirtſchaftlichen und geiftigen Intereſſen, ſowie Vorbereitung 
auf ihren fünftigen Lebenäberuf. 

. Im einzelnen: 1. Belehrung über bie religiöfen Wahrheiten; Abwehr etwaiger 
religiösfeinblicher Beſtrebungen. 2. Erziehung zur praftifhen Betätigung der Meligion. 
3. Belehrung über die fozialiftiihen Irrtümer und die Beitrebungen der chriftlichen Sozial- 
Reform, insbefondere die Wahrung der berechtigten Intereſſen der Arbeiterinnen buch Ge— 
fepgebung und genoſſenſchaftliche Selbfthilfe. 4. Gewährung von Rechtsſchutz unter bejon- 
derer Berüdfichtigung der Rechte ber Arbeiterinnen aus dem Arbeitsvertrag, gegebenen- 
fall Anſchluß an ein Bollsbureau. 5. Heranbildung zu ber praltifchen Mitarbeit an den 
Beitrebungen zur Hebung bed Standes. 6. Förderung ber allgemeinen geiftigen und ber 
fachlichen Bildung. 7. Vermittlung hauswirtichaftliher Kenntniffe und Fertigkeiten. 8. Bwed- 
mäßige Belehrung über die Pflichten des künftigen Lebensberufed. 9. Pflege echter Freund» 
fchaft, ſowie veredelnde Unterhaltung und Gejelligkeit. 

Als Mittel werben bezeichnet: 1. Feier der gemeinfchaftlichen heiligen Kommunion an 
näher zu beftimmenden Tagen. 2. Gemeinſame religiöfe Übungen, wie Ererzitien, Vereins 
andachten, Wallfahrten, Prozeifionen. 3. Reliqiöfe, joziale, allgemein bildende Vorträge. 
4. Errihtung einer Bereinsbibliothel oder Anſchluß an eine beftehende geeignete Bibliothel, 
fowie Berbreitung guter Schriften und Bücher (Beteiligung am Borromäusverein, Hörde 
zung fatholifcher Kolportage). 5. Verbreitung einer katholijchen Arbeiterinnenzeitung. 6. Schaf- 
fung von Wohlfahrtseinrichtungen (3. B. Sparkafien) oder Anſchluß an beftehende. 7. Grün- 
dung von hauswirtſchaftlichen Kurſen (Koch-⸗/ Bügel- und Nähkurſe) oder Beteiligung ber 
Bereine an beftehenden. 8. Beranftaltung von Dellamationen, theatralifhen und geſang- 
lihen Aufführungen. 

Aufnahmefähig ift jebe aus der Schule entlaffene unbefcholtene Arbeiterin. Der 
Beitrag beträgt monatlih 10 Pf. Der Präſes wird von der kirchlichen Behörde ernannt. 
Er bildet mit fechs von ben Mitgliedern erwählten Perſonen den Vorſtand. Der Präjes 
bejegt die Vereinsämter. 


Dem Berbande waren am 1. Januar 1908 25 Bereine mit 8000 
Mitgliedern angeſchloſſen. Daneben waren in 60 AJungfrauenvereinen 
mit 12000 Mitgliedern etwa 8000 Arbeiterinnen Donner 


3. Berband Tatholifcher Bereine erwerbstätiger Frauen und Mädchen 
Deutichlands'). 


Der Berband der katholiſchen AUrbeitervereine (Siß Berlin)‘?) hatte 
eine Zeitlang ſtillſchweigend geftattet, daß die ihm — Vereine 
auch Arbeiterinnen aufnahmen. Auf dem 6. Verbandstage 1903 war 
beſchloſſen, dieſe in Zahlſtellen zuſammenzufaſſen, allein dies hatte ſich 
nicht bewährt. Deshalb ſetzte man die Frage der Organiſation der Arbeite— 
rinnen auf die Tagesordnung des am 24./25. Mai 1904 in Berlin ab— 
gehaltenen 7. Verbandstages. Nach eingehender Beratung wurde be— 
Ichlojien, eine Kommiſſion einzujegen mit dem Wuftrage, ſich mit der 
Gründung bejonderer Vereine und dem Bujammenjchlujje derjelben zu 
einen Verbande zu bejchäftigen. 

Diejer Kommijjion gelang es, an verſchiedenen Drten Vereine ins 
Leben zu rufen und ein Blatt zu gründen, das feit 1. Januar 1905 unter 
dem Titel „Frauenarbeit“ erjcheint. 

Am 12. Juni 1905 wurden dann auf einer in Berlin abgehaltenen 
Verſammlung von Bertretern der bejtehenden Vereine der in der Über- 
Ichrift chat: Verband gegründet. 





1) Das Material verdante ich dem ftellvertretenden Berbandspräfes, Herrn ſturatus 
Nafe in Berlin. 
N) Bol. S. 174 ff. 
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Der Berband hat jeinen Sig an dem Drte, wo bie Verwaltung geführt mwird.!) 

Bwed bed Verbandes ift, eine einheitliche Organifation ber tatholifcpen erwerbätätigen 
rauen und Mädchen zu verwirklihen und dadurch ein gemeinfames Eintreten für beren 
geiftige, berufliche und wirtfchaftliche Intereffen nad) den Grundjägen der fatholifchen Kirche 
zu ermöglichen. 

Us Mittel zur Erreihung dieſes Bieles follen dienen: 1. Gründung tatholischer 
Bereine der ermwerbätätigen rauen und Mädchen Deutichlands; 2. Unterjtügung der ein- 
zelnen Vereine, ihrer Beranftaltungen und Einrichtungen; 3. Abhaltung religiöfer Vorträge 
und Übungen, allgemeine religiöje Kundgebungen, Gründung von Bibliothelen, 2ejezirkeln, 
Kolportage ufw.; 4. Einführung von daritativen Einrichtungen für ben Fall der Krankheit 
und des Todes, Errichtung von Sparlafjen, Stipendienfonds zu beruflicher Wusbildung, 
fowie von Tg ai und ferienlolonien, Urbeiterinnenhofpizen und Speije- 
anftalten; 5. Einrichtung bejonderer Lehrkurfe zur Ausbildung in Buchführung und Kafjen- 
verwaltung, Korreſpondenz mit den Behörden, Einführung in die einſchlägige Gejeggebung, ins 
befonbere in Polizei» und Berwaltungsvorfchriften; 6. hauswirtſchaftlicher Unterricht, Aus 
bildung von Fabrilauffeherinnen und Wanderlehrerinnen; 7. Errichtung von Gefretariaten 
jür Ürbeiterinnen und Ausbildung von Gelretärinnen. 

Aufnahmeef ähig find alle katholifchen Vereine erwerbstätiger Frauen und Mädchen 
Deutichlands, deren Ortsfagungen mit den Berbandsjagungen nicht im Widerſpruch ftehen. 

Der Ausihlug muß erfolgen, wenn ein Berein antifatholifche Beftrebungen veriolgt, 
worüber der zuftändige Biſchof entjcheidet. Verbandspräjes ift der Präſes des Bezirks, in bem die 
Verbandsleitung ihren Sig hat. Er entſcheidet in legter Inſtanz über alle Verbandsfragen, welche 
nad) den Grundfägen ber Religion und Sitte zu regeln find. Daneben gibt eö eine Ber- 
bandäleiterin, eine Generaljettetärin und drei Beraterinnen. Alle diefe Perſonen nebit 
einem vom Biſchof zu ernennenden Stellvertreter ded3 Präſes und mindeftend zwei orbent- 
lihen Mitgliedern bilden den Borftand, der mit Ausnahme der beiden Präjides vom Ber- 
bandstage gewählt wird. Diejer beftcht neben den Borftandömitgliedern aus den Präſides 
und Vertreterinnen der Einzelvereine, die auf je 100 Mitglieder von diefen gewählt werben. 
Die Höhe ber Beiträge wird vom Berbandötage feftgejegt. 

Der Verbandstag hat auh Normaljagungen für die rinzelnen 
Vereine bejcjlojjen, aus denen folgendes hervorzuheben it: 

Der Berein bezweckt die religiöfe, fittliche, joziale und wirtfhajtlihe Hebung feiner 
Mitglieder nad) den Grundjägen der latholiſchen Kirche. 

Ter Berein ſucht den angegebenen Zwed zu erreihen: 1. durch Heilighaltung der Sonn- 
und Feiertage und durch den gemeinfchaftlidden Empfang der hl. Sakramente; 2. durch Pilege 
ber Berujs- und Gtandestugenden; 3. durch regelmäßige Verfammlungen mit belehrenben 
Vorträgen und Erörterungen von ragen, welche die beruflihen und Standesinterefjen ber 
Mitglieder betrefjen; 4. duch Errichtung einer Bibliothek; 5. durch geeignete Einrichtungen 
zur Förderung der materiellen Intereſſen der Mitglieder; 6. durch berufliche Gliederung 
innerhalb bes Vereins; 7. durch Vermittlung bei Streitigkeiten im Wrbeitsverhältnis, Ber- 
föhnung der Gegenjäge zwijchen Unternehmer und Ungejtellten; Eintreten für die Mitglieder 
bei den denjelben zugefügten Beeinträcdhtigungen, Eintreten für Maßregeln zum Schutze ber 
Mitglieder; 8. durch Fachkurſe zur hauswirtihaftlihen Ausbildung; 9. durch gejellige Unter- 
haltung; 10. durch Zugehörigkeit zum „Verband katholifcher Vereine erwerbötätiger Frauen 
und Mädchen Deutichlands” und Anihlu an dejlen Wohljahrtseinrichtungen. 

Aufnahmefähig find 1. als ordentliche Mitglieder erwerbstätige fatholiihe Frauen 
und Mädchen, die feinen firchenfeindlihen Grundfägen und Bejtrebungen huldigen; 
2. alö außerordentliche Ing folche weibliche Perjonen, welche das 45. Lebensjahr über- 
fchritten haben und den Wohlfahrtseinricdhtungen des Verbandes durch Zahlung der vor» 
ejchriebenen Niterszulagen ſich nicht anichließen wollen. Daneben gibt es Ehrenmitglieder. 

usgejchloffen werden Perſonen, die kirchenfeindlichen Beitrebungen huldigen, die firdj- 
lihe Kommunion verjäumen ober gegen die Grundfäge oder Beſchlüſſe ded Vereins agitieren. 
Die Leitung liegt in der Hand eines vom Diözefanbiichofe ernannten geiftlihen Präſes und 
einer unter bejjen Zuſtimmung gemählten Borjigenden. 


Der Verband gewährt neben dem Bezuge des Verbandsorgans 
„Frauenarbeit“ Arbeitsnachweis, Schlafjtellennachweis, Rechtsſchutz und 
Vertretung beim Reichsverſicherungsamte, ſowie gegen beſondere Beiträge 
Arbeitsloſen- und Wöchnerinnenunterſtützung, Krankengeldzuſchuß und 
Sterbegeld. Er beſitzt 6 Arbeiterinnenſekretariate und ſieht es als ſeine 


1) Zurzeit Berlin. 
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Aufgabe an, für bejferen Arbeiterinnenjchuß und beſſere Lohn- und Arbeits- 
— einzutreten, auch veranſtaltet er hauswirtſchaftliche und Hand- 
es rien und verſchafft Preisermäßigung bei dem Anfaufe von Näh— 
maſchinen. 


Während die katholiſchen Arbeiterinnenvereine in Süd- und Weſt— 
deutſchland der gewerkſchaftlichen Bewegung freundlich gegenüberſtehen und 
ſie nur ergänzen und vorbereiten wollen, ſteht der Verband auf dem Stand— 
punkte, daß er die gewerkſchaftlichen Aufgaben ſelbſt übernimmt, ſoweit 
er ſie als berechtigt anſieht. Er iſt deshalb beſtrebt, in den Vereinen die 
berufliche Gliederung durchzuführen, d. h. die Angehörigen desſelben Be— 
rufes zu beſonderen Gruppen zuſammenzufaſſen, um dadurch auf Ver— 
beiferung der Lohn- und Arbeitsbedingungen hinzuwirken. Als Mittel 
hierzu betrachtet er aber außer dem Eingreifen der jtaatlichen Tätigkeit 
lediglich friedliche Verhandlungen mit den Arbeitgebern. Der Streik wird 
grundſätzlich verworfen, da er zu einer immer weiteren Konzentration 
de3 Kapital3 und Zerreibung des Mittelftandes führe, auch der Klaſſenhaß 
in die Frauenherzen hineingetragen würde. Der Verband behauptet, auf 
an Wege jchon wertvolle Vorteile für jeine Mitglieder erreicht zu 


en. 

Der Verband hat I auch mit der Dienjtbotenfrage bejchäftigt und 
am 12. Juni 1907 im Anjchluß an den Verbandstag in Berlin eine Dienft- 
botenverjammlung abgehalten. Es wurde beichloffen, eine Umgejftaltung 
der Gejindeordnung durd) Aufnahme verjchiedener, näher bezeichneter Forde— 
rungen anzuftreben. Er hat jid) auch an dem Berliner deutſchen Arbeiter- 
fongreß!) beteiligt. 

Dem Berbande waren am 1. Juni 1908 162 Bereine mit 22500 
Mitgliedern angejchlofjen. 


4. Die Batronagen’). 


Sm Zujammenhange mit den fatholifchen Arbeiterinnenvereinen bedarf 
eine Einrichtung Erwähnung, die mit ihnen in der engften Beziehung 
ſteht. Ausgehend von der Auffaſſung, daß die Arbeiterinnen, RS Di den 
im jugendlichen Alter, noch nicht imftande find, felbjt für jich zu jorgen, 
vielmehr eines Schußes bedürfen, haben ſich fchon feit mehreren Jahren 
Bereine gebildet, die den Namen „Patronage“ führen und ſich ala „Schuß- 
verein für jugendliche katholifche Arbeiterinnen” bezeichnen. Sie haben 
eine Zentrale mit einer freigeftellten Sekretärin in3 Leben gerufen. 

Über e3 zeigte ſich Er da3 Bedürfnis, die beftehenden Vereine zu 
einer Öejamtorganijation zujammenzufajjen, und nachdem in der am 
29. Juni 1906 ın München abgehaltenen erjten Generalverfammlung die 
Bildung einer ſolchen grundſätzlich beichloffen und eine Kommiſſion mit 
Ausarbeitung der Saßungen beauftragt war, wurde in ber zweiten General- 
verfammlung, die am 16. Juni 1907 in München ftattfand, der „Verband 
füdddeutjher Batronagen für jugendlidhe fatholijhe Ar- 
beiterinnen‘ gegründet. 


2) Bol. ©. 194. 
?) Das Material verbante ih Herrn Verbandspräſes Walterbah in Münden. Eine 
Darftelung der Aufgaben der Patronagen gibt Augufte von Pechmann: Die Batronagen 


für a fatholifche Arbeiterinnen. München, Buchhandlung des Verbandes fübdeuticdher 
fathol. U.-B. 


Der Berband hat feinen Sig in Münden. Er erftrebt eine Zufammenfaffung aller 
Zolalvereine ſüddeutſcher Patronagen für jugendliche fathol. Urbeiterinnen unter dem Schupe 
bes bi. Philippus Neri zur Förderung bed gemeinjchaftlihen Zweckes Aufnahmefähig 
ift jeber Lolalverein, der 1. die Normalfagungen in ihren weſentlichen Punkten zu den jei- 
nigen madt, 2. die Berbandsfagungen anerkennt. Jeder Lolalverein hat 10% feiner Jahres- 
einnahme an bie Berbanbslafje abzuführen. Den Berbandsvorftand bilden: 1. eine erfte 
und eine zweite Präfidentin, eine Schriftführerin, eine Kaffiererin, der Verbandspräfes der 
fübdeutfchen Latholifchen Arbeiterinnenvereine und eine von biefem Verbande zu wählende 
BVereinsporfteherin. Auf dem Verbandstage find ftimmberechtigt: 1. die Mitglieder des Ber- 
bandsvorſtandes; 2. die Didzefanpräfidentinnen und die Diözefanpräfides; 3. die Lolalpräfiben- 
tinnen und bie geiftlihen Beiräte; 4. je eine von jeber PBatronage zu mwählende Batronejfe. 


Aus den jchon erwähnten Normaljabungen ijt folgendes hervor- 
zubeben: 

Der Verein bezwedt bie Bewahrung der aus ber Schule entlaffenen jugend 
lichen kath. Arbeiterinnen vor Gottlofigkeit und Sittenlofigleit durch ar or und Bflege 
religiöfen Sinnes unb Lebens auf dem Boden ber fatholifchen Glaubens- und Sittenlehre, ſowie 
durch Förderung ihrer gewerblichen und materiellen Jntereffen, im engen Zufammenmwirfen 
mit ben tathofilthen Ürbeiterinnenvereinen, damit die älteren Schüglinge den fath. Arbeite- 
rinnenvereinen als gejchulte Mitglieder zugeführt werben können. 

Ordentliche Mitglieder (Batroneffen) können kath. Damen werden, welde zur Förderung 
des Vereinszweckes durch perjönlihe Mitwirkung oder fonftige Unterftügung bereit find. 

Außerordentliche Mitglieder lönnen anderweitige Gönner des Vereins werben. 

Jedes Mitglied zahlt einen Jahresbeitrag von mindeftens 1 M. Damen, bie in den 
Batronagen perjönlih tätig find, Fönnen durch die Präfidentin des Lofalvereind von der 
Beitragspflicht ganz ober teilmeife befreit werben. 

Die Arbeiterinnen find nicht Mitglieder, jondern Schüglinge bed Bereind. Sie werben 
durch die Präfibentin des Lolalvereins aufgenommen und entlajfen. Die Schüßlinge zahlen 
einen Monatsbeitrag von 15 Bf. 

Verbandsorgan ift die in München erfcheinende Zeitfhrift „Die gute Freundin“. 

Der Vorſtand wird von der Mitgliederverfammlung gewählt, doch hat in ihm ber 
von dem Diözeſanbiſchof ernannte geiftlihe Beirat Sig und Stimme. In der Mitglieber- 
verfammlung Find auch bie ordentlichen Mitglieder ftimmberechtigt. 


Dem Berbande waren am 1. Januar 1908 26 Bereine mit 2200 
Mitgliedern angejchloffen. 


II. Die gewerkichaftlihe Organifation. 


Wie oben erwähnt, jteht der „Verband fatholifcher Arbeitervereine 
Si Berlin)‘ auf dem Standpunkte, die gewerkſchaftliche Organijation 
omohl für Männer, wie für Frauen abzulehnen, indem er deren Aufgaben, 
ſoweit er fie anerfennt, vielmehr den Arbeiter» und Arbeiterinnenvereinen 
zumeift. Die übrigen gewerfichaftlihen Verbände wollen auch die Urbeite- 
rinnen in gleicher Weife mie die Arbeiter organifieren und haben auf 
diejem Gebiete ſchon Beachtenswertes erreicht, obgleich die oben angeführten 
Schwierigkeiten zur Folge gehabt haben, daß die Entwidlung weſentlich 
fangjamer ſich vollzieht, al3 bei den Männern. 


1. Die chriſtlichen Gewerkſchaften. 


Die chriſtlichen Gewerkſchaften haben ji, wie oben!) mitgeteilt, auf 
den Kongreſſen in München vom 29. Juni bis 2. Zuli 1902 und in Breslau 


') gl. ©. 162, 168. 
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am 22./25. Juli 1906 mit ber Organiſation der Arbeiterinnen beſchäftigt 
und dabei inäbejondere die Frage behandelt, ob gemeinjame oder gejonderte 
Bereine für Männer und Frauen vorzuziehen jeien. Man kam zu dem 
Ergebnijje, daß eine gemeinjame Organijation den Vorzug verdiene, jtieß 
aber auf die Schwierigkeit, daß der dem Gejamtverbande angeſchloſſene 
„Verein der Heimarbeiterinnen“!) ji) auf Frauen bejchräntt. an be- 
Ye deshalb, in Ausnahmefällen auch Sonderverbände für Frauen zu 
geitatten. 


Die von bem Berbandstage in Breslau angenommenen Leitſähze be3 Referenten 
enthalten hierüber folgendes: 

„Die Heimarbeiterinnen haben im allgemeinen die Neigung, fi in einer rein mweib» 
lichen Organiſation zufammenzufhlichen. Wo ſolche Nur-Frauen-DOrganifation für bered- 
tigt und zwedmäßig zugleich in ber Gewerlſchaftsbewegung anerkannt wird, ift Sorge zu 
tragen, daß durch Knie Abmachungen die gemeiname Aktion inbejondere bei Xohn- 
bewegungen mit der entfprechenden männlichen Gewerkſchaft auf alle Fälle gefichert if. Als 
Vorarbeit für die gewerkſchaftliche Organifation aller Arbeiterinnen, bejonder3 aber ber jugend» 
lihen, empfiehlt ſich ihre Drganifation in fonfejjionelle Wrbeiterinnenvereine unter 
Mitwirkung von frauen anderer Stände. Diefe Vereine follen nicht nur in der religiös 
fittlihen Förderung der Wrbeiterinnen fich betätigen, fondern jie auch über die Entwidlung 
bes deutſchen Wrbeiterftandes, feine wirtichaftliche Befreiung in den brei verjchiedenen Organi- 
fationsformen aufllären und zur Wahrung ihrer VBerufsinterefjen zum Eintritte in bie En 
liche Gewerlſchaftsbewegung, reif machen.‘ 


Die Sammlung weiblicher Mitglieder ging recht langſam. Für die 
erſten Jahre bis 1902 einjchließlich — Angaben nicht vor. Es waren 
Arbeiterinnen organiſiert in den Verbänden der Tertilarbeiter, der Zi— 
garren- und Tabakarbeiter, der Schneider und Schneiderinnen, der Glas— 
arbeiter, der nichtgewerblichen Arbeiter und dem Berein der Heimarbeite- 
rinnen. Der lebtere zählte Mitte 1902 1200 Mitglieder; die weiblichen 
Mitglieder der übrigen Verbände wurden auf 1700 geichägt ?). 


Die Entwidlung in den jpäteren Jahren ergibt ji) aus folgender 
Tabelle: 
















































=. 1903 194 | 1905 | 1906 1907 
Organifation Mit |davon)| Mit- |bavon|| Mit- davon Mit- | davon || Mit- | davon || Mit | davon 
lieber | wetbt.|| alieber |weibt.|| glieder weibl. alieber | weibt. I giteder | weibl. || alteder | weibl 


Tertilarbeiter 14459|2029]16616|2602]]17685/347524735| 6 150]134581]11396 140764, 12628 
Metallarbeiter . . | 8950| 58] 6536| 105] 9317, 430117563! 325124744] 70223090 728 
Hilfe- u. Trans- | | 
portarbeiter . . || 18001 100|| 2351) 211] 5692| 217) 8329| 101413023! 860114636 895 
Solgarbeter . . . | 38501 — | 4466 — | 80361 — | 8380 — 10222 200 11280 215 
ramarbeiter . . | 6001 — | 600 20 9001 12] 2600° 73] 7031| 9001 8352) 987 
Heimarbeiterinnen | 1150| 395] 1577| 447] 2056| 731 2851) 942] 6437| 3040| 6549) 2422 
Tabalarbeiter . . | 137711877|| 1906119061 25802580 3077| 3077| 3600 3600| 4966 4966 
Eduh- u.Qeberarb. | 1255| 80 14101 761 1784 54| 2136| 1531 3250 — — 4203 431 
Schneider . . - . | 7501 6 8581 8 1390| 351 1962] 105|| 8124| 327 3758 815 
Graphifch. Gemerbe | — | — | — | — | 3501 — | 740 30) 10501 55) 1409 68 
Krantenpfleger . .| — | — | 190° 10] 318) 45] 3681 62] 642] 206) 1114 281 
Fleiſcher — —B60 as] @00 45 500 60] 500 — | 650 35 















| V 5 445] 11 | 1 646 | 
| 


1) Mol. ©. 411. 
*) Bol. Mitteilungen des Gefamtverbandes, 2. Jahrgang, Nr. 17, vom 25. Auguft 1902. 
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2 Die Hirſch⸗Dunckerſchen Gewerkvereine!). 


Mar Hirſch ſtand im Gegenſatze zu der damals herrſchenden Auf- 
faſſung auf dem Standpunkte, daß die Frauenarbeit eine Notwendigkeit 
ſei. In dem von ihm Ende Oktober 1868 veröffentlichten Muſterſtatute 
heißt es: „Das weibliche Geſchlecht ſoll vollſtändige Arbeitsfreiheit ge— 
nießen.“ Er forderte nur ausreichende Schutzmaßregeln gegen bie gejund- 
heitlichen und jittlihen Gefahren. Demgemäß haben die Gemwerkvereine 
auch wiederholt ſich mit dieſer Schußfrage beichäftigt. Der Gedanfe der 
Drganifation trat anfangs durchaus zurüd. Erjt der 12. Verbandsta 
1895 bejchäftigte ji mit ihm und beſchloß, die Organijation geunbfäpid 
u empfehlen. In der Debatte wurde ſogar mehrfach die Bildung reiner 
— — gefordert, doch nahm man zu dieſer Frage keine 
Stellung. Aber nicht alle G.⸗V. folgten der gegebenen Anregung. Einige, 
insbejondere die Schneider, Schuhmacher, Zigarrenarbeiter, Tertilarbeiter 
und die Fabrik⸗ und Handarbeiter, nahmen weibliche Mitglieder auf, andere, 
wie die Mafchinenbau- und Metallarbeiter, die Tiſchler und die Kaufleute, 
verhielten jich ablehnend. Der am 11. Februar 1898 ausgebrochene Kon- 
feftionsarbeiterftreif gab Beranlaffung, da3 Thema auf dem. 13. Berbands- 
tage 1898 von neuem zu behandeln, wobei aud) die Frage der gemein- 
jamen oder getrennten Organijation erörtert wurde. Die angenommene 
Refolution ließ jedoch diefe Frage unbeantwortet und beſchränkte ſich wieder 
auf eine allgemeine Empfehlung der Organifation. 

Erft 1902 wurde der Gewerkverein der Frauenund Mädchen“ 
gegründet. 

Er hat feinen Sig in Berlin und bezmwedt den Schub und die Förderung ber Nechte 
und Sntereffen feiner Mitglieder auf dem gefeglihen Wege ber freien Berufsvereinigung, 
namentlich durch fortjchreitende Berbefferung der Arbeitäverhältniffe, insbefonbere bed Lohnes 
und ber Arbeitszeit. 

Der Bereindzwed ſoll Hauptfächlich erreicht werben: 1. durch Gewährung von Redts- 
ſchutz und Bertretung ber in As in allen gewerblichen Streitigfeiten, Rat und Auskunft» 
erteilung auf dem Gebiete der Urbeiterverficherungs-Gefepgebung; 2. durch foftenlojen Arbeits- 
und Stellennahmweis; 3. buch Förderung ber allgemeinen und beruflichen Bilbung mittels 
Vorträge und Diskuffion in den Bereinsverjammlungen, ſowie Erridtung einer Bibliothel; 
4. durch Gewährung von befonderen Unterftügungen nad) den näheren Beftimmungen bes 
zu erlaffenden Reglements; 5. durch Gründung meiterer Ortövereine in allen Teilen bes 
Reiches, ald Grieder des Gewerkvereind der beutjhen Frauen und Mädchen; 6. durch 
Anſchluß an den Berbandb ber beutichen Gemwerkvereine (Hirſch-Duncker) auf Grund bes 
Statuts besfelben. 

Aufnahmefähig ift jede weibliche Berfon, welche das 14. Lebensjahr vollendet 
hat. Der Beitrag beträgt wöchentlich 10 und 15 Pf. der Generalrat lan aber die Erhebung 
von Grtrabeiträgen bejchließen. WBereindorgan ift „Die Arbeiterin“. 

Der Verein gewährt feinen Mitgliedern Rechtsſchutz und Unter- 
ſtützungen bei Arbeitslojigfeit, Streit und Mafßregelung. Eine anfangs 
eingerichtete Krankenkaſſe mußte wieder aufgelöft werden. Dagegen wurde 
in der dritten ENEDERRR NND am 20./21. April 1908 ein Beihilfe- 
fonds zur Unterftüßung kranker Mitglieder gegründet. 

Der Berein zählte am 1. April 1908 730 Mitglieder in 31 Ort3- 
vereinen und 2 Zahlitellen. 

Die Zahl der in den Hirſch-Dunckerſchen Gemwerkvereinen überhaupt 
organijierten Arbeiterinnen ergibt die folgende Tabelle: 








1) Das Material verbanle ich Herrn Berbandsfelretär Neuftebt in Berlin. 
Kulemann, Berufävereine. IL. 14 









Rame bes Gewertvereind ——— % 












Frauen u. Mäbchen ü 
Mafchinenbau- und R DE on 0 













2.) Metallarbeiter . 

3. Kaufleute .. . . i , 
4. if» u. Handarb. 10. ‚Töpfer und Ziegler . 1,13 
5. | Xertilarbeiter . . . 11. Konbitoren . . . »| 6 2,79 


Weibliche Mitglieder find nicht vorhanden in den G.-V. der Tijchler, 
Bergarbeiter, Bildhauer, Schiffszimmerer und Bauhandmwerfer. 


3. Die freien Gewerkſchaften!). 


Die freien Gewerkichaften ftehen auf dem Standpunkte, daß hinfichtlich 
des Emanzipationskampfes des Proletariates das Gejchlecht feinen Unter- 
ichied begründet. Schon ber erſte G.-Kongreß in Halberftadt 1891 beſchloß 
deshalb, die Organifation der Frauen in die Hand zu nehmen. Die Frage 
ber allgemeinen oder der Sonberorganifation wurde im erjteren Sinne 
beantwortet, indem den bejtehenden ©. der Männer empfohlen murde, 
auch Frauen als gleichberechtigte Mitglieder aufzunehmen und von der 
Bildung bejonderer G. für Arbeiterinnen abzuſehen. In die General- 
esta Ba wurde ein weibliche Mitglied gemäßlt. 

Die Gruppe der Frauen, die zuerft mit Energie die gewerkichaftliche 
Bahn betrat, waren die Buchdrudereihilfsarbeiterinnen, die jhon am 
5. März 1890 in Berlin ben „Berein der Arbeiterinnen an Buchdrucker— 
Ichnellprejjen‘ gründeten. Sie gewannen jogar den Vorjprung vor ihren 
männlihen Kollegen, unter denen die Organifationdverjuhe bis dahin 
erfolglo8 gewejen waren. Erſt unter dem Einflujje des gegebenen Bei- 
jpiel3 gelang es am 4. Mai 1890 den „Anterejjenverein der Buchdruderei- 
Hilfsarbeiter für Berlin” ind Leben zu rufen. Die Arbeiterinnen im 
Hamburg, Breslau, Straßburg, Leipzig und andern Städten organijierten 
jih nad) dem Berliner Vorbilde, und am 30. Mai 1898 jchlojjen ſich 
alle bejtehenden Vereine von Männern und Frauen zu dem „Verbande 
Bud- und Steindruderei-Hilf3-Arbeiter und -Wrbeiterinnen‘ zuſammen. 
Der Borjig wurde Frau Paula Thiede übertragen, die ihn jeitdem be- 
halten hat. 

Uber im ganzen hatte die Agitation unter den Arbeiterinnen in den 
erften Jahren doch nur geringen Erfolg. Diejenigen Gewerkſchaften, die 
fi ihr bejonderd mwidmeten, empfanden das Bedürfnis nad) brauchbaren 
Kräften als Rednerinnen und Leiterinnen der Berfammlungen. Einige 

ewerkſchaftlich tätige Frauen, insbefondere die jchon genannte Paula 
biede, Ida Altmann, Marie Hofmann, Martha Tieg und Emma Ihrer, 
ſchloſſen fi) zu einem Komitee zufammen, um diefen Wünfchen möglichit 
umfafjjend und nad einheitlihem Mufter zu entjprehen. Die General- 
fommijjion unterftügte ihre Tätigfeit durch) Gewährung von Bureau- 
räumen, und al3 einige Organijationgleiter im Sommer 1905 beantragten, 
an Stelle dieſes privaten Komitees eine offizielle Zentraljtelle für die 


1) Die Sozialdemokratie hat fich der politiſchen Organifation der Frauen angenom- 
men und im Anflug an die Parteitage in Mainz, 15./16. September 1900, Münden, 
14./20. September 1902, Bremen, 18./24. September 1904, und Mannheim 23./29. Sep 
tember 1906, ſind jozialdemokratifche Frauenlonferenzen abgehalten. Diejelben haben ſich 
aber mit gewerkſchaftlichen Fragen nicht beichäftigt. 
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einheitlihe und planmäßige Organijation der weiblichen Arbeiterjchaft zu 
Ihaffen, gab jie dem Wunſche "Eier inte indem fie da3 „Arbeiterinnen- 
jefretariat“ einrichtete, dad am 1. Dftober 1905 in3 Leben trat. Die 
nn wurde Ida Altmann!) übertragen. Das Komitee blieb daneben 
eitehen. 

Wie jchon bemerkt, waren die Erfolge der Dr groß. Die gahl br 
unter den Arbeiterinnen in den erjten Jahren nicht groß. Die 
mweiblihen Mitglieder der Gemerkichaften betrug 1892: 4355, 1893: 

1894: 5251, 1895: 6697, 1896: 15265, 1897: 14644, 1898: ISa8r 
1899: 19280. Erſt feit 1900 beginnt eine ftärfere Zunahme. Sie ift 
nn aus folgenber Tabelle: 





—— 




























1.1Bädr . . 222220. | — 31 651 1289 
2. Blumenarbeiter . . . . - I -!-| | 2) 8) si 100) 186 
z. Brauereiarbeiter - - - » - I —-ı 10 #6 9 02 iss 3805| 875 
4. Buchbinder . »..... - | 3046| 2838| 2835| 3828| 5525| 6261| 8718| 9285 
5.|Buchdrudereihilfsarbeiter . | 698 958 * 1412| 2092| 3775 6860 814 
6. | Bureauangeftellte. . . .. _ | 2 14 28 27 46 63 
7. abritarbeiter . . . . . - 2889| 3509 3485 3897| 4921) 5836| 10736) 12256 
8. Heifher - 2» 22220. — -| —| — 3 3) 7 18 
9.1@ärtner 2 222. -| -| -—- J— — 8 38 
10. |Gaftwirtögehilfen. . . . . -/| -!| -| -| 7 4 m) om 
11.|®emeinbdearbeiter.. . . . - — — 17 113 197) 406 4341 888 
12. Slasarbeiter. -. - . . . » 33 60 33 29 18| 249 421 650 
13. Hafenarbeitr .. 2... — — — — 8 — 20 100 
14. | Handeld-u.Transportarbeiter | — | 58 117 478 608 1070 1964 3529 
15. | Handfungsgehilfen - - » - 80 324 892| 1400| 1717| 2372) 3395| 4568 
16. | Handfhuhmader . . - » - 1065 89 6 4 3 46 166) 595 
17. | Holzarbeitr . . . . . - » | 726 652) 558) 447) 569] 1205| 3005) 3858 
18. geimeher MORE EE EEE ı 121) 149) 212] 321] 475) 873) 1598| 2100 
19. | Konditoren . .. 2... 15 ZT 18 166 505 1307) 980 —n 
20.1Rürihner -. . » -.... J— — 683 172 215) 221 226 378 
21. |2agerhaltr . . .... _ ıı ıı 33 7m 8 61 72 
22. |Seberarbeitr . . . . .. eh u el” a; 
28.1 Maler . . . . 2 2 20. — — — — 12 41 64 61 
24. | Metallarbeiter . . . . . - 2693| 2460| 3458| 5568| 5339| 9097| 13305) 14498 
25.1 Mafleure . . . .. 20. 46 86 43 32 — — — — 

26.Photographen.. — — — — — 23 5 
27. | Portefeuiller. . . . . . . | — — —| 86) 87 299 421 458 
28, Borzellanarbeiter . . . - - ı 357 364 309 291 361° 775 1434 2125 
29.|Sattlr. . 2.222... 31 60 380) 39 68 150 195) 221 
30.1 Schirmmader . . . . . - — — — — 24 332 182 
31. Schneider...» 758| 686 884 * 1072 2088 8567 7640 
32. Schuhmacher .. . . . 1916| 1773| 1954| 2880 2816) 3092| 4528| 5581 
33. Tabalarbeiter . . . . . . | 3922| 5463| 5533| 5825| 7761111422] 12888] 19847 
34. Tapegierer 222... 37 Ma 2% I —|i Bi 0 95 100 
35. Tertilarbeitr . . . . . » 5254| 4018| 6654 12040) 13126 20508 37020) 46457 
36.|Bergoder -. 2.2.2.2... 28 38 36 35 8 u — 

37. Wäfchearbeiter . . . - ... a 3 534 M su —» 
38.) Bigarrenfortierer . . . . 80 ° 501 92 12 ı 6101| 838 











| 22844|23699|28218]40 666] m — 118908 140746 


1) Ihr verdanle ich die vorſtehenden Angaben. In Nr. 14 bes „Korreſpondenzblattes 
ber Generalkommiſſion“ vom 6. April 1907 iſt der erſte, in Nr. 11 vom 14. März 1908 
ber aweite Bericht des Arbeiterinnenfetretariates veröffentlicht. 

2) Mit den Bädern vereinigt. 9) Mit den Schneibern vereinigt. 


14* 
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III. Zentraliſationsbeſtrebungen)). 


Der Gedanke, die beſtehenden Organiſationen der Arbeiterinnen in 
irgendeiner Form miteinander in Fühlung zu bringen, liegt an ſich nahe, 
ſtößt aber auf dieſelben Schwierigkeiten, wie Be ben Arbeiterorganijationen, 
nämlich auf den Gegenjag der politischen und religiöfen Anjichten. Das 
Verdienſt, jeine Verwirklichung zuerjt ind Auge gefaßt zu haben, gebührt 
dem „Berbande fortichrittlicher Frauenvereine‘,. der ſich in feiner am 
14. Dltober 1905 abgehaltenen Generalverjammlung mit der Frage be- 
ihäftigte und im Anjchluß an dieje eine öffentlihe Verfammlung in Berlin 
veranjtaltete, in der Marie Liſchnewska über die Notwendigkeit der Organi— 
jation der Arbeiterinnen referierte. In der Debatte, ſowie der anjchließenden 
Preßerörterung kam die Berjchiedenheit der Auffafiung darüber, ob die 
Schaffung einer gemeinfamen Organifation von Männern und Frauen 

u empfehlen fei, zu jehr lebhaftem Ausdrude. Die von dem genannten 

erbande begründete „Zentraljtelle für Arbeiterinnenorgani- 
fation‘ faßte darauf den Befchluß, einen allgemeinen deutichen Arbeite— 
rinmentag zu berufen, und wandte ſich im März 1906 an alle beftehenden 
Richtungen der. deutſchen Arbeiterinnenbewegung mit der Frage, ob man 
bereit jeı, ihn zu beſchicken. Die „Generallommijjion der Gewerkſchaften“ 
lehnte in Schroffer Weile ab; entjpricht e8 doch dem jozialdemofratiichen 
Grunddogma, daß man ji durch Berührung mit bürgerlichen Sozial- 
‚politifern beflede und die Reinheit des Glaubens in Gefahr bringe. Auch 
‚mit den chrijtlihen ©. konnte man nicht zu einer Verjtändigung gelangen, 
'insbejondere da man den von ihnen geftellten Antrag, aud die fonfejjio- 
nellen Vereine zuzulafjen, mit Berufung darauf, daß e3 fi) um gemerf- 
‚aohtice Beitrebungen handle, in der gemeinjamen Sigung vom 4. März 
1906 ablehnte. Dagegen beteiligten. ſich neben verjchiedenen bürgerlichen 
Srauenvereinen nicht allein die Hirich-Dunderjhen Gemerkvereine und 
der Verband Fatholifcher Vereine ermwerbstätiger Frauen und Mädchen 
Deutſchlands, ſondern auch ſozialpolitiſch —— Männer und Frauen 
aus allen Kreiſen. Dementſprechend wurde auch der am 14. Mai 1906 
gebildete Ausſchuß, dem die Einberufung übertragen wurde, zuſammen— 
geſetzt, doch wählte man an Stelle des früher geplanten Arbeiterinnen— 
tages die Form einer bloßen Konferenz. 

Die „Erite deutſche Konferenz zur Förderung der Ar— 
beiterinneninterejjen‘“ hat dann am 1./2. März 1907 in Berlin 
unter Beteiligung von etwa 400 Teilnehmern jtattgefunden. Auch hier 
ntachte jich nicht allein der Gegenjag der politischen Richtungen in teilmweije 
recht ſcharfer Form geltend, jondern auch die Frage nad) der Zivedmäßig- 
‚teit gemeinjamer oder getrennter Organijation von Männern und Frauen 
wurde in widerjprechendem Sinne beantwortet. Dagegen ergab fi eine 
erfreuliche Übereinftimmung Hinfichtlich der Forderungen auf dem Ge— 
biete des Arbeiterinnenihußes und. der. Bildungsfrage. 

—Die hauptſächlichſten Wünfche wurden in folgender einftimmig an- 
genommenen Refolution niedergelegt: 


Als demnächſtige praftifche. Forderungen zur Hebung ber Lohnlage und Lebenshaltung 
ber Ürbeiterinnen fordert bie Konferenz: L Staatshilfe: a) Kürzung der Urbeitäzeit, 


1) Das Material verbante ich Fräulein Elfe Lüberd in Berlin. 
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zunächſt den Zehnftundbentag; b) Erweiterung des Schwangeren- und Wöchnerinnenfchupes mit 
entiprechendb ausgebehnter Krantenlaffenunterftügung; c) Schuß ber Arbeiterinnen in Haus 
induftrie und Heimarbeit, 1. durch erg von Minbeftlöhnen, 2. buch Unterftellung 
unter bie @ewerbeinipeltion, 3. dur die Ausdehnung ber Wrbeiterverficherung auf bie 
Heimarbeit. II. Selbfthilfe: Die Konferenz tritt für die gewerkſchaftliche und genoffen- 
Ihaftlihe Organijation ber frauen ein. a) Als Vorbedingung ber Selbfthilfe forbert die 
Konferenz vom Staate bie Gewährung und Sicherung ber Koalitionsfreiheit; b) zur Förde⸗ 
rung ber Gelbfthilfe verlangt die Konferenz die gefegliche u Tarifvertrages. 
II. Vorbildung. Die Konferenz hält es ferner für nötig, den Mädchen, ganz unab- 
hängig davon, ob fe vorübergehend ober dauernd beruflich tätig find, eine ben An —— 
des Berufslebens entſprechende, der männlichen gleichwertige Vorbildung zu gewähren. f 
biefem * lann erreicht werden, daß bie Arbeiterin nicht mehr auf Grund allgemein 
geringerer Zeiftungen in ihrer Eigenfchaft ala Frau niedriger entlohnt wird ala der Mann. 
Unter dieſem Gefichtspuntte forbert die Konferenz auch von Staat und Gemeinde obligatorischen 
weiblichen Fortbildungsfhulunterricht bi zum vollendeten 18. Lebensjahre unter ugun 
der Tageöftunden, ebenfalls —— ber weiblichen Lehrlinge zu dem Gefellen- u 
Meifterprüfungen. Auch fordert bie Konferenz, unab ig davon, ob das Mädchen fpäter 
Hausfrau und Mutter wird ober nicht, einen obligatorifhen hauswirtſchaftlichen Unterricht, 
damit die Arbeiterin in jeder Lebenslage ihren Lohn in wirtſchaftlicher Weiſe anzumenben 
imftande if. 

Außerdem forderte man das Wahlrecht der Arbeiterinnen zu ben 
Gemwerbegerichten, den Krankenkaſſen und den Arbeitäfammern. dlich 
nahm man in —— Stellung zu den Fragen des Mutterſchutzes und 
der Mutterſchaftsverſicherung. 

Man beſchloß, alle Reſolutionen dem Reichsamte des Innern, dem 
Reichsſtage, den Einzellandtagen und den beſtehenden Arbeiterorgani— 
ſationen zuzuſtellen. Der bisherige geſchäftsführende Ausſchuß wurde in 
einen ſtändigen Ausſchuß zur Förderung der Arbeiterinnenintereſſen um— 
gewandelt und beauftragt, bie beſtehenden DOrganijationen zum Anſchluß 
aufzufordern und nad zwei Jahren einen zweiten Kongreß einzuberufen. 


Sechſter Abſchnitt. 
Einzelne Organiſationen. 


1. Das Perſonal der Berlehrsperwaltungen’). 


A. Poft: und Telegraphenverwaltung. 


Die Poftbeamten zerfallen in 3 Klaſſen, in höhere, mittlere (Sub- 
altern») und Unterbeamte. Gerade die gegenjeitige Abgrenzung der beiden 
erjteren Klaſſen bildet die hauptſächlichſte Unterlage für die in vielfacher 
Hinſicht intereffante Poftafjiftentenbewegung und muß deshalb hier kurz 
erörtert werden. 

Bis zum 1. Januar 1900 beftand in der Reichspoſtverwaltung folgende 
Ordnung. ?) 

Wer die höhere Laufbahn einjchlagen wollte, mußte das Abgangs- 
geugnis einer höheren Lehranftalt bejigen, wurde als Pojteleve 3 Jahre 
ang ohne Vergütung im Poftdienfte ausgebildet und hatte ſich dann 
einer erjten Prüfung zu unterziehen, nad) deren Bejtehen er als Hilfs- 
arbeiter (Poſtpraktikant) gegen Tagegelder bejchäftigt und nach etwa drei 
Sahren als Poftjefretär mit 1700—83500 M. angeftellt wurde. Eine 
zweite Prüfung gewährte dann das Recht auf die höheren Stellungen 
als: Oberpoſtdirektionsſekretär, Poſtkaſſierer, Poftinfpeftor. Die ge- 
nannten Beamten wurden dann, wenn jie ji) mehr für den praftijchen 
Dienft eigneten, zu Poftdireftoren (Vorjtehern von Poftämtern I. Klaſſe 
mit Gehalt bis 6000 M.), andernfalls zu Pofträten (Gehalt bis 7200 M.) 
befördert, aus denen die Oberpoftdireftoren und die Räte des Reichspoſt— 
amte3 —— Poſtſekretäre, die die zweite Prüfung nicht beſtanden, 
konnten zu Oberpoſtſekretären, Buchhaltern und Poſtmeiſtern (Vorſtehern 
von Poftämtern 2. Klaſſe, Gehalt bis 4200 M.) ernannt werden. 

Die mittlere Laufbahn begann mit der Zulajjung al3 Boitgehilfe, 
wofür gute Elementarjchulbildung und eine YAufnahmeprüfung erforderlich 
war. Nad) einer Ausbildung von 4 Bob und Ublegung ber Ajiitenten- 
prüfung wurden bie Gehilten zu Poſtaſſiſtenten ernannt und zunächſt 
diätariich bejchäftigt, worauf nad 4—6 Fahren die etatömäßige An— 


1) Das Perjonal der Verlehröverwaltungen in Deutſchland beträgt rund 1 Million. 
Nah der Statiftif der Eifenbahnen Deutſchlands für 1906 waren in deren Betrichen an 
Beamten und Arbeitern, einfchließlich der Handwerker, Lehrlinge und Frauen, 648437 Ber- 
onen beſchäftigt; die brei deutſchen Boftverwaltungen hatten Ende 1906 ein Gejamtperjonal 
von 296738 Berfonen. 

2) Die folgenden Angaben verbanfe ich Herrn Geh. Oberpoftrat Borgmann in Bremen 
und Herrn Dr. Diege in Berlin. 
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ftellung als Poftaffiltent oder Poſtverwalter (Borjteher eines Poſtamtes 
8. Blalfe, mit Gehalt von 1500—3000 M.) erfolgte. Älteren Affiftenten 
wurde der Titel „Oberpoftafjiftent” verliehen!). 

Da die Ajliftenten vielfach diefelben Gejchäfte wie die Sekretäre be- 
jorgten, jo glaubten fie ein Anrecht zu haben, daß ihnen dieje Stellung 
geöffnet würde. Die am 1. Januar 1900 in Kraft getretene Neuordnung 
der Beamtenverhältnijje bezwedte, diefen Wünjchen Rechnung zu tragen. 
Sie beruht auf dem Gedanken, die Laufbahnen der mittleren und der 
höheren Beamten völlig voneinander zu jondern und diefe Scheidun 
jowohl in der Ausbildung und dem Entwidlungsgange, wie Hinfichttich 
der Stellenbejegung und dem Titelmejen zum Ausdrude zu bringen. Die- 
jenigen Stellen, die früher die Anwärter * höheren Laufbahn als Durch— 
gangsſtellen bekleideten (Sekretäre, Oberſekretäre, Buchhalter, Poſtmeiſter), 
in denen ſie aber, falls ſie die höhere Prüfung nicht ablegten, dauernd ver— 
blieben, wurden unter gewiſſen Bedingungen den Anwärtern der mitt— 
leren Laufbahn zugewieſen. Gleichzeitig wurden die Anforderungen an 
beide Klaſſen erhöht. 

Da die höhere Laufbahn wegen ſtarker Überfüllung gänzlich ge— 
ſchloſſen und der Zeitpunkt, wo die Wiedereröffnung würde erfolgen 
können, noch nicht zu überſehen war, ſo wurden die neuen Verhältniſſe 
unächſt nur für die mittleren bis ins einzelne geregelt, während man 
hinſichtlich der höheren darauf beſchränkte, die Grundzüge feſtzulegen, 
und die Ausführungsbeſtimmungen einer ſpäteren Zeit vorbehalten 
wurden. Um jedoch die ſchon im Dienſt befindlichen Anwärter der höheren 
Laufbahn aud) äußerlich von denen der mittleren zu unterjcheiden, wurden 
ihnen von 1903 ab andere Titel beigelegt. Der Titel „Selretär” und 
„Oberſekretär“ fiel für fie fort, fie behielten vielmehr bei ihrer erjten 
etat3mäßigen Anjtellung den Titel „Poſtpraktikant“ bei und wurden nad) 
beitandener zweiter Prüfung zu „Oberpoftpraftifanten“ ernannt, bis fie 
in die höheren Stellungen einrüdten. Dabei wurde „Poſtkaſſierer“ in 
„Poſtinſpektor“ und „Poſtinſpektor“ in „Oberpoſtinſpektor“ umgeändert. 

Die Beitimmungen für die mittlere Laufbahn find hiernad) ſeit 
1. Januar 1900 folgende: Die Anwärter müſſen da3 Abgangszeugnis 
der Obertertia einer höheren Lehranftalt bejiten und merden nad) 
vierjähriger Ausbildung zur Affiftentenprüfung zugelaſſen. Die Aſſi— 
ftenten fönnen nad) einigen Jahren die gegen früher etwas erleichterte 
Gelretärprüfung ablegen. Durch dieje erlangen fie die Befugnis, als 
Gelretäre, Oberjefretäre, Bureaubeamte 1. Kalte bei der Oberpoftdireftion, 
Poſtmeiſter, Buchhalter, Kafjierer (Gehalt bis 4200 M.), Rendanten bei 
ber Oberpojtlajje (5400 M.) und al3 geheime erpedierende Sekretäre beim 
Reichspoftamte (6000 M.) angeftellt zu werben. 

Ceit dem 18. April 1908 ift nun auch die Höhere Laufbahn wieder 
eröffnet. Die Vorbedingungen für den Eintritt al3 Pojfteleven jind die— 
jelben geblieben. Nach einer einjährigen praktiſchen Dienftzeit und einem 
dreijährigen Studium, da3 teild auf einer Univerjität, teil3 auf einer 
techniſchen Hochſchule zu abfolvieren ift, ſowie dem Beftehen der erften 
Prüfung wird der Eleve zum „Poftreferendar” ernannt. Nach drei mwei- 
teren Ausbildungsjahren kann die zweite Prüfung abgelegt werden, worauf 


1) Es gibt im gt 819 Poſtämter 1. Mlafje, 694 2. Klaſſe, 2969 3. Klaſſe, 
9859 Poftagenturen und 18526 Bofthilfsftellen. 
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die Ernennung zum „Poſtaſſeſſor“ erfolgt. Dadurch ift dann die Be- 
förderung zu den höheren Stellungen (Poſtinſpektor, Oberpoftinfpeftor, 
Poſtdirektor, Poſtrat uſw.) eröffnet. 


In der Klaſſe der höheren Poſtbeamten hat bisher, ſoweit es 
ſich um das Reichspoſtgebiet handelt, der Organiſationsgedanke noch 
wenig Boden gefunden. Allerdings beſtehen an den meiſten größeren 
Orten Poſtbeamtenvereine, aber dieſe verfolgen überwiegend geſellige 
Zwecke und pflegen ſich mit der Förderung fachwiſſenſchaftlicher Kennt— 
niſſe und der Wahrung der Standesintereſſen nur ausnahmsweiſe zu 
befaſſen. Eine dem letzteren Zwecke dienende Organiſation iſt noch nicht 
—— Allerdings hat die nach Einführung der oben erwähnten neuen 

rdnung des Poſtdienſtes in den Kreiſen der höheren Poſtbeamten ent— 
ftandene Unzufriedenheit über ungenügende Berückſichtigung ihrer Inter— 
eſſen, insbeſondere unzureichende —— dahin gerübrt, daß durch 
die beiden 1900 und 1904 anonym erjchienenen Brofchüren: „Die 
Lage der Beamten der höheren Poftlaufbahn nad) Einführung der Per- 
jonalteform“ und „Die — der höheren Reichspoſtbeamten“, eine 
Beeinfluſſung der öffentlichen Meinung verſucht wurde. Auch erreichte 
man, daß bei Beratung des Poſtetats im Reichstage die einjchlägigen 
Verhältnifje unter Zugrundelegung der beiden Broſchüren eingehend er- 
örtert wurden, und endlich hatte das hierdurch in den beteiligten Sreifen 
erwedte Bedürfnis nach einer gemeinfamen Intereffenvertretung zur Folge, 
daß am 1. April 1905 die „Blätter für Poft und Telegraphie, Zeit 
Ihrift der höheren Poft- und Telegraphenbeamten“ ins Leben gerufen 
wurde, ein Organ, welches nad) feinem Proſpekte „unterſchieds- und parteilos 
die Intereſſen aller höheren Poſt- und Telegraphenbeamten in maßvoller 
aber unerjchrodener Weife vertreten will” und eine Auflage von 3000 
Eremplaren bejitt. Aber die vielfach verbreitete Annahme, daß eine 
Drganijation der höheren Boftbeamten beftände, die aus Vorſicht ihr 
Beleen zu verheimlichen juche, wird von beftunterrichteter Seite ber 

itten!). 


Anders liegen die VBerhältniffe in Bayern und Württemberg. In 
dem legteren Lande jind die höheren Pojtbeamten zu der unten?) zu 
erwähnenden Bereinigung zufammengejchlojjen. Für Bayern bejteht der 
bayriſche Verkehrsbeamten-Verein, der aber, da er außer den 
Beamten der Poſt auch diejenigen der Eifenbahn umfaßt, an anderer 
Stelle?) zu behandeln ift. Dagegen haben die mittleren und Unterbeamten 
überall Organifationen gejchaffen, die einen mehr oder minder ausge- 
jprochen gewerkſchaftlichen Charakter tragen. 


a) Das Reichspoftgebiet. 
1. Verband mittlerer Reichs⸗Poſt- und Telegraphen-Beamten'). 


Die am 6. Juni 1890 unter dem Namen: „Berband deutjdher 
Poſt- und Telegraphen-Ajjiftenten gegründete Organijation Hat 
ihren Sitz in Berlin. 


1) Ich verdanfe dieje Angaben dem Herausgeber der genannten Blätter, Herrn Dr. Diepe 
in Berlin. 

2) Bol. ©. 238. 9 Bol. ©. 277, 

*) Als Literatur über die Verhältnifje ber Boftbeamten und über ben Wififtenten- 
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Sie verfolgt nad ben jeit 1. Januar 1902 maßgebenden Statuten ben Zweck, unter 
ihren Mitgliedern allgemeine und Berufsbildung zu fördern, Baterlandäliebe und amerab- 
ſchaft zu pflegen, bie Jntereffen der Berbandsmitglieder zu fördern, fowie durch Schaffung 
von Kaſſeneinrichtungen der Wohlfahrt der Mitglieder zu dienen und ber unverjchulbeten 
wirtjchaftlihen Notlage unter den Hinterbliebenen ber Mitglieder, ausnahmsweiſe auch unter 
diefen jelbft, nach Kräften abzuhelfen. 

Als Mittel zur Erreichung dieſes Zweckes werden angeführt; 1. das Verbandsorgan 
„Deutſche Poftzeitung“; 2. die Verbandsbücherei, fowie die Bezirld- und Ortsvereins⸗ 
büchereien; 3. die Beteiligung an gemeinnäßigen Unternehmungen, insbejondere zum Biwede 
ber Unterbringung unterftügungsbedürftiger Mitglieder in Heilanftalten; 4. die Beranftaltung 
von belehrenden Vorträgen, Unterrichtäfurfen u. dgl.; 5. die Herausgabe und ber Vertrieb 
von Bücherwerlen; 6. die Gewährung von Rechtsſchutz in Fällen von grundbfählicher Be— 
Bedeutung; 7. bie GSterbelaffe; 8. die Fürforgelaffe; 9. die Familienbeiräte, 10. die Ber- 
mittlung von Lebens, Unfall- und fonftigen Berfiherungen zu vorteilhaften Bedingungen ; 
11. die Ermittlung billiger Sommerfrifhen, Babeorte und ähnlicher Aufenthaltögelegen- 
heiten; 12. das Verbandsvermögen. 

Aufnahmefähig als Mitglieder find alle mittleren Beamten der Reichspoft- und Tele- 
graphenverwaltung aus ber Klaſſe der Gehilfen und Anwärter, die bei ber Unmelbung 
das 50. Lebensjahr noch nicht erreicht haben. Neben einer Eimfchreibegebühr von 2 bzw. 
4 M. und einer Aufnahmegebühr von 1040 M,, die ſich nad) dem n3alter abftuft, 
ift ein Beitrag von monatlih 1 M. zu leiften, von dem 45 Pf. in bie Sterbelafje fließen. 
Auf dem Berbandstage haben die Vezirfävereine auf je 100 Mitglieder eine Stimme. Die 
Vorftandsmitglieber müfjen aktive Beamte fein. An Wohlfahrt3einrihtungen, auf bie jeboch 
fein Hagbarer Anſpruch gegeben ift, beftehen 1. die Rechtsſchutzlaſſe, aus der den Mitgliedern 
unentgeltlicher Rechtsſchutz gewährt wird, in ber Regel freilich wur in folhen aus bienft- 
licher Beranlaffung hHervorgerufenen Fällen, in denen fie vom Bublilum in Unfpruc ge 
nommen werben oder einen Dritten in Anſpruch nehmen; 2. bie Sterbefaffe, aus der beim 
Tode bie Hinterbliebenen nad der Dauer der Mitgliebfchaft 125—8350 M. erhalten; 3. bie 
Särforgefaffe für außergewöhnliche Notfälle; 4. die Familienbeiräte, die beim Tode eines 

itgliedes ben Hinterbliebenen mit Rat und Tat zur Geite ftehen jollen. 

Die geſchichtliche Entwidlung des Verbandes ijt von großem Inter— 
ejje, da ihre verſchiedenen Stadien auf einer verjchiedenen Geftaltung 
des Berhältniffes zwiſchen dem Verbande und der Reichspoftverwaltung 
beruhen und ein fonfretes Beijpiel für die oben?!) angeführten abftraften 
Erwägungen bieten. 

Die Gründung des Verbandes war die Folge des dejpotijchen Drudes, 
der von dem damaligen Staatsjefretär des Reichspoſtamtes auf die Be- 
amten geübt wurde. Stephan war eine der Kraftnaturen, die außergewöhn— 
liche Teiften, aber aud) feinen Willen neben dem eigenen anerfennen. Daß 
der Verband keine ſtaatsumſtürzenden oder auch nur mit einem geordneten 
Dienſtbetriebe unvereinbaren Ziele verfolgte, ergibt ſich aus den von ihm 
aufgeſtellten „Leitſätzen“, in denen es heißt: 

Es iſt Ehrenpflicht eines jeden Verbandsmitgliedes, in dienſtlicher Beziehung alles 
zu vermeiden, was ihn in Konflikt mit Vorgeſetzten bringen könnte, damit aus vereinzelten 
Vorfällen nit der Schluß gezogen werde, daß die Zugehörigkeit zum Berbande die Neigung 
zur Unbotmäßigfeit förbere oder den Wunſch erzeuge, den geordneten Organen ber Ber- 
waltung Schwierigkeiten zu madhen. Ganz im Gegenteil liegt ed durchaus im Sinne ber 


verband find zu erwähnen: 1. „Die neue Zeit und bie alte deutſche Reichspoſt unter ber 
Leitung des Herrn dv. Stephan.” Bon einem alten Boftillon. Hagen 1892, Riſel. 2. „Der 
deutfche Poftverband. Ein Verſuch zur Vertiefung feiner Aufgaben.” Bon einem Poftbeamten. 
Berlin 1901, Verlag der „Hilfe“. 3. „Das Poſtweſen. Zur Neorganifation von Ver— 
maltung und Betrieb. Bon Roftdireltor a. D. Hildebrandt. Berlin 1904, Verlag. ber 
beutfchen Stimmen. 4. „Die Die hauptfählichften Mängel im Reich3poft- und Telegraphen- 
weſen.“ Bon demjelben Berfalfer 1904 in demfelben Ferlage erihienen. 5. „Borgefeßten- 
tum und Organifation in der Reich3poft- und Telegraphenverwaltung.” Bon Poftdirektor a.®. 
Hildebrandt. Charlottenburg 1908, Selbſtverlag. Ferner bietet Auskunft die „Deutfche 
Poftzeitung” und ber „Deutſche Poftkalender”. Im übrigen verdante ich das benutzte 
Material Ba — — und dem im Texte erwähnten Poſtſekretär Lohe. 
!) Bol. TA. 
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Berbandsbeftrebungen und entipridt nur der von der Berbandöleitung biäher ſtets beob- 
adhteten unb empfohlenen Haltung, daß jedes Mitglied für feinen Teil danach tradhte, ben 
Borgefegten und unferen Gegnern durch ernſtes, Pflichttreues Berhalten die höchſte 
Achtung abzundtigen. Es muß dahin geftrebt werden, dab die Zugehörigkeit zum Verbande 
als eine Empfehlung, nicht ala ein Nachteil gilt. 

Wenn einerjeitö tabellofe Dienftführung und angemeffenes Benchmen gegen Ror- 
gefegte unb Untergebene jedem Berbandsmitgliede zur Ehrenpflicht gemacht wird, fo muß 
ihm anbererjeit3 empfohlen werden, auch jeine ftaatsbürgerlichen Rechte in jeder Beziehung 
zu wahren, jeden Berjuch einer Beſchränkung berjelben mit Feſtigleit zurüdzumeifen und über- 
griffen von Vorgeſetzten in geziemender, aber nachdrücklicher Weife zu begegnen.“ 

Troßdem wurden der Verband und jeine führenden Mitglieder mit 
ben äußerjten Drudmitteln verfolgt. Nimmt man hinzu, daß jänmer- 
lihe Bezahlung und unerhörte Arbeitsüberhäufung geeignet waren, den 
Mitgliedern jede Berufsfreudigkeit zu rauben, jo iſt es begreiflidh, daß 
der Drud fie nur feiter zufammenfdließen mußte. In der Tat erreichte 
es der Verband, die Sympathie der öffentlihen Meinung und insbejondere 
de3 jpg auf feine Seite zu bringen, und e3 war ein großer Erfolg, 
als bei der Beratung der Beſoldungsvorlage im Jahre 1897 der Reichstag 
gegen den Widerſpruch des Reichsſchatzamtes das Höchſtgehalt der Pojft- 
affiRenten von 2700 auf 3000 M. erhöhte. 

War hiernad; die erfte Periode ber Verbandsgeichichte in erfter Linie 
eine ſolche de3 Kampfes, jo fuchte man doch zugleich auch auf wirtſchaftlichem 
und gejelligem Gebiete den Mitgliedern zu nügen und jie enger zuſammen— 
— Dieſem Zwecke dienten neben den in Berlin, Hamburg und 

eipzig gegründeten Verbandskaſinos vor allem das ins Leben gerufene 

Verbandswarenhaus, bei deſſen Schaffung zugleich die Abſicht mit— 
wirkte, dem Gründer und erſten Vorſitzenden des Verbandes, Funk, der 
wegen dieſer ſeiner Tätigkeit im Jahre 1891 ſeines Amtes enthoben war, 
eine Lebensſtellung zu gewähren. 

Daß in dieſer Seit der jugendfrohen Begeifterung in dem Berbande 
auch weit ausgreifende Pläne reiften, die vielleicht nicht ausführbar waren, 
aber immerhin zeigten, wie hod; man fich die Ziele jtedte, beweiſen Re— 
formgebanfen, die in dem Verbandsorgan!) von einem Poftafjiftenten 
unter dem Pjeudonym Lohe erörtert wurden. Der Berfaffer wollte eine 
grundjägliche Erweiterung de3 gemwerkichaftlichen Rahmens durch Einbe- 
ziehung derjenigen Tätigkeit, die man bisher al3 genoffenschaftliche zu 
bezeichnen pflegt. Insbeſondere wurde vorgejchlagen, die Tätigkeit des 
Warenhauſes nicht, wie bisher, auf da3 Gebiet der Konjumtion zu be- 
ichränfen, jondern auch die Produktion einzubeziehen und 3. B. die Her- 
ftellung von Kleidungsſtücken in eigenen Werkftätten, die Einrichtung einer 
Berbandsbuchdruderei und buchhandlung, die Herjtellung von Wohnungen 
für die Mitglieder u. dgl. ſeitens des Verbandes in Angriff zu nehmen. 
Uber die genoſſenſchaftliche Tätigkeit follte nicht auf das wirtichaftliche 
Gebiet befchränft bleiben, fondern auch das Bildungs- und Geſelligkeits— 
leben, 3. B. durch Einrichtung von Verbandsſchulen, Beranftaltung von 
Vorträgen, Einrichtung von Lejezirkeln und Anſchluß an die Beitrebungen 
—— Vereinigungen, wie des evangeliſch-ſozialen Kongreſſes 
u. dgl., in feinen Bereich ziehen, um fo zu der mittelalterlichen Form 
einer den ganzen Menjchen umfaſſenden Perfonalgenofjenichaft zurüdzu- 


1) Bel die Nr. 16—20 des Jahrganges 1895 und Nr. 2, 4—7 des Jahrganges 1896. 
Einen ig aus ben Wusführungen gibt der „Genofjenfhaftlihe Wegweiſer“ in der 
Rr. 11 vom 30. Mai 189%. 
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fehren. — Solche Pläne bemweijen nicht allein die in dem Verbande ent- 
haltene geiftige Triebfraft, jondern jind in der Tat interejjant als Aus— 
blide auf eine mögliche Zufunftsentwidlung des ganzen Gemerfichaft3- 
weſens. Allerdings pajjen jie nicht in das Schema der allgemeinen Dienit- 
anmeijung und werden deshalb die Sympathien für den Verband in den 
Kreifen des Poftregimentes nicht vermehrt haben. 

Aber auf die Periode des Aufſchwunges folgte ſchon nad) einer Reihe 
von Sahren die des Niederganged. Stephan war 1897 geftorben, und 
fein Nachfolger v. Podbielski jchlug einen andern Weg ein. Satte Stephan 
die Aſſiſtenten gleichzeitig ideell und materiell mißhandelt, jo jollten jegt 
umgekehrt die Erfüllung ihrer wirtſchaftlichen Wünſche dazu benußt werden, 
ihr geiftiges Rüdgrat zu brechen. Die oben!) mitgeteilten Berbejjerungen 
der bdienjtlichen Verhältniffe wurden al3 Reformplan befannt gegeben, 
aber zugleich wurden die Vorjtandsmitglieder am 22. März 1899 in das 
Reichspoſtamt beichieden und ihnen hier von dem Staatsſekretär erflärt, 
daß der jetige Zuftand nicht beitehen bleiben könne. Der Verband bilde 
einen Staat im Staate, da er die Intereſſen einer einzelnen Beamten- 
Hajje vertreten wolle, während feine Mitglieder fich vielmehr als Teile 
der gejamten Verwaltung zu fühlen hätten; dadurch; werde die Neigung 
zu Unbotmäßigfeit gereizt. Er, der Staatsſekretär vertrete Die Inter— 
eſſen der Aſſiſtenten a wie die der anderen Beamten und müſſe ver- 
langen, daß diejelben Vertrauen zu ihm hätten. Der Kaiſer wollte zu- 
friedene Beamte haben, und er jei bejtrebt jolche zu jchaffen. Ihre prak— 
tiſche Zufpigung erfuhren diefe afademijchen Erörterungen in einer doppelten 
—— us den Statuten, die damals als Zweck des Verbandes 
auch die Aufgabe enthielten, „die Intereſſen des Poſt- und Telegraphen— 
aſſiſtentenſtandes zu vertreten“, ſollte dieſer Satz geſtrichen und außerdem 
das Verbandsorgan der Verantwortung des Verbandsvorſitzenden unter- 
jtellt werden. Da biejer fi in dienftlicher Abhängigkeit von der Pojft- 
behörde befand, jo war damit die loyale oder mindejtens zahme Haltung 
des Blattes gemährleiftet. 

Der Vorſtand fügte jich diefen Friedensbedingungen, und ein auf 
den 5./6. Mai 1899 in Berlin zufjammenberufener außerordentlider 
Berbandstag billigte jein Verhalten. Allerdings wurden einzelne Stim- 
men laut, die noch den Verſuch gemacht wijjen wollten, die Kapitulations- 
bedingungen etwas zu mildern und die Zujtimmung des Gtaatsjefretärd 
dazu zu erlangen, daß dem Verbande wenigſtens die Förderung der Inter— 
ejjen jeiner Mitglieder gejtattet werde, aber die Mehrheit wollte reine 
Bahn madhen, und jo wurde nicht allein die Intereſſenvertretung ganz 
geitrichen,?) jondern auch der Zuſatz bejchlojjen: „Vor der Herausgabe 
unterliegt die Zeitung der Zenjur des erjten Verbandsvorſitzenden oder 
dejien Stellvertreter3”. Endlich hatte der Staatsjefretär den Wunjch ge- 
äußert, die „Leitfäge” möchten aufgehoben werden, da „in ihnen etwas 
Heperijches Liege”. Die Leitſätze, die jo nachdrüdlich die ſtrengſte Pflicht- 
erfüllung predigten! Auch diefer Wunſch wurde ohne Debatte erfüllt, 
indem ber Borlibende Kahanig bemerkte: „Geſchieht ung ein Unrecht, 


) Bol. ©. 215. 

2) Die jept gültige, oben mitgeteilte Faffung der Statuten, in ber die Förderung 
der Sinterefjen der Berbandsmitglieder wieder aufgenommen ift, beruht auf cinem Befchluffe 
des Berbandötages vom 5.—7. Juni 1902 


Be. 


dann ift Dies auf dem Inſtanzenwege nahdrüdfich zur Sprache zu bringen; 
dazu bebürfen wir feiner a 

Es mag fein, daß dem Vorſtande und dem VBerbande nicht3 anderes 
übria blieb, als fich löblich zu unterwerfen. Der Staatsſekretär hatte 
nicht allein für den Fall der Weigerung die entjchiedenjten Maßregeln 
in Ausficht geftellt, fondern, um zu zeigen, daß auf feine Milde zu hoffen 
jei, zwei nicht etat3mäßige Beamten entlaſſen, die nicht? getan hatten, 
al3 daß fie dem PVerbandsvorftande auf deſſen Wunſch eine Abjchrift 
ihres Dienftftundenplanes gegeben hatten. Aber jchlimmer al3 dies war 
e3, daß im Verbande die —E Mehrheit die in Ausficht geftellten materiellen 
Berbefjerungen höher einjchägte, ald die Wahrung ihrer ſtaatsbürgerlichen 
Rechtsſtellung. 

Da der Verband ſeinen gewerkſchaftlichen Charakter verloren hatte, 
ſo ſuchte er wenigſtens ſeine Unterſtützungseinrichtungen weiter 
auszubauen, und der Vorſtand beantragte die Errichtung eine Sterbe— 
kaſſe, einer Fürforgelaffe, einer Feuer- und Einbruchsdiebſtahl-Verſiche— 
rungslaffe und einer Haftpflichtlaffe, forie die Erhöhung des monatlichen 
Beitrages von 50 Pf. auf 1M. 25 Pf. Der Verbandtag am 12./14. Juni 
1901 bilfigte nur die erjteren beiden Kaffen und demgemäß die Erhöhung 
des Beitrages auf 1 M. 

Uber die durch die Unterwerfung erzielten Vorteile erwieſen fich bald 
al3 mehr oder weniger illuforish. Nicht allein Fonnten fie aus dem 
Grunde für eine längere Übergangszeit nicht voll in Kraft treten, meil 
die geöffneten Sefretärftellungen einjtweilen bejegt waren, fondern e3 jtellte 
ſich aud) bald heraus, daß nur ein recht Heiner Teil der Affiftenten zu 
ihnen gelangen fonnten, da ihre Zahl zu der der Afliftenten jich etwa 
wie 1:8 verhielt. Auch ftellt die Prüfung jo hohe Anforderungen, dab 
nur ein Bruchteil der Affiftenten ſich ihr unterziehen kann. Bu diejer 
Enttäufhung fam hinzu, daß allmählich eine äußerft leichtfertige Ver— 
waltung der Verbandseinrichtungen, insbejondere des Barenhautes und 
des Verbandstafinos befannt wurde, jo daß troß großer jährliher Zu- 
Ihüffe aus der Verbandskaſſe fchwere Verlufte entitanden und von den 
Mitgliedern zu tragen waren. Der durd) einen Vertrag vom 6. Februar 1900 
unternommene Rettungsverſuch, der darin beitand, daß das Warenhaus 
bon dem Verbande an eine jelbitändige Genoſſenſchaft übertragen wurde, 
erwies ſich ohne nachhaltigen Erfolg, und fo bildete ich im Verbande eine 
oppofitionelle Partei, die auch gegenüber dem Reichspoſtamte inſofern 
eine veränderte Haltung forderte, al3 man freilich nicht den Kampf wieder 
aufnehmen, aber ſich in eine fühle Neferveftellung zurüdziehen wollte. 
Auf dem Verbandstage vom 12./14. Juni 1901 fam es anläßlich der 
Boritandsmwahl zu einer Sraftprobe beider Richtungen, und obgleich der 
Kandidat der Oppofition, Hamecher, nur 60 Stimmen erhielt gegenüber 
78, die auf den bisherigen Vorjigenden Kahsnig fielen, jo lehnte doch 
diefer die Wahl ab und Hamecher wurde zum VBorfigenden ernannt. 

Die folgenden Verbandstage vom 4./7. Juni 1902 und 17./20. Juni 
1903 bieten das Bild eines fortgejegten Kampfes der beiden Rid- 
tungen, der in äußerft fchroffer Form geführt wurde. Insbeſondere 
wurde gegen den Verbandsgejchäftsführer Funk wegen der geichäftlichen 
Leitung die allerjchwerften Kormürfe erhoben; ebenfo wurde Yubrich, der 
Redakteur des Verbandsorganes, Tebhaft angegriffen. Die Warenhaus- 
genofjenschaft trat in Liquidation und die Verbandskaſinos wurden auf 
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gehoben. Seitdem iſt eine gewiſſe Beruhigung und Verſöhnung einge— 
treten, und auf den Verbandstagen vom 8./10. September 1904, 14,/16. 
September 1905 und 13./15. September 1906 hat man fich neben Ber- 
waltungsfragen hauptſächlich damit befhäftigt, die Wünfche der Ajfiftenten 
Hinfichtlich ihrer Dienftftellung und de3 Prüfungsweſens zu formulieren. 
Ein umfafjendes Programm, da3 eine vollftändige Dienft- und Prü— 
fung3ordnung für alle Beamtenklafjen darjtellt, wurde 1906 auf dem 
Verbandstage mit 243 gegen 6 Stimmen bei 21 Enthaltungen angenommen. 
Insbeſondere wurde die Regelung de3 Verhältniſſes zwiſchen Militär- 
und Bivilanwärtern, die günjtigere Ordnung des Nacdıtdienites, Erhöhung 
des Bohnungägelbzufchufies und der Tagegelder, Gewährung von Er— 
a gen fowie eine Einridtung der Art gefordert, daß Berichte 
über die Leiftung und Führung der. Beamten diefen unter Angabe von 
Zatjachen zur Kenntnis und Rechtfertigung vorgelegt werden jollen. 

Die Stellung des Verbandes gegenüber der Poſtverwaltung iſt 
unter dem neuen Vorjtande jelbitändiger geworden, Als eine Agitation 
in den öftlichen preußiichen Provinzen zum Anlaß genommen wurde, 
um am 18. Januar 1906 den Borjtand in das Reichapoamt zu bejcheiben 
und ihm da3 Mipfallen des Staatsſekretärs hierüber, jomwie über die 
Haltung des Verbandsorgans auszudrüden, lehnte jener eö ab, ein Unrecht 
uzugejtehen, und erklärte offen, daß die Beamten über die Durchführung 
er ————— enttäuſcht ſeien. Obgleich eine Anzahl Bezirks— 
vereine dem Vorſtande zu dieſer Haltung öffentlich ihre Zuftimmung 
ausiprachen. und der Verbandstag vom 13./15. September 1906 dem Vor- 
ande „für feine zielbewußten Ausführungen“ den Dank des Verbandes 
botierte, wagte doc die Verwaltung nicht, hiergegen einzufchreiten. — 

Auf dem am 12./14. September 1907 in Berlin abgehaltenen 17. Ber- 
bandötage wurde ‚injofern eine organijatorifche Anderung vollzogen, 
als zur Erreichung eines bejjeren Schutzes des Verbandsvermögens mit 
einer unmittelbar vorher gegründeten und aus 13 Mitgliedern des Ver— 
bandes bejtehenden Gejellichaft mit beſchränkter Haftung unter der Firma: 
„Deutſcher Bojtverband. Verlags3anftalt, Spar- und Depo- 
jitenfajje” ein Vertrag dahin gejchloffen wurde, daß diefe Sejellichaft 
als Treuhänder die gefamte Seihäntsführung des Verbandes, insbejondere 
die Herausgabe der „Deutichen Poſtzeitung“, das zur von einer bejondern 
Berlagsanitalt de3 Berbandes betriebene Buhhandlungs- und Verlags 
gerät und dad Verbandsbureau übernimmt und für Rechnung des Ver— 
andes deſſen gejamte Kajjenführung verwaltet, wofür ihr eine Entjchädi- 
ung von jährlih 1000 M. gezahlt wird. Zugleich wurde der Name des 
Berbanbes dahin geändert, daß er künftig lautet: „Berband mittlerer 
Neihspoft- und Telegraphen-Beamten“ Die betreffende Vor— 
Ichrift der Sagungen a die Faſſung: „Aufnahmefähig find alle mittleren 
Beamten der Reichspoft- und Telegraphen-Bermwaltung aus der Klaſſe der 
Eleven, Gehilfen und Anwärter, die bei der Anmeldung das 49. Lebensjahr 
nod) nicht vollendet haben”. Um den Beitrebungen der neben dem Ber- 
bande bejtehenden Sonderorganijationen der Sefretäre!) und Pojt- 
verwalter ?) enigegengubteten, wurde eine Rejolution beſchloſſen, die betont, 
daß ber Verband durchaus geeignet jei, die Intereſſen aller mittleren Pojt- 
und ZTelegraphenbeamten wirkſam wahrzunehmen und den Borftand auf» 
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fordert, diejenigen Mitglieder, die ſich fortgeſetzt weigern, die von den Ver— 
bandstagen gefaßten Beſchlüſſe anzuerkennen, nach Maßgabe der Satzungen 
auszuſchließen. Eingehend wurde über die Umgeſtaltung der Berjonal- 
—* Gehaltsverhältniſſe verhandelt. Der einſtimmig gefaßte Beſchluß 
ordert: 

1. Umwandlung der Aſſiſtenten- in Sekretärſtellen und ber letzteren in Oberſelretär- 
jtellen; 2. bdurchgreifende, im einzelnen aufgeführte Gehaltsfteigerungen; 3. Erhöhung 
ber Tagegeldber und des Wohnungsgeldzufchuffes; 4. Stellenzulagen für die Poſtverwalter; 
5. Unrehnung der Militärdienftzeit biß zu drei Jahren auf das Befoldungsdienftalter ; 
6. Beibehaltung des Gemeindefteuervorrehtd. Die mehrfach befürmwortete Bevorzugung ver» 
beirateter und kinderreiher Beamten in Beziehung auf Gehalt und nr arg 
wurde abgelehnt, aber die Gewährung von Ürziehungsbeihilfen für ein Gebot der aus 
gleihenden Gerechtigkeit erflärt. 

Bur Stellungnahme gegenüber der zu erwartenden Regierungsvorlage 
wegen Neuregelung der ———— und gg eig va joll ein außer- 
ordentlicher Verbandstag einberufen werden. Der Vorftand joll dem bisher 
üblichen Verfahren entgegentreten, daß bei Verjegungen, die auf Anjuchen 
der Beanıten erfolgen, VBerzichtleiftung auf Umzugsentihädigung gefordert 
wird. Der Bundesrat foll gebeten werden, zu verbieten, daß N Mens der 
der Eifenbahnen der Poſtwagen als Schutzwagen benußgt wird. Zur Ver— 
bejjerung der fozialen Schulung wurde eine bejondere Vortragszentrale 
geſchaffen. — 

Die Mitgliederzahl des Verbandes betrug je am Jahresſchluſſe: 1890: 
1840, 1891: 2100, 1892: 2766, 1893: 3923, 1894: 5610, 1895: 7703, 
1896: 9710, 1897: 12289, 1898: 13942, 1899: 14712, 1900: 15579, 
1901: 16658, 1902: 18277, 1903: 18820, 1904: 21217, 1905: 25125, 
1906: 29088, 1907: 33133. Im Jahre 1906 betrugen die Einnahmen 
der Berbandätajje 111564 M., die Ausgaben 98456 M. Das Vermögen 
der Verbandskaſſe, des Unterftügungsfonds, des Penjionsficherheitsfondg, 
ber Rechtsſchutzkaſſe, der Sterbefaffe und der Sürforgetafle betrug Ende 
1906 insgeſamt 800808 M., Ende 1907 1034558 M. 

Die Zahl der aufnahmefähigen Perfonen beläuft fi) auf etwa 40000. 


2. Bund geprüfter Sefretäre und Oberjetretäre.') 


Dur die Perfonalreform von 1900 wurde den Ailiftenten die Ab- 
legung der Sefretärprüfung geftattet und damit ber Zugang zu den Stellen 
de3 mittleren Poftdienftes eröffnet. Aber naturgemäß waren die älteren 
Affiftenten nicht mehr in der Lage, jich einer Prüfung zu unterziehen, und 
jo haben bisher nur etwa 4500 Aſſiſtenten diefelbe beitanden. Unter diejen 
Umftänden madte ſich unter den Aififtenten eine Bewegung geltend, die 
dahin ftrebt, ihnen das Einrüden in die Sefretärftellen auch ohne Prüfung 
Bu ermöglichen. Der Borftand des Aſſiſtentenverbandes ſtand anfangs 

ieſen Beitrebungen durchaus ablehnend gegenüber, jpäter aber änderte er 
feine Haltung; auf dem 16. Verbandstage in Berlin am 13./15. September 
1906 wurde beſchloſſen, im Sinne diefer Beftrebungen zu wirfen. Diefer 
Beichluß führte zu lebhaften Proteften bei denjenigen, die bi3 dahin die 
Prüfung bejtanden Hatten, die aber nur etwa !/,, der Verbandsmitglieder 
bildeten und deshalb zu einem Widerjtande im Verbande nicht imjtande 


1) Das Material verbankte ih dem Bundesvorfigenden, Herrn Poftfelretär Ziburra 
in Charlottenburg. 
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waren. Als dann im Frühjahr 1907 der Verband eine Petition einreichte, 
in der die Gehaltserhöhung der Aſſiſtenten von 3000 auf 3600 M., die 
der Sefretäre aber nur von 3500 auf 3800 M. beantragt wurde, während 
bon einer Aufbeſſerung der Oberjefretäre überhaupt nicht? gejagt war, 
traten eine Anzahl Sekretäre am 24. April 1907 in Berlin zu einer Be- 
ſprechung zujammen und bejchlojjen die Gründung eines bejonderen Ber- 
bandes unter dem Namen: „Bund geprüfter Seflretäre und Ober- 
jefretäre der Reichspoſt- und Telegraphen-Bermwaltung”. 

Der Bund, der feinen Sig in Berlin hat, bezivedt „die Pflege der Baterlanböliebe 
und ber Gejelligkeit, die Förderung ber allgemeinen und Berufsbildung, fowie die Förde» 
ber allgemeinen und ber dienftlichen Sntereflen ber Mitglieder. Der Bund will außerdem 
die Schaffung von Wohljahrtseinrihtungen, insbejondere Sterbekaſſen anftreben”. Wufe 
nahmefähig iR jeder mittlere Beamte der Reichöpoft- und Telegraphenvermwaltung, ber bie 
Poft- ober Telegraphenfelretäräprüfung abgelegt hat. Der Beitrag beträgt monatlich 1 WM, 
Bundesorgan ift die „Poſtaliſche Rundſchau“. 

Dad Hauptbeftreben des Bundes ift, die Perjonalreform von 1900 
aufrecht zu erhalten. Er glaubt, durch jeine Exiſtenz auch den Affiftenten- 
verband zu einer bejjeren Vertretung der Intereſſen der Sefretäre zu be- 
ftimmen. Auf dem am 5. Dftober 1907 abgehaltenen Berbandstage wurde 
die Gleichitellung der Poſtſekretäre mit den Sekretären ber preußijchen 
Provinzialverwaltungen, ſowie Beibehaltung der höheren Befoldung der 
Oberpoitjefretäre gegenüber den Sefretären gefordert. Sollte den Aſſiſten— 
ten der Sefretärtitel zugeftanden werden, fo wird für die geprüften Sefretäre 
ein anderer Titel Er ert. 

Dem Bunde Yind von ben insgeſamt in Betracht fommenden 4000 
Sekretären bisher etwa 1100 beigetreten!). 


3. Die PBoftverwalter?). 


Wie oben erwähnt, gibt es im Neichöpoftgebiete 2969 Poftämter 
3. Klafje, denen Pojtverwalter vorftehen. Diefe werden aus den Poſt— 
aflijtenten entnommen, haben aber injofern eine befondere Stellung, al? jie 
orgejegte der unter ihnen re Beamten find. Mit Rüch t auf 
dieje Sonderjtellung finden die Poftverwalter zum Teil ihre Interefjen in 
dem Aſſiſtentenverbande nicht gewahrt. Nur etwa 1000 find dem Verbande 
beigetreten. Dagegen done jid) jeit einigen Jahren in den meijten Ober- 
poftdireftionsbezirfen Boftverwaltervereinigungen gebildet, die ſich infofern 
zujammengeichlojjen haben, als ſeit März 1906 eine „Bentralitelle 
der Pojtverwaltervereinigungen” in Ejjen-NRüttenjcheid beiteht. 
Diejelbe wurde zunächſt nur für Rheinland-Weftfalen geichaffen, ift dann 
aber aud) von den übrigen Vereinigungen ſtillſchweigend anerkannt. Sapun- 
en beftehen weder für die einzelnen Vereinigungen, noch für die Zentral- 
Helle, beide regeln vielmehr ihre Gejchäfte nad ihrem Ermefjen, doch 
zahlen die erjteren an die legtere einen jährlichen Beitrag, der anfangs 
25 Pf. betrug, jpäter aber auf 50 Pf. erhöht wurde. Jährlich werben 
Poftvermwaltertage Sag rare Eine Rechtsſchutzklaſſe und eine Fürſorge— 
fafje werden von der Zentralftelle verwaltet. 


1) Nah einer Mitteilung bes Wfjiftentenverbandes find aus dieſem in Beranlaffun 
ber Gründung der Sonderorganijation nur 325 Selretäre ausgetreten, dagegen find 3000 
in ihm geblieben. 

2) Das Material verbante ich bem Borfipenden ber Zentraljtelle der Boftverwalter- 
Berernigungen, Herrn Boftverwalter Wiebenhoff in Eſſen⸗Rüttenſcheid. 
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Beranlaffung zu einem Konflikt mit bem Affiftentenverbande wurde 
dadurch gegeben, daß Anfang Dezember 1904 in Düffelborf eine Kon— 
feren; von Poftverwaltern ftattfand, die eine Denkſchrift ausarbeitete und 
an das Reich3poftamt 2 Se in der u. a. ein Zufchlag zum Gehalte, 
die Verleihung des Titeld Pojtmeifter, entjprechende Uniform, Dienjt- 
wohnung ujw. gefordert wurde. Begründet wurden diefe Wünjche u. a. mit 
dem Hinmeije darauf, daß die Boftverwalter, zu denen man die tüchtigjten 
Aſſiſtenten ausmähle, duch ihr Amt als Vorgejegte des Perſonals eine 

here Stellung einnähmen als die Poftafjiltenten. Schon bei diejer Kon- 
erenz trat die Neigung hervor, eine eigene ———— der Poſtverwalter 
ir begründen, da deren Intereſſen von dem Verbande vernadhläffigt würden; 
eöhalb wurde der von einigen Teilnehmern gejtellte Antrag, die Ver— 
tretung der geltend gemachten Wünjche dem Verbande zu übertragen, 
abgelehnt. 

Die Denkichrift, die vor ihrer Überreihung dem Verbandsvorſtande 
dur Kenntnisnahme mitgeteilt wurde, erregte dort großes Mißfallen; nad 
— Verhandlungen einigte man ſich bei einer am 19. März 1905 
in Berlin abgehaltenen Bejprehung dahin, daß Stellenzulagen an bie 
Poſtverwalter, die Gewährung des Titel3 „Oberpoftverwalter” mit dem 
Range und den Uniformabzeichen der Sefretäre, Einräumung von Dienft- 
wohnungen, ſowie möglichſte Berüdjichtigung der Wünſche der Poſtver— 
walter durch die Poftverwaltung, insbejondere bei Ummandlung ber Poit- 
ämter 3. Klafje in ſolche 2. Plafte von dem Verbande vertreten, die übrigen 
Forderungen aber fallen gelajjen werden jollten. ber die getroffene 
Einigung gelangte nicht zur Durchführung, da in einem in Nr. 8 der 
Deutichen Poftzeitung am 16. April 1905 veröffentlichten Artikel die Be- 
ftrebungen der Poftverwalter abjällig Eritifiert wurden, was eine große 
Erregung in deren Sreijen hervorrief und die SBentralftelle zu der 
Erklärung an den Verbandsvorſtand veranlaßte, daß fie nur mit Mühe 
den in den reifen der Mitglieder herborgetretenen Wünſchen auf 
allgemeinen Austritt und Gründung eines eigenen Verbandes entgegenzu- 
wirken vermöge. 

Auf dem am 18. Februar. 1906 in Eſſen abgehaltenen 1. Boftver- 
mwaltertage ftanden fi) die Anfichten darüber, ob man fih an ben 
Affiftentenverband anſchließen jolle oder nicht, ſchroff —— Es wurde 
mit Mehrheit beſchloſſen, daß freilich den einzelnen Mitgliedern der An— 
ſchluß an den Verband überlaſſen bleibe, aber die Organiſation in der 
bisherigen Selbſtändigkeit verbleiben ſolle. Die beiden Zentralſtellen ſollen 
Beziehungen miteinander pflegen und in allgemeinen Fragen gemeinſame 
Schritte verabreden. 

Die Folge dieſer Stellungnahme war, daß auf dem Verbandstage 
des Aſſiſtentenverbandes am 13./15. September 1906 beſchloſſen wurde, 
zu 8 10 der Satzungen hinzuzufügen: „Die Zugehörigkeit zu anderen 
poftalijchen Yachverbänden, die ähnliche Ziele verfolgen, wie der Verband, 
ift nicht geftattet; ſoweit fie befteht, tft fie innerhalb 3 Monaten zu löſen“ 

Auf dem am 17. Februar 1907 in Berlin abgehaltenen 2. Bojtver- 
mwaltertage wurde von mehreren Rednern eine Einigung mit dem Ber- 
bande dahin vorgeſchlagen, daß die Zentralftelle vom 1. Juli 1908 ab 
in einen bloßen Arbeitsausfhuß umgewandelt würde, der alles ihm 
zugehende Material dem Verbandsvorftande vorzulegen habe, daß 
aber Poftverwaltervereine nur al3 loſe Vereinigungen ohne Saßungen 


— — 


beſtehen bleiben ſollten. Dieſer Antrag wurde jedoch von der Mehrheit 
abgelehnt. Im übrigen verhandelte man über Gehaltsaufbeſſerungen, 
Stellenzulagen, Dienſtwohnungen, Erholungsurlaub, Titelfragen, Dienit- 
pläne, insbeſondere Abkürzung der Arbeitszeit, Ausbildung und Beichäf- 
tigung der Gehilfen und ——— der Poſtämter 3. Klaſſe in ſolche 
2. Klaſſe. Der Antrag, eine Krankenkaſſe zu gründen, wurde einer Kom- 
miffion überwieſen. Die ſeit 1. Juli 1906 —— „Neue Poſtaliſche 
Rundſchau“ wurde zum Vereinsorgan beſtimmt. 

Auf dem im April 1908 in Berlin ftattfindenden 3. Boftverwalter- 
tage foll eine feſte Organijation gejchaffen werden. Aus den vorläufig 
feftgefegten Sagungen ift folgendes hervorzuheben. 

Die BB. Vereinigungen im Reichöpoftgebiete bilden unter dem Namen „Boftverwalter- 
Bereinigung‘ einen einheitlihen Berein mit dem Sitze am Wohnorte be3 jeweiligen Bor» 
figenden. Die Bereinigung hat ben Zwed, unter ihren Mitgliedern allgemeine und Berufs 
bildung zu fördern, das Zuſammengehörigkeitsgefühl durch Pflege echter Kollegialität zu 
ftärlen, bie befonderen Intereffen der PBoftverwalter innerhalb der berechtigten Grenzen unter 
ebührender Rüdfichtnahme auf bie Verwaltung zu vertreten und duch Schaffung von 

ffeneinrihtungen der Wohlfahrt der Mitglieder und deren Hinterbliebenen zu bienen. 

Als Mittel zur Erreichung biefes Zweckes werben u.a. bezeichnet: 1. die Unterftügung der Fach⸗ 
preſſe; 2. die Veranftaltung von belehrenden Vorträgen, Beſichtigung techniſcher Wuftalten 
u. dgl.; 3. die Herausgabe und ber Bertrieb von Bücherwerken; 4. bie Fürſorgelaſſe; 
5. die Gewährung von Rechtsſchutz in Fällen von grundfäglicher Bedeutung; 6. Erftattung 
von Haftpflichtleiftungen; 7. bie GSterbefaffe; 8. die Vermittlung von Berfiherungen zu 
vorteilhaften Bedingungen; 9. die Ermittlung billiger Sommerfrijchen, Babeorte ufm., wie 
überhaupt die Organijation einer burchgreifenden Genefungsfürforge; 10. die Teilnahme 
an perjönlichen Ereigniffen ber Mitglieder. 

Aufnahmefähig find alle Poftverwalter, die bei der Anmeldung das 60. Lebensjahr 
noch nicht erreicht haben. In andere Dienftftellen übergetretene oder im Ruheſtande lebende 
Boftverwalter können ber Bereinigung weiter angehören. Diejenigen über 60 Jahre alten 
Poſtverwalter, die bereit3 einer loſen Poftverwalter-Bereinigung angehören, können bis 
zum 1. Juli 1908 auch der neuen Bereinigung als volle Mitglieder beitreten, 

Neben dem Yahresbeitrage von 12 M. ift eine nad dem Lebensalter abgeftufte Auf« 
nahmegebühr von 1—15 M. zu entrichten, die zur Dotierung ber Sterbelaffe beftimmt iſt. 
Von dem Beitrage zu jährlih 12 M. find 1 M. 50 Pf. für die Zentrallaſſe, 2 M. 50 Bf. 
für bie Bezirklskaſſe, je 50 Bf. für die Fürforgelaffe und die Rechtsſchutz- und Haftpflicht» 
laſſe, 3 M. für die Sterbefaffe und 4 M. für die Berbandäzeitung beſtimmt. Organe 
find die aus fieben Mitgliedern, die noch im Dienft befindlich fein müſſen, beftehenbe 
Bentrafftele und ber Pojtvermwaltertag, zu bem bie Bezirlävereine auf je 50 Mitglieder 
einen Bertreter entfenden. Über die Leiftungen ber Fürforgefaffe, ber Rehtsfhug- unb 
Haftpflichtlaffe, fowie der Sterbekaffe find eingehende Beltimmungen getroffen. 


Der Zentraljtelle waren am 1. Januar 1908 37 Bereinigungen mit 
1974 Mitgliedern angejchlofjen, von denen 500 gleichzeitig dem Aſſiſtenten— 
verbande angehörten; etwa 100 waren infolge de3 oben erwähnten Be- 
Ichlufjes ausgetreten. Von den außerhalb der Drganifation fiehenden 
en 1000 Boftverwaltern gehört etwa die Hälfte dem Aififtentenver- 

ande an. 


4. Die Oberpoftihaffner'). 


In dem Etat für 1898/99 beantragte die Boftverwaltung Bewilligung 
der Geldmittel für die Schaffung von 5000 „gehobenen Unterbeamten- 
jtellen‘‘, denen teil3 bejonder3 wichtige und fchwierige Aufgaben der Unter- 
beamten, teil3 leichtere und einfachere Gejchäfte, die bisher von den mittleren 


1) Das Material verbante ich dem früheren und dem jepigen Herausgeber der „Poſt⸗ 
melt“, den Herren €. friebheim in Bohum und W. Schäfer in Berlin, jowie bem Bor 
fitenden des O.P.Sch.⸗V. Berlin, Herın 3. Koh. 


Rulemann, Berufövereine. II. 15 
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Beamten beſorgt waren, zugewieſen werden ſollten. Die Forderung wurde 
gegen die Stimmen ber Freiſinnigen und Sozialdemokraten angenommen. 
ie Gegner machten gegen den Borjchlag geltend, daß die Auswahl Iedig- 
lih dem perſönlichen Ermejjen der vorgelegten Behörde vorbehalten jei, 
wodurch Streberei und Günftlingsmirtichaft beförbert werde. Während 
die Regierung damals den Gedanken, aus den „&ehobenen‘ eine neue 
Beamtenklaffe zu jchaffen, ablehnte und den geltend gemachten Bedenken 
nur dadurd) —— trug, daß ſie im folgenden Jahre ar daß 
von den den „Gehobenen“ bemwilligten Zulagen von 100—300 M., aljo 
durchichnittlich 200 M., der Betrag von 150 M. weg emacht 
wurde, beantragte ſie 1904 ſelbſt die Schaffung einer neuen toffe, für 
die an Stelle des Höchftgehaltes von 1500 M. ein ſolches von 1800 M. 
ausgeworfen wurde; der Reichstag trat dem Vorſchlage bei, und die 
Verwaltung jehuf für die neue Klaſſe die Dienfttitel Oberpoftichaffner, 
gan Vi und Oberleitungsaufjeher (Telegraphie),. Die Anzahl der 
Stellen wurde jpäter auf 13100 erhöht; für das Fahr 1908 ift eine 
Erhöhung auf 15100 ins Auge gefaßt, während die Gejamtzahl der etat3- 
—— Unterbeamten 70 beträgt. 
ieſe Maßregeln wurden von den nicht von ihnen betroffenen Unter- 
beamten ungünjtig aufgenommen und von den Bezirf3vereinen befämpit, 
in3bejondere unter Hinweis darauf, daß e3 für ältere Männer eine Härte 
fei, den früheren Kollegen jett als Vorgejegten gegenüberzuftehen. Da 
die „Gehobenen“ jich nicht allein gegen Diele ngriffe zu verteidigen hatten, 
fondern auch wünjchten, die Anzahl der — Stellen noch weiter 
u vermehren und die bewilligten Gehälter zu erhöhen, bzw. die Friſt 
Br Erreihung des Höchftgehaltes herabzujegen, jo war die Beranlafjung 
zu einer — gegeben. Es entſtanden deshalb, von Hamburg 
ausgehend Oberpoftihaffner-Bereinigungen für die einzelnen 
Oberpoſtdirektionsbezirke. 

Die Satzungen dieſer Vereinigungen, die in allen weſentlichen Punkten überein» 
ffimmen, bezeichnen ald Zwed: 1. die Liebe und Treue zu Kaifer und Reich zu pflegen; 
2. die Kollegialität zu fördern und fo einen engeren Zuſammenſchluß der Kollegen herbei- 
uführen; 3. dad Standesbemußtfein der Kollegen zu beleben und durch einmütige Unter- 
Ügung einer gediegenen Fachpreſſe für Belehrung und geiftige Anregung Sorge zu tragen. 
Zur Mitgliedfhaft zugelaffen find alle in dem betreffenden Oberpoftbireftionsbezirf ange 
ftellten Oberpoftichaffner, Oberbriefträger und Oberleitungsauffeher. Der Beitrag beträgt 
monatlid; 50 Pf., wofür die „Poſtweit“ geliefert wird, 

Eine Zufammenfafjung der einzelnen Vereine zu einer Gejamtor- 
ganijation mwird von dem Reichspoſtamte nicht gejtattet. Andererjeits 
iſt fie durch die Gleichartigfeit der Antereffen nahe gelegt. So hat man 
denn verfucht, ihre Aufgaben ohne Beobachtung der eigentlichen Drgani- 
fationsform zu erreichen, indem die einzelnen Vereine in enger Fühlung 
untereinander ftehen. Unterjtügt wird dies durch die Eriftenz der „Boft- 
welt”, die in den Vereinen als PVereindorgan eingeführt ift und deren 
Herausgeber in erfter Linie die Schaffung von Vereinen und ihre weitere 
Ausdehnung in die Hand genommen haben. Außerdem ift man überein- 

etommen, jährlide Konferenzen abzuhalten. Endlich ift eine „Ben- 
Tensprämien: und Sterbefafje der Oberpoſtſchaffnerver— 
ge Deut chlands“ geichaffen, die mit dem 1. Oktober 1907 
ind Leben getreten iſt und ihren Sig in Berlin hat. Cie gewährt bei 
freiwilligem Beitritt ihrer Mitglieder, falls fie in Ruheſtand treten, eine 
einmalige Prämie und beim Todesfalle den Hinterbliebenen ein Sterbegeld. 


—— 


Die 1. „Konferenz der —— 
Deutſchlands“ hat am 7./9. Oktober 1906 in Hamburg ſtattgefunden 

Aus den Berhandlungsgegenftänden find folgende zu erwähnen: Pilege ber Liebe 
und Treue zu Kaiſer und Reich, Kräftigung der Sollegiafität, Hebung und Stärkung des 
Standesbewußtſeins, Entſtehung und Entwicklung der gehobenen Klaſſe, Umwandlung, 
der gehobenen Stellen, Penſionsfähigkeit der Zulagen, Titel ufw., Folgen der Umwandlung 
für Einlommen und Beſchäftigung, Perfonalreform und Stellung der Wififtenten r ihr, 
Herbeiführung eines engeren Zuſammenſchluſſes ber Kollegen, Beamtenftand und Gozial- 
demofratie, Unterftügungs- und Wohlfahrt3einrichtungen, Unterrichtskurſe. 

Den Delegierten der Vereine war zum Teil von der Behörde der 
Urlaub vermeigert, bzw. war der jchon erteilte wieder zurüdgenommen. 
Das Ergebnis der Beratungen ging dahin, daß man dem von dem leßten 
Berbandstage der Poftaffiftenten angenommenen Vorſchlage beitrat, mo- 
nad) im Rahmen der Beamtenorganijation eine befondere „niedere Lauf- 
bahn“ für Afjiitenten 2. Klafje geſchaffen und dieje denjenigen Unter- 
beamten zugemwiejen werden fol, die ihre Tüchtigfeit durch eine bejondere 
Prüfung erwiejen haben. Man betonte die ag war gegen die Regierung 
und die Ablehnung aller jozialdemokratijchen Beftrebungen. Die gefaßten 
Beichlüjfe jollen den Parteien des Reichdtages mit Ausnahme der Frei- 
finnigen und Sozialdemokraten mitgeteilt werden. Die Schaffung einer 
Witwenpenſionskaſſe wurde ins Auge gefaßt und zu ihrer Förderung ein 
Ausschuß Sotjeſt 

Während auf der gedachten Konferenz das Beſtehen von 25 Vereinen 
berichtet wurde, waren ſolche am 1. Dftober 1907 für 35 (von 41) Ober- 
poitdireftionsbezirfe gebildet mit einer Zahl von 7000 Mitgliedern bei 
13000 Beitrittöberedhtigten. 


5. Die Poftunterbeamten?). 


Bis zum Jahre 1895 gab e3 in den größeren Städten nur einige 
Unterbeamtenvereine, die aber einen rein gejelligen Charakter hatten. Ge— 
wöhnlich war der Poſtdirektor oder ein anderer Vorgejeßter ihr Ehren- 
mitglied. In einigen Städten, 3. B. Breslau, Hannover, Bremen, Ham— 
burg, Köln, Dresden, Leipzig hatte man auch Sterbeunterftügungsfaffen, 
welche mit den Vereinen in Berbinbung ftanden. In Berlin gab e3 zwei 
große Sterbefajjen, die zujammen von den 10000 Unterbeamten etwa 

500 umfaßten. Endlich bejtand auch nody für ganz Preußen die 1827 
egründete amtlidhe Sterbefafje für Poftunterbeamte, der aber nur 2900 
itglieder angehörten. 

Der Verſuch, eine Gejamtorganijation der Poſtunterbeamten für das 
Neich3poftgebiet zu jchaffen, ging von zwei verjchiedenen Geiten aus. 
Die erfte war der „Deutihe Poſtbote“, der am 1. Dezember 1895 
ind Leben gerufen murde und nad furzer Zeit über 20000 Abonnenten 
ae Sein Begründer und Eigentümer war der frühere Poftaffiftent 

emmer3, der aber in der Zeit der gegen den Wififtentenverband ge- 
richteten Verfolgungen jeine Stellung verlor und, nachdem er eine Zeitlang 
in der Leitung des Berbandes und an der „Deutſchen Poſtzeitung“ be- 
ſchäftigt aaa A war, den Plan faßte, ein Organ zur Förderung der 
Interejjen der Unterbeamten zu jchaffen. 


!) Dad Material verbanke ich dem Herausgeber der „Deutſchen Bor’, Herrn Remmers, 
und dem Borfigenden des Berliner Vereins, Herrn Grzyb. 
15* 
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Die Gründung des „Poſtboten“ gab den Anſtoß, auch eine eigent— 
liche Organiſation ins Auge zu faſſen, und zwar war der Urheber dieſer 
Beſtrebungen der langjährige Vorſitzende der „Sterbekaſſe der Briefträger“, 
ber größten der beiden oben erwähnten Berliner Sterbekaſſen, Boftpad- 
meifler a. D. Allert. Er hatte jchon früher die Gründung einer großen 
freien Sterbelafje der Pojtunterbeamten Deutichlands geplant, aber das 
preußiſche Minifterium des Innern re die hierzu erforderliche 
Genehmigung mit der Begründung, daß die Überjicht zu ſchwierig und die 
Drganifation zu teuer werden würde. Immerhin gelang e3, in Dresden, 
Dortmund und Hannover Bezirksſterbekaſſen ind Leben zu rufen, obgleich 
die Poſtbehörde ſich dazu feindlich ftellte und vielmehr verfuchte, die alte 
amtliche Sterbelajje von 1827 wieder zu beleben. 

Als ji) der Gedanke einer allgemeinen Sterbefafje nicht zur Aus— 
führung bringen ließ, faßte Allert den Gedanken, einen Unterjtügungs- 
verband und eine Witwen- und Waijenkajje zu fchaffen. Dieſer Plan 
wurde in dem „Berbande der deutſchen Boft- und Telegraphen- 
Unterbeamten“ verwirklicht, der am 30. Januar 1898 gegründet wurde 
und im Oftober 1898 bereit3 6000 Mitglieder zählte, wovon allein auf 
Berlin und Hamburg 3000 entfielen. &nöbefonbere in Hamburg fand 
die Bewegung fruchtbaren Boden, und eine von den Poſt- und Eifenbahn- 
unterbeamten auf den 15. Februar 1898 einberufene gemeinjame öffent- 
liche Verſammlung erklärte ſich für die Notwendigkeit einer jelbjtändigen 
gewerkſchaftlichen Organijation der in jtaatliden Betrieben beichäftigten 
unteren Beamten und empfahl deshalb allen Beteiligten den Beitritt zu 
dem Pojtunterbeamtenverbande bzw. dem Berbande der Eijenbahner. 

Der Berband Hatte nad) feinen Statuten ben Zweck: 1. durch Gewährung einmaliger 
Unterftügungen an die Mitglieder, melde durch Schickſalsſchläge und andere unvorher- 
efehene Unglüdsfälle in VBebrängnis geraten find; 2. durch Errichtung einer Witwen- und 
Bailenunterftägungstaffe, welche nad) Maßgabe ber verfügbaren Mittel den Witwen und 
Baifen ber diefer Kaſſe angehörenden Mitglieder eine fortlaufende Unterftügung gemähr- 
leiftet — bie mwirtfchaftlihe Lage der Unterbeamten zu verbefjern. Daneben mollte ber 
Verband fonftige geeignete, auf die Hebung des Unterbeamtenftandes hinzielende Einrich- 
tungen ober Beranftaltungen, ſowie die Fe die Pflege von Treue zu Kaifer und Reich, 
Baterlandsliebe, Kollegialität und Gefelligfeit gerichteten Beftrebungen der angefchloffenen 
Bereine unterftügen. Endlich war ein amilienbeirat gefhaffen. Die PBertretung ber 
eigentlichen Berufsinterejfen follte nicht Wufgabe bes Verbandes fein, fondern war bem 
„Boftboten‘ überlaffen. 

Während die Bojtbehörde unter Stephan die Organijation der Unter- 
beamten und den „Poſtboten“ nicht behelligt hatte, erließ v. Podbielski 
anı 13. September 1898 eine Verfügung, durch die das Halten des Blattes 
verboten murde; ja es wurde gegen ihn ein Unterdrüdungsigitem ins 
Werk gejebt, das die kleinlichſten Mittel nicht verſchmähte. Die Unter- 
beamten, die man al3 Bejfteller ermittelte, wurden von dem Poſtdirektor 
borgeladen und unter entjprechenden Androhungen veranlaßt, dasſelbe 
aufzugeben; insbejondere in Hameln wurde 19 Beamten wegen des Halten3 
des Blattes der Dienjt gekündigt. Ja jelbjt die in dem Blatte aufge- 
nommenen Familienanzeigen wurden durchgejehen und die betreffenden 
Beamten auf Weifung der Oberpoftdireftion hierüber zur Verantwortung 

ezogen!). Um den „Poftboten” zu unterdbrüden, wurde ferner von ber 
Boftbehörbe ein Konkurrenzblatt, die „Neue Poſt“ ins Leben gerufen, das 


1) Ih babe mich aus ben mir vorgelegten Driginalbriefen von ber Wahrheit diejer 
faum glaublidien Tatſachen überzeugt. 
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feit Oktober 1898 erfcheint und nad) jeiner eg pi die Ange⸗ 
legenheiten der Beamten ‚in einer deren Intereſſen dienlichen Weiſe“ er- 
örtern will, und die „Eraftvolle Förderung des Wohled der Unterbe- 
amten anjtrebt, aber mit der Verwaltung, nicht gegen fie”. 

Richteten fich die Berfolgungen anfangs nur gegen das Blatt, fo 
wurde bald auch gegen den Berband vorgegangen. Ein Erlaß vom 
25. Mai 1899 erklärte, daß Poftunterbeamtenvereine, die fi) wirtfchaft- 
lichen Intereſſen und der Pflege der Kameradfchaftlichkeit widmeten, viel- 
fach jegensreich wirken könnten, wenn fie ſich auf einzelne Orte beſchränkten, 
daß aber eine Ausdehnung auf mehrere Oberpoftdireftionsbezirfe „bei 
der Berjhiedenheit der Verhältniſſe in einzelnen Bezirken und mit Rüdjicht 
auf die Größe des Neich3poftgebietes‘ nicht für richtig gehalten werben 
fönne. In einer Audienz, die einer Deputation des VBorjtandes gewährt 
wurde, betonte der Staatsjefretär, daß er einen Widerfpruch nicht dulde, 
und daß jeder, der jich nicht füge, durch Verſetzung nad) entlegenen Orten 
bejtraft werden würde. Unter diefen Umftänden blieb dem Verbande faum 
etwas anderes übrig, al3 ſich aufzulöfen. Auf dem Verbandstage am 
4. Juni 1899 wurde freilich der Antrag auf Auflöfung zuerft abgelehnt, 
jedod eine nochmalige Abjtimmung führte dann zu dem einftimmigen 
Beichluffe, freilich die Auflöfung zu vollziehen, aber ausdrüdlich zu 
erklären, daß man nur der Gewalt weiche. 

Fragt man nad) dem Grunde diefer Maßregelungen, fo ift er nur 
in der grundjäglichen Belämpfung aller Organijationsbeftrebungen unter 
den Beamten zu finden. In der Reichstagsfigung am 4. Februar 1899 
mußte der Staatsjefretär gegen den „Poſtboten“ feinen anderen Vorwurf 
zu erheben, ald daß er für die Poftunterbeamten Gehälter fordere, die 
unmöglid) gezahlt werden könnten. Aljo das ift für eine Fachzeitung 
ein todeswürdiges Verbrehen! Gegen den Verband wurde ins Feld ge- 
führt, daß deſſen Vorfigender Allert an die Oberpoftdireftion Braunfchmweig 
einen Brief gerichtet hatte, in dem gegen die Mafregelung eines Be- 
amten wegen Haltens de3 „Poſtboten“ proteftiert und für den Fall, daß 
auf diefem Wege fortgejchritten werden follte, mit entjprechenden Schritten 
gedroht wurde. Aber dieſes Schreiben war von dem Gefamtvorftande 
ausdrücklich gemißbillig.. Wenn der Staatsſekretär endlich behauptete, 
Beziehungen ded Verbandes zur Sozialdemokratie entdedt zu haben, fo 
hat er e3 unterlafjen, dies näher zu begründen. Jedenfalls hatte ber 
„Poſtbote“ dazu feine Unterlage geboten, denn er fchrieb u. a. jolgendes: 

„Die Entfernung berjenigen Elemente, bie ſozialdemokratiſchen Anſchauungen Aus 
brud geben, aus unjeren Reiben, ift uns fehr lieb; ausgefchloffen aber follte fein, daß jemand, 
ber jeine Rechte energifch verteidigt, zum Sozialdemokraten geftempelt und entlafjen wird. 
Ein derartig Entlaffener wird erft nach ber Entlaffung ein echter Staatsfeind und führt 
febiglich ein Dugend neue Genofjen dem Umfturz zu. — — ir find patriotifche deutſche 
Männer, wir verfolgen feine unerlaubten Ziele, da follte man uns bei unferer loyalen 
Haltung nicht in den Weg treten. Strengſte Pflichterfüllung, unbebingte Unterorbnung 
unter die Dilziplin ber Poftverwaltung, treues Feithalten an Kaifer und Reich! In dieſem 
Sinne werden wir unfere Tätigfeit fortfegen. — — Unfer Beftreben foll es fein, zu ber 
weifen, daß wir loyale Männer find, die nichts weiter wünfchen, ald die Bertretung ber 
Berufsinterefien, wie fie jedem anderen Stande zugeftanden wird.“ 

Das find für ein „ſozialdemokratiſches“ Blatt recht ungewöhnliche 
Erflärungen. Auch im VBerbande war niemals eine Hinneigung zur Sozial- 
m hervorgetreten, Allert war jogar fonjervativer Wahlmann ge 
wejen. 
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Und das war derſelbe Staatsſekretär, der bei Antritt ſeiner Stellung 
erllärte, er verlange von ſeinen Beamten nur, daß ſie ihre Schuldigkeit 
täten; ihre perſönlichen Angelegenheiten gingen 2 nichts an! Es muß 
wohl aucd einem von Natur aus verftändigen Menjchen fchwer werden, 
jih dem Einflufje der in den Regierungskreiſen herrichenden antijozial- 
en Strömung zu entziehen. 

Es iſt nur gut, daß die —— Leitung der Poſtverwaltung 
bald wieder mit der zivilen vertauſcht wurde. Der am 7. Mai 1901 in 
ſein Amt eingetretene Staatsſekretär Kraetke vertrat eine weſentlich 
andere Auffaſſung, als ſein Vorgänger. Freilich erklärte er, daß er hin— 
ſichtlich des „Po boten“ dejien Standpunft teile, aber er fügte Hinzu, 
daß er ſich längere Zeit überlegt habe, ob er das Verbot aufrecht erhalten 
jolle. Wenn er ſich für dasjelbe entjchied, jo ift zu berüdjichtigen, daß, 
wie mir Herr Remmers ſelbſt jchreibt, die Haltung des Blatted unter 
dem Einfluffe der ungerechten Verfolgung immer jchärfer geworden mar, 
was aber unter diefen Umſtänden begreiflich gefunden werben mußte. 
Sedenfalld zeigte Kraetke bald, daß er Frieden mit — Perſonal 
wünſchte und beſtrebt war, deffen Vertrauen zu erwerben. 

Das wurde raſch von den Beamten verſtanden und — Die 
Richtung, die ein gutes Verhältnis zu der Behörde dem Kampfe vorzog, 
gewann das Übergewicht, und obgleich man der „Neuen Poſt“ nach wie 
por ablehend gegenüberſtand, jo wünſchte man doch eine verſöhnlichere 
Haltun — Remmers billigte eine ſolche und — ſich, daß 
der eo boter feine Eriftenzberechtigung verloren hatt r gründete 
ein neues Blatt, die „Deutfche Poſt“, die feit dem 1. Dftober 1901 er- 
jcheint und ſich zur Aufgabe ftellt, Freundliche Beziehungen zu der Behörde 
zu fördern und deren Intereſſe für die Beamten anzuerkennen. Einjt- 
meilen freilich ließ er das Blatt unter fremdem Namen erjcheinen, und 
da ein Teil der Beamten aus diefem Grunde ihm nicht recht traute, während 
ein anderer Teil nicht wußte, ob nicht das Lejen desſelben Nachteile zur 
Tolge haben könne, jo — es nicht zu einem Aufſchwunge. Jeden⸗ 
falls blieb Organ der ſelbſtändigeren Elemente der „Poſtbote“. Erſt 1905 
waren die Verhältniſſe ſoweit geklärt, daß Remmers den „Boitboten“ 
— der „Deutſchen Poſt“ eingehen ließ und dieſe mit ſeinem eignen 

amen zeichnete. 

Seit 1904 begann man auch wieder mit der Organiſation, die 
ſich allerdings von der früheren dadurch unterſchied, daß ſie die Grenzen 
der einzelnen Oberpoſtdirektionsbezirke innehielt. Dafür aber beſchränkten 
ji) die neuen Vereine nicht mehr wie der alte Verband, auf Unterſtützungs— 
— ſondern wollte die Standesintereſſen ihrer Mitglieder ver— 
olgen 

Der „Bezirksverein der Poſtunterbeamten im D.-P.-D.-Be- 
zirk Berlin“, der als Typus für die übrigen angejehen werben Tann, 
und am 23. November 1904 gegründet wurde, ——— ſeine Aufgabe in 
den Satzungen folgendermaßen: 

„Der Verein bat ben Bmed, das Standesbewußtſein feiner Mitglieder zu heben, 
ihre geiftigen und wirtſchaftlichen Intereſſen zu fördern, Beftrebungen und Einrichtungen, 
die auf die Wohlfahrt ber Bereindangehörigen gerichtet find, zu unter n. Der Berein 
ftellt fich weiter zur Aufgabe, unter feinen Min itgliebern Gejelligfeit u Zr 
pflegen, bie Berufsfreudigkeit, die Freude am Vaterlande, bie Liebe und Treue zu Raifer 


und Reich zu ftärfen und zu erhalten. Das Beftreben des Bezirksvereins jchlieht alles 
aus, was einträchtigem ——— der in der Verwaltung tätigen Beamten und 


Unterbeamten Abbruch tun Lönnte. Der Berein ſucht ferner feinen Zweck durch belehrende 
Borträge, Büchereien ufw., durch Verträge mit Gefchäften zur Erlangung von Preisermäßi- 
gungen ufw., durd; Einrichtung gemeinnügiger Kaffen zu erreichen; die Beit ber Einführung 
und ber Umfang, in welchem die mean. a Kittel zur Anwendung fommen jollen, 
wird burd die Generalverfammlung beftimmt.” 

Aufnahmefähig ift jeder im D.-B.-D.-B. Berlin beſchäftigte Poftunterbeamte, ein- 
fchließlih der Poftillone, Telegraphenarbeiter und »vorarbeiter, jedoch nur bis zum Wlter 
von 40 Jahren. Der Beitrag beträgt jährlih 6 M. 

Der Verein ift wiederholt durch Eingaben an das Reich3poftamt und 
den Reichstag für Aufbeljerung der Gehälter und Beſſerung der dienft- 
lihen Berhältnijje eingetreten. Daneben bejigt er eine Witmwenunter- 
ftügungsfaffe und bejorgt den gemeinfamen Warenbezug für jeine 
Mitglieder. Eine aus diefem gebildete befondere Genojjenjchaft erjtrebt 
die Schaffung eines Geneſungsheimes. Der Verein fteht auf dem Stand- 
punfte, jeine Bejtrebungen nicht im Gegenfate, fondern im Einvernehmen 
mit der Behörde zu Aa op und ihr volles Vertrauen entgegenzubringen, 
mas ihm dur das freundliche Entgegentommen des Oberpoſtdireltors 
jehr erleichtert wird. Er hat zur Förderung jeiner Ziele auch ınit den 
politiijchen Parteien Fühlung zu gewinnen gejucht, jie aber nad) Angabe 
feined Borjigenden überwiegend nur bei den freijinnigen Parteien und 
beim Zentrum, der wirtfchattfichen Bereinigung und einzelnen National» 
—) gefunden. Zur Sozialdemokratie werden alle Beziehungen ver- 
mieden. 

Insgeſamt bejtehen heute derartige Bezirfövereine in 33 von den 
vorhandenen 41 D.-P.-D.-Bezirfen mit etwa 70000 Mitgliedern, davon 
entfallen 10200 auf den Berliner Verein. Bon ihnen haben 31 mit 52000 
Mitgliedern die „Deutiche Poſt“ als Vereinsorgan; nur der Verein in 
Kaſſel hat unter dem Einfluffe des Oberpoftdireftor3 die „Neue Poſt“ 
eingeführt. Da man unter den jegigen Verhältniſſen feinen Widerſpruch 
der Behörde fürchtet, ift auch bereit? die Wiedergeburt eines Gejamtver- 
bande3 ind Auge gefaßt!). 


6. Die Poſt⸗ und Telegraphenarbeiter?). 


Die im Poſt- und Telegraphendienft beichäftigten Arbeiter haben erft 
in neufter Zeit angefangen, ſich zu organijieren. Der erſte Verein diefer 
Art wurde von dem Telegraphenarbeiter Beter Filcher im Dezember 1905 
in Bodum gegründet, worauf dann eine ganze Reihe anderer Orte, nicht 
allein in Rheinland und Wejtfalen, jondern auch in Berlin, Hamburg, 
Dresden, Leipzig, Hannover, Potsdam, Kiel u. a. folgte. E3 wurden aud) 
zwei Blätter gegründet, die ſich die Aufgabe ftellten, die Organijations- 
beftrebungen zu unterftügen, nämlich „Der Telegraph” und „Die Tele- 

raphie‘, die beide im Kr 1907 in3 Leben traten. Während die 
ereine auf die Grenzen der Oberpoftdireftionsbezirfe beſchränkt waren, 


1) Während bed Drudes erfahre ich, dab in einer am 5. ee 1908 in Berlin abge 
haltenen Berjammlung, in der bie bejtehenden Vereine mit 61262 Mitgliedern vertreten 
waren, ein deutſcher Verband der Boft- und Telegraphen-Unterbeamten gegründet ift. 

2) Das benugte Material verbante ich einerjeit3 dem Schriftführer des „Verbandes 
beutfcher Poft- und Telegraphen-Wrbeiter und Handwerker”, Herrn Peter Fiſcher in Bochum 
— ber Borfigende Reller in Eſſen hat mir auf mehrfache Briefe nicht geantwortet —, 
anbererjeit3 Herrn Rebalteur E. Remmers in Berlin. Trog der Gegnerfchaft und Pole 
mil, die in den Berichten Hervortritt, flimmen body bie beiberjeitigen tatfächlichen Angaben 
im weſentlichen überein. 
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machte ri bald der Wunſch geltend, fie zu einem Zentralverbande zu- 
jammenzufaljen, und eine am 13. Januar 1907 in Hagen abgehaltene 
„Delegiertenverfjammlung der Telegraphenarbeitervereine 
Deutſchlands“ Hatte ben Zwed, diejes Ziel zu erreichen. Aber es 
madte jih ein Gegenjaß der Anſchauungen geltend. Die rheinijd- 
weitfäliichen Xereine, deren Organ, „Der Telegraph”, in dem Ver— 
lage von J. W. Faßbender in Bochum erjcheint, ftehen meift auf 
dem Boden der riftlichen Gewerkichaften und wünſchten, daß die Vereine 
ſich ihnen anfchließen follten. Die norddeutſchen Vereine, insbeſondere 
in Berlin und Hamburg, lehnten dies ab und forderten eine unabhängige 
Organijation. Ihr Organ, „Die Telegraphie‘, wird von E. Remmers 
herausgegeben, ber aud) in der Bewegung der Poftunterbeamten erfolgreich 
tätig geworden ift!). Der Gegenjag beider Richtungen trat insbejondere 
hervor bei der Frage, welches der beiden Blätter al3 Organ anerkannt 
werden jolle; e3 jiegte hierbei die rheinijch-weitfäliiche Richtung, und „Der 
Telegraph‘ wurde mit großer Mehrheit gewählt. Aber auch hinfichtlic 
der Gründung eines Zentralverbandes, der von ben Bochumern empfohlen 
wurde, waren bie Berliner anderer Anficht, indem fie unter Berufung 
darauf, daß jie vom Reichspoſtamte nicht gebilligt würde, den Eintritt 
der Telegraphenarbeiter in die Poftunterbeamtenvereine oder die Bildung 
eigner lofaler Telegraphenarbeitervereine empfahlen. Bei der Abjtimmun 
wurde die jofortige Verbandsgründung abgelehnt und nur ein Ausihuk 
—— mit dem Auftrage, ſich weiter mit der Angelegenheit zu be— 

tigen. 

Am 1. April 1907 wurbe dann in Kaſſel eine neue Delegierten- 
verfammlung abgehalten, nachdem am Tage vorher die nordbdeutjchen 
Gruppen in Berlin eine Sonderberatung veranftaltet hatten. Da jie in 
Kaffel nur I! vertreten waren, jo wurde nicht allein bei vier Stimmen- 
enthaltungen einjtimmig die Gründung eine „Verbandes der Poit- 
und Telegraphenarbeiter und Handwerker” beichloffen und ein 
provijorifcher Vorſtand mit Ausarbeitung der Sapungen und Einberufung 
eined neuen Delegiertentaged beauftragt, jondern aud nad) einem Bor- 
trage des Reich3tagsabgeordneten Behrens mit allen gegen drei Stimmen 
eine Rejolution dahin angenommen: „Der Delegiertentag erflärt jich im 
Prinzip damit einverftanden, daß jich der Verband dem Gejamtverbande 
der Kriftlichen Gewerkſchaften angliedert, jedoch foll darüber der nächſte 
Delegiertentan nochmal3 abftimmen.” Die teilweife große Erregung in 
den YAuseinanderjegungen, bei denen auch die Frage des Verband3organd 
wieder auftauchte, wurde jchließlich beigelegt und bejchlojjen, von neuem 
zu prüfen, ob nicht an Stelle ſowohl des „Telegraph“, wie ber „Telegraphie“ 
ein neues jelbitändiges Blatt gejchaffen werden folle. 

Die am 28./30. Juni 1907 in Hamburg abgehaltene Delegierten- 
verjammlung führte dann zum völligen GBruche beider Gruppen. Der 
Gegenjak trat ſchon hervor, als e3 ſich darum handelte, ob der proviſoriſche 
Vorſtand die Verhandlungen leiten oder Bureauwahl ftattfinden jollte, und 
ob dem Generaljefretär der chriftlichen Gemwerkichaften A. Stegerwald einer- 
jeit3 und bem Redakteur Remmers andererfeit3 die Beteiligung und Teil- 
nahme an den Verhandlungen zu geitatten fei; er wurde aber von praf- 
tiicher Bedeutung bei der Frage der Stimmberechtigung der Delegierten. 


1) Bol. ©. 227. 
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Die Berliner jchlugen vor, daß die Vereine auf je 50 Mitglieder eine 
Stimme haben jollten, während die Bochumer forderten, daß fein Berein 
mehr als fünf Stimmen zu führen habe. Mit 21 gegen 19 Stimmen 
fiegte die Berliner Richtung. Der Hauptgegenjag betraf aber ben jchon 
in Kaſſel behandelten Anſchluß an die griftliden Gewerkſchaften. 
Die Berliner verlangten, daß der Verband gegenüber allen gemwerkichaft- 
lihen Organijationen volle Neutralität übe, während die Bochumer be- 
haupteten, daß er nur durch Rüdendedung bei einer großen Organijation 
bejtehen könne. Die dabei gegen die Berliner erhobene Beſchuldigung, 
daß ſie ſozialdemokratiſche Tendenzen verfolgten, wurde von diejen energiſch 
reinen Ein Vermittlungsantrag Remmers, e3 den einzelnen Ver— 
andövereinen freizulajjen, ob fie ſich den chriftlichen Gewerkſchaften an- 
ihließen wollten, wurde von den Bochumern abgelehnt, und nachdem beide 
Öruppen zu Sonderberatungen zujammengetreten waren, erflärten bie 
Bochumer, daß jie die Verhandlungen abbrähen. Unter Proteft ber 
Berliner ſchloß der Vorſitzende Reller die Verſammlung und forderte jeine 
Geſinnungsgenoſſen auf, jih in einem andern Lokale zu getrennter Be- 
ratung zu verjammeln. Denjelben Weg betraten die Berliner, und beide 
Gruppen gehen von hier ab ihre eignen Wege!). 


a) Verband deuticher Poſt- und Telegraphenarbeiter 
und Handwerker. 


Der Berband ift, wie oben an Fre am 1. April 1907 in Kaſſel 
egründet. Aus den in Hamburg beichlojjenen Satzungen ift folgendes 

— er 

Der Verband, der ſeinen Sig in Bochum hat, iſt eine Vereinigung ber bei ber Reichs— 
poft- und Telegraphenverwaltung beſchäftigten Borarbeiter, Arbeiter und Handwerker. Er 
bezwedt: 1. allgemeine Hebung ber fozialen Lage der in der Neichöpoft- und Telegraphen- 
verwaltung befchäftigten Worarbeiter, Arbeiter und Handwerker; 2, bie Erftrebung mög- 
lichſt günftiger Urbeit3- und Lohnverhältniffe; 3. Hebung des Standesbewußtſeins, geiftige 
Weiterbildung und Förderung des gejelligen Verlehrs der Mitglieder; 4. Herausgabe eines 
Berbandsorgand; 5. Gewährung von Unterftügungen bei Krankheits- und bejonderen un- 
verſchuldeten Notfällen, fowie Leiftung eines Sterbegeldes an bie Hinterbliebenen ber Mitglieder. 

Als Mittel zur Erreihung diefer Zwecke werben bezeichnet: „Eingaben und Petitionen 
an bie verfchiedenen Inftanzen ber Reichspoft- und Telegraphenverwaltung, ben Bunbes- 
rat unb den Reichſtag, Benehmungen mit den vorgejegten Stellen bei berechtigten Wünfchen 
und Beſchwerden, belchrende und bildende Vorträge, unentgeltlicher Rechtsfhugp und fonftige 
ber GSelbithilfe dienende Einrichtungen.” Die grundfäglihe Stellung bed Berbanbes 
wird mörtlich übereinftimmendb bezeichnet, wie bei dem „Bayriſchen Eifenbahner-Berbande‘?), 
nur find die Worte: „eined jeden Eiſenbahners“ erjegt durch: „eines jeben Ungeftellten 
ber Boft- und Telegraphenanftalten”, und außerdem ift ber Gap, daß jebes Mitglied da 
ala Gegner ber fozialbemofratifhen Grundfäge und Beltrebungen befeunt, geftrichen. 
Beitrag beträgt wöchentlich 25 Pf.; daneben können bie Ortövereine Lofalzujchläge erheben. 
Der Verbandstag befteht aus den Mitgliedern bed Vorſtandes und Delegierten ber Orts- 
vereine, bie auf je 100 Mitglieder bis zur Höchftzahl von fünf gewählt werben. 


Der Verband gewährt Krankenunterftügung, Sterbegeld und Unter— 
ftügung in bejonderen unverfchuldeten Notfällen. Verband3organ ift „Der 
Telegraph“. Der Verband ijt dem Gejamtverbande der chriftlichen Gewerk— 


1) Herr Peter Fiſcher fchreibt mir zu der vorftehenden Darftellung. in Hagen fei ber 
Anſchluß an die hriftlihen G. noch nicht erörtert, fondern ber Grund bed Gegenf 
habe barin bejtanden, baß die Berliner ihre ſozialdemokratiſche Gefinnung durch Sigenblei 
bei einem Kaiſerhoch belundet hätten; biefe fozialdemokratiiche Tendenz ſei au in Hamburg 
ftarl 7 was bie dortige Polizeibehörde auf Anfrage beftätigen würde. 

gl. ©. 249. 


— 234 — 


ſchaften angeſchloſſen. Er zählte am 1. März 1908 2800 Mitglieder 
bei etwa 12000 —— Die Mitglieder, ſoweit ſie der Poſt⸗ 
verwaltung angehören, ſind insbeſondere Wagenputzer, Heizer, Schmiede 
und Schloſſer. 


b) Bund deutſcher Telegraphenarbeiter- und Handwerker— 
Vereine!). 


Auch die — Schließung der Verſammlung in Hamburg an der 
Fortſetzung der Verhandlungen gehinderte Mehrheit begründete einen 

entralverband unter dem in der Überſchrift bezeichneten Namen. Um 
der ausgeſprochenen Verdächtigung — ——— wurde die Ver— 
ſammlung mit einem —— eröffnet. Aus den Satzungen iſt fol- 
gende3 zu erwähnen. 

Der Bund, der feinen Sig in Berlin hat, „fteht auf dem Boden vaterländiſcher Ge 
finnung und ſucht duch mündliche Borftellungen, durch Eingaben und Betitionen ben 
berechtigten Wünſchen und Beſchwerden ber Mitglieder bei den zufländigen Bermwaltun 
behörben, bzw. gejeßgebenden Körperſchaften WAusdrud zu geben. Der Bund will jeine 
Ziele im Einvernehmen mit ben vorgefegten Behörden erreichen”. Der Bund ſetzt ſich 
ufammen aus ben in den einzelnen Oberpoftdirktionsbezirten gebilbeten Vereinen; ſoweit 
—* nicht beſtehen, können auch einzelne Ortsvereine aufgenommen werden. Die Vereine 
haben für jedes Mitglied monatlich 30 Pf. an den Bund zu zahlen, wogegen den Mitgliedern 
das Verbanddorgan, „Die Telegraphie‘, geliefert wird. Auf dem Bunbestage hat jeber Berein 
für je 50 Mitglieder eine Stimme. rt Bund läßt allen angeichloffenen Vereinen ihre 
volle Selbftändigfeit und will mur Die großen gemeinfamen Aufgaben binfichtlih der Wah- 
rung ber Berufsintereffen und Leitung der Preſſe erfüllen. Jedem Verein ift es überlajjen, 
felbftändig Eingaben an die Behörden zu richten. 


b) Bayern. 
1. Bayrifhes PBoftlomitee?). 


In Bayern gliedert ſich der Boftdienft in drei Stufen: 1. höhere 
Laufbahn mit akademiſcher Borbildung, 2. mittlere mit Cinjährigen- 
berechtigung al3 Regel (Aipiranten, Adjunkten, Erpeditoren 1. Klaſſe, Revi- 
joren, auführer, Ober-Erpeditoren, Ober-Revijoren, Ober-Bauführer und 
Verwalter), 3. der niedere Poſtdienſt zerfällt in a) Unterbeamte (Amt3- 
ehilfen, Diätare, Kanzleigehilfen, Pojtgehilfen), b) Bedienjtete (Zivil- und 
ilitäranwärter). Für die Beamten * höheren Laufbahn beſteht keine 
Organiſation. 

Der „Bayriſche Verkehrsbeamtenverein“?) verfolgt neben wirtſchaft— 
lichen Zwecken, die insbeſondere in ſeinem ausgebildeten Unterſtützungs— 
kaſſenweſen zum Ausdruck kommen, auch die Vertretung der Standes— 
intereſſen der mittleren Verkehrsbeamten. Aber da er ſich in dieſer Be— 
ziehung weitgehende Beſchränkungen auferlegen muß, ſo iſt es begreiflich, 
daß unter den beteiligten Beamten der Wunſch zutage trat, für die Geltend— 
machung der Standesintereſſen beſondere Organe zu ſchaffen. Schon 1898 
hatte die Sperrung der Oberexpeditorenſtellung zu einer Organiſation 
der Expeditoren geführt, und faſt gleichzeitig —* ſich ein Adjunkten— 


1) Weitere Mitteilungen über den Bund, als die folgenden, vermag ich nicht zu geben, 
ba ee ber fie mir mehrfach verfprochen, auf fpätere Bufchriften nicht geant- 
wortet . 
2) Das Material verbanfe ih dem 1. Schriftführer, Herrn Poſtadjunlt Joſef Wild 
in Nürnberg. 

9 Bol. S. 277. 


fomitee gebildet. Im April 1900 fanden an den Sitzen der 7 Oberpojft- 
ämtern zahlreiche Verſammlungen ftatt zu dem Zmwede, unter Verſchmelzung 
diefer beiden Organijationen eine einheitliche Standesinterefjenvertretung 
der mittleren Pojtbeamten herbeizuführen. Eine ſolche wurde in der Weije 
geichaffen, daß ein „Hauptlomitee zur Vertretung der Standes— 
interejjen der Kategorien BI und II und der Aſpiranten 
der Königl. Bayrijhen Poften und Telegraphen“ mit dem Sitz 
in München gebildet wurde. Ihm zur Geite ftehen Bezirkäfomitees in 
den 7 Oberpojtamtöbezirfen, von denen dasjenige in München zugleich 
den geichäftsführenden Ausichuß bildet. Obgleih man nur eine „freie 
Organijation“ bilden wollte, jo wurde dod in der Hauptausſchußſitzung 
am 11. Mai 1902 bejichlojjen, die in Betradht fommenden Beamten zur 
Einzeihnung in Mitgliederliften aufzufordern und einen jährlichen Beitrag 
von 50 Pf. zu erheben, „um den gewählten Vertretern bei den vorgejegten 
Behörden al3 Legitimation dafür zu dienen, daß die vorgetragenen Bitten 
und Wünjche, eventuell auch Bejchwerden auch al3 Meinungsäußerungen 
der Gejamtheit der Beamten angejehen würden”. Der Erfolg war, daß 
mehr als 75% aller beteiligten Beamten ſich eintragen ließ. In einer 
Audienz bei dem Generaldirektor Ringer erklärte diejer ſich erfreut darüber, 
ein Organ zu bejiten, das in der Lage jei, ihm die Wünjche der Beamten 
vorzutragen; er hoffe, daß jich alle Beamten der Organijation anjchlöfien, 
da dies der bejte Weg zur Verfjtändigung zwiſchen Perſonal und Ber- 
mwaltung bedeute. 

Ende 1906 wurde die Änderung des Namens in „Komitee zur 
Bertretung der Standbedinterefjen der Beamten be3 mitt- 
leren bayriſchen Poſtdienſtes“ und zugleich eine Verfaſſung be- 
ichloffen, die am 1. April 1907 in Sraft getreten ift. 

Aus ihr find folgende Beltimmungen Hervorzuheben: „Die Drganifation foll bie 
Bermittlungsftelle fein, die jederzeit in der Lage ift, Bitten, Wünfche, Befchwerben, ſowie 
überhaupt alle bie Gefamtheit der Beamten be3 mittleren Boftdienftes berührenden Fragen 
bei ben zuftändigen Stellen direlt vorzubringen und entjprehend zu vertreten. Die Standes» 
intereffenvertretung fließt ſich einer politifchen Partei nit an. Bei allen Sitzungen 
und Berfammlungen ſcheiden infolgedeffen politifche Erörterungen jeder Art aus.” 

Beitrittöberchtigt find alle Beamten und Anwärter be3 mittleren bayriſchen Poft- 
dienftes. Der Beitrag beträgt jährlih 2 M. 

Unentgeltliher Rehtsjhug wird den Mitgliedern in ber Regel in joldhen aus bienft- 
licher Beranlaffung hervorgerufenen Fällen gewährt, in melden fie vom PBublitum gerichtlich 
oder aufergerichtlich in Anfpruch genommen werben ober einen Dritten in Anfpruch nehmen. 
Ausnahmamweife kann der Rechtsfchug auch in andern Fällen gewährt werben, wenn deren Ent- 
ſcheidung für die Komiteemitglieder von Bedeutung ift. 

In dem aufgeftellten Programm werden ala zunädft zu erftrebende Biele ber 
zeichnet: Grhaltserhöhungen, Wohnungsgelbzufhuß, Schaffung eines Beamtengeſetzes und 
einer Witwen- und Waiſenunterſtützung, Stellenvermehrung, gefunbheitliche Fürtorge, Titel» 
ordnung, Regelung des Nachtdienſtes und des Schalterfchluffes, Beflerung ber Urlaubs 
verhältniffe und Belämpfung der Beftrebungen fremder Beamtenlategorien, ji einzubrängen. 

In den Beröffentlichungen des Komitee wird häufig deſſen Zweck 
mit den gemwerfichaftlichen Beitrebungen der Arbeiter in Parallele geitellt 
und der Kapitalismus angegriffen. Das Komitee ſucht mit den poli- 
tifhen Parteien Fühlung zu halten, und Vertreter der Liberalen, de3 
Zentrum3 und der Sozialdemokratie haben mehrfahh an den Sitzungen 
teilgenommen. Auch die Aufftellung eigner Kandidaten für den Landtag 
iſt Fee angeregt. Das Verhältnis zu der Regierung war anfangs 
gut, wurde aber dadurch beeinträchtigt, daß im Frühjahr 1904 aus Anlaß 
einer freimütigen Kritik des Verkehrsminiſters v. Frauendorfer die beiden 


—— 


Vorſitzenden ſtrafweiſe verſetzt wurden, doch wurde in einer am 25. Auguſt 
1904 bewilligten — der Friede wiederhergeſtellt. Der Miniſter 
betonte dabei, daß er das Komitee als Vertreter der den Beamten gemein— 
ſamen dienſtlichen Intereſſen anerkenne, daß dasſelbe ſich aber nicht 
— EHER Angelegenheiten al3 Bermittlungsinftanz betrachten 
ürfe. 

Das Entgegentommen des Ausſchuſſes wurde von einem Teile der 
Beamtenjhaft mißbilligt, während umgelehrt Sr eine Richtung beiteht, 
die ihm eine zu radikale Haltung vorwirft. Dieſer Gegenjag bildet auch 
die Grundlage für das troß gelegentlicher Verjöhnungen feindliche Ber- 
hältni3 des Komitees zu dem „Bayriſchen Verfehröbeamtenverein‘‘, dem 
die meiſten Mitglieder zugleich angehören, der aber eine vorjichtigere 
Haltung vertritt. ——— iſt mit ihm und dem Eijenbahnlomitee!) am 
28. Auguft 1903 ein N 1 EN nach welchem die 
drei Organijationen „für die gedeihliche Entwidlung der Standesinterejjen- 
vertretung des gejamten mittleren Verkehrsbeamtenſtandes“ eintreten und 
allgemeine Fragen in gemeinjamen Sitzungen beraten wollen. Dieſes 
Kartell iſt auch bisher aufrechterhalten. 

Das Komitee befigt jeit September 1903 ein literariſches Organ, 
da3 anfangs al3 „Zwangloſe Mitteilungen‘ bezeichnet wurde, jeit dem 
1. Januar 1906 aber den Titel „Bayriſche Poſtbeamtenzeitung“ ans 
genommen hat. Vom 1. April 1907 ab iſt eine Rechtsſchutzkaſſe ind Leben 
getreten. 

Das Komitee hat mehrfah Eingaben an die Regierung und ben 
Landtag gemadt, um eine den Eijenbahnbeamten — beſſere 
Stellung der Poſtbeamten hinſichtlich der Anſtellungs-, Gehalts-, Titel- 
und Beförderungsverhältniſſe herbeizuführen. Es iſt wegen ſeiner ent- 
ſchiedenen Haltung zu dem „Bayriſchen Verkehrsbeamtenverein“ in ſchroffen 
Gegenſatz getreten, der aber in der Mitgliederverſammlung am 14. April 
1907 in der unten?) dargeſtellten Weiſe beigelegt iſt. 

Die ern betrug im September 1903: 2714, Ende 1905: 
3349. Ende 1906: 3500 bei insgefamt 3700 aufnahmefähigen Perjonen 3). 


2. Berband der Borftände bayriiher Poftämter 3. Alaffe‘). 


Die Vorfteher von Roftämtern 3. Klaſſe in — ſind die aus 
den Poftgehilfen®) hervorgehenden Expeditoren 2. Klaſſe. Sie haben am 
1. November 1898 den bezeichneten Verband mit dem Sitze in Tirjchen- 
reuth gegründet. 

Er hat den Zweck, „dad Beamtenperfonal ber Poftämter 3. Klaſſe zur Wahrung und 
Förberung feiner Stanbesintereffen zu vereinen und ben follegialen Sinn zu heben“. 
Beitrittäberechtigt find alle Vorfteher folcher Amter, ſowie die Anwärter berfelben. Der 
Beitrag beträgt jährlih 1 M. Verbandsorgan find die „Mitteilungen“. 

Der Berband, dem von den vorhandenen 385 Erpeditoren 2. Klajje 
und 420 ftatusmäßigen Pojtgehilfen 590 al3 Mitglieder angehören, hat 


) Val. ©. 279. ) Bol. ©. 279. 

3) Auf meine frage nad) bem jepigen Mitglieberbeftande hat mir Herr J. Wild geant- 
mwortet, daß biefe Zahl ohne Angaben über bie fonftige Bewegung ein falihes Bild 
geben würde. 

4) Dad Material verdanke ich dem Schriftführer, Herrn Pofterpeditor Höß in Pöttmes 
(Oberbayern). 

d) Bu deren Annahme wird lediglich gute Vollsſchulbildung geforbert. 


mehrfach durch Eingaben auf eine Befjerung der finanziellen und jozialen 
Berhältnifje der betreffenden Beamten hinzuwirken verfudt. Er hat die 
Bildung eined Fonds zur Unterftügung der Witwen verjtorbener Mit- 
glieder ind Auge gefaßt. 


3. Berband der Poftgehilfen Bayerns’). 


Der am 14. Auguſt 1904 gegründete Verband Hat feinen Gig in 
Münden. 


Er bezwedt, „bie Poftgehilfen zur Wahrung und Förderung ihrer Standesintereffen 
zu vereinen und durch fachliche wie allgemeine Fortbildung den Stand ber Mitglieder zu 
heben”. Zur ordentlichen Mitgliedichaft berechtigt find alle Poftgehilien, geprüfte Bolt» 
gehilfen, ftatusmäßige Poftgehilfen und Borftände ber Poftämter 3. Klaſſe. Daneben gibt 
es unterftügende und Ehrenmitglieder. Der Beitrag beträgt jährlih 1 M, m der General» 
verfammlung hat jedes ordentliche Mitglied eine Stimme. Mitteilungen an die Mitglieder 
erfolgen teild buch Zirkulare, teil durch Belanntmahung in den „Mitteilungen für bie 
Beamten ber Poftämter 3. Klaſſe“. 


Wie die Veranlafjung zur Gründung des Verbandes in dem Wunfche 
beitand, die gedrüdte Lage der Poſt ehilten zu verbejjern, jo hat er auch 
bisher ſchon mehrfach in diefer Richtung Schritte unternommen und in 
materieller, wie in jozialer Beziehung Erfolge erzielt. Der Verband zählte 
am 1. Januar 1908 560 Mitglieder; etwa 80 bis 100 Poftgehilfen jtehen 
ihm noch fern. Es bejteht die Abjicht, den Verband dem allgemeinen 
bayriihen Staatädienerfomitee anzujchließen. 


4. Berband des bayrijchen Poſt⸗- und Telegraphenperjonals’). 


Der Berband wurde in einer am 9. Februar 1900 in Nürnberg ab- 
gehaltenen Berjammlung als Organijation des gejamten, im niederen 
Poſt- und Telegraphendienite beidäftigten Perſonals gegründet. 


Der Berband, ber jeinen Sig in München hat, bezwedt: 1. allgemeine Hebung ber 
fozialen Lage aller Bebienfteten und Urbeiter der bayriſchen Poft- und Telegraphenanftalten; 
2. Erftrebung möglichſt günftiger Gehalts- und Dienftverhältniffe; 3. Hebung des Standes- 
bewußtjeins, ber geiftigen Weiterbildung und des gejelligen Verkehrs der Mitglieder. Er 
fteht treu zu König und Baterland. Die Erörterung konfefjioneller und politiicher Fragen 
ift ausgefchlojjen. Die prinzipielle Haltung bed Vereins, inäbefondere das Berhältnis zu 
ben Behörden, ift in den Statuten wörtlich gleichlautend bezeichnet mit den unten?) er- 
mähnten des Bayriſchen Eijenbahnerverbandes, nur fehlt ber Satz, daß bie Mitglieder fich 
ausdrüdlich ald Gegner ber Sozialdemokratie befennen. Die Mitgliebfchaft fteht offen allen 
bei ben bayrijchen Poſt- und Zelegraphenanftalten beſchäftigten ftatusmäßigen und nidt- 
ftatusmäßigen Bebdienjteten, welche dieſe Grundfäße anerfennen. Der Mitgliedsbeitrag be- 
trägt jährlih 4 M., wogegen dad Verbandsorgan, bie „Bayrifche Poſt“, geliefert wird. Der 
Verband gewährt feinen Mitgliedern Rechtsfhug gegen Übergriffe des Bublifums und ber 
Borgefegten, ſowie Sterbeunterftügung und Ehrung bei Tobesfällen. Er befigt eine Biblio- 
thef, vermittelt Unterrichtäfurfe und hat Einfaufsvereinigungen ind Leben gerufen. 


Der Verband jteht in guten Beziehungen zu ben vorgejegten Be— 
hörden. Somohl der Poftminifter v. Frauendorfer, wie der Generaldirektor 
v. Ringer haben ihn mehrfach frundlich begrüßt und ausgejproden, daß 
fie e3 als vorteilhaft betrachteten, durdy ihn die Wünſche des Perjonals 


1) Das Material verdante ich dem Verbandsvorſtande. 
dar verdanke id) dem Berbandöfetretär, Herrn Pratofiel in Münden. 
Bol. ©. 249. 
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kennen zu lernen, und daß ſie ein freies, offenes Wort nicht übelnehmen 
würden. Demgemäß hat er durch ſeine Anregungen vielfache Verbeſſe— 
rungen der Dienſtverhältniſſe erreicht, z. BU. Gewährung von Wohnungs- 
——— Einrichtung einer Poſtkrankenkaſſe, weſentliche Vermehrung 
er etatmäßigen Stellen, Verlängerung des Urlaubes, Schaffung von 
Badegelegenheit, Bewilligung von Umzugsgebühren, Anhörung und Mit— 
wirkung des Perſonals bei Turnusänderungen, Anrede mit „Herr“ im 
dienſtlichen Verkehr, Errichtung von Arbeiterausſchüſſen. 

Der Verband ſteht den chriſtlichen Gewerkſchaften nahe. Allerdings 
wurde der Antrag des Vorſtandes, dem Geſamtverbande derſelben beizu— 
treten, in der Generalverſammlung von 1905 abgelehnt, und zwar wejent- 
lih wegen eines gewiſſen Staatsdienerftolzes; doch hält der Borjtand 
2 jeiner Auffafjung feit und hofft, den Anſchluß in nächjter Zeit durch— 
zulegen. 

Der Berband fteht zu dem „Bayriſchen Berfehrsbeamtenverein‘!; 
in freundjchaftlichen Beziehungen, dagegen wurde da3 Verhältnis zu dem 
„Poſtkomitee“?) mehrfach durch Reibereien beeinträchtigt, die jedoch mehr 
perſönliche al3 prinzipielle Grundlagen hatten. 

Die Mitgliederzahl, die bei der Gründung 487 betrug, war jchon im 
Mai 1900 auf 1869, Ende 1901 auf 5046, 1902 auf 5881, 1903 auf 
6013, 1904 auf 7413, 1905 auf 8121, 1906 auf 9068, 1907 auf 9921 
und am 1. April 1908 auf 10883 gejtiegen. Das Vermögen betrug 
82430 M., die Auflage des Verbandsorgans 12000. 


c) Württemberg. 
1. Bereinigung der höher geprüften Poſtbeamten Württembergs?). 


Die ungünftige Geftaltung der Anjtellungs- und Beförderungsverhält- 
niſſe des höheren württembergijchen Boftdienites hatte jchon mehrfach den 
beteiligten Beamten Beranlajjung gegeben, ihre Wünſche auf Befjerftellung 
in gemeinjamen Eingaben an die Behörden geltend zu maden. Dies 
führte dann dazu, daß man eine dauernde Organijation ald ein wirkjameres 
Mittel zur Erreichung dieſes Zwedes anjah, und jo wurde am 19. Mai 
1901 die in der Überjchrift genannte Vereinigung mit dem Gibe in 
Stuttgart gegründet. 

Ihr Zweck ift „die Förberung ber Berufsintereffen ihrer Mitglieder‘. Beitritts- 
berechtigt ijt, wer in Württemberg bie höhere Poft- und Telegraphenbienftprüfung be» 
fanden hat oder im höheren Dienfte der mwürttembergifchen Poſt- und Telegraphenverwaltung 
angeftellt if. Der jährliche Beitrag beträgt 1 M. 

Die Bereinigung bei jeder Etat3aufftellung die Wünjche ihrer 
Mitglieder auf mündlihem und fhriftlichem Wege zur Kenntnid der vor- 
gejegten Behörde gebracht und dabei jtet3 ein freundliches Entgegenflommen 

efunden, auch erhebliche Verbejjerungen erreicht, obgleid) noch manche 
ünjche unerfüllt geblieben find. Selegenttic, 3. B. bei der Frage ber 


) Bol. ©. 277. ”) Bol. ©. 234. 
2) Das Material verdante ich dem Borfigenden der Bereinigung, Herm Poſtbetriebs 
inipeftor Hagner in Stuttgart. 
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Erhöhung der Wohnungsgeldzuſchüſſe, iſt die Vereinigung auch gemein- 
ſam mit den übrigen Beamtenvereinen vorgegangen. 

Die Mitgliederzahl betrug am 1. April 1908 101 bei insgeſamt 110 
in Frage kommenden Beamten. 


2. Verband der württembergiſchen Poſt- und Telegraphen⸗ 
unterbeamten!). 


Der am 1. Juli 1900 gegründete Verband Hat ſeinen Sitz in 
Stuttgart. 


Er bezwedt „die Förderung der Interefjen der Unterbeamten und Arbeiter der württem- 
bergifhen Boft- und Xelegraphenverwaltung, insbefondere 1. Hebung bed GStanbesbewußt- 
feins, Pflege der geiftigen Ausbildung, der Kollegialität und des gefelligen Verlehrs ber 
Mitglieder; 2. Schaffung von Unterftügungstaffen und ſonſtigen geeigneten Wohlfahrts⸗ 
einrichtungen; 3. Erzielung möglichſt günſtiger Lohn- und Arbeitsbedingungen“. Der prin- 
zipielle Standpunkt des Vereins iſt (mut. mut.) gleichlautend wie in dem Statut des 
Bayriſchen?), Württembergifchen?) und Badiſchen Eifenbahnerverbanbest) bezeichnet, doch fehlt 
der Sag, daß jedes Mitglied ſich durch feinen Eintritt ald Gegner ber Sozialdemokratie 
befenne. Als Mittel zur Erreihung des Verbandszweckes werden aufgeführt: „Eingaben 
an bie vorgejegten Behörben, die Regierung und bie Parlamente, Verhandlungen mit den 
Behörden in Lohnfragen und bei jonftigen berechtigten Wünfchen und Beſchwerden, belehrenbe 
und bildende Vorträge, Auskünfte in Rechtsſachen und bienftlihen Angelegenheiten, Ans 
fertigung von Scriftjägen, Schaffung einer Bibliothef und einer Berbandszeitung.” Bei» 
trittöberechtigt find alle im württembergifchen Poſt- und Telegraphenbetriebe verwendeten oder 
penfionierten Unterbeamten, Boftagenten, Boftillone, Anwärter und das ganze Jahr Hin 
durch befchäftigten Arbeiter. Der Beitrag beträgt jährlid 2 M. Die Generalverfammlung 
befteht aus Delegierten ber Obmannfchaften. Berbandsorgan ift die „Württembergifche Poft“. 
Der Berband hat einen befoldeten Verbandsſekretär. 


Der Verband hat ſich bemüht, eine materielle Bejjerftellung der Mit- 
lieder und eine Regelung der Dienft- und Ruhezeit herbei re: ins⸗ 
eſondere iſt er in Eingaben an die Behörden und den Landtag dafür 
eingetreten, daß die etatmäßig angeſtellten Unterbeamten nach einer be— 
ſtimmten Anzahl von Dienftiahren auf Zebenzzeit angeftellt werben jollen. 
Ebenjo fordert er eine beſſere Witwen- und Waijenverjorgung, Anderung 
des PDisziplinarverfahreng, insbejondere Abjichaffung der Haftitrafe, Re- 
vijion des Geheimaktenweſens und Einblid in diejelben für die beteiligten 
Beamten, ferner Schaffung gehobener Stellen, um den vormwärtäftrebenden 
Elementen eine Beförderung zu bieten. Der Verband bejist eine Unter- 
ftügungsfaffe und bejorgt den gemeinjamen Bezug von Waaren. Das 
Sefretariat erteilt Auskünfte auch in privaten Angelegenheiten. 


Der Verband ift der „Ständigen Kommiſſion der mwürttembergifchen 
Staat3unterbeamten‘5) und dem „Verbande mwürttembergifcher Beamten- 
und Unterbeamtenvereine‘®) angeichlofjen; er fteht in freundichaftlichen 
Beziehungen zu dem „Verbande deutſcher Poft- und Telegraphenajfi- 
ftenten‘?) und dem „Berbande de3 bayriichen Poft- und Telegraphen- 
perſonals“ 8). 

Die Mitgliederzahl, die bei der Gründung 968 betrug, war am 
1. April 1907 auf 2600 geſtiegen. 


1) Das Material verdanke ich dem Verbandsvorſitzenden, Herrn Nuber in Stuttgart. 
) Bol. ©. 249. 9 Bgl. ©. 252. 9 Bgl. ©. 255. 8) Bat. I 117, 
9) Bgl. T 118. ) gl. ©. 216. 9) Bgl. ©. 237. 


B. Eifenbahnverwaltung. 
l. Allgemeine Organifationen. 
a) Deutfches Reid). 


1. Deutſcher Eifenbahnbeamtenverein'). 


Ende 1891 wurde in Hannover ber „Rechtsjchugverein deutſcher Eifen- 
bahn⸗Verkehrsbeamten“ gegründet. 


Sein Zwechk beftand darin, „feinen Mitgliedern in allen auf den Eifenbahnbienft 
bezüglichen Strafſachen, fowie in benjenigen Zivilprozeſſen, welche aus dem Eifenbahndienfte 
heraus entftehen, ben nötigen Rechtsſchutz angedeihen zu laſſen“, außerdem auf Verhütung 
von Eijenbahnunfällen hinzumwirten, die Einrichtung bejonderer Eifenbahngericdhte zur Untes 
juhung der Betriebsunfälle anzuftreben und Wohljahrtdeinrichtungen zur —— der 
wirtſchaftlichen Lage ber Vereinsmitglieder in die Hand zu nehmen. Zum Beitritte waren 
berechtigt „alle dauernd angeftellten Eijenbahnbedienfteten von deutſchen Lolomotiveifen- 
bahnen mit Ausſchluß ber jelbftändig betriebenen Bergwerls-, Jnduftrie u. dgl. Bahnen, 
foweit fie zum Betriebe ober zur Bahnbewahung in irgendwelcher Beziehung ftehen“, 
und zwar fowohl die aktiven als die penfionierten. 

Der ©. jtand anfangs in Oppofitionsjtellung zu den Behörden, wurde 
bon ihnen verfolgt und war im Begriffe der Auflöjung, als man im 
September 1892 ir entichloß, diefe Haltung zu ändern und an die Stelle 
des Oppojitionsprinzipes das Loyalitätsprinzip zu jeßen und Die un— 
ruhigen Elemente zu entfernen. Man erweiterte den „Rechtsſchutzverein“ 
zu dem „Deutijhen Eijenbahnbeamtenverein”. 

Der B., der feinen Sig in Hannover hat, verfolgt nad feinen Statuten vom 8, Juni 
1891, in ber durch die Beichlüjfe vom 15. Mai 1898 und 24, Mai 1903 veränderten 
em ‚ ben Bwed, die idealen und kollegialen Intereſſen feiner Mitglieder, jowie ben 

inn Mr Batriotismus, Pflichttreue und Sorpsgeift zu hegen und zu pflegen, nebenbei 
aber auch bie wirtſchaftlichen Verhältniſſe durch Wohlfahrtseinrichtungen zu fördern. Als 
Mitglieder können aufgenommen werden alle altiven und penfionierten oder zur Dispofition 
geftellten deutſchen Eijenbahnbeamten und Hilfsbeamten ohne Unterſchied der Grabe bis 
um vollendeten 50. Lebensjahre, fofern fie in Eid und Pflicht ſtehen. Die ordentlichen 

itglieder zerfallen in aftive und paffive, je nahdem fie noch im Dienft find oder nicht. 
Der vierteljährliche Beitrag beträgt für bie erfteren 50 Pf., für bie legteren 25 Pf. 

Der 8. gewährt feinen Mitgliedern: 1. Rechtshilfe in allen auf den Eijenbahndienft 
bezüglichen Strafjachen, fowie in denjenigen Zivilprozejjen, die au dem Eifenbahndienft 
— — entſtehen, ebenſo ben Hinterbliebenen zur Geltendmachung ihrer geſetzlichen Anſprüche; 
. allgemeine Intereſſenvertretung durch Gutachten über alle Vorgänge, ſowohl im Berufs, 
wie im Privatleben; 3. Unterftügungen; 4. Darlehen; 5. Unfall- und Begräbnisbeibilfen 
burch eine für alle Mitglieder obligatorifhe Kafje mit einem Beitrage von vierteljährlich 
1 M. 50 Pf.; 6. Beteiligung an ber vom Berein eingerichteten Zentral-Wareneinkaufs- 
ſtelle; 7. Verbilligung von Lebens und Unfallverfiherungen. Organ des 8. find bie 
„Deutichen Verlehrsblätter“. 


Der V. hat wiederholt energiiche Beichlüffe gefaßt, um das Eindringen 
ber Sozialdemokratie in jeine Reihen zu hindern und feine jtrenge Loyalität 
zu betonen. Mehrere Eijenbahndirektionspräjidenten find ſeine Ehren- 
mitglieder. 

Bis Ende 1896 hatte der V. mit den Vereinen von Sadjjen, Baden, 
Württemberg und Darmitadt Hinfichtlich der NRechtöhilfe eine gemeinjame 
Organifation, die aber ſeit 1897 aus dem Grunde aufgelöft ift, weil 
angeblich die Behandlung von Betriebsunfällen in den anderen Ländern 
eine viel mildere ijt, al3 in Preußen, jo daß durch die gemeinjame Rechts- 


1) Das Material verdanle ich bem Vereinsvorſtande. 
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hilfe die außerpreußiſchen Mitglieder überlaſtet wurden. Auch die Zu- 
ehörigfeit de3 V. zu dem Werbande der deutſchen und öſterreichiſchen 
ijenbahnbeamtenvereine ift nad) dem Beſchluſſe der am 16. Oktober 1898 
abgehaltenen außerordentlichen Generalverfammlung gelöft, dagegen wird 
die Errihtung eines Bundes mit allen preußiſchen Eifenbahnbeamten- 
vereinen an etrebt. 
Die Mitgliederzahl belief fih am 1. Juni 1908 auf etwa 15000. 


2. Berband deutiher und öfterreihifher Eifenbahnbeamten- 
Bereine'). 


Der Berband wurde am 8. September 18% in Freiburg i.B. von 
1. dem V. der Beamten der jächjiichen Staatseijenbahnen, 2. dem 8. 
mürttembergifcher Verfehrsbeamten, 3. dem ®. badijcher Eifenbahnbeamten, 
4. dem heiliihen Staat3eijenbahnbeamten-®B. und 5. dem öfterreichijchen 
Eifenbahnbeamten-®. begründet. Der Hejfiiche ®. hat ſich aufgelöft. Später 
find der ®. der Reichseijenbahnbeamten und der beutjche Eifenbahnbeamten- 
Verein in Hannover dem Berbande beigetreten, doc, find beide jpäter 
wieder — Der Austritt des V. der Reichseiſenbahnbeamten 
erfolgte 1905, weil eine von ihm beantragte Statutenänderung, die den 
Verband auf die reichsdeutſchen Vereine beſchränken und den öſterreichiſchen 
Verein ausſchließen wollte, abgelehnt wurde. 


Der V. bezweckt „die Herſtellung und Unterhaltung regelmäßiger, geordneter Be— 
ziehungen zwiſchen den ihn bildenden Vereinen behufs wirklſamerer Berfolgung der überein» 
ſtimmenden Ziele, fomweit diefe auf die Hebung bed Standes der Eifenbahn- und Verlehrs— 
beamten in wirtſchaftlicher, gefellfchaftlicher, geiftiger und beruflicher Hinficht gerichtet find. 

Im bejonderen foll diefer Zweck angeftrebt werden 1. durch Austauſch der auf bem 
vorgenannten Bereinägebieten gewonnenen Erfahrungen, Anregung zu zmwedmäßigen Aus 
geftaltungen, nad) Befinden, Bereinheitlihungen, ſowie durch gemeinfchaftliche Behandlung 
wichtiger, im Programm der Bereind- und Verbandsbeſtrebungen liegender Fragen; 2. durch 
Inslebenrufen gemeinnügiger Einrichtungen und Verfolgung gemeinfamer ——— in 
geiſtiger, materieller oder beruflicher Beziehung und zwar je nach Gebot der Umſtände als 
Unternehmungen des Verbandes oder der einzelnen Vereine, im letzteren Falle, wenn dazu 
geeignet, nach dem Grundſatze der Gegenfeitigfeit, d. h. mit ber Wirkung gleichzeitiger 
Benupbarfeit für alle dem Berbande angehörenden Vereine; 3. durch gemeinjchaftliches 
Wirken für das Verbandsorgan; 4. Abhaltung regelmäßiger Berbandstage. Die Behand» 
fung von politifhen unb religiöfen Ungelegenheiten ift ausgeſchloſſen. 

Zur Mitgliebjchaft berechtigt find außer den genannten, jet dem Berbande ange 
— Vereinen alle in deutſchen Staaten ins Leben tretende Eiſenbahnbeamtenvereine, 
oweit fie die Hebung des Eifenbahn-, bzw. Verlehrsbeamtenſtandes verfolgen. Zu anderen 
beutichen ober außerdeutſchen Bereinen, bie gleiche Biele haben, ift die Anfnüpfung von 
Beziehungen, der Austaufh von Erfahrungen und der Abſchluß von Gegenfeitigkeitsab- 
fommen vorbehalten. Die ng ee be3 Berbandes werden auf bie ihm angehörenden Ber- 
eine nad) dem Verhältnis der Mitglieder jährlich umgelegt. Auf den Berbandstagen haben bie 
Vereine nad ihrer Mitgliederzahl zwei bi neun Stimmen. Das Berbandsorgan ift bie 
feit 1. Oftober 1898 —— „Deutſche Eifenbahnbeamten-Beitung”. Daneben werben 
„Verbandsſchriften“ herausgegeben. 


Der B. befaßt ſich mit allen wichtigeren, die deutſchen Eiſenbahn— 
beamten berührenden Fragen, indbefondere it er für den Wegfall 
der Amtsfautionen und des Beſchwerdebuches und für Abänderung 
des 5 316, Ziff. 2 StGB. jowie Milderung des Strafvollzuges eingetreten. 
Ebenſo ijt in einer Denkſchrift die ftaatliche Regelung der Hinterbliebenen- 
fürforge, jowie der Dienjt- und Ruhezeit gefordert. Daneben ift der ®. für 


1) Das Material verbanle ich einer Duelle, die nicht genannt fein will. 
Kulemann, Berufövereine. II. 16 
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Beſſerung der Wohnungsverhältniſſe, ſowie Sicherung des Petitionsrechtes 
der Beamten eingetreten und hat Fortbildungskurſe für ſeine Mitglieder 
abgehalten. Die Beteiligung an politiſchen Wahlen dagegen iſt abgelehnt. 

Da Ende 1905 von den angejchlojjenen Bereinen der jächjiiche 9055, 
der mwürttembergijche 1300, der badijche 1352 und der öfterreihiiche 5662 
Mitglieder zählten, jo betrug der Geſamtbeſtand 14369. Ende 1907 war 
die gap auf 17800 geitiegen. 


3. Berband deutiher Eifenbahnhandwerter und »arbeiter'). 


Der Berband ift am 1. Mai 1884 unter dem Namen: „Verband 
deutjcher Eiſenbahnhandwerker“ — da aber nach dem Statut die 
Mitgliedſchaft jedem bei den Eiſenbahnen le rg bejchäftigten 
Handwerker und ftändig beichäftigten Arbeiter offen jteht, jo war dieſer 
Name zu eng; derjelbe ift deshalb in der am 28./29. Mai 1897 in Kaſſel 
abgehaltenen 3. Delegiertenverfjammlung in der aus der Überjchrift erjicht- 
fichen Weife geändert, doc gehören ungelernte Arbeiter dem Verbande 
nicht an. ° 

Bwed des B., ber jeinen Sig in Trier hat, ift: 1. Pflege und Förderung treuer 
vaterländifcher Gefinnung, fowie des Einvernehmend mit allen obrigfeitlihen Behörden; 
2. Unterftügung für franfe, invalide, verunglüdte und durch Alter erwerbsunfähige Mit- 
glieber und deren Angehörige; 3. Unterftügung der Mitglieder im Sterbefalle ber Ehe 
frauen; 4. Unterftügung ber Hinterbliebenen, befonbers ber Witwen und Waifen; 5. Unter- 
ftügung in außerordentlichen Notfällen; 6. Hebung des Stanbesbemwußtfeind und Förberung 
des Handiwerkerftandes durch geeignete Einrichtungen, Vorträge und Belehrungen aller Art; 
7. Unterftügung arbeitslos gewordener Mitglieder zur Erlangung einer neuen Stelle; 8. Hilfe 
und Rat in allen unverfchuldeten Notfällen und bei Fragen bes öffentlichen Rechts; 9. Ber- 
tretung ber ntereffen des Handiwerkerftandes in jeder Hinficht; 10. reger Verlehr der Mit- 
lieber umter fich, fowie unter deren yamilienangehörigen zu diefen Zwecken. Ein Rechts 
anſpruch auf beftimmte Unterftügungen fteht den Mitgliedern nicht zu; deren Bewilligung 
fteht im Ermefjen des Vorftandes. Verbandsorgan ift die „Beitung des Verbandes beutjcher 
Eijenbahnhandwerter”. 

Wie die mitgeteilte Äußerung des Statutes ergibt, jteht der V. im 
Gegenjage zu der Sozialdemokratie, wie denn durch $3 den Mitgliedern 
ausdrüdlih zur Pflicht gemacht ift, „alle ſtaatsfeindlichen Beitrebungen 
zu meiden und abzumehren“. Deshalb ift er auch zu dem unten?) zu 
erwähnenden „Verbande der deutichen Eijenbahner” von Anfang an 
in ſcharfen — getreten, der auf der Generalverſammlung in Kaſſel 
nur von einzelnen Seiten getadelt wurde. 

Als trogdem in der Preſſe die Nachricht auftauchte, daß in dem V. 
ſozialdemokratiſche Beſtrebungen zutage getreten und deshalb von der Eiſen— 
bahndirektion Altona den Arbeitern der Beitritt verboten ſei, erließ der 
Vorſtand im Januar 1903 eine Erklärung, in der er dieſe Behauptungen 
als unwahr bezeichnete und ſein Programm kundgab. 

Nach dieſem erſtrebt der V.: 1. eine unbedingt ſichere Exiſtenz, ſowie einen ben je 
meiligen Leiftungen entjprechenden ficheren und nad) dem Dienftalter periodiſch fteigenben 
Verbienft bei möglichfter Beſchränkung der Wrbeitäzeit; 2. eine unbedingt auskömmliche 
Verforgung im Ulter und bei Ermwerböunfähigteit, fowie unbedingt ausfömmliche Verſorgung 
ber Witwen und Waijen; 3. weſentliche Verbeſſerung der Kranfenfürjorge und aller wirt- 


1) Das Material für die 1. Auflage hat mir der Berbandsvorfigende, Sattler Peter 
Molz in Trier, geliefert. Auf meine wiederholten Bitten um Ergänzung biefer Angaben 
für die 2, Auflage habe ich feine Antwort erhalten. Ich babe deshalb als Duelle nur ge 
Ey ——— = bem „Zentralblatte der chriftl. Gewerkſchaften“ benupen können, 

l. ©. ö 


— 243 — 


ſchaftlichen Berhältniffe des Eifenbahnhandiverter- und -arbeiterftandes; 4. die gleichen Rechte, 
wie fie den Eifenbahnbeamten gewährt find, und Unftellung nad zehnjähriger Beſchäftigung 

Der ®. hat für jeine Mitglieder eine Kranfenverficherung und eine 
Feuerverjiherung geichaffen, eine ae beichloffen und 
die Gründung von Darlehnskaſſen, Konjumvereinen, Einfaufd- und Bau- 
genoſſenſchaften ind Auge gefaßt. 

Der V. ftand anfangs den chrijtlichen G. nahe, hat ji) auch an den 
beiden nationalen Arbeiterfongrejjen in Frankfurt a. M.!) und Berlin?) 
beteiligt, dod) iſt das Verhältnis immer kühler geworden, da der Vorjitende 
Molz Fi der Bewegung ber katholiſchen Fachabteilungen?) angejchlojjen hat. 

Die a l, die im Dftober 1898 20000 betrug, war 1902 
auf 44000, 1903 auf 48116 und 1904 auf 48903 geftiegen, iſt ſeitdem 
aber jtetig zurüdgegangen; jie betrug 1905 nur 41436 und 1906 nur nod) 
35091. Ende 1907 war fie wieder auf 37433 geftiegen. 


4. Der Berband der deutihen Eifenbahner‘). 


Nachdem einige im Sale 1890 in Hamburg, Halle, Magdeburg und 
Berlin gebildete Vereine, obgleich jie in erjter Hnie Unterſtützungszwecke 
verfolgten, durch Maßregelungen der leitenden Perſonen ein raſches Ende 
efunden hatten, begann im Winter 1896/97 in vielen Orten Deutſchlands, 
— in Oſterreich gleichzeitig und unabhängig voneinander eine umfaſſende 
Organiſationsbewegung der „Eiſenbahner“, die zuerſt in Hamburg zu 
einem greifbaren ne führte, indem dort auf Grund des Beichluffes 
einer am 8. Dezember 1896 jtattgehabten Verfammlung in einer ferneren 
auf den 13. Januar 1897 einberufenen die Bildung eined® Verbandes 
erfolgte, der ſich jpäter mit den gleichartigen in Sadjen, Bayern uſw. 
egründeten Vereinigungen zu einem einheitlihen Verbande verjchmolz. 

er Sit desſelben ift Hamburg; Vorſitzender und Seele des ganzen Unter- 
nehmens war bei der Gründung und in den eriten Jahren be Beſtehens 
Heinrich Bürger, der ſich aber ſpäter zurückgezogen hat. 

Der V. umfaßt nach dem Statute die Perſonale ſämtlicher ſtaatlichen und privaten 
Eiſenbahnbetriebe ohne Unterſchied der Dienſtſtellung. Als Zwecke werden aufgeführt: 
1. Erzielung möglichſt —— Lohn⸗- und Arbeitsbedingungen; 2. Pflege ber Berufs 
ftatiftil; 3. Hebung bed Standesbemwußtjeins und Förderung ber geiftigen Intereſſen durch 
Errichtung einer Bibliothef und Abhaltung von Vorträgen beruflicher, gejellichaftlicher und 
wirtichaftliher Art, fowie Gründung einer in biefem Sinne geleiteten Zeitfchrift; ber V. 
joll eine Pflegeftätte des gejelligen Berfehrs der Mitglieder fein; 4. Schaffung von Unter- 
ftügungseinrichtungen, bie den Mitgliedern nah Maßgabe einfchlägiger Beftimmungen Schuß 
und Beiſtand in den verjchiebenen Lebenslagen gewähren. 

Geit 15. April 1898 ift eine Zuſchußkaſſe in Kraft getreten, Die 
Kranfengeldzufhuß von wöchentlich 4M. und Zufhuß zu dem beim Tode 
eines Mitgliedes gezahlten Sterbegelde bis zu IOM., außerdem beim 
Tode der Ehefrau eine Unterftügung von 25M. und für Wochenbett 
10 M. gewährt. Der Beitrag beträgt wöchentlich 15 Pf., doch kann durch 
Zahlung des doppelten Beitrages bei dem Kranken- und Sterbegeld, ſowie 


) Bol. ©. 188. 2) Bol. ©. 194. 3), Bel. ©. 174. 

) Das Material verbanle ich für die 1. Auflage teild den Mitteilungen des Bor- 
ftanbes, teild habe ich e3 aus dem Berbanddorgane entnommen. Yür die 2, Auflage war 
ich auf Notizen in dem „Sorrejpondenzblatt der Generallommiffion‘ angemiejen, da wieder- 
holte Schreiben, bie ih an ben früheren und ben jegigen Borfigenden, Jochade und Weftphalen, 
richtete, Feine Beantwortung gefunden haben. Auch ift die mehrere Jahre hindurch erfolgte 
Zufendung bes Verbandsorgans feit längerer Zeit eingeftellt. 


16* 


— MM — 


der Unterſtützung beim Tode der Ehefrau eine Steigerung der Leiſtungen 
auf das Doppelte herbeigeführt werden. Auch eine Gemaßregelten— 
unterſtützung, ſowie eine Unterſtützung bei Krankheiten und Unfällen iſt 
ſeit 1. Januar 1899 in Kraft getreten; eine Waiſen- und Altersunter— 
ftügung wird geplant. 

Der ®. bejigt in dem „Wedruf der Eifenbahner” ein eigned Organ, 
da3 jeit 1. Juli 1897 zweimal im Monate erjcheint und nad) der eignen 
Erflärung jeines erjten Herausgebers Bürger eine „keineswegs zahme 
Sprache“ Ma Der V. hat ji den unter ber ‚Generaltommitfion“ 
vereinigten freien Gewerkſchaften angeichlojjen, lehnt es aber durch— 
aus ab, fozialdemofratifche oder überhaupt parteipolitiihe Beftrebungen 
zu verfolgen, behauptet vielmehr, ausjchließlich ſich den mwirtjchaftlichen 
und 3* Intereſſen der unteren Eiſenbahner zu widmen. 

Der V. hat mit den Verbänden der Holz- und Metallarbeiter Kämpfe 
an beitehen gehabt, weil dieje das Organijationzgebiet einjchränfen wollen. 

uf dem legten Verbandstage!) wurde darüber lebhafte Klage erhoben. 
Dagegen fteht der V. mit dem „Sübddeutichen Eifenbahnerverbande‘ ?) 
in nahen Beziehungen. Es wurde bejchlojjen, demjelben dad Großherzog. 
tum Hejjen zur Agitation zu überlajjen und die Verjchmelzung beider 
Verbände und ihrer Organe möglichit zu bejchleunigen. Ebenſo freund— 
ſchaftlich iſt das Verhältnis zu den V. der Handeld-, Transport und 
Berfehrsarbeiter, mit dem ein Kartellvertrag abgeſchloſſen iſt. Es wurde 
beſchloſſen, auch mit den übrigen Organijationen der Verkehrsarbeiter 
Rartelle zu vereinbaren und grumbfäßfich anzuerkennen, daß die Eijenbahn- 
arbeiter ihrer engeren Berufsorganijation zuzuführen jeien. Der Beitrag 
wurde von 25 auf 30 Pf. wöchentlich erhöht. Der Antrag, die Maß— 
regelung3unterftügung in eine jolche für Arbeitslofigfeit umzuwandeln, 
wurde abgelehnt. 

Der Gedanke eines engeren Zufammenjchlufies aller Berfehrsarbeiter 
war die Grundlage für eine am 7./8. September 1907 in Hamburg ab- 
gehaltene Konferenz, an der die Vertreter der Eijenbahner, der Transport» 
arbeiter, der Hafenarbeiter, ſowie der Seeleute, Maſchiniſten und Heizer 
teilnahmen. Es wurde beichlojjen, daß die vier Verbände ſich zu einem 
einheitlichen „Deutſchen Transportarbeiterverbande“ zuſammenſchließen 
ſollen, in dem die bisherigen Verbände als Sektionen aufrechterhalten 
bleiben. Die Vereinbarung bedarf jedoch noch der Zuſtimmung der General⸗ 
verjammlungen der vier Verbände. Erjt wenn Ddieje erteilt ijt, joll die 
—— des neuen Verbandes in einer allgemeinen Verſammlung 
erfolgen. 

Über die Mitgliederzahlen und die Leijtungen lehnt der Vorſtand alle 
Erklärungen mit der Begründung ab, daß man „angeficht3 der verwaltungs— 
feitig ind Werk gefegten Unterdrüdungsmaßnahmen und — — 
mit Angaben in der Offentlichkeit ſehr vorſichtig ſein müſſe“. Es iſt in 
der Tat ein Zeichen des heute in den Kreiſen der Regierung vorhandenen 
Maßes ſozialpolitiſchen Verſtändniſſes, daß man die Mitgliedſchaft des 
Verbandes mit Entlaſſung bedroht und das Verbandsorgan verbietet, als 
ob die Unterdrückung aller Außerungen der Unzufriedenheit dieſe ſelbſt 


1) fiber denſelben wird in Nr. 26 bes „Korreſpondenzblattes ber Generalkommiſſion“ 
vom 30. Juni 1907 berichtet mit dem Bemerlen, daß Ort und Zeit ber Tagung nicht am 
aachen eg — um Maßregelungen ſeitens der Behörde vorzubeugen. 

gl. S. 
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befeitigen könnte, wobei e3 ganz ohne Bedeutung bleibt, ob fie begründet 
ift oder nit. Wenn der Staat Arbeiter wegen A politijchen —— 
entläßt, jo handelt es ſich natürlich nicht um Ausübung feines Hoheits— 
rechtes, ſondern um einen Akt der privaten Unternehmertätigkeit, und 
wenn er hierbei ſich den engherzigſten Unternehmern an die Seite ſtellt, 
ſo iſt das ein Hohn auf die Forderung des kaiſerlichen Erlaſſes, daß die 
Staatsbetriebe ſoziale Muſteranſtalten ſein ſollten. Gerade der Staat 
ſollte in der Ausübung des geſetzlich gewährten Koalitionsrechtes eine 
Einrichtung ſehen, die er nicht auf dem Wege der Verwaltung wieder 
hinfällig und inhaltlos machen darf. 


5. Verband deutſcher Privateiſenbahnbeamten). 


Der am 1. April 1898 gegründete „Verband deutſcher Privat— 
eiſenbahnbeamten“ erſtreckt ſich auf ganz Deutichland, die ſüdweſt— 
afrilanifche Kolonie und Deutſch-China. Straßeneifenbahnen jind bisher 
im allgemeinen ausgejchlojjen. 


Er bezmwedt: bie Bereinigung aller Angeſtellten deutſcher Priviteifenbahnen und 
Eifenbahnbau- unb Betriebögefellichaften. 

Die Ziele des ®. find insbefondere die folgenden: 1, Die wirtfchaftlichen Verhältniſſe 
feiner Mitglieder zu förbern, bie follegialen ntereffen, jowie ben Sinn für Batriotig- 
mu? und Pflichttreue zu pflegen und u ftärfen; 2. Gewährung von Unterftüßungen an bie 
Hinterbliebenen bei ZTobesfällen der Mitglieder, forwie, wenn Mitglieder unverfchulbet in 
bebrängte Wirtichaftsverhältnijfe geraten find; 3. feinen Mitgliedern Rehtsfhup in allen 
Berufsangelegenheiten zu gewähren; 4. Stellenvermittlung; 5. Rat und Hilfe in Berufs- 
unfallfahen; 6. Raterteilung in allen Gehaltsregulierung, Dienftaltersfeftfegung, Benfio- 
nierung, ur cn Stellenzulage, Reifeloften, Urlaub, Dienftftundenbauer ufm. betreffenden 
Fragen auf Grund ber beftehenden Geſetze und Berordnungen; 7. Beranftaltung don 
wiffenichaftlihen Vorträgen, patriotifchen Feiten ujw., um dadurch den Geift ber Aufammen- 
gehörigfeit aller Privateifenbahnbeamten ohne Sonberintereffen zu fördern; 8. auf Reifen 
und bei dem Beſuch von Bädern, Hotel, Kuranftalten uſwp. Ermäßigungen für die Mit 
glieder zu gewinnen; 9. duch Anſchluß an den Preußifchen Beamten-Verein zu Hannover 
Abſchluß von Verträgen über Lebend-, Kapital-, Renten- uſw. Berficherung zwecks Erzielung 
billiger Prämienfäge; 10. durch Anſchluß an das Wohlfahrtsübereinlommen der preußifchen 
Staatseifenbahnbeamten ben Mitgliedern, bzw. deren Hinterbliebenen bie ſatzungsgemäßen 
Beihilfen zu gewähren. 

Zur Mitgliedfhaft berechtigt find alle bei einer Privateifenbahn, bzw. einer 
einer Eijenbahnbau- und Betriebsgefelichaft angeftellten Beamten und Hilfsbeamten beiberlei 
Geſchlechts. Der Beitrag beträgt monatlicd; 50 Pf., wofür das PVerbandsorgan, „Der Privat- 
eifenbahnbeamte” den Mitgliedern unentgeltlich geliefert wird. Der V. gewährt Stellen- 
vermittlung, Rechtshilfe in allen auf ben Eifenbahnbetrieb bezüglichen Straffachen, ſowie 
in denjenigen Bivilprozeffen, die aus dem Eifenbahndienfte heraus entftchen, außerbem 
Unterftüungen, bie nad) Ermeſſen feftgefeßt werben, beim Tobesfalle eines Mitgliedes und 
in bejonderen Notlagen. Außerdem ift der Berband dem „Wohlfahrtsübereinlommen für 
die Beamten ber preußifchen Staat3eifenbahnverwaltung” angefchloffen, welches gegen ber 
fonbere Beiträge im Falle des Tobes oder ber Penfionierung Beihilfen gewährt. Die 
frühere jelbftändige Sterbelaffe des 3. ift feit 1905 als ſolche aufgehoben und mit bem 
allgemeinen Unterftügungsfonds vereinigt. 


Der ®. befolgt den Grundjaß, jich bei feinen Beftrebungen in maß- 
vollen Grenzen zu halten und ein gutes Einvernehmen zwiſchen Direktionen 
und Beamten zu erhalten; er lehnt deshalb oppofitionelle Tendenzen ab, 
„Die geeignet find, ihn auf eine abſchüſſige Bahn zu lenken und den Be- 
ftrebungen der Gegner von Ordnung und Wohlfahrt im Reiche Vorſchub 
zu leiften“. „Maßvoll und ftreng loyal, doch auch unerfchroden und 
unermüdlich will er für die Hebung des Standes und die Intereſſen feiner 


1) Das Material verdbanfe ich dem Verbandsvorſtande. 
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Mitglieder eintreten.“ Er hat erzielt, daß ihm die großen Verwaltungen 
freundlich gegenüberſtehen, obgleich einzelne Betriebsleiter Widerſacher 
ſeiner Beſtrebungen jind. 

Der V. hat ſeinen früheren korporativen Anſchluß an den deutſchen 
Eiſenbahnbeamtenverein in Hannover am 1. Juli 1905 aufgegeben. Gegen- 
ftand feiner Tätigkeit jind bisher insbejondere gewejen die Regelung der 
Bejoldungs-, Benlions- und Anjtellungsverhältnijje, die Gewährung von 
Sommerurlaub und freier Fahrt, ſowie Herbeiführung einheitliher Prü- 
fungsvorſchriften. In der Generalverfammlung am 10. Juni 1906 it 
die Anftellung eines bejoldeten Generaljefretärs bejchlofjen. 

Die Mitgliederzahl betrug 1898: 260, 1899: 597, 1900: 1115, 1901: 
1893, 1902: 2909, 1903: 3733, 1904: 4369, 1905: 4794, 1906: 5200, 
1907: 5400, am 1. April 1908: 7200. Bon den bejtehenden 439 Privat- 
bahnen gehören Beamte von 301 Bahnen ihm an. 


b) Preußiſch · heſſiſche Eiſenbahngemeinſchaft. 
Allgemeiner Verband der Eifenbahnvereine'). 


Der Wunſch, oppojitionellen Beitrebungen der Arbeiterjchaft entgegen- 
Ben, hat mehrfach die Eijenbahnbehörden veranlaßt, die Bildung von 
rganijationen zu begünjtigen, die mehr oder weniger weitgehend unter 
ihrem Einflufie heben Sp wurden 3. B. im Frühjahr 1898 in Altona 
Vereine der eh und Weichenfteller ing Leben gerufen, die jchon 
durch ihren Titel: „Vereine Königlich Preußiſcher Rangiermeifter- (bzw. 
Weichenjteller) für den Direktionsbezirf Altona‘ ihren offiziellen Charafter 
zum Ausdruck bringen. 

Sie haben nad) ihren Statuten den Zwed, „allezeit Ehre und Achtung vor König und 
Baterland, ſowie vor den vorgejegten Dienftbehörden zu befunden und ein —* Zuſammen⸗ 
halten der Kollegen herbeizuführen, um etwa unter ihnen ſich einſchleichenden, für Kaiſer 
und Reich nicht wohlgeſinnten Elementen energiſch entgegenzutreten“. 

Demſelben Grundgedanken iſt auch die Entſtehung der zahlreichen 
Eiſenbahnvereine zu verdanken, die im Bereiche der preußiſch-heſſiſchen 
Staatsbahnen und der Reichseiſenbahnen geſchaffen und zu dem in der 
UÜberſchrift genannten Verbande zuſammengeſchloſſen ſind. Sie alle ſind 
der Anregung der Eiſenbahnbehörden entſprungen, werden durch dieſe 
begünſtigt und ſind in wichtigeren Angelegenheiten von deren Entſcheidungen 
abhängig; ſie wollen das Gefühl der Zuſammengehörigkeit aller Be— 
dienſteten als Glieder eines großen ſtaatlichen Verwaltungskörpers pflegen 
und dies dadurch zum Ausdruck bringen, daß ſie im Gegenſatze zu den 
bejtehenden Sonderorganijationen höhere, mittlere und untere Beamte, ſowie 
Arbeiter ohne Unterſchied umfaſſen und an der Verwaltung beteiligen. 

Der erite ®. diejer Art wurde unter dem Einfluffe des Eijenbahn- 
direftionspräjidenten Ulrih am 28. November 1896 in Kajjel gegründet 
und trat mit dem 1. Januar 1897 ins Leben. Es folgten bald ähnliche 
Organijationen in Arnsberg, Göttingen, Paderborn, Soeſt, Breslau und 


1) Eine Darftellung über Entftehung und Weſen bes erften Eifenbahnvereins in Kaſſel 
jindet fi in Nr. 10 der „Zeitſchrift der Zentralftelle für Arbeiter-Wohljahrtseinrichtungen‘ 
(1897), ſowie einer von dem Eifenbahnverein in Kafjel aus Anlaß feines 10jährigen Stiftungs- 
fefted herausgegebenen Denkichrift, die aud; Angaben über ben Verband enthält; vgl. außer- 
dem be Terra im „Mrbeiterfreund‘, 1898, ©. 257. Im übrigen verdanke ich das bemupßte 
Material Herrn Bräfident Ulrich in Kaſſel. 


an anderen Orten; heute jind von dem insgeſamt vorhandenen, 470000 
Köpfe umfaſſenden Perſonal der bezeichneten Eifenbahnen rund 400000 
in 720 ſolchen Vereinen zufammengejdhlofjen. Diejelben umfajjen jedes- 
mal eine bejtimmte Station oder Gtrede und jind von jehr verjchiedener 
Größe, von 24 bis zu 9700 Mitgliedern. 


In dem veröffentlichten unb überall angenommenen Mufterftatut, deſſen wich⸗ 
tigere, bier berückſichtigten Vorſchriften obligatoriſch find, heißt es: „Der V. iſt eine Ber 
einigung ber bei ber Staatseiſenbahnverwaltung in & bejchäftigten Beamten und Arbeiter 
(auch der weiblihen Bedienfteten) zu gemeinnüßigen und —*57 — Zweden. Andere Bivede, 
insbefondere ſolche politifher und religiöjer Urt, find ausgefchloffen.” „Zur Mitgliedſchaft 
zugelaffen ift jeder Beamte und Wrbeiter, der in dem genannten Bezirke bienftlich beftellt 
iſt.“ Der Beitrag beläuft fi auf Ad 1M. Ule Ausihüffe werden aus Beamten 
und Wrbeitern zu gleichen Zeilen > In ben Vereinen beſteht gegenjeitige Freizügig- 
feit. Die Bereine pflegen einen eneimäbeirat zur Beratung in nichtdienftlichen Angelegen- 
heiten, eine Spar» und Darlehnkaffe, eine Bücherei und eine Kohlenverlaufäftelle zu befigen; 
auch Rabattablommen mit Geſchäften zu treffen, ji an den Beerbigungen ber Mitglieder 
und beren frauen zu beteiligen und Ausflüge zu veranftalten, zu benen bie Eifenbahn- 
verwaltungen koſtenlos Sonderzüge ftellen. 


Aus den Eifenbahnvereinen hervorgegangen find die an einer großen 
Anzahl von Orten bejtehenden Eijenbahn-Frauenvereine. 

Ihre Aufgabe ift die Kranken», Wöchnerinnen- und Hauspflege in den familien be» 
bürftiger Eijenbahner, Kleinkinderfürforge, Errichtung von Brodenjammelftellen, von Aus 
funftsjtellen zur Erteilung von Rat an frauen ufw. Die Vereine, welche aus ben Mit- 
gliederbeiträgen nur eine ſchwache Einnahme haben, erhalten Zufhüffe von ber Eifen- 
bahnverwaltung. 


Die Gründung des Verbandes, der alle bejtehenden Vereine umfaßt 
und der den Namen führt: „Allgemeiner Verband der Eijen- 
bahnvereine der preußijd- ———— Staatsbahnen und der 
Reichsbahnen (Staatseiſenbahnerverband)“, erfolgte auf An— 
regung der Vereine in Kaſſel und Frankfurt a. M. am 20. Februar 1904 
in Kaſſel. Es beteiligten ſich zunächſt 268 Vereine mit 170000 Mit— 
gliedern. Die Vereine der Reichseiſenbahnen traten erſt ſpäter bei. 


Der V. hat nach ſeinen Satzungen die Aufgabe, „die Bujammengehörigteit ber Eifen- 
bahnvereine zu pflegen und die gemeinfamen Zwecke bdiefer Vereine in jeder Richtung zu 
wahren und zu fördern, insbefondere auch durch Schaffung gemeinjamer, wirtjchaftlicher 
Einrihtungen, beren Bedeutung über die Kräfte der einzelnen Vereine hinausgeht unb die 
Zufammenfaffung der Gefamtheit oder Mehrheit der — ———— erfordert“. 

Der Sig des 2. ift am Orte des von der Verbandsverſammlung gewählten geichäfts- 
führenden Bereind. Die Mitgliedihaft fteht offen allen nad ben Grundjägen bes 8. 
gebildeten und verwalteten Eijenbahnvereinen; anderen derartigen Bereinen lann bie Be- 
teiligung an allen oder einzelnen Einrichtungen mit Genehmigung des Minifterd geftattet 
werben. 

Pıertiihe und onfeffionelle Zwede find ausgefchloffen. Die Leitung des V. liegt in 
ber Hand des BVorftandes des gejchäftführenden Vereins, der auf je fünf Jahre gemählt wird. 
Zurzeit ift ed ber Verein in Kaſſel. Der Verbandstag befteht aus Wbgeordneten, die von 
allen Vereinen eines Direftionäbezirfed gewählt werben. Die eine Hälfte derjelben muß 
aus Beamten, bie andere aus Ürbeitern beftehen. Das gleiche ift für den Ausfhuß und 
für die Vorftände ber Einzelvereine vorgefchrieben. Anberungen ber Sapungen und Schaffung 
neuer Verbandbeinrichtungen find von der Genehmigung des Minifterd abhängig. 

Ein Verbandsbeitrag wird nicht erhoben. Der gefhäftsführende V., der das Ber 
bandsorgan, bie "Momatstihrift”, herausgibt, ift berechtigt, mit Genehmigung des Minifterd 
auch don Nicdhtmitgliebern, ——— zugunſten des V. ober einzelner Einrichtungen 
desſelben anzunehmen. Auch die in den einzelnen Direlktionsbezirken beſtehenden Bezirks— 
verbände geben Monats- und Halbmonatsſchriften heraus, bie geſchäftlichen und unter— 
haltenden Stoff haben. Satzungsänderungen und Schaffung von Verbandseinrichtungen 
bedürfen ber Genehmigung des Minifters. 


Das Hauptunternehmen des Verbandes ift die am 1. Dftober 1904 
in Wirkſamkeit getretene Krankenkaſſe, bie eine für ſich bejtehende 
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Anſtalt iſt und ihren Sitz in Berlin hat. Die Mitgliedſchaft iſt allerdings 
in Der Regel auf die Mitglieder der an dem Verbande beteiligten Vereine 
beichräntt, doch fönnen ausnahmsmweije auch andere Eifenbahnbedienitete 
zugelaſſen werben. 

Die Kaffe gewährt 1. einen Zuſchuß zu dem gefeplichen Krankengelde nebft Sterbe- 
geld; 2. eine Wrzmeiverfiherung nebſt Sterbegeld. Eine ferner im Statut vorgeſehene 
Berficherung freier ärztlicher Behandlung konnte nicht eingeführt werben, da feine Einigung 
mit ben Arzten über die Höhe der Vergütungen zu erzielen war. Für je 5 Pf. Wochen- 
beitrag erhält ber Berficherte einen wöchentlichen Krankengeldzuſchuß von 1 M. 75 Pf. bis 

m Höchſtbetrage von täglih 2 M. 50 Pf., fowie ein Sterbegeld von 15 M. bis zum 
ochſtbetrage von 150 M. Bur Beteiligung find nur Perfonen bis zu 40 Jahren zugelajien, 
body war ben bei Gründung ber Staffe vorhandenen älteren Mitgliebern der Beitritt geflattet. 
83 Ausgleiche ber dadurch entftandenen Belajtung hat bie Kaffe aus Stantömitteln einen 
ſchuß von 3 Millionen Mark erhalten. 

Daneben vermittelt der V. jeinen Mitgliedern VBergünftigungen in 
Bädern und Sommerfrijchen und hat mit dem Berbande deutjcher Beamten- 
vereine ein Ablommen wegen Prämienermäßigung bei Hinterbliebenen- 
und PBenfionsverfiherungen getroffen. Endlich hat er als eine von ihm 
unabhängige Einrichtung die „Verbandskaſſe der Spar- und Darlehns— 
faffen” eine Genofjenihaft mit bejchränkter Haftpflicht, jowie den Revi— 
fionsverband der legteren in3 Leben gerufen. 

Der V. bejigt eine eigne Zeitichrift. 

Die Beteiligung an dem Berbande, der, wie erwähnt, bei der Gründung 
268 Bereine mit 170000 Mitgliedern umfaßte, war am 1. Januar 1905 
auf 463 ®. mit 285576 Mitgl., am 1. Januar 1906 auf 612 8. mit 342858 
Mitgl. und am 1. Dftober 1906 auf 650 V. mit 366333 Mitgl. geftiegen. 
Der Krankenkaſſe waren am 31. Dezember 1907 Hinfichtlich der Kranten- 

eldzuſchußverſicherung 204000, Hinfichtlich der Arzeneiverficherung 22600 
itglieder beigetreten. 


c) Sachſen. 
Berein der Beamten der ſächſiſchen Staatseifenbahnen'). 


Der am 5. November 1885 gegründete ®. hat feinen Sit in Dresden. 

Er bezwedt, „durch Bereinigung ber ſächſiſchen Staatseifenbahnbeanmten deren beruj- 
lie und geiftige Intereffen zu förbern, insbejondere 1. duch Pflege allgemeiner und 
fahliher Bildungsbeftrebungen, Vorträge, Beiprechungen, Büchereien, Lehrmittelfammlungen 
ufw.; 2, durch Förderung ber Fachliteratur; 3. durch Belebung und Wacherhaltung des 
Standesgefühls und der Berufsliche, durch Pflege des follegialen Sinned und der Selellig- 
feit; 4. durch Gründung und Unterhaltung von — — 5. durch Gewährun 
von Rechtshilfe bei Eiſenbahnunfällen, inſoweit dieſe weder durch böſe Abſicht, noch vr 
robe Pilichtvernadhläffigung entjtanden find; 6. durch Begründung und Unterhaltung fon- 
iger Einrichtungen, die geeignet find, die idealen Zwecke des Vereins zu fördern”. 

Zur Mitgliedfhaft zugelaffen find alle im Dienfte der Königl. Sächſ. Staats- 
eifenbahnen ftehenden Beamten, einjchließlich der Mipiranten, Diätare und Gehilfen. Der 
Beitrag beträgt monatlih 50 Pf., kann aber auf 75 Pf. erhöht werben, wofür dad Bereins- 
organ, bie „Deutſche Eifenbahnbeamten-Beitung” geliefert wird. 

Der V. bejist eine allgemeine Unterftügungsfaffe, eine bejondere 
Witwen- und Waiſenunterſtützungskaſſe, die jelbjtändig neben dem V. be» 
fteht, einen außerordentlichen Hilfsfonds und 5 Bezirksunterſtützungskaſſen, 
die aud; Darlehen geben. Er gewährt in ben jchon bezeichneten Fällen 
Rechtshilfe und Vorzüge bei Feuer-, Lebens- und Unfallverfiherung. Leb- 
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haft gepflegt wird das Bildungs- und Vortragsweſen. Daneben ift ber 
B. für Bass der dienſtlichen Verhältniſſe, reichögejegliche Regelung 
der Dienft- und Ruhezeiten, Bejeitigung der Amtskautionen, Gewährung 
von Wohnungsgeldzuſchuß, Milderung des $ 316, Ziff. 2 StGB. und ber 
Strafvollziehung, * Ordnung des Titelweſens eingetreten. 

Am 15. Dezember 1906 hat er an das Finanzminiſterium eine Ein— 
abe gerichtet, in der um allgemeine Erhöhung des penſionsfähigen Ein— 
ommens, ſowie Verbeſſerung der Anjtellungs-, Aufrückungs- und Be— 
förderungsverhältniſſe dringend gebeten wird. Obgleich bei der perſön— 
lichen Uberreichung volle Beachtung und Würdigung zugeſagt wurde, ſtellt 
doch der Jahresbericht für 1906 feſt, daß der Sache e Eijenbahnbeamten- 
ftand infolge der über ihn gefommenen Notlage mit Mißmut und Bitter- 
keit erfüllt jei. 

Der ®. zählte am 31. Dezember 1906 9047 Mitglieder und bejaß 
ein Gejamtvermögen von 512801 M., wovon 153076 M. auf die all- 
emeine Unterjtüsungsfaffe und 150980 M. auf die Witwen- und Waijen- 
aſſe entfallen. 


d) Bayern. 
1. Der bayrifhe Eifenbahnerverband'). 


Schon jeit mehreren Jahren hatte unter den bayriichen Eijenbahn- 
arbeitern der Gedanke der Drganijation Anhänger gefunden, und ins- 
bejondere der frühere Eifenbahnarbeiter Mori Schmid hatte für denjelben 
mit Erfolg gewirkt. So mwurde, nachdem an allen größeren Orten in 
lebhaft ben ten Berjammlungen Vertreter gewählt waren, Weihnachten 
1896 in Regensburg ein Delegiertentag veranjtaltet, an dem 17 Ab— 
geordnete teilnahmen und auf dem der „Bayriihe Eifenbahner- 
verband” gegründet wurde. 

Der Zweck des V. war nad den Statuten, eine Berbejferung der Lage ber Eifen- 
bahnbedienfteten und Arbeiter auf dem Boden der bejtchenden Staatäverfaffung mit allen 
efeglihen Mitteln herbeizuführen. Der B. follte fih um religiöfe und politiiche Streit» 
an nicht fümmern und alle Eifenbahnbedienftete und Arbeiter aufnehmen, bie mit treuer 
Pflihterfüllung das zielbewußte Streben verbinden, ihre materielle und geiftige Lage zu 
verbefjern. 

Obgleich hiernach das Unternehmen gewiß nicht al3 ein „ſtaatsgefähr— 
liches‘ anzufehen war, jo wurde es doc) ſeitens der liberalen Zeitungen 
al3 jolches bezeichnet, während e3 andererfeit3 zugleich von fozialdemo- 
fratijcher Seite heftig angegriffen wurde. Lediglich jeitend der Zentrums- 
partei fand der V. Unterftügung, und fo ift e3 begreiflich, daß er an fie 
ſich anlehnte, obgleich er nach jeinen Statuten jih von allen Einflüſſen 
der politiſchen Parteien fernhalten will. Auch die Regierung jtellte jich 
auf einen jehr vorjichtigen Standpunkt und forderte in dem jehr gemäßigten 
Statutenentwurfe bei Strafe des Verbotes mehrere Änderungen, die den 
Zweck hatten, noch größere Sicherheit dagegen zu bieten, daß der 8. 
niemal3 verjuchen werde, in Gegenfag zu den Behörden zu treten. Ob— 
gleich von jozialdemofratijcher Seite echt wurde, eine Ablehnung diejer 
Forderungen herbeizuführen und den V. in die Oppofitionsftellung zu 


1) Das Material verdanke ich für die 1. Auflage dem im Tert genannten Berband3- 
fetretär, Herrn Schmid, für die 2. dem jetzigen Borfigenden, Herrn Dauer, Einige An— 
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drängen, gab er doch der Regierung nad) und beſchloß auf jeiner Oſtern 
1897 abgehaltenen Generalverfjammlung die verlangten Änderungen. 

Das entiprechend abgeänderte Statut erhielt die Genehmigung des Eijenbahnminifters. 

Nach demfelben ift der Zweck bed 8.: 1. Erzielung möglichſt günftiger Lohn- umd 
Arbeitsbedingungen; 2. Hebung bes Standesbemuhtfeins, Silege der geiftigen Wusbildung 
unb des gefelligen Verkehrs ber Mitglieder; 3. Schaffung von Unterftügungstaffen. 

E3 heißt dann meiter: „Der Berein fteht treu zu König und Baterland. Die Mit 
glieder find ſich bemußt, daß zu einem geregelten Betriebe Disziplin notwendig ift, daß 
Unterordnung und ftrenge Pilichterfüllung die wichtigſte Yufgabe eines jeden Eijenbahners 
it. Deshalb wird jedes Mitglied des Verbandes jeinen Dienft pünktlich, treu und ge 
wilfenhaft erfüllen, denn nur treue Pilihterfülung gibt ein Necht, Verbefferung jeiner 
Lage zu fordern. Der V. will aber die Lage feiner Mitglieder nicht verbejjern durch ftän- 
digen Kampf mit den vorgejegten Stellen, jondern durch Pilege des Einvernehmend mit 
allen Eijenbahnbehörben. Nicht Ummälzung, jondern foziale Reform ift das Ziel des B. 
Deshalb befennt fich jeder Eifenbahner durch feinen Eintritt in ben V. ald Gegner ber 
fozialdemofratifhen Grundfäge und Beftrebungen und verpflichtet jidh, getreu mad) ben 
im Statut niebergelegten Grunbjägen zu handeln. Die Erörterung fonfefjioneller und poli- 
tiſcher Grundſätze fchließt der V. aus.” 

„Zur Erreichung feines Zweckes bedient fich der V. folgender Mittel: 1. Fertigung 
von Eingaben, Petitionen und Denkſchriften an die Bahnbehörden, die Regierung und bie 
Parlamente; 2. Vorftellungen und Nahjuhung um Audienz bei bejonderen Wünſchen und 
Beſchwerden; 3. Vorträge über Arbeiterfchuge und Berfiherungsgejege in ihrer Beziehung 
zum Bahnbetriebe und über die Beſtrebungen ber Eifenbahner anderer Länber; 4. Förderung 
von Fachſchriften, Belehrung und — — durch das Verbandsorgan.“ 

Ordentliche Mitglieder können werben alle im Bahnbetriebe bejhäjtigten Bedienſteten 
und Wrbeiter; daneben gibt e3 unterftügende und Ehrenmitglieber. Der VBerbandsbeitrag, 
ber anfangs monatlid nur 5 Pf. und dann 10 Pf. betrug, ift jetzt auf 20 Pf. erhöht, wofür 
bad Verbandsorgan geliefert wird. 

Als ſolches hatte man anfangs den „Arbeiter“, da3 Organ der katho— 
liihen Arbeitervereine Süddeutichlands, gewählt, doch ift jeit 6. Oftober 
1898 in dem „Eijenbahner” ein eignes Organ begründet. Derjelbe 
will nad) jeiner Probenummer am 29. September 1898 „ein gewerkichaft- 
liches Organ fein, das für die Hebung und für die wirtichaftliche Beſſer— 
ftellung der Bahnbedienfteten und der Vahnarbeiter eintritt”. Er will 
nur Standedinterejjen und wirtſchaftliche Ziele verfolgen, aber feine Politik 
treiben, auch auf die Unterftübung einfichtiger Männer aller Parteien 
zählen, aber „im Geifte chriftlicher Weltanjchauung gehalten fein”. Dies 
ift nad) der Mitteilung des Vorjigenden auch der Standpunkt des Ber- 
bandes, der freilich Politik und Religion ausjchließt, aber von jeinen 
Mitgliedern erwartet, daß fie außerhalb des V. ſich im Sinne der jtaatd- 
erhaltenden Parteien am politifchen Leben beteiligten. Auch ift man bejtrebt, 
eigne Abgeordnete in den Landtag zu entjenden. 

‚Der 2. fteht auf dem Standpunkte, dab feine Mitglieder jich durch 
Pflichtgefühl, Disziplin und frenge Berufserfüllung auszeichnen jollen; 
er verwirft grundjäßlich den Streif. Durch fein Auftreten hat er erreicht, 
daß das anfän lihe Mißtrauen der vorgejegten Behörden geſchwunden 
ift und dieſe ihm jett volles Wohlwollen entgegenbringen. 

Der B. hat feine Haupttätigfeit auf die Beſſerung der Lebensftellung 
jeiner Mitglieder verwandt. Cr hat zu diefem Zwecke umfajjende Er- 
hebungen veranftaltet und einen Arbeitäplan aufgeftellt, der die Erhöhung 
de Einfommens aller Gruppen, Berbejjerung der Penfionsbezüge und 
der Hinterbliebenenverforgung, Erweiterung der Anftellungsmöglichkeit und 
größerer Sicherheit in der Beichäftigung, Regelung der Dienjt- und Ruhe— 
zeit, Ausdehnung der Freifahrten und des Urlaubes, Ausbau der Arbeiter- 
ausſchüſſe, Errichtung einer Aufjichtzftelle nad) dem Vorbilde der Gewerbe— 
aufjicht, Beflerung der Wohnungsverhältniife, fomwie Gewährung des Koa— 
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litionsrechtes mit Ausſchluß der Streikbefugnis fordert. Dieſer Arbeits— 
plan iſt der Regierung eingereicht. 

Auf dem Boden der Selbſthilfe hat der V. neben Bildungs- und 
Gejelligfeitäbejtrebungen hauptſächlich das Unterftügungsmweien gepflegt. 
Die in der Generalverfammlung am 19. April 1897 beithloffene und am 
1. Oftober 1897 ins Leben getretene Unterftügungsfafje, die unabhängig 
von dem V. als Verſicherung auf Gegenjeitigfeit begründet ift, gewährt 
Unterftüßungen bei Krankheiten, Todesfällen und Invalidität, jowie an 
Hinterbliebene. Daneben beiteht ein Unterftügungsfonds. Eine im Februar 
1901 gegründete Spar- und Darlehnskaſſe ijt eine jelbjtändige Genoſſenſchaft 
mit bejchränfter Haftpfliht. Daneben hat man Baugenoffenjchaften ins 
Leben gerufen, denen die Regierung ein Darlehn von 4759000 M. zur 
Verfügung geftellt Hat. Endlich hat man einen gemeinjamen Bezug von 
Majjenbedarfsartifeln, insbejondere Feuerungsmaterial, Obft und Sar- 
toffeln, geichaffen. Um den Kleinhandel nicht zu beeinträchtigen hat man 
von der Gründung von Konjumvereinen abgejehen, aber Rabattvereini- 
gungen geſchaffen. Eine Rechtsſchutz- und Auskunftsſtelle ift mit Der 
Redaktion des Verbandsorgans verbunden. 

In der 10. Generalverfammlung am 17. März 1905 wurde nach— 
drüdlich die Notwendigkeit bejferer Gehalt3- und Beförderungsverhältnifie, 
jowie eine politijche Betätigung der Mitglieder außerhalb des Verbandes 
und der Aufitellung eigner Fanbibaten betont. Der angenommene Bejchluß 
gab diejfen Anſchauungen Ausdrud. In der am 24./25. März 1907 ab» 
gehaltenen 11. Generalverjammlung wurde zu dem zu erwartenden Be- 
amtengejeße nebſt Gehaltsregulativ Stellung genommen. Man forderte 
Erhöhung der Beamten- und Witwenpenfionen, Neuregelung des Diszi— 
plinarverfahrens, Einführung der Nachtdienſtentſchädigung und Regelung 
der Dienft- und Ruhezeiten, jowie Anftellung eine Inſpektionsbeamten 
nad dem Borbilde der Gemwerbeinjpeftoren. Der Verband3beitrag wurde 
auf vierteljährlih SO Pf. feſtgeſetzt. 

Der V. Hat ji 1905 dem Gejfamtverbande der dhriftlihen Gemwerf- 
ſchaften angeſchloſſen und mit der gleichartigen Organifation in Württem- 
berg und Baden die „Bereinigung national gejinnter Eijenbahner Süd- 
deutjchlands‘t) begründet. Er jteht in nahen Beziehungen zu dem „Ver— 
bande des bayriichen Bojt- und Telegraphenperfonal3"3) und dem „Bay. 
riihen Berfehrsbeamtenverein“. ?) 

Die Mitgliederzahl, die Ende 1897 9500 und Ende 1899 15919 
betrug, war Ende 1904 auf 17000, Ende 1905 auf 19500, Ende 1906 
auf 23311 und Ende 1907 auf 24112 gejtiegen. Dies entjpricht etwa 
70% der Organijationsfähigen. Im Fahre 1906 betrugen die Ein- 
nahmen 57425 M., die Ausgaben 55227 M., der Kafjenbeftand 17676 M. 
Daneben hatten die Unterftügungseinrichtungen de Verbandes (Kranken-, 
Sterbe- und Invalidenkaſſe) eine Einnahme von 164305 M., eine Aus— 
gabe von 74151 M. und ein Bermögen von 383300 M. 


2. Berband pfälziiher Eifenbahnbeamten‘). 


Der am 7. Mai 1899 gegründete ®. hat feinen Sit in Ludwigshafen. 
Er bezmwedt: 1. den Geift ber Zufammengehörigfeit feiner Mitglieder wachzurufen 
und zu fördern; 2. die geiftigen und materiellen Intereſſen bderjelben wahrzunehmen; 
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3. auf Hebung bes Standes der Beamten hinzuarbeiten; 4. die Luft und Liebe zum Berufe 
anzuregen und zu erhalten; 5. bie Gejelligleit der Mitglieder zu pflegen; 6. gemeinfame 
Angelegenheiten zu beraten. 

Als Mittel zur Erreichung dieſes Zweckes dienen: 1. Zirkulation von Fachzeitſchriften; 
2. Familienbeirat, d. h. unentgeltlihe Unterftügung von Witwen mit Rat unb Tat; 
3. Rechtsſchuß durch Vergütung der Anwaltskoſten; 4. Unterftügung von bedürftigen Rit- 
liedern und deren Binterbliebenen; 5. Wbichlüffe von Verträgen mit Warenhäufern und 
Ionftigen Geſchäften, Hotels, Bädern ufmw. zur Erlangung von Vorzugspreiſen, Bermitt- 
lung von Berfiherungen unter vorteilhaften Bedingungen; 6. Unterrichtskurſe und Bor« 
träge fachlichen und allgemein wiſſenſchaftlichen Inhalts. Die Mitgliedfhaft fteht offen 
allen Beamten ber mittleren Dienftes (Betriebd- und Abfertigungsdienftes, ſowie der Zentral» 
verwaltung. Der Beitrag beträgt jährlih 3 M. Ein eigned Berbandsorgan befteht nicht. 

Der V. umfaßte am 1. März 1908 848 Mitglieder. Zum 1. Januar 
1909, wo die pfälzijchen Eifenbahnen in den gell des Staates übergehen, 
it die Verfchmelzung mit dem bayriſchen Berfehrsbeamtenverein!) be 
abjichtigt. 


e) Württemberg. 


1. Bereinigung höherer Eifenbahnbeamten?). 


Ungeregt durd die Bildung von Vereinen des mittleren und niederen 
Eifenbahnperfonal3, wurde in einer am 1. Yuli 1900 in Eflingen 
abgehaltenen Verjammlung die „Vereinigung höherer Eifenbahn- 
beamten‘ mit dem Site in Stuttgart ind Leben gerufen. 

Sie bezwedt: 1. Pflege ber Kollegialität; 2, Förderung der Berufswiſſenſchaft; 
3. Wahrung der Standesintereffen. Beitrittsberedhtigt ift jeder, der im höheren 
württembergijhen Eijenbahndienft angeftellt ift ober die höhere Eijenbahndienitprüfung be» 
fanden hat. Der Beitrag beträgt jährlid 2 M. 

Die bisherige Tätigkeit der V. hat darin beftanden, daß * Eingaben 
an die vorgeſetzten Behörden die Beſſerung der dienſtlichen Verhältniſſe 
der höheren Eiſenbahnbeamten angeregt iſt, wobei auch mehrfach Erfolge 
erzielt ſind. Daneben find gejellige Zuſammenkünfte und fachwiſſenſchaft— 
liche Vorträge veranſtaltet. Wo ein Geſamtintereſſe aller Beamten oder 
aller Eiſenbahnbeamten vorlag, iſt man gemeinſam mit den übrigen Organi— 
ſationen vorgegangen. 

Bon den insgeſamt vorhandenen 130 Beamten find 111 der ®. bei- 
getreten. 

2. Berband der württembergiihen Eifenbahn- und Dampfſchiffs⸗ 
unterbeamten’). 


Das Beijpiel des bayriſchen“) und de3 badiihen Eijenbahner- 
verbandes 5) gab die Anregung dazu, daß am 18. Februar 1900 in einer 
in Stuttgart abgehaltenen großen Berfammlung auch für Württemberg eine 
ähnliche Organijation unter dem in der Überjchrift bezeichneten Namen 
gegründet murbde. 

Der B., der feinen Sig in Stuttgart hat, beziwedt „die Förderung und Pflege der 
geiftigen unb materiellen Intereſſen der Unterbeamten, Hilfsunterbeamten und Wrbeiter 
der mürttembergifchen Eifenbahn- und Bobdenfeedampfichiffahrtäverwaltung, insbefondere 
1. Hebung des Gtandesbewußtjeins; 2, Pflege der geiftigen Wusbildbung; 3. Pflege ber 
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Kollegialität und des geſelligen Verlehrs der Mitglieder; 4. Pflege ber Selbſthilfe; 5. Er- 
sielung möglichſt günftiger Gehalts-, bzw. Lohmverhältniffe und Arbeitsbedingungen“. 

Mittel zur Erreichung dieſer Biwvede werden erwähnt: 1. Beranftaltung von 
Borträgen fachlichen und wiſſenſchaftlichen Inhalts; 2. Vereind- und Fachzeitſchriften; 3. Aus- 
funftserteilung in Rechtsſachen und bienjtlihen WUngelegenheiten; 4. Anfertigung von Eit- 
aben für die Mitglieder; 5. die Verbanbsbibliothet; 6. gefellige Zufammentünfte; 7. Schaf- 
—* von Wohlfahrtseinrichtungen; 8. Gewährung von Rechtsſchutz; 9. Herbeiführung von 
Bergünftigungen für die Dlitglieder; 10. die Verbandäzeitung; 11. Eingaben an Regierung, 
Behörden und gejeßgebende Körperfchaften; 12. Verhandlungen mit Behörden in Xohn- 
fragen unb bei ee berechtigten Wünfchen und Beihwerben. Der prinzipielle Stand» 
punkt des V. ift in den Saßungen übereinjtiimmend mit denjenigen des Bayriſchen Eifen- 
bahnverbandes bezeichnet?). 

Zur Mitgliedjhaft zugelafjen find alle im mürttembergifhen Eifenbahn- und 
Dampfihiffahrtsbetriebe angeftellten, verwendeten, beſchäftigten ober penjionierten Unter» 
beamten, Hilfsunterbeamten und Arbeiter, welche fich zu ben Zielen des 8. befennen. Der 
Beitrag beträgt vierteljährlih 80 Pf., wogegen das Verbandsorgan, „Der ſchwäbiſche Eijen- 
bahner“, nelictert wird. In ber Genese, mit der Het ein allgemeiner „Schwä- 
bilder Eijenbahnertag” verbunden wird, entfällt auf je 100 Mitglieder der Obmann- 
haften eine Stimme. 

Der V. bietet feinen Mitgliedern Rechtsſchutz in allen auf den Ber- 
kehrsdienſt bezüglichen gerichtlichen Strafſachen, in die jie nicht auf Grund 
vorjäßlicher, jtrafbarer Handlungen oder durch eignes grobes Berjchulden 
hineingezogen werden, jowie unter den gleichen Vorausjegungen in Zivil- 
prozejjen, die aus dem Berfehrsdienjt heraus entjtehen. Daneben gewährt 
er Vertretung vor dem Reichöverjicherungsamte, Unterjtüßungen in be- 
fonderen Notjällen und Benußgung einer Auskunftei und der Verbands— 
bibliothek, jorwie Vergünftigungen beim Abjchlujje von Lebens-, Unfall, 
Brautausfteuer- und Militärdienftverjiherungen. Yormell unabhängig von 
dem 3. bejteht eine Krankengeldzuſchußkaſſe. Der V. hat einen eignen 
Verbandsſekretär angejtellt. Er hat auf Grund von Erhebungen unter 
feinen Mitgliedern 1901 und 1905 umfangreiche Denkſchriften an Die 
Regierung und den Landtag eingereicht, in denen u. a. möglichſt allgemeine 
Anttellung auf Lebenszeit, Strafentlafjung nur auf Grund des Urteils 
eine Disziplinarhofes, Bejeitigung der Haft- al3 Disziplinarftrafe, Ver- 
bejjerung der PBenjionsverhältnijje, Erhöhung der Witwen- und Waijen- 
renten und der Wohnungsgeldzuſchüſſe, ausgebehntere Herſtellung von 
Dienjtwohnungen, Ermäßigung der Arbeitszeit, Ordnung der Ruhezeit, 
Einführung von Beamtenausſchüſſen und pa der $$ 316, 319 StGB. 
gefordert werden. Der V. hat aber auch den Weg der Gelbithilfe betreten 
und — an verſchiedenen Orten Baugenoſſenſchaften ins Leben 
gerufen. 

Sn der am 12. Juli 1904 in Friedrichshafen abgehaltenen General— 
verjammlung wurde ein umfajjendes Programm bejchlojjen, welches den 
in den Satzungen bezeichneten prinzipiellen Standpunft 2 ausführt, 
ben chriſtlichen Charakter des V. und die Verfolgung ſeiner Ziele auf dem 
Boden der bejtehenden Staatsordnung, die Gegnerjchaft gegen die Sozial» 
bemofratie und das Vertrauen zu den vorgejegten Behörden betont, auch 
— —— daß man ſich im Rahmen des Erreichbaren halten wolle. 

abei wird aber die Eigenſchaft des V. als einer gewerkſchaftlichen Organi— 
ſation ausdrücklich erwähnt und eine in — Perioden vorzu⸗ 
nehmende Erhöhung der Gehälter und Löhne gefordert. Bei den Ver— 
ſammlungen des V. iſt mehrfach nicht nur die Eiſenbahnbehörde vertreten 
geweſen, ſondern auch die Landtagsabgeordneten der verſchiedenen bürger- 
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lihen Parteien (Nationalliberale, Volkspartei, Zentrum) Haben an ihnen 
teilgenommen. Eine Anzahl derjelben jind Ehrenmitglieder. 

Der B. ift der „Ständigen Kommijjion der württembergifchen Staatö- 
unterbeamten‘!), dem „Verbande der württembergijchen — * 
und Unterbeamtenvereine“?) und dem „Geſamtverbande national gejinnter 
Eifenbahner Süddeutichlands ?) angeſchloſſen. Seine Mitgliederzahl betrug 
am 1. März 1908 8500. 


f) Babden. 


1. Berein der badijhen höheren Eifenbahnbeamten‘). 


Für die höheren Eijenbahnbeamten wird in Baden neben dem Reife 
eugni3 einer höheren Lehranſtalt und fachwiſſenſchaftlichem Studium am 

—— — ein Staatsexamen für den Eiſenbahnverwaltungsdienſt ge— 
fordert. Die Beſtrebungen des „Vereins badiſcher Eiſenbahnbeamten“), 
der die mittleren und unteren Beamten umfaßt, führten zu einem Gegen— 
fate mit den höheren Beamten und bildeten die Veranlafjung, daß am 
29. Sanuar 1905 der „Verein badiſcher Beamten der Eifkubahn 
praftifanten-2aufbahn” gegründet wurde. 

Er hat feinen Sik in Karlsruhe und bezweckt „die Förderung der Stanbesangelegen- 
heiten, fowie die Pflege der wiſſenſchaftlichen Weiterbildung und des perjönlihen Ber- 
kehrs feiner Mitglieder”. Beitrittsberehtigt if, wer die Prüfung für den höheren 
Eijenbahnvermwaltungsbienft beftanden hat oder auf Grund fonftiger wiſſenſchaftlicher Bor- 
bildung in diefen aufgenommen if. Der Beitrag beträgt jährlih 4 M. 

Der B. ift mehrfach durch Denkichriften und Eingaben an die vor- 
geſe ten Behörden und den Landtag, ſowie durch perſönliche Vorſtellungen 
im Sinne einer Beſſerung der dienſtlichen Verhältniſſe — 

Von 52 aufnahmefähigen Beamten ſind ihm 46 als Mitglieder bei— 
getreten. 


2. Verein badiſcher Eifenbahnbeamten?). 


Bis 1890 beſtanden auf den größeren badiſchen Stationen, wie Mann- 
heim, Heidelberg, Karlsruhe, Freiburg und Bajel, Eijenbahnbeamten- 
vereine, die in den achtziger Jahren gegründet waren, aber lediglich 
gejellige Zmwede verfolgten und in feinem Zujfammenhange untereinander 
ftanden. Der Grund für diefe Nüdftändigfeit lag darin, daß die unteren 
und mittleren Beamten, joweit jie nicht die Staat3dienereigenjchaft hatten, 
nahezu rechtlos waren. Dies änderte fich erjt mit Erlaß des Beamten- 
gejeßes von 1888, dad am 1. Januar 18% in Kraft trat und eine freiheit- 
lichere Geftaltung des Beamtenverhältnifjes, ſowie die rechtliche Gleich» 
ftellung aller Beamten mit ſich brachte. Die Folge diefer Veränderung 
war, daß am 27. April 1890 der „Berband badijdher Eijenbahn- 
beamten‘ gegründet wurde. 

Er hat feinen Sig in Karlsruhe und bezwedt „die Förderung und Pflege ber be- 
fonderen ntereffen de3 Standes der Eijenbahnbeamten”. 8 Mittel werben bezeichnet: 
1. Hebung bes gejellichaftlihen Lebens, der Kollegialität, des Korpsgeiftes und ber Berufs- 
Tiebe; 2. Erleichterung und Berftärlung ber Ausbildung auf fahwiftenfchaftticem und ver- 
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4) Das Material verdanke ich dem Vereinsvorfigenden, Herrn Betriebsinfpektor Fuchs- 
locher in Karlsruhe. 

5) Vgl. unten. 

®, Das Material verdbanfe ih dem Bereinsvorftande. 
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wandten Gebiete durch Vorträge, Lehrkurſe und Bibliothefen, ſowie der Fachzeitſchrift; 
3. Gewährung von Rechtsſchutz; 4. Gründung von Wohlfahrtseinrichtungen; 5. Abſchlüſſe mtı 
Berficherungsgefellichaften. Zur Erreichung biefer Biele kann der Berein ſich mit anderen 
Vereinen in Verbindung fegen. Politiſche und religiöfe Dinge find von jedweder Be— 
ſprechung im Verein ausgejchloffen. Sonderbeftrebungen einzelner Beamtenklajjen werben 
im Verein nicht gebuldet. Beitrittöberehtigt jind die im Dienfte der badiſchen Staats- 
Eifenbahnen und Bodenſeedampfſchiffahrt befchäftigten männlichen Beamten und Anwärter 
ber durch Beſchluß ber Generalverfammlung näher bezeichneten Beamtenflaffen. Andere 
Beamte, Bebdienftete und fonftige Perfonen können ſich nach Ermeſſen des Vereins an deffen 
wirtihaftlihen und humanitären Ginrichtungen als Wirtjchaftsteilnehmer beteiligen. Der 
Beitrag beträgt monatlih 50 Pf. In der Generalverfammlung entfällt auf je 20 Mitglieder 
ber Bezirfövereine eine Stimme. Bereindorgan ift Die "Deutiähe Eifenbahnbeamtenzeitung‘“. 
Der Verein hat beſondere Sagungen über Gewährung von NRedtsihug und Familienbeirat. 
Er hat mit mehreren Berficherungsgejellihaften Begünftigungsverträge abgefchloffen. 

Die Tätigkeit des V. hat ſich in erjter Linie auf die Standesinterejjen 
bezogen. Zahlreiche Eingaben wegen Erhöhung der Gehälter, Verminde- 
zung der Gehaltäffajjen, Umwandlung von Stellen und Schaffung gün— 
ftigerer Beförderungsverhältnijje, Gewährung von Teuerungszulagen und 
Änderung der —— ſind an die Behörden und den Landtag ge— 
richtet, ja, es wurde ſogar, um in der Gehaltsfrage Stellung zu nehmen, 
am 28. Januar 1906 eine außerordentliche Generalverſammlung ab— 
ehalten. Daneben hat man Unterrichtskurſe veranſtaltet und gemein— 
ae Warenbezug der Mitglieder eingerichtet und ein Erholungsheim 
geſchaffen. 

Der V. iſt dem Verbande deutſcher und öſterreichiſcher Eiſenbahn— 
beamtenvereine angeſchloſſen. 

Die Mitgliederzahl betrug am 1. Januar 1907 1689, was etwa drei 
Vierteln aller Beitrittsberechtigten entſpricht. 


3. Badiſcher Eifenbahnerverband!). 


Nach dem Vorbilde des bayriſchen iſt auf der am 25. September 1898 
in Karlsruhe abgehaltenen und von 24 Vertretern aus 8 Orten beſuchten 
Delegiertenverſammlung der „Verband badiſcher Eiſenbahnbedien— 
ſteter“ gegründet, der in jeiner 6. Generalverſammlung 1904 in Karls— 
ruhe den Namen „Badijher Eijenbahnerverband” annahm. 

In den Sapungen ift ſowohl der Zwech, wie bie prinzipielle Stellung wörtlich gleich 
lautend wie bei dem Bayriſchen Eifenbahnerverbande bezeichnet mit ber einzigen Abweichung, 
baß der Sat, nad) welchem die Mitglieder ſich durch ihren Beitritt ald Gegner der fozial- 
demofratifhen Grundſätze befennen, fehlt. Zur Mitgliedfchaft zugelafjen find alle bei einem 
badiſchen Eifenbahnbetriebe bejhäftigten Bedienjteten und Wrbeiter, doch können auch anbere 
im Verkehrsdienſte angeftellte Perfonen aufgenommen werden. Daneben gibt e3 Ehren- 
mitglieber. Der Beitrag beträgt monatlih 25 Pf, mofür das ſeit 1. Januar 1900 er 
icheinendbe Verbandsorgan, der „Badiſche Eifenbahner”, geliefert wird. 

Der V. Hat durch eine auf Grund von Erhebungen verfaßte und an 
die Regierung, jowie den Landtag eingereichte Denkſchrift eine mejentliche 
Verbejlerung der Lage des Perjonals, imdbejondere eine Lohnerhöhung 
von 10%, gejegliche Urlaubsgewährung von 3 bis 8 Tagen, Regelung 
des 8616 BGB., ſowie Verbefjerung der Betrieb3- und Werfitätten- 
Zohnordnung und Einführung von Arbeiterausſchüſſen erzielt. Er befigt 
eine Sterbe-, Unterftüßungd- und eine Krankenzuſchußkaſſe. 

Der B. will durchaus paritätiich jein und alle Parteirihhtungen in ſich 
dulden. Deshalb hat er e3 bisher abgelehnt, ſich den chriftlichen Gewerk⸗ 


1) Das Material verbante ich bem Berbanbövorfigenden, Herrn Müller. 
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Ihaften anzufchließen, und hält- an diefem Standpunkte audy ferner feit. 
Er umfaßt außer Eifenbahnarbeitern auch die Arbeiter der Salinen und 
ber Bodenfjee-Dampfichiffverwaltung. Bon den inägejamt etwa 14000 
DOrganijationsfähigen waren ihm am 1. Januar 1908 11000 beigetreten. 


4. Berband badiſcher Eifenbahnbeamten- und Arbeitervereine'). 


In Baden haben ſich alle beitehenden Vereinigungen de3 Eijenbahn- 
perjonal3 zu dem in der Überjchrift bezeichneten Verbande zujammen- 
geihloffen. Die Gründung eines ſolchen, alle Beamten und Arbeiter 
umfafjenden Berbandes wurde von dem Borjigenden des Vereins badijcher 
Eijenbahnbeamten, Betriebsjefretär Trautmann, im Winter 1905/06 an- 

eregt und erfolgte nach einer am 14. Januar 1906 ftattgehabten Vor- 
onferenz in einer am 11. Februar 1906 in Karlsruhe abgehaltenen großen 
Eifenbahnerverfammlung. 

Der ®., der feinen Sig in Karlsruhe hat, bezwedt bie Herftellung und Unterhaltung 
engerer Beziehungen ziwifchen ben ihn bildenden Bereinen behufs wirlſamer Berfolgung 
der übereinftimmenben Biele, foweit Diefe auf die Hebung des Standes der Eifenbahnbeamten 
und »arbeiter in wirtſchaftlicher, geiftiger und beruflicher Hinficht gerichtet jind. 

Diefer Zweck fol insbeſondere erreicht werden durch: 1. Austauſch der auf den vor- 
enannten Bereinögebieten gewonnenen Erfahrungen; 2. gemeinfame Behandlung wichtiger im 
on ber Bereind- und Berbandäbeitrebungen liegender Tragen; 3. Schaffung ge 
meinnüßiger, ſowie vorteilhafter Einrichtungen auf mwirtjchaftlihem Gebiete; 4. Förberung 
ber Fachliteratur und Fachzeitungen; 5. Abhaltung regelmäßiger Verbandstage. 

Die Behandlung von parteipolitifchen und religiöfen Angelegenheiten ift ausgefchlofien. 
Im übrigen läßt der Berband jedem der ihm angehörenden Vereine feine vollftändige Be— 
wegungsfreiheit und Gelbftänbigfeit. 

Mitglied bed V. kann jeder badiſche Staatdeifenbahnbeamten- und Wrbeiterverein, 
bzw. Berbanb werben, ber auf Grund einer befonderen Bereinsfagung verwaltet wird, und 


ber die Förderung und Pflege der befonderen Stanbesintereffen der Eijenbahnbeamten und 
arbeiter bezweckt. 


Dem 8. fteht frei, mit anderen gleiche oder ähnliche Ziele verfolgenden Beamten- 
unb Wrbeitervereinen und Verbänden, welche dem V. nicht angehören oder angehören lönnen, 
innerhalb des Rahmens der Berbandöbeftrebungen fameradfchaftliche Beziehungen zu pflegen, 
ig auszutaufchen und Ablommen nad) dem Grundfage der Gegenfeitigfeit zu treffen. 
In dem Verbandsausſchuſſe haben die Einzelvereine nah der Mitgliederzahl I—5 Vertreter, 
auf bem Berbandstage 4—16 Mbgeorbnete. 

Schon die fonftituierende Verfammlung beichloß eine Eingabe an die 
Regierung und den Landtag, in der eine durchgreifende Anderung der 
——— unter Erhöhung der Lohnſätze, feſte Anſtellung der ſtändigen 
Arbeiter mit Anſpruch auf Penſions- und Hinterbliebenenverſorgung, ſo— 
wie Beſſerung der Anſtellungs- und Beförderungsverhältniſſe der Beamten 
gefordert wurde. In ähnlicher Weiſe iſt man auch ſpäter noch vorgegangen. 

Dem V. ſind angeſchloſſen: 1. Badiſcher Eiſenbahnerverband, 2. V. 
badiſcher Eiſenbahnbeamten, 3. V. der Bahn- und Weichenwärter, 4. V. 
badiſcher Schaffner, 5. V. badiſcher Wagenwärtervereine, 6. V. badiſcher 
Bremſer, 7. V. der Bureau-, Kanzlei- und Rechnungsbeamten, 
8. V. badiſcher Oberſchaffner, 9. V. techniſcher Eiſenbahnbeamten, 10. V. 
der Bahnmeiſter, 11. V. der Güterſchaffner, 12. V. badiſcher Stations- 
aufſeher, 13. V. der Stationsmeiſter, 14. V. badiſcher Wagenrevidenten, 
15. ®. der Rechnungsführer, 16. V. badiſcher Lokomotivführer, 17. V. 
der Bureaubeamten und Pförtner. Die Geſamtmitgliederzahl betrug am 
1. März 1908 19000. 


1) Das Material verdanke ich dem Vorſitzenden des badiſchen Eiſenbahnerverbandes, 
Herrn Müller, ſowie dem Vorſtande des Vereins badiſcher Eiſenbahnbeamten. 
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g) Elfap-Lothringen. 
Berein der Reihseilenbahnbeamten?). 


Der V., der feinen Gig in Straßburg hat, ift am 14. Juni 1896 in 
der Weije gegründet, daß die betreffenden, bi3 bahin dem beutjchen Eijen- 
bahnbeamtenverein in Hannover angehörigen Mitglieder — etwa 500 — 
aus dieſem austraten und eine jelbjtändige Organijation bildeten, von 
der Auffajjung ausgehend, daß jie auf dieſe Weije bejjer ihren bejonderen 
Interejjen dienen fünnten. Der ®. gehörte früher zu dem Verbande 
deutſcher und öfterreichiicher Eifenbahnbeamtenvereine, ift aber aus ihm 
am 1. Juli 1905 ausgetreten und bejteht ſeitdem ohne Anſchluß an eine 
größere Organifation. 

Er erftredt fein Wirkungsgebiet über Elfaß-Lothringen und Quremburg und bezwedt 
die Bereinigung jämtliher Beamten und Hilfsbeamten der Reichseifenbahnverwaltung be» 
hufs Förderung der materiellen und geiftigen Intereſſen feiner Mitglieder, Hebung bes 
Standed und Förderung ber Wufgaben bed Eifenbahndienftes. 

Die Beſtrebungen jind in demjenigen Grenzen zu halten, wie fie den einzelnen Be- 
amten durch den Dienfteid und bie Beamtenpflidht gezogen finb. 

Dieſer Zweck foll erreicht werden: 1. durch Belebung und Wacderhaltung des Stanbes- 
efühl3 und der Berufsliebe, Pflege des Tollegialen Sinnes und ber Gejelligleit; 2. durch 
* allgemeiner und ſachlicher Bildungsbeſtrebungen (Abhaltung von Vereinsvorträgen, 

inrichtung einer Bibliothel bei jeder ruppe); 3. durch allgemeine Vertretung ber 
Dienft- und Stanbesinterefjen; 4. durd Gewährung des Rechtsſchutzes in Straffachen und 
Bivilprogeffen, welche aus dem Eifenbahndienft heraus entftehen und gegen Bereindmitgliebder 
anhängig gemadjt werben ober von biefen zur Bermeibung perfönfieper bienftliher Nad- 
teile geführt werben müffen, was zu begründen ift; 5. a) durch Bahlung von GSterbegelb 
beim Tode von aktiven Mitgliedern; b) durch Gewährung von Beihilfen an altive Mitglieder 
beim Tode ihrer Ehefrauen; 6. duch Gemährung von Unterftüägungen an Hinterbliebene 
Witwen und Waijen verftorbener Mitglieder durch die Ortögruppenkajjen; 7. buch Schaf. 
fung vorteilhafter Einrichtungen auf wirtſchaftlichem Gebiet. 

Bur Mitgliedfhaft berechtigt find alle im Dienfte ber Reichseiſenbahn ftehenben 
Beamten und Hilfsbeamten, letztere Torveit fie vereidigt oder mit der Abſicht auf bauernbe 
Beibehaltung angenommen find. 

Der Sahreöbeitrag beläuft fi auf 6 M., mogegen Rechtsſchutz, Sterbegeld und Unter- 
fügungen von Witwen und Waifen, fowie in Notlagen er werden. Das aeg 7 
war früher bie „Deutfche Eifenbahnbeamtenzeitung” in Stuttgart; feit bem 1. Januar 1 
hat er in ben „Monatlihen Nachrichten für die Vereinsmitglieder” ein eignes Blatt. 


Der 2. fteht auf ftreng loyalem Boden und betont das gute Verhältnis 

in den Behörden. Er hat mehrfah Eingaben an diefe im Intereſſe feiner 

itglieder gerichtet, 3. B. wegen Revifion de3 $ 316 Ab. 2 Str.-G.-B., 

—— der Dienſt- und Ruhezeiten und Abſchaffung des Beſchwerde— 
u 


es. 
Die Mitgliederzahl betrug am 1. Januar 1908 3300. 


h) Süddeutſchland. 


1. Geſamtverband der national geſinnten Eiſenbahner 
Süddeutſchlands?). 


Der Gedanke, die auf gleichem Boden ſtehenden Eiſenbahnerverbände 
in Bayern, Württemberg und Baden zu einer Geſamtorganiſation zu— 
ſammenzuſchließen, war ſchon 1901 von dem damaligen Sekretär des 
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bayrijchen Verbandes, Mori Schmidt, angeregt und auf einer in Neu-Ulm 
abgehaltenen Konferenz erörtert, war dann aber, obgleich er allfeitig Zu- 
fimmung fand, aus nicht, feitzuftellenden Gründen nicht mweiterverfolgt. 
Erjt einige Jahre fpäter wurde er von dem Sekretär de3 württembergijchen 
Verbandes, Eugen Roth, wieder aufgenommen. Eine am 16. Juli 1905 
in Crailsheim im Anſchluß an die 6. Generalverfammlung des württem- 
bergiichen Verbandes abgehaltene und von allen drei Verbänden bejcdidte 
Delegiertentonferenz beichloß einftimmig folgendes: Der bayrijche Eijen- 
bahnerverband, der badiſche Eifenbahnerverband, der Verband der württem- 
bergijchen Eijenbahn- und Dampficiffahrtunterbeamten treten zu einem 
Gejamtverband der nationalgejinnten Eijenbahner Süd— 
A chlands unter den nachjtehend verzeichneten Bedingungen zu— 
ammen: 


Der Gefamtverband hat feinen —9 in Stuttgart. Er läßt jedem ihm angehörenden 
Verband und Verein ſeine vollſtändige Bewegungsfreiheit und Selbſtändigleit und hat nur 
den Zweck: Solche geiſtige und materielle Intereſſen zu fördern und zu pflegen, die allen 
ihm angehörenden Verbänden und Vereinen gemeinſam ſind. 

Dieſer Zweck ſoll erreicht werben: 1. durch eine jährlich mindeſtens einmal ftattfindende 
Bufammentunft von Delegierten aller dem Gefamtverband beigetretenen Verbände und Ber- 
eine zwecks Beratung und Beſchlußfaſſung über gemeinfame Angelegenheiten; 2. durch Heraus- 
gabe und umentgeltilhe Lieferung von nad Bedarf erfheinenden Mitteilungen; 3. durch 
Aufftellung eines Generaljefretariatd; 4. durch Schaffung eines Eiſenbahnarchivs, befien 
Benugung den einzelnen Bereinen zufteht. 

Bartielle ober allgemeine Wrbeitseinftellungen (Streits) ſchließt der Geſamtverband 
zur Erreichung feiner Zwecke aus. 

Innerhalb des Gefamtverbandes find konfeffionelle und parteipolitifche Betrebungen 
ausgeſchloſſen. 

Solche Eifenbahnunterbeamten- und -arbeiterverbände oder Vereine, welche die nter- 
effenvertretung ihrer Mitglieder fi) zur Aufgabe machen und die Treue zu Lanbesfürft 
und Vaterland hochhalten, können in ben Gefamtverband aufgenommen werben. Die Aufnahme 
felbft erfolgt entweber in ber jährlich mindeftens einmal jtattfindenden Zuſammenkunft ber 
Delegierten ober auf bem Wege der ſchriftlichen Zirkulation bei den dem Geſamtverband be- 
reits angehörenden Verbänden und Bereinen. Erfolgt eine Mblehnung, jo wird ber ange 
melbete Berband oder Verein ohne Angabe der Gründe von dem Beſchluß in Kenntnis gejet. 

Jeder ®. ift auf den Delegiertenverfammlungen durch drei Delegierte vertreten. Die 
Koften werben auf bie Bee 7 ie Berbände nad) gleichmäßigen Grunbfägen umgelegt. 
An der Spige des Gejamtverbandes fteht ein Generalfetretär. Verbandsorgan ift Die 
Tageszeitung „Sübdeutfhe Nachrichten“ in Stuttgart. 


Der ®. hat als feine erfte Aufgabe die einheitliche Regelung der 
Dienft- und Ruhezeiten des Eijenbahnperjonal3 durch Reichsgeſetz ins 
Auge gefaßt und will dahin wirken, daß das Geje über die Berufs- 
bereine auch auf die Berufsvereine der Staatsdiener Anwendung finde. 
Tatſächlich hat er ſich freilich bisher darauf bejchränft, die einzelnen Ver— 
bände zu einem Borgehen hinſichtlich Umgeftaltung des Beamtenrechts 
bei ihren Regierungen und Barlamenten zu veranlajjen. Auch die beab- 
fihtigten „Mitteilungen“ find bisher noch nicht herausgegeben. Dagegen 
mwurbe auf der am 17. Juni 1906 in Freudenftadt abgehaltenen 2. Dele- 
an beichloffen, ſich auch am politiſchen Leben zu beteiligen. 

ie einjtimmig angenommene Reſolution lautet: 

„Die Delegiertenverfammlung erachtet es als wünfchenswert, ja jelbitverjtändlich, daß 
ber große Stand des Eijenbahnperfonald in ben verſchiedenen Lanbesparlamenten und im 
Reichstag Vertretungen aus der Mitte des Standes erhält. Die Berfammlung erwartet 
daher von dem bürgerlichen Parteien, daß bei Ffünftigen Landtagswahlen in einigermaßen 
fiheren Wahlbezirfen auch Kandidaten aus den Reihen des Eiſenbahnperſonals aufgeftellt 
werben. Die Delegiertenverfammlung erwartet aber auch vom Eijenbahnperjonal, in#- 
befondere von den Mitglliedern der Verbände, daß fie außerhalb der Verbände energiichen 
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und tätigen Unteil nehmen an ber politischen Bewegung und Einfluß zu befommen ſuchen in 
den einzelnen politiſchen Parteien, gleichviel welcher bürgerlihen Richtung.” 

Diejer Beihluß wurde in der Generalverfammlung in Ehlingen am 
15. Auguſt 1907 wiederholt und dabei gefordert, daß in dem bevorjtehenden 
Reichsvereinsgeſetze das Recht der Staatöbeamten auf Organijation in 
demjelben Umfange mie bei den Arbeitern anerkannt werde. 

In Württemberg ift bei den legten Landtagswahlen der General- 
jefretär Roth von der württembergifchen Volf3partei aufgejtellt und für die 
bayrifchen Wahlen ift ein gleiche3 Vorgehen mit Erfolg durchgeführt. Zu 
dem ſüddeutſchen Eifenbahnerverbande!) fteht der Verband in offener 
Kampfitellung, da er ihm fozialdemofratiihe Tendenz vorwirft. 

e — Geſamtmitgliederziffer des Verbandes betrug am 1. Februar 1908 


2. Verband ſüddeutſcher Eifenbahner‘?). 


Der Umſtand, daß, wie erwähnt, ber „Bayriſche Eiſenbahnerverband“9) 
von der Zentrumspartei unterſtützt wurde, führte zur Schaffung einer 
Gegenorganiſation, deren Grundgedanke darin beſtand, nah ig von 
allen politiihen und religiöjen Richtungen, lediglich gewerkſcha Hide Biele 
zu verfolgen. Die Anregung ging aus von dem Monteur Winkler in 
Schweinfurt, der am 13. Augujt 1898 durch einen Aufruf alle gelernten 
Eifenbahnarbeiter aufforderte, auf diefer Grundlage einen Verein zu bilden. 
E3 heißt in dem Aufrufe: „Wir wollen nicht den Umſturz, fondern foziale 
Neformen und das gute Einvernehmen gegenüber unfern vorgefegten Be— 
behörden“; aber eine gewerkſchaftliche Organifation fei erforderlich, um die 
bisher nicht berüdjichtigten Wünjche durchzufegen. In der Tat wurde 
auf einer am 23. Oktober 1898 in Nürnberg abgehaltenen Berfammlung 
der „Verband bayrijder Eijenbahnmerfitätten- und Be- 
trieb3arbeiter” ins Leben gerufen, der jedoch, nachdem 1900 die Be- 
triebsarbeiter ausgefchieden waren, feinen Namen entjprechend änderte. 

Bwed bes ®. war nad dem Gtatut, „alle Handwerker und handwerlsmäßig beichäftigten 
Arbeiter der bayrifhen Staatsbahnen zu vereinigen, um bie Smtereffen berfelben gemein- 
fam zu vertreten”. Als Aufgaben wurden bezeichnet: 1. möglichft günftige Lohn- und 
Urbeitöbedingungen zu erzielen, fowie dad gute Einvernehmen mit allen obrigfeitlichen 
Staatöbehörben zu unterhalten; 2. durch Eingaben und “Petitionen an Regierung und 
Parlamente, fowie Verhandlungen mit den Behörden die ntereffen ber Mitgliever wahr- 
zunehmen; 3. Unterftügungsfajfen einzurichten; 4. Fachliteratur und ein Verbandsorgan 
zu beſchaffen. Der 8, follte jich nicht mit öffentlichen, religiöfen oder fommunalen Ange⸗ 
legenheiten bejchäftigen. 

Ein Konflikt mit der Generaldireftion trat gleich zu Anfang ein, indem 
dieje auf Borlegung der Statuten am 10. Januar 1899 erklärte, daß 
zwar gegen die Teilnahme des Eifenbahnperjonal3 vom Standpunfte der 
Dienftaufficht im allgemeinen fein Einwand zu erheben fei, daß aber der 
mitgeteilte Punft 2 infofern zu beanftanden jei, als die Behörde nicht 
in der Lage fei, mit Ausſchüſſen von Vereinen in Verhandlung zu treten. 
Trotzdem wurde in der Vorjtandsfigung am 22. Januar 1899 die Ande— 
rung der Statuten abgelehnt. 

Das bayrijche Beifpiel fand in Württemberg bald Nachfolge, indem 


1) Bol. unten, 
2) Das Material verbanfe ich dem Berbandsporfigenden, Herrn Hermann in Nürnberg. 
3) Bol. ©. 249. 
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am 3. Juni 1898 in Cannftatt der „Verband württembergifcer 
Eijfenbahnmwerfftätten- und Betrieb3arbeiter” gegründet murbde. 

Der ®. bezwedt „unter Ausfhluß aller politifchen und religiöfen Barteibeftrebungen 
bie Wahrung und Förderung ber geiftigen und gewerblichen Intereſſen aller im Eifenbahn- 
bienfte jtehenden Arbeiter, in erfter Linie die feiner Mitglieder”. Diefer Zweck foll erreicht 
werben 1. durch —— eines guten Einvernehmens mit allen Staatsbehörden und ben 
bireften Vorgeſetzten; 2. durch ftatiftifche Erhebungen zur Erzielung möglichſt günftiger 
Lohn- und Arbeitöbedingungen; 3. durh Eingaben und Petitionen in Lohn“ Kranlen⸗ 
und Unterftübungsfragen an Megierung und Landtag; 4. durch Unterftügung und fber- 
wachung ber MArbeiterausfchüffe; 5. durch Unterftügung verunglüdter, kranker und gemaf- 
regelter Mitglieder unb beren Wngehörigen; 6. ae. wiſſenſchaftliche und fozialpolitifche 
Vorträge; 7. durch Berbandsorgan, Bibliothelfen und Schriftenverbreitung. 

Beide Verbände traten dadurd in ein näheres Berhältnis, daß fie 
fi ein gemeinfames Organ ſchufen, indem die von dem bayrijchen Ber- 
bande begründete und jeit 25. Mai 1899 erjcheinende „Verbandszeitung 
bayrijcher Eifenbahnmwerkitätten- und Betrieb3arbeiter” feit 1. Januar 1900 
unter dem Titel: „Sübdeutiche Eijenbahnarbeiter-Beitung‘” zum Organ 
beider Berbände erhoben wurde. Auch jie bezeichnet in ihrer erften Nummer 
al3 ihr Ziel: „Erhaltung eines guten Einvernehmens mit den vorgejegten 
Behörden und die Hebung der geiftigen und materiellen Sntereilen der 
Mitglieder“. 

Endlich folgte auch Baden durch die am 3. Auguft 1902 auf einer 
Konferenz in Karlöruhe erfolgte Gründung des „Verbandes badiſcher 
Eiſenbahnwerkſtätten- und Mafjhinenhaus-Arbeiter“, der 
jpäter den Namen „Badijher Eijenbahnarbeiterverband‘” an- 
nahm. 

Er bezwedt, „bei Erhaltung eined guten Einvernehmen® mit ben vorgeſetzten Be- 
börben bie geiftigen und materiellen Intereſſen feiner Mitglieder unter Ausfhluß aller 
parteipolitiichen und religiöfen Beftrebungen zu wahren und zu fördern”. Ms Mittel 
werben bezeichnet 1. Aufflärung und Bildung, Pflege der Solidarität und des gejelligen 
Verlkehrs, wiſſenſchaftliche und fozialpolitiiche Vorträge; 2. ftatiftifhe Erhebungen; 3. Ein- 
gaben und Petitionen; 4. Gewährung von Unterftügungen an verunglüdte, franfe und 


im Intereſſe bed Verbandes gejhädigte Mitglieder; 5. Berbandsorgan, Bibliothef und 
Schriftenvertrieb. 


Jetzt gewann auch der Gedanke einer Vereinigung der drei Verbände, 
der ſchon in den Generalverſammlungen des württembergiſchen und des 
bayriſchen Verbandes in Eßlingen und Nürnberg am 23,/24. Februar 1902 
und 10. April 1903 lebhaft erörtert, aber — auf Widerſpruch ge- 
ftoßen mar, immer mehr an Anhängerjchaft, und in einer im Anjchluß an 
die Generalverfammlung de3 badiſchen Verbandes am 12. Dftober 1903 
in Karlsruhe abgehaltenen Konferenz wurde die völlige Verſchmelzung zum 
1. Januar 1904 beichlofjen. 

Die neue Organijation führt den Namen: „Verband ſüddeutſcher 
Eifenbahner” und erjtredt jich über alle füddeutjchen Staat3- und 
Privatbahnen. Der Si ift Nürnberg. 

Der ®. bezmwedt unter Ausſchluß aller parteipolitifchen und religiöfen Beftrebungen 
bie Wahrung und förderung der geiftigen und materiellen Intereſſen aller im Eijen- 
bahndienſt Beſchäftigten, in erfter Linie die feiner Mitglieder. 

Diefer Zweck foll erreicht werben: 

1. Durch WUbhaltung regelmäßiger Berfammlungen, in melden durch Aufflärungen 
wiſſenſchaftlicher und fozialpolitifcher Vorträge ufw. bie Bildung, Solidarität und ber ge- 
fellige Verlehr der Mitglieder gepflegt wird. 

2. Durch Veranftaltung von ftatiftifhen Erhebungen aller beim Berbanb beteiligten 
Berufe und Verwertung ber Ergebniffe, insbefondere bei Eingaben unb Petitionen an bie 
borgejegten Behörben und an die geſetzgebenden Körperſchaften, um möglichſte Beſchränkung 
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ber Arbeitszeit, Beſeitigung der Sonntagsarbeit, der Überftunden und der Allordarbeit 
unter Zugrundelegung eines Lohnes, welcher für die Befriedigung der Bedürfniſſe ber 
Ürbeiter und deren Familie ausreichend ift. 

Ferner joweit es bie jeweiligen finanziellen VBerhältniffe bes Verbandes erlauben, durch: 

3. Gewährung von Unterftügungen an jolde Mitglieder, die in Wahrung der Snter- 
ejfen des Verbandes gefchädigt würden; 4. freien Rechtsſchuß in gewerblichen Streitig- 
feiten, in folchen, in melde bie Mitglieder infolge ihrer Berbandstätigleit vermwidelt werben, 
ſowie in folhen, die jih aus Unfprühen der Mitglieder auf Grund ber Berficherungs- 
gefeggebung ergeben; jedoch muß ber Untragfteller zur Zeit der entftandenen Differenz Mit- 
er ber Organijation geweſen fein; 5. Gründung von Bibliothefen, Unterhaltung eines 

erbandsorgans, ſowie Verbreitung von populär gehaltenen wiſſenſchaftlichen Schriften. 

Zur Mitgliedfhaft berechtigt ift jeber, der im Dienfte der in ben ſüddeutſchen 
Staaten befindlichen Staats- und Privatbahnen beſchäftigt ift, doch fann ber Verband ben 
Beitritt nad feinem Ermefjen verweigern. Der Beitrag beträgt möchentlih 20 Pf. Auf 
den Berbandstagen entjällt auf je 100 Mitglieder ein Delegierter. Der V. gewährt Unter- 
ftügungen bei Sterbefällen und Srankheiten, jedoch ohne Magbaren Anfprud. Daneben 
befteben als felbftändige Einrichtungen eine Krankenunterſtützungslaſſe und eine auf Bayern 
beichränfte Sterbelaffe. Organ bed Verbandes ijt die „Süddeutſche Eifenbahnerzeitung“. 

Der V. hat feine Tätigkeit in derjelben Weife fortgejebt, wie vorher 
die Einzelvereine, insbeſondere ftatiftiiche Erhebungen über die Lage des 
Perjonals veranftaltet und durch Petitionen, Denkichriften und — 
eine Erhöhung der Löhne, ——— der Arbeitszeit, Regelung der 
Urlaubsfrage, Nachtdienſtzulagen und Schutz gegen willkürliche Behand- 
fung herbeizuführen geſucht. Das Verhältnis zu den Behörden ift ziem- 
lih gejpannt. Gelegentlich haben freilich Vorgejette an den Verſamm— 
lungen teilgenommen, zu denen dann aud Urlaub gewährt wurde, 
mehrfach aber ift auch der Urlaub verweigert, und ebenfo jind öfters 
Mitglieder megen ihrer Ngitation gemaßregelt. Schroffer ift Die 
Verwaltung der Neichseifenbahnen vorgegangen, indem durch Erlaß 
der Generaldireftion vom 4. September 1 die Teilnahme an 
dem Berbande den Eijenbahnarbeitern unter Androhung der Ent- 
lajjung verboten und jie zur Unterjchrift eines Reverſes gezwungen 
wurden, in dem fie erklären, daß fie dem V. nicht angehören und dejjen 
Organ nicht mehr halten wollen. ei re wurde dieſes Vorgehen mit 
der Behauptung, daß „die Ziele und Beftrebungen des ®. al3 ordnungs- 
feindlich anzuſehen“ fein. Man jtellte ſich aljo auf ben üblichen Stand- 
punkt der Machthaber, daß jedes Unrecht, in3bejondere jeder Eingriff in 
die ftaat3bürgerlihe Freiheit der Arbeiter erlaubt iſt, der nicht gegen 
ein ausdrücdliches gejegliches Verbot verftößt; auf dieſem Wege glaubt man 
Berufsfreudigfeit erweden und den Beltrebungen der Sozialdemofratie 
entgegenwirken zu können. 

In der am 4. Juni 1907 in Nürnberg abgehaltenen Generalver- 
fammlung wurde gegen den Erlaß energijch proteſtiert. Man forderte 
fefte Löhne unter ——— des Prämienſyſtems, jährlichen Urlaub, 
Weiterzahlung des Lohnes in Krankheitsfällen, Wohnungsgeldzuſchuß und 
die Mitwirkung der Arbeiterausſchüſſe bei der Lohnfeſtſetzung, bei Strafen 
und bei allen Angelegenheiten ſozialer und hygieniſcher Natur. 

Mit den —28 Eiſenbahnarbeiterorganiſationen lebt der V. in 
offener Feindſchaft, dagegen ſteht er den freien Gewerkſchaften inſofern 
nahe, als die meiſten Ortsverwaltungen den Kartellen derſelben an— 
gegliedert ſind. Der Generalkommiſſion der Gewerkſchaften iſt der V. 
nicht angeſchloſſen, dagegen hat er mit dem deutſchen Eiſenbahnerverbande!) 
ein Kartell dahin abgeichloffen, daß die beiderfeitigen Organe Aufſätze, 


1) Bol. ©. 248. 
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die allgemeines Jnterejje bieten, gegenjeitig abdruden, doch ift dasſelbe 
nicht in Wirkſamkeit getreten. Ein mit dem bayrijchen Verkehrsverein!) 
etroffene® Übereintommen, bei der nterejjenvertretung gemeinjam zu 
———— iſt nicht formell gelöſt, wird aber ſtillſchweigend nicht mehr beachtet. 

Die Zahl der Mitglieder, die bei Begründung des V. am 1. Januar 
1904 5400 betrug, war am 1. Januar 1907 auf 9500 und am 1. Januar 
1908 auf 12332 geftiegen. 


Il. Sonderorganifationen. 


1. Berein der Dienftftellenvorfteher?). 


Die am 28. März 1896 zujammengetretene Vereinigung der Stations- 
porfteher und Stationsverwalter hat in der am 18./19. Mai 1901 in Berlin 
abgehaltenen Generalverjammlung die Ausdehnung auf die Dienftitellen- 
vorjteher uſw. des Abfertigungsdienftes bejchlojjen und führt jeitdem den 
Namen: „Berein der Dienftftellenvorfteher des Stations und 
Abfertigungspdienjtes der preußiſch-heſſiſchen Staats- und 
der Reihh3eijenbahnen“. 

Der V. hat feinen Sig in Berlin. Sein Zwed ift: 1. im Intereffe des Dienftes engeren 
perfönlihen Anſchluß der Mitglieder zu pflegen und das Gefühl ber Zufammengehörigfeit 
unter benfelben zu wecken und ftetö rege zu erhalten; 2. die gemeinfamen perjönlichen und 
materiellen Intereſſen der Mitglieder duch Wort, Schrift und Wohlfahrtseinrichtungen 
wahrzunehmen; 3. bienftlihe WUngelegenheiten, fofern ſie gemeinfchaftlihe Intereſſen der 
— — und der Vereinsmitglieder zu fördern geeignet ſind, der Behörde zu 
unterbreiten. 


Aufnahmefähig find Oberbahnhofs- und Bahnhofsvorſteher und »verwalter, Ober- 
güter- und Giütervorfteher, Oberlaffen- und Kafjenvorfteher, ferner auch Eifenbahnbeamte, 
melde aus biefen Beamtenklaffen hervorgegangen find. Der Mitgliedsbeitrag beläuft ſich 
auf vierteljährlih 2 M. 50 Pf., wofür das Vereinsorgan, bie „Beitichrift des Vereins uſw.“, 
geliefert wird. 

Der V. gewährt jeinen Mitgliedern Rechtshilfe bei allen durch die 
Ausübung des Dienjtes entjtandenen Rechtsſachen, ſowie Rat und Hilfe 
bei Berunglüdungen im und durd) den Eifenbahndienjt und für die Hinter- 
bliebenen bei Geltendmachung ihrer gejeglichen Anſprüche. Den legteren 
fönnen auch in Form von Rückgewähr der Beiträge Unterftügungen zu- 
geführt werden. Der B. bejigt ein eigned Erholungsheim im Werte 
bon 250000 M. Cr befolgt eine ftreng loyale Haltung und hat deshalb 
die Teilnahme an einer am 11. Februar 1906 in Berlin abgehaltenen 
Berfammlung der Vorſtände verjchiedener Beamtenvereine, die bezweckte, 
fi) über gemeinjame Schritte bei den Behörden wegen Verbeſſerung der 
— ang al3 gegen das altpreußiſche Pilichtgefühl hir Bar 
abgelehnt. 

e Die Mitgliederzahl betrug am 1. Juni 1907 2500. 


2. Berein mittlerer Staatseifenbahnbeamten?). 


Der im Jahre 1893 gegründete ®., der feinen Sitz in Köln Hat, 
erjtredt jich über das Gebiet der preußiſch-heſſiſchen Eiſenbahngemeinſchaft, 
F Reichseiſenbahnen und der vom preußiſchen Staate verwalteten Privat- 
bahnen. 


2) Bol. ©. 280. 
2) Das Material verbanle ich dem Rereindvorftande. 
®, Das Material verdanke ich dem Bereindvoritande. 
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Er bezweckt „die Vereinigung der mittleren Staatseiſenbahnbeamten behufs Pflege 
patriotiſcher und kameradſchaftlicher Geſinnung, ſowie allgemeiner und fachlicher Bildungs· 
beſtrebungen und Förderung gemeinſamer SIntereffen zur Hebung des Standes durch Ein- 
führung von Wohlfahrtseinrichtungen, Beranftaltung von Vorträgen, Beſchaffung von Büchereien 
und gejelligen Bufammenkfünften, ſowie ein eignes Fachorgan, ‚Das Flügelrad‘. Bolitifche 
und religiöfe Befprechungen find ausgefchloffen”. Der Eintritt ift allen mittleren Be— 
amten des Stationd-, Übfertigungs- und Bureaudienftes, alfo Dienftftellenvorftehern, Affiftenten, 
Praftifanten und Diätaren, einfchließlih der Bivilfupernumerare, Wipiranten und An- 
wärter geftattet, tatfächlich aber find in dem Berein im mwefentlichen bie Beamten be3 äußeren 
Dienfte3 zufammengefaßt. Der Beitrag beträgt vierteljährlihd 1 M. 40 Pf., wofür bad 
„Flügelrad“ geliefert wird. In der Mitglieberverfammlung haben bie Bertreter ber Orts— 
gruppen Stimmredt nad) Maßgabe ber Mitgliederzahl. 

Der B. beſitzt an Wohlfahrtseinrichtungen 1. eine Sterbefajje mit 
bejonderer Beitritt3befugnis, 2. eine Nechtähiltetaffe für alle auf den Eijen- 
bahndienjt — Rechtsſachen, 3. eine Darlehns-⸗, Witwen- und 
Waijenkajje, 4. einen Yamilienbeirat, der bei Todesfällen den Hinter— 
bliebenen mit Rat und Tat zur Seite fteht, 5. einen Unterjtügungsfonds 
für Hilf3bedürftige Mitglieder. Er hat mehrfah in Eingaben an die 
Behörden die Intereſſen feiner Mitglieder vertreten und inäbejondere 
Gehalt3aufbejjerungen, Regelung des Nachtdienſtes, Ausdehnung der Ruhe— 
git Gewährung von Erholungsurlaub uſw. herbeizuführen geſucht. Im 

ordergrunde der Beſtrebungen ſteht die Gleichſtellung der mittleren Be— 
amten aller Verwaltungszweige hinſichtlich der Beförderungs⸗ und Gehalts— 
verhältniſſe. 

Obgleich der V., wie bemerkt, alle Beamtenklaſſen des mittleren Dienſtes 
umfaſſen will, haben ſich doch aus den Kreiſen ſeiner Mitglieder im Jahre 
1896 der „Verein der Dienſtſtellenvorſteher“1) und 1904 der „Eiſenbahn— 
aſſiſtentenverband“?) gebildet; da beide Klajjen in dem V. nicht ihre 
Befriedigung fanden, insbejondere den Aſſiſtenten der ®. nicht radikal 
genug war. Mit beiden Vereinen —* ſeitdem mehrfach lebhafte pole— 
miſche Auseinanderſetzungen ſtattgefunden. 

Der V., an deſſen Hauptverſammlungen regelmäßig Vertreter der 
Eifenbahnbehörde teilnahmen, fteht auf ftreng loyalem Standpunkte. Bei 
den Verhandlungen wurde jtet3 betont, daß der V. nur Hand in Hand mit 
den vorgejegten Behörden vorgehen mwolle, daß er feine Aufgabe darin 
erblide, nicht verhegend, jondern aufflärend auf feine Mitglieder zu wirken 
und nicht gegen, jondern mit der Regierung Die berufliche Tätigkeit und 
die jozialen Verhältnifje jeiner Mitglieder zu heben. Aus diefem Grunde 
wurde in der am 9./11. Mai 1907 in Köln abgehaltenen Hauptverfamm- 
fung der Antrag auf Schaffung von Beamtenausſchüſſen mit großer Mehr- 
heit abgelehnt, da e3 richtiger jei, die Wünfche in den Vereinsverfammlungen 
in Gegenwart eine3 Vorgejegten oder direft in Eingaben an den Minijter 
zur Sprache zu bringen, und man ſich nicht mit den Arbeitern auf gleiche 
Stufe jtellen dürfe. Trogdem war zu der Mitgliederverfammlung in 
Wiesbaden am 28. Mai 1908 — den Delegierten Urlaub und freie 
Fahrt verweigert, worüber das Vereinsorgan in vorſichtiger Form ſeine 
Enttäuſchung zum Ausdruck brachte. Der Verein iſt dem deutſchen Flotten— 
verein beigetreten. 

Pie Mitgliederzahl betrug am 1. Mai 1908 10650 in 150 Ortsgruppen. 
Der Sterbelajje waren 4648 Mitglieder mit einem Gejamtjterbegeld von 
1417550 M. beigetreten. 


1) Bgl. ©. 262. 2) Bgl. ©. 264. 
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3. Verband der mittleren Staatseiſenbahnbeamten des 
Berwaltungsdienftes'). 


Der am 18. Dftober 1904 gegründete V. hat jeinen Sig am Wohn- 
orte des Verbandsvorſitzenden. 

Er bezweckt, „die Wohlfahrt ſeiner Mitglieder und die auf die Hebung ihres Standes 
gerichteten Intereſſen zu fördern“. Die Erörterung religiöſer und politiſcher Fragen a 
ausgeſchloſſen. Zur Teilnahme beredhtigt find die von ben mittleren Beamten bes 
Berwaltungsdienfted der Preußiſch-Heſſiſchen Eifenbahngemeinjchaft gebildeten Vereine. 

Der ®. hat eine Spar- und Darlehnskaſſe, jowie eine Krankengeld» 
zuſchußkaſſe und eine Sammeljtelle für Konſumartikel eingerichtet, erjtrebt 
auch) den Bau von Beamtenwohnhäufern. Er bejitt als VBerbandsorgan 
das „Zentralblatt“ und — außerdem die illuſtrierte Zeitſchrift: „Der 
Familienkreis“ heraus. Der V. verfolgt eine ſtreng loyale Haltung, "und 
erfreut ſich des Wohlmwollens der Behörden. Ihm jind 21 Vereine am 
Sitze ber 21 Eijenbahndireftionen ſowie ein Verein in PDarmitadt mit 
zufammen 6000 Mitgliedern angejchlojjen. 


4. Eifenbahnaffiftentenverband’). 


Die meiften der bejtehenden örtlichen Vereine haben jich im Pe uft 
1904 zu dem „Eijenbahnaffiftentenverbande der preußi 
heſſiſchen Eijenba emeinihaft und der NReidh3eijen- 
bahnen” zujammengef toflen. 

Der B., ber feinen Sig in Berlin hat, bezwedt: Patriotismus und Kollegialität 
zu pflegen; 2. die Snterejfen der Eifenbahnafjiftenten nad jeder Richtung hin zu ver- 
treten; 3. feinen Mitgliedern Belehrung und geiftige Anregung zu ſchaffen durch Beit- 
fchriften, Fadjliteratur, Vorträge ufw.; 4. das Standesbewußtſein zu beleben und zu heben; 
5. Schaffung von Wohlfahrtseinrihtungen; 6. Gewährung von Beihilfen an bie Dinter- 
bliebenen verftorbener Mitglieder; 7. Gewährung von Unterftügungen an bedürftige Mit- 
lieber und deren Sinterbliebene; 8. Gewährung eines — in Strafſachen und 
ivilprozeſſen, wolche aus dem Eiſenbahndienſte hervorgegangen find und gegen Mit- 
glieder anhängig gemacht werden, oder von dieſen zur Vermeidung von Nachteilen geführt 
werben müſſen. 

Alle Beftrebungen find in den Grenzen zu halten, wie fie den Beamten durch ben 
Dienfteib und die Beamtenpflicht gezogen find. 

Mitglied bes 8. Tann jeder Eijenbahnaffiftent, Stationdvermwalter, Eifenbahnbiätar 
und Anmärter, der die Prüfung zum Eijenbahnaffiftenten mit Erfolg abgelegt hat, und dem 
bad Tragen ber Affiftentenuniform vermwaltungsfeitig aufgegeben ift, werben. 

Die Vereine haben für jedes Mitglied vierteljähriih 1 M. an bie Verbandskaſſe 
abzuliefern, wofür den Mitgliedern das — die „Wochenſchrift des Eifenbahn- 
affiftentenverbandes”, geliefert wird. 


Der Verein hat eine „Kaiſer- und Kaijerin-Silberhocdhzeitsitiftung‘‘ 
eihaffen, aus der bedürftige Witwen von Affiftenten unterjtügt werben. 
Som waren am 1. März 1908 3 Bezirkövereine und 106 Ortsvereine 
mit 9065 Mitgliedern angejchlofjen. 


5. Berband der Gehilfen im mittleren Eifenbahndienit?). 


Der V. wurde am 5. März 1905 von einem ehemaligen Ortsverein 
be3 „Deutſchen Eifenbahnerverbandes”, der mit dejjen Haltung nicht ein- 
verftanden war, gegründet und hat vom 1. April 1906 ab feinem in der 


1) Das Material verbante ich dem Berbandsvorftanbe. 
*) Das Material verbante ich dem Berbandsvorftanbe. 
*) Das Material verbanfe ich dem Verbandsvorſtande. 
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Uberſchrift — Namen den Zuſatz: „und der aus dieſen hervor- 
gegangenen Beamten‘ gegeben. 


Er hat feinen Sik in Berlin und beziwedt die Vereinigung der Gehilfen „zur Hebung 
ıhre8 Standes und Förderung ihrer mwirtfhaftlichen Verhältniſſe, zur Pflege allgemeiner 
und fachlicher Bildungsbeftrebungen und zu Lollegialifhem und hefellfchaftfiem erfehr“. 

„Der ®. fteht auf dem Boden ber Treue und Liebe zu dem angejtammten Herrſcher⸗ 
baufe und Vaterlande, wie fie die Grundlage der Gefinnung eines jeden Staatöbeamten zu 
bilden hat. Er erwartet daher von jeinen Mitgliedern die entſchiedenſte Fernhaltung von 
allen biefer Gefinnung zumiberlaufenden Beftrebungen. Jede politifche oder Lonfefjionelle 
Erörterung ift in ben Berfammlungen ausgefchlofjen.” 

Aujnahmeberedtigt find 1. die im mittleren, nichttechnifhen Eifenbahnbienfte be- 
ſchäftigten Gehilfen und Wushelfer, und zwar: a) Stationdgehilfen, b) Materialien-Ber- 
waltungsgehilfen, c) Schreibgehilfen bei den Bahnmeijtereien und Werlmeiftereien, d) Burcau- 
und Slanzleigehilfen bei ben Pireftionen und Inſpeltionen und Kontrollen, e) Aushelfer; 
2. bie hieraus hervorgegangenen Beamten. Gegen ben Monatöbeitrag von 50 Pf. wird 
bad Verbandsorgan, die „Deutiche Eiſenbahnwoche“, geliefert. Wohlfahrtseinrichtungen find 
ben Bezirkövereinen überlaffen. 


Die Tätigkeit des ®. hat jich bisher hauptſächlich darauf gerichtet, 
dur) Eingaben an die Behörden und den Landtag für die nicht anftellung3- 
berechtigten, im Arbeiterverhältni3 ftehenden Gehilfen die Eigenjchaft als 
Subalternbeamte zu erreichen. 

Der B. zählte am 1. April 1908 800 Mitglieder in 14 Bezirks— 
vereinen. 


6. Berband der Eifenbahnfahrbeamten'). 


Der im März 1902 gegründete „Berband der Eijfenbahnfahr- 
beamten Deutihlanda” hat feinen Sit in Berlin. 


Er will die Bereinigung aller zum yahrbetriebe der Eifenbahnen gehörigen Beamten 
und ftändigen Hilfsbeamten im Deutjhen Reiche bilden und erjtrebt deshalb den Zufammen- 
ſchluß aller bereits beftehenden Vereine in ber Art, daß biefe ſich zwar im Verbande zu einer 
bie Öejamtheit vertretenden und umfaffenden Bereinigung zufammenfügen, in ihren inneren, 
dem Verbandszwecke nicht widerfprechenden Einrichtungen aber vollftändig unberührt bleiben. 

Eine Verfolgung politiiher Zwecke, cbenjo wie ein wirtſchaftlicher Gefchäftsbetrieb 
durch ben Verband ift ausgeſchloſſen. 

Der V. bezwedt im einzelnen: 1. die Intereſſen des Standes, fowie ber einzelnen 
Mitglieder durch Anregung und Belehrung in Wort und Schrift zu fördern und das Ber- 
ftändnis für den gewählten Beruf zu heben und zu flärken; 2. feinen Mitgliedern Rechts 
fhug in allen Berufsangelegenheiten zu gewähren. Der Rechtsſchutz wird aud der Witwe 
eined unbemittelten Mitgliede3 gewährt, welche wegen ber von ihr beanfpruchten Witwen- 
penfion einen Rechtsftreit führen muß; 3. Ermäßigungen für bie Mitglieder zu ben bon 
ihnen auf Reifen befuchten Hotels, Bädern, uranftalten zu erwirlen; 4. feinen Mitgliedern 
beim Ableben der Ehefrauen Unterftügungen (mad) —— Beſchluſſe der General⸗ 
verſammlung vom 23. Mai 1905) zu gewähren; 5. durch Verträge mit Lebens, Unfall⸗ 
und anderen Berficherungsgefellichaften billigere Prämienfäge für feine Mitglieder zu erzielen. 

Kein Mitglied hat auf Leiftungen des Verbandes einen rechtlich verfolgbaren Anſpruch. 

Jeder bei einer deutſchen Eifenbahn angeftellte Fahrbeamte und ftändige Hilfe- 
fahrbeamte fann Mitglied bed Verbandes werben; ebenfo auch Bahnfteigichaffner, bie aus 
dem FFahrdienfte hervorgegangen find. Der Beitritt kann bergeftalt erfolgen, daß fomohl 
ganze Fahrbeamten-Bereinigungen, wie auch bie einzelnen Beamten dem Berbanbde beitreten. 

er Beiträg beläuft fih auf jährlih 1 M., mogegen Redtsjhug durch einen Syndikus 
gewährt wird. Das Berbandsorgan ift ber „Eifenbahn-Fahrbeamte”, 


Der V. hat mehrfach Eingaben an Behörden gerichtet. Er befigt ein 
Vermögen von 101435 M., und hat eine Frauenjterbeunterftügungstaffe 
geihaffen. Die Mitgliederzahl betrug am 1. April 1908 rund 20000. 


1) Das Material verbante ih dem Verbandsvorſtande. 
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7. Deutſcher Eifenbahn-Zugführerverband'). 

Der im Jahre 1902 gegründete allgemeine Fahrbeamtenverband?) 
umfaßte urjprünglid) das — Fahrperſonal, nämlich Zugführer, Bad- 
meiſter, Schaffner, Bremſer und Hilfsbremſer. Aber es zeigte ſich bald, 
daß die Intereſſen dieſer fünf Klaſſen zu wenig übereinſtimmten, um ſie 
in einer einheitlichen Organiſation zu vertreten. Dies führte zunächſt 
ur Abſonderung der Schaffner. Nach deren Ausſcheiden empfanden die 
J— daß der Schwerpunkt zu ſehr in die unteren Beamtenklaſſen 
verlegt ſei, und Anfang 1906 entwickelte ſich eine Bewegung zur Schaffung 
einer eignen Organiſation, die dann auch in einer am 26. Juli 1906 in 
Köln abgehaltenen Verſammlung unter dem Namen: „Deutſcher Eijen- 
er er ern gegründet wurde. 

Der 8., der feinen Sig in Köln hat, ift am 1. Januar 1907 ins Leben getreten. In 
ben Sahungen heißt e3: „Der V. bezmwedt eine Vereinigung ber im preußifchen, bzw. 
preußiſch⸗· heſſiſchen Eifenbahndienfte, jowie ber im Dienfte der Reichseiſenbahnen ange 
ftellten Eifenbahn-Zugführer zur Pflege und Belebung patriotifher und ———— Ge⸗ 
a zur Hebung des Standes und zur Wahrung und Förderung ber Standesinterefjen. 

nter Ausſchluß jeglicher politifcher und religiöfer Beitrebungen durch den V. wird 
berjelbe zur Erreihung ber angegebenen Zwede dad Verftändnis für richtige Auffaffung ber 
Rechte und Pilihten des Standes, für Standesbewuftfein und Standesehre, für Wahrung 
und Förderung der Wutorität und Difziplin ftet3 regehalten und es ala feine vornehmſte 
Aufgabe betrachten, bie Luft und Liebe zum Stande, fowie Treue und Bertrauen zur vor» 
eſeßten Behörbe zu mweden und zu fördern. Als geeignete Mittel hierzu follen gemein- 
Haftliche Beſprechungen, Rorträge bei ben Verſammlungen und belehrende Fachartilel in 
ber Verbanbäzeitung dienen. Auch die Standesinterejjen feiner Mitglieder wirb ber ®. 
ftet3 in geeigneter Weife zu vertreten bemüht fein, und er gewährt ihnen in Berufsangelegen- 
—* ſowie ihren Hinterbliebenen bei Geltendmachung von Penjions,- Renten- uſw. Un- 
prüchen Rechtsſchutz bis zur Höhe von 450 M. im Einzelfalle. 

Aufnahmefähig ift jeder bei ber preufifchehejjiihen und den Reichseiſenbahnen 
angeftellte Augführer. Der Beitrag beträgt jährlid 8 M. In der Generalverjammlung 
wird jede Ortögruppe burd einen Stimmjührer mit gleichem Stimmrecht vertreten. Der 
Verband beſitzt einen befoldeten Sekretär und erteilt durch feinen Syndikus Rechtsauskunft. 
Das BVerbandsorgan, „Der deutſche Zugführer“, wird den Mitgliedern unentgeltlich geliefert. 

Die bisherige Tätigkeit hat jich, abgejehen von Drganijationsfragen, 
darauf beſchränkt, an den Eijenbahnminifter eine Denkſchrift über Die 
Stande3- und Eintommensverhältniife der Zugführer mit Wünjchen und 
Anträgen wegen Verbeſſerung einzureichen und eine Petition an das Ab— 
georbnetenhaus zu richten. 

Die Mitgliederzahl, die am 1. Januar 1907 1000 betrug, mar am 
1. März 1908 auf 3840 geftiegen, während die Gejamtzahl der Beitritt3- 
berechtigter in ber Preufitäp-Heffifchen Eijenbahngemeinjchaft 6635 beträgt. 


8. Berein deutfher Lofomotivführer?’). 


Der ®. ijt die ältefte der beftehenden Organifationen des Eiienbahn- 
perfonald. Die Anregung zu feiner Gründung ging aus von Maas, 
der 1863 die Zeitjchrift für Lokomotivführer ins Leben rief, und Scotti, 
dem jpäteren langjährigen Vorjigenden. Nachdem eine am 3. Oftober 


1) Das Material verbanfe ich dem Verbandsvorſtande. 

2) Bol. ©. 265. 

*) Der ®. hat eine von F. W. Stürmer bearbeitete „Sefchichte des Vereins beutfcher 
2ofomotivführer” herausgegeben. Daneben habe ich die Jahresberichte nebſt Generalver- 
jammlungsprotofollen und die Angaben benußt, die mir von bem Borfigenden, Herm Heiz- 
hausvorftand Claus in Leipzig, Tewie dem Medafteur der „Deutſchen Eijenbahnzeitung“, 
Herrn Müller in Berlin, zur Berfügung geftellt find. 
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1865 in Frankfurt a. M. abgehaltene Verjammlung den Gedanken einer 
DOrganijation und einer Hilfskaſſe erörtert hatte, gelang es in einer Ber- 
fammlung am 12. November 1866 in Ludwigs afen, den V. endgültig 
zu begründen, der dann am 1. Januar 1867 jeine Tätigkeit mit 217 Mit- 
gliedern begann. 

Nah den heute maßgebenden Sapungen bezwedt ber ®., der feinen Gig in Leipzig 
hat, „den Zuſammenſchluß deutſcher Lofomotivführer, die Hebung des Lolomotivführer- 
ftandes durch Fortbildung und Belehrung feiner Mitglieder, ſowie auch die tatkräftige Unter- 
—— derſelben“. „Der Wert und die Stellung des Standes ſoll durch Einwirkung der 
dem Verein zu Gebote ſtehenden Bildungsmittel, ſowie durch möglichſtes Mitwirken bei 
Heranbildung eines tüchtigen Nachwuchſes gehoben und dadurch in Einklang mit den ſtetig 
ae werbenden Unforberungen gebracht und erhalten werden, ſo daß derſelbe auch von 
eiten der Behörden als ein zum beiderſeitigen Nutzen wirkendes Mittel betrachtet und als 
ſolches öffentlich anerlannt werde.“ 

Us Mittel werden Fachvorträge, Fachſchriften, Bibliothel und geſelliger Verlkehr 
bezeichnet. „Der V. wird vor allem beſonders darauf halten, daß ſowohl ſeitens feiner 
Mitglieder, wie auch feiner Organe den geſetzlichen Borfchriften wie den behördlichen An— 
ordnungen bie notwendige Beachtung zuteil wird.“ 

Zur dag dr lu berechtigt find 1. alle Lolomotivführer und zur felbftändigen 
Führung einer Xolomotive Berechtigten, ſoweit ihnen die Eigenjchaft eines öffentlichen Be— 
amten zulommt; 2. höhere Betriebsbeante von Bahnen, die die deutſche Sprade als Ge- 
ſchäftsſprache führen. Der Beitrag beträgt jährlid 2 M. Die Generalverfammlung be» 
fteht aus Bertrauensmännern, die von den Bezirlövereinen gewählt werden. Bereindorgane 
find die „Beitihrift für Lofomotivführer” und die „Deutſche Eifenbahnzeitung“. 

Der V. gewährt feinen Mitgliedern Rechtsſchutz bis zu 400 M. für 
Fälle, in denen jie megen eine Betrieb3unfalle® in Anſpruch ge- 
nommen werden, ſofern nicht grobe Fahrläjligfeit vorliegt, ferner in 
Notfällen rüdzahlbare Unterftügungen bis 150 I, Beihilfen an Hinter- 
bliebene, jowie für Unterbringung der Ernährer in Heilanjtalten. Außer- 
dem hat der ®. ein Erholungs» und Genejungsheim gegründet und einen 
Stellennachweis, eine Auskunftsftelle und ein Ehrengericht eingerichtet. 
Unabhängia von dem B. bejteht außerdem eine Hilfskaſſe, der faft alle 
Mitglieder angehören. Auch mit Standesfragen hat ſich der V. beichäftigt, 
insbejondere mit Änderung ber ftrafrechtlichen Beitimmungen (RSICE, 
$ 306, $ 316 Ziff. 2), Schaffung befonderer Unfallämter. Ein bejonderer 
„Ausihuß für ideale Bejtrebungen‘ bezwedt Heranbildung der Aipiranten 
und Fortbildung der Mitglieder, jowie „Einwirkung aut das Verhalten 
der Mitglieder in und I Dienft, jo daß Tadel möglichjt verhindert 
und die Achtung und Liebe zum Stande gefördert werde”. 

Die Haltung de V. gegenüber den Behörden ift jtet3 in höchſtem 
Grade loyal gewejen; deshalb haben auch gelegentlid, Eijenbahndireftiong- 
präfidenten und im Jahre 1887 fogar der König von Sadjen an jeinen 
Verfammlungen teilgenommen. Als einmal in dem Bereinsorgan Maß- 
regeln der Behörden abfällig beurteilt waren, wurde in der Generalverfamm- 
luna vom 15. Juni 1897 beantragt, die Mikbilligung der Verſammlun 
darüber auszujprechen, daß neuerdings das Vereinsorgan Artikel we: 
genommen habe, die geeignet jeien, da3 Wohlwollen der Dienftbehörden 
ın Frage zu ftellen. Man ging freilich über den Antrag zur Tagesordnung 
über, aber nur, nachdem von allen Seiten betont war, daß ſolche Artikel 
verhindert werden müßten, und daß es die Aufgabe des Vorſtandes fei, 
für da3 gute Einvernehmen mit den Behörden zu jorgen, da der V. ohne 
deren Protektion nicht vorwärt3 fomme. Cbenjo erflärte in der General- 
verfammlung am 10. Auguft 1903 der Borfigende Claus: „Der ®. joll 
niemal3 eine Organijation werden in bem Sinne, daß er eine Macht be- 
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deutet, mittel3 deren Forderungen erzwungen werden können“. Dieſe 
Haltung Hat allerdings in ben Generalverjammlungen Widerſpruch ge 
funden, und eine, inöbejondere von Stürmer (München) vertretene Richtung 
* mehrfach gefordert, daß die Standesintereſſen ſtärker betont werden 
ollten. Es wurde darauf hingewieſen, daß die Satzungen von 1872 als 
Zweck angegeben hätten, „die Stetten de3 Standes nad allen Seiten 
— u vertreten“, daß aber dieſe Aufgabe in der Faſſung von 1904 
fortge Ri fei. Ebenjo mwurbe betont, daß die Landesvereine der Lofo- 
motivführer von Bayern, Sadjen, Baden, Württemberg und den Reichs- 
landen, deren Mitglieder aber überwiegend zugleich dem „Verein deutjcher 
Lokomotivführer“ angehören, hauptſächlich deshalb gegründet jeien, um 
die Standesintereſſen nachdrüdlicher zu vertreten. Daran wurde die An- 
regung gefnüpft, die fämtlichen Vereine zu verfchmelzen oder zunächſt 
wenigftens injofern eine Berührung herzuftellen, al3 die Vorſitzenden der 
Landesvereine in den Berwaltungsausichuß des Hauptvereins aufgenommen 
würden. Bon anderer Seite wurden dieje Bejtrebungen teil3 bekämpft, 
teil3 al3 gegenjtand3los dargeftellt, in3befondere warnte der Borjigende 
Claus die Mitglieder, „Leinen Einflüffen Gehör zu jchenfen, die darauf 
ausgehen, fie zu gemeinjchaftlicher, jyftematiiher Oppofition gegen die 
Behörde zu drängen”. Zu einem Abjchluffe ift dieſer Gegenjaß der beiden 
Richtungen noch nicht gelangt; doch wurde in der Generalverjammlung 
am 16. Juli 1906 bejchlofjen, mit den Zandesvereinen in Berhandlungen 
einzutreten. 

Die Mitgliederzahl des V. ift raſch gewachſen. Während fie, wie 
bemerkt, am 1. Januar 1867 217, Ende 1867 669 und Ende 1868 jchon 
2222 betrug, war fie Ende 1895 auf 13059, 1896 auf 13640, 1897 auf 
14280, 1898 auf 15416, 1899 auf 16634, 1900 auf 17740, 1901 auf 
18603, 1902 auf 19582, 1903 auf 19995, 1904 auf 21188, 1905 auf 
22119, 1906 auf 23560 und 1907 auf 24430 gejtiegen. Das Bereins- 
vermögen belief jfih am 1. Januar 1907 auf 149462 M. 


9. Berein deuticher Lolomotivführer und Heizer'). 


Der im Jahre 1870 gegründete ®. hat feinen Sit in Worms. 


Er bezwedt, „penfionierte Mitglieder, ſowie die Hinterbliebenen verftorbener Mit- 
glieder nad) Maßgabe der Sapungen zu unterftügen und das Gtanbesinterefje feiner Mit- 
lieber zu wahren“. Beitrittöberehtigt find im Bahndienſte angeftelte Werkmeifter. 

erfführer, Zolomotivführer, ſowie Lehrlinge und Heizer, melde zum Wührereramen zu- 
elaſſen werden; alle diefe Perjonen jedoh nur, fofern fie da3 40. Lebensjahr nicht über» 
Pöritten haben. Der ®. gewährt feinen Mitgliedern im Falle der Penfionierung eine nad 
ber Dauer der Mitgliedfchaft fteigende Unterftüsung von 400—800 M. und im Todes 
falle ben Erben ein Sterbegeld von 1000 M. Als Gegenleiftung haben die Mitglieder außer 
einem SJahreöbeitrage von 1 M. nad; dem Lebensalter 1 M. 80 Pf. bis 2 M. 70 Bi. 
monatlich zu zahlen. In der Generalverfammlung entfällt auf je 50 Mitglieder eine Stimme. 


Der V. Hat feine Unterftüßungsaufgabe durchaus in den Vorder— 
grund gejtellt und den jagungsgemäßen Zweck der Wahrung ber Standes- 
interefjen erft in zweiter Linie berüdjichtigt, hat aber gelegentlidh in 
diefer Richtung Eingaben an die Behörden gerichtet. Seine Mitglieber- 


er 1) Das Material verbante ich dem Bereinspräfibenten, Herrn J. B. von Zabern im 
Yormö. 
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zahl betrug am 1. Januar 1908 16314, das Vereinsvermögen 1738430 M. 
ln * gewährten Unterſtützungen belaufen 4 auf insgeſamt 
187 


Neben den beiden Lokomotivführervereinen beſteht noch das am 2. No— 
vember 1864 gegründete „UUbereinkommen deutſcher Lokomotiv— 
führer“, das den Zweck verfolgt, penſionierten oder entlaſſenen Mit— 
gliedern oder deren Hinterbliebenen ein einmaliges Geſchenk von 800 M. 
u gewähren, und das deshalb feinen gewerkſchaftlichen Charakter trägt. 

emjelben waren am 1. März 1907 10649 Mitglieder angejchlofjen. Die 
bisherigen Auszahlungen beliefen ji auf 1450449 M. 


10. Berband der Eifenbahntelegraphiften'). 


Ein folder wurde 1895 unter dem Namen: „Zuſammenſchluß 
der preußijden Staat3- und Reidhseijenbahn-Telegraphen- 
beamten‘ begründet. 

Er jieht e8 als feine erjte Piliht an, Treue zu Kaifer und Reich und Liebe zum an- 
geftammten Herrfherhaufe in feinen Mitgliedern wach zu erhalten und zu ftärkn Er 
bezmwedt bie wirtjchaftliche Lage feiner Mitglieder zu verbefjern, die geiftige und fittliche 
Ausbildung feiner Mitglieder zu heben, bie Stanbdesintereffen zu förbern, ſowie Pflege ber 
Kollegialität unter feinen Mitgliedern. 

Dem 8. können Ortövereine unb Cinzelmitgliedber beitreten. Die Leitung liegt in 
ber Hand be3 jeweiligen VBorort3vereind. Die Ausgaben werden durch Umlagen gebedt. 
Die Unterftügungen werben an Mitglieder und beren Witwen in Notlagen nad) Bebarf 
währt. Daneben ift ber ®. beteiligt an dem „Wohlfahrtsübereinlommen ber preußifchen 
Staatd- und Neichs-Eifenbahn-Telegraphen-Beamten‘, welches früher auf Telegraphiften be» 
ſchränkt war, feit 1903 aber allen Kategorien der Eifenbahnbeamten offen fteht und gegen 
— bis zu 16 M. Penſionszuſchüſſe und Sterbegelder in Höhe von 600 M. 
8 rt. 


Berband3organ ift die „Zeitſchrift für Eifenbahn-Telegraphenbeamte”. 

Der V. fteht auf dem Boden voller Loyalität und hat ſich an dieſer 
Haltung auch dadurch nicht irremachen Lafjen, daß feine Beitrebungen 
bei den Eijenbahnbehörden bisher fein Entgegenfommen gefunden Haven, 
ja, jogar dem derzeitigen Vorfigenden eine Audienz mit der Begründung 
bermeigert iſt, bak er nicht al3 berechtigter Bertreter jeiner Standes» 
genofjen anerkannt werden könne. Dieje Beftrebungen beziehen fich teils 
auf die Befjerftellung der Telegraphenbeamten, insbeſondere ihrer Ber- 
fegung aus ber Faite der Unterbeamten in die ber mittleren Beamten, 
teil3 auf Beſſerung des Eiſenbahn-Telegraphenweſens, in3bejondere Rüd- 
ängigmadjung der 1901 eingeführten Einrichtung, welche die Klaſſe be- 
pre Eijenbahntelegraphiften ganz eingehen Laffem will, und deren Auf- 
gaben den Bahnmeiftern und anderen, in3bejondere auch weiblichen und 
Hilfsperfonen überträgt, wodurch nad) Anficht de3 Verbandes die Eijen- 
bahnjicherheit erheblich gejchädigt wird. Dieſe Auffaffung wurde bei Be- 
Iprehung des Eijenbahnunglüdd® in Spremberg im preußifhen Ab— 
geordnetenhaufe am 10./12. März 1906 auch von dem Abg. v. Schenden- 
borff vertreten. 

Die — — die früher annähernd 2000 betrug, iſt infolge 
der angegebenen Änderung ber Organiſation auf 1050 am 1. April 1908 
zurüdgegangen. 


1) Das Material verdanke ich dem berzeitigen Vorfitenden, Herrn Schultheis in Eſſen. 
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11. Das tehnifhe Perjonal. 
a) Verband techniſcher Sefretäre?). 


Der am 9. Dftober 1904 gegründete „Verband tehnijher Sekre— 
täre der Preußiſch-Heſſiſchen Staat3- und Reichseiſen— 
bahnen“ hat jeinen Sig in Köln. 

Er bezwedt, die Zufammengehörigleit unter feinen Mitgliedern zu pflegen und die 
gemeinnügigen Intereſſen, die Wohlfahrt und bie techniiche Fortbildung feiner Mitglieder 
zu fördern. Politiſche und religiöfe Angelegenheiten find von den Beiprechungen in ben 
Sitzungen ausgefhloffen. Der Verband befteht aus Bezirtövereinen und Üinzelmit- 
gliedern. Beitrittsberehtigt find die mittleren techniſchen Beamten 1. Klaſſe 
ded inneren Dienſtes und deren Anwärter, die in ber Ausbilbung hierzu begriffenen 
Beamten und techniſchen Eiſenbahnbetriebsſekretäre der Preußifch-Hefliihen und Reichs— 
eifenbahnen. Unter ben ®Bezirlövereinen befteht Freizügigleit. Der Beitrag beträgt für 
bie Einzelmitglieder jährlih 5 M., für die Mitglieder der Bezirlsvereine jährlih 4 M. 
Berbandsorgan ift bie „Heitjchrift”. 

Der Berband hat in einer an den Eifenbahnminifter gerichteten Ein- 
gabe jeine Wünfche Hinfichtlich der Aufbeilerung der Gehälter und gegen 
eine Herabjegung der Aufnahme- und Prüfungsbedingungen zum Aus— 
drud gebradt. Er Steht auf durchaus loyalem Standpunkte. Für Die 
eg von Wohlfahrtseinrichtungen ift ein bejonderer Fonds ge- 
bildet. 

Der Verband zählte am 1. März 1908 1300 Mitglieder, und zwar: 
128 Betriebsingenieure, 24 technijche Betrieb3- und Ober-Baufontrolleure, 
637 technijche Eiſenbahnſekretäre einfchließlich techniiche Rechnungsmeiiter, 
51 LZandmejjer, 63 technijche Betriebsjefretäre, 58 technijche Praftitanten 
und 269 techniſche Bureauajpiranten 1. Klafje. 


b) Berband tehnifcher Eijenbahnajfjfiftenten?). 


Die Eifenbahnzeichner, die als jelbitändige Techniker —— aber 
den Kanzliſten gleichgeſtellt waren, verſuchten bei der allgemeinen Gehalts— 
regelung im Fahre 1897 fich zu organifieren, famen aber nicht weiter, als 
ab in den einzelnen Direktionsbezirfen Vertrauensmänner gewählt wurden, 
die untereinander ohne Verbindung waren. Die Folge ihrer mangelnden 
Bertretung war, daß ihre Wünſche faſt völlig unberüdjichtigt blieben. 
Im Jahre 1904 wurden die Stellen der techniſchen Bureauangeftellten 
eihaffen und den Zeichnern die Befugnis gegeben, nad) Ablegung einer 
Beühung in dieſe einzurüden. Alle —— Eiſenbahnzeichner haben 
davon Gebrauch gemacht. Als nun die neue Gehaltsregelung bevorſtand, 
machte ſich insbeſondere unter den jüngeren Aſſiſtenten der Wunſch geltend, 
dieſes Mal ihre Intereſſen befier zu wahren und zu diefem Zmede eine 
Organijation zu Schaffen. Nachdem fich für den Direktionsbezirt Mainz 
ein Verein gebildet und die von ihm an die Aijfiftenten der übrigen Be- 
zirfe gerichtete Aufforderung zu gleihem Vorgehen in 7 Bezirken Erfolg 
gehabt hatte, wurde endli am 26. Mai 1907 in Berlin der „Verband 
tehnifcher Aſſiſtenten der Preußiſch-Heſſiſchen Staats— 
bahnen“ ins Leben gerufen. 
Der Sit des V. iſt Mainz. Sein Zweck iſt, die Ehre und das Anſehen der Berufs- 
ftellung zu heben, gemeinfame Standesintereffen zu wahren und zu fördern, die fachwifien- 
!) Das Material verbante ich dem Werbandbövorfigenden, Herrn Eifenbahnfelretär 
Barnemann in Köln. 


2) Das Material verdanfe ih dem Bereinsvorfigenden, Herın Mar Schnikfpahn im 
Sonfenheim. 
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fchaftlihe Bildung feiner Mitglieder zu erweitern, die Kollegialität und den Sinn für 
Patriotismud zu pflegen. Alle Ungelegenheiten politifcher und konfeffioneller Art find 
von ber Beiprehung in ben Berfammlungen ausgeichloffen; überhaupt enthält fich ber 
Berband jeber politifchen und konfeſſionellen Tätigfeit. 

Beitrittäberehtigt ift jeder techniſche Bureauaffiftent, Diätar und Wipirant ber 
Preußiſch⸗Heſſiſchen Staatsbahnen, jowie jolhe Bahn, Telegraphen- und Werkmeifter, welche 
eine Stelle als techniſche Bureauafjiftenten befleiden. Der Jahresbeitrag beträgt für Tinzel- 
mitglieder 4 M., für Mitglieder der Bezirlövereine 3 M. Bu dem Verbandstage haben bie 
Bezirlävereine für je 10 Mitglieder einen Bertreter zu entjenben. 

Der 8. hat am 10. Auguft 1907 eine Betition an ben ande 
minijter gerichtet und in einer von ihm gewährten Audienz feine Wünjche 
vorgetragen. Am 10. Februar 1908 wurden dieſe in einer Eingabe auch 
dem Wbgeorbnetenhauje mitgeteilt. 

Bon etwa 500 aufnahmefähigen Bureauaffiftenten waren am 1. April 
1908 300 dem V. beigetreten. 


ec) Verband der Eijenbahntedhnifer?). 


Bei ben preußijch-heffifchen Eifenbahnen werden eine große Anzahl von 
Technifern ohne Anftellung lediglich nad) einem Privatdienjtvertrage be- 
Ihäftigt. Da fie die Eigenjchaft als Beamte nicht haben, die Gewerbe— 
ordnung aber auf den Eifenbahnbetrieb feine Anwendung findet, jo unter- 
liegt ihr Dienftverhältnis lediglid) den Beltimmungen des BGB. 

Früher waren die Eijenbahntechnifer teilweiſe dem deutſchen Tech- 
niferverbande beigetreten, der auch) zu ihren Gunſten im Jahre 1901 eine 
Petition an den Eijenbahnminifter richtete. Später aber empfand man 
das Bedürfnis, eine eigene Organijation zu jchaffen, und e3 wurde zu- 
nächſt am 2. September 1904 der Eijenbahntechniferverein Hannover ge- 
gründet. Das gegebene Beifpiel fand in anderen Direktionsbezirken Nad)- 
ahmung, und am 12. Februar 1905 wurde in einer in Hannover abge- 
haltenen Verſammlung, an der ſich Vertreter von 14 Vereinen beteiligten, 
der „Berband der Eijenbahntechnifer der preußiſch-heſſi— 
ihen Staat3bahnen“ ins Leben gerufen. 

Der Verband, ber feinen Sig in Köln hat, bezwedt 1. Wahrung und Förberung ber 
nemeinfamen Gtanbesintereffen, 2. Erweiterung ber fachwiſſenſchaftlichen Bildung jeiner 
Mitglieder, 3. Pflege des gejelligen Verkehr unter ben Mitgliedern. Aufnahmefähig 
ift jeder im Dienfte ber greußith-üeffifchen Staatsbahnverwaltung außerhalb be3 Staats- 
beamtenverhältnijjes beichäftigte Techniler. Der Yahresbeitrag beträgt für Einzelmitglieder 
IM., für Zweigvereinsmitglieber 3M. In der Generalverfammlung haben die Ziweigvereine 
jo viele Stimmen, wie fie Mitglieber befigen. Berbandsorgan ift die „Zeitfchrift”. 

Der Verband hat feit 1. Januar 1907 einen „Wohltätigkeitsfonds“ 
eingerichtet, au8 dem die Hinterbliebenen verftorbener Mitglieder eine 
Unterftüßung erhalten. Außerdem wird den zu Rechtsauskunft 
und Rechtsſchutz gewährt bei allen ohne ihre Schuld entjtehenden Streitig- 
feiten aus dem Dienjtverhältnifje, bei Urbeitunfähigfeit zur Erlangung einer 
Penjion bzw. Entihädigung und in allen Fällen, in denen ein Mitglied 
durch öffentliche Betätigung für die Intereſſen des Verbandes oder * 
ohne ſeine Schuld gemaßregelt oder entlaſſen iſt. Der Verband hat mehr 
fah an den Eijenbahnminifter, das Abgeordnetenhaus und den Reichs— 
tag Eingaben gerichtet, in denen um Penjionsberehtigung, 10 Prozent 
Erhöhung der Gehälter, Yortzahlung des Gehalte in Krankheitsfällen 


1) Das Material verdbante ich bem Berbandsvorfigenden, Herrn ingenieur Weigel 
in Köln. 
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nn ii ber Eifenbahntechniter unter die Gewerbeordnung ge- 
eten iſt. 

Der V. ift dem „Sozialen Ausſchuſſe von Vereinen technifcher Privat- 
angeftellter” beigetreten. Auf dem am 18./19. April 1908 in Altona 
abgehaltenen Berbandstage wurde dagegen proteftiert, daß der „Deutſche 
Zechniferverband‘ über Den Kopf de3 Verbandes, deſſen Aufgabe dies 
fei, eine Petition über die Anftellungsverhältniffe der Eijenbahntechnifer 
an ben Eijenbahnminifter eingejandt habe. 

Die ei ern die bei der Gründung des Berbandes 636 betrug, 
war am 1. April 1908 auf 1219 bei 2100 Aufnahmefähigen gejtiegen. 


12. Berband der Lademeifter‘). 


Bereine der Lademeiſter beitanden jchon feit längerer Zeit in allen 
21 Direftionsbezirten der preußiſchen Staat3bahnen und in —— 
Im Jahre 1898 traten dieſelben auf einem Delegiertentage in Elberfeld 

u dem „Berbande es die Bereine preußiſch-heſſiſcher 
taatd- und Reichseiſenbahn-Lademeiſter“ zujammen. 

Der Bwed befteht in der „Wahrung ber Stanbesinterejfen ber Mitglieder, ber Pflege 
bed Korpsgeiſtes und der Fortbildung derjelben in wirtſchaftlicher, fachlicher und gefelliger 
Beziehung“. Diefer Zweck foll erreicht werben 1. durd eine für die Mitglieber obligatorijche 
Fachzeitſchrift, die „„Zeitfchrift für die Intereffen des Vereins der preufitheheffifchen Staat 
und Meichseifenbahn-Labemeifter”; 2. durch mirtfchaftlihe und mohltätige Einrichtungen 
aller Art. An folchen beftehen zurzeit eine SHinterbliebenen-Unterftügungstaffe mit freie 
willigem Beitritt und befonderen Beiträgen, ſowie eine eg und Wohljahrts- 
taffe, bie aus freiwilligen Gaben gefpeift wird. Außerdem zahlt der Berlag ber Zeitſchrift 
bei töblichen Unfällen den Hinterbliebenen eine Entjchädigung von 200 M. Die Leitung 
ber Gejchäfte bejorgt ein gejchäftsführender Verein, der zurzeit in Halle a. ©. feinen Sit hat. 

Der V. hat mehrfad im Intereſſe der Hebung de3 Standes Ein- 
gaben gemacht, in3bejondere beklagt er ſich darüber, daß die Lademeiſter 
nicht zu den Abfertigungsbeamten gezählt, jondern dem Ladeperjonal zu— 
geteilt jeien, wodurch ihre Autorität gegenüber den Arbeitern leide. Außer— 
dem wünſcht er Gehaltserhöhung Hi Gewährung von Wohnungsgeld- 
guicuß gleich den Zug- und Lofomotivführern, den Titel „Güteraſſiſtent“, 

nrechnung des Probedienftjiahre® auf das Befoldungsalter, jährlichen 
Erholungsurlaub, Uniformänderung und Erleichterung des Nachtdienſtes. 
Er Hat in diejer Richtung mehrfady Eingaben an den Landtag und das 
Minifterium gemadt. Dem Verein der mittleren Beamten madt ber 
Berband den Bormwurf, daß er den Unterbeamten das Auffteigen in den 
mittleren Dienjt erſchwere. 

Der ®. jteht zu den Behörden in guten Beziehungen. Die Mitglieder- 
zahl betrug am 1. April 1908 3150. 


13. Bahnmeifterverein?). 


Geit 1896 bejteht eine Vereinigung der Eifenbahn-Bahnmeijter, indem 
die in ben einzelnen Direktionsbezirken beftehenden Vereine zunächſt einen 
bloßen Redaktionsausichuß der „Wochenschrift für deutſche Bahnmeiſter“ 
und jpäter einen „gejchäftsführenden Ausſchuß“ einjegten. Im Jahre 


1) Das Material verbanfe ich dem Verbandsvorſtande. 
2) Das Material verbanfe ich dem Bereindvorftanbe. 
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1905 wurde der Drganifation der Name: „Verein preußiſch-heſ— 
jifher und reih3ländifher Eifenbahn-Bahnmeifter” gegeben. 
Der Verein!) verfolgt ben Zwed, den Bahnmeifterverbandb zu heben, die wirtichaft- 
lihen Berhältniffe feiner Mitglie burh Unterftügung ber Wohlfahrtseinrichtung für 
beutihe Bahnmeifter und —— von Rechtshilfe zu ſördern, die dienſtlichen, follegialen 
und ibealen Intereſſen, ſowie den Sinn für Patriotismus und Pflichttreue zu pflegen. 

Die Mitgliedfhaft fteht offen allen dem Bahnmeifterftande angehörigen Eijenbahn- 
bebienfteten der bezeichneten Eifenbahnen. Gegen ben Jahresbeitrag von 11 M. wird bie 
oben erwähnte Wochenſchrift ald Bereindorgan geliefert. Den Mitgliedern lann bei Pro- 
zeifen, die durch bienftliche Urfachen entftanden find, nad) den vorhandenen Mitteln eine 
Rechtsfchugbeihilfe bis zu 200 M. gewährt werben. Neben bem Berein und unabhängig von 
ihm befteht die „Wohlfahrtseinrichtung für deutjche Bahnmeiſter“, eine Kapital» bzw. Sterbe- 
gelbverjicherung auf Gegenfeitigleit. 

Der V. hat ji zum Grundjag gemadt, daß alle Betrebungen für 
Beilerftellung und Hebung des Standes nur auf dem Wege erreicht werden 
fönnen, daß die vorgejegten Behörden dafür gewonnen werben; er befolgt 
de3halb eine durchaus Ioyale Haltung, die durch Wohlmollen der Behörden 
erwidert wird. Einen Erfolg hat der V. injofern erreicht, al3 1905 den 
Bahnmeiftern die Erreihung von erftflaffigen Subalternbeamtenftellen 
(Oberbahnmeifter) ermöglicht ift. Die Mitgliederzahl betrug am 1. März 
1906 2548. 


14. Berband der Weidheniteller?). 


Der am 5. Oftober 1893 von dem ieh en Vorſitzenden Werbing ge 
ründete „Verband deutſcher J ler, 
ahn- und Brückenwärter und deren Hilfsbeamten“ hat ſeinen 
Sitz in Berlin. 

Er bezweckt: 1. gutes Einvernehmen und Kollegialität unter den Mitgliedern des Ver- 
bandes zu pflegen und benjelben in ihrem Berufe mit Rat und Tat behilflich zu fein; 2, würdige 
Begräbnisfeierlichkeiten beim Ableben ber Mitglieder und beren Ehefrauen zu veranftalten 
und bie Hinterbliebenen bei der Beſorgung von Beerdigungen zu unterftügen; 3. Gewährung 
einer Nechtshilfeunterftügung. 

Zur Mitgliedfhaft find berechtigt fämtliche im Dienft ber preußijchen Staatöbahnen 
und der Neichseifenbahnen angeftellten Weichenfteller, Bahn- und Brüdenmwärter und beren 
Hilfsbeamten, ſowie andere Beamten, ſofern fie die Haupt» bzw. formlofe Prüfung für dieſe 
Stellen mit Erfolg abgelegt haben; doch ift der Beitritt in der Regel auf das 45. Lebens 
jahr beſchränkt. Der Beitrag beläuft fi je nad dem Lebensalter auf vierteljährlich 
1 mM. 25 Pf. bis 1 M. 75 Bi. 

Der V. gewährt beim Tode eines Mitglieder oder deſſen Ehefrau und in anderen Not- 
fällen Unterftügungen. Alle am Sterbeorte vorhandenen Mitglieder find verpflichtet, ſich 
bei dem Begräbnis eines verftorbenen Mitgliedes zu beteiligen. Rechtähilfeunterftügung wird 
ewährt bei den auf den Eifenbahndienjt bezfiglichen und durch ihn entftehenden Rechts— 
rung fowie bei Durhführung von Anſprüchen der durch Eifenbahnunfall verunglüdten 
— und ihrer Hinterbliebenen. Das Verbandsorgan ift „Der Eifenbahn-Weidhen- 

eller‘. 


Der ®. hat jtet3 die Pflege einer patriotiijhen Gefinnung und das 
Wohlmwollen der vorgejegten Behörden angeſtrebt. 

Geit dem 1. Juli 1901 bejteht unabhängig von dem Verbande ala 
„Wohlfahrtseinrichtung“ ein Benfionszufhußfonds, dem alle Berbands- 


1) Ein Sit bes Vereins ift im Statut nicht angegeben. 

Das Material verbanfe ich dem Berbandsvorfigenden, Herrn Werbing. Nach feiner 
Mitteilung gibt es außer dem hier behandelten deutſchen Verbande und dem der preußifch- 
heſſiſchen Eijenbahnen (S. 274) noch Vereine von Weichenftellern und Bahnmwärtern in Barmen 
für Aheinland-Weftfalen, in Breslau für Schlefien, in Hannover für die Provinz Hannover, 
in Fallenberg für den Direltionsbezirl Halle und in Hamburg. 

Kulemann. Berufsvereine. II. 18 
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mitglieder beitreten können, und der den Zweck hat, den Mitgliedern bei 
ihrer PBenfionierung einen einmaligen Penſionszuſchuß zu gewähren. 

Der Mitgliederbeftand des Verbandes betrug am 1. Januar 1908 
11638, der der „Wohlfahrt3einrichtung‘‘ 6625. Das Vermögen des erjteren 
belief fich auf 165667 M., da3 der leßteren auf 93436 M. 


15. Berband der Weichenfteller und Bahnwärter der 
preubiich-heiliihen Staatseifenbahn'). 


Der Berband, der jeinen Sik in Frankfurt a. M. hat, iſt am 1. Januar 
1898 ind Leben getreten. 

Er bezwedt nad feinen Statuten, auf allen größeren Stationen Drtövereine zu 
bilden, um in ihnen die Liebe und Treue zu Kaifer und Vaterland, ſowie bie Berufsfreubig- 
feit zu pflegen unb zu erhalten. Wußerdem will er feinen Mitgliedern und beren Ehefrauen 
in GSterbefällen eine Beihilfe gewähren, ſowie bei Unfällen der Mitglieder die Beidhaffung 
eined Rechtsbeiſtandes —— und endlich „durch Rat und Tat ſeinen Mitgliedern zur 
Seite ftehen unb das Anjehen des Weichenfteller- und Bahnmärterftandes zu heben und zu 
erhalten”. Mittel hierzu find Berjammlungen, in denen Fachliches und Gemeinnügiges 
bejprochen werden foll, während Beſchäftigung mit öffentlichen, politiichen, religiöjen, kom- 
munalen oder bdienftlihen Angelegenheiten ausgejchlofjen ift; ferner Ehrung der Mitglieder 
nad 25 jähriger Dienftzeit und Feier an patriotifchen und vaterländifhen Gedenftagen. 

Aufnahmefähig find alle Weichenfteller, Bahnmwärter, Hilfsweichenfteller, Hilisbahn- 
wärter, Borarbeiter, Rottenführer und geprüfte Stellmerlafchloffer im Alter bis zu 50 Jahren. 
Neben einem infchreibegelde von 1—6 M. ift ein jährliher Beitrag von 4 M. zu 

bien. Auf dem Verbandstage haben die Delegierten der Ortävereine jo viele Stimmen, wie 
ie Mitglieder befiten. Der V. gewährt beim Tode der Mitglieder ober ihrer Ehefrauen 
neben einer ſtranzſpende eine Unterftügung von 25—250 M., ebenfo zur Beihaffung von 
Nechtöbeiftand eine Beihilfe bis 100 M. Berbandsorgan ift der „Eiſenbahnweichenſteller“. 


Der ©. ift, obgleich er feinen Wirkungsfreis auf die ganze preußiich- 
heſſiſche Eiſenbahngemeinſchaft erjtredt, tatjächlic) bisher — die Direktions⸗ 
bezirke Frankfurt a. M. und Mainz beſchränkt geblieben. Der Verſuch, 
4 auf die übrigen Bezirke auszudehnen durch eine im Juni 1906 in 
Hannover abzuhaltende Verſammlung, wurde dadurch vereitelt, daß den 
Mitgliedern der zu dem Bejuche nachgeſuchte Urlaub verweigert wurde. 

Der ®. hatte Ende 1907 45 Ortövereine mit 3100 Mitgliedern, ſowie 
ein re von 13000 M. Er hat bisher 37300 M. an Sterbegeld 
und 2150 M. für jonftige Unterftügungen ausgegeben. 


16. Berband deutiher Eifenbahn-Schirrmeifter 
und Schirrmänner?). 


Der in der Generalverjammlung am 18. Juli 1897 begründete und 
am 1. Zanuar 1898 in Wirkſamkeit getretene Verband, der feinen Sig 
in Bochum hat, war anfangs auf die preußifchen Staatsbahnen bejchränft, 
= aber 1890 fein Gebiet auf ganz Deutjchland ausgedehnt und feinen 

amen entjprechend geändert. 

Er bezwedt „die Förderung der Standed- und Sntereffenpflege, allgemeiner und 
fahhliher Bildungsbeftrebungen und bes gejelligen Verlehrs“. Außerdem gewährt er Rechts- 
ſchutz und kann nad) Lage der Mittel beim Tode eines Mitgliedes oder deſſen Ehefrau eine 
Unterftügung gewähren. Der Antrag auf Einführung weiterer Wohlfahrt3einrichtungen 
mwurbe in ber Generalverfammlung am 9. Juli 1905 in Köln abgelehnt. Die Mitglied- 


1) Das Material verbanfe ich dem Verbandsvorſitzenden, Herrn Karl Spahn in 


Frankfurt a. M. 
N Das Material verdanke ich dem Verbandsvorſitzenden, Herrn Jacob in Bochum. 
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ſchaft jteht offen allen bei den deutſchen Staatöbahnen angeftellten Rangiermeiftern, Schirr- 
meiftern und Scirrmännern, fowie Hilfsfhhirrmännern, wer bie Prüfung beftanben nt. 
Im Falle des Todes eines Mitgliedes bleibt die Mitgliedfchaft für die Ehefrau fortbeftehen. 
Der Berbandsbeitrag beträgt jährlih 8 M. Politiſche und religiöfe Angelegenheiten find 
in den Berhandlungen ausgefchlofien. 


Der ®. bewahrt eine jtreng loyale Haltung gegenüber den Eifenbahn- 
behörden. Verbandsorgan iſt „Der Schirrmeifter”. Die Mitgliederzahl 
betrug Ende 1907 4200. 


17. Berein der Schaffner und Schaffneranwärter'). 


Die Schaffner gehörten früher dem „Verbande der Eijenbahnfahr- 
beamten‘?) an, waren aber der Anſicht, daß dort die Intereſſen der oberen 
Stufen, insbejondere der Zugführer einjeitig bevorzugt würden, und grün 
deten deshalb in einer am 15. Juli 1905 in Kaſſel abgehaltenen Ber- 
jammlung den „Berein der Schaffner und Schaffneranmwärter 
der deutſchen Staat3eijenbahnen“, der feinen Sig in Berlin hat. 


In den Sapungen lautet $ 2: „Der Verein fteht feft und treu zu Kaifer und Reich 
unter dem Wahlſpruche: ‚Mit Gott für König und Vaterland!‘ Er mill darauf hinwirlen, 
daß möglichft alle feine Mitglieder auch zugleih Mitglieder des allgemeinen Verbandes ber 
Eifenbahnvereine der preußiich-hejfiihen Staatsbahnen und der Reichsbahnen jind, bamit 
feine Mitglieder auch bie vielen Wohltaten dieſes Verbandes genießen können. Auch beab- 
jihtigt der Verein aus feinen Mitteln jährlich einen Beitrag für ben jo ſegensreich wirkenden 
Eijenbahn-Töchterhort zu zahlen. 

Die Beftrebungen bes Vereins fließen alles aus, was eine Berfeindung mit ber vor⸗ 
gejepten Behörde herbeiführen Tönnte. 

Der Verein bezwedt bie Bereinigung aller Schaffner und Schaffneranwärter der bentichen 
Staatöbahnen. Im befonderen bezimedt er den Zuſammenſchluß aller bereitö beftehenden 
und noch entftehenden Scaffnervereine und zwar bergeftalt, daß bie einzelnen Schaffner- 
vereine jich zwar im großen Vereine zu einer die Gefamtheit vertretenden unb umfaffenben 
Vereinigung zufammenfügen, in ihren inneren, bem Vereinszwecke nicht mwiberfprechenden 
Einrihtungen aber vollftändig unberührt bleiben. 

Eine Verfolgung politifcher und religiöfer Zmwede, ebenjo wie ein wirtfchaftlicher 
Geſchäftsbetrieb durch den Berein ijt —— 

Der Verein bezweckt vielmehr im einzelnen: 1. die Intereſſen des Standes, ſowie der 
einzelnen Mitglieder durch Anregung und Belehrung in Wort und Schrift zu fördern und 
das Verſtändnis für den gewählten Beruf zu Heben und zu ſtärken; 2. feinen Mitgliedern 
fofort, nad vollzogenem Beitritt, Rechtsſchutz in allen Berufsangelegenheiten zu gewähren. 
Der Rechtsſchutz wird auch der Witwe eines Mitgliedes gewährt, welche wegen ber von ihr 
beanfprudten Witwenpenfion einen Wechtöftreit führen muß. Der vom Berein zu ben 
$toften einer Verteidigung oder Bertretung in einem prozeffualen Berfahren zu gemwährenbe 
Meitrag darf im Höcjitfalle die Summe von 450 M. micht überfchreiten; 3. jofort nad 
vollzogenem Beitritt am die Hinterbliebenen jedes infolge eines dienſtlichen Unfalles ver- 
ftorbenen Mitgliedes, wenn das Ableben innerhalb vier Wochen nad) erfolgtem Unfall ein- 
tritt und fomeit feine Mittel reihen, 150 M. Unfalltobesunterftügung zu zahlen. Wirb 
ein Mitglied infolge von Unfall penfioniert, fo erhält dasfelbe, wenn e3, vom Tage bed Un- 
falles ab gerechnet, bereit3 cin halbes Jahr dem Bereine — 100 M. Unfallpenfions- 
beihilfe; 4. durch Verträge mit Lebens-, Unfall- und anderen Verſicherungsgeſellſchaften 
billigere Prämienſätze für ſeine Mitglieder zu erzielen. 

Kein Mitglied hat auf Leiſtungen des Vereins einen rechtlich verfolgbaren Anſpruch. 

Unſer Verein ſchließt ſich nur dem Allgemeinen Verband ber Eifenbahn-Bereine ber 
preußiſch⸗ heſſiſchen Staatsbahnen und der Reichsbahnen an. 

Zur Mitgliedſchaft berechtigt iſt jeder bei einer deutſchen Eiſenbahn angeſtellte Schaffner, 
Schlafwagenſchaffner und ſtändige Schaffneranwärter. Der Beitritt kann dergeftalt erfolgen, 
en ſowohl ganze Schaffner-Bereinigungen wie auch die einzelnen Schaffner * dem Verein 
eitreten. 


1) Das Material verbanle ich dem Vereinsvorſitzenden, Herrn Schaffner E. Naumann 
in Berlin. 
2) Bal. ©. 265. 
18* 
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Der Beitrag beträgt vierteljährlih 1 M., mogegen bad Bereindorgan, „Der deutſche 
Staatsbahnſchaffnet“, geliefert wird. Stimmberechtigt in der Generalverjammlung find nur 
bie Obmänner der einzelnen Bezirke. 

Der V. gewährt jeinen Mitgliedern die in den Sagungen angeführten 
Leiftungen. Er hat außerdem im Auguft 1907 dem preußiſchen Eijen- 
bahnminifter eine ausführliche Denkjchrift überreicht, in der die Lage der 
Schaffner dargelegt und um Erhöhung der Bejoldungen und Löhne, un- 
fündbare Anftellung und Einführung verjchiedener, im Intereſſe der Ge- 
jundheit und Sicherheit der Schaffner liegender Änderungen in der Ein- 
rihtung der Züge gebeten wird. Gingaben an da3 Abgeordnetenhaus 
wegen Erhöhung des Gehalt3 und der jonjtigen Bezüge hat der Verband 
nicht ſelbſt gerichtet, aber er hat veranlaft, daß dies von einzelnen feiner 
Mitglieder gejchehen ift. 

Die Mitgliederzahl betrug am 31. Dezember 1907 etwa 7000. 


18. Berein der Bahnfteigihaffner und Portiers!). 


Der im Jahre 1895 gegründete „Berein der Bahnſteigſchaffner 
und Portiers im Staats- und Reichseiſenbahndienſt“ Hat 
jeinen Sig in Berlin. 

Er bezwedt „Hebung bed Standes, Pflege allgemeiner und fachlicher Bildungs 
beftrebungen, ſowie Förderung bes geſellſchaftlichen Verlehrs“. Insbeſondere gewährt er: 
1. in Fällen des Todes eines Mitgliedes ober ſeiner Ehefrau ein Sterbegeld von 75 bis 
200 M.; 2, penfionierten unb unfreiwillig in ehrenhafter Weife aus dem Dienft gejchiedenen 
Mitgliedern eine einmalige Abfindungsfumme; 3. Mitgliedern in Notfällen, forwie Witten und 
Bailen Unterftügungen; 4. würdige Begräbnisjeierlichleiten beim Tode von Mitgliedern oder beren 
Ehefrauen. Aufnahmefähig find alle im PDienfte einer Staatd- oder Reichaeijenbahn- 
verwaltung befindlichen Bahnfteigichaffner und Portiers, fowie deren Hilfsbeamte in gutem 
Gefundbeitszuftande bis zum Lebensalter von 50 Jahren. Das Eintrittögeld beträgt 1—10M., 
der Beitrag jährlih 6 M. 40 Pf., wofür das Vereindorgan, die „Neue deutſche Eifenbahn- 
zeitung“, geliefert wird. In ber Bm ring reg. Brig die Delegierten auf je 
zehn Mitglieder eine Stimme. Vereinsorgan ift die „Deutihe Eifenbahnwarte‘. 

‚In den Sagungen heißt ed: „Die Mitglieder des Vereins erachten 
e3 in alter Treue zu Kaijer und Reich und Liebe zum angejtanımten 
Herriherhaufe als ihre vornehmſte Pflicht, ſich unabläfjig als wahre 
—* und Förderer der ſtaatlichen Ordnung durch Wort und Tat zu 
erweiſen.“ 

Nachdem die früher neben dem V. beſtehenden ſelbſtändigen Organi- 
jationen in Düffeldorf, Hannover und Altona im Sommer 1906 und am 
6. Januar 1907 fich ihm angejchlojfen haben, bildet er heute die einheit- 
lihe Zufammenfafjung der Bahnjteigichaffner mit 1800 Mitgliedern. Einige 
Heine Vereinigungen von Portiers bejtehen noch neben ihm. 


19. Berein des ftatusmähigen Perfonals der Güterjtationen 
Bayerns’). 


Der Verein ift am 1. Januar 1903 begründet. 

‚ Er bezwedt „die gemeinfame Vertretung und Förderung ber Stanbesinterefjen ber 
Mitglieder, Hebung des Standesanfehens, Pflege der Kameradſchaft, Wacherhaltung der 
Liebe und Treue zum angeftammten SHerrfherhaufe und zu Kaifer und Reich. Bolitifche 
Beltrebungen find vollftändig ausgefchloffen”. Wis Mittel werben bezeichnet 1. perjönliche 


2 — Material verdanle ich dem Schriftführer bes Vereins, Herrn Hartwieg Meyer 
erlin. 


*) Dad Material verbanke ich dem Vereinsvorftande. 
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Vorftellungen bei ben maßgebenden Dienftftelen; 2. fhriftlihe Eingaben an biefe und au 
die Parlamente; 3. Vorträge. Der Sig des Vereins ift zurzeit Nürnberg. Beitrittö- 
be rechtigt ift jeder ftatusmäßige Bebienftete im Paderdienit. Die ag vereine haben für 
jedes Mitglied jährlid 3 M. an den Hauptverein abzuliefern. In auptverfamml 
haben bie Zmeigvereine auf je 20 Mitglieder eine Stimme. Bereindorgan ift die Zeitſchri 
„Der Bayrifche Staatsdiener“. 

Der B. hat mehrfach durch perjönliche Vorftellungen und Eingaben 
an Regierung und Landtag die wirtjchaftliche Lage jeiner Mitglieder zu 
verbejjern Bee und a mehrfad Erfolge erzielt. In dem Vereins— 
organ werden diefe Wünfche teilmeije in jehr jcharfer und freier Weije 
vertreten, auch Mißftände in Beziehung auf Dienſtüberbürdung, jchlechte 
Behandlung jeiten3 der Vorgejegten uſw. werden energijch gerügt. Die 
Regierung und insbejondere der Verfehrsminijter ftehen aber in dieſer 
Hinjiht auf einem ſehr liberalen Standpunkte und bereiten derartigem 
iharfen Vorgehen feinerlei Schwierigkeiten. Der Verein ift dem Verbande 
deutſcher Beamtenvereine und dem bayriſchen Staatödienerfomitee bei- 
getreten. 

Der B. zählte am 1. Januar 1908 600 Mitglieder bei insgeſamt 
950 beitrittSberechtigten Perjonen. 


20. Berband des Kanzleiperfonals der bayrifchen 
Staatseifenbahnen'). 


Der am 7. Januar 1902 gegründete Verband hat jeinen Sitz in 
Münden. 

Er bezwedt: „Wahrung und Förberung ber Stanbesinterefjien, Pflege ber Kollegialität 
und Gefelligleit innerhalb des Verbandes.“ Aufnahmeberehtigt ift jeder im Kanzlei» 
und XTelegraphendienfte verwendete Angehörige der bayriſchen Staatseijenbahnen”. Der 
Beitrag beträgt monatlih 30 Pf. In der Generalverfammlung entfällt auf je 20 Mit- 
lieder ein Delegierter. Als Bublilationsorgan benußt der Berband das Organ bed bayrifchen 
ijenbahnerverbanbes „Der Eifenbahner”. 

Die bisherige Tätigkeit des Verbandes hat ſich hauptſächlich auf Die 
— —————— beſſerer Gehaltsverhältniſſe und Erhöhung der ranglichen 

tellung bezogen. Er will ſeine Ziele lediglich mit rechtlich erlaubten, 
loyalen Mitteln verfolgen. Der V. war früher dem bayriſchen Verkehrs— 
vereine angejchlofjen, hat aber infolge von Streitigkeiten diejes Verhältnis 
feit drei — gelöſt. 

Der ©. zählte am 1. Januar 1908 450 Mitglieder unter etwa 500 Bei- 
trittöberechtigten. 


Il. Gemeinfame Drganifationen. 


1. Bayrifher Bertehrsbeamtenverein?). 


In Bayern wurden jeitens der Poſt-, Telegraphen- und Eijenbahn- 
beamten jchon in den 1870er Jahren Verſuche zu einer Organijation 
gemadt, die ji allerdings zunächſt auf die einzelnen Verfehrsgruppen 
und einzelnen Orte und Bezirke befchräntten. So entitand im Januar 
1874 ein „Verein Münchener Telegraphenbeamten‘ und Ende 1875 unter 


1) Das Material verbante ih dem Berbandsvorftande. 

9) Das Material verdbante ich den Mitteilungen des Verbandsvorſtandes, insbeſondere 
enthält die Freitichrift zur 13. Generalverfammlung des Vereind eine Überjicht über die Ent- 
ſtehungsgeſchichte. 
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dem Namen „Poſtalia“ ein joldher der Münchener Boftbeamten, der ji 
am 2. Januar 1876 zu dem „Verein Münchener Verkehrsbeamten“ er- 
weiterte. Auch in Ingolftadt, Augsburg, Nürnberg und der Nheinpfalz 
bildeten jich ähnliche Vereine, die alle zunächit überwiegend gejelligen 
Zweden dienten, bald aber fich höhere Diele jtedten. Bald brach ich 
auch der Gedanke Bahn, daß eine Verſchmelzung aller diejer Einzelvereine 
erforderlich jei, und jo erfolgte am 13. Juni 1883 die Gründung bes 
„Bayriſchen Verkehrsbeamtenvereins“, indem zunädft der Mün- 
hener Telegraphenverein und der Verein Münchener Berfehrsbeamten 
— verſchmolzen, doc konnte ſchon am 19. Auguſt 1883 eine von 80 Ab— 
gejandten aus ganz Bayern befuchte Eonftituierende Generalverfammlung 
zujammentreten, die die Ausdehnung auf das ganze Königreich beichloß, 
indem ein Statut angenommen, ein Boritand gewählt und ein Berbands- 
organ geichaffen wurde; zugleich übernahm man die von dem Verein 
Münchener Berkehrsbeamten gegründete Spar- und Vorſchußkaſſe auf den 
neuen Verein; jchon 1884 wurde aud eine Witmen- und Waijenunter- 
ſtützungskaſſe ind Leben gerufen. 

Der neue Verein erfreute jich ebenjo, wie feine Vorläufer, der Gunft 
der Regierung, die nicht allein den Mitgliedern zu den Verjammlungen 
freie Fahrt, J— zugleich für das Vereinsorgan und Geldſendungen 
Portofreiheit bewilligte. Aber bald erfolgte ein Umſchwung, hervorgerufen 
durch —7 Artikel des Vereinsorganes über Perſonal- und Dienjtverhält- 
niſſe, in denen nach Auffaſſung der Behörde das zuläſſige Maß freier 
Ausſprache überſchritten war. Aumächft wurde dem Berein die Zulajjung 
al3 „anerkannter Verein!) verweigert, und am 17. Januar 1885 wurde 
derjelbe von der Polizeidireftion Münden als politiicher Verein 
erklärt; am folgenden Tage wurde auch die Portofreiheit entzogen. Dieſe 
Mafßregeln Hatten den Austritt vieler Mitglieder zur Folge, viele ber 
Spar- und Vorſchußkaſſe gegebene Kapitalien wurden zurüdgezogen, und 
ber Berein fam jo ftarf in Rüdgang, daß das Vereinsorgan aufhören 
mußte zu erjcheinen. Unter diefen Umftänden jchien nur der Weg ber 
Unterwerfung übrig zu bleiben, und er wurde gewählt. Der Borjtand 
trat zurüd, und im pri 1885 Löfte der Verein jich auf, um jich dann 
fofort von neuem zu bilden; andere Perfonen wurden zur Leitung be- 
rufen, die da3 gute Einvernehmen mit der Regierung al3 oberjten Grund- 
fat betrachteten, und jo begann jeßt die Zeit der Blüte, die noch heute 
andauert. Die Bortofreiheit wurde wieder bewilligt, der Verein ala 
„anerkannter Verein’ eingetragen, und der Generaldireftor Schnorr 
v. Carolöfeld trat demjelben al3 ordentliches Mitglied bei. 

In den Statuten ift ala Zmed be3 Vereins, der feinen Sig in München hat, bezeichnet: 
„Die Vertretung, Förderung und Pflege der geijtigen und materiellen Interefjen feiner orbent- 
lihen Mitglieder” und als Mittel zur Erreichung dieje3 Zweckes 1. Herausgabe eines Fach- 
und Vereinsorgans; 2. Schaffung von Einrichtungen, um ben Mitgliebern bei ihrer be» 
ruflihen Fortbildung behilflich zu fein; 3. Anlegung einer Bibliothel; 4. Zirkulation von 
Fachzeitſchriften; 5. Veranftaltung von Vorträgen und Diskufjionen fahlihen und wiſſen- 
fchaftlihen Inhalts; 6. Pflege des gefelligen Lebens und der Kollegialität; 7. Unterftägung 
erfranfter und bebrängter Vereindmitglieder und beren Angehörigen aus ben Mitteln bes 
Unterftügungsfonds; 8. Ablommen mit Kur- und Babeorten; 9. Vermittlung von Ber- 
jiherungsverträgen. 

Als orbentlihe Mitglieder lönnen dem Berein beitreten alle im Dienfte ber bayri- 


. 8* Dadurch erwarb nach dem bayriſchen Geſetze ein Verein die Rechte einer juriſtiſchen 
erſon. 


u 


ſchen Verlehrsanſtalten, ſowie der pfälziihen Bahnen fiehenden Beamten, Afpiranten und 
Bahnärzte. Unterbeamte unb Arbeiter werden nicht aufgenommen. Dagegen gibt ed unter- 
ftügende und Ehrenmitglieber. Der Jahresbeitrag ift 10 M. 

Un Stelle ded 1884 eingegangenen Bereindorgand traten zunächſt Vereinsberichte 
in zwanglojer Folge, aus benen 1 bie „Monatöfchrift des bayrijchen Berlehrbeamten- 
vereins“ entftand, die endlich vom 1. Juli 1892 ab ben Titel „Bayrifche Verkehrsblätter“ 
erhielt. Die früher felbftändigen „Bayriſchen Berlehröhefte” find feit 1. Januar 1905 mit 
ben „Berlehräblättern‘‘ verfchmolzen. 

Die „Spar- und Vorſchußlaſſe“, ſowie die „Witwen- und Waifenunterftügungstaffe” 
mwurben 1893 von dem Berein formell getrennt und zu jelbftändigen Vereinen umgebilbet, 
boch ift der Beitritt nur den Bereindmitgliedern geftattet. 

Seit 1895 hat ber Verein auch Fachunterrichtskurſe eingeführt, ebenjo gibt er Yad- 
werle heraus, bejigt eine Bibliothel und ftiftet Preife für die Löfung von ufgaben 
unter feinen Mitgliedern. Am 1. Juli 1897 hat er ein eignes Vereinshaus mit Bibliothels- 
— — in dem auch die Verwaltungen ber beiden Kaſſen untergebracht ſind, 
erri 

Der ®. veranftaltet regelmäßige Unterrichtäfurfe und hat einen gemeinfamen 
von Lebensmitteln ger —— —— — ve) en ae 

Der V. Hat feine Tätigkeit auf dem Gebiete der Vertretung der 
Standesinterejjen durch Einreihung einer Denkihrift zum Ausdrud ge- 
bradt. Diejelbe war insbejondere gerichtet auf finanzielle Beſſerſtellung 
der mittleren Beamten, aus denen er ganz überwiegend ji zufammen- 
jeßt, auf Reviſion der Gehaltsregulative, Einrihtung von Wohnungs- 
gelbauicäfien und ftaatlihen Reliktenkaſſen für die nicht Breit ae 

eamten, daneben aber auch auf da3 Titel- und Prüfungsweſen und Die 
Schaffung eines allgemeinen Beamtengejeßes unter Bejeitigung de3 Unter- 
ſchiedes zwijchen pragmatifchen und nicht pragmatijchen Bann Aber 
obgleich der V. jtet3 Ni der volliten Loyalität befleißigt hat und in jedem 
Geihäftsberichte des Vorſtandes betont wird, daß nur das unbedingte 
Bertrauen zu dem Wohlmwollen der Behörden der Weg jei, auf dem etwas 
erreicht werden könne, jo haben die geltend gemachten Wünjche bisher 
nur in jehr geringem Make Berüdjichtigung gefunden, und jo ift all» 
mählid) im ®. eine Strömung entftanden, die dieje Haltung des Vorjtandes 
nicht billigt und ſich von einer Oppofition mehr Erfolg verſpricht. 

Der Umftand, daß die entjchiedenere Richtung die Standesinterejjen 
in dem Verbande nicht genügend gewahrt fand, führte dazu, daß jich neben 
ihm nod) zwei befondere Organiſationen bildeten, da3 „Komitee zur 
Vertretung der Standedinterejjen der Kategorien BI und 
BII, einfhließlih der Ajpiranten der bayriſchen Staats— 
eijenbahnen“!), das jchon im April 1899, und das „Hauptfomitee 
zur Vertretung der Standedinterefjen der Kategorien Bl 
und II und der Nijpiranten der bayrijdhen Poften und Tele- 
graphen“?), das im April 1900 gegründet wurde. 

Die Mitglieder beider Organijationen waren zugleich Mitglieder des 
Berbandeds. Das „Poſtkomitee“ trat zu dem Verbandsvorftande in immer 
ichärferen Gegenjaß, der in den beiberfeitigen Blättern zu jehr ———— 
Ausdruck gelangte. In der Mitgliederverſammlung am 14. April 1907 
kam es zu ſo heftigen Auseinanderſetzungen, daß die Trennung in eine 


1) Auf meine an ben Vorſitzenden des Komitees, Herrn Eiſenbahnexpeditor Zembſch in 
Nürnberg, gerichtete Bitte um Material habe ich feine Antwort erhalten. Dasſelbe Schick⸗ 
faf hatte mein Schreiben an ben Borfigenben des neuen „Hauptausfhuffes”, Herrn Eijen- 
erpeditor Martin Götz in Nürnberg. Ich kann deshalb eine Darftellung der Organifation 
bed Komitees —* geben. 

N) Bgl. ©. 285. 
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Organiſation der Poſtbeamten und eine ſolche der Eiſenbahnbeamten bevor- 
a pa Ihien. Die letteren, die jchon größere Erfolge als die Poſt— 
beamten erreicht hatten und deshalb zu ihnen in einem gewiljen Kon— 
furrenzverhältnifje ftehen, unterjtügten im mejentlichen die Stellung des 
Berbandsvoritandes. Gegenftand des Gtreite war neben der Frage der 
allgemeinen Richtung des Verbandes insbejondere die Frage, ob für das 
Verbandsorgan, das bisher von einem angeftellten Beamten geleitet war, 
ein unabhängiger Redakteur angeftellt werden jolle, der der Regierung 
gegenüber weniger Rüdjicht zu nehmen brauche. Schließlich wurde aber 
eine Verftändigung dahin erreicht, daß der Vorjigende des „Poſtkomitees“ 
in den Verbandsvorſtand aufgenommen und die Zuficherung erteilt wurde, 
bie jüngere Richtung mehr zur Geltung fommen zu lajjen. Der Antrag 
auf Anttellung eines bejonderen Redakteur wurde dagegen mit geringer 
Stimmenmehrheit abgelehnt. 

Hinfichtlich der beitehenden Standesinterejjenvertretungen verjtändigte 
man ſich dahin, hierüber unter Zuziehung der beiden Komitees in einer 
Sitzung des Verbandsausſchuſſes eine Neuorganijation herbeizuführen. 

An der Verfammlung wurde endlich die Einführung des unentgelt- 
fihen Rechtsſchutzes bejchlofjen. 

Die erwähnte Sigung des Verbandsausſchuſſes unter Zuziehung der 
beiden Komitees hat dann am 16. Juni 1907 ftattgefunden. Es wurde 
beichloffen, bejondere Bezirksausſchüſſe für Standesinterefjenvertretung ge- 
trennt für Poſt- nud Eifenbahnbeamte einzurichten, die in zwei Haupt- 
ausſchüſſen eine Zufammenfaffung erhalten. Die Vorjigenden der Bezirks— 
ausſchüſſe haben Stimmredt in den Delegiertenverfammlungen. Die Bor- 
fitenden und je ein Mitglied der Hauptausſchüſſe bilden — mit 
dem Verbandsvorſitzenden den Preßausſchuß, der über Aufnahme von 
Einſendungen in das Verbandsorgan entſcheidet. Die Bezirksausſchüſſe, 
ſowie die — ** bilden aber künftig nicht mehr Sonderorgani— 
fationen, fondern Einrichtungen de3 Verbandes. 

Das „Eifenbahntomitee” hat ich hierauf zugunften der neuen Organi- 
fation aufgelöft; das Poſtkomitee hat die Auflöſung grundjäglich beſchloſſen, 
will fie aber erjt vollziehen, wenn die Reform der Standedinterejjen- 
bertretung innerhalb de3 Berbandes an allen Orten ausgeführt ift. 

Der 2. zählte am 31. Dezember 1907 7312 Mitglieder, während es 
10380 RR arte e Beamte und etwa 750 Aipiranten gibt. Poſt- und 
Eifenbahnbeamte find etwa gleich jtark vertreten. Die Einnahmen und 
Ausgaben der Verbandskaſſe beliefen ji im Fahre 1907 auf je 79199 M. 
Die Witwen- und Waijen-Unterjtüsungsfafje hatte eine Einnahme von 
239644 M., eine Ausgabe von 57977 M. und einen Vermögensbeſtand 
von 1805138 M. Die Spar- und Darlehnskaſſe bejigt ein Vermögen 
von 1654343 M. 


2. Bayriſcher Berkehrsverein!). 


Der Verein, der ſich al3 „Allgemeine Organifation der bayriſchen 
Verkehrsbeamten, Unterbeamten und Bebdienfteten, fowie der Anmärter 
hierfür’ bezeichnet und feinen Sit in München hat, ift am 6. Februar 1893 
zunächſt nur für Poſt- und VBahnamtögehilfen und deren Anwärter ge 


1) Dad Material verbante id; dem Wereinsvorfigenden, Redakteur B. Zembſch im 
Münden, ber mir aber auf jpätere Anfragen nicht mehr geantwortet hat. 
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gründet, hat aber am 23. Juni 1903 die Aufnahmefähigfeit auf „alle 
bayriſchen Berfehrsangehörige (Beamte, Unterbeamte, Bedienjtete oder 
ftändig gegen Tagelohn Verwendete)’ ausgedehnt. Tatjächlich freilich jind 
in ihm überwiegend die Unterbeamten und Arbeiter vertreten. Daneben 
gibt es unterjtügende und Ehrenmitglieder. 


Der Verein bezwedt die Förderung ber mirtjchaftlichen und geiftigen Intereſſen 
feiner Mitglieder. 

Die Mittel zur Erreichung dieſes Zieles find neben der Vertretung der allgemeinen 
Standesintereffenfragen: 1. die Erhaltung eigner Berficherungseinrichtungen unter felbjtän- 
diger Recht3pcrjönlichleit und Verwaltung zur Gewährung unmittelbarer Beihilfe an bie 
Mitglieder im Dienftunfähigkeitd- bzw. Todesfalle; 2. die Unterftügung bebürftiger Hinter- 
bliebenen von Mitgliedern, ſowie kranker und unverfchuldet in Not geratener Bereind- 
angehöriger durch Errichtung eines Unterftügungsfonds; 3. die Förderung der im Prinz 
Ruppreht-Erholungs- und Genefungsheim in Brüdenau zutage tretenden Wohlfahrts- 
beftrebungen durch materielle Hilfe; 4. die Herausgabe einer Fach- und air ag wel 
5. bie Errichtung von Büchereien; 6. die Pflege des gefellichaftlichen Lebens und der Kolle- 
gialität; 7. die Förderung der Intereffen des Verbandes Deutiher Beamtenvereine, feiner 
Einrichtungen und jeiner Beitfehrift. Politiſche und religiöfe Beftrebungen find ausgeichloffen. 


Gegen den Jahresbeitrag von 2M. AO Pf. wird die „Zeitung des 
bayriſchen Verkehrsbereins“ geliefert, die jeit dem 1. Januar 1907 den 
Titel: „Der bayriſche Staatsdiener” angenommen hat. Der Verein ift 
Mitglied des ‚Verbandes deutfcher Beamtenvereine” in Berlin. Seine 
Mitgliederzahl betrug am 1. März 1906 3731. Unabhängig von dem 
Verein beiteht eine Penſions- und Sterbekaſſe, die allen —** en Staats⸗ 
dienern offen ſteht. 


3. Landesverein württembergiſcher Verkehrsbeamten?). 


Der am 12. Juni 1887 gegründete Verein hat in Stuttgart ſeinen Sitz. 


Er verfolgt den Zweck, den Stand der Verlehrsbeamten zu heben, das geiſtige und 
—— Wohl jeiner Mitglieder zu fördern, ſowie die Berufsfreude zu weden und zu 
beleben. 

Dies will der Verein erreichen: 1. durch gegenſeitige Annäherung der Beamten und Be— 
amtenllajjen in Zuſammenkünften, teils zu ernſter Beratung, teils zur Pflege der Gejellig- 
feit; 2. duch Erhaltung guter Beziehungen zwiſchen VBorgefegten und Untergebenen; 3. durch 
ftete Beobachtung der Bere gejundheitlichen und bienjtlihen Berhältniffe, um Mißſtände 
aufzubeden und deren Bejeitigung zu erftreben; 4. burd) die Einrichtung eines Vereinsſekretariats 
zur Beratung ber Mitglieder und ihrer Hinterbliebenen in allen perjönlichen und bienft- 
lichen Ungelegenheiten; 5. durch Rechtsſchutz, Darlehen und rg 6. durch Aus- 
geteltung der gemeinnügigen Anjtalten namentlid) auf dem Gebiet de3 für den Stand wichtigen 

rſicherungsweſens (Fürforge für die eigne Bereinäfterbelaffe); 7. durch Ausbildun des 
Preßweſens; 8. dur Wbhaltung von Borträgen fachlichen und allgemein wiſſenſchaftlichen 
Inhalts, fowie von Unterricht3abenden für die jungen Mitglieber; 9. buch Beranftaltung 
gemeinjamer Gtubienreifen. 

Die Mitgliedſchaft fteht offen allen Verlehrsbeamten (Eifenbahn, Poſt und Tele, 
graphic), Der Beitrag beträgt jährlih 4 M. 80 Pf., wofür dad Bereindorgan, die „Deutſche 
Eifenbafnbeamtenzeitung‘ geliefert wird. Dem Borftande fteht ein Ausfhuß von ſechs 
Mitgliedern zur Seite, in dem die Beamten des höheren, mittleren unb niederen Dienftes 
u gleichen Teilen vertreten find und deſſen Aufgabe es ift, Neuerungen im Bereinäleben, 
El Standesfragen anzuregen. Die Landesverfammlung befteht aus Vertretern, bie in 
ben Bezirlövereinen gemählt werben. 


Der ®. bejigt außer einem eignen Bereinsjelretariate eine Sterbe— 
fafje und gewährt jeinen Mitgliedern Rehtsihug und Darlehn, jowie den 


1) Das Material verbanke ich dem Bersinsvorfigenden, Herrn Eifenbahnfelretär Bau- 
mann in Stuttgart. ö 
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Hinterbliebenen Rat und Unterſtützungen. Er iſt für ſeine Zwecke bisher 
insbeſondere durch Eingaben an die Behörden über Anderung des Straf— 
geſetzbuches, des Beamtengeſetzes, der Tagegeldordnung, der Dienft- und 
Ruhezeit und Erhöhung des Wohnungsgeldes tätig geweſen. Er hat 
a tlich der Anderung des Titelmejens auf ergangene Aufforderung Die 

ünſche der Beamten zur Geltung gebradt, dagegen mit feinen Be- 
Beitrebungen auf Schaffung von Beamtenausihüfjen feinen Erfolg gehabt. 
Mehrfach ift die Zufammenfafjung aller Beamtenvereine zu einem ein- 
heitlichen Verbande angeregt, die jchließlich auch erfolgt ift.!) Der Verein, 
der dem Verbande deutſcher und öfterreichiicher Eifenbahnvereine®) an- 
gehört, zählte am 1. Januar 1908 1549 Mitglieder. 


4. Bereinigung der württembergiihen Berlehrsbeamten 
des mittleren Dienites‘). 


Die am 16. September 1900 gegründete Bereinigung hat ihren Sig 
in Stuttgart. 

Sie bezwedt, „gemeinjame Stellungnahme zu allen die Beamtenjhaft und die Ber- 
fehröbeamten im allgemeinen, bie mittleren VBerfehrsbeamten im befondberen angehenben 
Angelegenheiten und zwar in erjter Linie die wirtfchaftliche Befjerftellung und die Hebung 
bes Stanbeöbewußtjeind”. Beitrittsberehtigt ift jeber Angehörige des württembergi- 
ſchen mittleren Berlehrsanftaltendienftes, ber bie zur etatsmäßigen Anjtellung berechtigenden 
Dienftprüfungen beftanden hat. Der Beitrag wird von ber Generalverjammlung jeftgejegt. 
Vereindorgan ift die „Württembergijche Berlehräzeitung“. 

Die Veranlajjung zur Gründung ergab ſich hauptjählih aus dem 
Beitreben, eine Bejjerung der unbefriedigenden Beförderungsperhältnijie 
der mittleren Verfehrsbeamten herbeizuführen, günjtigere Gehalt3- und 
Dienjtverhältnijje zu erlangen, jowie den fonjtigen von den Beamten er- 
hobenen Bejchwerden mehr Nahdrud zu verleihen. In diefem Sinne 
it auch die Vereinigung bisher mehrfad tätig gewejen. Sie ift dem 
„Berbande mwürttemb. Staatöbeamten- und Unterbeamtenvereine‘*) bei- 
getreten. 

Die Mitgliederzahl betrug am 1. Januar 1908 1770 bei insgejamt 
2300 in Betracht fommenden Beamten. Die Mitglieder bejtehen aus 
Pofimeiftern, Oberpoftjefretären, Poſtkaſſierern, Boftiefretären, Oberpoit- 
ajlitenten, Poſtpraktikanten 1. Kl., Bahnhofs- und Güterverwaltern, Ober- 
bahnjefretären, Bahnhofskaſſierern, Eiſenbahnſekretären, Oberbahnaffiften- 
ten, BAER 1. Kl., techniſchen Oberpojtjefretären und Bahn- 
jefretären, Majchinentechnifern, Geometern und Bahnmeiftern. 


5. Bereinigung württembergiiher Bertehrsbeamten 
vom niederen Dienjt?). 
Die im Jahre 1898 gegründete Vereinigung hat ihren Si in 
Stuttgart. 





2) Bol. I 11775. N) Bol. ©. 241. 
2) Dad Material verdanle ich dem Bereindvorftande. 
) Bgl. IT 118. 


9) Das Material verbante ich dem Borfigenben, Herrn Stationslafjierer W. Fischer 
in Stuttgart. 
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Sie bezweckt, „das allgemeine Wohl der Mitglieder zu fördern, die Standesinter- 
effen zu verfolgen und zu heben, ſowie die Zufammengehörigleit ber Mitglieder unter fi 
wachzurufen und zu pilegen”. Ihr Sig ift der Wohnfig des —— Vorſitzenden. Bei- 
trittsberechtigt iſt jeder geprüfte Beamte des niederen Verkehrsdienſtes. Der Beitrag 
A von ber Generalverfammlung feftgefegt. Im dieſer ift jebes Mitglied fkimm- 

e . 

Die V. Hat bisher mehrfach durch Eingaben an die Behörden und die 
Kammer der Abgeordneten auf eine Bejjerung der dienjtlichen Verhält— 
nifje — geſucht, insbeſondere durch eine umfaſſende Denkſchrift 
vom März 1903, in der folgende Forderungen erhoben ſind: 1. Erhöhung 
der Anforderungen für Aufnahmeprüfungen der Anwärter, 2. Gleichſtellung 
der niederen — und Poſtbeamten von gleicher Vorbildung, 3. Ge- 
haltsaufbejjerung, 4. Anftellung auf Lebenszeit, 5. Anderung der Titel, 
6. Herabſetzung Er täglichen Dienftdauer auf 10 Stunden, 7. Nadıtdienit- 
zulagen, 8. Nacıtdienfterleichterungen, 9. längerer Urlaub, 10. Milderung 
des Strafmwejens, 11. Beichränfung der Aufnahme weiblichen Perjonal2. 

Die V. umfahte am 1. Mai 1907 800 Mitglieder (Stationsfajjierer, 
Stationsvorfteher 3. Klaſſe, Kanzleiafiiftenten, Bahn- und Poſtaſſiſtenten 
und Oberajjiftenten). Sie ijt dem Verbande mwürttembergiicher Staats— 
beamten- und Unterbeamtenvereine!) angejchlojfen. Seit 1. Januar 1908 
jind ihm auch die Pojtverwalter (Vorftände der Poftämter 3. Klaſſe bei- 
getreten. 


II. Die Buchdruder?). 


Das Buchdrudgemwerbe hat von jeher injofern eine bevorzugte Stellung 
eingenommen, al3 der Beruf ſich in den an jeine Mitglieder zu jtellendben 
nee weit über das gewöhnliche Niveau erhebt und deshalb 
eine führende Rolle in der Arbeiterbewegung in eh nehmen darf. 
Andererjeit3 hat dieſer Umſtand ftet3 einen karten Zufluß von Arbeits» 


) Bot. I 118. 

2) Als literarifche Bearbeitungen find in erfter Linie zu nennen: 1. Zur Arbeiterverfiche- 
rung. Geſchichte u. Wirken bed Unterftügungsvereind beutfcher Buchdruder, Leipzig 1882; 
2. Zahn, Die Drganifation der Prinzipale und Gehilfen im deutſchen Buchbrudgemwerbe im 
45. Banbe der Schriften be3 Bereins für Sozialpolitik, Leipzig, Duncker & Humblot; 
3. U. Gerftenberg, Die neuere Entwidlung bed deutfchen Buchdruckgewerbes in ftatiftiicher 
und fozialer Beziehung, Jena 1892, Guſtav Fiſcher; 4. Rerhäufer, Zur Geſchichte des Verbandes 
der deutſchen Buchdrucker, Berlin 1900, erlag bed Verbandsvorftandes; 5. Tiedemann, 
Die neuere Entwidiung ber Wrbeitöverhältniffe und der gewerlſchaftlichen Organijation im 
Buchdrudgemwerbe, Zeitihr. f. d. geſ. Staatswifjenfchaft, Jahrg. 53, ©. 209—286; 6. Das 
deutfche Buchdruckgewerbe. Denlſchrift, herausgegeben vom deutſchen Buchdruderverein, Leipzig 
1908, Selbitverlag. Daneben kommen al Quellen in Betracht die „Zeitichrift f. Deutich- 
lands Buhbruder‘ (Organ des Prinzipaldvereins) und der „SKorrefpondent j. Deutichlands 
Buchdrucker und Schriftgieher” (Organ bes Gehiljenverbandes), insbefondere die Feltnummer 
vom 20. Mai 1891, bie Rechenſchaftsberichte und die Generalverfammlungsprotofolle. 

Außer ben hier behandelten Buchdruderorganifationen befteht noch ber „Gemwerf- 
verein der graphifhen Berufe, Maler und Ladierer” (Hirfch-Dunder), dem nad) 
Angabe bed Borfiandes etwa 300 Buchdruder angehören. Seine Sapungen entfprechen 
denen ber andern Gewerkvereine, und eine gefonberte Darftellung mußte, abgefehen von der 
geringen Mitglieberzahl, ſchon deshalb unterbleiben, weil der Vorſtand erflärt, eine An— 
gabe über Geſchichte und bisherige Tätigkeit nicht machen zu können. 
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kräften zur Folge gehabt, der dazu zwang, auf Schutzmittel gegen Üüber- 
füllung Bedacht zu nehmen. 

Die ältefte Form der Organijation war das ſog. Poftulat, fo be 
zeichnet von dem Aufnahmealte der Gejellen, von dem man den Ausdrud 
auf die ganze Einrichtung al3 folche übertrug. Durch diejen Akt wurde 
der in 5 Jahren ausgelernte Lehrling zum Gefellen und zugleich zum 
Mitgliede der Gejellenbruderichhaft. Die letztere ſtand unter Aufficht der 
Innung und jorgte für ihre a er durch Unterjtügung bei Kranl- 
a Unglüdsfällen, Alter und Arbeitsunfähigfeit, a Are aber 

ei Reifen und fonftiger Arbeitslofigkeit durch das jog. Viatikum. Das Ber- 
hältnis zu den „Herren“ war durch die Buchdruckerordnung geregelt, Die 
in3bejondere genaue Vorfchriften über Arbeitslohn und Arbeitszeit enthielt. 
Mit dem Beginne de3 vorigen Jahrhundert3 begann die Gejeßgebung 
diejen Gejellenverbindungen grundfäglich feindlich gegenüberzutreten, man 
verbot größtenteild die Gejellenladen, legte die Unterftügungsfafjen und 
den Ardeitsnachweis in die Hände der Prinzipale, deren Vereine unan- 
etaftet beftehen blieben, und hob jchließlich da3 ganze Poſtulat mit allen 

inridhtungen auf. Seit im Jahre 1826 bie rießung der Handprejje 
durch die Maſchinenſchnellpreſſe begann, blieben auch die allgemeinen Folgen 
der Erfparnis von Arbeitskräften nicht aus, und um den jinfenden Preijen 
Nehnung zu tragen, nahm man feine Zuflucht zu einer ſtets machjenden 
Einftellung von Lehrlingen, die man nicht völlig, jondern nur in ein- 
zelnen Zweigen der Tätigkeit ausbildete, um fie nad) Ablauf ihrer Lehrzeit 
durch andere zu erjegen. 

Das Jahr 1848 gab dem jchon lange gebegten Wunſche eines ‚‚natio- 
nalen Boftulates“, d.h. einer über ganz Deutjchland erjtredten Organi- 
jation, Gelegenheit zur Berwirklihung, und nad) manden lokalen Ber- 
ſuchen gelangte auf der von dem Heidelberger Gehilfenvereine auf den 
11. Juni 1848 nah Mainz berufenen Berfammlung, auf welcher 10000 
Gehilfen durch 44 Abgeordnete vertreten waren, der „Deutſche Na- 
tionalbuddruderverein“ zur Eriftenz. Derjelbe war ſowohl für 
Gehilfen als für Prinzipale bejtimmt, und durch genaue Vorjchriften über 
die Organijation, über Schiedägerichte, Lehrlingsweſen, Lohnberechnung, 
Unterftügungsfaffen und ein gemeinjames Organ war die Unterlage jür 
eine wirkſame Tätigkeit gejchaffen. Während der neu gebildete Berein 
unter den Gehilfen überall begeifterte Zuftimmung fand, war die Auf- 
nahme unter den Brinzipalen geteilt und überwiegend ablehnend. Immerhin 
gelang e3 auf einer am 27. Auguft 1848 in Frankfurt zujammen- 
getretenen, von beiden Parteien bejchidten Verfammlung, den Plan eines 
allgemeinen deutichen Buchdrudervereind aufrechtzuerhalten, indem man 
die Mainzer Beſchlüſſe etwas zugunften der PBrinzipale umgejtaltete. Aber 
leider gelang es nicht, für —8 Ergebnis die Zuſtimmung der Mehrheit 
der Prinzipale zu gewinnen, und als man, um zu einer Verſtändigung 
zu kommen, Ende September 1848 in Berlin von neuem zu einer 
gemeinſamen Verſammlung zuſammentrat, wurde dieſelbe plötzlich ſeitens 
der Polizei aufgelöſt. Die folgenden Jahre der politiſchen Reaktion haben 
dann Fehr bald den Testen Reſt der vorhandenen Drganijationsanjäge 
vernichtet. Nur der 1849 gegründete „Thüringiihe VBuchdruderverein“, 
dem Gehilfen und Prinzipale angehörten, und der verjchiedene Unter- 
ſtützungskaſſen beſaß, erhielt jich bis in die neufte Seit und neben den 
fpäteren Organifationen. 


nn. 


1. Deutſcher Buhdruderverband.') 


Erfi nad Beginn der „Neuen Ara” nahm man feitens der Gehilfen 
ben Gedanken eines, jedoch zunächſt auf Gehilfen beſchränkten, allgemeinen 
deutjchen Verbandes wieder auf. Anfang 1862 bildete ſich in Leipzig der 
„Hortbildungsverein für Buchdrucker“, der vom 1. Januar 1863 ab ein 
eigned Organ, den „Sorrejpondent, Wochenſchrift für Deutſchlands Bud)- 
druder und Schriftgießer‘ herausgab und die allgemeine Gewerkſchafts— 
organijation unter den Buchdrudern energifch in die Hand nahm. Im 
März 1866 erließ der Fortbildungspverein mit Genehmigung der jächjiichen 
Regierung einen Aufruf zur Beſchickung eines zu Blingiten 1866 nad 
Leipzig berufenen deutſchen Buchdrudertages, der dann vom 20. bis 22. Mai 
unter der Beteiligung von 34 Abgeordneten, die 3187 Gehilfen aus 185 
Städten vertraten, jtattjand. Der Kongreß beſchloß die Gründung des 
deutſchen Buhdruderverbandeg, dem jeder auögelernte Buchdrucker 
oder Schrijtgießer beitreten fonnte. 

Wegen des inzwijchen ausgebrochenen Krieges trat der Verband erſt 
mit dem 1. Januar 1867 ind Leben. Auf dem vom 11. bis 14.April 1868 
in Berlin tagenden zweiten deutjchen Buchdrudertage waren 5000 Mit- 
glieder durch 43 Abgeordnete vertreten. 

Aus dem dort bejhlofienen Verbandsſtatute ift folgenbes hervorzuheben. Als 
Bwed wird bezeichnet die materielle Bejjerung und geiltige Hebung ber Mitglieder und ala 
Mittel: 1. die Vereinigung der Gehilfen, ev. mit ben Prinzipalen, zur Hebung und Förde» 
rung bed Berufes, Feititelung und Wufrechterhaltung der entjprechenden Wrbeitäpreife, 
Sicherſtellung gegen unbefugte und maßlojfe Konkurrenz, Abſchaffung aller regelmäßigen 
Sonntagsarbeit; 2. gründliche Regelung, bzw. Befferung des Lehrlingsmwefens; 3. Errichtung 
und Erweiterung von Kranken-, Invaliden- und Viatikumslaſſen, Regelung ber weiteren 
Unterflügungstaffen, Förderung von Probultivgenoffenfhajten; 4. vo und Förderung 
ber geiltigen Fähigkeiten, mwürdige Pflege der Kollegialität, Hebung der Moral, Anjhaffung 
von Bibliothelen, Einführung von Unterrichtsſtunden, wiſſenſchaftlichen und technifchen Bor- 
—— feftes Zuſammenhalten in allen Lagen und Gefahren des Berufes; gegenfeitige 

nier o 

FH * Spitze des Verbandes ſtand eine fünfgliedrige Kommiſſion und der Präſident. 
Organ iſt der „Korreſpondent für Deutſchlands Buchdrucker und Schriftgießer“. 

Der V. hat das ſo abgegrenzte Gebiet ſpäter ausgebaut. Zunächſt 
wurde ſchon 1868 in Berlin die Gründung einer Zentral-Invalidenkaſſe 
beſchloſſen, deren Mitgliedſchaft ſeit dem 1. Januar 1876 obligatoriſch 
wurde. Da ſpäter der Betrieb der Geſchäfte in Bayern verboten wurde, 
jo errichtete man dort eine bejondere Invalidenkaſſe für Bayern. Mit 
dem 1. Dftober 1875 trat eine Reijefafje ind Leben, aus welcher reijende 
Mitglieder täglid 1 ME. 25 Pf. erhalten. Die Arbeitslojenunterftügung 
am Orte war jhon 1875 von einer dazu bejtellten Kommiſſion, die vom 
11. bis 15. April in Gotha tagte, beichlojjen, wurde dann aber bei vor- 
genommener Urabjtimmung abgelehnt. Auf dem vom 24. bis 27. Mai 
1876 in Leipzig abgehaltenen 5. Verbandstage wurde die Arbeitölojen- 
unterftüßung im Prinzip genehmigt. Am 22. März 1873 wurde die 
Leipziger Rrobuftibgenoften!ihaft gegründet, doch wurde am 2. September 
1879 deren Liquidation bejcjlojjen und das Unternehmen im Dftober 
1879 verkauft. 

Eine ſchwere Kriſis und bedauerlihe Unterbrechung des bisherigen 


1) Das Material, ſoweit es nicht aus den ©. 283 bezeichneten Quellen geichöpft ift, 
verbanfe ich teil3 dem Derbandövorjtande, teil dem Gauporfteher, Herrn Rotenlener in 
Bremen. 
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erfreulihen Fortichrittes brachte die Zeit des Sozialiftengejeges. Wie die 
ſächſiſchen Behörden ſich überhaupt vor fat allen übrigen dadurch nicht 
zu ihrem Ruhme ausgezeichnet haben, daß jie unter der Herrichaft des 
Geſetzes alle unterdrüdten, was irgendwie nad) Arbeiterorganifation und 
Arbeiterbeivegung ausjah, jo glaubten jie auch Hier die Sozialdemokratie 
dadurch zu jchädigen, daß fie einen ihrer gefährlichiten Gegner vernichteten. 
Um derartigen Angriffen und dem Verdachte, daß politifche Zwecke verfolgt 
würden, tunlichft vorzubeugen, bejchloß der V. am 21. November 1878 
feine Auflöjung, indem gleichzeitig der Lediglich die Unterftügung feiner 
Mitglieder bezweckende Unterkügungsverein deutſcher Bud- 
druder“ mit dem Siße in Leipzig gegründet wurde. Aber diejer Vorjicht 
ungeachtet wurde der neue Verein am 5. März 1879 polizeilich aufgelöft. 
Derjelbe verlegte deshalb feinen Sit nad) Stuttgart, wo man mehr jozial- 
politiſches Verſtändnis zeigte. Auch in Bayern wurde jest plößlich der 
V. für einen ſolchen politiihen Charakters erklärt und den bayriſchen 
Bereinen die Beteiligung unterjagt, bis man jie 1889 wieder gejtattete. 
Ähnliches bereitete man 1885 in Preußen vor, jah aber merkwürdiger— 
weije von meiteren Schritten ab, al3 der ®. jeinen Sit nad) Berlin ver- 
legte; nur die dem Vereine angehörige Invalidenkaſſe blieb in Stuttgart. 

Sn der am 2./5. September 1879 in Hannover abgehaltenen 1. Öeneral- 
verfammlung wurde die Arbeitslofenunterjtügung endgültig bejchlojjen; 
jie wurde vom 1. Januar 1880 ab ausbezahlt. Diejelbe Generalverfamm- 
lung beſchloß die Gründung einer Zentralfranfenkafje, die mit dem 3. Juli 
1881 in Tätigkeit trat. In der 3. Generalverjammlung am 28./30. Mai 
1885 in Berlin, wurde auch die Erteilung von Rechtsſchutz unter die Auf- 
gaben des Berbandes aufgenommen. 

Die neue a RN bot zunächſt erhebliche 
Schwierigkeiten für das Kaſſenweſen des Verbandes, doch gelang es, ſich 
derjelben anzupajjen, und daraufhin war die Wirkung ähnlich, wie bei 
den Hirſch-Dunckerſchen Vereinen, daß die Arbeiter jih um jo jtärfer 
beteiligten, um den Zwangskaſſen zu entgehen. 

Ihre Haupttätigfeit hat Die — der Buchdrucker entfaltet 
auf dem Gebiete der Ordnung des Arbeitsverhältniſſes und der Regelung 
der Beziehungen zwijchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern. 
Der am 14./15. Auguft 1869 gegründete „Deutihe Buchdruderverein“, 
deſſen Entwidlung an anderer Stelle‘) dDargeftellt und hier nur jo weit 
zu berüdjichtigen tft, wie es der Zujammenhang erfordert, verfolgte freilich 
nicht grundjäglidy eine den Gehilfen feindliche Richtung, aber er jtand 
doch zu dem Gehilfenverbande injofern im SEHR al3 er ihn nicht als 
Vertretung der Gehilfenjchaft anerkennen wollte. Died trat insbejondere 
—— hinſichtlich des Kaſſenweſens. Der Prinzipalsverein hatte Kranken-, 

egräbnis⸗, Witwen-, Invaliden- und Reiſeunterſtützungskaſſen gegründet, 
aber dieſe ſollten allen Gehilfen zugute kommen, und es war beſchloſſen, 
„mit aller Energie den Beſtrebungen der Gehilfenvereine entgegenzutreten, 
die die Unterſtützung aus ſolchen Kaſſen, namentlich die Gewährung des 
— nur ihren eignen Mitgliedern gewähren wollen“. 
ieſe feindliche Haltung gegen den Gehilfenverband zeigte ſich denn 
auch ſofort darin, daß der Vorſtand ſich im Oktober 1869 nicht an dieſen, 
ſondern an alle Gehilfenvereine Deutſchlands mit der Aufforderung wandte, 


2) Val. III 142, 
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„ich darüber zu äußern, in welcher Weije der deutſche Buchdruderverein 
nad) ihrer Anticht das Intereſſe der Gehilfen fördern könne”. Aber der 
Gehilfenverband erreichte e3, daß dieje Anfragen mit ber ar ee Aus- 
nahme des Leipziger Buchdrudervereind unbeantwortet blieben. Der Ham- 
burger Gehilfenverein gab der herrichenden Stimmung Ausdrud durd) 
die Antwort jeined® Vorſitzenden: „Wünjche, die die Gehilfenichaft bei 
Beratung der Statuten Ihres Vereins geltend machen möchte, fann ich 
mic nd veranlaßt fühlen, zu deflarieren; denn nad) meiner Überzeugung 
ift die Zeit vorüber, wo man in patriarchalifcher Weife Wünſche an den 
Stufen des Thrones niederlegte, jondern jegt verjtändigt man ſich auf 
der Grundlage, daß alle Menjchen gleichberechtigt jind, ob Arbeitgeber 
und nehmer.‘ 

Die gegenjeitigen Streitigfeiten Iegten jih ununterbrochen fort, in3- 
bejondere al3 die wichtige YJrage der Lohnregulierung immer bren- 
nender wurde. Man bezahlte den Lohn einerjeit3 in dem „gewiſſen Gelbe‘, 
d. h. einem feiten Wochenjaße, andererjeit3 aber mittel3 des „Berechnens“ 
als Akkordlohn. Die Gehilfen forderten nun nicht nur eine Erhöhung 
bes Lohnes, jondern eine ihnen günftigere Art der Berechnung, indem 
an die Stelle des „1000 n-Tarifes“, nach welchem der Raum nad) dem 
Normalmaße des n gemejjen wird, der „Alphabettarif‘, bei welchem die 
Gejamtheit der Buchfaben des Alphabetes die Einheit bildet, treten jollte. 
Der Prinzipalöverein war zu einem Entgegenfommen an jich bereit, lehıte 
aber jede Verhandlung mit dem Gehilfenverbande, obgleich demjelben die 
Mehrheit aller Gehilfen angehörte, ab und forderte die gejamte Gehilfen- 
Ihaft auf, Vertreter zu wählen. Diefe Wahl wurde aber faft überall ab- 
gelehnt, und nachdem der von dem Gehilfenverbande aufgeitellte Tarif 
von dem Prinzipal3vereine verworfen war, fündigten —8 in Leipzig 
die große Mehrzahl der Gehilfen zum 1. Februar 1873. Die Leipziger 
Prinzipale wandten ſich hierauf an den Prinzipal3verein mit dem An- 
trage, gemäß dem Vereinsſtatute nunmehr die Entlajjung aller Mit- 
glieder des Gehilfenverbandes herbeizuführen. Der Vereinsvorftand jtimmte 
auch diefem Verlangen zu, aber tatjächli” wurde ihm nur jehr läſſig 
Folge gegeben, jo daß die Ausjperrung nur etwa 2000 Gehilfen umfaßte. 
Angeſichts dieſer Verhältnijje jah jich der Prinzipalöverein zum Rüdzuge 
gezwungen, und nachdem man im wejentlichen den Forderungen des —* 
— —* hatte nachgeben müſſen, die eine Lohnerhöhung um etwa 
20 bis 25% darſtellten, wurde am 21. April 1873 die Arbeitseinſtellung 
und Ausſperrung für beendigt erflärt. Der neue Normaltarif mwurbe, 
nachdem eine vom 1. bis 5. Mai 1873 in Leipzig abgehaltene ern 
Berjammlung ihn endgültig feitgeftellt hatte, am 9. Mai 1873 allgemein 
eingeführt. 

Der Tarif wurde zunächſt für die Zeit bis zum 1. Juli 1876 ver- 
einbart, doch jollte er, —* nicht von einer der beiden Parteien bis zum 
1. April 1876 die Kündigung erfolgt wäre, fortbeſtehen und nur durch 
vierteljährliche Kündigung J—— werden können. Um Streitigkeiten 
zu entſcheiden, wurde für jeden der 12 Kreiſe, in welche man das Deutſche 
Reich einteilte, ein Schiedsamt eingerichtet, beſtehend aus 3 Prinzipalen 
und 3 Gehilfen; den Vorſitz führt ein Prinzipal, falls die Klage von 
einem Gehilfen ausgeht, und umgekehrt. Auch Nichtverbandsmitglieder 
dürfen ſich an das Schiedsamt wenden. Als Berufungsinſtanz gilt das 
aus je einem von den Kreiſen gewählten Prinzipals- und Gehilfenvertreter 
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gebildete Einigungsamt in Leipzig. Falls von einer der beiden Parteien 
eine Abänderung des Tarifes verlangt wird, tritt das Einigungsamt als 
Tarifrevijionsfommijfion in Tätigkeit, doch ſind deren Beſchlüſſe der Ab— 
fimmung jeiten3 der reife zu unterwerfen. 

Uber hatte man auf dieſe Weije der Entjtehung von Streitigkeiten 
theoretijch auf das bejte vorgebeugt, jo jcheiterte doch die Sache bald daran, 
daß der Prinzipalsverein nicht allein zumenig Mitglieder beſaß, um 
ſeinen Beſchlüſſen den erforderlichen Nachdruck zu geben, jondern jich nicht 
einmal imjtande zeigte, jeine eignen Mitglieder zur Anerkennung jeiner 
Abmadhungen zu zwingen. Dazu kam die in den nächſten Jahren un- 
günftige allgemeine Gejchäftslage, und obgleich die Gehilfen ſich jomohl 
1876 al3 1878 den von den Prinzipalen beantragten und von der Tarij- 
revijionsfommijfion beſchloſſenen Lohnherabjegungen fügten, wobei ins- 
bejondere der Verbandsvorftand Ehrlichkeit und Einfluß genug bemies, 
um jelbjt einzelne Widerftände zu bejeitigen, ließ man doch 1878 die 
Schiedsämter und das Einigungsamt wieder fallen und übertrug die Ber- 
— — über Tarifänderungsanträge einer beſonderen —— * 
ommiſſion aus 24 Mitgliedern. Der neue Tarif trat mit dem 1. Oktober 
1878 in Kraft, nachdem er in Urabftimmung von 254 Prinzipalen gegen 
16 und von 2832 Gehilfen gegen 537 angenommen war, aber tatjächlid 
wurde er nur in der Minderzahl der Seigäfte eingeführt, und eine 1879 
borgenommene Umfrage ergab, daß er unter 2715 Prinzipalen nur von 
654 beobachtet wurde, ja, an verjchiedenen Orten, z. B. Berlin, hatten 
fi) bejondere Prinzipalövereine gebildet, die fi in Gegenjag zu dem 
Hauptverein ftellten. 

Nachdem man einige Jahre ohne jchiedsgerichtliche Inſtanz gelebt 
hatte, machte jich deren Notwendigkeit von neuem zwingend geltend, und 
nad einer ſeitens ber Gehilfen Anfang 1886 erfolgten Kündigung des 
Tarife trat man am 16. Auguſt 1886 in Leipzig zu Verhandlungen zus 
ſammen, die neben einer geringen Lohnerhöhung und anderen Änderungen 
zu einer Wiederherjtellung der lokalen Schiedägerichte und de3 Einigung 
amtes al3 Berufungsinjtanz führten, doch jollten bei den Wahlen nur 
diejenigen Brinzipale und Gehilfen ftimmberechtigt fein, die den Tarif 
anerfannten und nach demjelben arbeiteten. Hierdurch wurde ein ganz 
neue3 Drgan gejchaffen, nämlich die Tarifgemeinihaft, eine Ber- 
einigung von Prinzipalen und Gehilfen, die den beiberjeitigen Vereinen 
formell jelbftändig gegemüberjteht. 

Ein weiteres wichtige Ergebnis dieſer vn ya beſtand in ber 
Veltfegung einer Skala über das Verhältnis der Lehrlinge zu den Gehilfen, 
die innerhalb ſechs Jahren durchgeführt werden jollte. 

In noch höherem Grade, als bei den Gehilfen, bewirkte die Ein- 
führung der ftaatlihen Zmwangsverficherung für den Prinzipalsverein eine 
Stärkung, indem dejjen Mitgliederzahl von 277 im Jahre 1885 ſich 1886 
plöglih auf 1104 erhob. Aber man tat jet einen verhängnispollen 
Schritt. Durch das Unfallverjicherungsgefeß waren die fämtfihen Brin- 
ipale zu einer neuen Zmwangsvereinigung, der Berufgenofjenfchaft, zu- 
———— und ſo mochte der Gedanke naheliegen, den beſtehenden 
Verein an dieſe anzuſchließen. In der Tat ging man dieſen Weg, indem 
man in Anlehnung an die 9 Sektionen der Berufsgenoſſenſchaft auch 
9 Sektionen des Vereins bildete und beide örtlich — lieh, 
ja, man madte die Seftionsvorjtände der erfteren zugleich zu jolchen 
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deö legteren. Da3 war aber ein ſchwerer Fehler; denn auf diefe Weife 
legte man wichtige Aufgaben zum Zeil in die Hände von Perſonen, bie 
u ihrer Erfüllung durchaus nicht — waren und dem Vereine und 
Er verftändigen fozialpolitifchen Tendenz völlig ablehnend, ja, feindlich 
gegenüberjtanden. 

Das follte ſich fofort zeigen bei der Ausführung der getroffenen 
Bereinbarungen. Wie auf allen Gebieten der Sozialpolitit die Induftriellen 
in Rheinland-Weftfalen ſich ftet3 als Vertreter des engherzigften Unter- 
nehmerſtandpunktes erwiejen — ſo fand auch hier die auf Verſtändigung 
mit den Gehilfen gerichtete Haltung des Prinzipalsvereins bei den Prin- 
ipalen in Rheinland-Weitfalen die entſchiedenſte Mißbilligung, und da 
fe in ber rheinifch-weitfäliichen Sektion der Berufsgenoffenfcaft die Mehr⸗ 
heit hatten, jo war e3 begreiflidh, daß deren Borjtand ſich zum Organ der 
Oppojition machte, ja, dieſer Widerſtand ging jo weit, daß die Sektion 
nicht allein auf ihrer Weigerung, den vereinbarten Tarif einzuführen, 
jelbjt dann verharrte, als der Prinzipaldverein ihn in formgeredhter Ub- 
ftimmung mit 214 gegen 93 Stimmen angenommen hatte, jondern fogar 
eine regelrechte Agitation gegen denjelben einleitete. Der Vereinsvorſtand 
war außerftande, diefen Widerjtand zu brechen und die getroffene Berein- 
barung bei feinen Mitgliedern zur Anerfennung zu bringen. Es war 
deshalb ein Beweis —— Selbſtverleugnung, daß der Gehilfenverband 
ſich in neue Unterhandlungen einließ, die dahin führten, daß man ſich über 
einen neuen Tarif einigte, der mit dem 1. Januar 1889 in Kraft trat. 

Aber dieſer wurde bald von den Gehilfen gekündigt, und erſt nach 
langen Verhandlungen, die vom 11. bis 14. September 1889 in Stettin 
ſtattfanden, gelangte man endlich zu einem Abkommen, welches vom 1.Ok⸗ 
tober 1890 ab gelten jollte und insbeſondere ben wichtigen Beichluß enthielt, 
dab die tariftreuen Prinzipale nur ſolche Gehilfen en jollten, 
die nachweislich zu tarifmäßigen Bedingungen gearbeitet haben und in 
tariftreuen Geſchäften ausgebildet find, wie man es ebenjo den Gehilfen 
gut Piliht madte, nur bei tariftreuen Prinzipalen in Arbeit zu treten. 

an hatte nämlich längſt eingejehen, daß der Intereſſengegenſatz nicht 
beſtehe zwiſchen Prinzipalen und Gehilfen, ſondern zwiſchen diefen beiden 
Klaſſen, jomweit jie ihr wahres Intereſſe im Auge haben, auf der einen, 
und den ZTarifgegnern unter Prinzipalen und Gehilfen auf der andern 
Geite. Der ſchlimmſte Feind der m Snterejjen ijt die Schmuß- 
fonfurrenz, welche die Preije drüdt; ihr fann man nur durch gemeinjame 
a entgegentreten. 

m Tarifverhandlungen leichter zum Abſchluß bringen zu 
fönnen, wurde von den Gehilten eine Anderung dahin beantragt, daß 
an Stelle der Gejamtheit der Prinzipale und Gehilfen vielmehr die beider- 
feitigen Organiſationen al3 vertragfchließende Zeile treten jollten, doc 
wurde der Antrag von den Brinzipalen abgelehnt. Dagegen wurde ein 
ganz neues Prinzip in ben Gtettiner Tarıt eingeführt, indem e3 dort 
in 832 heißt: 

„Der Prinzipal ift verbunden, bie bei ihm konditionierenden Gehilfen voll zu ber 
fchäfigten und biefelben bei unzureichender Arbeit für etwaige Beitverfäumnis bem 
Durchſchnittsverdienſte ber legten 30 Wrbeitötage zu entjchäbigen.‘ 

Den lokalen Schiedögerichten hat man an einzelnen Orten, fo 3.8. 
in Leipzig, einen gemeinjamen Arbeitsnachweis angefchlofjen, der 
unter einem vom Schiedägerichte gewählten, aus einem Prinzipal und 

Rulemann, Berufövereine II. 19 
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einem Gehilfen beſtehenden Vorſtande durch einen Gehilfen beſorgt wird, 
wobei die Reihenfolge der Anmeldungen entſcheidet; für jede erfolgreiche 
Anmeldung find 50 Pf. zu entrichten. Leider haben die Leipziger Gehilfen 
diejen gemeinfamen Arbeitnachweis nad) einiger Zeit gelündigt und einen 
ſolchen einjeitig eingerichtet, doc find jie hierbei von dem Einigungsamte 
nahdrüdlich bekämpft. ——— von dieſem Falle haben ſich die Ge— 
hilfen regelmäßig durchaus den getroffenen Abmachungen gefügt, während 
es dem Prinzipalsverein nur * gelungen iſt, ſeine Mitglieder zur 
Befolgung berjelben anzuhalten. 

Hatte ſich bisher die Entwidlung im Buchdrudergewerbe durchaus 
in einer Richtung vollzogen, welche die beiten Hoffnungen für die Zukunft 
geftattete, fo wurde Diefebe leider durch den großen Streit von 1891 
in höchſt bedauerlicher Weiſe unterbrochen. Angejicht3 der großen und 
immer mehr fteigenden Arbeitsloſigkeit!) und der zunehmenden Lehrling» 
Pu 2), hatte die in Berlin vom 23. bi3 25. Juni 1891 abgehaltene 

. Generalverfammlung des U. V. D. B. beſchloſſen, an der jchon früher 
angeregten Forderung einer Herabfegung der bis dahin üblichen Arbeits- 
eit von 10 auf 9 Stunden, fowie der energijhen Durdführung des 

arif3 feiten3 der Prinzipale mit Nahdrud feitzuhalten. In Ausführun 
diefer Beichlüffe Hatte man am 1. Juli 1891 den Tarif gekündigt, jo bad 
deſſen Gültigkeit am 1. Januar 1892 ablief.®) 


Die Tariflommiffion, die nach den beftehenden Vereinbarungen nun- 
mehr die Yeltitellung eines neuen Tarif3 zu betreiben hatte, tagte vom 
6. bis 8. Oktober 1891 in Leipzig.‘ Die Gehilfen forderten einerjeits 
Herabjegung ber Arbeitäzeit auf 9 Stunden und andererjeitd, um dem 
dadurch entjtehenden Ausfall auszugleichen, eine Lohnerhöhung von 10%. 
Die Prinzipale waren zu einer —J—— von 71/,%0 bereit, lehnten 
aber die Verfürzung der Arbeitszeit entjchieden ab. Da nun aber die 
Gehilfen aus dem an —— Grunde, nämlich um der Arbeitsloſigkeit 
zu ſteuern, gerade * en letzteren Punkt das Hauptgewicht legten und 
deshalb glaubten, mindeſtens eine Herabſetzung auf 9/, Stunden bei Er- 
höhung der Grundpofitionen um 5% fefthalten zu müfjen, während bie 
Prinzipale hierauf nicht eingehen wollten, jo a bie Verhandlungen 
abgebrochen werden, indem zugleich die Gehilfenmitglieder der Tarif 
kommiſſion ihr Mandat für erlofchen erklärten. 

Infolge von Maffenentlaffungen von Gehilfen in Hamburg, Leipzig 
und anderen Städten, deren Zweck darin zu bejtehen jchien, die Kaſſen 


1) Nach ben jehr wertvollen von dem Xerbande geführten Tabellen hat bie Zahl ber 
Arbeitälofen in ben Jahren 1880—1893 zwiſchen 5 und 9% geichwanlt, ift aber im Durd- 
— — geſtiegen. Die an Arbeitsloſe gewährte — * belief ſich 1890 auf 


2) Diefelbe wird are in den Meinen Drudereien betrieben. Nach der Reichs 
ftatiftit von 1895, Tab. XI, fommt in Deutfchland ein Lehrling im Großbetriebe auf 5,35, 
im SMeinbetriebe auf 1,33 Gehilfen. Die fpäteren Zählungen n Lehrlinge und Gebi 
nicht getrennt, doch ift das Verhältnis zweifellos nicht günftiger geworden, viele i 
n arbeiten faſt nur mit Lehrlingen. 

3) Geitend ber Prinzipale wurde dies allerbing3 beftritten, indem man bie $$ 40 und 
42 bed Tarifs, welche beftimmen, daß berfelbe fo lange in Gültigleit bleibe, bis eine Anbe- 
rung befchloffen fei, dahin auslegte, daß der Tarif nicht einfeitig aufgehoben, fonbern nur 
durch eine beiberfeitige Vereinbarung befeitigt werben könne. Diefe ang Yard Au jebod 
unberechtigt, zumal es dem Prinzipalverein leineswegs gelungen war, Die führung des 
Tarife bei feinen Mitgliedern durchzuſetzen. Bgl. Rn a. a. D., ©. 170. 
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ded Verbandes zu ſchwächen, fanden auf Beranlajfung des U. V. D. 2. 
am 22. Dftober 1891 an allen Orten Buchdruderverfammlungen ftatt, 
welche bejchlofjen, diefen Maßnahmen gegenüber den einzelnen PBrinzipalen 
die Forderungen der Gehilfenichaft zu überreichen und überalf da, mo 
die Forderungen nicht bewilligt würden, am 24. desjelben Monat 
die Arbeit zu kündigen. Dies wurde denn aud) ausgeführt, und da dem 
Beſchluſſe fait überall Folge gegeben wurde, jo fonnte der Borftand am 
28. Dftober befannt machen, daß mehr ald 12000 Gehilfen in Kündigung 
fänden, während etwa 3000 die Forderungen bewilligt erhalten hätten. 

Uber die Gehilfen Hatten ſich zu ſehr auf ihre wohlgefüllten Kaffen 
verlaffen und aud die Zeit de3 Kampfes ungünftig gewählt. Bald 
machte eine Anzahl von Gehilfen in den Kleinen Drudorten die Kündigung 
rüdgängig, jo daß nur etwa 8 bi3 9000 den Streik durchführten. Ebenjo 
war die anfangs gezahlte Unterftüßung von täglich 2M. zu Hoch, ala 
daß fie nicht bald zu einer Erſchöpfung der Kaffe hätte führen müſſen. 
Allerdings erhielten die Gepilfen Unterftüßung aus Arbeiterfreijen aller 
Länder, in3bejondere von den engliichen trade unions 3520 Pfd. St., 
außerdem aber aus fajt allen Staaten Europas, fowie aus Amerifa und 
Auftralien, jo daß der Rechenſchaftsbericht für die Zeit vom 1., April 1891/92 
al3 Ergebnis der „freiwilligen Sammlungen“ 270361 M. aufführen konnte. 
Uber dieje Anlehnung an die internationale Arbeiterbewegung, ja geradezu 
eine Hinneigung zu einem Anjchluffe an die Sozialdemofratie!), wie fie, je 
länger, um jo entjchiedener, in dem Organe der Gehilfenichaft, dem 
„Korrejpondent”, hervortrat, trug dazu bei, den Gehilfen die Sympathien 
in der öffentlihen Meinung und bei den Regierungen zu rauben. Ins— 
bejondere die leßteren nahmen eine feindjelige Haltung ein und haben 
dadurch weſentlich dazu beigetragen, den Ausſtand zum Scheitern zu 
bringen. So wurde in Stuttgart, wo der Sitz ber Berdanbsinpalibentafte 
jih befand, in Anlaß eines Beichluffes, derjelben 24000 M. zu Unter- 
ſtützungszwecken zu entnehmen, die Sequeftrierung der Kaſſe verfügt. Bor 
allem aber nahm die preußijche Polizei den Kampf auf. Auf eine ee 
des Prinzipalsvereind an den Minifter ded Innern vom 4. Dezember 1891, 
in welcher die Auszahlung von Streifgeldern als ftatutenmwidrig angefochten 
murde, erhielt ww. am 12. desjelben Monat3 eine zuftimmende Ant- 
mort, und am 30. desjelben Monat wurde dem Vorſtande des U. V. durch 
Verfügung des Polizeipräjidenten in Berlin die weitere Gewährung von 
Unterftügungen aus Vereinsmitteln an Streifende, zugleich aber auch Die 
jernere Erhebung von Ertrajteuern verboten. Dabei jtügte man ſich auf 
eine Beitimmung des Gtatut3, deren Änderung bereit3 durch die General» 
verjammlung bejchlojjien war. Die Genehmigung diefer Anderung war 
auch ſchon beim Minifter nachgeſucht und von diefem in einem Rejfripte 
vom 6. Dftober 1891 injofern in Ausficht geftellt, als nur noch gering" 
fügige redaktionelle Änderungen erfordert wurden. Yebt wurde die Ge- 
————— zunächſt hinausgezögert und dann gänzlich verweigert.“) Das 
ganze Verfahren des Polizeipräſidenten iſt ** auf erhobene Ver— 
waltungsklage durch die Urteile des Bezirksausſchuſſes vom 29. März 1892 


1) Auf ſozialdemokratiſcher Seite hat man ſpäter behauptet, auf dad Bedenlen der un- 
günftigen Zeitverhältniffe hingewiefen und vom Streit abgeraten zu haben. Bgl. A. Braun 
im Gozialpolit. Zentralblatt Nr. 4 vom 25. Januar 1892, 

2) Die dorftehende Darftellung ftügt fi auf Gerftenberg a. a. D., ©. 175 ff., wo 
ba3 Nähere nachzulefen ift. 
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und des Oberverwaltungsgerichts vom 5. Januar 1893 für ungeſetzlich 
erflärt, aber damit konnte natürlich die einmal eingetretene Schädigung 
nicht wieder bejeitigt werden. 

Das Berfahren bes Minifterd des Innern ftand Hierbei in einem 
wunderbaren Gegenjage zu demjenigen des Handelsminiſters Freiherrn 
von Berlepſch, der ſich durch Vermittlung ded damaligen Privatdozenten, 
jegigen Profeſſors Dr. v. Schulge-Gävernig bereit erklärte, unter ber 
Vorausſetzung der Zuftimmung beider Teile eine Vermittlung zu über- 
nehmen. Aber ebenjo, wie die ſchon vorher von privater Seite (Freund 
und Böhmert) angebotene Bermittlung, jcheiterte auch diefer Verſuch daran, 
bei die Prinzipale erklärten, von ihrem Standpunkte nicht abgehen zu 

nnen. 

Unter diefen Umftänden blieb den Gehilfen nicht3 übrig, al3 nad 
zugeben, und nachdem am 10. Januar 1892 eine Konferenz von Vertretern 
der bedeutendften Drudorte die Notwendigkeit einer Beendigung des Streils 
anerfannt hatte, wurde am 13. desjelben Monat3 von einer gemeinjamen 
Berjammlung der beiderjeitigen Vertreter ein Abkommen gejchlofjen, welches 
nad) den beiden ee Heer Döblin und Bürenftein benannt wird. 
Bon bdenjelben wurde die Wiederaufnahme der Arbeit unter den Be- 
— des Tarifs vom 1. Januar 1890 vereinbart. Dieſer ſollte 
ſo lange gelten, bis eine andere Vereinbarung getroffen ſei. Nachdem die 
der Form halber noch vorbehaltene Zuſtimmung der einzuberufenden Ge— 
hilfenverſammlungen zu dieſem Abkommen am 16. Januar erteilt war, 
wurde am 18. desſelben Monats der Streik von beiden Seiten formell 
für beendigt erklärt. 

Der durch 10 Wochen —— Ausſtand, der übrigens von den 
Gehilfen unter ſtrenger Fernhaltung aller Geſetzwidrigkeiten geführt iſt, 
hat denſelben außerordentlich hohe Opfer —— Allerdings ſcheint die 
im „Korreſpondent“ (Nr. 117 von 1893) angegebene A bon 
2741119 M. ſehr hoch zu fein, aber immerhin ergeben die Rechnungs- 
ablagen eine Gejamtausgabe der Verbandskaſſe von 999610 M., mobei 
die lofalen Aufwendungen nicht einbegriffen find.!) 


1) Eine eingehende Darftellung bed Streils und ber Berhältniffe, bie ifm zugrunde 
lagen, gibt Tiebemann a. a. D. Der Berfajjer macht den Gehilfen den Vorwurf, daß fie 
in Stettin ihre übrigen Forderungen aufgegeben hätten zugunften des Bugeitänbnifjes, künftig 
ben Tarif durch Vereinbarungen ber beiberfeitigen Verbände feftzufepen. Dies jei allerdings 
ein äußerfi wertvolles Prinzip, aber bie Entwidlung fei in Deutſchland noch nicht fo weit 
vorgejchritten, daß es durchführbar erſchiene. So habe denn auch ber Erfolg bemwiefen, ba 
bie Durchführung feitend des Prinzipalvereind kaum ernfthaft verfucht ſei. Ferner hätten 
fie dadurch, daß fie den in Stettin vereinbarten Tarif auf zwei Jahre feftgelegt hätten, den 
Prinzipalen die Möglichleit gegeben, jih auf den ſchon damals zu erwartenden Streif in 
ausgiebigfter Weife zu rüften, was auch dadurch geliehen fei, daß, fomweit irgenb möglich, 
alle Aufträge vorher erledigt und fo künftlich für die Dauer des Streils eine Zeit ber Ge— 
ſchäftsſtille gefchaffen fei. Das umbegreiflihe Eingreifen des preußifchen Minifter bes 
Innern fei darauf zurüdzuführen, daß bort ſich die ſpäter herrichend geworbene Politik ber 
Belämpfung aller Arbeiterorganifationen bereit? damals geltend gemacht habe. In ber Tat 
fei durch dieſes Vorgehen, obgleich es bei der bereit3 eingetretenen Erſchöpfung ber Kaffe 
einen wirllihen Einfluß auf dad Ergebnis des Streils faum mehr gehabt habe, eine tiefere 
Erbitterung ber bis bahin antifogiafiftifepen Buchdrucker und ihre Überführung in bad Lager 
ber Sozialdemokratie bewirtt. Der Verband habe jept, unter dem Drude ber Berhältniffe, 
fein früheres und durchaus notwendiged Prinzip, nur folhen Mitgliedern Beitritt zu ger 
ftatten, die zu ben tarifmäßigen Preifen arbeiteten, fallen gelaffen und ſei bamit bem Ideale 
eined Gewerlvereins untreu geworben. Das Hauptziel müjje fein, ber verhängnisvollen 
Zehrlingszüchterei entgegen zu wirken. 
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Das bisherige günſtige Verhältnis zwiſchen Prinzipalen und Gehilfen 
war naturgemäß jetzt völlig zerſtört. Allerdings wollte der Prinzipals- 
verein die frühere Tarifgemeinjchaft fortjegen und forderte am 8. April 
1892 die Gehilfen auf, an Stelle der früheren Vertreter, die, wie erwähnt, 
ihre Ämter am 22. Dftober 1891 niedergelegt hatten, andere zu wählen. 
Nachdem man fich zunächft diefer Wahl zu entziehen gejucht hatte, empfahl 
man dann überall die Wiederwahl der früheren Bertreter, die auch 
faft überall mit großer Mehrheit erfolgte. Obgleich die Gehilfenfchaft 
hierbei offenbar durchaus in ihrem Rechte war, erflärte der Vorftand 
des Prinzipalsvereins dieje Wahl für eine Ablehnung der Tarifgemeinjchaft 
und löſte die Tarifkommiſſion einjeitig auf. 

Auf der am 19. Juni 1892 in Breslau abgehaltenen Generalverfamm- 
lung de3 Prinzipalvereind wurde das Borgeen des Vorſtandes vielfach 
angegriffen, dann aber doch beſchloſſen, ſich auf den Boden der geſchaffenen 
Tatſachen zu ſtellen und unter Vorbehalt ſpäterer Vereinbarungen mit 
der Gehilfenſchaft zunächſt ſelbſtändig gewiſſe Anderungen des alten Tarifs 
vorzunehmen, von denen ſpäter die Gehilfen behaupteten, daß fie eine durch— 
Ichnittliche Herabjegung um 10—15%0 bedeuteten. Doch wurde das Inkraft⸗ 
treten dieſes Tarif3 hauptſächlich durch den Widerftand der Berliner und 
Stuttgarter Prinzipale gehindert. Außerdem beichloß man die Begründung 
einer Unterſtützungskaſſe für arbeit3lofe Gehilfen, zu ber 
die Gehilfen wie die Prinzipale je 10 Pfennig wöchentlich beizufteuern 
Haben. Dafür wird ein u... eld von 1M. bis zu 140 Tagen gewährt, 
doch ift den Gehilfen feine efhlichende Mitwirkung bei der Verwaltung 
eingeräumt. Trotz des Widerfpruches der Gehilfen trat diefe Kaffe am 
1. Sanuar 1893 in3 Leben; mit ihr war eine —— — 
in der Art verbunden, daß die Mitgliedſchaft der einen Kaſſe die der 
andern nach Ni ieht. 

Nach den — welche die Gehilfenſchaft hinſichtlich des Ein- 
greifens der jtaatlichen Behörden gemacht hatte, war es ihr nicht zu 
verbenten, daß fie verjuchte, eine diefer Störung weniger ausgeſetzte Organi- 
fation zu jchaffen. Der bisherige Unterftägungsverein hatte die juriſtiſche 
Form einer eingejchriebenen Hilfskafſe gehabt und war deshalb den Be— 
jtimmungen des Geſetzes vom 7. April 1876 insbeſondere auch Hinfichtlich 
der obrigfeitlichen Bejtätigung der Statuten unterworfen gewejen. Um 
dem zu entgehen, beſchloß man auf der 7. Generalverfammlung, die vom 
28. Juni bi3 2. Juli 1892 in Stuttgart ftattfand, die —— des 
Unterſtützungsvereins und die Neugründung des „Verbandes 
der deutſchen Buchdrucker“, indem man damit an die frühere Ent— 
wicklung bis zum Jahre 1878 anknüpfte. Bei der ſtatutengemäß über dieſen 
Beſchluß vorgenommenen Urabftimmung in den Tagen vom 17. bis 21. No- 
vember 1892 wurde derjelbe mit 13085 von 13722 abgegebenen Stim- 
men genehmigt. 

Gleichzeitig beſchloß man, Die bisher beftehenden einzelnen Raffen 
aufzulöfen und deren Leiftungen alle auf die einzige allgemeine Berbands- 
kaſſe zu — Um ſtaatlichen Eingriffen Pi zu entziehen, murbe 
zugleich beichlofien, die Unterftügungen künftig in da3 biöfretionäre Er- 
meſſen de3 Vorſtandes zu ftellen und ihnen dadurch den Charakter eines 
Rechtsanſpruches zu nehmen, eine höchſt bebenflihe Maßregel, die nur 
durch den äußern Zwang entjchuldigt werben Tann. 

Ausgeführt wurde diefer Aufföfungabefchtuß zunächſt nur hinſichtlich 


— MM — 


der Kranken- und Begräbnistaffe, die ihn in ihrer am 13. November 1892 
in Berlin abgehaltenen Generalverfammlung betätigte. Man mollte Dabei 
zugleich den Erjchwerungen des neuen Kranlkenverſicherungsgeſetzes ent⸗ 
* und faßte ins Auge, den Mitgliedern zu den aus den Zwangskaſſen 
ezogenen Krankengeldern einen Zuſchuß in Höhe von wöchentlich 7 M. 
zu geben, bei einem Wochenbeitrage von 30 Pfennig. Die dem Vorſtande 
übertragene Liquidation der ee Kaſſe war am 20. Juni 1894 
beendigt, und da mit verjchiedenen Ausnahmen die Mitglieder auf den 
ihnen ftatutengemäß zuftehenden Reit des verbleibenden Vermögens zu- 
— des Verbandes verzichteten — wobei die einzelnen Beträge von 

bis 80 M. aufgaben —, * konnte demſelben der Betrag von 276923 M. 
51 Pf. zugeführt werden. Ein Beijpiel anerfennenswerter Opferwilligkeit! 

Hinfichtlich der Zentralinpalidenkafje, deren Sequeitration * 
einen am 18. März 1892 abgeſchloſſenen Vergleich beendigt war, beſchlo 
man, die Kaſſe zwar einſtweilen fortbeſtehen zu laſſen, ſolange nicht von 
den Behörden weitere Schwierigkeiten gemacht würden, im leßteren Falle 
aber gleichfalls die Auflöjung herbeizuführen. Die Prinzipale juchten dann 
burchaufegen, daß aud) die aus dem Verbande ausgejchiedenen Buchdruder 
an der Kafje teilnehmen dürften, und da ein gerichtliche Urteil diejer 
Auffaffung beitrat, die Verbandsmitglieder aber die Vorteile der Kaſſe 
den nicht organifierten Gehilfen nicht zukommen laſſen wollten, jo bejchloß 
die am 3. Juli 1893 in Weimar abgehaltene außerordentliche General- 
verfammlung die Liquidation der Kaffe. Ähnlich erging es der Jnvaliden- 
faffe, welche der Gau Bayern für ſich gegründet hatte; auch hier erfolgte 
wegen be3 gleichen Grundes in der Dftern 1893 in München abgehaltenen 
Generalo-tfammlung die Liquidation. Die Aufgaben beider Kafjen wurden 
auf die Verbandskaſſe übernommen. 

Hinsichtlich des Tarif3 protejtierte der Verband gegen deſſen einjeitige 
Feſtſetzung durch die Prinzipale, bevollmädhtigte aber feinen Vorjtand, 
mit den legteren eine Vereinbarung zu treffen. 

Ebenso erhielt der Vorftand den Auftrag, mit den übrigen graphijchen 
Arbeiterorganijationen (Schriftichneiderei, — lsfneiberei, Meifinglinien- 
fabrifation, Stein-, Metall- und Farbdruderei), zum Zmwed der Abſchließung 
eine3 Vertrages über gegenfeitige Unterftügung in Gtreiffällen in Ber- 
handlungen zu treten. 

Wie jchon an anderer Stelle erwähnt, hat fich der Verein aud an 
dem vom 13. bis 18. März 1892 in Halberftadt abgehaltenen erjten 
deutſchen Gewerkichaftfongrefte beteiligt und ift damit völlig in den Verband 
der der Generalfommijjion Beh 
getreten. 

Aus den Verhandlungen der vom 17. bi3 21. Juni 1895 in Breslau 
abgehaltenen 1. Generalverjammlung de3 neuen Verbandes und dem 
dort erjtatteten Berichte ijt folgendes zu erwähnen: 

Über ben Tarif war mit ben Prinzipalen eine Einigung nod nicht erzielt. Der 
Vorfhlag ber Tehteren, zum Zwecke der Berftändigung eine Kommiſſion von je 9 Ge- 
bilfen und Prinzipalen nieberzufegen, wobei von den Gehilfenvertretern nur 5 durch ben 
Berband, die übrigen aber durch die nicht zum V. gehörigen Gehilfen gewählt werben follten, 
wurde mit Entrüjtung abgelehnt, indem zugleich Ai hingemwiejen murbe, daß auch der 
PBrinzipalverein nur ein Viertel jämtlicher Prinzipale vereinige und troßbem bie Vertretung 
des gefamten Gewerbes beanſpruche. 

Die Verhandlung mit den übrigen graphifchen Gemwerben über ben Abſchluß eines 


Kartell3 hatte ergeben, daß man zu einer gegenfeitigen Unterftüpung bereit ift, aber von 
ber Sammlung eines gemeinfamen Fonds zunädft a abjehen mill. 


chloſſenen freien Gewerkſchaften ein- 
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Der Beitrag der Mitglieder ift auf wöchentlich 1 M. 10 Pi. jeftgeiept, doch find Arbeits- 
tBeitölofe MR nachdem i 


loſe eit. A 

38 bis zu 10, 20 oder 40 Wochen erhalten; dieſelbe 
beträgt taͤglich 1 M. Der Kranlenge aufchub iſt auf täglih 1 M. 40 Pf. feftgefegt und 
wird je nach ber Dauer der Mitgliebfchaft 13, 26 ober 52 Wochen gewährt. Die In⸗ 
valibenbeihilfe beträgt 1 M. täglich, das Begräbnisgeid 50 bis 100 M. 

Die Organifation bed Verbandes hat Deutfchland in 22 Gaue!) eingeteilt, bie in 
Breslau durch 64 Mbgeorbnete vertreten waren. 

Das Verhältnis zwifchen den Prinzipalen und Gehilfen blieb zunächft 
ſehr gefpannt; die legte ni ſowie Schiedögeridht und Einigungs- 
amt waren aufgelöft, und e3 fehlte mithin an allen Formen, auftauchende 
Schwierigfeiten beizulegen. Die Gehilfen waren großenteil® gezwungen, 
den von den Brinzipalen gefchaffenen Tage up ale beizutreten und 
deren Arbeitsnachweis zu benußen. Die Lehrlingszüchterei wurde immer 
ftärfer betrieben, und ein Bericht des ee andes ftellte feft, daß 
5000 Lehrlinge über die vereinbarte Zahl bejchäftigt würden. Durch den 
Unmut über dieje Zuftände, denen man einjtweilen machtlos gegenüber- 
ftand, wurden die Gehilfen immer mehr in eine Stimmung hineingetrieben, 
die jede jpätere gemeinjame Tätigkeit mit den Prinzipalen auszujchließen 
drohte. Unter diefen Umftänden machte ſich auf beiden Seiten allmählich 
die Überzeugung geltend, daß der Verſuch, zu geregelten Verhältniſſen 
zu gelangen, von neuem unternommen werden müſſe. Der Gehilfen- 
Een hat jich jpäter gegenüber Angriffen, die ihm zu meitgehendes 
Entgegenlommen vorwarfen, darauf berufen, daß er zunädjt dafür ein» 
getreten jei, die bei dem großen Gtreif —— Forderungen von 
neuem aufzunehmen und es auf einen neuen Kampf ankommen zu laſſen, 
daß aber nicht allein die Gau- und Bezirksvorſtände angeſichts der durch 
den Streik geſchwächten Kräfte gegen diejen Plan fich erflärt hätten, 
jondern daß aud) die Stimmung in den Gehilfenfreifen durchgängig gegen 
benjelben gemejen jei. 

Der äußere Berlauf der Verhandlungen war folgender: 

Schon im Herbit 1894 hatten an verjchiedenen Orten Gehilfenverfamm- 
lungen ftattgefunden, in denen man bejchlofjen Hatte, mit den örtlichen 
Bereinen der Prinzipale Fühlung zu nehmen, da man in dem Prinzipal- 
verein einen miderjtrebenden Faktor ſah. Demgegenüber jah ſich der 
Vorſtand des letzteren veranlaßt, am 26. November 1894 eine öffentliche 
Erflärung dahin zu erlaffen, daß der mit dem 1. Januar 1893 in Kraft 
getretene Prinzipaltarif nad) feiner ausdrüdlichen Beſtimmung fo lange 
in Kraft ſtehe, biß durch eine Verjtändigung zwiſchen ben beiderjeitigen 
Gejamtheiten eine Abänderung herbeigeführt, und daß e3 deshalb unzu- 
läfjig fei, in örtliche Sonderverhandlungen einzutreten. Unter diefen Um— 
ftänden wandte ji) der Verband3vorftand am 11. Dezember 1894 an ben 
Borftand des Prinzipalvereind mit der Frage, unter welchen Bedingungen 
ala ber beiberfeitigen Vertretung Verhandlungen mit ber Gehilfen- 
haft in Ausficht genommen feien. Die am 28. desjelben Monats erfolgte 
Antwort ging dahin, daß um beftimmte Borjchläge gebeten wurde. Der 


1) Die Gaue find folgende: 1. Bayern. 2. Berlin. 3. Dresden. 4. Erzgebirge-Bogt- 
land. 5. Frankfurt a. M. Helfen. 6. Hamburg-Aitona. 7. Hannover. 8. Medlenburg- 
Lübed. 9. Mittelrhein. 10. Nordweſt. 11. Oberrhein. 12. Ober. 13. Ofterland-Thüringen. 
14. Oftpreußen. 15. Poſen. 16. Rheinland-Weitfalen. 17. An ber Saale. 18. Schleſien. 
19. Schleswig-Holftein. 20. Weftpreußen. 21. Württemberg. Dazu kommt nod bie jelb- 
ftändige Mitgliebfhaft Leipzig. 
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Verbandsvorſtand ſchlug darauf am 5. Januar 1895 vor, daß in Verfolg 
be3 früher getroffenen Bürenftein-Döblinfhen Abkommens zwifchen je 
12 Vertretern der Prinzipalität und der Gehilfenſchaft Verhandlungen 
über Schaffung eines neuen Tarife ftattfinden jollten. Der Vereins— 
vorſtand antwortete am 6. März 1895, daß freilich der am 1. Jamıar 1893 
eingeführte Tarif in Kraft beftehe, daß er aber bereit jei, Wünjche auf 
Abaͤnderun entge enzunehmen, und vorſchlage, für Verhandlungen mit 
dem aus 9 Mitgliedern beſtehenden Tarifausſchuſſe des Vereins 5Verbands⸗ 
mitglieder zu beſtimmen, während der Vorſtand ſich vorbehalte, fernere 
4 Gehilfen aus dem Kreiſe der Nichtverbändler zu ernennen, bzw. wählen 
pi lajien. Der Berbandsvorjtand erklärte hierauf am 18. März 1895, 
aß er die beiderjeitige Vertretung von 9 Mitgliedern annehme, aber die 
Art der Wahl beanftande. Nachdem der Bereinsvorftand am 9. April 
fi nochmals dahin geäußert hatte, daß er die Urabftimmung ſeitens der 
ganzen Gehilfenichaft vorjchlage, erklärte der Berbandsvorftand am 24. 
desſelben Monats, daß er bei der Wichtigkeit der Sache die Entjcheidung 
der am 11. Juni ftattfindenden Generalverfammlung des Berbandes vor- 
behalten müſſe. In diefer wurde dann der Borjchlag de3 Prinzipal- 
vereins ala die Würde der Gehilfenfchaft verlegend energiſch zurückgewieſen, 
und die Verhandlungen waren jomit — geſcheitert. 

Da jedoch die Mißſtimmung unter den Gehilfen immer drohender 
und die Neigung zu einem neuen Streik immer größer wurde, zumal 
nicht allein die allgemeine Geſchäftslage hierfür günſtig zu ſein ** 
ſondern auch die Vereinbarung eines Normallohntarif3 mit neunſtündiger 
Arbeitszeit zwiſchen den Prinzipalen und Gehilfen in Oſterreich einen 
unmittelbaren Anſtoß gab, machte ſich auch in Prinzipalskreiſen öffentlich 
die Anſicht geltend, bar e3 erforderlich fei, Durch Entgegentommen gegen 
die Wünſche der Gehilfen ein neues Bertragäverhältnid anzubahnen, um 


dem zn Gelde um 15%. 

er Vorſtand des Prinzipalvereind ging, nachdem am 3. März eine 
ler Beiprehung ber beiden Borfigenden — hatte, auf 
den Vorſchlag ein, und ſo traten am 11. März 1 zum erſten Male 
ſeit vier Jahren wieder Vertreter des Gehilfenverbandes mit denjenigen 
der Prinzipale zu gemeinſamer Beratung zuſammen. Die ſchwierigen 
Verhandlungen, bei denen beide Teile große Mäßigung und weitgehendes 
Entgegenkommen bewieſen, endeten mit Annahme folgenden Beſchluſſes: 
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* Borftanb des Deutſchen Buchbrudervereins erflärt fich bereit, dem u. ber 
—* auf Zuſammentritt beiderſeitiger Tarifvertreter zu entſp rechen, werden 
zu den vorzunehmenden Wahlen, Beratungen und Beeplubfaffungen mit ben Gehilfemen 
— — folgenden Termine vereinbart: 

Die erforderlichen Gehilfenvertreterwahlen werben durch bad Einigungsamt bed Ge» 

wer erichtö der Stabt Leipzig audgefchrieben und find buch Urwahlen bis zum 25. März 
igen; 2. Anträge für & Tarifausfhuß find bis zum 8, April bei bem Einigungs- 

ai des Gewerb egerichtö zu Leipzig —— und hat die Veröffentlichung in ber „Zeit- 
fchrift für Deutflanbs Buchbruder” und im „Rorrefpondent” durch bie in paig he 
Prinzipals-, bzw. Gehilfenmitglieber des Tarifausſchuſſes erfolgen ; April 
tritt der Tarifausfhuß der Prinzipale mit den gewählten an — unter —* 


von je zwei Vorſtandsmitgliedern des Deutſchen Buchdruckervereins und des Verbandes der 
deutſchen Buchdrucker und zwei Nichtverbandsgehilfen, lehtere ſechs mit beratender Stimme, 
zu Verhandlungen in Leipzig nn Vorſtand bed Deutfchen Buchbrudervereind 


erflärt, ben vereinbarten Tarif ber Hauptverfammlung bed Deutſchen druckervereins 
zur Annahme zu unterbreiten, und ſoll der Tarif ſpäteſtens am 16. Mai d. J. in Kraft treten.“ 

Die anweſenden Prinzipalsvertreter verſprachen für ſich perſönlich, 
in ihren Kreiſen für eine mäßige Verkürzung der Arbeitszeit und eine 
Aufbeſſerung der Grundpoſitionen des Tarifs wirken zu wollen. Auch 
erklärten ſie ſich bereit, die Prinzipalität von dieſen Befchtüffen — 
in Kenntnis zu ſetzen und an — eindringlich das Erſuchen zu richten, 
den gegenwärtigen Zuſtand bis zum Abſchluſſe der Verhandlungen als 
ne zu betrachten Bi Feinerlei Maßnahmen an den Perjonalen 

— Anderſeits erklärten die Gehilfenvertreter, dafür ſorgen zu 
en, daß bis zu dem obenerwähnten Schlußtermin Ausſtände oder 
ſonſtige gewaltſame Auseinanderſetzungen nicht ſtattfänden. 
an wollte auf ſeiten der Gehilfen nicht eine Verhandlung zwiſchen 
den beiderſeitigen Verbänden, ſondern —— Vertretern der Geſamtheit; 
auf ſeiten der Prinzipale hielt man dagegen an dem Standpunkte feſt 
daß der Prinzipalverein zur Vertretung der Geſamtheit befugt ſei. Schließ- 
lich gaben die Gehilfen in dieſem Punkte nach. Intereſſant war, daß in 
einer ganz Deutſchland berührenden ‚Angele enheit eine lofale Behörde, 
ba3 Leipziger Einigungsamt, eine Tätigkeit übernahm, die von allen Seiten 
anerfannt wurde. 

Die vom Einigungdamte auögejchriebenen Wahlen zum Tarifausſchuſſe 
fanden vom 20. bi3 25. März jtatt und ergaben ausſchließlich Berbands- 
mitglieder; der von den Brinzipalen begünigte „Gutenbergbund” erwies 
fi als völlig machtlos. Schon nad) dem Ausfalle der Wahlen konnte 
man beurteilen, daß die grundjäglich der Schaffung der Tarifgemeinfchaft 
günftige Stimmung gefiegt hatte. Immerhin machte die Berftändigung 

roße Schwierigkeiten, und in ben durch drei Tage vom 15. bis 14 rag 
Bi ejegten Verhandlungen drohte häufig bie Einigung a | eit 

= : hließlich aber gelang bieje, indem man einftimmig folgende Sn 
aßte: 

1. Die Grunbpreife für on werden um 2 Pf. für 1000 Buchftaben erhößt: 
2. das gewifje Geld wirb von 20 M Pf. auf 21 M. erhöht; 3. die tägliche Arbeitäzeit 
beträgt 9 Stunden mit Ausnahme ber Pauſen und hat innerhalb ber Zeit von 6 Uhr 
morgens bis 9 Uhr abends flattzufinden, und zwar in ber Weife, daß b beim Yrbeits- 
beginn um 6 Uhr morgens bie Arbeit bis fpäteftens 5 Uhr abends beendigt fein muß. An 
Bauen find zu gewähren je ?/, Stunde für Frühftüd und Veſper und mindeftend 1 Stumbe 
für Mittag. Bei burchgehenber Arbeitszeit foll die effektive Arbeitszeit 1/, Stunbe kürzer 
fein. Die Lohnfäge bleiben jeboch diefelben. Wei diefer Arbeitszeit fällt bie Befperpaufe 
fort. Die Mittagspaufe foll zwiſchen bem betr. Prinzipal und —— Gehilfen vereinbart 
werden; als Willendäußerung ber Gehilfen gilt bie Anficht ber Mehrhei 

Hierbei waren jebod zwei Klauſeln gemacht, ne 1. Hinsichtlich ber — 
meiſter und Drucker die ne ber Arbeitszeit in anderer Form, als täglich */, Stunde 
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insbeſondere in der Form r verwirflichen, daß an 3 Tagen je 10 Stunden unb an 3 Tagen 
je 9 Stunden gearbeitet wird; 2. hinjichtlich der Städte unter 20000 Einwohnern, in denen 
auf — der Mehrheit beider Parteien die bisherige Arbeitszeit einſtweilen beibehalten 
werden 

Der Tarif ſoll mindeſtens 3 Jahre gelten, doch iſt eine Verlängerung auf 5 Jahre 
in Ausſicht genommen. 


dur Regelung der noch offen gelafjenen Punkte fand dann vom 15. 
bis 19. Mai eine Fortfegung ber Verhandlungen in Berlin ftatt, al3 deren 
Ergebnis folgendes zu erwähnen ift: 

1. Der Tarif gilt für die Zeit vom 1. Juli 1896 bis 1. Juli 1901. Sollte jebodh 
nad) Ablauf von 3 Fahren, aljo bis 1. Juli 1899 feftgeftellt werben, daß bie Zahl ber 
ben Zarif anerfennenden Prinzipale und ber nad) demfelben arbeitenden Gehilfen nicht fort- 
gefept größer —— it, jo fann er bereit3 vom 1. Juli 1899 für ben 1. Oltober 1699 
gelimbigt mer Obige Feititelung gefhiehb durch ba3 Tarifamt. Wird ber Tarif 
nicht mindeftens 3 Monate vor Ablauf von minbeftens 4 Prinzipalen ober 4 Gehilfenver- 
tretern im Auftrage ihrer reife gekündigt, fo verlängert er fich ſtets um ein Jahr. 

2. Anträge auf Abänderung einzelner Zeile des Tarif3 find bis zum 1. Juli jebes 
Jahres von mindeftend 4 Prinzipalen ober 4 Gehilfenvertretern im Wuftrage ihrer Kreiſe 
beim Tarifamte einzubringen und von dieſem jofort zu veröffentlichen. Über die eingegangenen 
Anträge muß bis zum 1. Dftober des betr. Jahres vom Tarifausjhuffe Befchlun gefaßt 
werden; bie befchloffenen Änderungen treten am folgenden 1. Januar in Sraft. 

3. Als Organ zur Feftfegung bed Tarif wird der aus je 9 Prinzipafen und Ge- 
bilfen beftehende „Zarifausfhuß ber deutfhen Buchbruder” gewählt. Jeder ber 
9 Kreife ber Buchdruckergenoſſenſchaft wählt einen Prinzipal und einen Gehilfen. Wahl- 
berechtigt find mur diejenigen Prinzipale, welche den Tarif anerkannt haben und diejenigen 
Gehilfen, welche in tariftreuen Drudereien arbeiten. Die Tätigkeit bed Ausſchuſſes er- 
firedt fi auf Beratung und Feſtſetzung des Tarifs, forwie Maßnahmen zu deſſen Durhführung. 
Die Beichlüffe werden mit abfoluter Mehrheit gefaßt, in me jedoch von jeder Seite 
minbeftend 3 Vertreter zugeftimmt haben müffen. 

4. Zur Ausführung * Beſchlüſſe, ſowie zur Vermittlung des Verkehrs der Tarif- 
lontrahenten untereinander behufs Aufrechterhaltung und Durchführung des Tarifs errichtet 
der Tarifausſchuß ein Organ, welches an dem Vororte eines Kreiſes ſeinen Sitz hat und 
den Namen „Tarifamt der deutſchen Buchdrucker“ führt. Dasſelbe beſteht aus 
je 3 Prinzipalen und Gehilfen. Das Tarifamt hat folgende Obliegenheiten: a) die Aus- 
führung ber Bejchlüffe des Tarifausſchuſſes; b) die Aufitellung und alljährliche Beröffent- 
Iihung eined Verzeichniſſes der den Tarif zahlenden Firmen; c) die Vornahme ftatiftifcher 
Erhebungen über bie Lohn-, Lehrlings- und Lebensverhältniffe; d) bie Vermittlung zwischen 
Prinzipalen und Gehilfen in allen Tarifangelegenheiten, fomweit nicht bie Schiedögerichte 
in Betracht fommen, nachdem bie Tätigkeit der am Vororte ber betreffenden reife an- 
fäffigen Mitglieder des Tarifausfchuffes erfolglos mar; e) die Schaffung und Fortführung 
eines Tariflommentars; f) die Errihtung von Schiedsgerichten und Nufftellung einer Ge» 
Ihäftsorbnung; g) Errichtung von Wrbeitänachweifen; h) Ausfchreibung ber Wahlen ber 
Vertreter zum Tarifausfhuß; i) Entgegennahmen ber Wbänderungsanträge zum Tarif, bie 
en des Tarifausfchuffes und Erledigung aller den Tarif betreffenden Angelegen- 
eiten. 

5. Zur Schlichtung von Streitigkeiten in bezug auf Auslegung bed Tarifs find an 
allen Kreisvororten ober jonft auf Antrag Schiedsgerichte zu erichten. Falls die Beſchlüſſe 
nicht mit mindeſtens Bmeibrittelmehrheit gefaßt find, findet Berufung genen die Schieds— 
gerichte an das Tarifamt ftatt. 

Die beſtehenden Arbeitsnahmeife müſſen fich verpflichten, nur tariftreue Gehilfen 
in tariftreuen Drudereien unterzubringen und auf Anmweijung bed Tarifamtes im erfter 
Linie den durch ihr Eintreten für tarifmäßige Bezahlung arbeit3lo8 gewordenen Gehilfen 
Arbeit nachzumeifen. 


Nachdem auch die Generalverfammlung de3 Prinzipalvereind am 
10. Juni die Abmachungen anerfannt hatte, wurde der Einführungstermin 
für den neuen Tarif * den 1. Juli 1896 feſtgeſetzt, wogegen die übrigen 
Einrichtungen, Tarifamt, Tariflajfe, Schied3gerichte und Arbeitsnachweiſe 
erft im September in Kraft treten follten. 

Eine Reihe von Beltimmungen, 3.8. über die Lohnzahlung und 
Kündigung, insbeſondere aber die Lehrlingsffala, wurden, obgleid) fie bei 
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den Verhandlungen nicht ausdrücklich erwähnt waren, ſtillſchweigend aus 
der früheren Tarifgemeinſchaft übernommen. 

So war alſo das große Werk gelungen. In dem Betriebszweige, der 
ſich ſchon immer durch das fortgeſchrittenſte ſozialpolitiſche Verſtaͤndnis 
vor allen übrigen ausgezeichnet hatte, im Buchdruckergewerbe war wieder 
eine organiſche Verbindung von Arbeitern und Arbeitgebern hergeſtellt, 
eine Tarifgemeinſchaft, die über den — — getrennten Gruppen 
die höhere Einheit bildet, um Die über den gegenſätzlichen ſtehenden gemein- 
famen Intereſſen zu vertreten, eine Gemeinjchaft, die nicht zufammenfällt 
mit der Zujammenfafjung der beiden Gruppen, jondern ein neues jelb- 
ftändiges Weſen ijt, welches in beiden Gruppen diejenigen Elemente be- 
fämpft, die fih noch nicht auf die Stufe ausreichenden BVerftändnifjes 
erhoben haben, um die in Wahrheit höheren Intereſſen auch tatjächlich 
über die untergeordneten Sondervorteile der einzelnen Gruppen zu jtellen. 
Ihre weitere Entwidlung ift deshalb nicht hier, jondern in einem befonberen 
Abjhnitte!) darzuftellen. — 

Ein Nachſpiel fanden die Tarifverhandlungen noch in der außer- 
ordentliden ei green des — ———————— die 
vom 13. bis 18. Juli 1896 in Halle a. S. ſtattfand. Allerdings handelte 
es ſich nicht mehr darum, über den Tarif zu beſchließen, denn der war 
ſeitens der Geſamtheit der Buchdrucker durch die in allgemeinen Wahlen 
gewählten Vertreter mit den Prinzipalen endgültig ee Aber e3 
war noch über die Stellung zu beraten, die der Verband als ſolcher zu ber 
bisherigen Entwidlung der Dinge und insbejondere zu der dabei von 
feinem Borjtande beobadıteten Haltung einnehmen wollte. Im Berbande 
beitand eine Gegenjtrömung gegen den Borjtand, die von dem bisherigen 
Redakteur des Verband3organg, Gaſch, geführt wurde und aus dem Grunde 
bejonderes Intereſſe bietet, weil fie u einer prinzipiellen Berjchiedenheit 
de3 Standpunkte beruhte und nicht mehr und nicht weniger bebeutete, 
al den Gegenſtz zwijhen Gewerkſchaftsbewegung und So— 
zialdemofratie. Der Hauptvorwurf, den Gajch gegen den Borjtand 
und insbejondere gegen dejjen Vorſitzenden Döblin erhob, ging dahin, 
daß der Vorſtand „nicht auf dem Boden der modernen Arbeiterbewegung 
ftehe”, daß er in „Harmonieduſelei“ verjunfen ſei und mit den „Rüd» 
ſchrittlern“ zujammengehe. Döblin habe jogar offen ausgejproden, daß 
er nicht3 von der Sozialdemokratie wiſſen wolle. Dem gegenüber erflärte 
es Gaſch für erforderlich, einen Syſtemwechſel vorzunehmen und ji) auf 
die politische Partei zu ſtützen. Er verfolgte dies Ziel mit Aufwand aller 
Kräfte, insbejondere durch Flugblätter?) und Agitationsreijen, vor allem 
aber durch da3 feiner Leitung unterjtellte Organ. Schon am 5./6. Juni 
hatte auf Berufung des Borjtandes eine Konferenz der Gauvorfteher in 
Berlin ftattgefunden und einjtimmig ihre Verurteilung über Gaſch aus- 
geijprochen. In der Generalverfammlung wurde dieſes Urteil bejtätigt 
und Gaſch mit allen 65 Stimmen bei einer Enthaltung jeine® Amtes 
enthoben. Sein Nachfolger al3 Redakteur des „Korreſpondenten“ wurde 
Rerhäufer. Durchſchlagend war für dieſes Vorgehen nicht in erjter Linie 
der von Gaſch vertretene Standpunkt, der vielmehr von einigen Seiten 


ı) al. III 234. 

2) Eines berfelben trug ben viel verfprehenden Titel: „Die Leitung des Buchdruder- 
verbandes während 8 Jahren, bienftbar ber Polizei, den Unternehmern und ber Tapita- 
tiftifhen Politik”, und gab den Anlaß zu einer von Döblin gegen Gaſch erhobenen Privatklage. 
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Berteidiger fand, fondern die Art jeines Auftretens, insbeſondere daß er 
nad) einem zur Verlefung gebrachten Briefe beabjichtigt hatte, den Verband 
zu ſprengen, fih mit einigen taufend Mitgliedern zu trennen und ein 
Gegenorgan ins Leben zu rufen. 

Aber auch in der Sache jelbjt ftellte ji die Verfammlung auf ben 
Standpunkt des Vorſtandes, indem jie mit 45 gegen 22 Stimmen bie 
Tarifgemeinjchaft billigte und einftimmig bejchloß, daß ber bisherige Vor— 
ftand bis zum Jahre 1899 im Amte bleiben jolle. 

Die Verhandlungen waren für die Auffaſſung des VBerhältnifjes gut 
Sozialdemokratie von großem Intereſſe, indem von der Mehrzahl der 
Stimmen die völlige Unabhängigkeit diefer Partei gegenüber betont wurde. 
Der Referent Rerhäufer fpottete über da3 „Kirchturmswettrennen in radi- 
falen Phrafen“, da3 im „Korreſpondent“ ftattgefunden habe; Döblin 
erklärte, wenn er geäußert habe, ein Gegner der Sozialdemokratie zu 
fein, fo gehe das ben Verband gar nichts an, da derſelbe als Gewerkſchaft 
auf dem Boden der heutigen Staat3- und Geſellſchaftsordnung ftehe. „I 
habe mic Ihnen nicht als Sozialdemofrat vermietet; vor allem bin i 
ein Feind jeder Phraſe.“ 

Aud die fozialdemokratifche Preſſe, insbeſondere die „Leipziger Vollks⸗ 
zeitung‘ und da3 Parteiorgan, der „Vorwärts“, hatten gegen den Borftand 
und die Tarifgemeinfhaft Stellung genommen und festen ihre Angriffe 
nach der Generalverfammlung noch fort, jo daß Döblin fi veranlaßt 
ſah, im „Korrefpondent‘t) fich hiergegen zu verteidigen und zu erflären: 
„Herr Auer mag jein Feld beadern und die —— interner An⸗ 

ele —— dem betreffenden Berufe überlaſſen. Die Buchdrucker ſind 

Per anne3 genug, um zu entfcheiden, was ihrem Intereſſe entjpricht, 
fie verzichten ficher gern auf die Auerſchen Vorjchläge. Wir reſpektieren 
das Tätigkeitsfeld der politiihen Partei und bitten uns aus, daß leßtere 
und in — gewerkſchaftlichen Tätigkeit ungeſchoren läßt.“ 

Der Kampf beider Richtungen innerhalb der organiſierten Buch— 
bruder war aber damit feinesweg3 beendet. Gajch hatte eine Gefolgichaft 
um fi gejammelt, die auf Schritt und Tritt den Verbandsvorſtand 
befämpfte. Seit dem 15. Yuguft 1896 redigierte er die von einem freien 
Komitee herausgegebene „Buchdruckerwacht“, die an Gehäfligkeit gegen 
ben — *— das denkbar Möglichſte leiſtete. 

Auf den Einfluß dieſer Kreiſe war es wohl auch zurückzuführen, daß 
das Leipziger Gewerkſchaftskartell jih in den Kamp einmijchte, in 
e3 in feiner Sitzung vom 5. April 1897 mit allen gegen 2 Stimmen bie 
am 26. März 1897 in einer öffentlichen Buchdruderverfammlung gewählten 
6 Bertreter mit der Begründung zurüdtwies, daß fie nicht auf dem Boden 
ber modernen Arbeiterbewegung Känben, ba bie Tarifgemeinjchaft deren 
Grundſätzen zumiderlaufe. Obwohl die ir mit mehr al3 1000 Stimmen 
Mehrheit —— war, ließ man ſtatt dieſer andere 6 Vertreter zu, Die 
in einer Heinen VBerfammlung der Tarifgegner von etwa 150 Anweſenden 

ewählt waren. Diejer Beſchluß fand jedoch in der gejamten jozialdemo- 
ratiſchen Bartei- und Gewerkſchaftspreſſe, mit —— Ausnahme der 
„Leipziger Vollszeitung“, allgemeine Mißbilligung, und auch Die General- 
fommifjion trat energiſch dagegen auf mit der Begründung, daß das 
Gewerkſchaftskartell jeine Befugniffe überfchreite, wenn e3 jich in die An- 


ı Mr. 87 vom 28, Juli 1896. 
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gelegenheiten der Zentralvorſtände einmiſche; übrigens ſei auch die Tarif- 
gemeinſchaft ſachlich zu —— 

Auf einem, von der Oppoſition am 7. Juni 1897 in Leipzig ab— 
gehaltenen und von 22 Vertretern beſuchten Kongreſſe wurde * 
die Tarifgemeinſchaft auf jede Weiſe zu bekämpfen und gr einen Fonds 
re gründen, zu welchem jeder der Oppofition angehörige Kollege wöchent- 
ih 10 Pf. beizutragen habe. Dagegen wurde ein Untrag, jozialdemo- 
lratiſche Buchdrudervereine zu bilden, gegen 8 Stimmen abgelehnt. Zum 
Drgan der Oppofition wurde die „Buchdruckerwacht“ bejtimmt, deren 
Redakteur Gajch wieder gewählt wurde. Die Zahl der Abonnenten wurde 
auf 1520 am Ende de3 1. Quartals angegeben. 

Unter diefen Umftänden blieb dem Berbandsvorftande nichts übrig, 
al3 auf eine formelle Ausſchließung der oppofitionellen Elemente hin- 
uarbeiten. Obgleich nad) $ 15 des Statuts der Borftand das Recht hat, 
Fir deſſen Aufrechterhaltung Sorge zu tragen und notoriihe Verband3- 
ſchädiger auszuſchließen, jo wollte er doch dies nicht felbftändig tun, fondern 
veranjtaltete eine Urabftimmung jämtlicher Verband3mitglieder über die 
beiden Fragen, 1. ob die auf Grund der Beſchlüſſe des inniger Pfingit- 
fongrejjes entwidelte Tätigfeit der Oppofition gegen das Verbandöinterejje 
gerichtet jei, und 2. ob gegen die Verbandsſchädiger auf Grund de3 Statutes 
borgegangen werden jolle. Bei der Anfang September vorgenommenen 
Abjtimmung wurde die erjte Frage mit 13759 gegen 4601, die zweite mit 
13251 gegen 5164 Stimmen bejaht. Der Vorjtand hat darauf eine Befannt- 
machung erlafjen, in der er die Abficht erklärt, diejenigen, die diefe Willens— 
fundgebung des Verbandes . achten und künftig „die in der ‚Bud)- 
druderwacht‘ zutage tretenden Bejtrebungen von Gaſch durch Ausübung 
von Bertrauenzämtern in der gegnerijchen Bereinigung, Abhaltung von 
Sonderzujammenkünften zwecks hans dieſer Beitrebungen oder jonjtige 
von der Oppofitiongleitung veranlaßte, zur Schädigung ded Verbandes 
führende Maßnahmen unterftügen‘ würden, au3 dem Berbande zu ent- 
ernen. 

Da die DOppofition nicht auf ihre Beftrebungen verzichten mollte, 
fo war fie jet gezwungen, jich zu einem jelbjtändigen Vereine zufammen- 
ufchließen. Sie tat dies, indem fie am 30. Dftober 1897 die „Gewerk— 
ET ber Budhdruder, Schriftgießer und verwandter Be- 
rufsgenoſſen“ mit dem Sitze in Leipzig gründete. Gegen ben Beitrag 
von wöchentlich 1M. 20 Pf. jollten neben Rechtsſchutz und Unterftügung 
bei Zariflonflitten Arbeitslojen-, Reife, Kranken- und Jnvalidenunter- 
ftügung, jowie Umzugskoſten und Beihilfe in Sterbefällen gewährt und 
die „Buchdruckerwacht“ geliefert werden. Die Leitung wurde einem prodi» 
forijchen Komitee aus 7 Berjonen übertragen. In einem an die organifierte 
Arbeiterfchaft Deutſchlands gerichteten Aufrufe juchte dieſes Komitee die 
Notwendigkeit de3 getanen Schritte® damit zu begründen, baß nad den 
Vorgängen im Verbande „die — — itglieder fortwährend 
mit dem Ausſchluſſe bedroht ſind, was bei jeder Gelegenheit den betreffenden 
Mitgliedern fühlbar — wird”. 

Am 10. April 1898 fand in Halle a. ©. der 2. Kongreß ftatt, auf 
dem die Neugründung endgültig beichlofjen wurde. Nach Angabe ber ber 
Bewegung günftigen „Leipziger Volkszeitung“ waren Bertreter au 21 
Orten erſchienen, doc; wird die Zahl nicht mitgeteilt. Der „Korrefpondent” 
bagegen behauptete, es feien außer 30 Vertretern aus Leipzig und ben 
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Vororten nur 6 bis 7 Perſonen aus anderen Orten anmwejend geweſen. 
Der Schwerpunkt der Verhandlungen lag in der Feſtlegung des Ber- 
hältnijjes zum VBerbande, doc wurde folgender Antrag 

„Eine Einigung der Buchdruder ift herzuftellen, infofern der Verband 1. fih von 
ber jepigen Tarifgemeinſchaft ——* der Tarif von Jahr zu Jahr feſtgeſtellt wird und 
nur die Gehilfenorganiſation den Tarif feſtſetzt. Sämtliche Anhängſel des Tarifs müſſen 
fallen; 2. eine Reviſion des Verbandsſtatuts vornimmt, wodurch a) die Mitgliederrechte 
geſichert werben, b) die perſönliche Freiheit ſichergeſtellt wird und c) die Machtbefugniſſe 
ber leitenden Perſonen beſchränkt werden; 3. wird Einigung erreicht, dann treten alle aus- 
—— a eh — 7 —— alten Rechte ein; 4. desgleichen findet dann eine 

eu er or att.“ 
von der Mehrheit abgelehnt und ſtatt deſſen folgender Beſchluß an— 
genommen: 

„In —— daß es Sache des Verbandes iſt, Vorſchläge über Herſtellung des 
Friedens unter den Buchdruckern zu machen, weil der Verband durch die vielen Ausſchlüſſe 
bie Spaltung verſchuldet hat, geht der Kongreß über die vorgeſchlagenen Friedensbedingungen 
zur Tagesorbnung über.” 

An diefen Kongreß ſchloß ſich am folgenden Tage die 1. General- 
verſammlung der neu gegründeten „Gewerkſchaft der Buchdruder, 
Schriftgießer und verwandter Berufsgenojjen“, die ebenfall3 in Halle 
tagte, und auf der nach den Berichten 220 Mitglieder dur) 9 Abgeordnete 
vertreten waren. 

In einer Rejolution wurde der Generallommijjion wegen ihrer 
Stellungnahme in dem GStreite der Gewerkſchaft gegen den Verband ein 
Iharfer Tadel ausgejprodhen, troßdem aber beichlojjen, ſich der General- 
kommiſſion anzujchließen. Dieje nahm ſich den Tadel nicht jehr zu Herzen 
und lehnte fogar den beantragten Anſchluß ab mit Berufung darauf, daß 
bei ihr nicht zwei Organijationen desfelben Gewerbes vertreten jein 
fönnten. Sie faßte im „Korrefpondenzblatt” ihr Urteil dahin zufammen : 
„Ein eines Häuflein mit revolutionären Phraſen um fich werfender Leute 
bemüht ſich heute, in dem Berufe, in weldyem eine völlige Einmütigfeit 
in der Organijation noch nicht erreicht iſt, die Zerſplitterungsverſuche 
fortzufegen. Noch kurze Zeit ruhiger Entwidlung, und auch jie werden 
einjehen, daß die Arbeiter Beſſeres zu tun Haben, al3 jich zum eignen 
Schaden zum Nuten der Ausbeuter zu bekämpfen.‘ 

Der Umjtand, daß die Sympathien der ſozialdemokratiſchen Preſſe 
überwiegend auf der Geite der „Gewerkſchaft“ waren, führte zu einem 
Konflikte von großer prinzipieller Bedeutung. Die Druderei der „LXeip- 
iger Volkszeitung“, die ji im Eigentum der dortigen jozialdemofratifchen 
Berteileitung befand, entließ nämlich im Oktober 1900 zwei Verbands- 
mitglieder mit der Begründung, daß fie nicht genügend im Parteiinterejje 
tätig ſeien. Die übrigen dort bejchäftigten WVerbandsmitglieder forderten 
Rüdgängigmadjung der Kündigung unter Hinweis darauf, daß der Arbeit- 
geber nicht berechtigt jei, jih um die politiiche Tätigkeit jeiner Arbeiter 
u kümmern, und legten, al3 dies — wurde, die Arbeit nieder. 

3 handelte fi) aljo im Grunde um die Frage, ob ein Gewerkſchaftler 
verpflichtet ift, der jozialdemofratiichen Partei anzugehören und für jie zu 
wirken. Das Unrecht der Druderei, gerade vom Arbeiterftandpunfte be- 
trachtet, war jo offenbar, daß jelbjt der Fraktionsvorſtand zugunften der 
Entlajjenen eintrat; aber die Leipziger Barteigenofjen verharrten auf 
ihrem Unternehmerftandpunfte, daß lediglid) die Verwaltung der Druderei 
in ihrem Gejchäftsbetriebe zu beftimmen habe. 
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Alle Sympathien der Sozialdemokratie konnten jedoch nicht3 daran 
ändern, daß die „Gewerkſchaft“ jich immer mehr al3 lebensunfähig erwies. 
Sie hat noch zwei Beneralverfammlungen abgehalten, die erjte am 6. Auguft 
1899 in Hannover, die zweite am 16. April (Dftern) 1901 in Kaffe. 
Auf beiden wurde feitgejtellt, daß die Hoffnung, alle Gegner der Tarif- 
— zu vereinigen, ſich nicht erfüllt habe, da die Anhänglichkeit 

er Buchdrucker an ihre Kaſſen zu groß ſei. Es wurden lebhafte Klagen 

über Terrorismus der Verbändler geführt und jchwere Vorwürfe gegen 
den Verband und bie Tarifgemeinfhaft gerichtet. Die Mitgliederzahl 
wurde in Hannover auf 226, in Kaſſel auf 245 angegeben. Zu einer 
weiteren Berjammlung ijt e3 nicht gelommen, vielmehr mußte, nachdem 
mehrere Einigungsvorjchläge von dem Verbande fühl abgelehnt waren, 
die „Gewerkſchaft“ den ungleichen Kampf aufgeben, und Ende Oktober 
1902 wurden durch Urabjtimmung von den Mitgliedern folgende Kapitu— 
lationsbedingungen angenommen: 

„Die ben Anſchluß an ben Verband der deutſchen Buchdruder nachſuchenden Mit- 
lieder ber Gemwerkihaft ber Buchbruder erflären, die Beitimmungen bed Berbands- 
tut3 gewiſſenhaft befolgen zu mollen. Weiter erklären fie, den zwiſchen Brin- 

zipalität und Gehilfenſchaft vereinbarten Tarif und den durch ihn geichaifenen Gewerbe» 
uftand anzuerfennen und ben Wiberftand dagegen einzuftellen. Die „Buchdruderwacht” 
heit ihr Erjcheinen ein. Das Vermögen ber „Gewerkſchaft“ fällt an die Berbanbstaife. 
Die mwiebereintretenden Gewerlichaftsmitglieder forgen bafür, daß zwölf von ben feinerzeit 
bei ber Leipziger Vollszeitung in ben Ausſtand getretenen Verbänblern in ber Druderei 
wieder Stellung finden.” 

Der Verband hat jeit diejer Zeit eine weſentlich ruhigere Entwidlung 
— In der vom 19. bis 24. Juni 1899 in Mainz abgehaltenen 

. Generalverfammlung wurde berichtet, daß, obgleich in den vier Jahren 
1895—1898 an NReijeunterjtügung 501899 M., an Arbeitölojenunter- 
ſtützung 499170 M., an Umzugskoſten und Gemaßregeltenunterftügung 

678 M., an Krankengeld 137489 M., an nvalidenunterjtügung 
5381 M. (davon 3494 M. aus der Invalidenkaſſe, 1887 M. aus der Ver— 
bandskaſſe) und an ee 79055 M. gezahlt jeien, troßdem ein 
überfhuß von rund 500000 M. erzielt jei. 

Der Borftand jah in der großen Anhäufung von Geld injofern eine Gefahr, ald ba- 
buch die Verſuchung erhöht werde, fich bei Streitigkeiten mit den Prinzipalen zu feft auf 
bie rer Verbandälafje zu verlaffen und glaubte vielmehr, den Überfluß zur Erhöhung 

der Berbandöleiftungen verwenden zu follen, um die Mitglieder defto feiter an den Verband 
zu fetten. Er beantragte beöhalb: 1. die Reifeunterftügung von 75 Pf. auf 1 M. (bei 
einer Wartezeit von 6 Wochen), bzw. 1 M. 25 Pf. (bei einer folden von 50 Wochen); 
2. die Wrbeitölojenunterftügung von 1 M. 25 Pi. auf 1 M. 50 Pf; 3. die Invaliden⸗ 
unterftügung von 1 M. auf 1M. 25 Pf.; 4. das Begräbnisgeldb auf 150 M. (bei 500 
Bochenbeiträgen), bzw. 200 M. (bei 1000 Wochenbeiträgen) zu erhöhen. Umzugsgelder 
bis zur Höhe von 100 M. follen auch bei freimilligen Umzügen gezahlt werben. Außerdem 
foll ber Preis für das Verbandsorgan von 1 M. auf Pf. vierteljährlich herabgefept 
werben. Die Berfammlung nahm biefe Borfchläge an. Die Gehälter des Vorfigenden, bes 
Kaſſierers unb des Redakteurs wurden von 2500 M., 2300 M. und 2200 M. auf 2900 M., 

M. und 2500 M. erhöht. Die Gejamtjumme diefer Mehrbelaftungen beläuft ſich auf 
jährlich 145000 M. 

In einer Refolution gegen die Zuchthausporlage wurde betont, daß 
auf dem Frankfurter Gewerfichaftsfongreffe die ke Arbeiter ſich 
faft einftimmig für friedliche Verftändigung mit den Arbeitgebern durd) 
Tarifvereinbarungen ausgejprochen hätten, daß aber die Ießteren folche 
Vereinbarungen ablehnten und dadurd die wirtichaftlihen Kämpfe hervor- 
riefen. Dabei jtellte der — feſt, daß die Anſicht der General— 
verſammlung dahin gehe, die Tarifvereinbarung mit den Prinzipalen, 


— 4 — 


fall3 diefe den Wünjchen der Gehilfen nachkämen, nach Ablauf der gegen- 

wärtigen Friſt wieder zu erneuern. Die beantragte Einfegung eines 

bandsausſchuſſes als Kontrolflommilfion für den Vorſtand wurde ab- 

gelehnt, ebenjo die obligatorijche Einführung de3 Verbandsorgans. Ein 
ntrag, mit dem Berbande der Buchjdrudereihilfsarbeiter in ein näheres 

Verhältnis zu treten, um eine jpätere vollftändige Verſchmelzung vor— 

ren wurbe abgelehnt und nur zur Unterftüßung der „Solidarität“, 
es Organs der Hilfsarbeiter, 500 M. Merian 

Hinſichtlich des internationalen Buchdruderjefretariate® fam es zu 
lebhaften Auseinanderjegungen, indem das Organ des ſchweizeriſchen Ber- 
bandes fich bei den Tarıfftreitigfeiten auf die Seite der Oppofition geftellt 
und aus diefem Grunde der beutiche Verband die Erneuerung des Den 
Gegenfeitigfeit3vertrages abgelehnt hatte. Die Generalverfammlung ftimmte 
einem abgeänderten Bertrage, der inzwijchen jchon von den Schweizern 
angenommen war, auch ihrerjeit3 zu, ſprach jedoch über die Haltung des 
ſchweizeriſchen Organs ihren Tadel aus. 

Die 4. Generalverfammlung, die vom 23. bis 28. Juni 1902 in 
Münden ftattfand, bejchäftigte jich mit Feitjegung eines neuen Berbandö- 
re dad nad eingehenden Beratungen einjtimmig angenommen 
wurde. 

Danach ift der Zweck bed Verbandes bie Vertretung ber gewerblichen, ſowie Förde⸗ 
rung ber geiſtigen und materiellen Intereſſen ſeiner Mitglieder mit Ausſchluß aller politiſchen 
und religiöfen Fragen. 

Bur Erreichung dieſes Zweckes dienen insbefonbere: 1. Erzielung möglichſt günftiger 
Ürbeitöbedingungen auf gefeplihem Wege ($ 152 der Gemwerbeorbnung); 2. ſtrenge Durd- 
führung und Wufrechterhaltung ber von ber Generalverfammlung oder dem Borjtande des 
Berbandes in Übereinftimmung mit den Gauvorftänden ald maßgebend anerlannten Beftim- 
mungen in bezug auf Wrbeitöpreife und Wrbeitäzeit; 3. Pflege des gefelligen Verlehrs; 
4. Regelung und Beauffihtigung des — ———— 5. Pflege der Berufsſtatiſtik; 6. &e- 
mwährung von unentgeltlihem Rechtsſchutz; 7. Unterftügung bei Wrbeitslofigkeit, ſowie bei 
borübergehenber und bauernder Wrbeitsunfähigteit. 

Der Sit bed Verbandes ift Berlin. 

Mitglied bed Berbandes kann jeder in Deutſchland beichäftigte Buchdrucker, Schrift- 
ges Gtereotypeur, Galvanoplaftifer uſw. werden, ſofern er von der Mitgliedſchaft ſeines 

nditionsortes für aufnahmefähig erklärt wird. 

Die Einteilung in Gaue ifl beibehalten. Jeder Gau verwaltet feine inneren Ange» 
fegenheiten jelbftänbig in ber von ihm feftzuftellenden Weife, nur muß berfelbe das Statut 
bed Verbandes ausdrücklich ala für den Gau bindend anerkennen. 

Alle drei Fahre findet eine Generalverfammlung ftatt, zu ber von ben Gauen auf je 400 
Mitglieder ein Vertreter gewählt wird. 

Der Verband gewährt feinen Mitgliedern gegen ihren Beitrag von wöchentlich 1M. 10 Pf. 
Reiſe⸗, WUrbeitslojen-, Invaliden und Umzugsunterftügung, ſowie Rechtsſchuß in gewerb- 
lien und denjenigen Nechtöftreitigfeiten, welche das Kranlen-, Unfall- und Invaliditäts- 
verficherungsgefeg betreffen, fomwie in Fällen, in benen ein Mitglied durch fein Eintreten 
für ben Verband des Rechtsſchutzes bebarf. Auf alle diefe Leiftungen befteht aber kein klag- 
bare Recht. Der Antrag auf Schaffung einer Witwen- und Waiſenlaſſe wurde abgelehnt. 

Die Generalverfammlung — ſich ferner mit dem Stuttgarter 
Gewerkſchaftskongreſſe) und im Anſchluß daran mit der Stellung der 
Gewerkſchaften put Sozialdemokratie. Eine befondere Ber- 
anlafjung hierzu bot der Umftand, daß Rerhäufer ald Redakteur des „Korre- 
ſpondent“ ſich wiederholt jehr energifch gegen die Sozialdemokratie aud- 
geiprochen, ja fie jogar, wie behauptet wurde, verhöhnt hatte. Während 
einige Redner, bie 3 als Sozialdemokraten bekannten, ihn deswegen 
lebhaft angriffen, betonte er, daß die Sozialdemokratie durch ihr Zukunfts- 
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programm die praftijche Gegenmwart3arbeit jchädige, daß jedenfall3 zwijchen 
ihr und den ©. eine jcharfe Grenze gezogen werden mülje, und daß das 
Schwergewicht der deutſchen Urbeiterbeivegung nicht in der Sozialdemo- 
fratie, — in den G. liege. Von den meiſten ſozialdemokratiſchen 
Blättern würden die Buchdrucker unausgeſetzt deshalb angegriffen, weil 
ſie nicht revolutionär genug ſeien. Seine Äußerungen ſeien nur die Ver— 
teidigung auf dieſe Angriffe. Bon den meilten andern Rednern mwurben 
die nöfprüche bon Bömelburg, Päplow und anderen, die eine Einheit 
zwifchen Sozialdemokratie und ©. behaupteten, energifch zurüdgemiefen 
und jtrenge politijche Neutralität der legteren gefordert. Das Ergebnis 
der ausgedehnten Berhandlungen, die übrigens ohne ftärfere Erregung 
eführt wurden, war die mit 84 gegen 16 Stimmen erfolgte Annahme 
Kolsenber Refolution: 

„Die Berfammlung erflärt, daß es ihrer Organifation und beren Organ, bzw. Re- 
bakteur vollftändig fern liegt, der fozialbemokratifhen Partei und ihren Beitrebungen zur 
Hebung ber Lage der arbeitenden ange irgendwelche Schwierigkeiten zu bereiten, verlangt 
jedoch aud von ber genannten Partei und beren Preßorganen, daß biefe ſich ebenfalls jeber 
Angriffe auf die Leitung des Verbandes, ſowie feiner inneren Angelegenheiten enthalten.“ 

Ber ber Wahl des Redakteurs wurde Rerhäufer einftimmig mieder- 
gewählt. 

Die Verfammlung bejchäftigte fich endlich mit der inzwiſchen erfolgten 
Verlängerung ber Torifgemeinichaft bi3 zum 31. Dezember 1906 und 
Be dieje, obgleich ein Beichluß nicht gefaßt werben fonnte, da ber 
Verband nicht — iſt, vielmehr die Tarifgemeinſchaft formell 
unabhängig von ihm beſteht. 

Die vom 19. bis 26. Juni 1905 in Dresden abgehaltene 5. General» 
verj — ſtand unter dem Zeichen eines Konfliktes des Verbands— 
vorſtandes mit dem Vorſtande des Gaues Berlin. In Berlin hatten Ver— 
bandsmitglieder verſucht, höhere als tarifmäßige Bezahlung durch einen 
Streik zu erzwingen, und wurden dabei von dem Gauvorſtande unterſtützt. 
Das Tarifamt war auf Antrag der Prinzipale gegen dieſen Vertragsbruch 
aufgetreten und hatte von dem Verbandsvorſtande energiſche Unterſtützung 
erfahren. Auch eine auf Veranlaſſung des letzteren am 18. November 
1904 in Berlin abgehaltene Konferenz der Gauvorſteher hatte ſich auf 
demſelben Standpunkt geſtellt, ohne die Berliner zur Einſicht bringen zu 
können, vielmehr wurden die Zentralvorſtandsmitglieder in mehreren Buch— 
druckerverſammlungen perſönlich beſchimpft. In der Generalverſamm— 
lung kam dieſe Angelegenheit zur Verhandlung in Verbindung mit der 
allgemeinen Frage, ob nicht den Gauvorſtänden gegenüber der Zentral— 
leitung eine größere Selbjtändigfeit eingeräumt werden jolle. Nachdem 
der Vorſtand erflärt Hatte, daß er jchon bisher in diejer Hinſicht Ente 

egenkommen bewiejen habe, wurde mit 68 gegen 32 Stimmen eine die 
altung des Borjtandes billigende Rejolution angenommen. 

Auc die Haltung des „Korreſpondent“ war wieder Gegenjtand einer 
eingehenden Debatte, die einen ganz ähnlichen Verlauf nahm mie in 
München und ohne einen Beichluß endete. Der Redakteur Rerhäufer 
wurde mit 76 von indgefamt 95 Stimmen wiedergewählt. Die Anträge, 
den Sik ber Redaktion von Leipzig nach Berlin zu verlegen und eine 
Preßkommiſſion einzujeßen, wurden abgelehnt. 

Bon großem Intereſſe waren die Verhandlungen über den Kölner 
Gewerkſchaftskongreß. Es murde mehrfach betont, daß die ver- 
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ftändige Politik des Verbandes einen günftigen Einfluß auf die Entwidlung 
der deutichen G.-Bewegung gehabt habe und jein Einfluß ftetig gewachſen 
fei. Die Mehrheit der Redner mißbilligten auch nahdrüdlich die in Köln 
erfolgten Äußerungen von Bömelburg und Legien über die Stellung der 
G. zu der Sozialdemokratie und zur Religion. Hinſichtlich der Maifeier 
wurde bejchlojjen, daß e3 jedem Mitgliede überlajjen bleibe, ob er ſich an 
ihr beteiligen molle. 

Bon dem Gau Berlin war beantragt, der Verband jolle dafür ein- 
treten, da& der am 31. Dezember 1906 ablaufende Tarifvertrag gekündigt 
werde; der Antrag wurde aber, nachdem von allen Seiten * den Wert 
der Tarifgemeinfchaft für die Gehilfen hingewieſen und betont war, daß 
man Wünſche wegen Berbejjerung nur auf dem Wege einer von dem 
Tarifausſchuſſe vorzunehmenden Zarifrevijion geltend machen dürfe, von 
den Antragjtellern zurüdgezogen. In der Debatte wurde mehrfach betont, 
baß die Arbeitöverhäftnitie unter Herrichaft des Tarif3 bejjer geworden 
jeien, als bei Vertretung des Kampfitandpunftes, und daß man den Prin- 
ipalövertretern ſoziales Verſtändnis nicht abjprechen dürfe; das Ber- 
hälmi des Tarifausijchuffes zu dem Verbande fei durchaus harmonijd). 

chließlich wurde einjtimmig bejchlojjen, eine Tarifrevijion zu beantragen. 

Behandelt wurden endlich noch die Fragen de3 Berhältnifjes des 
Verbandes einerjeit3 zu den übrigen graphiihen Berufen, insbejondere 
ben Buchdruderei-Hilfsarbeitern, und andererjeit3 zu den Organijationen 
der jog. Sparten, Eh der Spezialfäher (Majchinenmeijter, Majchinen- 
ſetzer, een Schriftgießer, Stereotypeure und Galvanoplaftifer). Es 
— beſchloſſen, die Beſtrebungen beider Gruppen nach Kräften zu unter» 
tüßen. 

Sn der Generalverfammlung war aud) ein Vertreter des Elſaß-Loth— 
ringifhen Buchdruderverbandes zugegen. Es murde von beiden Geiten 
die Hoffnung auf Herbeiführung einer Verfchmelzung ausgedrüdt, die am 
1. September 1906 tatſächlich zuftande gekommen ijt.!) 

Der Jahresbericht des Vorftandes für 1905 erwähnt, daß die Hilfs- 
arbeiter bei ihren Streitigkeiten mit den Prinzipalen mehrfach die Unter» 
ftügung des Verbandes angerufen hätten, daß dieſer aber jie nicht habe 
gewähren können, und daß der Abſchluß eines Tarifvertrages dringend 
zu wünſchen jei. 

Der Bericht für 1906 beleuchtet die Vorteile der zuftande gelommenen 
Tariferneuerung, weiſt die jeitens einzelner Parteiorgane, insbeſondere 
des „Vorwärts“ gegen diejelbe erhobenen Angriffe energiſch zurüd und 
rechtfertigt die vom „Korreſpondent“ geführte Scharfe Sprache. Der Stand- 
punkt des Vorftandes wird dahin bezeichnet, daß dejjen dringender Wunſch 
dahin gehe, jeden Konflikt mit der Partei und deren Organen zu vermeiden, 
daß Died aber nur möglich jei, wenn auch die andere Seite ihre unbe- 
rechtigten Einmiſchungen in die inneren Berhältniffe des Verbandes unter- 
lafje; geichehe das nicht, jo würde das Verbandsorgan pflichtwidrig handeln, 
wenn es nicht die Gelbitändigfeit der Organilation zu wahren ſuche. 
Wirtihaftlihe Kämpfe in nennenswertem Umfange jeien nicht zu führen 
ewejen, dagegen habe der Verband die beiden verwandten Organijationen, 
en Buchbinderverband und den Senefelderbund, in ihren opferreidhen 
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Kämpfen ebenſo unterſtützt, wie die Pariſer Buchdrucker bei ihrem Beſtreben 
einer Tarifverbeſſerung. 

n der 6. Generalverſammlung, die am 25. Mai bis 2. Juni 
1908 in Köln abgehalten wurde, bildete naturgemäß den Hauptgegen- 
fand der Beratungen die Erneuerung ber Tarifgemeinidhaft. 
Volle vier Tage wurden ihnen gewidmet. Bon verichiedenen Seiten wurde 
dem Borftande der Vorwurf gemacht, daß bei den Berhandlungen mit 
den Prinzipalen die Snterejjen der Gehilfen nicht genügend gewahrt jeien; 
insbejondere wurde der Sondervertrag und deſſen jpätere Abänderung 
beanjtandet. Die Berliner Abgeordneten, die in erfter Linie Führer der 
radifalen DOppofition waren, beantragten jogar, daß die Beichlüffe des 
Tarifamtes den Gauvorftänden zur Begutachtung vorgelegt und die Mit- 
glieder be3 Tarifamtes durch Urabftimmung gewählt werden follten. Aber 
e3 gelang dem Vorſtande, ſich mit Erfolg gegen dieje Angriffe zu ber- 
teidigen. Die mit 112 gegen 21 Stimmen angenommene Rejolution er- 
Härte ihre Befriedigung über die Erneuerung der Tarifgemeinjchaft und 
gab der Hoffnung Ausdrud, daß Tarifausſchuß und Tarifamt nad) Mög- 
lichfeit dazu beitragen würden, die in dem neuen Tarife hervorgetretenen 
Härten und Mängel zu mildern bzw. zu bejeitigen. Ein anderer, gegen 
4 Stimmen gefaßter Beſchluß erkannte eine Erweiterung des Mitbeitim- 
mungsrechts der Mitglieder bei dem Abſchluſſe von Tarif- und jonjtigen 
wichtigen Verträgen al3 notwendig an und behielt der nächiten General- 
verjammlung vor, darüber Näheres feitzufegen. Über den Sonder— 
vertrag wurde nach einer unter Ausſchluß der Öffentlichkeit geführten 
Verhandlung gegen 3 Stimmen bejichlojjen, daß, obgleich durch die Ab- 
änderung des 8 4 ein weſentlicher Punkt desjelben eine Abſchwächung 
erfahren Habe, dennoch dejjen Beitimmungen zu akzeptieren jeien in ber 
Erwartung, daß der Prinzipalsverein die Mitarbeit des Verbandes zur 
Hebung de3 Gewerbes gebührend würdige. 

Erhebliche Meinungsverjchiedenheiten hatten fich herausgejtellt zwiſchen 
dem Berband3porjtande und den Zentrallommiffionen der einzelnen Sparten 
— —— Maſchinenſetzer, Korrektoren, Stereotypeure); insbe— 
ondere hatten einige Entſcheidungen des Tarifamtes bei dieſen Widerſpruch 
erfahren. Die Verſammlung beſchloß, daß zur Herbeiführung eines er— 
ſprießlichen Zuſammenwirkens beider Teile gemeinſame Beratungen ftatt- 
finden jollen, bei denen die Spartenvertreter beratende Stimme haben. 

Die zwiſchen Nerhäufer und einem Teile der jozialdemofratijchen 
Preſſe geführten Streitigkeiten bildeten wieder den Gegenjtand heftiger 
Auseinanderjegungen, wobei beantragt wurde, die Satzungen dahin ab- 
zuändern, daß nicht die politifchen — allgemein, ſondern nur die 
parteipolitiſchen von der Tätigkeit des Verbandes ausgeſchloſſen ſein ſollten. 
Aber der gefaßte Beſchluß lautete: 

„Der Verband hält auch fernerhin feſt an ſeinem prinzipiellen Standpunkte der 
gewerkſchaftlichen Neutralität, im gleichen Sinne an der Solidarität mit der allgemeinen 
Arbeiterſchaft. Der Anſchluß des Verbandes an die Generalkommiſſion der Gewerkſchaften 
Deutſchands wird auch ferner für eine abſolute Notwendigkeit erachtet.“ 

Damit war zugleich der Antrag auf Änderung des 8 1 der Satzungen 
abgelehnt. Im übrigen wurde dieſe dahin geändert, daß fünftig nicht 
auf 400, jondern auf 500 Mitglieder ein Delegierter a“ Generalverfamme- 
lung entfällt. Rerhäujer wurde twiedergemält und der Gib de3 „Korre- 
jpondent‘ wurde nach Berlin verlegt. Der Redakteur erhielt Sitz und 
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Stimme im Berbandsvorftande. Die Reije- und Ort3unterftügung wurde 
weſentlich erhöht. — 

Die äußere Entwidlung des V. ergibt ſich aus der folgenden Tabelle. 
(Siehe umijtehend.) 

Obgleich der große Streif die Mittel des Verbandes jehr geſchwächt 
— ſo daß der Vermögensbeſtand der allgemeinen Kaſſe, der am 31. März 

891 412411,92 M. betragen Er am 31. März; 1892 auf 3025,25 M. 
ejunfen war, ijt derjelbe doch rajch wieder gejtiegen, indem er betrug 
je am 31. März) 1893: 20769,35 M., 1894: 56567,53 M., 1895: 
578197,13 M., 1896: 931082,18M., 1897: 1204141,28M., 1898: 
1594 201,26 M., 1899: 2106822,89 M., 1900: 2688251,14 M., 1901: 
3092 155,02 M., 1902: 3163126,41 M., 1903: 3176849,12 M., 1904: 
3428014,88 M., 1905: 38565993,05 M., 1906: 4450685,63 M. und 
1907: 5217413,53 M., 1908: 6262090 M. Allerdings find die zulegt ge- 
nannten Zahlen mit den früheren nicht unmittelbar vergleichbar. Wie er- 
wähnt, jind die beiden früher jelbjtändigen Kajjen, die VBerbands-, Kranken— 
und Begräbnisfafje und die Zentralinvalidenfajje 1892 und 1893 aufgelöft; 
dabei iſt das Vermögen ber erjteren, wie oben ———— infolge Ber- 
zicht3 der Berechtigten im Betrage von 276 923,51 M. ohne Gegenleijtung 
auf die Verbandskaſſe übergegangen. Die Invalidenkaſſe wird freilich zu- 
nächſt noch fortgeführt, aber nur zu dem Zwecke, die beftehenden Ber- 
pflihtungen abzumwideln. Der Vermögensbeſtand derjelben betrug am 
31. März 1908 442832 M. Geit Auflöfung der Invalidenkaſſe fließen 
die Snvalidität3beiträge in die Verbandskaſſe. Die Einnahmen der legteren 
betrugen im $ahre 1907 3095345 M. (darunter 2761648 M. Mit- 
gliederbeiträge), die Ausgaben: 2050660 M., davon entfallen 142671 M. 
auf Neijeunterftügung, 544723 M. auf Nrbeit3lojenunterjtügung, 
806 55 auf Unterftügung an vorübergehend alle 
251369 M. auf Unterjtüßung an dauernd Arbeitsunfähige und 116209 M. 
auf Verwaltungskoften. 

Neben biefen Zeiltungen des Verbandes jind noch zu DE EN 
diejenigen der Gaue, Bezirfe und Ortövereine. Dieſe betrugen 1898: 
391977 M., 1899: 475785 M., 1900: 504045 M., 1901: 602414 M., 
1902: 715274 M., 1903: 772522 M., 1904: 809049 M., 1905: 888617 M. 
und 1906: 926201 M., zufammen aljo jeit 1898: 6085884 M. Das Ber- 
mögen biejer lofalen Verbände betrug am 31. Dezember 1906 2167551 M. 

Schon die Stuttgarter Generalverfammlung 1894 hatte ven Borjtand 
beauftragt, ein graphijches Kartell, d. h. eine Verbindung der Buch- 
bruder mit den Lithographen, Steindrudern, Buchbindern uſw., herbei- 
uführen. Die Verhandlungen hatten zunächſt Schwierigkeiten darin ge- 
ra daß die übrigen Berufe die Bablung eine Beitrages zu einer 
Reſervekaſſe beanjtandeten. Am 9. Mai 1896 wurde jedoch von den be- 
treffenden Bevollmächtigten die Bildung eines Kartelld bejchlojjen. Zur 
Beitreitung größerer Kämpfe jollte jedes Mitglied der beteiligten Organi- 
jationen vierteljährlich 30 Pf. in den Rejervefonds einzahlen. Die Ver— 
mwaltung desjelben jollte gemeinjam dur Bevollmächtigte der einzelnen 
Berufe bejorgt, Unterjtüsungen aber erſt bezahlt werden, wenn der Fonds 
auf 30000 M. angewadjfen ijt; die Höhe derjelben wird von der Ber- 
waltung in Verbindung mit den Verbandsvorftänden bejtimmt. Bei Streiks 
einzelner Berufe in einzelnen Anftalten haben die fartellierten Berufs- 
genojjen, die in berjelben Anftalt bejchäftigt find, nad) erfolgter Zu- 








i Unterftügung 
glieberzahl| zur Aufrecht- 
erhaltung des —— 
Tarifs 







mittel 





1867 3192 — — 
1868 5 000 8751 — 
1869 6589 2529 — 
1870 7 7952 — 
1871 6 227 1042 — 
1872 7471 21 946 — 
1873 7080 124 746 — 
1874 7325 43 090 — 
1875 7276 45 082 — 
1876 6 336 5 617 — 
1877 5511 66 711 — 
1878 5 696 6 963 — 
1879 5 724 1038 — 
1880 6 278 9590 16 806 
1881 8 762 1605 14 156 
1882 9 021 9 035 24 619 
1883 || 10116 22 024 28 532 
1884 || 10648 34 252 34 832 
1885 || 11423 18 355 35 763 
1886 || 12824 21 874 56 448 
1887 || 11856 266 344 130 861 
1888 || 11643 26 282 76 637 
1889 || 12792 17 664 56 512 
1890 || 15 377 39 514 56 394 
1891 || 16 921 835 679! 51 333 
1892 || 15188 218 042°? 235 528!) 
1893 || 15749 9143 92 906 
1894 | 17334 16 920 101 562 
1895 || 19188 22 782 97 702 
1896 || 21437 74 689 127 342%) 
1897 || 22 854 63 044 132 779 
1898 || 24 942 49 154 141 688 
1899 || 26 344 33 834 159 206 
1900 || 28 838 12 376 267 136®) 
1901 || 30 697 10 664 513 944 
1902 || 33 369 25 040 590 640 
1908 || 35 970 28 088 542 799 
1904 || 33 976 36 574 514 402 
1905 || 42 717 10 169 466 118 
1906 || 46 625 10 540 443 372 
1907 || 51.0127) 15 147 544 723 142 671 285 545 876 517 


1) Die Br ber Ziffern erklärt fi durch ben großen Streif und bie nach bemjelben 
verbliebenen 

2) Die —. gegen das Jahr 1895 Hat ihren Grund faſt ausſchließlich darin, - 
nach ben Beſchlüſſen der Breslauer Generalverfammlung die Karenzgeit von 150 auf 1 
Wochen herabgefegt und die Reifeunterftügung um gr 5 Bf. ige iſt. 

2) Die auffällige Abnahme — fi) daraus, daß vom 1. Januar 1893 ab das 
Krantengelb von 2 M. auf 1 M. 40 Bf. Herabgefegt wurde. 

4) In den bier aufgeführten Beträgen find auch die Leiftungen ber in Liquidation ber 
findlichen Zentralinvalidenlaſſe enthalten. 

5) Vom Jahre 1900 ab wurde bie Karenz zum Bezuge ber Arbeitölofenunterkügung 
auf 75 Beiträge herabgefegt und die Unterftügung bei 75 en ———— von 1M. 
auf 1 M. 25 Pf., bei über 100 Beiträgen auf 1 M. 50 Pf. 

6) Seit 1900 ift die Reijeunterftügung von 1 M. auf 1 m. * er erhößt. 

7) Die Mitgliederzahl am 31. Dezember 1907 betrug 53529 
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ftimmung ihrer Berbandsvorftände ebenfall3 die Arbeit niederzulegen, jo- 
bald damit vorausjichtlich ein Erfolg erzielt wird. Troß dieſes Beſchluſſes 
ift aber das Kartell nicht zuftande gefommen und aud feine Ausficht 
eines bejjeren Erfolges für die Zukunft vorhanden. Der Grund Liegt 
teil3 darin, daß die Lithographen und Steindruder nicht imftande jind, 
die erforderlihen Beiträge aufzubringen, teil3 darin, daß in3bejondere 
die Buchbinder ſich der Auffafjung der Buchdruder, die dem Kartell lediglich 
praftiiche Aufgaben zumeifen wollten, widerjegen. 


2. Gutenbergbund'). 


Neben dem „Verbande“ hat ed von jeher Buchdrudervereinigungen 
gegeben, die jedoch alle lediglich Lokaler Art waren. Die einzige, gan 
eutichland umfaſſende Organijation neben dem Verbande war die * 
dem Streik von 1876 gegründete „Freie Vereinigung“, die, aus 
Prinzipalen und Gehilfen beſtehend, ſich auf Zahlung von „Viatikum“ 
beſchränkte. Sie hat ſich, nachdem ihre Mitglieder zum überwiegenden 
Teile ſpäter dem Gutenbergbunde beigetreten waren, im Jahre 1902 auf- 
gelöft. Der GStreif von 1891, der in weiten reifen der Buchdruder 
lebhaft getadelt wurde, insbeſondere aber da3 Auftauchen einer jozial- 
demofratijchen Strömung im Verbande, hatten viele Austritte zur Folge. 
Da die Ausgetretenen ihre Zugehörigkeit zu den Unterjtüßungsfafjen ver- 
loren, jo begann jeßt eine lebhaftere Bewegung, jämtliche Nichtverbändler 
zu einer gemeinjamen Gegenorganijation zu vereinigen. Eine am 25. Gep- 
tember 1892 in Berlin abgehaltene Berfammlung führte zunächſt zu der am 
10. Oktober 1892 erfolgten Gründung des „Berliner Buchdrucker— 
vereins“, dem jofort 200 Mitglieder beitraten. Um die — auch 
an anderen Orten zu fördern, wurde in Stuttgart ein eignes Organ 
für alle Nichtverbändler unter dem Titel: „Typograph“ ins Leben gerufen, 
defien erjte Nummer am 4. November 1892 erihien. In ihm wird ins- 
bejondere die Gründung von Stranfengeld-Zujchußfajien betont. Am 
15. April 1893 wurde ber „Thpograph“ von dem Berliner Buchdruder- 
verein als Organ übernommen und jiedelte deshalb nad) Berlin über. 


Anfang Juli 1893 erließ der Berliner Buchdruderverein einen Aufruf 
an alle Nichtverbändler Deutjchlands zur Abhaltung eines „Delegierten- 
tages deutſcher Buchdruder”, der am 3./4. September 1893 in Erfurt 
ftattfand und von 23 Delegierten aus 12 Städten bejudt war. Man 
gründete unter dem Namen „Butenbergbund“ eine Organijation aller 
nicht dem Verbande angehörenden Buchdrudergehilfen Deutichlands. Als 
Zwed wurde damal3 Lediglich die „Gründung von Unterſtützungskaſſen 
und Durchführung voller Gegenfeitigfeit und Freizügigkeit zwiſchen den— 
jelben‘ bezeichnet, wobei eine Verbindung mit außerdeutjchen Vereinen 
leiher Richtung angeftrebt werben jollte. Die Tätigkeit der Kafjen jollte 
Ni zunächſt Ei Gewährung von Arbeitslojenunterftügung auf der Reije 
und am Orte bejchränten; die bejtehenden Kranfen-, Sterbe-, Jnvaliden- 


1) Das Material verdanle ich dem Bundesvorſtande. Derfelbe hat unter dem Titel: 
„Der Gutenbergbund. Kurze Gejchichte feiner gewerkſchaftlichen Entwidlung‘‘, Berlin 1906, 
Gafebow, eine Brofchüre herausgegeben, in ber nicht allein die geſchichtlichen Tatſachen auf- 
geführt find, ſondern insbeſondere verfucht wird, die gegen ben Bunb erhobenen Ungriffe 
zu wiberlegen. 


— 31 — 


und Witwenkaſſen jollten veranlaßt werben, ihre Gegenfeitigfeit zu er- 
Hären. 

Aber der Bund hat den Charakter als reiner Unterftügungsverein 
nicht beibehalten. In der vom 30. Juli bis 1. Auguft 1899 in Hamburg 
abgehaltenen Generalverfammlung wurden vielmehr die Sapungen dahin 
geändert, daß $1 folgende Faſſung erhielt: 

Der „Gutenbergbund” bezwedt „dur den BZufammenjchluß derjenigen Buchdrucker 
und Schriftgießer Deutjchlands, welche dem ‚Berbande ber deutſchen Buchbruder‘ nicht an» 
gehören, bie Vertretung ber gewerblichen und gejellichaftlichen, fowie die Förderung der 
geiftigen und materiellen Intereſſen feiner Mitglieder unter Ausſchluß aller parteipolitifchen 
und religiöfen ragen. 

Diefer Zweck wird erftrebt durch: 1. Unterftügung der Mitglieder bei Krankheit, 
Arbeitslofigkeit und Imvalibität; 2. Beihilfe zu den Umzugskoſten; 3. Pflege und Förbe- 
rung ber Zarifgemeinjchaft auf Grund des zwifchen Brinzipalen und Gehilfen vereinbarten 
Tarifs; 4. Herausgabe eined Organs, ‚Der Topograph‘; 5. Pflege ber Kollegialität. 

Jeder in Deutihland in Kondition ftehende Berufsgenofje, der dem ‚Berbanbe‘ nicht 
angehört und im Befig der bürgerlichen Ehrenrechte ift, fann Mitglied be Bundes werben”. 

Der Beitrag beträgt toöchentlih 80 Pf., wogegen Wrbeitslofenunterftügung am Orte 
und auf der Reife, Unterftügung bei Krankheit und Invalidität, Begräbnisgeld und ein 
Umzugsfoftenbeitrag neben freiem Bezuge des Bundesorgans gewährt wird. ie Höhe ber 
Unterjtügungen wird nad; den vorhandenen Gelbmitteln bemefjen; ein klagbares Recht 
befteht nicht. Der Bund ift in neun Gaue eingeteilt. 

Die mitgeteilte jegige Faſſung des Statutes ift das Ergebnis einer 
Entmwidlung, deren Grundzug darin bejteht, daß der Bund, der bei feiner 
Gründung al3 reiner Unterjtügungsverein mit Ausſchluß aller andern 
Zmede beabjichtigt war, von Schritt zu Schritt mehr auf die gemerf- 
ichaftliche Bahn gedrängt it. Dies tritt am jchärfiten hervor hin fichtfich 
der jog. Neutralitätsflaujel. Bei der Gründung hatte man in das 
Programm den Sat aufgenommen: „Die Kaſſen des ‚Öutenbergbundes‘ 
ftehen etwaigen Lohnkämpfen gegenüber auf völlig neutralem Boden; e3 
darf die Bezugsberechtigung der Mitglieder nicht von der Beteiligung 
oder Nichtbeteiligung an ſolchen abhängig gemacht werden.” Bei ben 
Verhandlungen wurde nahdrüdlich betont, daß man ein gute3 Einver- 
nehmen mit den Prinzipalen wünſche und die verfolgten Bejtrebungen 
nicht durch Arbeit3einftellungen, ſondern durch friedliche und höfliche Ver— 
handlungen verwirklichen wolle. Der Bund jei fein Kampfverein, jondern 
ein Unterjtüßungsverein. In ber Generalverfammlung in Hamburg vom 
30. Juli bi3 1. Auguſt 1899 wurde freilich in dem Programm der erite 
ut geitrichen, der zweite dagegen, der nur eine Konſequenz des eriten 
darjtellt, mit 22 gegen 16 Stimmen beibehalten. Aber in der General» 
verjammlung in Berlin am 28./31. März 1902 wurde auch dieje Be— 
ftimmung mit 26 gegen 7 Stimmen befeitigt. 

Im Zufammenhange hiermit fteht die Stellung zur Tarifgemein-» 
haft. Eine ſolche entiprad; freilich der Grundtendenz ded Bundes, ging 
aber hinaus über feine anfangs beabjichtigte Beſchränkung auf bloße Unter- 
ftügungszmede. Erjt 1899 in der Hamburger Generalverjammlung wurde 
befchloffen, in 81 de3 Statutes die oben unter 3 bezeichnete Beitimmung 
aufzunehmen. An den Zarifverhandlungen im Jahre 1896 Hat jich der 
Bund nicht beteiligt, da man ihm bloß beratende Stimme augeitehen mollte. 
Er erhob damal3 dem Prinzipalverein — ſchwere Vorwürfe, daß 
er ihm durch zu ſpäte ie ae der Stimmzettel unmöglich gemacht 
abe, fi} mit Erfolg an der Wahl zu beteiligen. Später hat jich fein 

erhältni3 zu dem Tarifausſchuſſe injofern ungünftig gejtaltet, al3 ihm 
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mangelnde Tariftreue vorgeworfen wird. Einen Berftoß gegen den Tarif 
jah man inöbejondere darin, daß der Bund eigne Arbeitsnachweiſe unter- 
hielt und noch in Berlin 1902 ausdrücklich die „Vermittlung von Arbeits- 
Bere unter die jtatutariichen Yufgaben aufnahm, indem behauptet 
wurde, daß die Arbeitönachweije der Tarifgemeinjchaft einfeitig die Ver— 
bänbdler bevorzugten. Der Bund verjuchte anfangs, den erhobenen Vorwurf 
dadurch zu bejeitigen, daß er jeine Arbeitsnachweiſe dem Tarifausjchuffe 
unterftellte; aber ın der Generalverfammlung in Berlin am 17./20. Juli 
1904 wurde die Arbeit3vermittlung als Auf abe des Bundes völlig ge- 
ftrihen und eine Refolution angenommen, in * auf die der Tarifgemein- 
ſchaft ſeitens des Bundes ftet3 gewährte Unterjtügung hingewieſen, jeine 
Tariftreue betont und gegen die bevorzugte Sonderftellung des Verbandes 
proteftiert wurde. —— dauert der Streit fort, indem dem Bunde 
ur Laſt gelegt wird, daß er nicht tariftreue Buchdrucker zu Mitgliedern 
** was er freilich zugeſteht, aber dadurch zu entſchuldigen ſucht, daß 
auch der Verband das gleiche tue. Bei den — iſt mehrfach 
nachdrücklich betont, bat der Bund nicht den Prinzipalen Helferdienite 
feiften und die Mitglieder bei Streitigkeiten ſich niemal3 auf deren Geite 
ftellen, in3befondere nicht Stellen übernehmen dürften, die auf diefe Weile 
jrei geworden jeien. An der Neuberatung des Tarifs im Herbſt 1906 
hat ji) der Bund durch einen Vertreter mit beratender Stimme beteiligt. 

Auch die obenerwähnten Unterftüßungseinridtungen find erft 
allmählich geichaffen. Bei der Gründung hatte man, wie erwähnt, nur 
Arbeitslojenunterftügung am Orte und auf der Reife aufgenommen. 
Kranfen- und Sterbegeld, jowie Gemaßregeltenunterftüßung wurde erjt 
1895, Umzugsfoftenbeihilfe und Invalidenunterſtützung 1897 bejchlojjen. 
Die Gewährung von Rechtsſchutz wurde 1899 beantragt, aber abgelehnt. 

Geine prinzipielle Stellung hat der Bund niedergelegt in fol- 
er in der Generalverfjammlung in Berlin am 17./20. Juli 1904, mit 

8 gegen 4 Stimmen bejchlojjenen Rejolution: 

„Der Gutenbergbund, eine jelbftändige Organifation ber beutfchen Buchdrucker, deſſen 
Mitglieder dem Verbande ber deutfchen Buchdrucker nicht angehören, fteht auf dem Boden 
ber heutigen Staat3- und Wirtſchaftsordnung. 

Der Gutenbergbund will die perfönliche Willensmeinung des einzelnen in feiner poli- 
tifchen Gefinnung nicht binden dadurch, daß der Bund ſich als Organifation einer politiichen 
Pe ber Jeptzeit anfchließt, er will vielmehr umter ſtrengſter ———— gewerkſchaft · 
chaftichen Seibſtändigleit, feine tatkräftige Unterſtützung denjenigen Kreiſen ber Arbeiter 
angebeihen Lafjen, die ernſtlich bemüht find, die Lage bdiefer innerhalb ber bürgerlichen Ge- 
ſellſchaft zu fördern. 

Dementiprechend erklärt die Generalverfammlung ihre Zuftimmung zu den auf dem 
Frankfurter Arbeiterlongreß vom 25. und 26. Oktober 1903 gefaßten Beſchlüſſen, betreffend 
das Koalitionsrecht, die Bereinägejepgebung, bie Rechtsfähigleit ber Berufsvereine, bie Bildung 
von Wrbeitäfammern, wie foldhe in ben beiden Refolutionen des Frankfurter Arbeiterfongreffes 
ihten Ausdruck finden.“ 

Der Anſchluß an die auf dem Frankfurter Arbeiterfongreß!) ge— 
ſchaffene Organifation wurde in der Generalverfammlung von 1904 be- 
antragt und Damit begründet, daß der Bund, um gegenüber dem Berbande 
und dem von ihm beeinflußten Tarifausfchuffe einen Rüdhalt zu haben, 
fih an die chriftlichen Gewerkſchaften anlehnen müjje; doch wurde der 
Antrag mit 17 gegen 15 Stimmen abgelehnt, wobei al3 Ablehnungsgrund 
n. a. geltend gemacht wurde, daß der Frankfurter Kongreß ein Sturmbod 


!) Bol. ©. 188. 
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gegen bie freien Gemerfichaften und die Sozialdemokratie fein jolle, und 
Dar man ein ſolches Vorgehen nicht mitmachen wolle. Nachdem dann 
aber durch eine Reihe von Aufjägen im „Typograph“ im November 1905 
für den Gedanken Stimmung gemacht war mit der Begründung, daß der 
Bund aus feiner bisherigen Iſolierung heraustreten und jich offen ala 
Gewerkſchaft befennen möüfe, wurden die Ort3vereine vom Hauptvorſtande 
aufgefordert, in bejonderen Verſammlungen über den Anſchluß abftimmen 
zu lajjen. Dieje Verfammlungen wurden im Juni 1906 abgehalten und 
hatten das Ergebnis, daß der Anſchluß an den Gefamtverband der drift- 
lichen Gewerkichaften in allen Bereinen beſchloſſen wurde. In Berlin 
wählte man die Form einer Urabjtimmung, bei der fi 520 Stimmen 
für, 227 dagegen erklärten. Nachdem der Gejamtverband den Vorſchlag 
angenommen Batte, ift der Anjchluß mit dem 1. Sanuar 1907 in Kraft 
getreten. 

Der Bund legt großes Gewicht darauf, die ihm von dem Verbande 
emachten Vorwürfe, daß feine Gründung von den Prinzipalen unterftüßt 
ei und daß fie noch jest einen Einfluß in ihm hätten, zu beftreiten. Der 

Grund feines Gegenjages zum Verbande beftehe lediglich in dem auf 
deſſen Seite geübten Terrorismus und der in ihm immer ftärfer ſich 
eltend machenden jozialdemofratifchen Strömung. Durch den bei den 
esten Tarifverhandlungen abgeichlofjenen Sondervertrag zwischen Verband 
und Prinzipalverein!) war die Gefahr geichaffen, * ſeine Mitglieder 
zum Übertritte in den Verband genötigt würden, um nicht ihre Beſchäftigung 
u verlieren. In der am 29./31. März 1907 in Halle abgehaltenen 
. Generalverfammlung wurde deöhalb eingehend hierüber verhandelt und 
beichlojjen, bei dem Tarifamt den Antrag zu ftellen, auf Grund des 84 
des Organijationsvertrages den Gutenbergbund in die Tarifgemeinſchaft 
aufzunehmen. Gollte bieler Antrag — werden, ſo ſoll der Vorſtand 
in Gemeinſchaft mit dem Vorſtande des Geſamtverbandes der chriſtlichen 
Gewerkſchaften weitere Schritte beraten, die geeignet ſind, den Bund in 
ſeinem Beſtande und ſeiner Selbſtändigkeit zu erhalten. Es wurde ferner 
der Name des Bundes dahin geändert, daß er lautet: »Gutenbergbund. 
Bereinigung deutijher Buhdruder (dem Gejamtverbande 
der hriftlihen Gewerkſchaften Deutſchlands angeſchloſſen).“ 
Zugleich erhielt 8 1 der Satzungen folgende Faſſung: 

„Der Gutenbergbund bezwedt die Vertretung der gewerblichen unb gejellfchaftlichen, 
fowie bie Förderung der geiftigen und materiellen Qutereffen feiner Mitglieder unter 
ſchluß aller parteipolitiichen und religiöfen Fragen. Diefer Zweck wird erftrebt durch: 1. Pflege 
und Förderung ber Tarifgemeinihaft dadurch, daß die Mitglieder des Gutenbergbundes 
verpflichtet find, fih ben Beltimmungen bes jeweils zwiſchen Prinzipalen und Gehilfen 
im beutfchen Buchdrudgewerbe vereinbarten Tarif zu unterwerfen und für ftrifte Dur» 
führung und Innehaltung dieſer Beftimmungen zu forgen; 2. Pflege der Kollegialität, ſowie 
der Solidarität mit gleichen Beſtrebungen verfolgenden gewerlicaftlihen Organifationen ; 
3. Herausgabe eined Organs, „Der Typograph”; 4. Unterftügung der Mitglieder bei Krant- 
heit, Wrbeitslofigfeit und SImvalibität; 5. Beihilfe zu den ge Neben bem 
Redakteur des Organs wurde ein befolbeter Sekretär angeftellt. rt Beitrag wurde von 
80 Pi. auf WO # wöchentlich erhöht. 

Den: erhaltenen Auftrage gemäß richtete der Vorftand am 29. April 
1907 an das Tarifamt den Antrag, den Bund in den Organifationd- 
vertrag aufzunehmen, erhielt aber am 8. Mai 1907 die Antwort, daß 
freilich grundjäßlich gegen die Aufnahme nichts zu erinnern jei, daß aber 


1) ®gl. III 246 fi. 
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beichlojjen jei, die Entſcheidung bis Ende 1907 auszujegen, um dem Bunde 
Gelegenheit zur Erweiſung jeiner Tariftreue und Neutralität zu geben. 
Die weiteren Verhandlungen wurden dann durd) die unten (III 2805) mit- 
geteilte Änderung des Organifationdvertrages erledigt. 

Die Mitgli et des Bundes, die am 31. Dezember 1906 2763 
betrug, war am 31. Dezember 1907 auf 2867 geitiegen. In den 13 Jahren 
feines Beftehens Hat derjelbe an Krankfenunterftügung 258873 M., an 
Arbeitlojenunterftügung am Orte 160007 M., auf der Neije 21518 M., 
an GSterbegeld 10510 M., an Invalidenunterftügung 15735 M. und an 
Umzugstoten 9310 M. ausbezahlt. Das Vermögen betrug am 31. De- 
zember 1907 316281 M. Nach) dem Sahresberichte von 1907 waren 
von den Mitgliedern 94 Prozent in 475 tariftreuen und nur 6 Prozent 
in anderen Betrieben bejchäftigt. 


3. Zentralverband der graphiſchen Arbeiter‘). 


Mit dem Erftarken der chriftlichen Gewerkſchaftsbewegung empfand 
man aud) das Bedürfnis, den bejtehenden Organijationen der graphiſchen 
Gewerbe, insbejondere der Buchdrucker, einen eignen Verband entge — 
zuſtellen. Dieſer wurde unter dem Namen: be 
chriſtlichen Arbeiter und Arbeiterinnen für das grapbifhe 
Gewerbe‘ am 15. Mai 1904 in Köln gegründet und hat am 1. Juli 
1904 feine Tätigfeit begonnen. 

Zweck des Berbandes, der feinen Sig in Köln hat, ift „bie geiftige und gemwerb- 
lihe Ausbildung der Mitglieder, ſowie bie fittlihe umb materielle Hebung bderjelben auf 
riftlicher und gejeglicher Grundlage“. Ws Mittel hierfür werden bezeichnet: „l. Gta- 
tiftifche Erhebungen; 2. Aufllärung ber Mitglieder in allen das Arbeitäverhältnis be- 
treffenden Fragen durch Vorträge in Berjammlungen und ber Fachpreſſe; 3. Herbei- 
führung günftiger Lohn- und Wrbeitöverhäftniffe unter möglichjter Erftrebung von Tarif. 
verträgen; 4. Gewährung von Unterftügungen an reifende Mitglieder, bei Arbeitslofig- 
feit, Maßregelung, Ausjtänden und Ausſperrungen, fowie bei Sterbefällen; 5. Rechtsſchutz 
bei ÖStreitigfeiten, welde aus dem Arbeitsverhältnis entftehen.” Die Erörterung fon 
feffioneller und parteipolitifcher GStreitfragen iſt ausgefchloffen. Zum Beitritt berechtigt 
find alle chriſtlich geſinnten Wrbeiter und Wrbeiterinnen, die in dem ——— —— 
beſchäftigt ſind. Der u beträgt wöchentlich 35 Pf. für männlide und 20 
weibliche Mitglieder, wofür das Bereindorgan geliefert wird. In ber — — 
lung entfällt auf je 75 Mitglieder eine Stimme. Der V. gemährt Unterſtützung 1. für 
bie Reife bis zu * M.; 2. bei Arbeitsloſigleit in gleicher 853 3. bei Maßregelungen 
wöchentlich 15 M., bzw. bei —— en bi3 zur vollen Höhe des lest ten Arbeits- 
verdienftes; 4. bei treils wöchentlich 12 M.; 5. bei Sterbefällen 20—50 6. beim 
Umzuge; 7. an Wöchnerinnen; außerdem — — Rechtsſchutz. Auf alle. diefe Lei- 
tungen ift ein gejeglicher Anspruch nicht gegeben. 

Für Streiks ift die Beitimmung getroffen, daß Streitigkeiten möglichſt 
auf friedlihem Wege zu jchlichten und Lohnbewegungen nur zuläflig find, 
wenn mindeitens zwei Drittel der Berufsangehörigen am Orte organifiert 
jind und von ihnen drei Viertel in geheimer Abjtimmung zugejtimmt 
haben, auch der Zentralvorfjtand feine Genehmigung gegeben hat. 

Als Verbandsorgan wurde anfangs das „Chriſtliche Gewerkſchafts- 
blatt“ benutzt. Als dasſelbe 1904 ei — trat das „Zentralblatt der 
chriſtlichen Gewerkſchaften“ an die Ste Geit 1. April 1905 hat der 
Berband in den „Graphiſchen Stimmen” ein eigned Organ. Seit 1. Ok 
tober 1905 ift ein befoldeter Sekretär angeftellt. In der Generalverjamm- 


1) Dad Material verdanke ih bem Verbandsvorſtande. 


- 315 — 


lung am 16. September 1906 wurde dem Namen des Verbandes ber 
Zufag „und der Bapierbrande”“ Hinzugefügt und demgemäß Die 
Beitrittöberechtigung erweitert. Der Beitrag wurde nad) dem Wochen» 
verdienjte auf 25 bis 60 Pf., die Arbeitslojenunterftügung auf 8 bis 200M. 
fejtgejegt und außerdem eine SKrankheitsunterftügung von 7M. 50 Pf. 
bis 120 M. eingeführt. 

Der Mitgliederbeitand betrug bei der Gründung 176 und war am 
31. Dezember 1907 auf 1409 gejtiegen. In der Zeit vom 1. Juli 1906 
bis 31. März 1908 hatten die Einnahmen 36208 M., die Ausgaben 
27165 M. betragen. Das Vermögen belief jih auf 13259 M. An 
Unterjtügungen waren 6759 M. gezahlt. Der 2. ift dem Gejamtverbande ber 
chriſtlichen Gewerkſchaften angeſchloſſen. Da diefem feit 1. Januar 1907 
auch der Gutenbergbund beigetreten iſt, jo wird beabjichtigt, diefem alle 
Buchdrucker zuzuführen, jo daß der Verband ji) auf die übrigen gra- 
phiſchen Berufe, insbejondere Buchbinder, Lithographen, Steindruder ujm. 
bejchränfen wird. 


4. Berband der elfah-lothringiihen Buhdruder'). 


Der im Jahre 1882 gegründete Verband hat feinen Si an dem 
jährlich zu wählenden Vororte. 


Er bezwedt „die Vertretung der gewerblichen, ſowie Förderung ber geiftigen und 
materiellen Interejjen jeiner Mitglieder mit Ausſchluß aller politifchen und religiöjen Fragen“, 
Als Mittel zur Erreichung dieſes Zweckes werben in ben Statuten angeführt: „J. Erzielun 
möglichft günftiger Urbeitsbedingungen auf geſetzlichem Wege; 2. firenge Durchführung ar. 
Aufrechterhaltung ber ev. mit den Prinzipalen getroffenen Bereinbarungen in bezug auf 
Ürbeitspreife und Arbeitszeit; 3. Pflege des gefelligen Verkehrs und Errichtung von Biblio» 
thelen; 4. Unterftüßung bei Wrbeitslofigfeit, jomwie bei vorübergehendber und bauernber 
Arbeitöunfähigkeit; 5. Gewährung von umentgeltlihem Rechtsſchutz“ Zur Mitglied» 
ichaft berechtigt ift jeder in Elſaß-Lothringen Tonditionierende Buchdruder, Schriftgießer, 
Stereotypeur, Galvanoplaftiler ujm. Der Beitrag wird von der Delegiertenverfammlung 
feftgejegt und beträgt 3. 3. möchentlih 90 Pi. Im ber Delegiertenverfjammlung find bie 
Bezirkövereine durch je einen Delegierten auf 25 Mitglieder vertreten. Der ®. gewährt 
Unterftügungen 1. auf der Reife bis täglih 1 M. 25 Pf.; 2. bei Mafregelungen bis 
täglih 3 M., 3. am Orte täglich 1 M. 50 Pf. bis zu 40 Wochen, ober, jalld die Arbeits- 
Lofigfeit infolge Einführung oder Aufrechterhaltung des Tarif3 eingetreten ift, mit Erhöhun 
auf täglih 3 M. bis zu 10 Wochen; 4. bei Umzügen; 5. in Krankheitsfällen tä lie 
1M. 40 Pf. bis zu 52 Wochen; 6. bei dauernder Arbeitsunfähigfeit täglich biß zu IM. 25 Rt. 
7. bei Sterbefällen bis zu 200 M. Daneben kann ber ®. an Mitglieder und Nichtmit- 
glieber Unterftügungen in befonderen Notfällen und Darlehen gewähren. Auf alle Leiftungen 
befteht fein Nechtsanfpruh. Daneben gibt es eine jelbjtändige Witwenlaſſe. Verbandsorgan 
ift der „Korrefpondent für Deutſchlands Buchdrucker“. 


In Elfaß-Lothringen galt bisher nicht der deutjche, jondern ein be- 
jonderer Tarif, der über Fahne, Arbeitzzeit, Kündigung und das Ber- 
hältnis der Lehrlinge zu den Gehilfen, nicht aber über Tarifausſchuß 
und Tarifamt Beftimmungen enthielt. Über die Verjchmelzung des deutichen 
und des elfaß-lothringifchen Verbandes wurden jeit Jahren Verhandlungen 
geführt, aber die Mehrheit war dem Anjchlujje abgeneigt, teil3 weil man 
eine Beitragserhöhung fürcdhtete und das angejammelte Vermögen nicht 
aufgeben wollte, teils weil dem Deutjchen ®. der Vorwurf nicht ge» 
nügender Entjchiedenheit in dem Auftreten gegenüber den Brinzipalen 
gemadjt wurde und man ber Tarifgemeinjchaft ablehnend gegenüberjtand. 


1) Das Material verdbanle ich dem Berbandöporfigenden, Herrn U. Schmoll in 
Straßburg. 
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Aber nachdem die elfaß-lothringifchen Brinzipale dem deutſchen Buchdruder- 
berein beigetreten waren, um ſich an den bevorftehenden Tarifverhand- 
lungen zu beteiligen, ließ jich die Sonderjtellung der Gehilfen nicht mehr 
aufrechterhalten. Auch der deutſche Gehilfenverband, der bi3 dahin er- 
Härt hatte, feinen Drud ausüben zu wollen, jchrieb jest, daß er, wenn 
der Anſchluß nicht erfolge, die bisherigen gegenjeitigen Beziehungen auf- 
heben müſſe. Unter diejfen Umftänden entfdloß man ji) zur Einberufun 
einer außerordentlichen Delegiertenverfammlung, bie am 8. Juli 1 
in Straßburg tagte und in der die Verjchmelzung mit 27 gegen 12 Stim- 
men bejchlojjen wurde. Gie ift dann mit dem 1. Januar 1907 in ber 
Weile in Kraft getreten, daß der Eljaß-Lothringiiche Verband jebt einen 
Gauverband de3 Verbandes der deutſchen Buchdruder bildet. Der General» 
kommiſſion der Gewerkſchaften war der Verband. Schon früher angefchlofjen. 
Die Mitgliederzahl betrug am 1. Januar 1906 940 = 84% der 
Organifationäfähigen, der Bermögenäbeitand 133858 M. 


5. Deuticher Yaltorenbund'). 


Während früher freilich in verjchiedenen Orten, 3. B. Leipzig, Stutt- 
gart, Frankfurt a. M., Berlin, Hamburg und für die thüringifchen Städte, 
örtliche Faltorenvereine bejtanden, die aber ohne gegenjeitige Verbindung 
waren, wurden in einer auf Anregung des Berliner Bereind am 24. Mai 
1896 in Weimar abgehaltenen Berjfammlung, in ber Bertreter aus 
35 Städten erjchienen waren, während 20 andere jchriftlich ihre Zuftimmung 
erflärt Hatten, der „Deutſche Faktorenbund“ begründet, der am 
1. Juli 1896 feine Tätigkeit mit 200 Mitgliedern begann. 

Der Bund bezwedt: 1. Wahrung und Förderung ber Stanbdesintereffen; 2. Unter- 
fügung der Mitglieder bei dauernder Erwerbsunfähigleit, bei durch Stellenwechſel verur- 
ſachten Umzügen von Ort zu Ort, in befonderen Notlagen unb bei Sterbefällen, ſowie Unter- 
ftügung von Witwen und Waifen; 3. Stellenvermittlung und Wuskunftserteilung; 4. Ge 
mwährung von Rechtsſchutz. 

Der Bund, der ſeinen Sig in Berlin hat, iſt entſprechend ber Buchdruckergenoſſenſchaft 
in neun Sreisvereine eingeteilt. Die Generalverjammlung tritt alle brei Jahre zufammen. 
Zur Mitgliedfchaft beredhtigt find alle in den graphifchen Anftalten Deutſchlands be- 
ſchäftigten Faktoren, Wbteilungsvorfteher, Obermafchinenmeifter und andere in leitenden 
Stellungen befindlihe Perfonen, deren Tätigkeit unter $ 1333 der Gemwerbeorbnung fällt. 
Dad Beitrittsalter war anfangs unbeſchränkt, wurde aber dann zuerft auf 50 und 1904 
auf 45 Jahre feftgefegt. Der Mitgliedsbeitrag beläuft fi auf monatlihd 3 M. 

Der Bund hat zuerft die Umzugsbeihilfe, den Rechtsſchutz, die Unter- 
ftügung in bejonderen Notfällen und das Sterbegeld (100 M.) eingeführt, 
am 1. April 1905 aber auch eine Unterftüßung für Invaliden (bi 45 M. 
monatlih), Witwen und Waiſen (monatlich 10—20M.) eingerichtet. Auf 
alle dieje Leiftungen gibt es fein Hagbares Recht. Daneben gewährt er Recht3- 
rat und Stellenvermittlung. Der Bund ift lebhaft beteiligt an der Privat- 
angejtelltenbewegung und iſt ſowohl dem Berliner Privatbeamtenausſchuſſe 
wie dem jozialen Ausſchuſſe der Technikervereinigungen?) beigetreten. Er 
hat mehrfach einjchlägige Eingaben an die Behörden gemacht, insbeſondere 
hat er in einer an den Reichstag gerichteten Petition vom 20. Februar 


1) Eine Darftellung ber Entftehung und Entwidlung des Bundes bietet die von ihm 
herausgegebene Denkſchrift: „Der beutiche Faltorenbund 1896—1902. Im übrigen ver- 
danle A —— dem Schriftführer, Herrn Paul Winkler in Berlin. 

gl. I 298. 
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1897 um die Unterjtelung der Faktoren unter die Kranfen- und Invali— 
dität3verjicherung gebeten. Organ ded Bundes ijt die „Graphiſche Welt. 
Deutſche Faktorenzeitung“. 

Die Mitgliederzahl betrug 1897: 443, 1898: 582, 1899: 731, 1900: 
1006, 1902: 1284, 1904: 1419, 1. September 1906: 1800, 1907: 2050 
in 57 Bmeigvereinen. Die Einnahmen beliefen jih im Gejchäftsjahre 
1907/08 auf 51096 M., die Ausgaben auf 29138 M., der VBermögens- 
beitand auf 180000 M. Bisher hat er 83000 M. an Unterftügungen 
ausgezahlt. 


III. Die Bergarbeiter, 


Die Bergarbeiter haben jich von jeher in wichtigen Punkten von den 
Snduftriearbeitern unterjchieden. Die Gründe Hierfür liegen teild in den 
gejeglichen Einrichtungen, teil3 in den von diefen unabhängigen Ver- 
hältnijjen. Der Bergbau war bis in die Mitte des 19. Jahrhunderts 
Regal, und jelbft wo er durch bejondere Bergordnungen für frei erklärt 
war, hatte dad nur eine finanzielle Bedeutung, denn die Verwaltung 
lag in den Händen von jtaatlihen Beamten. Burch die jeit 1850 ein- 
jegende Gejeßgebung, insbejondere die ſächſiſchen Berggejege von 1851 
und 1868 und die preußijchen Gejege vom 12. Mai 1831 und 24. Juni 
1865, von denen das leßtere heute in neun Zehnteln von Deutjchland 
eingeführt ift, wurde der Bergbau dem Privatbetriebe überlafjen, unter 
Vorbehalt eines jtaatlihen Aufjichtörechtes. Naturgemäß hatte, jolange 
der Betrieb in den Händen ſtaatlicher Behörden lag, das Arbeitsverhältnis 
einen ſtark patriardhaliichen Charakter gehabt. Eropdem gab e3 jchon 
damal3 Knappſchaftskaſſen, aus denen Stranfengeld, Sterbegeld, Inva— 
lidenrente, ſowie Witwenpenjionen und Erziehungsbeihilfen gewährt wurden. 
Obgleich jie auf freiwilliger Beteiligung beruhten, gehörten doch jchon 
1852 von insgejamt 68300 preußifchen Bergarbeitern 56 462 den beftehenden 
53 Kaſſen an. Im Jahre 1854 wurde der Beitrittszwang eingeführt 
und eine gejeglihe Ordnung geichaffen. Die Berwaltung, die früher den 
Behörden oblag, wurde einem Borjtande übertragen, dejjen Mitglieder 
je zur Hälfte von den Werfbejigern und den Arbeitern gewählt werden. 
Daneben bejteht als Auflicht3organ das Kollegium der von den Mitgliedern 
zu wählenden Knappjchaftsälteiten. Die Werkbejiger Haben gejeßlich min- 
deitens die Hälfte der Mitgliederbeiträge zu zahlen. In Preußen gab es 
1904 72 Kaſſen mit 650000 Mitgliedern und einer Jahreseinnahme von 
60000000 M., wovon 41% auf die Werkbejiger entjielen. Bei der Be- 
deutung, die das Knappſchaftsweſen für die Bergleute bejigt, ift es begreif- 
lich, daß dasjelbe im Mittelpunkte ihres wirtjchaftlichen Intereſſenkreiſes 
fteht, und daß die Streitigkeiten mit den Werfsbefigern regelmäßig von 
ihm ihren Ausgang nehmen. 

Aber, wie bemerkt, find e3 nicht nur die gejeglichen Einrichtungen, 
die eine Sonderftellung der Bergarbeiter begründen, ſondern auch andere 
hiervon unabhängige Berhältnifte, die mit dem Betriebe im Zuſammen— 
hange ftehen. Die Beichäftigung unter Tage mit ihren ftet3 drohenden 
Lebensgefahren bringt eine gewiſſe ernfte, ja religiöje Stimmung mit 
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fih. Iſt e3 doch noch heute in den meiſten Gegenden üblich, daß der 
Bergmann vor der Einfahrt ein kurzes Gebet jpricht. Vielfach jind die 
Bergleute im Bejige eines eignen Haujes, und ihre Lebenshaltung liegt 
etwa3 höher, al3 die vieler Anduftriearbeiter. Alles dies begünjtigt eine 
gewilje fonjervative Grundanichauung. 


A. Die fleineren Gebiete. 


1. Königreih Sadjen. 


Die älteften Organijationen diefer Art finden wir im Königreich 
Sachſen, mwo jhon 1868 die „Zwidauer Gruben- und Tage- 
arbeitergenofjjenjchaft‘ beitand, die damal3 3000, im Fahre 1870 
aber jchon 6000 Mitglieder zählte, jich jedoch infolge des Krieges auflöfte. 
Im Mai 1876 wurde dann der „Verband und Unterftüßungsbund 
ſächſiſcher Berg- und Hüttenleute‘” begründet, der am 10. Sep- 
tember 1876 feine erjte Generalverfammlung in Zmwidau abhielt und am 
9. Oktober 1877 die Rechte jurijtijcher Bertönfichteit erlangte. Obgleich 
an der Gründung befannte Sozialdemokraten wie Liebfnecht und Motteler 
beteiligt waren, war in dem Statut nur die Beichäftigung mit den wirt» 
Ichaftlichen, in3bejondere den bergmänniſchen Angelegenheiten al3 Zweck 
— und ſowohl Politik wie Religion ausdrücklich ausgeſchloſſen. 
Als Aufgaben waren insbeſondere engel ke: Verfiherung gegen Krank— 
heit, Invalidität und Sterbefall, wiſſenſchaftliche Vorträge und Dis— 
tuffionen, ſowie Beftrebungen zur Regelung der Haftpflicht der Unter- 
nehmer, der Schichtzeit, der Lohnzahlung und der Gedingearbeit und 
endlich Gewährung von Schuß bei Arbeit3unfähigfeit. 1884 wurde eine 
Sterbekaſſe eingerichtet. Vereinsorgane waren zuerjt der „Volksſtaat“, 
dann der „Vorwärts“ und jpäter die Yorkiche „Union“, aber jchon 1880 
wurde in der „Zirkularkorreſpondenz an die Genojjenichaften des Verbandes 
ſächſiſcher Berg- und Hüttenarbeiter” ein eignes, und zwar das erite 
deutſche Bergarbeiterfachblatt begründet, bi3 in der Generalverjammlung 
am 22. März; 1885 das in Zwidau erjcheinende Blatt „Glück auf” zum 
Verbandsorgan erklärt wurde. Die Mitgliederzahl betrug 1877: 765, 
1878: 1500, 1879: 1502, 1880: 1331, 1881: 1120, 1882: 859, 1883: 
1126, 1884: 2040, 1885: 3332, 1886: 3669, 1887: 3827, 1888: 4224, 
1889: 5661, 1890: 6976, 1891: 7226, 1892: 7731, 1893: 8013, 1894: 
9225. Am 2. Februar 1895 wurde dem Verbande mit der Begründung, 
daß er fich fozialdemofratijcher Beitrebungen ſchuldig gemacht habe, die 
juriftiihe Perjönlichfeit entzogen und die Auflöjung verfügt. Die Sterbe- 
faffe, der man das Verbandsvermögen überwies, befteht Veitbern ala jelb- 
ftändige Kaffe fort. Das Verband3organ erichien ebenfalls zunächſt weiter, 
bis es am 1. Juli 1899 mit der in Bochum herausgegebenen „Deutſchen 
Berg- und Hüttenarbeiterzeitung‘“ verjchmolzen wurde. 


2. Niederſchleſien. 

Sn Schlefien Hatte 1868 Mar Hirſch eine erfolgreiche Agitation 
entfaltet, aber nach dem unglüdlichen Waldenburger Streik löſten fich 
die Vereine faſt jämtlih auf. In den 1880er Jahren entjtand im Walden- 
burger Revier unter den Bergarbeitern eine Bewegung, die den Zweck 
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hatte, durch öffentliche VBerfammlungen auf eine Berbejjerung des Knapp— 
ſchaftsweſens hinzumirfen. Bald zog diejelbe aber aud) die Zohnverhältnifje, 
die Behandlung der Arbeiter und andere Punkte in ihren Bereich, und 
da in den mehrfach begründeten Stnappenvereinen bald jozialdemofratijcher 
Einfluß ſich geltend machte, jo ſuchte man von anderer Geite ein Gegen- 
gewicht zu jchaffen. So bildete ji zuerjt im Mai 1891 in Hermsdorf 
ein „Reichtreuer Bergarbeiterverein‘. 

Er verfolgt nad feinem Statute den Zweck, „die Kameradfchaftlichleit unter feinen 
Mitgliedern zu erwecken und zu pflegen, auf der Grundlage ber betehenden gejeglichen Orb» 
nung bie Berufsintereffen der Mitglieder in friedlihdem Einverjtändnis mit den Wrbeit- 
gebern und deren Beamten zu fördern und buch Vorträge über Gegenftände, welche ben 
Intereſſenlreis der Mitglieder berühren, belehrend zu wirken“. „Inſofern es fi um bie 
Förderung Kriftliher Bildung und Gitte, jowie um Sundgebungen patriotifhen Sinnes 
handelt, dürfen auch ausnahmsweiſe Religion und Politik in die Vorträge hineingezogen 
werben, dagegen jind Debatten über Religion und Politik ausgefchloffen.“ 

Dem Beifpiel von Hermöborf folgten andere Orte, und jo entjtanden 
reich3treue Bergarbeitervereine in Altwajjer, Charlottenbrunn, Ditterö- 
bad, Yellhammer, Waldenburg und Weißjtein. Diefe Vereine hielten 
untereinander rege Fühlung, und im Oktober 1896 wurde ein „Verband 
der reihötreuen Bergarbeitervereine im Bezirke des 
niederjchlejijhen Bergreviers“t) begründet, der feinen Sig in 
Waldenburg hat. 

Der Verband bezwedt, „durch eine einheitliche Leitung der dem Verbande angehörigen 
Bereine die Hauptaufgabe derjelben, auf der Grundlage der beftehenden gefeglichen Orbnuug 
die Berufdinterejfen der Mitglieder in friedlihem Einverftändnis mit den Wrbeitgebern und 
deren Beamten zu fördern, zu erleichtern und jo ben gegenteiligen Beftrebungen wirkſam 
entgegenzumirten”. Berechtigt zum Beitritt find alle VBergarbeitervereine im niederſchleſi— 
ſchen Bergrevier, die ben angegebenen Zweck verfolgen. In ben Vorſtand haben bie Einzel- 
vereine auf je 100 Mitglieder einen Delegierten zu entjenden. Feſte Beiträge werben nicht 
erhoben, fondern bie Unlojten werben auf bie Vereine nad der Mitgliederzahl umgelegt. 
Dem Borftande fteht ein Ehrenbeirat zur Seite, dem die Werksdireltoren, mehrere Knapp⸗ 
Ihaftsärzte, Geijtlihe beider Belenntnijfe und andere Gönner ber Sache angehören. 


Der Verband bejigt feine Kajje und feine Wohlfahrtseinrichtungen, 
doch werden aus Yumendungen, die er von den Werf3verwaltungen erhält, 
humanitäre Beitrebungen gefördert, 3.8. Weihnadhtsausftellungen ver- 
anftaltet. Der jeit 1901 angeitellte Arbeiterjefretär erteilt den Mitgliedern 
unentgeltlid Rechtsrat. Der Verband ift forporatives Mitglied des Reichs— 
verbande? gegen die Sozialdemokratie und des „Bundes vaterländijcher 
Arbeitervereine‘. Die meijten feiner Vereine find der „Gejellihaft zur 
Verbreitung von Volksbildung“ beigetreten und befigen Bibliotheken. 

Dem Berbande waren am 1. Mai 1908 19 Bereine mit 4500 Mit- 
gliedern angeſchloſſen. 


3. Oberidlefien?). 


Sn Oberjchlejien beftanden jchon vor 1889 Iofale Bergarbeiter- 
vereine. Der große Streif von 18893) zeigte da3 Bedürfnis einer Zen- 
tralifation, und in einer von Napieralski, dem Redakteur des „Katolik“, 


1) Das Material verdanle ich dem jept verftorbenen Generaldireltor Dr. Ritter in 
Balbenburg und dem Berbanbsvorfigenben, Herrn Wetterfteiger Schmidt in Nieder-Hermöborf. 
2) Das Material ift teils einer Heinen Broſchüre entnommen, die ber im Zert er- 
wähnte Berein zur feier jeines zehmjährigen Beſtehens im Selbftverlage veröffentlicht hat, 
teils iſt es mir von dem Bereinsvorfigenden, Herrn Krolik in Beuthen, brieflich geliefert. 
") Bol. unten ©. 326f. 


einberufenen, von 2000 Bergarbeitern bejuchten Verfammlung in Beuthen 
am 25. Auguſt 1889 murde die Gründung des Dbert chleſiſchen 
Vereins gegenſeitiger Hilfe“ beſchloſſen. Der Verein, der ſeinen 
Sitz in Beufhen hat, iſt nicht grundſätzlich auf Bergleute beſchränkt, beſteht 
aber ganz überwiegend aus ſolchen. 

Nach dem Statut will der Verein ſeine Mitglieder „in Angelegenheiten ihres Standes 
unterſtützen“ unb zwar durch Ratserteilung, Abſaſſung von Schriftſtücken und Eingaben, 
Vorträge und Begräbnisbeihilfe. 

Obgleich hiernach der gemwerkichaftliche Charakter zweifelhaft jein 
fönnte, jr tritt er doch darin hervor, daß die feit dem 1. Januar 1905 
eingerichtete Arbeitsloſenunterſtützungskaſſe aud im alle von Arbeits» 
hen jo lange ne ewährt, wie nicht zwei Drittel des 
Betriebsfonds erjchöpft find. 4 Dat jih der Verein nicht allein an 
bem am 31. Januar 1897 in Bochum abgehaltenen Delegiertentage hrijt- 
licher Bergarbeitervereine Deutjchland3‘!), fondern ebenjo an der jeit 
bem Streik von 1905 gejchaffenen Gejamtorganifation der Bergarbeiter ?) 
beteiligt. Dem Gejamtverbande hriftliher Gewerkſchaften ijt der Verein 
nicht angefchloffen und hat aud) die bisher abgehaltenen chriſtlichen Gewerf- 
ſchaftskongreſſe nicht beſchickt; doch hat der Verein jchon 1890 in feinen 
Namen das Wort „Hriftlich” aufgenommen, jo daß fein Name jeßt lautet: 
„Oberſchleſiſcher chriſtlicher Wrbeiterverein zur gegen- 
feitigen Hilfe”; aud erklärt der BVorjtand?), daß der Verein „jich 
voll und ganz auf dem Boden der chriftlichen Bewegung befinde”. Neben 
ber bereit3 erwähnten Arbeitsfofenunterftügungstatie bejitt der Verein 
feit April 1892 eine Sterbefajje und 5 Vereinsbureaus, welche die Stellung 
von Urbeiterjefretariaten haben. 

Seit 1. Januar 1908 hat der Verein den Namen „Verein ober- 
ſchleſiſcher hriftliher Arbeiter zur gegenjeitigen Hilfe“ an- 
genommen. Auch find neue Sabungen in Kraft getreten. 

In bemfelben wird ald Zmwed bed Bereind bezeichnet, „bie ununterbrocdhene Sorge 
um das geiftige und materielle Wohl jeiner Se im Rahmen hriftlicher Grundfäge 
und in ben rechtlich erlaubten Grenzen”. Als Mittel zur Erreichung biejes Zweckes wer- 
ben genannt: 1. Beranftaltung von Berfammlungen in fachlichen und Sulturangelegen- 
— 2. Herausgabe einer Fachzeitſchrift; 3. Erteilung von Rechtsbelehrung und Rechts- 
chutz in Wrbeiterangelegenheiten; 4. Beihilfe an Mitglieder, die wegen ihrer Xätigfeit 
zugunften de3 Vereins aus der Arbeit entlaffen find; 5. Arbeitslofenunterftügung; 6. Bei- 
hilfe im Falle eines Streils; 7. Sterbegeld; 8. Feſtſetzung ber Urbeitöbedingungen auf 
Grund von gemeinfamen Berhandlungen mit ben Arbeitgebern. Aufnahmefähig ift jeder 
riftlihe Arbeiter, der in Gruben, Hütten, Kolereien, Fabriken und anderen Unternehmungen 
arbeitet oder gearbeitet hat. Bon der Mitgliebfhaft find ausgefchloffen Wrbeiter, die 
Vereinigungen angehören, deren Beftrebungen den gen des Vereins zumiderlaufen. 
Der Beitrag beträgt wöchentlich 30 Bf., doch hat der Boritand bad Recht, in dringenden 
Fällen außerorbentlihe Beiträge auszufchreiben. Unterftügungen werben gemährt, jedoch 
ohne Magbares Recht: an Gemaßregelte, Arbeitslofe, Streilende, falld der Streil vom Bor- 
ftande beichloffen ift, bei GSterbefällen, ſowie Rechtsſchutz bei den ba3 Arbeitsverhältnis 
betreffenden GStreitfälen. Die Generalverfammlung befteht aus Abgeordneten ber Drtd- 
vertretungen. 

Der Verein hat neben den Kämpfen gegen Die Arbeitgeber, gegen ben 
„alten Berband”, der in Oberjchlefien einige taujend Mitglieder zählt, 
und gegen die fatholiihen Gewerkſchaften, hauptſächlich auch ſolche gegen 
die Behörden zu führen, was darauf beruht, daß feine Mitglieder über» 


N Bel. ©. 838. ®) Val. ©. 355. 
2) In feinem an mid; gerichteten Schreiben vom 31. Januar 1906, 
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mwiegend Polen jind und deshalb in den Berfammlungen ſich der polnifchen 
Sprache bedienen. Died veranlaßte die Behörden zu einer feindlichen 
Haltung, während doc ber Berein alle politiichen Beſtrebungen ablehnt, 
ja viele Jahre mit der nationalpolitifchen, von dem Abg. Korfanty ver- 
tretenen Richtung erbitterte Kämpfe führte Die legteren find erft in 
neueiter * beigelegt!). In dieſen Rückſichten liegt auch der nn 
für die Zurüdhaltung gegenüber der chriſtlichen Gewerkſchaftsbewe - 
Die Mitgliederzahl betrug in den zehn Jahren vom 25. Auguft 188 

1. Zuli 1899 bzw. 4344, 4086, 4022, 4076, 3490, 2800, 3600, 1978 
6862, 9744, erreihte im Juli 1902 ihren höchften Stand mit 15395, 
ging dann aber infolge der Angriffe der radikalpolniſchen Preſſe im Hull 
1903 auf 13275 und im Juli 1905 bis unter 10000 zurüd; Ende Januar 
1906 war jie wieder auf 11565 und am 1. Yanuar 1908 auf 11642 
in 145 Bahlftellen geftiegen. Das Vermögen der Bereinsfaffe, * Sterbe⸗ 
kaſſe und der Arbeitsloſenkaſſe betrug am 1. Januar 1908: 92487 M. 
Aus der Sterbekaſſe ſind bisher für 1904 Todesfälle 62 953,31 * bezahlt. 
Der Arbeitsloſenkaſſe haben ſich bisher erſt etwa 1000 Mitglieder ange- 
ſchloſſen, da die meijten ihren Wert nicht einjehen und insbejondere einen 
Streit für ausgeſchloſſen halten. Als Vereinsorgan galt bisher da3 von 
dem Verlage des „Katolif” als Beilage Bert Som Wochenblatt 
„Praca“ (Arbeit), doch hat ſich der Verein ſeit 1. Januar 1908 unter 
dem Namen: „Wzemna pomoc“ (gegenſeitige Hilfe) ein eigenes Organ 


geichaffen. 


4. Grafihaft Mansfeld. 


Der Umftand, daß die — erregt Verſuche machte, unter den 
Berg- und Hüttenleuten der Mansfelder Gewerkſchaft Anhänger zu ge- 
mwinnen, führte dahin, daß am 14. Juli 1890 ber „Verein reidh3- 
treuer Mansfelder Berg- und Hüttenleute” gegründet mwurbe?). 


Er bezwedt, „bie Liebe und Treue zu Kaifer und Reich zu förbern und feine Mit- 
glieder vor den Umfturzbeftrebungen ber Cozialdemokratie und Anarchiſten zu bewahren, 
durch Aufflärung über deren Abfichten und Ziele mitteld Vorträge, ges igneten Lefeftoff und 
Unterhaltung, ſowie aller fonftigen erlaubten Mittel”. „Dur die Mitgliedfchaft des Ber- 
eind werben alle gewaltfamen Maßregeln zur Erreichung befonderer Wünſche und vor allem 
jebe Teilnahme an Wusjtandöbewegungen ausgeſchloſſen“ Aufnahmefähig ift jeber 
Berg- und Hüttenmann, ſowie jeder fonftige Arbeiter der Mansfelder Fupferfchieferbauenden 
Gewerkſchaft, ſowie alle gewerffhaftlihen Beamten. Zugehörigkeit zur ber jozialdemokratifchen 
ober anardijtiihen Partei jchließt von ber Mitgliedfhaft aus. Der Verein zerfällt in Orts- 
gruppen, bie nicht mehr als 300 Mitglieder zählen dürfen. Sie haben in ber Hauptverfamm- 
lung nad) ber Zahl der Mitglieder I—7 Stimmen. Die Beiträge zu den Ortägruppen und 
bem Berein werden von den zuftändigen Organen feſtgeſetzt. Der Bereinsbeitrag beträgt 
zurzeit jährlich 6 Pf. Der jeweilige Direktor ber Mansfelder Gewerlſchaft ift Proteftor 
bes Vereins; fein Rat, bzw. jeine Einwilligung ift bei allen wichtigen Angelegenheiten ein- 
zubolen. Bereinsblatt ift der „Bergbote für die Graffhaft Manzfeld”. 


Der Berein, der in den freundichaftlichiten —— en zu den Arbeit- 
gebern jteht, betrachtet al3 feine Hauptaufgabe den K Kampf gegen die Sozial» 
demofratie; daneben pflegt er die Bildung und Gefelligfeit. Er bejikt 
eine Bibliothek und hat mehrfad) die Anregung zur Schaffung von Wohl- 
fahrt3einrichtungen gegeben. 


1) Der Borftand beflagt fih in feinem oben erwähnten Schreiben barüber, baf bie 

Behörden und bie Geiftlichleit für die fatholifche Gewerkſchaftsbewegung Partei nehmen. 

9) Das Material verbanle ich dem Bereindvorfigenden, Herrn ©. Krone in Gerbftäbt. 
Kulemann, Berufövereine, II. 21 
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Bon den im Betriebe der Mansfelder Gewerkichaft bejchäftigten 18000 
Arbeitern waren ihm Anfang 1908 13000 in 77 Drtögruppen beigetreten. 
Das Bereindvermögen belief ji auf 4300 M. 


5. Saargebiet. 


Sm Saargebiete beitand bis 1889 feine eigentliche Organiſation. 
Der große rheinifch-weitfäliihe Streit von 1889 zog auch die Saar- 
bergleute, von denen fi ihm 13000 anſchloſſen, in — Stromkreis, 
und nach deſſen Beendigung verſuchte man die einmal angeregte Bewegung 
in einer feſten Verbindung der Arbeiter feſtzuhalten. Diele war der Redtö- 
jußverein, der im Juli 1889 ing Leben gerufen wurde, Ende 1889 an- 
—— 26000 Mitglieder zählte und unter dem Namen „Schlägel und 

iſen“ ein eignes Organ beſaß. Der Verein ſtand anfangs durchaus 
unter geiſtlichem Einfluſſe, aber bald begann auch die Sozialdemokratie 
Boden zu faſſen, und der Streit zwiſchen beiden Richtungen zog ſich 
lange hin, bis Mitte 1892 der Sieg der ſozialdemokratiſchen Elemente 
endgültig entſchieden war. Anfangs verfügte der Verein über erhebliche 
Mittel und erbaute ſogar mit einem — * von 120800 M. 
einen eignen Verſammlungsſaal in Bildſtock, aber vielleicht war gerade 
dies ein Fehler und ein Grund für den ſpäteren Mißerfolg, da es die 
Mittel zu ſtark erſchöpfte. Nachdem man nämlich zugunſten der in der 
Verſammlung vom 4. Mai 18% in Völklingen geraten Beichlüjfe, unter 
denen neben einer Lohnerhöhung der wichtigſte Punkt die Achtitunden- 
Ihicht war, eine umfajjende Agitation eingeleitet hatte, fam es endlich 
am 29. Dezember 1892 zum Streif, wobei die Handhabung der Wahlen 
u den Wrbeiterausfchüffen, die gr Fa von Wrbeiterführern, die 
äufung der Feierſchichten und die Kürzung der or die Hauptrolle 
jpielten. Am 2. Januar 1893 Hatten von den 30000 Bergarbeitern 
de3 Saargebiete3 etwa fünf Sechſtel die Arbeit niedergelegt, aber eine 
Ausfiht auf Erfolg war in Ermanglung ausreichender Mittel von Anfang 
an ausgeichlofien, und ſchon nach kurzer Zeit war ber Streif verloren. 
Die Folge war, daß überall nicht allein jeitens der Behösden, jondern 
auch jeitend der Kriegervereine, evangelijchen Arbeitervereine uſw. gegen 
den Verein vorgegangen wurde, und, nachdem ſchon feit dem Streik feine 
Beiträge mehr gezahlt waren, mußte er ſich im Juli 1893 ıuflöfen. 

Später ift die Organifation im Saargebiete von den unten zu er- 
wähnenden allgemeinen Bergarbeiterverbänden in die Hand aenommen. 


6. Bayern'). 


Die Beftrebungen des G.-V. chriftlicher Bergarbeiter?), in Bayern 
feften Fuß zu faſſen, ftießen auf erheblichen Widerjtand, der teil3 an ber 
partifulariftiichen Abneigung, teil3 aber und in erfter Linie Jarauf beruhte, 
daß die Ber er aa den „fremden Agitatoren“ jchroff ablehnend gegenüber- 
ftand. Um diejen Widerftand zu befeitigen, wurde der Plan A t, einen 
befonderen bayrijchen Verband in3 Leben zu rufen. Nachdem die im 
Oktober und November 1902 in verjchiedenen Bezirken abgehaltenen Ver- 


1) Dad Material verbante ic; dem Borfigenben des im Tert erwähnten Verbandes, 
Herrn Salinenheizer Aufinger in Rofenheim. 
9 Bgl. unten ©. 385. 
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fammlungen zur Bildung von acht Obmannſchaften geführt hatten, konnte 
am 25. Dezember 1902 in Rojenheim die erite Generalverfammlung ab- 
gehalten und hier der „Berband ber Arbeiter und Bedienfteten 
bayrijher Staat3-, Hütten-, Berg- und Salinenwerke“ ge- 
gründet werden. 

Der Zweck des Verbandes, ber feinen Sig in Roſenheim hat, ift, die foziale Lage 
der Standesgenofjen im allgemeinen zu heben und deren Intereſſen nach Kräften zu vertreten. 

Der Verband erftrebt demgemäß: 1. die Regelung des Knappſchaftsweſens, insbeſondere 
die Berbefjerung ber Penfionsverhältnifje; 2. Hebung des Standesbewußtſeins, Pflege der 
geiftigen Ausbildung und des gefelligen Verkehrs ber Mitglieder. i 

Der Verband anertennt die bejtehende Staatd- und Gefellfchaftsordnung. Die Mit- 
glieder find fi bewußt, daß es ihre Pflicht ift, die Arbeiten ihres Berufes jtet3 pünktlich, 
treu und gewiſſenhaft zu erfüllen, denn nur treue Pflichterfüllung gibt ein Recht, Ber- 
beijerung jeiner Lage d fordern. Der Verband will aber bie Lage feiner Mitglieder 
Bir — durch Kampf mit den vorgeſetzten Stellen, ſondern im Einvernehmen mit 

njelben. 

Nicht Ummälzung, fondern joziale Reform ift das Ziel bed Verbandes. Jedes Mitglied 
verpflichtet fich deshalb beim Eintritt in den Berband, treu nad den Grundſätzen bes 
8 3 zu Handeln. 

Die Erörterung fonfeffioneller und politiiher Fragen in den Berbandsverfammlungen 
jind ausgeichlofjen. 

Als Mittel zur Erreihung des Verbandszweckes werden bezeichnet: Eingaben und 
Betitionen an bie Behörden, an die Regierung und die Parlamente; Benehmung mit ben 
Behörden bei berechtigten Wünjhen und Beſchwerden; belehrende und bilbende Vorträge; eine 
Auskunftei und die nötigen Büchereien, ſowie ſonſtige, der Selbfthilfe dienende Einrichtungen. 

Beitrittesberehtigt find alle bei den bayrifchen Hütten-, Berg- unb linen- 
werfen bejchäftigten Wrbeiter und Bedienfteten, welche jich zu den Grunbiägen bed Rer- 
bandes befennen. Der Beitrag beträgt monatlih 30 Pf. In der Generalverfammlung 
—— auf je 100 Mitglieder eine Stimme. Verbandsorgan ſind die „Sozialpolitiſchen 

ätter“. 


Der Verband hat ſich die Beſſerung der Arbeitsverhältniſſe angelegen 
ſein laſſen und insbeſondere in einer 1903 an die Regierung und den 
Landtag eingereichten Denkſchrift die Wünſche der Mitglieber hinſichtlich 
der —— des Knappſchaftsweſens, der Löhne, Arbeitszeit, Betriebs— 
verhältniſſe, Behandlung und der Dienſtwohnungen zur Geltung gebracht. 
In der Generalverſammlung am 25./26. März 1905 in Roſenheim wurde 
auch die Gewährung von Rechtsſchutz bejchlojjen, jofern e3 ſich um Streitig- 
feiten von bejonderer Bedeutung aus dem Arbeitöverhältni oder hin- 
ſichtlich des Verſicherungsweſens handelt. 

Der Verband iſt dem Geſamtverbande der chriſtlichen Gewerkſchaften 
angeſchloſſen. 

Die ir rt die bei der Gründung 989 betrug, ging infolge 
von Saumjeligfeit de3 Sefretärd zurüd, war aber am 1. April 1908 
wieder auf 924 geftiegen. 


B. Rheinland-Weftfalen'). 
1. Die Anfänge der Bewegung. 


Das größte und wichtigſte Gebiet des Kohlenbergbaues ift Rhein— 
Iand-Weftfalen und insbejondere dad Ruhrgebiet. Die erften An- 
jäge einer Arbeiterbewegung bildete hier neben der von Laſſalle in den 


2) Die hier behandelten Organifationen erftreden ſich heute faft alle auf ganz Deutid- 
fand, fie find aber nicht allein in Rheinland-Weftfalen entitanden, ſondern haben aud) 
jegt noch ganz überwiegend dort da3 Gebiet ihrer Wirkfamteit. 

21 
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1860er Jahren betriebenen, aber wenig erfolgreichen Agitation für jeinen 
„Allgemeinen deutjchen Arbeiterverein” die von dem Biſchof v. Ketteler 
angeregte chriftlich-jozgiale Bewegung, die etwa 1869 einjegte und 1870 
ur Wbhaltung eines hriftlih-fozialen Delegiertentages3 in 

ſſen führte, auf dem 190000 Arbeiter vertreten waren. Obgleich das 
politifche und religiöjfe Intereſſe im Vordergrunde jtand, jo bejchäftigte 
man jich doc auch mit gewerfichaftlichen Fragen; man empfahl die beruf- 
liche Organijation der Arbeiter und erflärte zur Durchführung berechtigter 
— — auch den Streik für zuläſſig. Ein ſolcher brach denn in 
der Tat 1872 aus und umfaßte 16000 Bergleute, doch mußte er ſchon 
nad) ſechs Wochen aufgegeben werben. 

Die Folge diefer Bewegung war die am 28. Yuli 1872 erfolgte 
Bildung des „Verbandes rheiniſch-weſtfäliſcher Gruben- 
arbeiter zur Wahrung beredtigter Intereſſen des Berg- 
arbeiterftande3“”, an dem Chriftlich-foziale, Zafjalleaner und Evan- 
large mit insgefamt 14000 Mitgliedern unter einem gemeinjamen 

oritande beteiligt waren. Der Berband mußte fi aber ſchon nad) 
kurzem wieder auflöfen, da die Beltätigung der Statuten von dem Minijter 
v. Eulenburg am 14. April 1873 abgelehnt wurde. Im Jahre 1874 
gründete der jpätere „Kaiſerdelegierte“ Schröder einen „Zentralverband 
der Ruhrbergleute”, aber er hatte das gleiche Scidjal. 

Die nad) den Gründerjahren einjegende Periode des wirtichaftlichen 
Rüdganges hatte auch für die Bergarbeiter eine Herabjegung der Löhne, 
eine Ausdehnung der Arbeitözeit neben zunehmender Arbeit3lojigfeit und 
Herabjegung ber — der Knappſchaftskaſſen zur Folge. Die Er— 
bitterung, die hierdurch bei den Bergleuten hervorgerufen wurde, führte 
zu einer ſozialpolitiſch ſehr intereſſanten Entwicklung. Hatte, wie oben!) 
näher mitgeteilt wurde, der Biſchof v. Ketteler nicht allein recht fort— 
— Anſchauungen über das Verhältnis zwiſchen Arbeitern und 

nternehmern geäußert, ſondern dabei auch eine gewiſſe eier 
ihaft mit Lafjalle nicht abgelehnt, jo Hatte er doch mit diejer Stellung- 
nahme innerhalb der katholiſchen Geiftlichleit nur vereinzelt Nachfolge 
efunden, eig Her die Mehrheit die Bekämpfung ber Sozialdemofrattie 
Pr wichtiger hielt, al3 die Vertretung der Arbeiterintereffen. Der Gegen- 
aß diejer beiden Richtungen war vor aller Öffentlichkeit zum Ausdrud 
gelangt bei der Reichstagswahl in Ejjen 1877, wo dem von der Zentrums- 
partei empfohlenen Kandidaten in der Perjon von Gtößel ein Gegen- 
fandidat entgegengejtellt war, der jich freilich ebenfalls zu ftreng fatho- 
liſchen Anſchauungen befannte, aber in erjter Linie fi) als Arbeiter fühlte 
und die Forderungen feiner Klaſſengenoſſen vertreten wollte. Unterftügt 
wurde er inäbejondere von dem Kaplan Laaf in Eſſen, der gegen Die 
„ultramontanen Bourgeois“ und die Werkbejiger mit jolcher Schärfe auf- 
trat, daß er von den Sentrumsblättern einfach für einen Sozialdemokraten 
erflärt wurde. Er trat auch offen für ein Bündnis mit biefen ein, und 
nachdem Stößel in Eſſen gewählt war, ging man fo weit, daß ein Ausſchuß, 
ber fi) das „Eſſener Komitee” nannte, und in dem außer Laaf und 
Stögel auch Haffelmann und Schröder jaßen, im Oktober 1877 ein Aufruf 
an alle Bergleute Rheinlands und Weftfalens ohne Unterjchied der Partei- 
ftellung erließ, in dem zur Beichidung einer gemeinfamen Verfammlung 


V Bol. ©. 134. 
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eingeladen wurde. Dieſe trat am 18. November 1877 in Eſſen zuſammen 
und war von mehr als 6000 Bergleuten beſucht. Aber ſie verlief anders, 
als man hätte erwarten ſollen, indem der Vorſchlag Haſſelmanns, einen 
völlig neutralen Bergarbeiterverband zu gründen, von Laaf und Stößel 
befämpft und vielmehr gefordert wurde, bak die Vereinigung auf dhriftlich- 
jozialer Grundlage aufgebaut werden müfje. Ihnen trat aber ein Berg- 
mann Rojenfranz entgegen, der jelbjt entjchiedener Katholif und Mitglied 
* Zentrumspartei war, aber trotzdem einen konfeſſionsloſen Verband 
orderte. 

Nachdem die Verbands — in dieſem Sinne beſchloſſen war, 
ſetzte ſich der Streit nicht allein in der Offentlichkeit fort, ſondern führte 
auch in der am 2./3. Februar 1878 in Eſſen abgehaltenen 1. General— 
verjammlung, in der die Statuten feitgeftellt werben jollten, zum offenen 
Bruce. Aber die Richtung Roſenkranz jiegte mit 39 gegen 14 Stimmen, 
und er ſelbſt wurde zum VBorfitenden der Organijation gewählt, die 
den Namen: „Verband rheiniſch-weſtfäliſcher Bergleute” an- 
ne und bei der Gründung 3000 Mitglieder umfaßte. Ein längerer 
Beitand war jedoch dem Verbande nicht befchieden; denn der von dem 
„Verein für die bergbaulichen Intereſſen de3 Oberbergamtsbezirt3 Dort- 
mund” am 18. Februar 1878 erlafjene Beichluß, alle Arbeiter zu ent— 
Lajjen, die jich ihm anjchließen würden, hatte einen ftarfen Rüdgang an 
Mitgliedern zur Folge, und das am 1. Dftober 1878 in Kraft tretende 
— führte dann zu ſeiner formellen Auflöfung. !) 

Da der Widerftand der Grubenbejiger fich auf den jozialdemotratifchen 
Charakter des aufgelöften Vereins gejtügt hatte, jo glaubten die chriftlich- 
jozialen Führer, auf deren Sympathie zählen zu fönnen, wenn jie eine 
von diejem Einflufje befreite Organijation ins Leben riefen. Sie grün- 
beten deshalb den „Bund rheinifch-weitfälifher Bergleute“, 
ber nad jeinen Statuten alle Bergleute aufnehmen follte, „die gläubige 
Katholiken oder hriftusgläubige Proteftanten find” und „gemäß der ewig 
wahren Grundſätze des —A und deshalb nur auf geſetzlichem 
Wege den Schutz und die Förderung der Rechte und Intereſſen ſeiner 
Mitglieder bezwecken“. Ya, man ging in der Naivität jo weit, die Gruben— 
bejiger zu Beiträgen für einen „Unterjtügungsfonds für abnormale jchlechte 
Zeiten” aufzufordern. Wrbeitseinftellungen jollten möglichft ganz ver- 
mieden, aber doc beichlofjen werden können, wenn „alle Mittel zur Ber- 
ſöhnung erichöpft” wären. Die Antivort der Grubenbejißer bejtand darin, 
daß der „Verein für die bergbaulichen Intereſſen“ da3 gegen den Rojen- 
franzichen Verein erlajjene Verbot jofort auch auf den chriftlich-fozialen 
ausdehnte, und da die Führer einen Streik nicht glaubten durhführen 
y fönnen, jo beichlojjen fie, „‚einftweilen den geplanten Verein nicht in3 

eben treten zu lajjen‘. 

Die Grubenbejiger, die durch allerlei Drudmittel die Leitung ber 
Knappſchaftskaſſen völlig in ihre Hand zu bringen gewußt hatten, benußten 
dies zu weſentlichen Verjchlechterungen, die unter den Bergarbeitern eine 


1) Ich bin bei diefer Darftellung der Schrift von Dtto Hus: „Neutrale oder parteiifche 
Gewerkſchaften“ gefolgt, die mit der von Müller: „Die hrifiliche Gewerlſchaftsbewegung 
Deutſchlands“ gegebenen nicht völlig übereinftimmt, infofern bier behauptet wird, daß ber 
Berband tatfächlich einen fozialdemokratifchen Charakter getragen habe. Aber da Hus fi 
auf die von ihm mörtlic angeführten Berichte der „Chriftlich-fozialen Blätter” ftügt, fo 
Scheint feine Darftellung authentifch zu fein. 
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große Gärung hervorriefen. Um der Bewegung einen feiten Boden zu 
eben, berief Fusangel, der Redakteur der ultramontanen „Weſtfäliſchen 
olkszeitung“, der in ähnlicher Weije, wie Laaf und Stößel, mit größter 
Schärfe gegen die Werfsbejiger zu Felde zog, eine Verjammlung der 
rheinifch-weitfälifchen Sinappenvereine, die am 13. September 1 in 
Bodum zujammentrat und auf der 84 Vereine mit mehr al3 20000 
Mitgliedern vertreten waren. Die geftellten Forderungen betrafen freilich 
ausschließlich das Knappſchaftsweſen, aber die von Fusangel mit großem 
Eifer betriebene Agitation verfolgte weitere Zwecke, insbejondere die 
Schaffung einer umfafjenden DOrganijation. E3 gelang ihm in der Tat, 
am 1. April 1886 den „Rechtsſchutzverein“ ind Leben zu rufen, 
der in erjter Linie Schuß bei Streitigkeiten mit den Zechenbejigern und 
den Knappichaftsvorftänden gewähren jollte, und dem im erſten Jahre 
12000 Mitglieder beitraten. Der Verein gab feit 1. Juli 1889 ein eignes 
Organ: „Kohle und Eijen‘ heraus, aber die Beteiligung ging doc) bald 
ftarf zurüd, wobei neben dem Drude der Zechenvermwaltungen auch der 
ſtark ausgejprochene Parteicharafter Fusangels eine Iwefentliche Schwierig⸗ 
keit hut und insbejondere die evangeliichen Bergleute vom Beitritte 
zurüdhielt. Das Bereinsblatt, das —— 6—7 Abonnenten gehabt 
hatte, erichien am 29. Auguft 1891 zum legten Male, und im Herbjt 1891 
wurbe die Auflöjung des Vereins — vollzogen. 


2. Der alte Verband. 


Eine völlige Verſchiebung brachte der große Streik vom Jahre 1889. 
Derfelbe ift durchaus den Streifen der Bergleute jelbjt entjprungen; Ein- 
flüffe politifher Parteien, insbeſondere der Sozialdemokratie, jind, ob» 
feich mehrfach behauptet, nicht nachzuweiſen, vielmehr führte bie jchroffe 

blehnung aller auf Bejeitigung der vorhandenen Mißſtände gerichteten 
Wünſche in Verbindung mit der Unterdbrüdung der Bildung von Organi- 
fationen, die in der Lage gemejen wären, auf die Herbeiführung von 
verllrg ua im geordneten Verfahren hinzumirfen, ganz naturgemäß 
dahin, daß die Unzufriedenheit mit elementarer Kraft erplodierte. Aller- 
dings beftand feit Anfang April ein mweftfälifches Komitee zur Vertretung 
der Bergarbeiterforderungen, unter denen neben einer Xohnerhöhung von 
10 bis 20%, der Abjtellung der willfürlichen Beftrafungen, insbejondere 
des Verbotes de3 Nullen der Wagen und der Schaffung von Mrbeiter- 
ausfhüfjen, vor allem die achtſtündige Schichtdauer unter Einrechnung 
der Ein- und Ausfahrt im Vordergrunde ftand. Aber dag man nicht 
an einen Streit dachte, wird ſchon allein dadurch bemwiejen, daß man 
für den 2. Juni nad) Dorftfeld einen allgemeinen deutjchen Bergarbeitertag 
einberufen hatte, auf dem man die weiteren Schritte beraten wollte. 
Troßdem wurde am 3. Mai auf verfchiedenen Gruben im Ejjener Bezirk 
die Arbeit verlaffen, und wie ein Lauffeuer ergriff der Streik nicht allein 
da3 ganze Ruhrgebiet, ſondern auch die übrigen bergbautreibenden 
Gegenden PDeutjchlands. In den Tagen vom 14. bis 20. Mai befanden 
jih in Oberfchlefien 7000, in Niederjchlefien 13000, in Sachſen 10000, 
im Saar- und Wurmbezirfe 20000 und im Ruhrgebiete bei einer Gejamt- 
belegſchaft von 120000 Dann 90000 Bergleute im Ausftande ohne 
—— ee Nachdem die in einer Verſammlung in Eſſen 
am 12. Mai gewählten „Kaiferdelegierten” Schröder, Bunte und Giegel 
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am 14. Mai vom Kaifer empfangen und unter Zujicherung arbeiter- 
freundlicher Reformen zur Wiederaufnahme der Arbeit aufgefordert, aud) 
da3 von den Delegierten mit Dr. Hammacher, dem Vorſitzenden des „‚Berg- 
baulihen Vereins“ vereinbarte jog. „Berliner Protokoll” vom 15. Mai, 
von den Zechenbeſitzern durch eine —— vom 18. Mai in den Haupt- 
punkten gebilligt war, fehrte die große Mehrzahl der Streifenden am 
19. Mai zur Urbeit zurüd. Einem Wiederausbruche des Streiks, der 
infolge einer verjchiedenen Auffaljung de3 getroffenen Abkommens drohte, 
wurde durch Verhaftung des Streikkomitees vorgebeugt. 

Uber ein großer Reft von Unzufriedenheit war geblieben und fam 
auf dem Bergarbeitertage in Dorſtfeld, den man infolge des 
Streit auf den 18. Auguft verjchoben hatte, zum Ausdrude. Bertreten 
waren außer dem Ruhrgebiete die jächlischen, jchlejiichen, Saar- und Wurm- 
bergleute durch indgefamt 200 Abgeordnete. Der Kongreß, an dem fich 
neben der jozialdemofratifhen und der Fusangelichen Richtung aud) der 
Hirih-Dunderjche Gewerkverein und ein kurz zuvor in Eſſen gegründeter 
Hriftlich-fozialer Verein: „Schlägel und Eiſen“ beteiligte, begründete den 
„Verband zur Wahrung und Förderung der bergmänniſchen 
Intereſſen in Rheinland-Weftfalen“. 

Nach den angenommenen und von ber Polizeibehörbe beftätigten Statuten hatte er ben 
Imwed, „die geiftigen, gewerblihen und materiellen Intereſſen“ jeiner Mitglieder durch 
wiſſenſchaftliche und gewerbliche Vorträge und Beſprechungen, Unterricht, Fachſchriften, Biblio» 
thet und Gewährung von Rechtsſchutz zu fördern. „Religion und Politik find in jeder 
Hinſicht total ausgeſchloſſen.“ 

Die Schaffung einer — * skaſſe ſcheiterte an dem Wider— 
ſpruche der Behörde, doch wurde ſie Gab mit freiwilligen Beiträgen 
ins Leben gerufen. Endlich beſchloß man, im folgenden Jahre in Mittel— 
deutſchland einen neuen Bergarbeitertag abzuhalten, um einen allgemeinen 
deutſchen Verband zu begründen. 

Die erſte FRE sec en rd be3 neuen Verbandes, die am 13. Ok 
tober 1889 in Bochum jtattfand, wurde gleich nad) ihrem Beginn polizeilich 
aufgelöft. Sie wurde dann am 20. Oftober 1889 wiederholt und wählte 
ein aus Bertretern ber verjchiedenen Richtungen beftehenden Vorſtand. 
Aber obgleich ein ausgejprochener Sozialdemofrat nicht aufgenommen war, 
jo überwog ooch der jozialdemofratijche Einfluß, und als dieſer in der 
2. Generalverfammlung vom 8. März 1890 in Bochum durch die Wahl 
von Siegel und Schröder eine weitere Verſtärkung erhielt — Bunte war 
fhon vorher zum 1. Vorſitzenden gemacht —, traten kurze Zeit nachher 
einige Fatholiifhe Führer zujammen und gründeten einen Gegenverband: 
„Slüd auf”. Er vermochte es aber zu feiner Bedeutung zu bringen 
und verſchmolz ſich bald mit dem „Rechtsſchutzverein“, der Na wie ſchon 
erwähnt, im Gerbit 1891 auflöfte. 

Der „Alte Berband“, wie man ihn feitdem nannte, fchuf ſich in 
der jeit dem 1. Juni 1890 erjcheinenden „Deutichen Bergarbeiterzeitung‘ 
ein Organ, da3 aber nach Hue’3!) eigenem Urteil nicht gemertichaftiich 


1) Herr D. Hue fchreibt mir zu feiner hier angeführten — der Grund für 
bie radikale Haltung ber Bergarbeiterzeitung ſei die infame Hetze ber Klerilalen gegen bie 
Berbanbsführer gewefen. Gerabe die aus latholiſchen Kreifen gelommenen überläufer, zu 
denen auch Margraf, ber Rebalteur ber Bergarbeiterzeitung, gehört habe, feien durch dieſe 
£r zu ihrem Übertritt getrieben unb bann bie ärgften Biaffenfreffer geworben, währenb 

röber, ber ſchon vorher Sozialbemolrat geweſen fei, biefe Beftrebungen ber „Unab- 
hängigen” belämpft hätte. 
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fondern parteipolitifh, ja jogar mit einem anardiftiihen Anftrich redigiert 
war, und al3 bei der Reichsſtagswahl von 1890 mehrere Borftandsmitglieder, 
wie Giegel und Schröder, Ni al3 jozialdemofratiiche Kandidaten auf- 
ftellen ließen, wurde der Gegenſatz noch weiter verjchärft. 

Der beichlofjiene deutjhe Bergarbeitertag mwurde dann vom 
15. bi3 19. September 1890 in Halle a. ©. abgehalten. Anmejend waren 
43 Delegierte aus dem Ruhr-, Saar- und Wurmgebiet, Sachſen, Schleſien, 
Lothringen, Pfalz und vom Harze. Man bejchloß, den rheinifch-weitfäliichen 
Berband unter Beibehaltung ſowohl der Statuten, wie des Verbandsorgang 
und de3 Sitzes in Bochum auf ganz Deutſchland auszubehnen, jo daß 
dbemgemäß der Name lautete: „Verband deutſcher Bergleute”. Als 
man fpäter bejchloß, auch Hüttenarbeiter aufzunehmen, wurde in der am 
31. Juli 1892 abgehaltenen 2. Generalverfammlung der Name „Verband 
deutjher Berg- und Hüttenarbeiter” angenommen. 

Der Erfolg des erjten Gtreil3 in Verbindung mit der Fortdauer 
vieler Bejchwerdepunfte bewirkte, daß unter den Bergleuten die Neigung 
Boden fand, eine neue Kraftprobe zu unternehmen, und jo brachen denn 
im Winter 1890/91 in verjchiedenen Orten Unruhen aus. Auf einem 
am 15. Februar 1891 in Bochum abgehaltenen Delegiertentage, auf dem 
jowohl die jozialdemofratijhen wie die katholiſchen Elemente vertreten 
waren, wurde ein aus beiden Richtungen zujammengejegter Ausſchuß ge- 
wählt, um beftimmt formulierte fünf Forderungen, insbejondere Lohn- 
—— und Achtſtundenſchicht, einſchließlich Ein- und Ausfahrt, durch— 
zuführen. Wie das erſtemal, ſo brach auch jetzt der Streik aus, ohne 
daß ein entſprechender Beſchluß gefaßt wäre; aber nicht allein erreichte 
er nicht den früheren Umfang, indem die genau zu verfolgende Zahl 
der Streikenden niemals über 18122 ſtieg, ſondern er hatte auch keinerlei 
Erfolg und mußte, nachdem er vom 16. —* bis 5. Mai gedauert hatte, 
wieder aufgehoben werden. 

Die Schuld an dem Mißerfolge ſuchten die beiden Richtungen ſich 
gegenſeitig zuzuſchieben, tatſächlich hatte der „alte Verband“ den Nutzen 
davon, denn ſeine Mitgliederzahl ſtieg erheblich über ihre frühere Höhe 
und wird für 1890 auf 58000 angegeben. Aber der Aufſchwung war von 
furzer Dauer, und bald machte ſich ein ftarfer Rüdgang geltend. Dazu 
trug bei einerjeit3 ein völlig mißglüdter Sympathieſtreik zugunſten ber 
jtreifenden Saarbergleute, der am 8. Januar 1893 — und an dem 
ſich 11000 Mitglieder beteiligten, und andererſeits der Verluſt des größten 
Teils des Verbandsvermögens in Höhe von 16000 M., die in dem Kon— 
furje eines gegründeten bergmännijchen Konjumvereind verloren gingen. 

Nad) Yu!) betrug die Mitgliederzahl 1891: 46300, 1892: 37700, 
1893: 11174, 1894: 10980. Im Maı 1895 ſoll — nad) diefer Duelle 
— ber Redakteur der Bergarbeiterzeitung, Margraf, beim Antritte einer 
Gefängnisftrafe erklärt haben, daß er nicht glaube, bei jeiner Entlafjung 
ben Berband noch am Leben zu finden. 

Uber e3 erfolgte ein neuer Aufſchwung, und zwar ift diefer in erfter Tinie 
dem in Waldenburg zum Reichstage gewählten Abgeordneten Heinrich 


1) Neutrale oder parteipolitifche Gewerkſchaften“, S. 74. In ber Generalverjammlung 
in Altenburg vom 14. April 1900 murde berichtet, daß nach allgemeiner Auffaſſung ber 
Verband im Jahre 1891/92 feinen Höhepunkt erreicht habe mit 67000 angemelbeten Mit- 
gliedern, daß aber viele Taufende keine Beiträge gezahlt hätten und beshalb ald Mitglieder 
nicht zu betrachten jeien. 
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Möller zu danken, den man nach dem Ruhrgebiete berief und in der 
6. Generalverſammlung in Bochum am 13. September 18951) zum 1. Vor⸗ 
jigenden wählte, da der frühere Vorſitzende Schröder am 17. Auguſt 1895 
wegen Meineide3 zu mehrjähriger Zuchthausftrafe verurteilt war. 

Die 7. Generalverfammlung, die am 2. Yuguft 1896 in Bochum 
ftattfand, verpflichtete die Zahlitellen des Verbandes, jich überall, wo 
Gemwerkichaftsfartelle beftänden, dieſen anzuſchließen. 

Sn der am 18. April 1897 in Helmftedt abgehaltenen 8. General- 
verjammlung wurde mitgeteilt, daß die Mitgliederzahl ftark geftiegen jei.?) 
E3 wurde beichlojjen, bei den Knappſchafts- und Berggemwerbegericht3- 
wahlen energijch für die Wahl entjchiedener Arbeitervertreter einzutreten. 

In der 9. Generalverfjammlung, die am 10. April 1898 in Dortmund 
ftattfand, wurden Anträge auf Einführung von Unterftüßungseinrichtungen, 
—— Sterbegeld, abgelehnt, ebenſo der Antrag auf Beitrags— 
erhöhung. 

Die am 1. April 1899 in Halle a. ©. abgehaltene 10. Generalverfamm- 
lung dagegen beichloß, an die Hinterbliebenen verjtorbener Mitglieder 
ein Sterbegeld von 30 M. zu zahlen und zu dieſem Zwecke den Beitrag 
von 40 auf 50 Pf. monatlich zu erhöhen. Außerdem forderte man in 
einer Rejolution energiſch die Anftellung von Grubenfontrolleuren aus 
freier Wahl der Arbeiter. 

Die grundjäglidhe Stellung de3 Verbandes wurde auf der 
11. Generalverfammlung in Altenburg am 14./16. April 1900 feitgelegt 
durch folgenden, einftimmig gefaßten Beſchluß: 

„Die parteipolitiih unabhängige Haltung der Berbandäleitung findet unferen vollen 
Beifall, und ift ein Ablenken von dem eingejchlagenen Wege auch ferner nicht ftatthaft. 

Das Verhältnis bes Berbandes zur Generallommiffion der Gewerlſchaften Deutf 
lands und zu ben „freien Verbänden‘ anderer Berufe bleibt beftehen, wie bisher. Zu den 
Urbeiterorganifationen, die ſich auf einen ſpeziell „chriftlichen” Standpunkt ftellen, ftehen 
wir in feinem feindlichen Gegenjage; nah dem Beifpiele der Ruhrbergleute ift überall dort, 
wo fich „chriftliche Gewerlvereine“ der Berg- und Hüttenleute bilden, oder fih ſchon ge— 
bilbet haben, ein ABufammengehen mit dieſen Berufsgenoſſen in wirtfchaftlihen Fragen 
anzuftreben. Dasjelbe ift der all, wo es ſich um fog. „Hirſch-Dunckerſche Gewerkvereine” 
in unferem Berufe handelt. 

Der Verband iſt eine Kampforganifation, ohne deshalb ben Kampf gegen bie Unter- 
nehmer ala feinen Selbſtzweck zu betrachten. Wo es nur eben angängig ilt, werben mir 
una bemühen, ®Borteile für unjere Mitgliedfchaft zu erzielen Pi bem Wege gütlicher 
Verhandlung mit den Werläbefisern. Den Ausſtand werben wir nur dann proflamieren, 
wenn alle Berhandlungsverfuche jcheitern und fonft fein Mittel zur Erreihung unferes 
Zweckes übrigbleibt. Im Unlehnung an die Taltit der Unternehmer mülfen wir zu 
unferer Selbfterhaltung auch unfere forderungen vermittel3 internationaler Aktion durch- 
zuſetzen verſuchen. 

Hinſichtlich des Streiks wurde ein Reglement aufgeſtellt, nach dem 
ein ſolcher nur mit Genehmigung des Vorſtandes geführt werden darf. 
Die Beiträge wurden auf 70 Pf. monatlich erhöht. Die erhobenen Forde 
rungen an die Gejeßgebung betrafen den Bergarbeiterfhuß, insbeſondere 


1) Die 4. Generalverfammlung wurde am 20, Auguſt 1893 in Dortmund, bie 5. amı 
26. Auguft 1894 in Bochum abgehalten. Hier wurde der Anſchluß an bie Generallommiffion 
beichlofjen. Andere Beichlüffe von Bebeutung find in allen bier angeführten Berfamm- 
fungen nicht gefaßt. Über die 3. Generalverfammlung find Nachrichten überhaupt nicht 
vorhanden. Der Borftand fchreibt mir, daß in ber damaligen Sturm- und Drangperiode 
beö Berbandes vieles verloren gegangen und beöhalb über wichtige Fragen Aufſchluß nicht zu er- 
fangen fei, insbefondere feien die erften Jahrgänge bed Berbandsorgans bis 1894 nicht 
mehr zu beicaffen. 

2) Die Zahl wird nicht mitgeteilt. Vgl. die fatiftiihen Angaben ©. 334. 
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Einführung des Achtitundentages, Beteiligung der Arbeiter bei der Gruben- 
fontrolle und Regelung der Berginjpeftion und des Knappſchaftsweſens 
durch Reich3gejeß, ferner obligatoriiche Einigungsämter mit Berhandlungs- 
u und Berleihung der Rechtsfähigkeit an die Berufsvereine. 

uf der am 26./28. Mai 1901 in Kaſſel abgehaltenen 12. General- 
— —— wurden dieſe Forderungen im weſentlichen wiederholt und 
auf Verbot der Frauen- und Kinderarbeit in Gruben und Hütten, ſowie 
Regelung des Strafenweſens ausgedehnt. Außerdem wurde Bejtrafung 
für die Beeinträhtigung des Stoalitionsrechtes jeitend der Unternehmer 
gefordert. Ein Streikfonds joll durch freiwillige Beiträge angejammelt 
werden. Der Name wurde in: „Verband deutſcher Bergarbeiter“ 
umgeänbert. 

Die 13. Generalverfjammlung, die am 17./19. Mai 1902 in Efjen 
unter Beteiligung von 43 Vertretern aus dem Ruhrgebiet, 14 aus Mittel- 
deutichland, 4 aus Schlejien, 4 aus Bayern und je 1 au8 dem Saar- und 
Wurmgebiete tagte, bejchäftigte ji) in erfter Linie mit den Mängeln des 
Srappihaftsweiens und den auf verichiedenen Gruben erfolgten Maß- 
regelungen, bejchloß aber, daß man fich nicht zu einem Streik provo— 
— laſſen dürfe. Hinſichtlich der arena} der Bergwerke billigte 

ie Berfammlung die eine joldhe befürmortenden Ausführungen des Refe- 

renten Hué im Gegenjage zu der früher eingenommenen Haltung. Der 
Antrag auf Einführung der Kranfenunterftügung wurde abgelehnt, die 
Schaffung einer Arbeitslofenunterftügung dagegen grundfäglich beichlojjen. 
An rg des verjtorbenen Möller wurde Sad zum 1. Borjigenden 
gemählt. 

Auch die 14. Generalverjammlung, die am 1./3. Juni 1903 in 
Zwickau beriet, beſchäftigte ji mit den jchon erwähnten Bergarbeiter- 
ſchutzmaßregeln und forderte eingreifende Schritte gegen die Wurmkrankheit. 
Nach — Debatte wurde die Einführung der Arbeitsloſenunterſtützung 
bis zur Dauer von acht Wochen endgültig beſchloſſen bei einer Erhöhung 
des Beitrages auf wöchentlich 20 Pf. Zu Redakteuren des Berbands- 
blattes wurden O. Hué und A. Leimpeters gewählt. Bemerkenswert iſt, 
daß die Verſammlung von dem Redakteur Goldſtein im Namen der ſozial— 
demokratiſchen Partei begrüßt und durch den Vorſitzenden hierfür der 
Dank ausgeſprochen wurde. 

Die am 22./24. Mai 1904 in Stadthagen abgehaltene 15. General— 
verfammlung erfannte da3 Bedürfnis einer weiteren Beitragserhöhung 
von 20 auf 30 Pf. an, trug jedoch mit Nüdficht auf die dagegen bejtehende 
Abneigung, die ſich jchon im abgelaufenen Jahre * Austritt von 
1607 Mitgliedern gezeigt hatte, Bedenken, fie ſofort einzuführen, und 
beichloß, zunächſt eine Agitation dafür einzuleiten. Der „Bergarbeiter- 
zeitung“, die bisher eine Seite mit polnifhem Texte gebracht hat, joll 
eine bejondere polniſche Beilage gegeben merden. Ihre Haltung wurde 
inſofern bemängelt, als Hué ſich gegen Beibehaltung der Maifeier aus— 
geſprochen hatte; die Verſammlung erklärte, daß ſie ih dieſer Auffaffung 
nicht anfchließe. Die Hauptgegenftände der Verhandlung waren die Knapp- 
Ihaftsreform, das Reichsberggeſetz und die Einrichtung von Wrbeits- 
fammern nebjt einem Reichsarbeitsamte, die Vorbereitung von forpora= 
tiven Arbeits- (Tarif-) Verträgen; in eingehenden Rejolutionen wurden 
bieje Forderungen begründet. Endlich betonte man den Wert der inter- 
nationalen Bergarbeiterbewegung. 


Der im Januar 1905 ausgebrochene große Streif im Ruhr- 
gebiete hatte zum —— mit den übrigen Bergarbeitervereini— 
gungen und zu einer gewiſſen gemeinſamen Organiſation geführt, die 
an anderer Stelle!) zu behandeln iſt. Naturgemäß ſpielten biete Vorgänge 
auf der am 10./15. Juni 1905 in Berlin abgehaltenen 16. General- 
verfammlung eine große Rolle und führten zu lebhaften Debatten. Aber 
die große Mehrheit bi igte da3 Verhalten des Borjtandes, und ein Antrag, 
die Beitimmung de3 Statuts: „Diskuſſionen über parteipolitiihe und 
religiöje Fragen find innerhalb des Verbandes jtreng unterjagt”, dahin 
zu ändern, daß e3 nur heißen folle: „möglichſt zu vermeiden“, erhielt von 
den indgejamt vertretenen 150 nur 10 Gtimmen. Dagegen fand 
die von Leimpeter3 auf dem a Gewerkſchaftskongreſſe in Köln eine 
enommene Haltung gegen die Maifeier ftarfen Widerjpruch, obgleich 
chließlich ein Tadelsantrag mit 96 gegen 36 Stimmen abgelehnt und 
vielmehr bejchlofjen wurde, daß Die ann mit der damal3 von 
Bömelburg abgegebenen Erflärung?), die dahin ging, daß man einjtweilen 
den in Amjterdam gefahten Beſchluß befolgen, aber dahin wirken wolle, 
daß der nädjite internationale Kongreß jid) von neuem mit der Trage 
beichäftige, ihr Einverftändnis ausſpreche. Den Schwerpunkt der Ber- 
handlungen bildete die Stellung zum Streif. Ein vom Borftande vor— 
gelegtes GStreifreglement wurde angenommen. Die Berggejeßvorlage der 
preußiichen Regierung wurde in einer ausführlichen Rejolution für völlig 
ungenügend erklärt und die reich3gejegliche Regelung gefordert. Hin— 
fihtlidy der internationalen Bergarbeiterfongrejjie fam eine jtarfe Miß— 
ftimmung gegen die Engländer zum Wusdrude, an deren Widerftande 
bisher die Errichtung eines internationalen Sefretariat3 gejcheitert war. 


Der Berbandsbeitrag wurde von 20 auf JO Pf. wöchentlich erhöht 
und die Einführung einer Kranfenunterjtügung von wöchentlich EM. 
le eine Erhöhung der Arbeitslojenunterjtügung dagegen ab— 
‚gelehnt. 

An Verbindung hiermit wurde eine allgemeine Revifion der 
Sapungen vorgenommen und dabei mit Rüdjicht auf nicht deutſche, 
in3bejondere polnijche Mitglieder der Name des Verbandes in „Verband 
der Bergarbeiter Deutſchlands“ umgeändert. 


Nach der jegt mafgebenden Faſſung der Sagungen iſt der Zweck des Verbandes: 
Bahrung und Förderung der materiellen unb geiltigen Intereſſen feiner Mitglieder auf 
Grund * Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869, unter Berückſichtigung aller ſpäter dem 
Geſetze gegebenen Faffungen, und aller anderen einfchlägigen Sozialgefege, einfchließlich ber 
Berggefeggebung. 

Diefer Zwed fol erreicht werben durch: 1. Aufflärung und Bildung der Mitglieder 
und Pflege ber Solibarität und be3 gefelligen Verlehrs berjelben in ben Zahlftellen, durch 
Abhalten regelmäßiger Berfammlungen und Veranftaltung von Vorträgen; 2. Errichtung 
von Kcbeitänahweiten; 3. Beranftaltung von ftatiftifchen Erhebungen über die Lage ber 
Arbeiter ber am Berband beteiligten Berufe; 3. Gewährung von unentgeltlihem Recht» 
ihug in gemwerblihen und fonftigen Streitigkeiten, welche fid) auf dad Unfallverficherungss, 
Haftpflicht, Invaliden- und Krankenverſicherungsgeſetz beziehen ober in melde bie Mit- 
glieder infolge ihrer VBerbandstätigfeit geraten, wie auch bei Anklagen wegen Berfehlungen 
gegen 8 153 ber Gewerbeordnung. 

Ferner kann die Berbandäleitung, fofern bie jeweiligen Kaffenverhältniffe folches 
geftatten, Unterftügungen gewähren und zwar: 1. folden Mitgliedern, welche für ihre 
Tätigkeit für ben Verband ober wegen ihres Eintretens für Aufrechterhaltung beftehender 


) Bgl. ©. 352. 2) Ryl. ©. 76f. 


Arbeitäbebingungen, fowie infolge Ausfperrung oder Wrbeitseinftellung arbeitslos werben; 
2. in folchen Notfällen, welche durch Krankheit des Mitgliebs herbeigeführt werben; 3. arbeits" 
lofen Mitgliedern am Orte ober auf ber Reife; 4. beim Sterbefall des Mitgliedes oder 
deffen Ehefrau. 

Beitrittsberehtigt ift jeber Arbeiter, der auf Bergwerlen und dazu gehörigen 
Nebenanlagen (Kolerei, Schwelerei, Brilettfabrif, chemiſche Fabriken ufmw.) oder auf Hütten- 
werfen bejchäftigt ift oder war und das Statut anerfennt. Wer einer Organifation an- 
ehört, die nicht der Generallommilfion angejdjloffen ift, kann nicht Mitglied des Berbandes 
Be Snvalide und Perfonen über 50 Jahre können nicht Mitglieder werben. Der 
Beitrag beträgt wöchentlih 40 Pf.; bei bejonderer Beranlafjung kann der Vorſtand Ertra- 
beiträge ausjchreiben. Als Gegenleiftung erhalten die Mitglieder das Verbandsorgan, bie 
„Bergarbeiterzeitung“, Rechtsſchutz, ſowie die oben genannten Unterftügungen nad) Ermefjen 
des Borftandes und näherer Vorjchrift der Sapungen. Diskuſſionen über parteipolitiiche und 
religiöfe Fragen find innerhalb des Verbandes ftreng unterfagt. Die Generalverfamimlungen, 
die alle zwei Jahre ftattfinden, beftehen aus Bertretern, bie auf je 1000 Mitglieder gewählt 
—— Bei wichtigen Veranlaſſungen kann die Verbandsleitung eine Urabſtimmung ver- 
anſtalten. 


Die 17. Generalverſammlung wurde am 5./9. Mai 1907 in Dort— 
mund abgehalten. In dem erftatteten Berichte wird bemerkt, daß infolge 
des großen Streif3 60000 neue Mitglieder beigetreten jeien, doch jeien 
davon nur 24378 geblieben. Im Jahre 1906 habe jogar anfangs ein 
NRüdgang von 3000 Mitgliedern ftattgefunden, der aber in der zweiten 
Hälfte de3 Jahres mehr als audgeglichen jei, jo daß das Jahr mit einem 
Mitgliederbeftande von 110247 abgejchlofjen habe. In dem Berichte wird 
es aufs jchärfite getadelt, daß nicht der Grundjaß der religiöjen Neutralität 
ftreng gewahrt, vielmehr der Glaubenzftandpunft verhöhnt und verjpottet 
merbe. Auch die Außerung Legiens auf dem Kölner Gewerkichaftstongreije!) 
wird zu diefen Berfehlungen gezählt; man müſſe mit den chriftlichen 
DOrganijationen durchaus zufammengehen, um nicht den gemeinjamen 
Gegnern in die Hände zu arbeiten. Eine Verjchmelzung jei an ſich 
wünſchenswert, aber zurzeit nicht zu erreichen. An Streils jind 1905 
226888 Mitglieder mit einem Lohnausfall von 11361209 M. und einer 
Gejamtausgabe von 1864833 M., 1906 11269 Mitglieder mit einem 
Lohnausfall von 1173326 M. und einer Gejamtausgabe von 651503 M. 
beteiligt gemejen.?) 

Der erjte Gegenftand der Tagesordnung war ein neue Streik— 
reglement, das nach ausgedehnten Verhandlungen bejchlojjen wurde. 


Aus demfelben ift folgendes hervorzuheben: Forderungen an bie Werlöverwaltungen 
dürfen erjt erhoben werben, wenn ber Werbandsvorjtand feine Genehmigung erteilt hat. 
Handelt es fi dabei um Angriffsftreils, fo ift diefem ſechs Wochen vorher Mitteilung zu 
machen. Bei Abwehrſtreils beträgt die Friſt 24 Stunden. Wo andere Organifationen 
in Frage lommen, hat man ſich über deren Nuffaffung zu unterrichten, ev. follen mit ihnen 
Verhandlungen ftattfinden. Die Abftimmung über den Streik erfolgt bei befchräntter An- 
Kr der Beteiligten durch dieſe felbft, andernfall3 durch gewählte Vertreter. Bor ber Ab- 

immung hat ber Zeiter ber Berfammlung auf die gefeglichen und vertraglichen Beftimmungen 
über Kontraftbruh und das Streikreglement hinzumeifen. Der befchloffene Streit 
bedarf der Genehmigung be3 Vorftanded. Bevor biete erteilt ift, darf unter feinen lIm- 
ftänden die Mrbeit niedergelegt werben. Für nicht genehmigte Streils wirb aus Berbanbs- 
mitteln feine Entfhädigung gezahlt. Der Borftand hat bei feinem Beſchluſſe bie Geichäfts- 


1) Bol. ©. 78. 

2) Nach Ungabe des Berichtes waren im Jahre 1905 im deutſchen Bergbau insgefamt 
661310 Arbeiter beichäftigt, davon 468626 unterirbifch, dagegen 181634 männliche und 
11041 weibliche über Tage. Bon ber Gejamtzahl entfielen 493308 auf den Steinkohlen- 
bergbau, 54969 auf den Braunfohlenbergbau, 18181 auf den Salzbergbau und 93062 auf 
den Erzbergbau. 
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lage in Betracht zu ziehen und zu berüdfichtigen, ob zur Durchführung bes Streils bie er- 
forderlihen Mittel vorhanden find ober beidajft werden lönnen. Die Höhe ber Unter 

ng beträgt wöchentlich 12 M. für verheiratete, 10 M. für ledige Mitglieder mit einem 
Zuſchuſſe von IM. für jedes Kind, Für die eriten vier Tage wird nur bei Ausfperrungen, 
nicht bei Streild Unterftügung gezahlt. Die letztere ift von Mitgliedern, die die Arbeit wieder 
aufnehmen, bevor ber Streik feitens des Verbandes für beendigt erflärt if, zurüdzuzahlen. 
Wer ſich weigert, eine ihm zugeiwiejene andere Arbeit zu übernehmen oder Streilpoften 
zu ftehen, erhält keine Unterftügung. 

Bei den Verhandlungen wurde von den verſchiedenſten Rebnern betont, 
daß man den jog. wilden Streiks mit allen Mitteln entgegentreten müſſe. 

Berner wurde über den Stand der Berggejeggebung, die Sicherheit 
der Gruben und die Grubeninjpeftion beraten. Eine einftimmig an— 
genommene Rejolution forderte ein Reichsberggeſetz und bezeichnete 
al3 notwendig: 

1. Höchſtdauer der Schicht acht Stunden; 2. Beſchränkung auf ſechs Stunden in naffen 
Gruben und folden mit mehr als 28 Grad Wärme; 3. Einberechnung ber Seilfahrt in 
die Schichtdauer; 4. grundbfägliches Verbot von Überſchichten; 5. Verbot aller fyrauenarbeit 
im Bergbau; 6. Erhöhung des Krankengeldes; 7. Reform des Knappſchaftsweſens; 8. Freie 
Arztwahl; 9. Einführung von Grubenkontrolleuren, bie von den Wrbeitern zu wählen jinb. 


Bei der Debatte erklärte der Referent Hué die Unternehmeriyndilate 
für eine voll3wirtjchaftliche Notwendigkeit. Die Syndifate jegten Mindeit- 
preije fejt, die Arbeiter forderten Mindeftlöhne. Bei Bemeſſung der erjteren 
müßten die leßteren al3 bejtimmender Faktor einbegriffen werden. Die 
Zeit jei vielleicht näher, al3 man glaube, daß man mit dem SKohlen- 
ſyndikat in ein Vertragsverhältnis zur Lohnregulierung eintreten werde. 
Bon allen Rebnern wurden die jchwerjten Angriffe ge en die Beitimmung 
des neuen preußiſchen Knappſchaftsgeſetzes erhoben, daß die Berginvaliden 
nicht mehr wahlberechtigt jeien, da hierdurch der Arbeiterſchaft die einzige 
Möglichkeit entzogen jet, wirtjchaftlich unabhängige Vertreter zu wählen. 
Es wurde befehloften, die Maifeier auch künftig möglichjt Durch Arbeits» 
ruhe zu begehen; aber der Verband lehnt es ab, gegen etwaige Maß- 
regelungen einzutreten. Ein Zujammenarbeiten mit den übrigen Organi- 
jationen ſoll auch ferner ftattfinden, doch joll nicht wieder, iwie bei dem 
großen Streik, eine gemeinjame Kafje geführt werben. 


Wie oben mitgeteilt, hat der Verband 1890 in Halle a.©. einen 
nationalen Bergarbeiterfongreß veranftaltet; ein zweiter wurde 
1899 in Dortmund im Anſchluß an die Generalverfammlung abgehalten. 
Diefe Kongreſſe wurden einberufen, weil man mit Rüdjiht auf das 
Bereinsgejeg glaubte, in der Generalverfammlung politifche Fragen nicht 
berühren zu dürfen. Die Kongreije wurden tatjädhlih von denſelben 
Perſonen beſucht mie die Generalverfammlungen und unterjchieden jich 
nur formell von ihnen dadurd, daß die Vertreter in öffentlichen Berg- 
arbeiterverfammlungen gewählt wurden. Nachdem mit dem 1. Januar 
1900 das PBerbindungsverbot bejeitigt war, lag feine Veranlafjung mehr 
vor, Bergarbeiterfongrejje abzuhalten; fie haben deshalb jeitdem nicht 
mehr ftattgefunden. 
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Die äußere Entwicklung des Verbandes ergibt ſich aus folgenden 
Biffern:!) 














Jahr anti Einnahme Ausgabe 
M. mM. 

1398 | — 11 503 11 074 21428 
1894 5806 11 797 14 765 47459) 
1895 | 6 144 14 150 12 321 6574 
1396 | 7420 | 20.990 13 305 7685 
1897 21020 41 162 33 293 23 554 
1898 || 27800 57 841 63 034 38 161 
1399 | 33 170 80 962 67 577 56 546 
1900 36410 | 215140 151 264 86 396 
1901 | 38042 | 261228 | 192968 127 032 
1902 | 4827% | 333 303 | 236.396 260 184 
1908 | 69038 | 481400 397 928 438 952 
1904 | 80672 695 019 440 201 734 901 
1905 | 105 060 1265 558 786845 | 1296445 
1906 110 247 1670639 | 1644891 | 1252645 
1907 | 111476 | 1777845 | 1056781 2 000 494 





| 

Bon den 111476 Mitgliedern entfielen 77713 auf das Ruhrgebiet, 2754 auf Braun- 
ſchweig, Hannover und Schaumburg-Lippe, 8341 auf Provinz Sadjen, Thüringen und Alten- 
burg, 1375 auf Provinz Brandenburg, 5874 auf Niederſchleſien, 2288 auf Oberſchleſien, 
785 auf das Wurmgebiet und das Kölner Braunfohlengebiet, 890 auf dad Saargebiet und 
Lothringen, 1787 auf Bayern, 9476 auf Königreih Sadjen und 193 auf Heilen-KRafjel 
Bon ben Yusgabepoften für 1907 find hervorzuheben: 224843 M. für Ortövergütungen, 
21128 M. für Verwaltungstoften, 98029 M. für NAgitation, 66060 M. für Sterbegelder, 
23697 M. für Gemaßregeltenunterftügung, 98739 M. für Streifunterftügung, 16200 M. 
Streikunterftügung für andere Verbände, 5656 für Wrbeitälofenunterftügung, 236475 M. 
für Kranlenunterſtützung, 56845 M. für Rechtsſchutz. 


3. Gewerkverein der deutſchen Bergarbeiter (Hirſch-Duncker)). 


Einer der erſten der von Max Hirſch im Jahre 1868 ins Leben 
eruſenen Gewerkvereine war derjenige der Bergarbeiter in Laurahütte 
(Oberätefen gemwejen, aber der mihlungene Waldenburger Streik hatte 
eine Auflöjung herbeigeführt.*) Nicht günftiger war das Scidjal eines 
fpäter gegründeten Gewerfvereins der Berg- und Grubenarbeiter in Geljen- 
firhen. Beide Vereine hatten eingejchriebene Hilfskaſſen bejejjen; aber 
es jcheint, al3 ob dieje bei den bejonderen Berhältnijjen im Bergbau, wo 
die betreffenden Aufgaben von der Knappſchaft geleiitet werden, nicht 
am Plate jind. Daneben haben perjönliche Streitigkeiten eine Rolle 
geipielt; auch fehlte den Leitern Die nötige Erfahrung. 

Dieje Streitigkeiten hatten auch zur Folge, daß — dem G.⸗V. der 
Berg- und Grubenarbeiter ein neuer G.-V. der deutjchen Bergarbeiter ge- 


1) Für die Zeit von 1893 bzw. 1894 find nad Mitteilung des Verbandsvorſtandes 
feine genauen Zahlen zu bejchaffen. Hus behauptet, wie oben (S. 328) erwähnt, daß ber 
Verband 1891 46300, 1892 37700, 1893 11174, 1894 10980 Mitglieder gehabt babe, 
bezeichnet aber feine Quelle diejer Ziffern, die für 1893 und 1894 mit den hier mitgeteilten 
Angaben des Berbandsvorftandes im Widerſpruch jtehen. 

?) Der ftarte Rüdgang gegen 1893 erflärt fi daraus, da durch den Konkurs bes 
von dem Berbande gegründeten Konjumvereind 16000 M. verloren gingen. 

2) Das Material verbante ich dem Borfisenden, Herrn B. Hammader in Oberhaufen. 

4) Bol. ©. 4. 


—— 


— wurde. Beide Vereine beſtanden mehrere Jahre nebeneinander, 


is der erſtere ſich 1896 auflöſte und der letztere als einzige Organiſation 
übrigblieb.!) 

Er bezwedt nad jeinen Sapungen ben Schu und die Förderung der Rechte und 
Intereffen feiner Mitglieder auf gejeplihem Wege mit Ausſchluß aller politifhen und 
religiöjen fragen. Diefer Zweck ſoll hauptſächlich erreicht werden: 1. durch Erzielung möglichſt 
ünftiger Lohn“ und Mrbeitöbedingungen; 2. durch Gewährung von Rechtsſchutz in Streiti 
eiten, welche aus bem Lohn- und Wrbeitöverhältnis und der Knappſchaft, ſowie Unfall, 
Alters- und mvalidenverfiherung hervorgehen; 3. durch Gewährung von Unterſtühun 
bei Urbeitslofigfeit, bei Maßregelungen, fowie in Srantheits- und Gterbefällen; 4. bu 
Vörderung der allgemeinen Bildung; 5. durch Pflege der Gejelligkeit unter den Mitgliedern 
und deren Familien; 6. durch Herausgabe des Vereinsorgans „Der Bergarbeiter‘; 7. burd) 
Zugehörigkeit zum Berbande der beutjchen Gemwerfvereine (Hirſch-Duncker). 

Auch andere als die hier aufgeführten Einrichtungen können durch Beſchluß der General- 
verfammlung eingeführt werden, infofern fie dem ftatutgemäßen Zwecke entſprechen. 

Der Verein hat in jeinen Sapungen bejtimmte ſozialpolitiſche Forderyngen als „Iei» 
tende Grundſätze“ aufgeftellt, insbeſondere 1. ausreichenden Wrbeitslohn; 2, Verbot von 
Abzügen von dem bedungenen Lohne; 3. möglichſte Beſeitigung der Sonntagsarbeit; 4. Ber 
fhräntung ber Arbeitszeit in ben Gruben auf adjt Stunden, einſchließlich Ein- und Aus— 
fahrt, und auf zehn Stunden über Tage; 5. Beſchränkung der gewerblicdyen Arbeit für Un— 
erwachjene; 6. Erledigung von Streitigleiten durch paritätifche Schieds- und Einigungsämter., 

Zur Mitgliedfchaft berechtigt ift jeder Bergmann ohne Unterfchied des Alters, ebenjo 
Berfonen anderer Berufe, wenn am Orte ein Ortsverein des betreffenden Berufes nicht 
befteht. Der Beitrag beträgt wöchentlich 35 Pf. für den Ruhrbezirk, 30 Pf. für alle übrigen 
Bezirke. In die Generalverfammlung haben bie Ortövereine für je 100 Mitglieder einen 
Abgeorbneten zu entjenden. Bei wichtigen ra pe insbeſondere Ausfchreibung 
außerordentlicher Beiträge ift eine Urabjtimmung aller Mitglieder vorzunehmen. Bei Streitig- 
feiten mit ben Wrbeitgebern, welche zur Ausſperrung geführt haben, hat der Ortsausſchuß 
einen Ausgleich zu verſuchen. Hat berfelbe feinen Erfolg, fo hat er eine Entfcheibung 
zu treffen, von deren Befolgung die Zahlung von Streilunterftügung abhängig if. Währt 
die Ausſperrung über vier Wochen, jo hat ber Hauptvorftandb zu enticheiden. Ähnliche 
Vorſchriften find für Streils getroffen; fein Mitglied ift berechtigt, eigenmächtig die Urbeit 
einzuftellen. Bei berechtigten Beſchwerden gegenüber Wrbeitgebern, Behörden und Publikum, 
die ſich auf das Arbeitsverhältnis beziehen, wird Rechtsſchutz gewährt. Der Verein mill 
das Bildungs- und Genoſſenſchaftsweſen fördern. 


Der Verein gewährt Unterjtüßungen bei Wrbeitslojigfeit, ſowie bei 
Streifs und Maßregelungen. Er bejigt eine bejondere Kranken- und 
Gterbefajje, der etwa die Hälfte der Mitglieder angehören. Verbands- 
2 > „Der Bergarbeiter‘. Der Berein hat zwei bejoldete Beamte 
angejtellt. 

Das Wachstum des Vereins, der mit 30 Mitgliedern gegründet wurde, 
war in den eriten Jahren jehr langjam, jo daß die Mitgliederzahl Ende 
1904 erſt 597 betrug. Seitdem ift die Zunahme rajcher vor jid) 
gegangen: Ende 1905 war die Mitgliederzahl auf 2189, am 1. April 
1 auf 2673 in 66 Örtövereinen gejtiegen. Der VBermögensbejtand 
betrug 31000 M. 


A. Gewertverein hriftliher Bergarbeiter Deutichlands. 


Der alte Verband hat jein Ziel, alle Bergleute zu einer einheitlichen 
Organijation zuſammenzufaſſen, nicht erreiht. Ein Grund für Diefen 
Mikerfolg liegt zweifellos in dem Umſtande, daß er ſich von einer Be- 
rührung mit der Sozialdemofratie nicht in dem Maße ferngehalten hat, 
wie jein Programm e3 erforderte. Daß das im Beginn feiner Tätigkeit 


1) Ein Sig des Berbandes ift in ben Sapungen nicht angegeben; bie Geſchäftsleitung 
befindet fich in Oberhaufen. 
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zutraf, iſt, wie oben mitgeteilt, von einem ſeiner Führer ſelbſt anerkannt, 
aber auch in der ſpäteren Periode hat er nicht alles vermieden, was Anſtoß 
erregen mußte, wobei nur an die Begrüßung durch die ſozialdemokratiſche 
Partei in Zwickau erinnert werden ma ganz abgejehen davon, daß 
die Zugehörigkeit zu dem Gejamtverbande „freien Gewerkſchaften 
ihm den Stempel eines engen Zujammenhanges mit der Sozialdemofratie 
aufdrüdte. 

Noch weniger ift ed den Hirſch-Dunckerſchen Gewerkvereinen gelungen, 
die anerfannte Bertretung aller Bergleute zu werden. Da3 war jchon 
dadurdy unmöglich gemadt, daß durd) den Never alle Arbeiter aus- 
eichlojjen waren, die jozialdemofratiihen Anfichten huldigten, ganz ohne 
Rüdticht darauf, ob jie dieje innerhalb des Vereins zur Geltung brachten, 
oder nicht. Übrigens ift ihr geringer Erfolg gerade unter den — 
wohl auch — zurückzuführen, daß ſie in der Offentlichkeit als Vertreter 
nicht allein des politiſchen, ſondern auch des religiöſen Liberalismus galten, 
die Bergarbeiter aber, ſoweit ſie nicht der Sozialdemokratie ———— 
insbeſondere auf religiöſem Gebiete mehr konſervativen Anſchauungen zu- 
neigen und unter dem Einfluſſe der dieſer Richtung angehörenden Geiſt— 
fihen ftehen. So war e3 natürlih, daß ſich eine dritte Organijation 
bildete, deren Träger die katholiſchen und evangelifchen Knappenvereine 
waren. 

Den äußeren Anlaß gab der am 14./18. Mai 1894 in Berlin ab- 
ehaltene internationale Bergarbeitertongreß, auf dem die von dem „alten 
Berbande“ entfandten 6 Abgeordneten al3 Vertreter der gejamten deutjchen 
Bergarbeiterjchaft auftraten und einer im fozialiftiihen Sinne gehaltenen 
Rejolution zuftimmten. 

Auf Anregung des fpäter noch mehrfach zu erwähnenden Bergmanns 
Auguft Bruft erließ der chriftliche Arbeiterverein in Ejjen eine Einladung 
an Nimtfiche fatholifhen Knappen- und Arbeitervereine des Kreijes Ejjen 
zu einer am 3. Juni 1894 abzuhaltenden Verſammlung, um einerjeits 

egen das Borgehen des „alten Verbandes” zu protejtieren und anderer» 
Peits wegen Wahrung und Förderung der mirtjchaftlihen Intereſſen der 
Bergleute auf riftlicher und gejeglicher Grundlage zu beraten. In der Ber- 
fammlung, die am bezeichneten Tage in Ejjen jtattfand, und an der aud) 
einige evangelijche Arbeitervereine teilnahmen, wurde der beantragte Proteit 
beſchloſſen und zugleich eine Kommiſſion eingelet, „um die Maßnahmen 
a erwägen, mit denen die wünjchenswerte Beſſerung der bergmännijchen 

erhältniffe auf chriſtlicher und gejegliher Grundlage möglich ift“. 

Auf dem Verbandäfeite in Borbed am 10. Juli 1894 wurde darauf 
zanem daß doch gerade die englifchen trade unions Gegner der 

ozialdemofratie feien und in Berlin die jozialiftiiche Forderung der 
Verſtaatlichung der Bergmwerfe zu Falle gebradjt en momit die An— 
regung verknüpft wurde, „ſich nad) dem Mufter der engliichen Gewerk— 
vereine zu organifieren“.t) Eine eingejegte Kommilfion erhielt den Auf- 
trag, die Austührung de3 Planes in die Hand zu nehmen und zu diefem 
Zwecke mit den evangelifchen Knappenvereinen Fühlung zu ſuchen. Die 
eingeleiteten Verhandlungen hatten den Erfolg, daß am 26. Auguft 1894 
auf ber Rothenburg bei Eifen ein Delegiertentag der katholiſchen 
und evangelijhen Snappenvereine des DOberbergamts- 


1) Ehriftlich-foziale Blätter, 1894, ©. 326, 
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bezirt3 Dortmund ftattfand, an der auch die geijtlichen Führer beider 
Richtungen, insbejondere Dr. Oberdörffer, der Herausgeber der „Kölner 
Korrejpondenz‘, de3 Organs der katholiſchen Arbeitervereinspräfides, und 
lic. Weber, der Vorſitzende des Gejamtverbandes der evangelifchen Arbeiter- 
bereine, teilnahmen. Die von 424 Wbgeorbneten als Vertretern bon 
182 Vereinen mit 30000 Mitgliedern bejuchte Verſammlung faßte eine 
Rejolution, durch welche die gemwerfichaftliche —— der chriſtlichen 
Bergarbeiter des nieberrheinifähemeitfälilchen Kohlenrevierd für erforderlich 
erflärt und zugleich ein vorläufige Statut angenommen wurde Ein an 
den Kaijer gejandtes Huldigungstelegramm wurde freundlich beantwortet. 
In der am 28. Oftober 1894 in Eſſen abgehaltenen fonftituierenden Ber- 
jammlung wurde dann der „Gewerkverein chriſtlicher Berg— 
arbeiter für den Oberbergamtöbezirt Dortmund” endgültig 
begründet. 

In der Verſammlung war aud die Bergbehörde und die Sinapp- 
ihaftsdirektion vertreten, ohne ſich jedoch an den Verhandlungen zu be- 
teiligen. Der Hauptgrund der Unzufriedenheit der Bergleute lag in ihrer 
ungenügenden Beteiligung an der Verwaltung der durch ihre Beiträge 
unterjtügten — — Nach einer gehaltenen Umfrage 
hatten von 88 Zechen des Oberbergamtsbezirks Dortmund nur 26 ent- 
iprechende Beitimmungen; auf 34 Zehen gejchah die Verwaltung und die 
Berteilung der Gelder ganz nad) dem Ermejjen der Grubenverwaltungen. 
Das Statut des neu gegründeten G.-V. betonte deshalb dieſe Forde- 
rung, ftellte aber neben jie noch einige andere Punkte. 

Als allgemeiner Zwed wird bezeichnet „Die Hebung der moralifchen und fozialen 
Zage ber Bergarbeiter auf chriftliher und gejeglicher Grundlage und Anbahnung und 
—— einer friedlichen Übereinkunft 2* Arbeitgebern und Arbeitern“. Ins⸗ 
beſondere wird erftrebt: „L. Die Herbeiführung eines gerechten Lohnes, welcher dem Werte 
der geleifteten Arbeit und ber durch dieje Arbeit bedingten Lebenshaltung entjpricht; 2. die 
Einſchränkung der Schidhtdauer, ſoweit ſolche zum ——— von Geſundheit, Leben und Familie 

eboten iſt; 3. ein Mitbeſtimmungsrecht über die rwendung der in die Bechenunter- 
üsungstaffen fließenden Beiträge; 4. eine Vermehrung der Kontrollorgane zur Über- 
wahung der Durchführung der bergpolizeilihen Vorſchriften unter Hinzuziehung praktifch 
erfahrener Bergleute; 5. eine zeitgemäße Reform des Knappſchaftsweſens. 

Als Mittel zur Erreihung diefer Bivede find angegeben „Verhandlungen zwiſchen 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern in Lohnfragen und bei berechtigten Wünſchen und Be— 
ihmwerden, Eingaben und Petitionen an die Werfverwaltungen, Bergebehörden, Regierung, 
Parlamente, belehrende und bildende Vorträge auf dem Gebiete ber Berggefepgebung, des 
Bergbaues und der Beftrebungen ber Bergarbeiter in anderen Revieren und Ländern“. 

Der Verein ſteht treu zu Kaiſer und Reich und fchließt im übrigen die Erörterung 
fonfejjioneller und politiiher Parteiangelegenheiten aus. Durch den Eintritt belennt ſich 
jedes Mitglied ald Gegner der fozialdemokratifhen Grundfäge und Beftrebungen. Neben 
den ordentlichen gab es Ehrenmitglieder. 

Jeder Bezirk wählt auf je 100 Mitglieder ein Ausſchußmitglied; bie Gefamtheit ber 
letzteren bilbet die Generalverfammlung und wählt den Bentralvorjtand, der aus 16 Mit- 
gliedern bejteht, und zwar je 8 aus den beiden Konfeffionen. Daneben wurde ein Ehren- 
rat eingejegt, der aus 5 Ausfhußmitgliedern (Bergleuten) und 4 Ehrenmitgliebern — 
beſondere Geiſtlichen beider Bekenntniſſe) beſteht. Seine Aufgabe war die Überwachung 
ber ganzen Geſchäfte und Erledigung von Anklagen, welche gegen Vorſtandsmitglieder er- 
hoben werden“. Im Borjtande wie im Ehrenrate findet Parität der Belenntniffe ftatt. 
Neben einem Eintrittögeld von 50 Pf. wird ein vierteljährliher Beitrag von 25 Pf. be- 
zahlt. Diejenigen Mitglieder, die wegen ihres Eintretens für die Intereſſen des G.V. 
ohne jonftigen Grund von der Zechenverwaltung entlafjen werben, haben Anjprudy auf Unter- 
ftügung aus der Vereinslaſſe, über deren Höhe ber Vorſtand nah den Mitteln derſelben 
und dem Grabe ber Bedürftigfeit entjcheibet. 

Obgleich der Verein, wie bemerkt, durchaus auf dem Boden fried- 
lihen BZujammenwirfens mit den Arbeitgebern jteht, jo jand er doch in 
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deren Freien die erbittertfte Feindſchaft, und da er gleichzeitig gegen die 
Sozialdemokratie den Kampf aufgenommen hat, jo hatte er große Schwierig- 
feiten zu überwinden. So ijt es denn auch erflärlich, daß, obgleich die 
182 Vereine, melde am 26. Auguſt 1894 in Eſſen vertreten waren, 
angeblid) über 30000 Mitglieder zählen jollten, und obgleid; am 28. Df- 
tober 1894 noch 137 Vereine teilnahmen, in der am 31. März 1895 
in Ejjen abgehaltenen außerordentlihen Generalverjammlung nur die Er- 
richtung von 100 Meldeftellen berichtet werden konnte, von denen 68 Liſten 
mit insgeſamt etwa 4000 Mitgliedern eingejandt hatten. Die Einnahme 
betrug bis dahin 1553 M. 75 Pf., da3 Vermögen: 865 M. 

Sn der am 16. Dezember 1895 in Alteneffen abgehaltenen erften ordent- 
lichen Generalverfammlung wurde mitgeteilt, daß die Mitgliederzahl ſich 
inzwifchen auf 5400 gehoben habe. Ein Sekretär im Nebenamte mit einer 
Vergütung von monatlich 30 M. ift angeftellt. Die Einnahme hat 4261 M., 
die Ausgabe 3929 M. betragen, leßtere einjchließlich eines belegten Be- 
trage von 1400M. In der 2. Generalverjammlung am 31. Januar 
1897 in Bochum betrug die Mitgliederzahl jchon 8270 mit 80 Anmelde- 
ftellen und 6000 M. Vermögen. 

Da der Berein das Bedürfnis empfand, jeine örtliche Beichränfung 
aufzugeben und jeine Wirkjamfeit auf ganz Deutjchland auszudehnen, 
jo berief er im Anjchluß an dieje Generalverfjammlung auf den 1. yebruar 
1897 in Bochum eine öffentliche Bergarbeiterverfammlung und einen 
„Delegiertentag KHriftlider Bergarbeitervereine Deutſch— 
lands“, an dem außer ben Vertretern des Vereins noch 2 Abgeordnete 
bed Verbandes der reichötreuen Sinappenvereine in Nieberjchlefien, 2 des 
Vereins gegenjeitiger Hilfe in Oberjchlejien, 6 aus dem Sauerlande und 
1 aus dem Sulztale teilnahmen. Die Gründung eines einheitlichen Berg- 
arbeitervereind für ganz Deutjchland fcheiterte vorläufig an dem Um— 
ftande, daß die beftehenden Einzelvereine zum Teil erhebliche3 Vermögen 
angefammelt hatten, da3 jie nicht aufgeben wollten, während die Bildung 
eines die Gelbitändigfeit der Einzelvereine nicht antaftenden Verbandes 
derjelben durch das preußiiche Vereinsgeſetz als verboten angejehen wurde, 
da nad) der herrichenden Auffafiung die von den Vereinen geübte Tätig- 
feit unter den Begriff der politijchen geftellt wird. Doc wurde die An- 
bahnung engerer Fühlungnahme beichlofjen. 

Die übrigen BVBerhandlungsgegenitände betrafen die Arbeit3zeit, die 
Sonntagdruhe, die Frauenarbeit, Schuß für Leben und Gejundheit ber 
Arbeiter, die Bildung von Wrbeiterausichüffen, da3 Kaſſenweſen und bie 
Lohnfrage. Man beichloh die Ausarbeitung einer an den bergbaulichen 
Verein einzufendenden Denktichrift, in der auseinandergejegt werden jollte, 
daß eine mwejentliche Lohnfteigerung nicht allein berechtigt, jondern aud) 
mit Rückſicht auf die Erträge der Gruben jehr wohl durchführbar jei. Die 
Denkichrift!) wurde ausgearbeitet und abgejandt, aber ber bergbauliche 
Verein beftritt nicht allein feine eigne Berugnis, in die Lohnfrage ein- 
zugreifen, jondern aud) die Legitimation des Gemwerfvereind, und verwies 
die Arbeiter auf Verhandlungen mit den einzelnen Zechen. 

Obgleich in Bochum da3 Ziel, eine einheitliche chrijtliche Bergarbeiter- 
organifation für Deutjchland zu fchaffen, nicht erreicht war, jo beichloß 
trogdem der Verein in feiner außerordentlichen Generalveriammlung vom 





1) Gie ift in Nr. 2 des „Bergfmappen” von 1897 veröffentlicht. 


= Bi — 


27. Zuni 1897, den Namen: „Gewerkverein chriſtlicher Berg- 
arbeiter Deutjchland3” anzunehmen. 

Der Delegiertentag hatte eine jtarfe Anregung der Bergarbeiter hervor- 
gerufen, die jich darin zeigte, daß in der am 16. Januar 1898 in Geljen- 
firhen abgehaltenen 3. Generalverjammlung ein Wachstum der Mitglieder- 
zahl auf 21439 in 103 Bahlitellen und des Vermögensbeſtandes auf 
12682 M. berichtet werden konnte. 

Daß der Verein auf „Anbahnung und Erhaltung einer friedlichen 
Übereinkunft zmwijchen Arbeitgebern und Arbeitern‘ bedacht jein wollte, 
war in den Statuten ausgejprodyen, und daß das nicht etiva nur eine 
Redensart war, jondern daß die herrjchende Grundſtimmung dahin ging, 
die Werföbejiger würden jo friedliche, patriotijche und fromme Arbeiter 
grundjäglich anders behandeln, al3 die böjen Sozialdemokraten, war recht 
draftiich zum Ausdrud gelangt durd) den bei der Gründungsverfammlung 
gejtellten, wenngleich nicht angenommenen Antrag, die in dem Saßung3- 
entwurf vorgejehene Gemaßregeltenunterftüßung Fallen zu lajjen, da doc 
hriftlihhe Bergleute nicht gemaßregelt werden würden. !) 

Hiernach und nad) dem Charakter der führenden Berjonen kann e3 
feinem Zweifel unterliegen, daß die Nbjicht eines Gegenjages gegen die 
Grubenbejißer anfangs völlig ausgejchlojjen war; wurde doch von den 
Vertretern einer entjchiedeneren Haltung gerade darin der Hauptmangel 
des Vereins gejehen, indem man jogar jo weit ging, die leitenden Perſonen 
u verbädtigen, daß jie unter dem Einflujje der Regierung und der 
— * ſtänden. Daran wird auch dadurch nichts geändert, daß 
man in Bochum 1897 die Einrichtung einer Streikkaſſe ins Auge 
faßte, „um gegebenenfalls, wenn man den berechtigten Wünſchen der 
Arbeiter nicht entſpricht und alle ſonſtigen Mittel vergeblich ſind, durch 
den geſetzlichen Ausſtand eine Beſſerung der Lage zu erzwingen“;) denn 
man hatte trogdem jelbjt harten Zumutungen gegenüber die Ruhe bewahrt 
und war jo weit gegangen, daß man, al3 im Frühjahr 1897 auf der Zeche 
„Oſterfeld“ einige Mitglieder wegen ihrer Zugehörigkeit zu dem Vereine 
entlajjen waren, alſo diejem in jchroffiter Form der Fehdehandſchuh hin- 
geworfen und eine Provofation erfolgt war, die nur den Zweck haben 
fonnte, ihn zu einer Unbejonnenheit zu verleiten, dejienungeachtet von 
einem Streit abjah und jich darauf beichränfte, die Entlafjenen zu unter- 
jftüßen. Aber es ijt begreiflih, daß ſolche und ähnliche Vorgänge all- 
mählich einen Umſchwung der Stimmung bemwirften, und die friedlichjten 
Menjchen ſich überzeugen mußten, daß die Grubenbejiger den chriftlichen 
Berein in feiner Weile anders behandelten, al3 den „alten Verband“, 
wurden doc jelbit Forderungen, wie die Beteiligung von Arbeitern an 
ber Grubenaufjiht, die faſt die gejamte Preſſe als gerecht anerkannte, 
von dem bergbaulichen Verein mit der Begründung abgelehnt, daß ein 
Bedürfnis dazu nicht vorliege, während andere Eingaben einer Antwort 
überhaupt nicht gewürdigt wurden. 

Den eriten Anfap zu einer Stellungnahme des Vereins bot der am 
30. März 1898 ausgebrocdhene Streit am Piesberge, der zu leb- 
aften en im Reichstage führte und damit endigte, daß die 
— am 8. Juni 1898 die Stillegung der Gruben beſchloſſen. 


1) O. Müller: Die chriſtliche Gewerkfchaftsbewegung, S. 44. 
2) Aus dem Berichte über den Bochumer Delegiertentag vom 1./2. Februar 1897. 
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Der Verein unterftügte die Streifenden, von denen übrigen? nur ein 
Heiner Zeil jeine Mitglieder waren, mit 54267 M.; auch war jein Bor- 
jigender Brujt an den Unterhandlungen in erjter Linie beteiligt. Dies 
führte denn dazu, daß lic. Weber, der den Streif und da3 Auftreten von 
Bruft gemißbilligt hatte, nebjt dem zweiten evangelijchen Mitgliede, dem 
Kaufmann ag Ten aus dem Ehrenrate des Vereins austraten. Ja, die 
Folge diejer Streitigfeit war jogar der Verſuch einer Gegenorgani- 
jation. Am 7. April 1899 veröffentlichte nämlich ein Bergmann Für- 
fötter, der jeit einem Jahre eine „Evangeliiche Berg- und Hütten- 
arbeiterzeitung‘“ herausgab, eine Erklärung, durch melde mit der Be- 
peinbung, bak viele Bergarbeiter weder in dem alten VBerbande wegen 
eſſen ſozialdemokratiſcher Richtung, noch in dem chriftlichen Gewerk— 
vereine wegen deſſen „ultramontaner Allüren‘ ihre Befriedigung fänden, 
ur Gründung einer großen evangelijchen Organijation aufgefordert wurde. 
* einer Verſammlung des „Evangeliſchen Arbeitervereins München— 
Gladbach“ vom 10. April, in welcher Pfarrer Weber den Plan befür— 
wortete, wurde deſſen Unterſtützung beſchloſſen. Aber in der zum Zwecke 
der Gründung auf den 7. Mai nach Bochum einberufenen Verſammlung, 
in der ſich nur 30 Perſonen als Vertreter von 15 Vereinen eingefunden 
hatten, mußte man ſich überzeugen, daß der Gedanke einer Gegenorgani- 
jation feinen Boden fand; hatten dody am 16. April die 9 evangeliichen 
Borftandsmitglieder desjelben einen Protejt erlajjen, in welchem jie die 
Behauptung, daß innerhalb de3 Vereins ultramontane Propaganda ge- 
trieben werde, für völlig unberechtigt erklärten. So beichränfte man 
jih denn nad) einem Referate des Pfarrers Weber auf den Beichluß, 
der auch von dem anweſenden Vertreter des Gewerkvereins unterjtüßt 
wurde, einen lediglich zur Belebung des religiöjfen Bewußtſeins bejtimmten 
„evangeliihen Stnappenbund‘” ind Leben zu rufen. 

Die Haltung der gg sa gegenüber dem Verein war anfangs 
durchaus freundlich, ja, der Berghauptmann Täglichsbed pflegte regel- 
mäßig perjönlich an den Berhandlungen teilzunehmen und über Bejchwerde- 
punfte Auskunft zu geben, was von den as jtet3 anerfannt und 
durch öffentliches Ausiprechen des Dankes erwidert wurde. Seitdem die 
Sozialpolitif der Regierung ji) geändert hat, ift auch die Haltung der 
Bergbehörde vorjichtiger geworden. 

In der am 8. Januar 1899 in Ejjen abgehaltenen 4. General- 
verfjammlung, an der 400 Bertreter teilnahmen, betrug nad) dem 
eritatteten Berichte die Mitgliederzahl 27983 und das Vermögen 16 77LM. 
Es fam hier zu heftigen Auseinanderjegungen, die ſich auf die Perjon 
von A. Brujt bezogen. Er war von Ynkanı an bie eigentliche Seele der 
hriftlihen Organijation und inäbejondere derjenigen der Bergleute ge- 
weſen und iſt zweifellos eine intelligente und insbeſondere willensſtarke, 
entſchloſſene Perſönlichkeit. Von Beruf Bergmann und ſchon an der Grün— 
dung des Vereins „Glück auf“ beteiligt, hatte er ſich, nachdem der Berg— 
arbeiter-Gewerkverein ins Leben getreten, und er zum Vorſitzenden ge— 
wählt war, der neuen Aufgabe mit dem größten Eifer unterzogen, auch 
ſeine Tätigkeit als Bergmann ſeit Januar 1898 aufgegeben und neben 
dem Vorſitz im Vorſtande auch noch die Redaktion des feit 1. Januar 18% 
geichaffenen Vereinsorgans: „Der Bergfnappe‘ übernommen gegen ein 
Gehalt von monatlih 150 M. Uber die an fi wertvollen Eigenſchaften 
führten dahin, daß er feine Perſon mehr in den Vordergrund rüdte, als 
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ſachlich erwünſcht war, und daß er insbeſondere gegen Männer, die ji 
feinen Plänen und Vorſchlägen entgegenftellten, mit äußerjter Schroffheit 
auftrat. Hauptſächlich zeigte jich dies in dem Verhalten gegenüber dem 
alten Verbande, da3 im Intereſſe einer Annäherung der beiderjeitigen 
Organifationen lebhaft zu bedauern war. Vorwürfe, die in diefer Richtung 
gegen in erhoben waren, hatten ſchon im Dftober 1898 dahin geführt, 
daß er jeinen Rüdtritt erflärte; aber er Hatte dies fchon vor der General- 
verfammlung wieder zurüdgenommen und wurde in der leßteren auch von 
neuem zum ed ar en gemählt. 

Im übrigen forderte man in einer Rejolution: 

1. Erweiterung ber Buftändigfeit ber Gemwerbegerihte als Einigungsämter und Zu- 
faffung von Wrbeitervertretern als Rechtsbeiftände. 2, Abänderung bed Unfallverficherungs- 
eſetzes, insbefondere Erhöhung ber Renten. 3. Abänderung des Berggeſetzes, insbeſondere 
— von Arbeitervertretern zu der Bergaufſicht und deren Unabhängigſtellung von 
den Werksverwaltungen. 4. Verleihung von Korporationsrechten an die eingetragenen Be— 
rufövereine. 5. Errichtung von Nrbeiterlammern. Auch erflärte man, daß die bisher 
eingetretene Erhöhung ber Löhne den zu ftellenden billigen Anforderungen noch nicht ent- 
Ipreche, war aber darüber einig, daß ein Lohnſtreik zurzeit nicht ausſichtsvoll fei. 

Außerdem wurde die Erhöhung des monatlichen Mitgliedsbeitrages 
von 10 auf 20 Pf. und da3 wöchentliche Erjcheinen des „Bergknappen“ 
beichlojjen. 

Sn der 5. Generalverjammlung in Ejjen am 14. Januar 
1900 wurde die Mitgliederzahl auf 22000, die Einnahmen auf 48393 M., 
die Ausgaben auf 28996 M. und der Kafjenbeftand auf 19396 M. an— 
gegeben. Der Mitgliedsbeitrag wurde auf 40 Pf. monatlich erhöht und 
die Gründung einer Krankengeldzuſchußkaſſe „Bergmannswohl“, dagegen 
die Auflöjung der früher eingerichteten Spar- und Gterbefajje unter 
Rüdgabe der Einlagen beichlojjen. Künftig ſoll aus der Vereinskaſſe bei 
Todesfällen der Mitglieder oder ihrer Ehefrauen und Mütter 50 M. 
bezahlt werden, doch iſt die Zahlung in das Ermeſſen des Vorftandes 
geftellt Sn eingehender Rejolution forderte man Verbefjerung der Unfall- 
berjicherung, Rechtsfähigkeit der Berufsvereine, Erlaß eines Reichäberg- 
ejeßes und Reform der Gemwerbegerichte dahin, daß Vertreter der Organi- 
a ala Rechtsbeiſtände len würden, und daß die jchiedögericht- 
lihe Tätigkeit ſchon dann eintreten foll, wenn fie nur von einem Teile 
gewünjcht wird. Der Vorjtand wurde einftimmig wiedergewählt und da— 
neben Effert al3 bejoldeter Beamter angeftellt. 

Die 6. Generalverfammlung wurde am 3. Februar 1901 in 
Ejjen abgehalten. Die Mitgliederzahl betrug 29784, der Kaffen- 
beftand 67308M. Die angenommenen Rejolutionen proteftierten gegen 
Lohnherabjegungen und forderten die achtſtündige Schicht, da3 Verbot 
der Beichäftigung von weiblichen und jugendlichen Arbeitern, Arbeiter- 
ausſchüſſe Beteiligung der Arbeiter an der Grubenkontrolle. 

Die 7. Generalverjammlung hat am 2. Februar 1902 in Eidel 
ftattgefunden. 

Nach dem Yahresberichte zählte der Verein am 31. Dezember 1901 33958 Mitglieber 
gegen 28985 am 31. Dezember 1900. Davon entfielen 31377 auf das Ruhrgebiet, 1055 auf 
das Sauerland, 637 auf das Wurmgebiet, 485 auf Bayern und 344 auf das Osnabrücker 
Gebiet. Gegenüber ber furz vorher veröffentlichten Ziffer 36873 erklärte man, daß bie Ab⸗ 
weihung auf mangelhafter Gejhäftsführung der Bertrauensmänner beruhe!). Der Ber- 
mögensbeitand fei von 62087,01 M. am 31. Dezember 1900 auf 125559,49M. am 31, De- 

1) Sn dem „Rorrefpondenzblatt ber Generallommiffion” Nr. 6. vom 10. Februar 
1902 werben alle diefe Ziffern als unglaubwürbig beanftanbet und dies näher begründet. 
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zember 1901 gewachſen. Die Einnahme habe 144395,34 M., bie Ausgabe 87322,86 M. 
betragen. 


Der Borjtand Hatte im verflojjenen Jahre in dem oben!) erwähnten 
Streite wegen be3 Fuldaer Paſtorale Stellung genommen, und ebenjo 
hatte Bruft im „Bergknappen“ energiſch den Eingriff der preußifchen 
Biſchöfe abgemiejen. ie angeblich hierbei bemwiejene Schroffheit wurde 
ihm zum Vorwurfe gemadt, doc, die Mehrheit billigte jein Verfahren. 
Der Mitglied3beitrag wurde wiederum, und zwar auf monatlich 50 Pf. 
erhöht. Gegen die im Vorjahre eingetretene ——— der Löhne und 
die Herbeiziehung von ausländiſchen Bergleuten wurde proteſtiert und 
aus a ai daß, jolange auch auf den fisfaliichen Gruben die Arbeiter 
jo ß lecht geſtellt wären, wie bisher, man ſich für eine Vermehrung 
des ſtaatlichen Bergwerkseigentums nicht erwärmen könne. 

Auf der am 1. Februar 1903 in Dortmund abgehaltenen 
8. Generalverſammlung war nur ein ſehr geringer Fortſchritt zu 
verzeichnen. 

Freilich war die Mitgliederzahl am 31. Dezember 1902 von 33958 auf 40208 
geſtiegen, aber hierin waren die Mitglieder enthalten, die durch die unten?) zu er- 
wähnende Auflöjung des Siegerländer Gewerkvereind gewonnen waren. Der Grund bes Stilf- 
ſtandes wurde auf bie Beitragserhöhung — die 3000 Mitglieder zum Austritte veran⸗ 
laßt habe. Das Vermögen iſt auf 199727,75 M. geſtiegen. Die Einnahmen haben 
172120,51 M., die Ausgaben 105852,19 M., einjhliehlih 30200 M. Sterbegelder, be- 
tragen. Die Kaffe „Bergmannsmwohl” hat fich nicht befriedigend entwidelt, ba nur 3500 
Mitglieder ihr beigetreten find, Die Berfammlung beſchloß, ihr 2000 M. zu Ben 
und außerbem auf Rüdzahlung eines ſchon vom Borftande gegebenen Darlehns von 6000 M. 
zu berzichten. Künftig foll ein Delegierter nicht mehr, wie bisher auf 100, fonbern auf 
200 Mitglieder gewählt und bie Generalverfammlungen im Sommer abgehalten werben. 

In mehreren Rejolutionen wurden die früheren Beſchlüſſe gegen bie 
Herabjegung der Löhne, wegen Reform des Berggejetes und des Koalitions- 
rechtes, jowie Errihtung von Arbeit3fammern wiederholt. 

Die 9. Generalverfammlung wurde am 29./30. Mai 1904 in 
Steele abgehalten. 

Aus dem Berichte für das r 1903 ift hervorzuheben, daß die Zunahme an Mitgliedern 
4600 betragen hat, daß aber durch bie — eines Sonderverbandes im Siegerlande?) 
3000 verloren gegangen find. Danach betrug die Mitgliederzahl am 31. Dezember 1903 39000, 
wovon aber nur 34700 den vollen Jahresbeitrag entrichtet haben, Die haben 
236513,48 M., die Ausgaben 227677,42 M. betragen, darunter 35300 M. für Gterbe- 
geld, 13403 M. für Streil- und Gemaßregeltenunterftügung, 11397 M. für Nechtsfchug, 
40314 M. für das Verbandsorgan und fonjtige Drudfahen, 24000 M. für Anfauf eines 
eignen Haujed. Der Vermögensſtand betrug am 31, Dezember 1903 247763,81 M. Die 
Kranlengeldzufhußlaffe „Bergmannsmohl‘ hat ſich troß der ihr bewilligten Zuſchüſſe wegen 
mangelhafter Beteiligung nicht halten können; jie wurde deshalb in einer mit ber General» 
verfammlung verbundenen Kaffenverfammlung formell aufgelöft; das Defizit von 300 M. 
wurde auf die Vereinskaſſe übernommen. 

Der Bericht des Vorftandes, insbejondere auc über Ablehnung des 
— — mit dem alten Verbande bei den Knappſchaftswaählen, 
wurde gebilligt und Bruft einftimmig als Vorfitender wiedergewählt. Man 
beichloß, ein Syndikatsgeſetz und fonftige Maßnahmen gegen die Übermadjt 
des Kohlenſydikats zu —— ebenſo wie eine Reform des Knappſchafts— 
und Berggeſetzes und — gegen das Stillegen der Zechen. Man 
proteſtierte wiederholt gegen die Lohnherabſetzungen, das „Abreißen der 
Gedinge“ und das übermäßige Nullen der Wagen. Das Sterbegeld wurde 
von 50 auf 60 M. erhöht. 


1) Bol. ©. 156ff. ®) Bol. ©. 348. ) Bol. ©. 349. 
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Daß die Perſönlichkeit de3 Vorſitzenden Brujt Beranlajjung zu 
Schwierigkeiten bot, ijt, wie oben berichtet, auf der Generalverjammlun 
in Eidel offen hervorgetreten, und obgleich damals jcheinbar ein Ausglei 
erzielt war, jo bejtand in Wahrheit der Gegenjaß weiter. Derjelbe war 
teild perjönlicher, teil3 jahhlicher Natur. In erfterer Beziehung tabelte 
man an Brujt feine autofratijhe Neigung und jeine Schroffheit gegen 
jede andere Meinung, in legterer jeine unverjöhnliche Haltung gegenüber 
dem alten Berbande, die bei den am 10. September 1904 vollzogenen 
Knappichaftswahlen nicht allein zu einem heftigen Kampfe beider Rich— 
tungen, jondern aud) zu einer Niederlage des Gewerkvereins geführt hatte. 
über feine perſönliche Unverträglichkeit beflagten jich in3bejondere die 
beiden Beamten des Vorſtandes, Effert und Köſter. Nachdem diefe Ver- 
hältniſſe ſchon mehrere Vorſtandsſitzungen beſchäftigt hatten, fam e3 endlich 
in der Sitzung am 30. Oktober 1904 zum Bruche, indem mit 10 gegen 
2 Stimmen bei 4 Enthaltungen bejchlojjen wurde, eine außerordentliche 
Generalverfammlung einzuberufen, um über die Taktik des Gewerkvereins 
und die in dem „Bergknappen“ zu führende Sprache zu entjcheiden, worauf 
Brut jein Amt ald Vorſitzender niederlegte und ſchließlich jogar jeinen 
Austritt au dem Gemerfverein erflärtee Dadurch wurde die Ein- 
berufung einer außerordentlichen Generalverfammlung überflüffig, und e3 
wurde deshalb der 2. Vorjigende Kühme beauftragt, bis zu der nächſten 
ordentlichen Generalverfammlung die Gejchäfte se: Sowohl Bruft, 
wie der Vorſtand ſuchten in öffentlichen Erklärungen ihre Standpunfte 
zu verteidigen. 

Der im Januar 1905 ausgebrochene große Bergarbeiterftreif, 
der zur Anbahnung eines freundlichen Berhältnijjes zu dem alten Ver— 
bande führte, iſt an anderer Stelle!) behandelt. 

Unter diejen Umſtänden hatte die am 25./26. Juli 1905 in Ober- 
haufen abgehaltene 10. Generalverjammlung eine außergemöhn- 
liche Bedeutung, zumal in ihr gleichzeitig wichtige organiſatoriſche Ver— 
änderungen beraten werden jollten. 

Nach dem Berichte betrug die Mitgliederzahl am 31. Dezember 1904 44350 unb ber 
Bermögensbeftand 271102,06 M. Die Einnahmen haben fi auf 252180,46 M., bie 
Ausgaben auf 224726,21 M. belaufen, worunter 46473,90 M. für das Verbandsorgan, 
41940 M. für Sterbegeld, 15727,50 M. für Rechtsſchutz. Sehr erbitterte Kämpfe find überall 
mit den Bertretern der „Berliner Richtung‘ ber fatholifchen Gewerlſchaften geführt, durch 
welche die Fortjchritte fehr gehindert find. Dagegen find die Sympathien für ben Gemwerl- 
verein unter ben evangelijchen Bergleuten weſentlich geftiegen. 

Die Zwiſtigkeiten mit Bruft wurden in geheimer Bag, erörtert; 
das gen war, daß Bruft eine ee von 1200 M. bewilligt 
murbe. 

Bei den Verhandlungen über den Streik wurde alljeitig da3 Zu- 
jammengehen aller Bergarbeiterorganijationen mit Freude begrüßt, um 
jo mehr, al3 die unbedadhten Äußerungen Bömelburgs und Legiend auf 
dem Kölner Gewerkſchaftskongreſſe jtarfe Erbitterung erregt hatten. Man 
war darüber einig, daß man nad) dem Grundjage verfahren müjje: „Ge— 
trennt marjchieren, aber vereint jchlagen.” Die Beſchlüſſe des „Preußi— 
jchen Bergarbeitertages‘?) wurden ausdrüdlich gebilligt und in3bejondere 
erflärt, daß die preußifche Berggejebnovelle als eine ausreichende Be— 
friedigung der Arbeiterforderungen nicht anerfannt werden könne, aber 
als Abjchlagszahlung angenommen werden müſſe. Übrigens hat der Streif, 


) Bgl. ©. 355, ) Bol. ©. 357. 
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wie mitgeteilt wurde, zu einer Erhöhung der Mitgliederzahl auf 80716 
in 339 Anmelbdeitellen geführt. Das Ergebnis der Debatte war die An- 
nahme einer Rejolution, in der die Taktik des Vorftandes bei dem Streif 
gebilligt und die grundjäßliche Stellung des Gewerkvereins in folgender 
Weiſe bezeichnet wird: 

Der Gemwerkverein ftellt ſich nach wie vor bei jeiner Wirffamleit auf ben Boben ber 
chriſtlichen Weltanfhauung. Er verwirft ben Slaffenlampf, wie er von ber Sozialbemo- 
fratie vertreten wird umb auch bei ber neueſten Praxis ber Unternehmerorganifationen 
feinen vermwerflihen Ausdrud findet. Die wirtſchaftlichen Kämpfe jind für ben Gewerkverein 
nicht Selbitzwed, fondern Mittel, um dem Wrbeiterftande das Emporfteigen zu höherer Kultur 
ftufe zu ermöglihen. Das Biel des Gewerkvereind ift die Erftrebung von ZTarifverträgen, 
bie zwiſchen den Organifationen ber Unternehmer und Wrbeiter unter Anerkennung gegen- 
feitiger Gleichberechtigung zu vereinbaren find. Bei diefem Kampfe ift unter Berüdfichtigung 
ber berzeitigen Organifationsverhältniffe ber beutfchen Bergarbeiter in beftimmten fällen 
ein gemeinfchaftlihes Zuſammenwirken mit anberen Organijationen nicht zu umgehen; ein 
Aufgeben ber Grundſäße bed Gewerkvereins kann darin lbftverftänbfich nicht erblidt werben. 

Man betonte allfeitig, daß man bei einem neuen Streife beſſer pe 
fein und insbejondere einen großen Kaſſenbeſtand bejigen müſſe, da man 
fi) nur auf die eigne Kraft verlafjen dürfe. Deshalb fei eine erhebliche 
Beitragderhöhung nötig, auch wenn dadurch einige Taufend Mitglieder 
zum Austritte veranlaßt würden. Künftig follten Unorganijierte feine 
Streifunterftügung erhalten. Obgleich der Vorſtand nur eine Beitragd- 
erhöhung auf wöchentlich 30 Pf. vorgeichlagen Hatte, jegte man fie mit 
78 gegen 52 Stimmen auf 40 Pf. feit, wobei nur für einzelne Bezirke 
al3 Übergang ein niedrigerer Sat vom Borftande zugelaffen werben darf. 

Durch das dann angenommene neue Statut wurden folgende mejent- 
liche Beränderungen schsaren: 


1. Der Ehrenrat und die Ehrenmitglieber!) find abgeſchafft; 2. ber Vorſtand hat nicht mehr 
16, fondern nur noch 8 Mitglieder, von denen 4 latholiſch und 4 evangelifch fein müffen ; 3. neben 
ihm befteht ein Beratungsausfhuß aus 15 Mitgliedern; 4. die Generalverfammlungen beftehen 
aus Delegierten, von denen einer auf je 500 Mitglieder zu wählen ift. Ziele und Aufgaben 
bed Gemerklvereind murben in folgenden Beftimmungen feftgelegt. 

8 1. Unter bem Titel: „Gewerkverein chriftlicher WBergarbeiter Deutſchlands“ beſteht 
eine wirtſchaftliche Organifation der im beutfchen Bergbau und ben dazu gehörigen Neben- 
anlagen beichäftigten chriftlichen Wrbeiter. Der Sig iſt Eſſen. 

8 2. Er erftrebt befonberd: 1. Regelung ber Arbeits⸗ und Lohnverhältniffe, unb 
zwar: a) Einfhränfung der Schichtbauer jo weit, wie zum Schuß ber Gefunbheit und im 

nterefje des geiftigen und fozialen Fortfchrittes nötig ift; b) Herbeiführung eines gerechten 

hnes; c) Feltftelung ber Arbeits- und Lohnverhältniffe auf dem Wege beö lolleltiven 
Arbeitövertrages. 2. Mitbeftimmungsredht bei allen Einrichtungen unb Kaflen, u benen bie 
Ürbeiter Beiträge zahlen. 3. Fortführung der geſetzlichen Sozialreform und Bervollfomm- 
nung ber Wrbeiterverjicherungsgejege; Durchführung des Bergarbeiterſchutzes. 4. Pflege ber 
Solidarität, Hebung ber Bildung und Aufklärung ber Mitglieder. 

Als Mittel zur Erreichung diefer Zwecke werden bezeichnet: Statiftifche Erhebungen; 
Arbeitsvermittlung; koſtenloſer Rechtsſchutz; Unterftügung der Mitglieder bei Wrbeitzlofig- 
feit, Sterbefällen, Arbeitänieberlegungen, foweit fie mit Buftimmung bed Borftanbes er- 
folgen, fowie bei Ausfperrungen; bei Maßregelungen, die durch Wahrnehmung der Inter 
ejfen des Gewerlvereins erfolgen. 

Der & 4, durch den früher erflärt wurde, daß ein Mitglied durch feinen Eintritt ſich 
ald Gegner ber fozialdemofratifhen Grundſätze befenne, erbielt folgende Faſſung: „Der 
Gemwerkverein achtet in feiner Praris die religiöfe Überzeugung feiner Mitglieder, fchließt 
aber die Erörterung diejer Tragen aus, Er erftrebt bie Fortführung einer gejunben 
Sozialreform zugunften der Arbeiter. Im übrigen überläßt er jedem Mitgliede Bewegungs 
freiheit im politifchen Leben und lehnt die Erörterung von Fragen ber allgemeinen Politik, 
insbeſondere parteipolitifcher Streitfragen, ab.“ 

Die Generalverfammlungen ſollen fünftig nur alle zwei Jahre ftattfinden. 


1) Bisher Hab es etwa 1200 Ehrenmitglieder, zu benen neben Wirten und anderen 
Perfonen auch Zechenbeamte gehörten. 
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Zum 1. Borfigenden wurde Köfter gewählt. Effert wurde in ben 
Vorftand aufgenommen. Ein Generalfettetär murde ne und dazu 
Behrens (früher Geſchäftsführer des Gärtnervereind) gewählt. 

Der Vorſtand wurde ermächtigt, mit Rüdjicht auf die Erhöhung 
des Beitrage® auch eine jolche der Leiftungen vorzunehmen. In einer 
am 23. Juli 1905 we —— iſt dieſe beſchloſſen für Sterbe— 
geld, Umzugsbeihilfe, Streil-, Gemaßregelten-, Arbeitsloſen- und Notfall- 
unterftügung. 

Die 11. Generalverfammlung wurde vom 29. Juni bis 1. Juli 
1907 in Gelſenkirchen abgehalten. 

Nah dem Jahresberichte betrug die Mitgliederzahl am 31. Dezember 1906 75000 
und war am 1. April 1907 auf 72000 geftiegen. Im Jahre 1906 beliefen ſich die Ein- 
nahmen auf 797 = M., darunter 741445 M, für Beiträge; die Ausgaben auf 721962 = 
wovon 180565 M. auf Streifunterftügung, 22262 M. auf me enger 
184 726 M. auf Krankengeld und Notjtandsunterftügung, 60270 M. auf en 1388 ge 
rbeitslofenunterftügung, 1441 M. auf Umzugsunterftügung, 50122 M. auf Rehtsfhup, 
565674 M. auf die beiden Verbandsorgane (deutfch und polnisch) und 19356 M. auf Agi- 
tation entfallen. Das Bereinsvermögen betrug am 31. Dezember 1906 508355 M. 
Den Änderungen ber ber Verhandlungen bildeten die im Jahre 1906 
erfolgten Anderungen der preußijhen Berggeſetzgebung, die al3 eine 
wibeitiebieende Sb Abſchlagszahlung auf die Forderungen der Arbeiter be- 
— wurden. — ndere beflagte man den noch immer ungenügenden 

ergarbeiterfjchuß, die Beichränfung der Befugnijfe der Grubenausſchüſſe 
und die Bejchneidung des Rechtes der Mitverwaltung bei den Knapp— 
ſchaftskaſſen. Eine Rejolution fordert Die ee. de3 gejamten 
Bergbaued, ein Neichöberggejeg und Mitwirkung der Grubenausſchüſſe 
bei egelung der LZohn- und Arbeitsverhältniſſe. Auch über die innere 
Organijation des Bereind wurde eingehend verhandelt. 

E3 wurde beſchloſſen, daß in Zufunft auf je 1000 Mitglieder ein Betreter zur General» 
verfammlung entfällt und daß der Beitrag von ——* 40 Pf. jetzt allgemein durch⸗ 
eführt werden jol. Daneben kann der Borftand Ertrabeiträge für beftimmte Zeiten aus 
reiben. Die Feftlichleiten der Zahlſtellen follen beſchränkt, dagegen auf ben (Eintritt 
der Mitglieder in bie fonfefjionellen Wrbeitervereine hingewirkt werden. 

Einen Überblid über die allmählidhe Entwidlung de3 Vereins bietet 
folgende Tabelle!): 











— der Witgliedergaht Einnahme Bermögens- 


Jahr einſchl. des | Ausgaben beftand am 
— en | Jahre J chluſſe Kaſſenbeſtandes | Jahresſchluſſe 
m. M. 
1895 5 500 2529 2431 
1896 8] 8.055 7 386 4727 5.089 
1897 | 136 | 21000 | 19 719 12197) 12682 
1898 | 150 | 19000 25 368 2128 1672 
1899 | 158 2200 | 81622 28 996 19 397 
1900 | 166 23 985 98 617 50 930 62 087 
1901 | 165 36958 | 144395 87323 | 125550 
1902 | 828 40208 | 172121 105852 | 199728 
1908 || 307 4200 | 286518 227677 217764 
1904 | 885 4350 | 252180 224720 | 271102 
1905 | 517 66 630 901 116 78439 | 389490 
1906 | 780 75 158 797682 | 721962 508 855 
1907 | 715 74 827%) 1312 382 644 825 785 859 





1) Sie if iſt zuſammengeſtellt aus den Angaben Nr. 1 des „Berglnappen“ vom 5, — 
1907 u den Gefchäftsberichten für 1906 und 1907. 2) Am 1. Juni 1908: 76200 
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Die Verteilung der Ausgaben auf bie einzelnen Gebiete ergibt bie folgende Tabelle: 

















| Streite und | geifer und | 
—— Arbeitslofen- | Kranfengeld 


Unterftügung Unterftügung 
M. 







| Berbandö- 


Jahr | organ Sterbegelb Rechtsſchutz 









191466 
11111141 








= 7.000 11 397 
— — 15 728 
23 | 27028 38 705 
1906 202 828 2830 184 726 60 270 50 122 
1907 64 744 2 178 170866 | 75540 65 796 


Der Berein hat noch heute jeine Hauptjtüge im Ruhrgebiete, er it 
aber auch jtarf vertreten im Wurm- und Gaargebiete, in der Pfalz, im 
linksrheiniſchen Braunfohlenreviere, in Lothringen, im Bensberger Revier, 
im Siegerland, im Lahn- und Dillgebiet, im Sauerland, in Mitteldeutich- 
land, Sadjen, Schlejien und Bayern. Auch zählt er Mitglieder in Belgien 
und Holland. 

Die Leiftungen des Vereins bejchränften ji) anfang3 auf Gemap- 
regeltenunterftügung. Seit 1900 wird Sterbegeld, jeit 1903 eg 
licher Rechtsſchutz, Fir 1. Oftober 1905 Unterjtügung bei Streik, Maß— 
regelung und Wrbeitslojigfeit, bei Umzügen und in bejonderen Notfällen 
gewährt. Eine Sparfajje, die 1898, und eine Krankengeldzuſchußkaſſe, 
die 1900 gegründet wurde, mußten jpäter wieder — Seit 1906 
hat * Verein ſich auch an den internationalen Bergarbeiterkongreſſen 
beteiligt. 

— beiden Vereinsorgane ſind der „Bergknappe“ und der „Gornik 
polski“, 


5. Siegerländer Gewerkverein?). 


Das Beifpiel des Bergarbeitervereind im Ruhrgebiete fand Nach— 
ahmung im Giegerlande, indem in einer am 20. Juni 1897 in Giegen 
Ba Berjammlung von Delegierten der chrijtlich-jozialen Arbeiter- 
vereine de3 GSiegerlandes nach mehreren Vorverhandlungen der „Verein 
chriſtlicher ge Eijen- und Metallarbeiter im Gieg- 
Haller Jnduftriebezirf” mit 8 Anmeldeftellen und 400 Mitgliedern 
begründet wurde. 

Der Zmwed deö Vereins ift die Hebung der moralifhen und foziafen Lage der Arbeiter 


auf chriftliher und gejegliher Grundlage und Anbahnung und Erhaltung einer friedlichen 
Übereinkunft zwiſchen Arbeitgebern und Wrbeitnehmern. Insbeſondere erjtrebt ber Verein: 


1) Das Gelb wurde meilt durch Sammlungen aufgebradt und ift beöhalb nicht im ber 
Jahresausgabe enthalten. 

2) Das Material verdante id) dem Wereinsvorfigenden, Herrn Richard Breidebach 
in Eiferfelb. 
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1. die Herbeiführung eines gerechten Lohnes, weldyer dem Werte der geleijteten Arbeit 
und ber durch dieſe Arbeit bedingten Lebenshaltung entjpricht; 2. die Arbeitsdauer, ſoweit 
foldhe zum Schuge von Gefundheit, Leben und Familie geboten ift; 3. eine Vermehrung ber 
Kontrolorgane zur Überwachung der Durchführung ber berg- und gemwerbepolizeilichen Bor- 
ſchriften unter es praltifh erfahrener Wrbeiter; 4. eine zeitgemäße Reform des 
Kranlenkaſſenweſens. 

Der Verein ſteht treu zu Kaiſer und Reich. Im übrigen ſchließt er die Erörterung 
lonfeſſioneller und politiſcher Angelegenheiten aus. 

Die Mittel zur Erreichung dieſes Zwecks ſind: Verhandlungen zwiſchen Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern in Lohnfragen und bei berechtigten Wünſchen und Beſchwerden, Ein- 
gaben und Petitionen an die Werlöverwaltungen, Bergbehörben, Regierung, Parlamente, 
belehrende und bildende Vorträge auf dem Gebiete ber fozialen Gefeßgebung. 

Durch den Eintritt in den Verein befennt ſich jedes Mitglied ald Gegner ber fozial- 
demofratijchen Grundſätze und Beftrebungen. Der Bentralvorftand ift aus Vertretern beider 
Hriftliher Belenntnifje in gleicher Anzahl zujammengefept; dabei follen Berg- und Jn- 
duftriearbeiter möglichſt gleihmäßig berüdfichtigt werden. Mitglieder, die wegen ihres 
Eintretend für die den bes Vereins entlaffen werben, haben Anſpruch auf Unter» 
fügung aus ber Vereinslaſſe. Nach dem Statute jollte auch ein Ehrenrat bejtehen, doch ift 
ein folder bisher noch nicht errichtet. 

Der Verein hatte jofort Gelegenheit, die Auffafjung der Werksbeſitzer 
über die Rechtsſtellung ihrer Arbeiten kennen zu lernen. Der zum Vor— 
jigenden gewählte Bergmann Arnold Utj in Mudersbach hatte nämlich 
in der am 5. September 1897 in Niederndorf abgehaltenen General- 
verjammlung die Äußerung getan, e3 jei richtiger, zu Knappſchaftsälteſten 
Bergleute und nicht, wie bisher, Beamte zu mählen, da diefe weniger 
unabhängig jeien, als die Arbeiter. Die Folge diejer ftantögefährlicen 
Äußerung war, daß Utſch am 9. September 1897 gekündigt wurde. Der 
Grubenbejiger Kommerzienrat Giebel in Kirchen, an den jich Utjch mit 
der Bitte um Rüdnahme der Kündigung wandte, ftellte al3 Bedingung, 
daß derjelbe die Stellung als Vorjigender des Vereins niederlege, nirgends 
mehr Berjammlungen abhalte und die mißbilligte Äußerung öffentlich 
widerrufe. Utjch lehnte dieſe Bedingungen ab und wandte ſich um Ver— 
mittlung zunädjt an das Oberbergamt in Bonn und dann an die Regierung 
in Arnsberg, doch beides ohne Erfolg. Natürlic; hatte dieſes Ereignis 
eine große Erregung der Bergarbeiter zur Folge, die in mehreren großen 
Protejtverfjammlungen, u. a. am 3. Oktober in Goſenbach, am 14. November 
in Siegen unter Teilnahme de3 Hofprediger3 Stöder, des Vikars Brauns 
und des Bergmanns Wahl als zweiten Vorjigenden des chriftlichen Berg- 
arbeitervereind im Auhrgebiete und am 28. November in Mudersbad), 
ihren Ausdrud fand. In der legteren wurde mitgeteilt, daß der Verein 
bereit3 32 Anmeldeitellen mit 2136 Mitgliedern belibe Dem Borfigenden 
Utſch wurde für die Dauer jeiner Beſchäftigungsloſigkeit eine Unterftügun 
von monatlich 100 M. bewilligt. Es wurde zugleich über den Anichfun 
an den chriftlichen Gewerkverein, dejjen Vorjigender Bruft Hierfür warm 
eintrat, verhandelt, doch wurde dagegen geltend gemadt, daß die Ver- 
hältnifje in beiden Bezirken mejentlich verjchieden feien, da im Gieg- 
reviere der Kohlenbergbau zurüdtritt und die Eifenförderung übermiegt. 
Man vertagte die Entſcheidung auf eine andere VBerfammlung, die am 
2. Januar 1898 in Siegen ftattfand, in der aber beichlofjen wurde, von 
dem Anſchluſſe abzujehen, auch ein eignes Vereindorgan zu gründen und 
da3 Statut dahin zu ändern, dab der Berein den ganzen Oberbergamt3- 
bezirt umfaßt. Dementjprechend wurde der neue Name „Gewerkverein 
der chriſtlichen Berg-, Eijen- und Metallarbeiter für ben 
DOberbergamtäöbezirt Bonn“ angenommen. 
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Das beichlojjene eigne Organ ijt unter dem Titel ‚„„Chriftliche Arbeiter- 
zeitung‘ mit dem 15. März 1898 ind Leben getreten. 

Die 1. ordentlihe Generalverjammlung des Verein? hat 
am 17. Juli 1898 in Besdorf ftattgefunden. Es wurde mitgeteilt, 
daß die Mitgliederzahl bereit3 4000 bei 50 Anmeldejtellen betrage, und 
daß ſich die Fahreseinnahme auf 4010 M., die Ausgabe auf 2220 M. 
und der Kajjenbeitand auf 1790 M. belaufe. Der Vorjigende Utſch legte 
jein Amt nieder und wurde durch Breidebad) erjegt. E3 wurde beſchloſſen, 
daß der Berein jeinen Mitgliedern in Unfallfachen Erjtattung von Reife 
fojten und ärztliche Gutachten gewähren fol. Ein Antrag, die Befämpfung 
ber Sozialdemokratie als bejondere Aufgabe in das Statut aufzunehmen, 
wurde abgelehnt. Dasjelbe Schidjal hatte der Vorjchlag des Korftanbes 
wegen Errichtung einer Krankengeldzuſchußkaſſe. Der Verein hat ji an 
* Piesberger Streik durch Sammlung von Unterſtützungsgeldern be— 
teiligt. 

In der am 9. Juli 1899 in Betzdorf abgehaltenen 2. General— 
verfammlung wurde berichtet, daß der Verein 7000 Mitglieder in 
79 Anmeldeftellen habe und von den Behörden wegen Verdachtes jozial- 
demofratijher Tendenzen jcharf beobachtet mwerbe. 

Auh in der 3. Generalverfammlung, die in Bekdorf am 
8. Juli 1900 ftattfand, wurde eine ſtarke Mitgliederzunahme, bis auf 
über 12000 in 132 Anmeldeftellen, fejtgeitellt. Die Einnahme hat 
13141,59M., die Ausgabe 10813,09 M. betragen, darunter 500 M. 
Gtreifunterftüßung. Der Beitrag wurde von 15 auf 25 Pf. monatlich 
erhöht und die Einrichtung eines Arbeiterjefretariates bejchlojjen. 

Aber der Auffhmwung ließ nad), und am 19. Juni 1901 in Betzdorf 
bei der 4. Generalverfammlung wurde mitgeteilt, daß freilich nad 
den Liſten die Mitgliederzahl Ende 1900 10875 in 197 Zahlitellen be» 
tragen habe, daß aber * — nicht zahlender nur 9565 3 
blieben. Die Einnahmen haben 22839,58 M., die Ausgaben 19017,81 M. 
betragen. Da3 Vermögen beläuft ſich auf 11711 M. Das Arbeiterjefre- 
tariat ijt ind Leben getreten. Die Verhandlungen betrafen die Reform 
bes Knappſchaftsweſens und die Beichäftigung ausländijcher Bergarbeiter. 

Der — des Münchener chriſtlichen Gewerkſchaftskongreſſes 
folgend, war auch bei den Bergarbeitern die EA DER der we 
jation ind Auge gejaht, und jo hatte die am 13. Juli 1902 in Siegen 
abgehaltene 5. Generalverjammlung die Aufgabe, über die Ver— 
— — dem Gewerkverein des Ruhrgebietes zu be— 
raten. Die Mitgliederzahl iſt auf 8717 in 154 Zahlſtellen herabgegangen. 
Die Einnahmen haben 23220 M., die Ausgaben 22372 M. betragen. Das 
Vermögen beläuft ji auf 13126 M. Die Verſchmelzung wurde grund- 
ſätzlich beſchloſſen, doch joll darüber erjt eine außerordentliche General- 
verfammlung endgültig entjcheiden. Der Antrag auf Einführung Der 
Arbeitlojenunterjtügung wurde abgelehnt, dagegen da3 Sterbegeld von 
30 auf 50 M. erhöht. 

Die Berjchmelzung wurde dann in der am 17. Auguft 1902 ab- 

ehaltenen außerordentlidhen Generalverfammlung dahin be 
Phlofien, daß der Giegerländer Gemwerfverein am 1. Oktober 1902 auf- 
gelöft wird und die Mitglieder, ſoweit jie Bergleute jind, dem Bergarbeiter- 
verein für das Nuhrgebiet zugeführt werden. Die übrigen Mitglieder 
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verfchmelzen fid) mit dem Sauerländifchen Gewerfverein!) zu dem „Zen— 
tralverband der Kriftliden Metall- und Hüttenarbeiter 
Deutſchlands“. Dieſer übernimmt die „Chriftliche Arbeiterzeitung“ 
als Verbandsorgan nebit deren Redakteur Breidebad. Bon dem Vermögen 
bes aufgelöften Vereins erhält der Bergarbeitergewerkverein 5000 M., 
der Metallarbeiterverband den Reit. 

Uber Streitigkeiten, die zwiſchen Bruft und ben Siegerländer Führern 
Breidebach, Schneider, Will und Ermert ausbradhen, führten dahin, daß 
bie legteren in einer Verjammlung, die am 29. November 1903 in Betzdorf 
tagte, unter dem Namen: „Berband Kriftlich-nationalgefinnter 
Urbeiter für den Oberbergamtsbezirk Bonn“ eine neue Sonder— 
organijation begründeten. 

Der neue Verband hat feinen Gib in Giegen. 

Die Sagungen fagen: „Zweck bes Verbandes ift die Hebung der gefellfchaftlichen und 
wirtichaftlichen Lage der Arbeiter auf gefegliher Grundlage. Die Wirkfamfeit der Organifation 
hat ſich demzufolge auf die Erreichung und Erhaltung einer auslömmlichen Lage der Arbeiter 
— — Wahrung eines guten Einvernehmens zwiſchen Arbeitgeber und nehmer zu 

recken. 

In Verfolgung dieſes Zweckes erſtrebt der Verband: 1. die Herbeiführung eines ge» 
rechten Lohnes, welcher dem Wert der geleiſteten Arbeit und der durch dieſelbe notwendig 
werdenden Lebenshaltung entſpricht; 2. die Feſtſetzung und Beſchränkung der Arbeitsdauer, 
ſoweit ſolches zur Sicherung der Exiſtenz der Arbeiter, ſowie zum Schutze von Geſundheit, 
Leben und Familie geboten iſt; 3. eine Vermehrung der Kontrollorgane zur Überwachung 
ber Durchführung des Wrbeiterfchuges und der darauf bezüglichen Vorfchriften unter Hinzu— 
iehung praftifch erfahrener Wrbeiter; 4. eine zeitgemäße Reform der Arbeiterſchutz- und Ber- 
Iherungsgeleter. 

Als Mittel zur Erreichung dieſes Zweckes werben bezeichnet: Verhandlungen mit den 
Arbeitgebern, Eingaben an Behörben, —— Gewährung von Rechtsſchutz, Unterſtützung 
bei Streils, Ausſperrung, Maßregelung und Todesfall. Erörterung lonfeſſioneller und 
parteipolitiſcher, nicht aber ſozialpolitiſcher Fragen, welche die —* der Arbeiterſchaft 
berühren, find ausgeſchloſſen. 

Beitrittöäberehtigt find alle in ber Bergwerls⸗ und Eifeninduftrie, fowie beren 
verwandten Berufen bejchäftigten Wrbeiter, welche mit gefehlihen Mitteln ihre Intereffen 
vertreten wollen. Ungehörigen anderer Induſtriezweige ijt ber Beitritt geftattet, wenn ihnen 
am Drte keine Gelegenheit zur Berufsorganifation gegeben if. Saifonarbeiter werden 
nicht aufgenommen. Anhänger der Sozialdemokratie werben ausgeſchloſſen. Der Beitrag 
beträgt monatlich 50 Pf. Die Generalverfjammlung bejteht aus Pertretern der Zahlftellen. 
Im Borftande jollen beide chriſtlichen Betenntniffe je zur Hälfte vertreten fein. Das Ber- 
bandsorgan ift die „Ehriftliche Arbeiterzeitung”. 

Der Berband fteht grundjäglich auf gleichem Boden, wie die chrift- 
lihen Gewerkichaften, hat aber mit ihnen und insbejondere dem ©. 8. 
der Bergarbeiter, lange und erbitterte Kämpfe geführt. Verhandlungen, 
deren Zweck darin beitand, eine Verſchmelzung mit dem letzteren herbei- 
zuführen, find mehrfad) eingeleitet, aber ohne Erfolg gewejen. Der Grund 

es Gegenjaßes liegt in eriter Linie auf perfötihem Gebiete, wie denn 
auch die perjönlichen Streitigkeiten zwiſchen Brujt und Breidebach den 
legten Anlaß zur Gründung gegeben Auen. Aber e3 beiteht auch eine 
Verjchiedenheit der prinzipiellen Auffaſſung. Nach der Darftellung von 
Breidebad) ijt der Erzbergbau und die Eijeninduftrie im Siegerlande, da 








1) Der hier erwähnte „Sauerländifhe G.-B. der Metallarbeiter” (Sit Neheim) war am 
19. September 1897 von dem Zentrumsabgeorbneten Redakteur Fusangel in Bochum gegründet 
und bejaß nad) drei Jahren 1900 Mitglieder, von denen aber durch einen 1901 geführten 
Streit 500 verloren gingen. Auch die jpäteren Mafregelungen und die wegen ber un— 
günftigen Finanzlage von der Generalverjammlung in Neheim am 24. Mär; 1902 be 
ſchloſſene Beitragserhöhung auf monatlih 50 Pi. bemwirkten einen meiteren Rüdgang, fo 
dab die mitgeteilte Berjchmelzung als bie befriebigendfte Löſung erjcheinen mußte. 


— 350 — 


ſie den großen — ii fern liegt, bei weitem nicht ſo kapitalkräftig, 
wie in der Mark und am Niederrhein. Dieſer Umſtand aber macht es der— 
ſelben ſehr ſchwer, wenn nicht unmöglich, ſich die Fortſchritte der modernen 
Betriebstechnik in gleicher Weiſe dienſtbar zu machen, wie die Induſtrie 
der genannten Bezirke. Das müſſe ſich auch hinſichtlich der Arbeitslöhne 
bemerkbar machen. Außerdem gehören die evangeliſchen Arbeiter, die 70 
bis 80% der Arbeiterfchaft ausmachen, etwa zur Hälfte zu den jog. Gemein- 
ſchaftsleuten, einer jtreng religiöjen Richtung, die für einen energijchen 
Kampf nicht zu Haben find: Aus beiden Gründen aber ſei eine gewerkſchaft— 
liche Tätigkeit im eigentlichen Sinne jehr erjchwert und vielmehr in erjter 
Linie der Weg der gütlichen Vorftellung geboten. Bon der Gegenjeite aber 
wird dies al3 Schwäche aufgefaßt, während Breidebach den Standpunkt 
vertritt, daß mit Rückſicht auf alle diefe Verhältnifje die Hauptaufgabe 
der gemwerlichaftlihen Bewegung darin bejtehen müſſe, eine friedliche Ver- 
ftändigung mit den Arbeitgebern herbeizuführen, da erfahrungsgemäß mit 
Streiks nichts erzielt werden könne. 

Die Wohlfahrtseinrichtungen des Verbandes bejchränfen jich auf eine 
nicht obligatorifche Krantenfajje, jowie die Gewährung von Sterbegelod, 
Rechtsſchutz und Auskunft in Rechtsfragen. Streif- und Maßregelungs- 
unterftügung werden, fall3 erforderlich, aus der Verbandstajje geleijtet, 
aber unter den angegebenen Umftänden wenig in Anjpruch genommen. 

In der legten, am 10. März 1907 abgehaltenen 4. Generalver- 
fammlung wurde berichtet, daß der Verband nicht allein von den katho— 
lichen Fachabteilungen, jondern vor allem von den driftlichen Zentral- 
verbänden rüdjichtslos befämpft werde. Bon fajt allen Rebnern wurde 
betont, daß man das Recht der Arbeiter auf friedlihem Wege vertreten 
und eine eg Pac; an die Arbeitgeber verjuchen müjje; das gegenteilige 
Verfahren der Zentralverbände jei Unverftand. In einer Rejolution wurde 

egen ben von den legteren gegen den Berband eingeleiteten Vernichtungs— 
ampf proteftiert. 

Die Folge aller diefer Umſtände ijt gemwejen, daß der Verband von 
Jahr zu Jahr zurüdgegangen ift. Die Mitgliederzahl, die bei der Gründung 
4000 betrug, wurde in der Generalverjammlung am 10. März 1907 auf 
3092 angegeben, wobei aber einige, inzwijchen aufgelöjte Zahfftelfen mit» 

ezählt —* Die Jahreseinnahme hat 18357, die Ausgabe 11553 M. 
etragen, ſo daß ein Vermögensbeſtand von 6804 M. vorhanden iſt. 


6. Die Organiſationen der polniſchen Arbeiter!). 


Seit 1870 ſind in ſteigendem Maße polniſche Arbeiter nach dem 
Weſten, insbeſondere Rheinland-Weſtfalen, gezogen, wo ſie überwiegend 
im Bergbau und im Hüttenbetriebe Beſchäftigung finden. Während ſie 
ſich anfangs zum Teil den beſtehenden deutſchen Organiſationen anſchloſſen, 
trat bald der nationale Gegenſatz hervor und führte zu immer ſtärkeren 
Reibungen. So machten ſich Beſtrebungen geltend, eine eigne polniſche 
ewerkſchaftliche Organiſation zu ſchaffen, die in dem ſchon länger be— 
— polniſchen Blatte: „Wiarus polski“ einen feſten Stützpunkt — 


1) Das Material verbanfe ich dem Vorſitzenden ber polniſchen Berufsvereinigung, 
Herrn Sofinsti in Bochum, ſowie dem Redakteur des „Gornik polski“, Herrn A. Buchner 
in Ejien. Mehrere Briefe an den „Wiarus polski‘ und den Rebalteur Brjesfi blieben 
unbeantwortet. 
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Auf eine von dejjen Redakteur Brjesfi ausgegangene Einladung fand 
am 9. November 1902 in Bochum eine, von 200 Delegierten bejuchte 
Verfammlung ftatt, in der die „Bolnijhde Beruf3vereinigung“ 
(Zjednoczenie zawodowe polskie) gegründet wurde. Zunächſt traten freilid) 
nur 50 Mitglieder bei, doch war in der am 17. Januar 1904 in Steele 
abgehaltenen 1. Generalverjammlung die Zahl jchon auf 4616 ge- 
ftiegen. Aus den hier bejchlojjenen Satzungen ilt folgendes hervor— 
zuheben: 

Zweck bes Vereins, der feinen Gig in Bochum hat, ift die moralifche und materielle 
Hebung ber Mitglieder, fowie die Sicherung eines feiten und genügenden Lohnes unb 
ber ihnen gebührenden Adhtung in der Geſellſchaft. Zur Erreichung dieſes Zweckes follen 
alle Mittel angewandt werben, die von der driftlichen Lehre und durch die Geſetze nicht 
verboten find. Insbeſondere will ber Verein 1. bei den Wrbeitgebern, Behörben und 
parlamentarifchen Körperjchaften für die Mitglieder eintreten; 2. öffentlihe Berfammlungen 
abhalten gur Beiprehung der die Mitglieder betreffenden Ungelegenheiten und Belehrung 
über Arbeiterihug und Arbeiterverfiherung; 3. belehrende Flugſchriften herausgeben; 4. einen 
Fonds für Begräbnisbeihilfe und Wrbeitslofenunterftügung fchaffen; 5. ein Bureau für 
Rechtsſchutz und Arbeitsnachweis einrichten und bie Mitglieder vor dem Reichsverſiche- 
rung3amte vertreten. Politiſche und religiöfe Beftrebungen, ſowie NAgitation im Geijte 
ber Sozialdemokratie find umbebingt ausgefhlojien. Aufnahmefähig find alle Berg- 
arbeiter, Hüttenarbeiter, Handwerler und andere in ber Induſtrie bejchäftigten Arbeiter ni 
Geit 1. Februar 1904 wird von bem Berein unter dem Titel: „Zjednoczenie“ ein eignes 
Drgan herausgegeben. 

In der am 12. März 1905 in Steele abgehaltenen 2. General- 
berjammlung war die Mitgliederzahl, die Ende 1904 11500 betragen 
hatte, infolge des großen Bergarbeiterſtreils auf 25000 gejtiegen. Der 
legtere hatte auch dahin geführt, daß die Vereinigung an der ind Leben 
gerufenen Siebenerfommiljion?) ſich beteiligte, in der fie durch 2 Mit- 

lieder vertreten ift. Während fie früher mwejentli auf Rheinland und 
eitfalen bejchränft war, hat fie ji) 1905 aud auf Sadjjen, Hamburg, 
die Laufiß und Weitpreußen — 

Der große Streik hatte das Verſtändnis für die Notwendigkeit höherer 
Beiträge gefördert, und jo wurde auf den 26. November 1905 eine außer- 
ordentlide Generalverjammlung nad Gelſenkirchen ein- 
berufen, in der die Satzungen weſentlich umgeftaltet wurden. 

Die Vereinigung gewährt danach Streitgeld in Höhe von möchentlih 12 M. nebft 
50 Bf. für jedes Kind. Außerdem wird Kranlen- und Sterbegeld, ſowie Reife- und Arbeits- 
fofenunterftügung gezahlt. Die Beiträge find nad) der Höhe ber beanfpruchten Unte ungen 
5* und betragen 15, 25 und 30 Pf. wöchentlich. Für die Behandlung von Streils 
find eingehende Vorſchriften gegeben, insbefondere können bei ihnen außerordentliche Bei- 
träge ausgefchrieben werben. In der Generalverfammlung entfällt auf je 50 Mitglieder 
ein Delegierter. 

Sn der am 8. April 1906 in Eſſen — 3. Generalver— 
ſammlung war die Mitgliederzahl auf 31680, in der 4., die am 28. April 
1907 in Oberhaujen —— wurde, auf 40926 geſtiegen. Am 1. Juli 
1907 betrug ſie 44000, Ende 1907 47000 und am 1. April 1908 50000. 
Von ihnen nd 30000 Bergarbeiter, die übrigen gehören den verjchiedenften 
Berufen an; die meijten von ihnen jind Hüttenarbeiter. 

Die Bereinigung hat im Yahre 1907 verausgabt: für — 
47565 M., für Sterbegeld 8190 M., für Streikunterſtützung 16608 M., 
für — ge 19920 M., für Reiſeunterſtützung 2500 M., 
für Rechtsſchutz 5093 M. Das Vereindvermögen beträgt 232504 M. 


1) Bei der Gründung Hatte man ſich auf Berg- und Hüttenarbeiter befchräntt. 
2 Bol. ©. 856. 
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Das Verhältnis zu den übrigen Bergarbeiterverbänden ift ziemlich 
geipannt. In wirtſchaftlichen ragen geht man freilich faſt durchweg 
gemeinjam vor, aber in der Agitation gibt e3 oft Reibungen. 


Die „Polniſche Berufsvereinigung” ift nicht die einzige Organifation 
— — Arbeiter, es kommen vielmehr neben ihr noch folgende in 

etracht: 

1. Der „Verband zur BEGEHEN Hilfe” in Oberfchlejien), 
ber freilich nicht auf national-polniſchem Boden fteht, deſſen Mitglieder 
aber in der Mehrzahl Polen find. 

2. Der „Berband der polnijhen Arbeiter“ (Zwigzek zawo- 
dowy — in Poſen. Er iſt 1903 gegründet und beſchränkt ſich auf die 
Provinz Poſen. Während die „Polniſche Berufsvereinigung“ in religiöſer 
Hinſicht keine Grenze zieht, beſchränkt er ſich auf Katholiken. Er hat im 
übrigen ähnliche Ziele, gewährt Streif- und Reiſeunterſtützung, ſowie 
Sterbegeld. Sein Organ iſt die „Siela“. Er zählt 4000 Mitglieder. 

3. Im Juli 1905 iſt endlich der „Verband polniſcher Arbeite— 
rinnen‘ (Zwigzek pracownie polskiach) gegründet. Er hat ebenfalls 
feinen Sit in Bochum und verfolgt diejelben Zwecke, wie die „Polnijche 
Berufövereinigung”. Dem Borjigenden der leßteren ijt die gejchäftliche 
Leitung übertragen. Der Verband gewährt jeinen Mitgliedern Rechtsſchutz 
bei Xrbeitäftreitigfeiten, Streifenthädigung, Sterbegeld und Wöchne— 
rinnenunterftügung. Die Mitgliederzahl beträgt 450 

Es wird eifrig daran gearbeitet, jämtliche vorgenannten Bereine zu 
einer einheitlihen polnijchen Arbeiterorganijation zu verjchmelzen, und 
bie eingeleiteten Verhandlungen haben zunächſt wenigſtens injofern Erfolg 
gehabt, daß in einer von dem polniiden politiichen Komitee in Berlin 
einberufenen und am 26. Mai 1907 in Berlin abgehaltenen Verſammlung, 
zu ber die drei Vereine Vertreter geſchickt hatten, die Verjchmelzung zu 
einem „Polniſchen Zentralberufsperbande” ald Ziel ind Auge 
peiobt und beſchloſſen wurde, in diefer Richtung zu wirken; doch tökt 

ie Ausführung injofern auf Schwierigkeiten, al3 die VBerhältnijje in den 
drei Vereinen recht verjchieden Tiegen. 


C. Gemeinfame Tätigkeit. 


Wie die vorftehende Darftellung zeigt, ift die Bergarbeiterorganijation 
dem Beſtreben entjprungen, die von politijchen und religiöjen Anfichten 
unabhängigen gemeinjamen nterejjen zu verfolgen. Deshalb macht jede 
Gruppe den übrigen zum Vormwurfe, daß fie durch Hineintragen fremder 
Elemente ein eig wie es dieſe Gemeinjamfeit notwendig 
fordert, verhindert haben. Zweifellos find dieje mechjeljeitigen Vorwürfe 
an ſich berechtigt, und es könnte ji nur darum handeln, — 
auf welcher Seite das größere Maß von Schuld zu ſuchen iſt. So wenig 
dieſe Prüfung die Aufgabe einer objektiven geſchichtlichen Darſtellung iſt, 
ſo wichtig iſt es, zu zeigen, daß die innere Kraft der Entwicklung ſtärker 
iſt, als die Leidenſchaften und Einſeitigkeiten der Menſchen. Es ſollen 


1) Vgl. oben ©. 319. 
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deshalb hier Diejenigen Tatſachen zujammengeitellt werden, in denen bisher 
dieſes natürliche Einheitsbedürfnis zutage getreten ijt. 

Derjenige, der innerhalb der heftliden Organijation den Zujammen- 
gehörigfeit3gedanfen am entichiedenjten vertrat, war der Kaplan Dr. Ober- 
dörffer, der jchon in der Gründungsverfammlung am 26. Auguft 1894 
warnte, auf die Sozialdemofratie zu jchimpfen, da vielleicht einmal eine 
Zeit fommen fönne, in der die Arbeiter gesivungen würden, gemeinfam 
gegen das Unternehmertum Front zu machen. an jolle bei aller Be- 
tonung des hriftlichen Charakters und bei entjchiedener Bekämpfung jozial- 
demofratijcher Bejtrebungen doch in praftijhen Fragen mit dem alten 
Berbande zufammengehen und werde dadurch am beiten dahin wirken, 
jenen von dem Einfluffe der Sozialdemokratie zu befreien. Damals 
erlangte aber die von dem evangeliihen Pfarrer Weber empfohlene Politik 
(hrofffter Ablehnung jeder Berührung mit der Sozialdemokratie die Ober- 
hand, was wohl der Grund dafür war, daß Oberbörffer aus dem Ehrenrate 
ausſchied. An jeine Stelle trat der befannte Zentrumsabgeordnete Die. 
Auch im Kreiſe der Vereinsmitglieder jelbit fand die Neigung zur An- 
bahnung eines guten Berhältniftes zum alten Verbande Br ins⸗ 
beſondere an dem zweiten Vorſitzenden Wahl-Wattenſcheid, während der 
erſte Vorſitzende Bruſt-Alteneſſen den Weberſchen Standpunkt vertrat. Da 
Wahl evangeliſch und Bruſt katholiſch iſt, ſo ergibt ſich, daß der Gegenſatz 
mit dem Bekenntniſſe nichts zu tun hat. Die Meinungsverſchiedenheit 
fand ſchließlich in der Generalverſammlung in Gelſenkirchen am 16. Januar 
1898 ihren Abſchluß dadurch, daß eine Reſolution angenommen wurde, 
die jedes Paktieren mit dem alten Verbande verwarf und das Auftreten 
Wahls entſchieden mißbilligte, infolge wovon er aus dem Vereine ausſchied. 

Auch ſeitens der Hirſch-Dunckerſchen Gewerkvereine haben anfangs 
Annäherungsverſuche an den chriſtlichen Verein re era die aber 
ziemlich fühle Aufnahme fanden, indem Bruft mit Nachdrud erflärte, 
daß man jede Berührung mit politiihen Parteien, zu denen auch jener 
Berein zu rechnen jei, durchaus vermeiden müſſe; daß Hitze in dem Ehren- 
rate jei, rechtfertige jih nur durch feine Stellung als hervorragenden 
Sozialpolitifer3. 

In dem alten Verbande war von Anfang an eine entgegentommende 
Richtung vertreten. So hatte jchon am 18. Dezember 1894 die „Berg— 
und Hüttenarbeiterzeitung‘ alle Bergleute, die nicht geneigt feien, dem 
alten Verbande anzugehören, aufgefordert, fi) dem chrijtlichen anzu— 
ichließen, mit der Begründung, daß dieſer, wenn er erjtarfe, ebenfalls 
die Intereſſen der Wrbeiter vertreten und dann die Erfahrung machen 
werde, daß die Unternehmer ihn nicht bejjer behandeln würden, al3 jenen. 
Auch der Vorfigende Möller jtand auf diefem Standpunkte und richtete 
ihon am 15. Juli 1896 brieflid an Bruft den Vorfchlag einer Ausſprache 
über ein Zuſammengehen der beiden Verbände bei den Knappſchafts— 
mwahlen. Aber Bruft lehnte dies entjchieden ab und trat auch auf dem 
Bergarbeiterfongrejfe in Bochum am 2. Februar 1897 Naumann, der 
eine Annäherung empfahl, in der ſchroffſten Weife entgegen. Als Möller 
zu den Snappichaftswahlen am 14. November 1898 eine Verftändigung 
anregte, ging Bruft zunächſt darauf infoweit ein, dap er jich zu einer 
Beiprehung einfand, doch brad er dann die Verhandlungen ab und 
begründete die in einem Zirkular vom 14. Auguft 1898 mit dem rüd- 
ſichtsloſen Vorgehen de3 alten Verbandes. Troßdem wurde in manden 
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Bezirken, 3. B. Dortmund, Eſſen, Oberhaujen, gemeinjame Kandidaten 
aufgeftellt und dabei der Sieg gegen die jog. „Gemäßigten‘, d. h. von 
ben Zechenbeſitzern beeinflußten Kandidaten errungen. Bei den Erjaß- 
wahlen im September 1899 mwurde dann eine offizielle Einigung er- 
reiht, ja es wurde zwiſchen Möller und Bruft ein Aktionsprogramm 
mit bejtimmt formulierten Forderungen hinſichtlich der Reform des 
Knappſchaftsweſens vereinbart, und am 17. Februar 1900 wurden von 
beiden Berbänden inhaltlich übereinftimmende Eingaben an den „Berg— 
baulichen Berein‘ und die Bergbehörde gerichtet. Unterbrochen wurde 
da3 gute Einvernehmen bei dem am 1. Februar 1900 ausgebrochenen 
Streit im Wurmgebiete, der von dem alten Verbande unterjtügt wurde, 
während Bruft im „Bergknappen“ fcharf dagegen Stellung nahm. Aber 
bei den Knappſchaftswahlen am 23. Juni 1900 ging man doch wieder 
zujammen. 

Von bejonderer Bedeutung wurde e3, daß die preußifche Regierung 
im Herbſt 1900 einen von ihr ausgearbeiteten Entwurf wegen Abände- 
rung des die Knappſchaftsverhältniſſe betreffenden Titels VII des Berg- 
gejeted den PVorftänden der Sinappjchaftsvereine, nicht aber den Berg- 
leuten vorlegte, wodurch bei diejen da3 Bedürfnis angeregt wurde, eben- 
falls zu den Vorſchlägen Stellung zu nehmen. Dies führte zu einer 
gemeinfamen er Re die am 26. Dezember 1900 ftattfand und 
an der der alte Verband, fomwie die chriftlichen Gemwerkvereine des Ruhr— 
nebietes® und des Giegerlandes teilnahmen. Der PBerein yegenjeitiger 
Hilfe war nicht vertreten, doch wurden ihm die Beichlüffe mitgeteilt, 
die alle einjtimmig gefaßt und in einer Eingabe an die Regierung und 
den Landtag formuliert wurden. Um dieje Einftimmigfeit zu erreichen, 
wurden alle Punkte, in denen fich —— —— zeigten, 
ausgeſchaltet. 

Zu einer gegenſeitigen Annäherung führten auch die im Januar 1901 
von Naumann im Ruhrgebiete abgehaltenen Verſammlungen, an denen ſich 
ſowohl die freien, wie die chriſtlichen und die Hirſch-Dunckerſchen Gewerk— 
vereine beteiligten, und in denen außer Naumann auch Hué, Bruſt u. a. 
für Neutralität der Gewerkſchaften eintraten. 

In Benzberg wurde am 14. Juni 1901 eine ſüdbayriſche 
Bergarbeiterfonferenz von 83 Delegierten abgehalten, die von ben 
dortigen Ortövereinen des alten Verbandes Fa war, an der aber 
auch die Liberalen (Wagner), die Zentrumspartei (Schirmer) und Die 
Sozialdemokratie (v. Vollmar, Segitz) durch Abgeordnete teilnahmen. 
Beratungsgegenftand bildeten die Arbeiterausichüffe und die ihnen von 
den Werföbejigern in den Weg gelegten Schwierigkeiten. 

Bei den am 11. Dezember 1902 abgehaltenen Wahlen zum Berg- 
gemwerbegerichte im Ruhrgebiete war von Bruft eine Einigung abgelehnt, 
aber der Erfolg war ein Sieg des alten Verbandes, der 14213 Stimmen 
erhielt, während nur 8804 auf den chrijtlichen Gemwerfverein und 2600 
auf die Zechenpartei entfielen. Ebenfo antwortete Bruft auf ein Schreiben 
vom 1. März 1904, durch welches Sachſe eine gemeinfame Ausſprache 
aller Bergarbeiterorganijationen über die gegen die Werföverwaltungen 
zu erhebenden Klagen vorſchlug, am 13. desſ. M. ablehnend, indem er 

em alten Verbande ein unehrliches Verhalten und Verquickung ſeiner 
Tätigkeit mit ſozialdemokratiſchen Beſtrebungen vorwarf. Der Erfolg 
war, daß bei den Knappſchaftswahlen am 10. September 1904 der alte 
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Verband 66000 Stimmen und 174 Ültefte, der chriftliche Gemwerkverein 
aber nur 43000 Stimmen und 112 Ültefte erhielt. Aber dies hinderte 
Bruft nicht, im März 1904 noch jchroffer vorzugehen, indem er den 
ifm von Sadje gemadten Vorſchlag einer gemeinjamen Beſprechung 
damit beantmwortete,. daß er da3 Schreiben einfach veröffentlichte, um 
Sachſe vor der Offentlichkeit bloßzuftellen. 

Erjt nad) der Amtsniederlegung Bruft3 war die Möglichkeit einer 
Annäherung gegeben, und der große Bergarbeiterftreif im Januar 
1905 bot dazu die äußere Veranlaffung. Auf der dem Beliger Stinnes 
gehörigen Zeche „Bruchſtraße“ wurde den Bergleuten angekündigt, daß 
vom 1. Februar ab eine Verlängerung der Geilfahrt eintreten würde. 
Da eine von der Belegichaft hiergegen gerichtete Eingabe durch eine Be— 
fanntmahung am 3. Januar abgelehnt wurde, fo wurde am 7. Januar 
die Arbeit niedergelegt. Obgleich die Belegjchaft die Kameraden der übrigen 
Zehen aufforderte, ni * die Fernhaltung von Zuzug zu beſchränken, 
ſo fand doch das Beiſpiel mehrfach Nachfolge und bei der erregten Stim— 
mung der Bergleute war ein allgemeiner Streik zu befürchten. Um dem 
vorzubeugen, traten am 8. Januar die Vorſtände des alten Verbandes, 
des chriſtlichen und des Hirſch-Dunckerſchen Gewerkvereins, ſowie der 
polniſchen Berufsvereiniggung zu einer Konferenz zujammen, und er— 
ließen einen Aufruf, in dem jie den GStreifenden ihre Sympathie aus- 
jprahen und moraliiche, wie finanzielle Unterftüßung zujagten, aber 
dringend empfahlen, von einem allgemeinen Streit abzujehen, der nur 
im &nterefic der Zehen liege und jich vielmehr auf Verweigerung von 
Überjhichten und Verhinderung von Zuzug zu beichränten. Man ver- 
ſprach, jofort eine ae an die Regierung und die Parlamente zu 
richten, um ne aßnahmen herbeizuführen. Aber die Ermahnung 
hatte feinen Erfolg und am 9. Januar wurde auf einer ganzen Reihe 
anderer Zechen ebenfall3 die Arbeit niedergelegt und in einer am 10. Januar 
abgehaltenen öffentlichen Belegjchaftsverfammlung mwurden die Führer 
der Berbände lebhaft angegriffen und der von ihnen gemachte Vorjchlag, 
die Arbeit zunächſt wieder aufzunehmen, mit 2400 gegen 100 Stimmen 
abgelehnt. Dagegen wurde beichlofien, eine allgemeine Revierkon— 
ferenz einzuberufen, die am 12. Januar in Ejjen tagte. Der ein- 
ftimmig angenommene Beichluß tadelt nahdrüdlich das disziplinlofe Ver— 
halten der Belegichaften, die ohne Rückſprache mit der Organifation und 
ohne Aufftellung bejtimmter Forderungen in den Ausftand getreten feien. 
Da aber mit Rüdjiht auf die Ausdehnung, die der Streik ſchon er- 
reicht habe, eine Aufforderung zur ren Me der Arbeit ausjicht3- 
[03 jei, wurden die Belegichaften ermahnt, freilich da, wo jchon der Streik 
erffärt ſei, ihn fortzujegen, aber in den übrigen Zechen zunächſt nicht 
die Arbeit einzuftellen, vielmehr abzumarten, welche Antwort auf eine 
jofort abzujendene Eingabe an den Bergbaulichen Verein erfolgen werde. 
Solle diejelbe ablehnend ausfallen, jo * die allgemeine Niederlegung 
der Arbeit erfolgen. Zugleich wurde eine Kommiſſion von 7 * 
ſonen unter dem Vorſitz von Effert (riftlicher G.-®.) gewählt, Die 
mit dem Bergbaulichen Berein verhandeln jollte. Aber diefer antwortete 
ichroff ablehnend dahin, daß nicht nur die zutreffenden Abmachungen 
Sache der Verhandlungen zwijchen den einzelnen Zechenverwaltungen und 
den einzelnen Arbeitern jeien, jondern bad auch die aufgeitellten Yorde- 
rungen den Ruin des rheinifch-weitfälifchen Bergbaues und der uner— 
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läßlichen Disziplin bedeuteten. So blieb der am 16. Januar wieder 
zuſammengetretenen Revierkonferenz nichts übrig, als den allge— 
meinen Ausſtand zu beſchließen. 

Die Arbeit wurde nun faſt allgemein niedergelegt. Von den unter 
Tage beſchäftigten Arbeitern ftreiften 85—87 %, die hauptſächlich in Be— 
tracht an Häuer und — faſt vollſtändig. Die Höchſtzahl von 
208819 Streikenden wurde am 3. Februar erreicht. Aber obgleich die allge— 
meine Sympathie auf ſeiten der Streilenden ſtand und große Summen auch 
aus bürgerlichen Kreiſen eingingen, ſo war es doch völlig ausgeſchloſſen, 
den Streik aan Jr Beit hindurch aufrechtzuerhalten, und es wurde des— 

alb mit Freude begrüßt, daß, veranlaßt durch die Verhandlungen im 
eich3tage, die preußische Regierung, nachdem die von ihr unternommenen 
Ausgleichsverhandlungen an der Ablehnung der Zechenverwaltungen ge— 
fcheitert waren, am 27. Januar die Erklärung veröffentlichte, daß jie 
beabfichtige, im preußifchen Landtage einen Gejegentwurf vorzulegen, durch 
den bie ne der Arbeiterſchaft Hinjichtlich 1. der gejeglichen 
Regelung ber Arbeitszeit einjchließlic) der Geilfahrt, 2. Regelung der 
über- und Nebenjhichten, 3. obligatorifhe Einführung der Arbeiteraus- 
ſchüſſe, 4. Verbot des Nullens, 5. Abgrenzung der Höhe der Strafen, be 
friedigt werden follten. Die Kommiſſion beſchloß hierauf am 5. Februar 
diefe Punkte auszufcheiden und megen der übrigen Forderungen, die man 
mejentlich ermäßigte, mit dem Bergbaulichen Verein zu verhandeln, allein 
diejer lehnte von neuem ab und erklärte nur, daß die Zechenverwaltungen 
nach Wiederaufnahme der Arbeit bereit fein würden, berechtigten Rünfgen 
der Arbeiter entgegenzufommen. Nachdem dann der Reichskanzler auf 
ein an ihn gerichtete Telegramm geantwortet hatte, daß er e3 für 
dringend geboten halte die Arbeit fofort wieder aufzunehmen, und daß 
er für diejen Fall bereit fei, Vertreter der Arbeiter und Unternehmer 
zu weiteren Unterhandlungen zu empfangen, wurde in der am 9. Februar 
abgehaltenen Revierfonferenz, an der auch je ein Bertreter der 
Generallommifjion der Gemerkichaften, des Gejamtverbandes hrijtlicher 
Gemwerkichaften und des Generalrates der Hirfch-Dunderjchen Gewerkver— 
eine teilnahmen, mit 162 gegen 5 Stimmen mit Rüdjicht auf die bejtimmte 
Zuſage der Regierung, die De abisuag des Streiks bejchlofjen, wobei 
für den Fall, daß die Forderungen nicht erfüllt würden, eine Wieder- 
aufnahme des Kampfes in Aussicht geftellt wurde. Ferner wurde folgender 
Beihluß gefaßt: 

„gur weiteren Leitung ber Bewegung bleibt die Siebenerfommiffion einftweilen 
beftehen. Sie hat alle ihr geeignet erfcheinenden Schritte zu tun, um bie Forderungen ber 
Bergarbeiter zur Anerlennung zu bringen, fei e8 durch die Gefehgebung, fei es durch Berein- 
einbarung mit Vertretern der Werke. Der abgebrochene Generaljtreil hat allen Kameraden 
beutlich gezeigt, daß nur unbedingte Einigkeit der Bergleute fie jchügen kann vor einer 
Vergewaltigung durch das Unternehmertum. Darum beauftragt die Revierlonferenz bie 
Siebenerfommiffion, auch dafür Sorge zu tragen, daß, unter Anerkennung ber {b» 
ftändigfeit der einzelnen Organifationen, biefelben doch ftet3 gemeinfam handeln zur Ber- 
fehtung ber Arbeiterrechte.” 

So war aljo endlich ein gemeinjames Organ geſchaffen, wenngleich 
Bez nur für das Ruhrgebiet. Aber jchon bald bot ſich — * 

as Tätigkeitsgebiet zu erweitern, denn die Vorlage der preußiſchen Re— 
ierung, durch die ſie ihre Verſprechungen einlöſen wollte, bedurfte um 
I mehr einer Beſprechung jeitens der Bergarbeitervertretungen, al3 nach 
der Zufammenjegung de3 Landtages zu befürchten war, daß nicht ein— 
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mal die gemachten, jehr beſchränkten Verbeſſerungsvorſchläge Annahme 
finden würden. 

Die Siebenerfommijfion ſah ſich deshalb veranlaßt, einen preußi- 
Ihe Bergarbeitertag einzuberufen, der am 28./30. März 1905 in 
Berlin abgehalten wurde, und auf dem der alte Verband durch 63, der 

riftlihe Gewerfverein durch 38, der polnische und der Hirſch-Dunckerſche 

erein durch je 8, der Giegerländer Verein und der Verein zur gegen- 
feitigen Hilfe durch je 1 Abgeordneten vertreten waren. Auch ein Ber- 
treter der fatholiihen Fachabteilungen wurde gegen den Widerjpruch de3 
chriſtlichen Gewerkvereins zugelajjen. Daneben beteiligten jich Vertreter 
der 3 gemwerlichaftlichen Zentralorganifationen und zahlreiche Reichstags— 
abgeordnete des Zentrums, der Sozialdemokratie, der liberalen Vereinigung, 
der Polen und der wirtſchaftlichen Vereinigung, während der Reichs— 
fanzler aus dem Grunde, weil e3 fih um eine preußifche Angelegenheit 
handele und der preußijche Handelöminifter wegen Zeitmangels die an 
fie — Einladung abgelehnt hatte. Zu Vorſitzenden wurden Effert 
und Sachſe gewählt. 

Gegenſtände der Beratung waren: die Stillegung der Zechen, die 
Schichtdauer, die Arbeiterausſchüſſe, die Grubenkontrolle, das Wagennullen, 
das Strafenweſen, die Frauen- und Kinderarbeit, das Knappſchaftsweſen, 
die Gewerbegerichte und das Reichsberggeſetz. Die Beſchlüſſe, die durch— 
weg einſtimmig gefaßt wurden, wiederholten die mehrfach an anderen 
Stellen erwähnten Forderungen und brauchen deshalb hier nicht wieder— 
egeben zu werden. Dagegen führte ein zum Schluſſe von Bartels, einem 

itgliede des alten Verbandes geſtellter Antrag, die Siebenerkom— 
— des Ruhrgebietes dahin zu erweitern, dab in ihr die organifierten 
Bergarbeiter ganz Preußens vertreten jeien und die Anzahl der Ber- 
treter der Stärke der einzelnen Organijationen anzupafjen, injofern zu 
einer unerfreulihen Verhandlung, als Effert und Köfter ihn mit der 
Begründung befämpften, daß die Kommifjion eine Einrichtung von Organi- 
fationen jei, über die zu bejchließen dem Bergarbeitertage die Kompetenz 
fehle. Auch der von Hus& gemachte Vorſchlag, ein Kartell aller Organi- 
fationen zur gegenfeitigen Unterftüßung gegenüber dem Unternehmertum 
zu begründen, ſtieß auf den Widerſpruch de3 chriftlichen Gewerkvereins, 
mit der Begründung, daß davon eine Beeinträchtigung der GSelbftändigkeit 
der einzelnen Verbände zu befürchten * In der beiderſeitigen Preſſe 
wurde demnächſt mit Recht bemerkt, daß es verfehlt war, Anträge dieſer 
Art zu ſtellen, ohne daß vorher ein Meinungsaustauſch a der 
Siebenerfommifjion ftattgefunden hatte. 

Der Umftand, daß die preußifche Regierung dem Landtage einen 
Entwurf zur Neuordnung des Knappſchaftsweſens vorgelegt hat, 
gab dann ———— den in Berlin unternommenen Verſuch zu wieder— 
— und fo trat auf Beſchluß der Siebenerkommiſſion am 11./12. 

ebruar 1906 in Ejjen der zweite preußiſche Bergarbeitertag 
zufammen, an dem der alte Verband durch 76, der chriftliche Gewerk— 
verein Durch 56, der polnische Verein durch 17, der Hirſch-Dunckerſche 
Gemwerfverein durch 7 und der Verein zu gegenfeitiger Hilfe durch 1 Ab— 
georbneten vertreten waren. Eine ausführlide Reſolution jaßte in 
24 Punkten die zur Knappſchaftsfrage geftellten Forderungen zujammen. 
Außerdem verlangte man wiederholt ein Neich3berggeje und eine den 
geftiegenen Preifen entjprechende Lohnerhöhung. Während diefe Bejchlüffe 


einjtimmig gefaßt wurden, führte die Frage, ob die Geltendmachung der 
Lohnforderung den Arbeiterausfchüffen oder den gemwerkichaftlichen Organi- 
jationen übertragen werden jolle, zu Meinungsverjchiedenheiten, indem 
bei Abjtimmung nad) Verbänden der erjtere Vorſchlag mit 3 gegen 2 Stim- 
men angenommen wurde. Die Siebenerfommij Ai bleibt auch ferner 
beitehen. Ein von der Zahlitelle Herne des alten Verbandes geitellter 
Antrag, über die Berfhmelzung der Verbände eine Urabjtimmung 
herbeizuführen, wurde dadurd erledigt, daß den einzelnen Organijationen 
überlajjen murde, zu ihm Stellung zu nehmen. 

Unabhängig von diejen beiden Bergarbeitertagen jind übrigens im 
Ruhrgebiete noch wiederholt weitere gemeinjame Konferenzen ab» 
gehalten, insbejondere als im Herbit 1906 die Gärung unter den Berg- 
arbeitern wieder gewaltig zunahm und nicht allein an vielen Orten Arbeits— 
einftellungen erfolgten, fondern aud ein allgemeiner Streit in naher 
Ausſicht zu ftehen jchien. Zunächft wurde in einer Sigung der Siebener- 
fommijjion am 5. Oktober bejchlojjen, eine allgemeine Rohnerhöhung 
von 15 % zu fordern. Al3 in der Sitzung am 19. Oktober nod) feine 
Antwort eingegangen war, wurden die Arbeiter öffentlich ermahnt, die 
Ruhe zu bewahren und jtrenge Disziplin zu halten. In einer neuen, am 
26. Oktober abgehaltenen Sitzung, an die ſich eine Konferenz der Ge— 
jamtvorftände anjchloß, wurde die Antwort des Bergbaulichen Vereins 
befanntgegeben, daß die Verbände nicht al3 Vertreter der Arbeiter ange- 
jchen werden fönnten, vielmehr die Forderungen von den Arbeiteraus- 
ihüffen den Zechenverwaltungen einzureichen jeien. Der gefaßte Be- 
ſchluß proteftiert hiergegen und hielt grundjäglich an der Forderung Felt, 
die Verhandlungen von Organifation zu Organijation zu führen. Troß- 
dem murden die Arbeiterausſchüſſe aufgefordert, die Zechenverwaltungen 
ur rg gemeinjamer Sitzungen aufzufordern und den Organi— 
J——— von den Verhandlungen Kenntnis zu geben. Zugleich wurde gegen 
das Abkommen der Zechen, keine Arbeiter anzunehmen, die von andern 
Zechen kämen, proteſtiert und eine Eingabe um Abhilfe an das Oberberg— 
amt beſchloſſen. In der folgenden, am 9. November abgehaltenen Sitzung 
wurde mitgeteilt, daß die Shan alter ſich faſt überall ablehnend 
verhalten hätten. Es wurde deshalb bejchlojjen, eine allgemeine Re- 
pvierfonferenz. einzuberufen. Diefe wurde am 21. November in Ejjen 
abgehalten unter Beteiligung von 400 PBertretern. Nach Anhörung der 
Stimmungsberichte wurde der Antrag, fall nicht am 1. Dezember alle 
Forderungen bewilligt feien, die Arbeit einzuftellen, abgelehnt und mit 
allen gegen 5 Stimmen eine Aufforderung an die Belegichaften beſchloſſen, 
fi) vor übereilten Schritten zu hüten und zunächſt das Ergebnis ber 
in Angriff genommenen —— zu erwarten. — 

Dieſe Verhandlungen beweiſen nachdrücklicher, als es auf theoretiſchem 
Wege möglich iſt, daß bei Arbeitsſtreitigkeiten die Führer das mäßigende 
Element bilden und die Stärkung der Organiſation das beſte Mittel iſt, 
unermeßliche Schädigungen des Nationalwohlſtandes, wie ſie mit Arbeits— 
einſtellungen ohne Rückſicht auf ihren Erfolg ſtets verbunden ſind, in 
wirkſamer Weiſe vorzubeugen; nur muß die Autorität der Führer ſchon 
in ruhigen Zeiten gewonnen ſein, ſoll ſie genügen, um im Falle der Auf— 
regung das erforderliche Gegengewicht gegen die Leidenſchaft zu bieten. 

So erfreulich es iſt, daß der gemeinſame Kampf eine Annäherung der 
verſchiedenen Organiſationen herbeigeführt hat, ſo iſt an eine Verſchmelzung 
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vorläufig noch nicht zu denken. In der „Bergarbeiterzeitung“ iſt ſie 
mehrfach angeregt, aber ſeitens des chriſtlichen Vereins wird ſie mit der 
Begründung abgelehnt, daß nach dem Ausſpruche Bömelburgs auf dem 
Kölner Gewerkſchaftskongreſſe die beiden Richtungen durch zwei entgegen— 
geſetzte Weltanſchauungen getrennt ſeien und daß, ſelbſt wenn der alte 
Verband ſtrengſte Durchführung der Neutralität verſprechen ſollte, man 
dieſer Zuſage keinen Wert würde beimeſſen können, weil wegen des engen 
Zuſammenhanges des Verbandes mit den unter Führung der General- 
fommijjion jtehenden Gewerkſchaften, die doch aus ihrer jozialdemofratijchen 
Gejinnung fein Hehl mache, jener gar nicht imftande jein würde, einen 
jolhen Entſchluß durchzuführen. 

Unter diefen Umftänden ijt eine einheitliche Organifation für die 
nächſte Zeit nicht zu erwarten, aber immerhin find die Bergarbeiter, ab- 
—— von den Buchdruckern, dieſem Ziele weitaus am nächſten ge— 

mmen. 


Literatur. 
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Gewerkſchaften? 1900; Lorenz Pieper: Die Lage der Bergarbeiter, Stuttgart 1903; Effert: 
Zur Geſchichte der Bergarbeiterbewegung im Ruhrgebiet, 1906, Eſſen. Einiges Material 
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arbeitertage ftenographiiche, Protofolle im Verlage der Siebener-fommiffion. Im übrigen 
fommen ald QDuellen die im Tert aufgeführten Organe der Verbände, insbefondere Berg- 
arbeiterzeitung und Bergfnappe, jowie bie Generalverfammlungsprototolle in Betracht. 


V. Die Zertilarbeiter. 


Die Tertilinduftrie bietet für die Organifation der Arbeiter ungünftige 
Berhältnijje. Das „Weber-Elend“ ift berüchtigt und fteht im engen Zu- 
jammenhange damit, daß der Übergang von der früheren primitiven zur 
techniſch fortgejchrittenen Brodultiongtorm jih nod nicht überall voll- 
zogen hat. Gh beiondere ift vielfach noch die Heimarbeit vorherrichend. 
Ferner werden in einigen Zweigen, 3. B. der Spinnerei und Winderei 
überwiegend meibliche Kräfte, in anderen, wie der Weberei, annähernd 
in See: Zahl Frauen und Männer bejchäftigt, die erfteren find aber 
jehr viel ſchwerer zu organijieren, al3 die Männer. Endlich ijt die Tertil- 
arbeit überhaupt eine mehr den weiblichen, al3 den männlichen Charafter- 
anlagen entjprechende Bejchäftigung?) und deshalb wenig geeignet, Dieje 
u entwideln. Bedenkt man nun, daß die gewerkſchaftliche Organijation, 
5 jehr jie das Mittel ift, eine Hebung der oe aalıdg herbeizuführen, 


1) Bol. ©. 187. 
2) Müller: Die hriftliche Gewerkſchaftsbewegung, ©. 52. 
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doc jchon eine gewiſſe Stufe der legteren vorausfegt, jo ift es begreiflich, 
* ihre Entwicklung in der Tertilinduftrie erſt ſpäter einſetzt, als in 
anderen. 

Die erſten Anfänge einer Organiſation finden wir am Niederrhein, 
insbeſondere in Krefeld, wo ſchon ſeit Anfang des 18. Jahrhunderts 
die Sammet- und Seideninduſtrie blühte. Hier wurden ſchon 1848 heftige 
Kämpfe zwiſchen den Arbeitgebern und ihren Arbeitern unter Vermittlun 
der Handelskammer und des Gemeinderates in der Weiſe beigelegt, bad 
am 27. März 1848 eine feſte Zohnlifte vereinbart wurde, indem die 
Weber einen Teil der Stühle zu Eigentum erwarben und al3 jelbftändige 
Handwerker anerfannt wurden. Sie gründeten dann auch im folgenden 
Fahre eine Weber- und Wirker-Innung, die fich aber bald wieder auflöfte. 
Im mu 1860er Fahre entjtand die „Weberunion‘‘, die e3 zeit- 
weiſe auf 1800 Mitglieder brachte, doch führte das Eindringen der Sozial- 
demofratie im Jahre 1872 zu einer Spaltung, nad) welcher nur noch 
400 Mitglieder verblieben. Zu gleicher Zeit wurde auch wieder eine 
Innung gegründet, die aber feine Bedeutung gewinnen fonnte. Daneben 
gab e3 einen evangeliihen und einen katholiſchen Arbeiterverein, die in 
der Mitte der 1880er Jahre ins Leben getreten waren. Der fatholijche 
Arbeiterverein hatte auch eine eigne Fachabteilung für Weber eingerichtet. 
Endlich beitanden Zahlſtellen ſowohl des Hirſch-Dunckerſchen wie des 
ſozialiſtiſchen Textilarbeiterverbandes. 

Der Mittelpunkt der Beſtrebungen bildete die Einführung einer 
neuen allgemeinen Lohnliſte, da die alte von 1848 längſt außer Gebrauch 

ekommen war. Um fie zu erreichen, traten 1893 die 5 nichtſozialiſtiſchen 
rganijationen (Weberunion, Weberinnung, Hirſch-Dunckerſcher Orts— 
berein, jowie der katholiſche und der evangelifche Arbeiterverein) zu der 
„Krefelder Webervereinigung” zufammen, die es durchſetzte, daß 
der Gemeinderat eine „joziale Kommiffion‘ errichtete, um Verhandlungen 
mit den Sabrifanten herbeizuführen. Aber da die legteren nicht organijiert 
waren, jo gelang e3 nicht, einen allgemein anerkannten Tarif zuftande 
gu bringen, und die unten zu erwähnenden GStreitigfeiten und Neugrün- 
ae hatten die ſtillſchweigende Auflöfung der Webervereinigung zur 
olge. 


1. Gewertverein der deutihen Textilarbeiter'). 


Der Verein wurde unter dem Namen „Gewerkverein der deut- 
ihen GStuhl-(Tertil-) Arbeiter und verwandten Berufs- 
genofjen (Hirſch-Duncker)“ im Mai 1869 in Berlin begründet. 


Er bezwedt ben Schuß und bie Förderung ber Nechte und Intereſſen feiner Mitglieder 
auf gejeglihem Wege. 

Diefer Zwed fol erreicht werben: 1. durch Vertretung ber Mitglieder gegenüber 
ben Arbeitgebern und ber Öffentlichkeit; 2. durch Unterftügung der Mitglieder bei Arbeits- 
lofigfeit, Arbeitsdifferenzen, auf der Reife und bei Überjiebelungen; 3. dur Gewährung 
von Rechtsſchutz nach den Beitimmungen de3 Rechtsſchutzreglements; 4. durch Beförderung 
der allgemeinen Bildung und des gewerblichen Unterrichts, insbefondere auch für die jugend» 
lichen Wrbeiter; 5. durch Führung einer Arbeitsftatiftit und hierauf begrünbeter Arbeits- 
nachweis; 6. durch Gründung und Unterftügung von mwirtfchaftlichen Genoſſenſchaften; 7. durch 
Unterftügung der Mitglieder in Krankheits- und Sterbefällen; 8. durch Verbindung mit 
anderen beutihen Gemerfvereinen zur gegenjeitigen Unterſtützung vermittelft Zugehörig- 
feit zu dem Verbande ber beutjchen Gewerkvereine. 


1) Das Material verbanfe ich dem Bereindvorftande. 
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Die unter N. 1 eführten Unterftügungen werben nad den Beftimmungen bed Unter- 
ftügungsreglement3 Bin ohne daß jedoch ben Mitgliebern ein Magbare® Recht auf 
biejelben zufteht. 

Die Unterftügung unter Nr. 7 erfolgt durch die eingefchriebene Hilfskaſſe des Ge- 
werfvereins. 

Mitglied kann jede in ber Tertilinduftrie befchäftigte Perſon, ſowie Berfonen anderer 
Berufe werden, welche bie Hebung bes Wrbeiterftandes zur Selbftändigleit und Gleichberechti- 
ung mit allen anderen Klaſſen auf dem Wege ber gejehlichen Reform, insbefonbere burd) 
Berufäorganifation, Bildung und Genoſſenſchaft erftrebt und überhaupt den Grundjägen ber 
beutjchen Gemerkvereine (Hirſch-Duncker) Huldigt und demgemäß durch einen Revers mit 
feiner Unterſchrift erflärt, nicht Mitglied der Sozialdemokratie zu fein. 

Der Ausſchluß aus dem Verein erfolgt u. a. wegen Berlegung des Reverfes und gu 
Streilbruches. Der Beitrag beträgt für männliche Mitglieder möchentlih 15, 20 ober 
25 Pf. nad) freier Wahl, für weibliche 10, 15 oder 20 oder 25 Pf., für Perfonen unter 
17 Jahren mindeftens 10 Pf. Die Generalverfammlung, die alle drei Jahre ftattfindet, 
befteht aus 25 Wbgeorbneten nad) Wahlbezirten. Sie wählt jedesmal den Borort. 

Über die Grundſätze bezüglich ber Arbeitsbedingungen enthält das Statut folgende 
Beltimmungen: 1. Der Arbeitslohn muß ausreichen zum kräftigen Unterhalt des Arbeiters 
und feiner Familie, mit Einfluß der Verficherung gegen jede Art von reinen. Zn 
fomwie ber nötigen Erholung und humanen Bildung. 2, Abzüge von dem bedungenen Lohne 
bürfen nur im Einverſtändnis mit dem Wrbeitnehmer gemacht werden. 3. Die Sonntags 
arheit ift bi8 auf das unerläßlich Notwendige gänzlich abzuftellen. 4. Die wirkliche Arbeitszeit 
füc Erwachſene ift auf höchitens zehn Stunden zu normieren. 5, Die Nachtarbeit ift 
ebenfall3 bis auf das umerläßlic Notwendige gänzlich abzuftellen. Die gewerbliche Be- 
Ihäftigung der Kinder ift zu verbieten, die der weiblichen und jugendlihen Perſonen mit 
Rüdfiht auf die körperliche Entwidlung, namentlih in der Familie, fortfchreitend zu be» 
ſchränklen. 6. Jede neue Fabrik» refp. Arbeitsordnung ift zwifchen Arbeitgebern und Urbeit- 
nehmern zu vereinbaren. 7. Die gewerbliche Arbeit der Kinder muß jo befchränft werben, 
daß bie vollftänbige Förperliche, geiftige und fittlihe Ausbildung der Jugend dadurch nicht 
beinträcdhtigt wird. 8. Die Zuchthausarbeit darf nicht von den Wrbeitgebern, indem fie ihre 
Arbeit dur Sträflinge verjehen laffen, zur Konkurrenz mit ber freien Arbeit mißbraucht 
werben. 

Über die Behandlung von Arbeitsftreitigfeiten find eingehende ringen‘ 16 
geben; find mehr al3 100 Mitglieder beteiligt, fo it die Entſcheidung über Beginn und Be- 
endigung von Ürbeitseinftellungen vom Generalrat zu treffen. 

Der Verein gewährt feinen Mitgliedern Unterftügungen 1. bei Wrbeitslofigleit; 2. bei 
Streils, Ausfperrungen und Mafregelungen; 3. bei Umzügen; 4. bei Reife, ſowie Rechtsfhug 
und Arbeitävermittlung. Unabhängig vom Verein bejteht noch eine bejondere Frankenunter- 
fügungs- und Begräbnislaſſe. Geit 1. Juni 1905 bejigt er ein eignes Organ, das „Korte 
fponbenzblatt für die beutfchen Tertilarbeiter”. 


Die Verhandlungen der Generalverfammlungen haben meift organi- 
fotorifche Fragen und die Regelung de3 Unterftügungsmwejens betroffen, 
doc) jind aud) mehrfach prinzipielle Gegenfäge ausgetragen. Dazu ge- 
hört in erfter Linie die Frage des Neverjes. Schon auf der 9. (Seneral- 
verjammlung in Chemnig am 14./16. April 1895 wurde er lebhaft ange- 
riffen, doc) gelang es der perfönlichen Autorität von Dr. Hirſch, feine 
Beibehaltung zu bewirfen. In Forſt am 2./5. April 1899 wurde aller- 
ding3 injofern ein Erfolg erreicht, als aus der früheren Faſſung, nad 
der nicht allein Mitglieder, fondern auch bloße Anhänger der Gozial- 
demofratie ausgefchlojfen waren, das Wort „Anhänger“ gejtrichen wurde, 
doc; wurde da3 praftifche Ergebnis faum geändert, da gleichzeitig der 
Begriff „Mitglied“ dahin beftimmt wurde, daß ala folches auch die Per— 
jonen zu betrachten find, die ſich an irgendeiner fozialdemofratifchen Ver 
einigung durch bloße Agitation beteiligen. Anträge, die ganze Vorſchrift 
über den Revers zu ftreichen, wurden in Apolda (1./2. April 1902) und 
Kottbus (23./27. April 1905), in Ermangelung der erforderlichen Zwei— 
drittelmehrheit abgelehnt. Ebenjo gelang e3 nicht, die Beichränfung der 
Mitgliedihaft auf Tertilarbeiter unter Ausichluß anderer Berufe und 
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die Beſeitigung der veralteten Bezeichnung „Stuhlarbeiter“ aus dem 
Namen des Vereins durchzuſetzen, da man ſich auf die „alten bewährten 
Einrichtungen des Vereins“ berief, für deren Aufrechterhaltung insbe— 
ſondere der Vertreter des Zentralrates eintrat. Immerhin gelang es, 
gegen deſſen Widerjprud in Kottbus die früher abgelehnten Anträge zur 
nnahme zu bringen, daß künftig Arbeitgeber nicht mehr al3 Mitglieder 
aufgenommen werden dürfen!) Auch Hirſch Hatte jich ftet3 für deren 
Beibehaltung ausgeſprochen. In SKottbus wurde auch beſchloſſen, der 
Generalrat ſolle an den Fabrikantenverband mit dem Antrage auf Ein— 
führung des zehnſtündigen Arbeitstages herantreten, dagegen wurden 
Anträge auf Erhöhung der Beiträge wiederholt abgelehnt. Der Gewerk— 
verein haı ſich an dem in Juni 1902 in Zürich abgehaltenen internationalen 
Tertilarbeiterfongreß beteiligt. Das Verhältnis zu den freien und chrift- 
lihen Gewerkſchaften hat jich, wie in Kottbus mitgeteilt wurde, in den 
legten Jahren gebejjert, wobei der Hoffnung auf die Möglichkeit Häufigeren 
Zufammengehens in Lohnfragen Ausdrud gegeben wurde. 

Einen wejentlihen Fortichritt bedeutet die am 19. April 1908 in 
Berlin abgehaltene 13. Generalverjammlung, in der e3 endlich gelang, neue 
Satungen zur Annahme zu bringen, die den früher abgelehnten Forde— 
rungen Rechnung tragen; insbejondere wurde der Revers bejeitigt und 
die Mitgliedfchaft auf Tertilarbeiter bejchränkt. Der Name lautet fünitig: 
„Semwerfverein der deutſchen Tertilarbeiter“”. 


Aus den neuen Sagungen ift folgendes hervorzuheben: 

$ 2. Der Gemwerkverein fteht auf nationalem Boden, er bezwedt den Schup und bie 
Förderung der Rechte und Interejjen feiner Mitglieder auf gejeplichem Wege. Die Grund- 
lage feiner Bejtrebungen bildet die Selbſthilfe. Die Staatshilfe joll die Selbithilfe nicht 
erjegen, fondern zwedmäßig ergänzen und kräftigen. Ein freie Koalitionsrecht iſt hierfür 
notwendige Borausjegung. 

83. Der Gewerfverein erjtrebt zur Förderung der Tertilarbeiter: 1. die Berbefjerung 
der Arbeitsverhältniſſe, des Lohnes und eine der fortichreitenden Technik angemefiene Ber- 
fürzung der Wrbeitäzeit; 2. Abihaffung der Überftunden, jowie der Sonn- und Feiertags- 
arbeit; das Alltord- und Prämienſyſtem jo zu gejtalten, daß die Intereſſen ber Wrbeiter 
gewahrt bleiben; 3. die Einführung von lolleltiven Arbeitöverträgen, unter Feſtſetzung ber 
Sohnfäge, der täglichen Wrbeitäzeit, der Wrbeitdordnung, der Kündigungsverhältniſſe und 
möglihft auch unter Beteiligung der Arbeiter am Reingewinn; 4. wirkſamen Schuß für 
Leben, Gejundheit und Sittlichleit, vor allem für die jugendlichen und weiblichen Arbeiter; 
5. befonderen gejeplihen Schug der gewerblich und induftriell tätigen rauen, damit die Frau 
und Mutter ihrer jegensreihen Aufgaben in ber Familie nicht über Gebühr entzogen 
wird. Zu diefem Zwede iſt die Dauer ber Arbeitszeit für verheiratete Frauen auf täglich 
8 Stunden herabzufegen. Unverheirateten Wrbeiterinnen muß Gelegenheit gegeben werben, 
fi) hauswirtſchaftlich auszubilden. Zur Tabrifinfpektion jind auch weibliche Aſſiſtenten 
heranzuziehen; 6. für gleiche Xeiftungen ijt der Lohn ber Ürbeiterinnen auf den Lohn 
der Männer zu erhöhen. 

8 4. Der Gemwerlverein fördert die Textilarbeiter jogial, indem er: 1. ihnen auf 
möglichjt billige Weife Gelegenheit zur Bildung gewährt, er fördert die Beranftaltung all- 
gemeiner bildender Vorträge, die Einführung gemwerbliher Unterrichtskurſe, die Einrich 
tungen von Bibliothelen; 2. feinen Mitgliedern gegen Kräntungen durch die Arbeitgeber, 
Meifter oder Arbeitäfollegen Schup gewährt, im alle von Beleidigungen, Mißhandlungen 
ober jonftigen Berunglimpfungen nimmt ſich der Gewerfverein feiner Mitglieder an, indem 
er entweder eine Bermittelung herbeiführt, oder ben Rechtsſchutz gewährt. 

85. Als Mittel zur Erreichung feiner Zwecke dienen dem Gemerkverein: 1. jeine 
Bertretungäbefugniffe der Mitglieder gegenüber den Nrbeitgebern und der Öffentlichkeit; 
2, die Gewährung des Rechtsſchutzes nad) ben Beftimmungen de3 Rechtöfchugreglements durch 
Rechtöbelehrung und Zumeijung eines Anwalts unter Übernahme der Koften; 3. bie Unter- 
ftügung ber Mitglieder bei Urbeitslofigfeit und Arbeitsdifferengen; 4. eine Arbeitävermittiung 


'!) In ber obenmitgeteilten Faſſung der Sapungen ift dies nicht zum Ausdrud gelangt. 
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durch eigne oder paritätijche Arbeitnachweile mit Gewährung von Reiſe- und Überjiedelungs- 
unterftügung; 5. die Unterftügung in Krankheits- und Sterbefällen; 6. die Verbindung mit 
anderen deutſchen Gewerlvereinen zur gegenfeitigen Unterftügung nermittel3 Zugehörigleit 
zum Verband ber Deutichen Gewerfkvereine. 

$ 6. Mitglieder des Gewerlvereins jollen grundjägli nur Ortävereine werben; ſoweit 
aber Ortövereine nicht beftehen, können Zertilarbeiter auch als Einzelmitglieder dem Ge- 
werlverein beitreten. Mitglied eines Ortsvereins oder Einzelmitglied des Gewerlkvereins 
fan jede in ber Tertilindujtrie befchäftigte Perſon ohne Unterjdied des Standes, der partei» 
politiijhen Stellung, der Religion oder des Geſchlechtes werden, jofern biefelbe fich bei 
ihrem Eintritt jchriftlich verpflichtet, für bie nterejjen der Arbeiter nur im Sinne biejer 
Statuten einzutreten und politifche Wgitation in dem Gewerkverein nicht zu treiben. 


Die Mitgliederzahl Hat erjt in leßter Zeit angefangen, ji) etwas 
zu heben. Sie betrug Anfang 1892 3337, ging aber infolge Ausjchreibung 
eine CErtrabeitrages für die Krankenkaſſe auf 2878 am 1. April 1895 
zurüd. Am 1. April 1899 betrug jie 3666, am 1. April 1902 3940, 
am 1. April 1905 4348, am 31. Dezember 1905 4801, am 31. Dezember 
1907 6363, davon waren 3691 männliche und 2672 weibliche Arbeiter. 
Die Einnahme für 1906 hatte 44360 M., die Ausgabe 42241 M. betragen. 
— — Vermögen belief ſich auf 8I000 M. —8 der Unterſtützungs— 
fajje). 


2. Berband deuticher Textilarbeiter'). 


Er wurde im Jahre 1891 in der Weije begründet, daß eine Anzahl 
von Lofalvereinen jid) zu einem Verbande zuſammenſchloß. Aus dem 
Statut in der ihm von der Generalverjammlung vom 2./5. April 1904 
in Hannover gegebenen Faſſung ift folgendes hervorzuheben: 

Der Berband hat den Zweck, duch eine Bereinigung aller in der Textilinduſtrie 
Deutſchlands beichäftigten Arbeiter und Arbeiterinnen nad) Maßgabe des $ 152 ber Ge— 
werbeordbnung möglichſt günftige Lohn- und Wrbeitsbedingungen zu erzielen. 

Zur Förderung biefes Zmwedes erftrebt der Verband: 1. eine geregelte, der modernen 
Technit entiprechend verlürzte Arbeitszeit; 2. Abichaffung der Sonn, Feiertagd-, Über- 
ftunden- und Altorbarbeit, jowie des Prämienſyſtems; 3. gleiche Löhne für gleiche Leiſtungen; 
4. Regelung des Herbergsweſens, fowie des Arbeitsnachweiſes; 5. fortlaufende ftatiftifche 
Erhebungen über Lohn- und Wrbeitsverhältniffe. 

Der Verband gewährt jeinen Mitgliedern je nad) ben vorhandenen Mitteln: 1. Kranten» 
unterftügung; 2. Unterftügung bei Waßregelung; 3. Unterftüpung bei Streils; 4. Reije- 
unterftügung; 5. Umgzugsunterftügung bei Streils- und Maßregelung; 6. unentgeltlichen 
Rechtsſchuß in gewerblichen GStreitigfeiten, oder in melde die Mitglieder infolge ihrer 
Berbandstätigleit geraten, wie aud bei Anklagen wegen Berftoßed gegen den $ 153 ber 
Bemwerbeordnung. 

Beitrittsberechtigt jind alle in der Tertilindbuftrie befchäftigten Wrbeiter und 
Arbeiterinnen. Der Beitrag beträgt wöchentlich für männliche Mitglieder 30 Pf., für 
weiblihe 20 Pi. Bei größeren Streil3 und Nusjperrungen fann der Vorſtand eine Ertra- 
fteuer erheben. In die Generalverfjammlung, die alle zwei Jahre ftattfindet, haben Filialen 
von mindejtens 200 Mitgliedern je einen Vertreter zu entjenden. Der Sig des Borftandes 
wird von der Generalverjammlung beftimmt. Berbandsorgan iſt „Der Tertilarbeiter“, 
Der Berband ift der „Generallommiſſion“ angeſchloſſen. 


In der am 24./26. März 1896 in Hof abgehaltenen 2. General» 
verjammlung?) wurde neben der bis dahin allein bejtehenden Streik— 
und Gemaßregeltenunterftügung die Einführung der Reijeunterjtügung 
beichlofjen. 

In der 3. Generalverfammlung am 4./5. April 1896 in Apolda wurde 
der Antrag auf Erhöhung des Beitrages von 10 Pf. wöchentlih auf Ein- 
führung von Wrbeitslofenunterftügung und Gterbegeld, jowie auf Los— 


1) Dad Material verbante id; dem Verbandsvorſtande. 
2) über die 1. Generalverfammlung, die 1894 jtattfand, liegt fein Bericht vor, 
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löſung von der Generalkommiſſion abgelehnt. Der Verband hatte mehrere 
Streiks durchzuführen gehabt und dafür 16535 M. ausgegeben. 

Auch in der 4. Generalverfammlung, die am 9./10. April 1898 in 
Gera tagte, wurde von neuem die Einführung der Wrbeit3lojenunter- 
ſtützung und Erhöhung des Beitrages abgelehnt. Dasjelbe Schidfal hatte 
ein Antrag auf Einführung der ee ee . Dagegen 
wurde neben dem jchon vorhandenen ein zweiter bejoldeter Beamter an- 
gellellt und ein forgfältig dDurchgearbeitetes Streikreglement beſchloſſen. 

Die am 20. April 1900 in Gößnitz abgehaltene 5. Generalverfammlung 
beſchloß endlidy die Erhöhung des Beitrages auf wöchentlich 20 Pf. und die 
Einführung einer Kranfenunterjtügung. Die Mitgliederzahl betrug 42000. 

Auf der 6. Generalverfammlung am 29./30. März 1902 in Kaſſel 
wurde ein Rüdgang der Mitgliederzahl um 12420 berichtet, „obgleich 
ein im Elſaß Deheheuber Lofalverband ji im Sommer 1901 zuguniten 
des Zentralverbandes aufgelöft hat. Die Gefamtloften für Streils haben 
192894 M. betragen. Die Arbeitslofenunterftüßung wurde wieder ab- 
gelehnt, aber dem Borjtande doch der Auftrag gegeben, Material darüber 
zu jammeln. Eine Umzugsunterftügung wurde bejcdjlojjen. 

Die vom 2.—5. Upril 1904 in Hannover abgehaltene 7. General- 
verfammlung fonnte eine Vermehrung der Mitgliederzahl um 30000 
feitftellen, jo daß fie auf 60235 geitiegen ift, doch ift die Fluftuation im 
Mitgliederbeftande noch jehr groß. Die langdauernden Streil3 in 
Krimmitihau und Meerane jind erfolglos gemwejen, doch hat in3bejondere 
der erjtere jo große Sympathien gefunden, daß die gejammelten Streik— 
gelder, die ji) auf 1151146 M. beliefen, die Ausgaben um etwa 300 000 M. 
überftiegen haben und dieſer Betrag der Verbandskaſſe zugeflojien ift. 
Troßdem war man einig darüber, daß man bei Streif3 grundjäßlich jich 
nicht auf fremde Hilfe verlafien dürfe. E3 wurde deshalb eine Beitrags 
erhöhung auf 30 Pf. wöchentlich beichlofjen. Über die Arbeitslofenunier- 
ftügung foll eine Urabftimmung ftattfinden. Ein dritter Sekretär wurde 
angejtellt und außerdem bejchlofien, daß jede Gauverwaltung einen be— 
foldeten Beamten haben jolle. Eine Petition an den Reichstag joll die 
gejeglihe Einführung des Zehnftundentages fordern. 

Sn der am 14./17. April 1906 in Mühlhaujen (Thüringen) ab- 
gehaltenen 8. Generalverfammlung wurde mitgeteilt, daß die er. 
u Berwerfung der Arbeitölojenunterftügung mit 35646 gegen 1028 

timmen geführt hat. Auch die unternommene Arbeitölofenftatiftif ift 
injofern mißglüdt, al3 von 67 710 Mitglieder nur 7514 Auskunft gegeben 
haben. Der Verband ift in 63 Fällen an Streiks und Ausfperrungen 
beteiligt gewejen, mwodurd) eine Ausgabe von 592858 M. entitanden ift. 
E3 wurde bejchlojjen, eine Erwerbslojenunterjtügung grundiäglich ins Auge 
zu fallen und dafür unter den Mitgliedern zu agitieren. Man verhandelte 
eingehend über Tarifverträge und bejchloß, jie al3 ein nicht inbedeutendes 
Mittel zur Regelung und Berbejjerung des Arbeitöverhältnijjes zu emp— 
fehlen, jedoch joll die Vertragsdauer in der Regel zwei Jahre nicht über- 
fteigen. Die Bejeitigung des Akkord- und Prämienfyitems ſoll al3 Ziel 
betrachtet werden. Für die Beiträge wurde ein Staffeliyftem von vier 
Stufen (20, 30, 40 und 50 Pf. wöchentlich) eingeführt. Die Streilunter- 
ftügung wurde in gleicher Weile abgeftuft und auf 7 bis 11 M. wöchentlich 
fejtgefegt. Die Einführung einer Sterbeunterftügung wurde Hejchloiien. 

Die 9. Generalverfammlung hat vom 4./9. Mai 1908 in Leipzig 


— 365 — 


fattgefunden. Der Gejchäftöbericht ftellte eine große Zunahme der Mit- 
glieder feit, aber zugleich eine ftarfe Fluftuation, denn von 124251 auf- 
genommenen waren nur 48632 geblieben. Der Borjtand hat am 12. Juni 
und 9. November 1907 Zählungen der Arbeitölofen veranftaltet, an denen 
ji 87 bzw. 89% der Mitglieder beteiligt haben. Die beiden Jahre 1906/07 
jind bejonders reich an Lohnbewegungen und Streiks gemwejen. Troßdem 
haben die Ausgaben für Kampfzwecke nur 40,8% betragen, während für 
Unterftügungen 16,1%, für Agitation 21,3% und für fonftige Bmede 5,90% 
verwandt jind. Bei den Kämpfen find an 3 Orten grobe Berjtöße 
gegen die Disziplin vorgefommen, indem die Mitglieder gegen den Willen 
des Vorſtandes gejtreift haben. Um dem für die Folge entgegenzutreten, 
wurde in der Generalverjammlung einftimmig beiloffen, daß die Veran- 
ftaltung und Beendigung von Streif3 unbedingt von der Entſcheidung des 
Borjtandes abhängt und daß bei Berjtößen hiergegen nicht allein feine 
Unterftügung * wird, ſondern auch der Ausſchluß der betreffenden 
Mitglieder Bert werden kann. Die Einführung der Arbeitölojenunter- 
ftügung neben entjprechender Erhöhung der Beiträge wurde mit 161 gegen 
4 Stimmen bejdlojjen. 

Die Te eng des Verbandes, die Ende 1906 77808 betrug, 
war am 31. Dezember 1907 auf 126440 in 390 Ortögruppen geftiegen; 
die Zahl der weiblichen von 25940 (Ende 1905)) auf 46457. In der 
Zeit vom 1. Dftober 1905/07 betrugen die Einnahmen der Hauptkaſſe 
2134 213 M., darunter 2049498 m an Beiträgen, die Ausgaben 
1797763 M., darunter Kranfenunterftügung 289732 M., Sterbeunter- 
ftügung 4580M., Reijeunterftügung 29221, Streifunterftügung 671304 M., 
Öemaßregeltenunterjtügung 145007 M., Umzugsunterftügung 7241 M., 
Rehtsihuß 13022 M., Agitation 5248 M. Der Verband bejitt 82 an- 
geitellte Beamte, — 

Im Anſchluſſe an die Generalverfammlungen des Verbandes haben 1896, 
1898, 1900 und 1902 aud) „deutſche Tertilarbeiterfongrejje” ftatt- 

efunden, die durch einen bejonderen „Bertrauensmann” berufen werden. 
Hufgabe der Kongreſſe it die Regelung des Preßweſens und die Erledigung 
aller Fragen, die auf die internationalen Verhältniſſe Bezug haben, jomie 
alle Anrzlegenheiten, die einen politifchen oder jozialpolitiichen Charakter 
tragen. Uber obgleich die Beteiligung jedem Tertilarbeiter freijteht, jo 
haben an den Kongreſſen bisher doc im mejentlichen nur die Verbands 
mitglieder teilgenommen. Deshalb wurde 1902 in Hannover bejchlofjen, 
daß in Zukunft die Kongrejje nur nad) Bedarf einberufen werden jollen. 


3. Der niederrheinifhe Weberverband'). 


Die oben?) erwähnte Krefelder Webervereinigung bejchränfte ich, 
obgleid) dies nicht in ihrer Abjicht lag, doc tatſächlich auf die Stadt und 
hatte in dem umliegenden LZandgebiete faum irgendwelche Mitglieder. 
Außerdem brachen auch bald Streitigkeiten in derjelben aus, die auf dem 
Gegenſatze der chriſtlichen und der —— Richtung beruhten. So 
tauchte bald der Plan auf, einen möglichſt alle Weber ter, Palin Verband 


1) Die Darftellung fügt fich teil auf die Angaben von Müller: „Die Kriftliche Ge— 
werlſchaftsbewegung“, teil3 auf bie mir von dem Vorſtande bes beutfchen Tertilarbeiterverbandes 
gemadhten Angaben. 
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zu ſchaffen. Der Weber Lütger, Mitglied des evangeliſchen Arbeiter— 
vereins, unternahm es mit Unterſtützung aus den — Vereinen, dies 
Ziel zu erreichen durch Einberufung einer allgemeinen Weberverſammlung, 
die Mitte März 1898 in Krefeld ſtattfand, und in der die Gründung 
des „Niederrheiniſchen Weberverbandes“ vollzogen wurde. 
Der Verband, der ſeinen Sitz in Krefeld hatte, wollte nach ſeinen 
Statuten „neutral“ und „paritätiſch“ ſein. Aber von ſeiten des chriſtlichen 
Verbandes wurde von Anfang an behauptet, daß der ſozialiſtiſche Verband 
die Gründung in der Abſicht begünſtigt habe, „unter der Maske der Neu— 
tralität in die ſchwarzen — einzudringen“. Dieſe Abſicht und die 
Hoffnung, daß der neue Verband bald in den ſozialiſtiſchen aufgehen 
werde, wurde auch in dem „Deutſchen Textilarbeiter“ offen zugegeben, 
und ihr entſprach es, daß beim Ausbruche des Kreſelder Sammetweber⸗ 
ſtreiks im Sommer 1898 der ſozialiſtiſche dem Lütger-Verbande ein Dar- 
lehn von 27000 M. gab, und daß am 10. Dezember 1899 zwiſchen beiden 
ein Kartellverhältnis abgeſchloſſen wurde, nach dem der Lütger-Verband 
25% ſeiner Einnahmen an den ſozialiſtiſchen abzuführen 8* Aber 
bald brachen Streitigkeiten aus, die, wie es ſcheint, auf Reibereien unter 
den lokalen Führern beruhten. Das Kartell wurde aufgelöſt, und auf ſeiner 
Generalverſammlung in Vierſen Mitte Juli 1900 beſchloß der Verband, 
ſich der Geſchäftskommiſſion der lokalorganiſierten Gewerkſchaften anzu— 
ſchließen, indem er zugleich den Namen: „Verband der Weber und 
verwandter Berufe“ annahm und dadurch zum Ausdruck brachte, 
daß er ſein Gebiet auf ganz Deutſchland erweitern wolle. Die Mitglieder— 
zahl wurde auf 10000 angegeben. Aber ſchon auf der folgenden, am 
25. ——— 1901 in Süchteln abgehaltenen Generalverſammlung war ſie 
auf 6 geſunken, obgleich die Geſchäftskommiſſion den Verband bei 
mehreren Streiks mit 8000 M. nen hatte. Die Einnahmen hatten 
mit Einfluß diefer Summe 42760 M., die Ausgaben 38439 M. betragen. 
Bald ſank die Mitgliederzahl noch weiter auf etwas über 3000, und 
fo entſchloß man fich, neue Verhandlungen mit dem ſozialiſtiſchen Verbande 
anzufnüpfen, die dahin führten, daß in einer am 14./15. Juli 1902 in 
Krefeld abgehaltenen Konferenz der beiderjeitigen Bevollmächtigten ein 
Vertrag abgejchlojjen wurde, nad) dem ber MWeberverband ji auflöjen 
und mit feinen Filialen künftig einen bloßen Gauverband des „Deutſchen 
Tertilarbeiterverbandes“ bilden jolle, dem gleichzeitig die dort wohnenden 
Mitglieder des letzteren angehören jollten. Die beiderjeitigen Filialen 
wurden verfchmolzen, indem die Vorftände aus Mitgliedern beider Ber- 
bände zujammengefegt werden jollen. Als Organe für die Mitglieder 
de3 Gauverbandes jollten jowohl die „Fachzeitung“ des Weberverbandes, 
wie der „Zertilarbeiter” bejtehen bleiben. Die beiden Angeitellten des 
MWeberverbandes treten in den Dienſt des Tertilarbeiterverbandes über. 
Auf der Generalverfjammlung de3 Weberverbandes, der die endgültige 
Entfheidung vorbehalten war, und die am 30. Auguſt 1902 in Aachen 
ftattfand, kam es zu heftigen Kämpfen; aber jchließlich wurde da3 Abkommen 
mit 29 gegen 25 Stimmen genehmigt, wobei ſich nod) der weitere Streit 
entmwidelte, ob der Beſchluß als Auflöfung, die jieben Achtel Mehrheit 
erforderte, oder al3 Verſchmelzung aufzufaſſen ſei. Aus dem Geſchäfts— 
berichte ift zu erwähnen, daß der Mitgliederbejtand am 30. Juni 1902 
3411 betrug und ſeitdem weiter auf faum 2500 zurüdgegangen war. Die 
Einnahme belief ji) auf 19385 M., die Ausgabe auf 18186 M. und der 
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Kajjenbeitand auf 4320 M. Die Einnahmen waren gegen das Vorjahr 
um 6800 M. zurüdgegangen. 

Die Minderheit beſchloß anfangs, als jelbitändiger Verein fortzu- 
bejtehen, doch hat er e3 zu feiner Bedeutung zu bringen vermodt. Die 
„Fachzeitung“ ift bald darauf eingegangen und hat ihre Lejer dem „ZTertil- 
arbeiter” zugeführt. 


4. Die Kriftlihen Textilarbeiter'). 
a) Rofale Organifationen. 


Die ältejten Verjuche, eine chriftliche Organijation der Tertilarbeiter 
ins Leben zu rufen, wurden, abgejehen von der oben?) erwähnten Fach— 
abteilung de3 fatholijchen Arbeitervereins in Krefeld, in Aachen-Burtſcheid 
unternommen. Hier beſtehen injofern eigenartige Berhältnijje, al3 einer— 
feit3 die Bevölkerung faft rein katholiſch ift, a er aber ein ziemlich 
ſchroffer Gegenjag zwiſchen Bürgertum und Wrbeiterfchaft und deshalb 
eine ſtark demofratiihe Stimmung der letteren jich entwidelt hat. Wie 
den bei der Bergarbeiterorganijation erwähnt, haben jich die Kapläne 
ſchon früh der — angenommen. 

Die erſte Organiſation der Textilarbeiter war der im Oktober 1888 
gegründete „Weberverein für Aachen-Burtſcheid“, der den Zweck 
verfolgte, die Rechte der Mitglieder ſolidariſch zu vertreten, ein gutes und 
gerechtes Verhältnis zu den Arbeitgebern zu ſchaffen und die Errichtung 
einer Innung anzuſtreben. Aber obgleich als Mitglieder nur Katholiken 
zugelaſſen und Sozialdemokraten ausgeſchloſſen waren, ſo wurde doch von 
dem Aachener katholiſchen Arbeiterverein als Konkurrenzunternehmen eine 
Fachabteilung der Weber ins Leben gerufen. Um ihr entgegenzutreten, 
wurde der Verein im Juli 1890 dahin umgewandelt, daß er den Namen: 
„Katholiſcher Weberverein“ annahm. 

In den neuen Statuten war als Zweck angegeben, die Intereſſen ber Textilarbeiter 
in geijtiger, moralifcher und materieller Hinficht zu vertreten, insbejondere Fachlenntniſſe, 
Standesehre, Familienleben zu fördern und die materielle Lage zu verbejlern, aud) 
Berhältnis zu den Wrbeitgebern auf dem Boden gegenfeitiger Achtung, insbefondere durch 
Einigungsämter und Ürbeiterausfchüffe befriedigend zu geftalten. Auch Hier waren nur 
„tatholiich gefinnte‘ Mitglieder zugelaffen, doch konnten „alatholiſche Xertilarbeiter, bie 
auf chriſtlichgläubigem Boden ſtehen“, als Hofpitanten beitreten „mit vollen Rechten in 
allen gewerklichen, fachgenoſſenſchaftlichen und jozialpolitiihen Angelegenheiten”. 

Aber auch der neue Verein fand die Feindichaft des Fatholijchen 
Urbeitervereins, und der gegenjeitige Streit hatte zur Folge, daß feiner 
von beiden e3 zu größerer Bedeutung bringen fonnte. Der Weberverein 
hatte etwa 200, die Fachabteilung 3—400 Mit lieder. Neben beiden gab 
e3 in Nahen noch eine Zahlitelle des jozialiftiichen Verbandes und einen 
ganz unbedeutenden paritätijchen Verein „Unitas“. 

Ein mit den Fabrifanten im Jahre 1896 geführter Streit über Ein- 
führung des Zweiſtuhlſyſtems, der mit dem Siege der Arbeiter endete, 
trug den Organijationsgedanfen wmwejentlich weiter, al3 bisher, in Die 
Maſſen, obgleich immer noch die Triebfraft weniger bei den Arbeitern, als 
bei den Mitgliedern anderer Gejellichaftsichichten, in3bejondere den Geift- 


1) Das Material habe ich zum Teil aus Müller: „Die chriftliche Gemwerfihafts- 
bewegung” entnommen, teils ift es mir von dem Vorſitzenden des Bentralverbanbes, 
Schiffer —— und Herrn Rentner Immelen in Aachen zur Verfügung geſtellt. 
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lihen lag. Eine lebhafte Tätigkeit entwidelte insbejondere der Verleger 
de3 „Aachener Volksfreundes“, Immelen, und deſſen Redakteur Arens. 
Shrer a a e3 zu danken, daß am 27. Dezember 1896 der „Chrift- 
lih-joziale Zertilarbeiterverband für Aachen, Burtſcheid 
und Umgegend“ begründet wurde. 

Der Verband bezeichnete als feine Zwecke: Regelung ber Lohnverhältniffe, Belle 
rung ber AZuftände in ben Fabrilen und Werkftätten, Begrenzung der Arbeitszeit auf ein 
erträgliches Maß, Zulaffung von Arbeiterausschüffen, Beflerung der Wohnungsverhältniffe, 
Arbeitsvermittlung, Einrichtung einer Hilfsfafje, Gewährung von Rechtsſchutz, ſowie Be— 
teiligung an Ballen zu den Gewerbegerichten und Krankenkaſſen. Es ſoll ein friebfiches 
Verhältnis zwiſchen allen Faltoren des gewerblichen Lebens, insbefondere —— Arbeit⸗ 
gebern und Arbeitnehmern erſtrebt werden, und zwar hauptſächlich durch Einſetzung einer 
Vermittlungsinſtanz für die Fälle von Streitigleiten. Die Beſprechung rein politiſcher 
und konfeſſioneller ragen ift ausgeſchloſſen. Verbandsorgan iſt der „Chriſtliche Urbeiter- 
freund“ in Aachen. 

In den Sagungen heißt es: Der Verband ſteht auf chriſtlichgläubigem und monarchiſchem 
Boden und verfolgt im Sinne der Zentrumspartei!) auf der Grundlage des Nechtes und bes 
Gefepes foziale Zmwede zur Förderung „der Lage und der geiftigen, moralifhen und materiellen 
Intereffen feiner Mitglieder”. Jedes Mitglied hat fi * Ehrenwort auf die Statuten 
zu verpflichten und ſich dadurch „feierlich und öffentlich als Gegner der Umſturzparteien 
aller Art zu bekennen“. Die Mitgliedſchaft erliſcht, wenn der Betreffende „als Genoſſe 
einer der Umſturzparteien erlannt wird”. Beim Tode eines Mitglieders, ſofern es katho— 
liſch war, wird für feine Seelenruhe eine heilige Meſſe geleſen auf Koſten des Werbanbes. 
—— dem Vorſtande beſteht ein Ehrenrat, dem 15 Berbands- und 5 Ehrenmitglieder an- 
ge en. 

Der Berband gewann raſch an Mitgliedern, deren Zahl im April 
1899 etiwa 4000 betrug. 

Neben ihm wurde im April 1898 ein bejonderer „Verband der 
Hriftlih-jozialen Tertilarbeiterinnen für Aachen, Burt- 
Iheid und Umgegend“ gegründet, der im April 1899 300 Mitglieder 
zählte. 

Gleichzeitig mit dem Aachener Verbande, nämlich Ende Dezember 
1898, und in unmittelbarem Anſchluſſe an ihn wurde der „Chrijtlid- 
foziale Tertilarbeiterverband von Eupen und Umgegend“ 
gegründet, deſſen Statuten mit denen de3 erjteren wörtlich übereinjtimmen, 
und deſſen nen im April 1899 500 betrug. Auch hier wurde 
ein bejonderer Verband der Tertilarbeiterinnen ind Leben gerufen, der 
im April 1899 150 Mitglieder aählte. 

Auch der im Januar 1898 von dem Kaplan Küpper gegründete 
Tertilarbeiterverein Düren war völlig nad) dem Aachener Bor- 
bilde eingerichtet. Er bezwedt die Verbejjerung der Lage der Arbeiter, 
in3befondere Abwehr von Übergriffen ſeitens der Unternehmer durd eine 
Streikkaſſe. Seine Mitgliederzahl betrug im April 1899 800. 

Noch älter, ald die zulegt genannten Vereine, ijt der im Sommer 
1897 gegründete „Verband der Tertilarbeiter und -»arbeite- 
rinnen in Bayern“ mit dem Gibe in Augsburg, dem im April 1899 
etwa 4000 Mitglieder an 17 Orten angehörten. 

Sein Zweck ift nad den Statuten „die geiftige Ausbildung und die Berbeiferung der 
materiellen Lage ber Mitglieder auf chriftlicher und gefeglicher Grundlage”. Als Mittel 
hierzu werden bezeichnet: 1. ftatiftifche Erhebungen; 2. Verhandlungen mit ben Wrbeit- 


1) Diefe Beſtimmung follte, wie aus ber durch fie veranlaßten Polemik —— 
nicht bedeuten, daß der Verband ſich als ein Organ der Zentrumspartei betrachte, ſondern 
ſollte nur die Richtung ber Beſtrebungen, insbeſondere hinſichtlich der Sozialpolitik be» 
zeichnen. Dennoch wurde ſie auf Drängen der übrigen chriſtlichen Gewerlſchaften im Jahre 
1900 geſtrichen. 
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—— in Lohnfragen, ſowie bei berechtigten Wünſchen und Beſchwerden ber Mitglieder; 
. ‚Eingaben und Petitionen an die Staatsverwaltungen, Behörden, Regierungen und Par- 
lamente; 4. Einrihtung von Unterftügungstafjen; 5. Einrichtung einer Bibliothel; 6. be» 
—— und bildende Vorträge. Dabei iſt jedoch die Erörterung konfeſſioneller und poli— 
tifcher Fragen ausgeſchloſſen. Für Orte und Bezirle werden Obmänner gewählt, die bie 
Generalverfjammlung bilden. Organ bed Berbandes ift ber „Arbeiter“, 

Der Verband hat im September 1898 eine Kranfenunterftügungs- 
kaſſe gebildet. Daneben Hat mit Rüdjicht auf die Anfeindungen, denen 
die Mitglieder ſeitens der Fabrikanten ausgejegt waren, die General- 
verfjammlung im Mai 1898 beſchloſſen, eine Gemaßregeltenunterftügung 
von wöchentlich IM. zu zahlen. Eine Bibliothek ift ind Leben gerufen, 
auch erteilt der Sefretär Auskunft in — und ſucht Klagen 
der Mitglieder entweder perſönlich oder durch Vermittlung des Fabrik— 
injpeftor3 zu erledigen. 

Sn Krefeld führte die Bildung des niederrheinifchen Weberverbandes 
zur Schaffung einer Gegenorganijation, nämlich de3 „Verbandes 
Hriftliher Zertilarbeiter“, der in einer Verfammlung am 24. April 
1898 endgültig begründet wurde. 

Der hriftlihe Verband Hat nad feinem Statut ben Zweck, „auf dem Boben ber dhrift- 
lihen Sozialpolitit und ber gegenwärtigen Gefellfhaftsordnung auf gejeplihem Wege bie 
fozialen und wirtſchaftlichen Intereſſen feiner Mitglieder zu fördern. Die Erörterung kon⸗ 
feffioneller und parteipolitiiher Fragen iſt ausgefchloffen”. Als Mittel zur Erreichung 
werben bezeichnet: 1. Statiftiihe Erhebungen über Lohn- und Arbeitsverhältniſſe; 2, Ber- 

ndlungen mit den Wrbeitgebern zur Herbeiführung eines gerechten und angemeffenen 

hnes, welcher auch zum ſtandesmäßigen Unterhalte einer normalen Familie Hinreicht, 
fowie zur Befeitigung begründeter Beidhwerden und Durchführung berechtigter Wünſche 
in allen Fabrik- und Mrbeitöverhältniffen; 3. Eingaben und Petitionen an Wrbeitgeber, 
Behörden, Regierungen und Barlamente; 4. Errihtung von Unterftügungs- und anderen 
nüglihen Kaffen; 5. Regelung des Arbeitönachweijes und Raterteilung in Fragen bed Arbeits- 
verhältnifjes; 6. Berfammlungen mit belehrenden und bildenden Vorträgen und Beratungen, 
befonders über praltiſche Fad- und Arbeitsfragen und über bie foziale Gefepgebung; 7. Herause 
gabe eines Verbandsorgans zur Beiprehung von Fachfragen und Berbandsangelegenheiten. 

As Mitglieder lönnen aufgenommen werden alle gelernten Arbeiter und Hilfs- 
arbeiter der Seiben- und jeder anderen Tertilinduftrie, wenn fie auf pofitiv chriftlichem 
Boden und in ehrenhaftem Rufe ftehen. Dur ben Eintritt befennt fich jedes Mitglied 
ald Gegner ber fozialdemofratifhen Grundfäge und Beftrebungen. Neben Borftand, Aus 
Ihuß und Generalverfammlung befteht ein Ehrenrat aus 5 Ausſchuß- und 4 Ehrenmit- 
gliedern. Derjelbe hat die Aufgabe, die Tätigkeit de3 VBorftandes zu überwachen. 

Der Berband, der jeit dem 15. Juli 1898 unter dem Titel „Der 
„chriſtliche Tertilarbeiter‘ ein eignes, monatlich) erjcheinendes Organ heraus- 
geht, umfaßt jomohl Handweber, wie die Arbeiter in den mechaniſchen 

ebereien, Stoff- und Sammetweber, und hat zugleich die Hilfsarbeiter, 
Färber und Appreteure einbezogen. 

Im März 1899 hat man die Arbeiterinnen in einen beſonderen 
„Niederrheiniſchen Schutz- und ee ee Hrijt- 
lider Tertilarbeiterinnen” organijiert, dem 100 Mitglieder bei- 
traten. 

Am 10. Dezember 1898 wurde aud für München-Gladbach und 
Umgegend ein Sriftlich-fogiafer Tertilarbeiterverband gebildet. 

Bwed des Verbandes ift die Hebung ber mwirtfchaftlihen Lage ber Tertilarbeiter auf 
Hriftlicher und gefepliher Grundlage. Als Mittel werben im Statut bezeichnet: 1. Er- 
haltung und Förderung eines friedlichen Einvernehmen mit den Wrbeitgebern; 2. zahlen» 
mäßige Erhebungen über die mwirtfchaftlichen Berhältniffe in ber Tertilinduftrie am NRieder- 
rhein; 3. Mitteilung an die Arbeitgeber von Befchwerden und Wünſchen von Mitgliedern 
und gemeinjame Behandlung hierüber; 4. Eingaben an bie Behörden, Regierungen und 
Parlamente zur Erreichung des erforderlichen gefeplihen Schutzes ber Wrbeiter; 5. gegen- 
feitige Selbfthilfe der Mitglieder in allen Angelegenheiten ihres Lohn- und Arbeitsverhält- 
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niffes, befonders buch Einrichtung von Unterftügungstafien, der Wrbeitövermittlung unb 
Unterftügung bei Wrbeitslofigfeit und Wrbeitseinftelung; 6. Belehrung über alle den Ar- 
beiterftand betreffenden wirtſchaftlichen Fragen durch Vorträge in Verſammlungen und Hal- 
tung eines Fachorgans. 

In dem Berbande, der im April 1899 etwa 3000 Mitglieder zählte, 
jind katholiſche und evangelijche Arbeiter vertreten, doc; bilden die eriteren 
die große Mehrzahl. Der Vorſtand bejtand aus 15 fatholijchen und 5 evan- 
üben Mitgliedern. Obgleich bei der Gründung der Borjigende des 
evangeliichen Wrbeitervereins, Pfarrer lic. Weber, zur Beteiligung auf- 
gefordert war, jo hatte nicht allein dieſer abgelehnt, jondern bie evan- 
pelüie Bevölferun —* ſich überhaupt ſehr zurück, ja, bald wurde von 

er evangeliſchen Geijtlichkeit geradezu vor dem Beitritte gewarnt. Auch 
egenüber der Sozialdemofratie nahm der Verband eine vorurteilslojere 
altung ein, al3 jeine Vorgänger; insbejondere wurde eine Bekundung 
der Gegnerjchaft gegen jie in den Statuten nicht gefordert, man betonte 
vielmehr ausdrüdlicy die Unabhängigkeit von allen parteipolitijchen Be— 
ftrebungen. Berbandsorgan war „Der rheiniiche Weber‘. 

Endlich ift am 1. Oktober 1899 ein „Verband Kriltlier Tertil- 
arbeiter für Bocholt und Umgegend“ und in bderjelben Zeit ein 
gleicher Berein für Wipperfürth gegründet, der erjtere mit 1500, der 
legtere mit 100 Mitgliedern. 


b) Zentrale Organijation. 


Die Umftände, die in den chrijtlichen Gemwerkichaften eine Zujammen- 
fafjung der lofalen Vereine zu Zentralverbänden herbeiführten, jind an 
anderer Stelle!) erörtert. Bei den Tertilarbeitern waren es insbejondere 
das Bedürfnis einer einheitlichen Unterjtügungsfafje für Ausftände und 
der Wunſch, durch ein gemeinjames Fachblatt die Kojten mehrerer Organe 
zu vermindern. Aber für eine völlige Verjchmelzung war der Boden 
noch nicht vorbereitet, und einem bloß füderativen Bündnijje jtand das 
preußiiche Vereinsgejeg entgegen. Deshalb bejchränkte man jich zunächſt 
darauf, in ion ci ie jih an den Mainzer Gewerkſchaftskongreß 
Mai 1899) anjchlofjen, ein „Komitee der Delegierten hrijtlidher 

ertilarbeiter” einzujeßen, das mit dem 1. Dftober 1899 in Tätigkeit 
trat. Aber dieſe bejchränkte jich im mejentlichen auf die Veranjtaltung 
mehrerer Delegiertenfonferenzen. Allerdings wurde auch der Plan einer 
Bentralunterftügungsfafje und eines gemeinjamen Fachblattes ins —* 
gefaßt und ein Entwurf ausgearbeitet; aber obgleich er von den nor 
deutſchen Vereinen formell angenommen wurde, ſo gelang es doch nicht, 
ihn wirklich zur Ausführung zu bringen. Erſt — die am 1. Januar 
1900 erfolgte Aufhebung des geſetzlichen Verbindungsverbotes wurde die 
Sachlage günfliger geitaltet, und nachdem der SFranfhurter Kongreß?) den 
Auftrag bes Komitees erneuert und erweitert hatte, gelang e3 endlich, in 
einer Zuſammenkunft am 28. Dftober 1900 den „Zentralverband 
hriftliher Tertilarbeiter Deutſchlands“ zu begründen, der am 
1. April 1901 ind Leben trat. An ihm waren zunädjt die Vereine von 
Aachen, Krefeld, M.Gladbach, Eupen, Bocholt und Wipperfürth beteiligt, 
doch vollzog der Verein in Düren noch 1900 und der bayrijche Verband 
am 1. Februar 1902 jeinen Anjchluß, obgleih in Bayern verichiedene 
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Stimmen laut wurden, Die gegen ben „Berlauf an die Preußen‘ pro- 
teftierten. Endlich ift ein im Albtale (Baden) gegründeter Meiner Berein 
am 1. Dftober 1907 dem Zentralverbande beigetreten. Allerdings konnte 
man nocd nicht jo weit gehen, die lokalen Vereine einfach aufzuheben, 
jondern man mußte jich darauf bejchränten, fie zu Verbandsbezirken herab- 
zubrüden, denen ein gewiſſes Maß von Gelbjtändigkeit verblieb. Ins— 
bejondere behielten jie eigne Vorjtände und Generalverjammlungen, doc) 
mußten jie 75% ihrer Einnahmen an bie Zentralfafje abliefern, und ein 
einheitliche3 Streifreglement bejtimmte, daß an Ausftänden, die nicht von 
der Zentralleitung genehmigt wären, feine Unterftügung gezahlt würde. 
Der Berbandsausjhuß, der den Berbandsvorftand mwählte, wurde aus 
Delegierten der Bezirke gebildet. 

Der Zwed des Verbandes ift „die geiftige und rblihe Ausbildung feiner Mit- 
lieder, fowie bie Verbeſſerung ihrer fozialen und wirtfchaftlichen Lage auf hriftlicher und ge- 
ar Grundlage”. Die Erörterung konfeifioneller und parteipolitiiher Fragen ift aus- 
geichloffen. 

Als Mittel zur Erreichung dieſes Zweckes werben bezeichnet: 1. Statiſtiſche Er- 
hebungen, befonders über Arbeits- und Lohnverhältniffe; 2. Herbeiführung günftiger Arbeits · 
und Lohnverhältniſſe unter möglichſter Wahrung eines friedlichen Ausgleichs zwiſchen Ar- 
beitern und Wrbeitgebern; 3. Regulierung des Arbeitsnachweiſes, Rechtsfhug und WRat- 
erteilung in ragen be3 Wrbeitöverhältnifjes; 4. Unterftügung der Mitglieder bei Arbeits- 
einftellungen und Mafregelung nad) Maßgabe der vom Vorſtande feitzufegenden Beftim- 
mungen, ſowie Erridtung von Unterjtügungstaffen; 5. Vorträge und Beſprechungen über 
Fach-⸗ und Wrbeitöfragen, zweds förderung ber gewerblichen, jozialen unb allgemeinen 
Ausbildung; 6. Herausgabe eines Verbandsorgans, Errichtung von Bibliothelen und Ber- 
breitung geeigneter jozialer Schriften. 

Beitrittöberechtigt find alle in der Tertilinduftrie umb deren verwandten Berufen 
beihäftigten, in ehrenhaftem Rufe ftehenden Wrbeiter und Wrbeiterinnen, insbejonbere: 

inner, Weber, Färber, Winber, Scherer, Druder, Appreteure, Bofamentierer und Geiler. 
Richt in ber Tertilinbuftrie bejchäftigte Arbeiter und Wrbeiterinnen können nur bann 
aufgenommen werden, wenn in ihrem Wohn- oder Beſchäftigungsorte feine chriftliche 
Bentralorganifation bes betreffenden Berufes befteht. Die Generalverjammlung ax 
aus Delegierten, die in den Wahlbezirten auf je 500 Mitglieder gewählt werben. 
bad Verfahren bei Streils, ſowie in der Auszahlung ber Gemaßregelten-, Sterbe-, Kranten-, 
— und Reifeunterftügung find in Anlagen zu den Satzungen eingehende ing. 
getrofjen. Das Verbandsorgan, „Der hriftlihe Zertilarbeiter“, hat jeit 1. Januar 1906 
den Titel: „Zertilarbeiterzeitung” angenommen. 

Die am 2./3. Februar 1902 in Köln abgehaltene 1. General- 
verfammlun 8 fonnte jchon eine —— von 13273 feſtſtellen, 
gegenüber 12636 vom 1. April 1900, doch entfielen von der Zunahme 
500 Mitglieder auf den inzwiſchen beigetretenen Verein in Düren. Die 
Einnahmen betrugen 56500 M., die Ausgaben 30200 M., der Kaſſen— 
beitand 2630 0M. Ein Streik in Krefeld hat 5868 M. gekoſtet. Während 
er erfolglos blieb, endigte ein am 6. Dftober 1902 ausgebrochener Ausſtand 
in Coesfeld (Weftfalen), der dadurch hervorgerufen wurde, daß die Fabri— 
fanten Arbeiter wegen ihrer Verbandszugehörigfeit entlajjen hatten, mit 
einem Siege der Arbeiter und führte zugleich zur Schaffung eines Arbeit- 
ee nämlich des „Schußverbandes der XTertilinduftriellen des 

ünfterlandes“. Dabei erregte es jehr böjes Blut umter den Arbeitern, 
daß der Vorſtand des katholiichen Arbeitervereins den Ausgejperrten die 
Benutzung des Saales des Vereined verweigerte. 

Sn der 2. Generalverfjammlung, die am 22./25. März 1903 
in Düſſeldorf ftattfand, war die Mitgliederzahl auf 16639, die Ein- 
nahmen auf 108128 M. 60 Pf., die Ausgaben auf 86934 M. 43 Pf. und 
der Bermögensbeitand auf 4747IM. 7O Pf. geftiegen. Dem Borjtande 
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wurde ein bejoldeter Sekretär zur Verfügung gejtellt. Der Beitrag wurde 
von 15 auf 20 Pf. wöchentlich erhöht. 

Die 3. Generalverfjammlung wurde am 13./14. März 1904 
in Köln abgehalten. Die Beitragserhöhung und der ſchlechte Gejchäfts- 
gang hatten zu einer Verminderung der Mitgliederzahl um 82, aljo auf 
16557 geführt. Die Einnahmen — 107875 M. 63 Pf., die Ausgaben 
83575 M. 35 Pf. betragen, der Kaſſenbeſtand belief ſich auf 72000 M. 
Ein zweiter Sekretär wurde angeſtellt. Es wurde grundſätzlich beſchloſſen, 
eine ſtraffere Zentraliſation des Verbandes herbeizuführen, mit deren Vor— 
bereitung eine Kommiſſion beauftragt wurde. 

Diele Angelegenheit bildete Die Souptanfonbe ber am 25./27. März 
1905 in Düfjeldorf —— 4. Generalverſammlung. Es 
wurde eine ſtraffere Zentraliſation in der Weiſe beſchloſſen, daß die bis— 
— Verbandsbezirke künftig bloße Verwaltungsbezirke ſein ſollen, deren 

ätigkeit ſich im weſentlichen auf die Agitation beſchränkt. Die Bezirks— 
vorſitzenden wurden als beſoldete Beamte angeſtellt. Die Generalverſamm— 
lung iſt künftig nicht mehr eine bloße Zuſammenfaſſung der Bezirks— 
vorſtände, ſondern beſteht aus Delegierten, von denen je einer auf 500 Mit- 
glieder im direften Wahlverfahren von den Berbandsmitgliedern gewählt 
wird. Die neue Organijation tritt am 1. Juli 1905 in Kraft. Über eine 
weitere Beitragserhöhung iſt eine Urabſtimmung der Mitglieder vor- 
genommen, bei welcher eine jolche auf 30 Pf. für männliche, 25 Pf. für 
weiblihe und 20 Pf. für Heimarbeiter bejchlojjen wurde. Das Organ 
des Verbandes führt künftig den Titel: „Tertilarbeiterzeitung, Zeitjchrift 
für die Intereſſen der Tertilarbeiter aller Branchen”. Bom 1. Dftober 
1905 wird die Kranfenunterjtügung eingeführt. Der Verband hatte Ende 
1904 19968 Mitglieder und 167722 M. Vermögen bei 126817 M. Ein- 
nahme und 74000 M. Ausgabe. 

Sn der 5. Generalverjammlung, die am 9./12. September 1906 
in Frankfurt aM. ftattfand, konnte ein erheblicher Aufſchwung be- 
richtet werden. Die Mitgliederzahl war in der 1 /sjäbrigen Berichts⸗ 
periode vom 1. Januar 1905 bis 1. Juli 1906 von 19968 auf 33596, und 
am 15. Auguſt 1906 fogar auf 35020 in 261 Ortögruppen gejtiegen, Die 
Bahl der weiblihen Mitglieder betrug 9951. Die Einnahmen hatten 
530190 M., die Ausgaben 472707 M. betragen. Unter ihnen befanden 
jih 193691 M. für GStreil3 und Ausfperrungen, jowie 10969 M. für 
Gemaßregeltenunterjtügung, 31850 M. für anfenunterftüßung und 
9140 M. für Sterbegeld; 3890 Mitglieder waren an 41 Gtreif3 und 
Ausjperrungen beteiligt. Im Verbande find 16 bejoldete Beamte angeitellt. 
Die IDeitfälitchen Vertreter führten lebhafte Klage über die Schwierigfeiten, 
die der Bewegung durch Geiftliche beider Belenntnijje bereitet würden. 
Die Zentralifation wurde injofern noch weiter durchgeführt, al3 beſchloſſen 
wurde, überall, wo an demjelben Orte mehrere Ortögruppen bejtänden, 
deren Verjchmelzung herbeizuführen. Ein Antrag, den Zentralvorjtand 
um zmwei evangeliihe Mitglieder zu verftärfen, wurde einjtimmig ab» 

elehnt, nachdem der Vertreter de3 Gejamtverbandes Behrens ausgeführt 
Batte, daß nicht eine mechanische Parität am Plate fei, jondern lediglich 
die Befähigung ausschlaggebend fein müſſe. Der Vorſitzende erflärte, dab 
man bi3 auf weiteres, wenn zwei gleichwertige Kräfte vorhanden jeien, 
ftet3 den evangeliihen Beamten bevorzugen werde. Die Hauptaufgabe 
ber ——— war die Neuregelung des Beitrags-⸗ und Unter— 
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ftügungswejens (Kranten-, Sterbe-, Reije-, Streil- und Gemaßregelten- 
unterftüßung). E3 wurde ein Staffelſyſtem eingeführt mit jieben Beitrags- 
und les mit Wochenbeiträgen von 15 bi3 60 Pf. — 

Die Entwi ung = Berbandes und feine Leiftungen zeigen die 
ellen. 
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1901 80 509,11 | 54 228,58 5 
1902 136 284,24 | 86 934,43 5 
1908 11837561 | 83575,35 ; Ä 
1904 3968 | 157873,89 | 104436,66 | 167 72221 | 9 
1905 7058 | 815917,00 | 80019700 | 157884.00 | 14 
1906 11396 | 472548,338 | 46216984 | 18083377 | 24 
1907 12628 | 581580,16 | 38633840 | 376025,53 | 32 





Die Ausgaben betrugen u. a. an: 
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1901 | 1085649 | 10886,30 zu 

1902 | 17833.00 | 4414644 = 

1908 | 19995.00 | 27.478.083 760,35 
1904 || 2081400 | 15.398,20 1736 | 601.00 
1905 || 27635.00 | 170498.00 700, 5.970 = 988,00 
1906 || 3796170 | 21379435 | 4498769 | 630 | — 817.86 
1907 || 42 157/00 6745500 | 8080 | 6321 | 1230,40 








5. Die gegenjeitigen Beziehungen. 


Daß unter ben verjchiedenen 4 where wegen ihrer gegenjeitigen 
Konkurrenz fein freundjchaftliches Verhältnis ao fonnte, ift jelbit- 
verjtändlich, aber auch hier deigte ji die auf andern Gebieten zu be- 
obachtende Erjcheinung, daß die praftifche Arbeit die Gemeinjamfeit der 
Intereſſen in den Vordergrund rüdt, und daß troß aller gegenfeitigen 
Belämpfung doc die Not ein gemeinjames Handeln erzwingt. Allerdings 
gilt da3 nur da, wo die Organijationen ji in ſolchen Stärfeverhältnifjen 
gegenüberjtehen, daß feine ohne die andere Erfolge erzielen kann. 

Dieje Vorausjegung war gegeben in dem —— Gebiete, ins— 
beſondere in Krefeld, und jo finden wir hier von Anfang an eine Zujammen- 
arbeit. Gleich nad) Begründung des niederrheiniihen Weberverbandes 
und des driltlihen Vereins im Sommer 1898, fanden Berhandlungen 
mit den Fabrilanten ftatt, um eine feite Lohnlifte zuftande zu bringen; 
aber obgleich der Fabrikant v. Bederath diejes Beſtreben begünftigte und 
zu dem Zwecke einen Yabrifantenverband ins Leben zu rufen verjuchte, und 
obgleich die Handelsfammer und die eingejeßte „Soziale Kommiſſion“ 
jih der Sache annahm, jo gelang e3 nicht, das Ziel zu erreichen. Die 
Folge waren verjchiedene im Oktober und November 1898 ausgebrochene 
feine Streiks, die günftig für die Arbeiter verliefen. 
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Inzwiſchen Hatten ſich 46 Firmen der Stoff- (Seiden-) Weberei zu- 
ſammengeſchloſſen und veröffentlichten am 6. Dezember 1898 eine Er- 
Härung, daß jie, um den wachſenden agitatorifhen Beftrebungen nad. 
drüdlid) entgegenzutreten, bejchlojjen hätten, jobald eine von — ein⸗ 
eſetzte Kommiſſion einen bei einer einzelnen — ausgebrochenen Streik 
ür unberechtigt erklären würde, ſofort den Arbeitern —— Firmen 
u kündigen. Am 10. Dezember wurde mit der Begründung, daß ein 
Fon früher in einer Firma ausgebrochener Streik al3 unberechtigt an- 
ujehen jei, diefe Drohung vermirklicht, was von den Arbeitern mit 
Jofortiger Niederlegung der Arbeit beantiwortet wurde. Freilich gelang 
e3 der „jozialen Kommiffion”, eine Verftändigung dahin herbeizuführen, 
daß eine „gemifchte Kommiſſion“, beftehend aus 9 Fabrifanten und je 
3 Vertretern der drei Weberorganijationen (chriſtlicher Verband, nieder- 
rheinifcher Weberverband und jozialiftiiche Gewerkſchaft) verjuchen jollte, 
eine gemeinjame LZohnlifte aufzuftellen und daß innerhalb der nächſten 
3 Monate weder Arbeit3einjtellungen noch Entlafjungen vorgenommen 
werden dürften. Aber die Verhandlungen führten nicht zu einem be» 
friedigenden Erfolge, indem die Fabrilanten die Aufitellung einer Lohn— 
lifte Nhliehlich beitimmt ablehnten, und obgleich die Arbeiter zu einem 
Streif geneigt waren, jo wurde derjelbe doch dadurch vereitelt, daß ein 
Teil des — Streikfonds geſtohlen wurde. 

Während die Streitigkeiten in der Stoffweberei immerhin zu 
einem gemeinſamen — der Arbeiterorganiſationen geführt hatten, 
wurde die Hoffnung eines gleichen Ausganges auch für die innerhalb 
der Sammetweberei beftehenben — getäuſcht. Die —— 
ten (13 an der Zahl), die ſich auch hier zu einem gemeinſamen Vorgehen 
verbunden hatten, veröffentlichten eine Lohnliſte, die ſie am 16. Januar 
einführen wollten, die aber nach Anſicht der Arbeiter Lohnherabſetzungen 
von 15—20 % enthielt. Bon dem chriſtlichen Verbande wurde auch hier eine 
gemijchte Kommiffion, von den beiden anderen Organijationen eine Anrufung 
des Gemwerbegerichtes empfohlen, aber beide Vorjchläge wurden von den Fa— 
brifanten, die e3 offenbar auf eine Kraftprobe —— hatten, abgelehnt, 
und ſo trat denn am 16. Januar 1899 eine allgemeine Ausſperrung ein, die 
etwa 2000 Arbeiter umfaßte. Auch die mehrfach gemachten Verſuche gütlicher 
Einigung ſcheiterten anfangs daran, daß die Fabrikanten freilich ver- 
jchiedene der feitens der Weber gegen die Lohnlifte erhobenen Angriffe 
anerlannten, aber deren Bejeitigung künftigen Verhandlungen vorbehalten 
wollten und zunächſt bedingungslofe Annahme der Lohnlifte forderten. 
Die Führer des chriftlihen Verbandes glaubten ihren Mitgliedern vor» 
ihlagen zu jollen, hierauf einzugehen und die Lohnliſte probemweije ein- 
uführen, doch wurde diefer Borjchlag in der Verfammlung des Verbandes 
Beh runs abgelehnt. Bon den beiden anderen Verbänden wurde bie 
Sonderverhandlung des chriftlichen Verbandes ſcharf getadelt, der legtere 
mollte aber jeine jelbitändige Stellung wahren und hat deshalb aud) 
die Teilnahme feiner Mitglieder an den gejammelten Streifgeldern ab- 
gelehnt. Endlich Ende April 1899 ift e3 gelungen, den Streit dadurch 
beizulegen, daß die Yabrilanten fi) zu einer Erhöhung der in ihrer 
Lifte feitgefegten Löhne um 10 Pf. entfchlofien. 

Aud, in M.-Gladbadh entwidelten die Verhältniffe ſich ähnlich). 
Hatten anfangs die Yabrifanten geglaubt, daß die dhrijtlichen Arbeiter 
die früheren patriarchalifchen Beziehungen fortjegen würden, jo beflagten 
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fie fih jehr bald über „‚Begehrlichkeit” und ebenjo enttäufcht waren die 
riftlichen Arbeiter in der Hoffnung, ander3 behandelt zu werden ala 
„die Roten“. So fam e3 in ber Zeit von April bis Dezember 1899 
zu einer ganzen Reihe Heiner Ausftände, bis man ſich im Dezember 1899 
entjchloß, eine „joziale Kommiſſion“ einzujegen, zu der 4 Fabrikanten 
und 4 Urbeiter gehörten. Bon den leßteren wurden 2 von dem dhriftlichen 
und einer von dem fozialiftiihen Verbande beftimmt, während der vierte 
ftet3 von den Arbeitern de3 beteiligten Betriebes gewählt werden follte. 
Der Kommijjion gelang e3 gleich nad ihrer Begründung einen Aus- 
fand durch gütliche ERBE beizulegen. Als die Arbeiter diefe nicht 
anerkennen wollten, zwang der driftliche Verein feine Mitglieder zur 
Unterwerfung, während der fozialiftiihe da3 Verfahren der Arbeiter 
billigte. Daraus erwuchſen heftige gegenfeitige Angriffe, jo daß die Kom» 
mijjion feitdem nicht wieder in Tätigkeit trat. 

Gleiche Streitigkeiten hatte der Ausftand der Sammetjcherer in 
Krefeld zur Folge, der von Mitte Juli bi8 Mitte September 1901 
dauerte. Der jozialiftiiche Verband hatte die Beteiligung de3 chriftlichen 
an der Leitung zurüdgemiejen, und al3 er dann aud) die von dem letteren 
borgejchlagene Vermittlung der fozialen Kommiſſion ablehnte, der Streit 
aber nad) achtwöchiger Dauer —— bedingungsloſe Unterwerfung der 
Arbeiter beendigt werden mußte, machte man ſich xl die heftigſten 
Vorwürfe. Trogdem ift am 8. Juni 1902 in Rrele d eine Konferenz ber 
3 Berbände zufammengetreten, die fich über eine gemeinfame Stellung 
zu der Trage der Tsrauenarbeit einigte. 

In Aachen haben im Oktober 1901 die 3 Verbände einen allerdings 
erfolglojen Streit gemeinfam durchgeführt. — gelang es nicht, die 
gemeinſame Beteiligung an dem am 8. Januar 1 — „Schieds⸗ 

erichte zur Beilegung von Streitigkeiten zwiſchen Arbeitnehmern und 

rbeitgebern der Textilinduſtrie zu Aachen“ zu erzielen, denn, obgleich 
der chriftliche Verband bei den mit dem Wrbeitgeberverbande geführten 
Berhandlungen die Hinzuziehung des fozialiftifhen Verbandes gegen den 
anfänglihen Widerfpruh der Arbeitgeber durchgefegt hatte, jo lehnte 
diejer doch mit Rüdjicht hierauf feine Mitwirkung ab. Trotzdem ift 
vorgejehen, daß bei den zur Entiheidung ftehenden Gtreitfällen neben 
den je 2 Vertretern der beiden Organijationen, noch je 2 ch = zuge» 
zogen werden jollen, wobei auch die nicht zu dem chriftlichen Verbande 
ehörigen Arbeiter berüdjichtigt werden fünnen. — 

Hat hiernach — das mitgeteilte Material befchränft ſich auf bie 
mwichtigeren Ereignifje, doch Hat faſt jede Lohnbewegung zur Einjegung 
gemeinjamer Kommiffionen geführt — der wirtſchaftliche Kampf die Bun- 
deögenoffenichaft der verjchiedenen DOrganijationen einfach erziwungen, fo 
* dagegen das Verhältnis zwiſchen dem chriſtlichen und dem ſozialiſtiſchen 

erbande eine weſentliche Verſchlechterung erfahren durch den vom 1. 
bis 6. Juni 1902 in Zürich abgehaltenen internationalen Tertil- 
arbeiterfongreß. Hatte, wie oben eig der chriſtliche Verband 
ihon mehrfah mit den entiprechenden Organifationen Hollands und 
Belgiens gemeinfame Konferenzen abgehalten, fo war e3 ein Forſchritt, 
daß er aud) an den allgemeinen internationalen Kongreſſen feines Faches 
ſich zu beiteiligen wünschte Auf eine an da3 internationale Sekretariat 
in London gerichtete Anfrage war eine Einladung an den dhriftlichen Ber- 
band ergangen, der er gefolgt war. Auch die Hirſch-Dunckerſche Drgani- 
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fation war vertreten. Der Wrbeiterjefretär Greulih im Namen ber 
ſchweizer Arbeiter hob auch in feiner Begrüßungsanſprache ausdrücklich 
hervor, daß die Beteiligung der Chriftlihen ein großer Fortichritt für 
die gemeinjamen Ziele jei und daß auf dem Bosse jede religiöjfe Über- 
zeugung refpektiert werde. Aber der deutiche jozialiftiiche Verband war 
mit der Beteiligung der Ehriftlichen unzufrieden und beantragte, daß nur 
diejenigen Dali teilnahmeberechtigt fein jollten, die auf dem 
Boden des Klaſſenkampfes ftänden und dem internationalen Sekretariat 
angefchloffen feien. Die Franzofen und Belgier wollten ausgejprochen 
mwiljen, daß fog. gelbe, d. h. von Unternehmern in3 Leben ae, oder 
aus Arbeitern und Unternehmern bejtehende (gemifchte) Gewerkſchaften 
nicht teilnehmen dürften. Eine zur Regelung ber Frage eingejegte Kom— 
mijjion bejchloß, die anmwejenden chriftlihen und Hirſch-Dunckerſchen Ver— 
treter mit Nüdjiht auf die einmal erfolgte Einladung zuzulaſſen, aber 
ihre Auffaffung in folgender Rejolution auszufprechen: 

„Der Kongreß nimmt von ber Tatſache Kenntnis, dab es in gewiſſen Länbern 
Gewerkichaften gibt, bie fich gelbe ober hriftlihe oder gemifchte nennen unb allein zu 
dem Zwecke gegründet wurden, bie rein arbeitergewerkfchaftlihe Propaganda zu erſchweren. 
Er beichließt, die genannten Gewerlſchaften an künftigen SKongreffen nicht teilnehmen zu 
laffen, weil der Boden, auf dem ber Kongreß fteht, der des Klaſſenlampfes it. Der Kon 2 
der ausjchließlih auf dieſem Boden fteht, ladet alle Arbeiter, gleichviel, welcher religiöfen 
oder politifchen Überzeugung fie huldigen, ein, ſich gewerffcaftlih zu organifieren zum 
Kampfe gegen jede Unternehmerwilltür und für ihre vollftändige Befreiung.” 

Nah Mitteilung dieſes Ergebnifjes, das mit 4 gegen 3 Stimmen 
beſchloſſen war, verließen bie Bier des chriftlihen Verbandes den 
Kongreß, während die Hirfch-Dunderfchen Teilnehmer mit der Begrün- 
dung dort blieben, daß fie zu den in der Erklärung bezeichneten Organi- 
fationen nicht gehörten. Offenbar war dieſes Verfahren das richtigere, 
denn der Umftand, daß eine von dem beutjchen fozialiftiichen Verbande 
beantragte Refolution, welche jih ausdrüdliih gegen „Eonfejlionelle‘ 
DOrganijationen wandte, von der Mehrheit abgelehnt war, bewies, daß 
die legtere den Ausschluß der Chriftlichen nicht beabfichtigte, jondern nur 
einen prinzipiellen Standpunkt zum Ausdrud bringen wollte. Da3 war 
um fo zmeifellojer, al3 auch die Engländer für den gefaßten Beichluß 
eftimmt hatten, obgleich fie der ſozialiſtiſchen Auffaffung durchaus fern 
Heben: hatten fie vr, noch auf dem vorhergehenden Berliner internationalen 
Kongrejje im Jahre 1900 die von deuticher Seite geforderte Vergejellichaf- 
tung der Produftionsmittel entjchieden abgelehnt. Gerade die war für 
die Chriftlichen der Veranlaffungsgrund geweſen, fih an dem Kongreſſe 
u beteiligen; fie hatten, wie fie offen ausgeſprochen hatten, das anti» 
ialiftif e Element ftärfen wollen. Der Grund für die Stellungnahme 
der Engländer und deshalb die Urſache dafür, daß ein Beichluß gefaßt 
wurde, den die Beteiligten in verjchiedenem Sinne verftanden, ift zu jehen 
in den durchaus unklaren Worte: „Klaſſenkampf“1). 

Der chriſtliche Verband hat ſich an den fpäteren internationalen Kon- 
rejfen nicht beteiligt, vielmehr mit den gleichartigen Organijationen in 
Solland, Belgien und Ofterreih im Jahre 1902 eine internationale Ver- 


1) Auch Müller: „Die chrijtliche Gewerkſchaftsbewegung“, ©. 172, nimmt an, daß dies 
Wort von Engländern und Deutjchen im verſchiedenem Sinne verjtanden fei. Übrigens 
wurde dad Verfahren des deutſchen Tertilarbeiterverbande3 von Hué in ber „Berg- und 
Hüttenarbeiterzeitung‘ entfchieden getabelt. 
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—— begründet, die eine gemeinſchaftliche Unterſtützungskaſſe beſitzt 
und 1902, 1903, 1905 und 1907 internationale Kongreſſe abgehalten hat. 
Die Schweiz hat ſich 1907 angeichlofjen; mit Ftalien find Verbindungen 
wegen ber Beteiligung angefnüpft. 


V. Das Gaſtwirtſchaftsperſonal. 


Nach den Gewerbezählungen von 1882 und 1895 gab es in Deutſch— 
land im Gajtwirtsgewerbe 1882 169844 Hauptbetriebe mit 314 246 be- 
ihäftigten Berfonen, 1895 234 437 Hauptbetriebe mit 579407 beichäftigten 

erjonen. Es waren bejchäftigt in Betrieben mit je 1 Perſon 1882 
107 022 ®Berjonen, 1895 99407 Berjonen; 2 bi3 5 Perſonen waren be- 
ihäftigt 1882 in 56 939 Betrieben 147 275 Perfonen, 1895 in 121258 Be- 
trieben 333 369 Perſonen; mindeftens 6 Berjonen waren bejchäftigt 1882 in 
5853 Betrieben 59949 Berfonen, 1895 in 13772 Betrieben 147182 Perfonen. 

E3 vollzieht jich aljo eine ausgeiprochene Konzentration der Betriebe; 
immerhin ijt die Möglichkeit, jich jelbitändig zu machen, noch weniger 
ungünjtig, al3 in vielen anderen Gemwerben. 

Auf die traurige Lage des Gaſtwirtſchaftsperſonals ift in neuerer 
Beit vielfach die öffentliche Aufmerkſamkeit gelenft!), Am 14. Juni 1895 
wurden 5767, am 2. Dezember 1895 12176 Arbeitsloſe gezählt. Die 
Kommiſſion für Arbeiterftatiftik in ſich mehrfach mit den Berhältnijfen 
der eg —— beichäftigt, und da3 Ergebnis ihrer Ber- 
handlungen war die Bunbdesrat3verordnung vom 23. Januar 1902, dur 
welche eine täglihe Mindejtruhezeit von acht Stunden für Perſonen über 
16 Jahre feitgejeßt und den Berwaltungsbehörden die Befugnis gegeben 
wurde, fie auf neun Stunden auszudehnen; außerdem muß alle drei 
Wochen ein Ruhetag von 24 Stunden gewährt werben. 

Auch die Rechtölage der Angejtellten ift Dadurch gebejlert, daß, während 
man jie früher häufig zu den Dienjtboten zählte, in neuerer Zeit mehrfad 
gerichtlich entjchieden ijt, daß jie als Gewerbegehilfen anzujehen find. 

Ein Krebsſchaden bejteht in der Stellenvermittlung, die überwiegend 
in der Hand gewerb3mäßiger Vermittler?) liegt, und Beben eine unerhörte 
Ausbeutung der Stellenjuchenden jtattfindet. So einig Die bar dar⸗ 
über ſind, daß eine weitere Beſſerung ihrer Verhältniſſe anzuſtreben iſt, 
ſo gehen die Anſichten darüber auseinander, ob man hierbei mit den 
Prinzipalen Hand in Hand gehen ſolle oder nicht. Gerade auf der ver— 
ſchiedenen Stellung zu dieſer Frage beruht der Hauptgegenſatz der be- 
ftehenden Organijationen. Während die beiden älteren, der Genfer Ver— 
band und der deutſche Kellnerbund, die auch Prinzipale zu ihren Mit- 


1) Bol. Schriften der Geſellſchaft f. foziale Reform, Heft 3 u. 4. K. Dldenberg: De: 
Kelinerberuf. Freudenftein: Die Stanbeöverhältniffe der im Gaftwirtöbetriebe Angeftellten. 
Erhebungen über die Arbeits- und Gehaltöverhältniffe der Kellner und Sellnerinnen von 
1893, 1895, 1898, 1899, 1900 (Kaijerl. Statift. Amt). Schmidt: Kellner Weh und Wohl. 
Wege: Der joziale Notitand des SKellnerinnenberufes. J. Albrecht: Unjer Standpunkt zur 
Trinkgeldfrage. 2. Helm: Das Trintgeld ein Krebsſchaden. 2. Ebert und R. Hojmeifter: 
Das Trinkgeld und bie wirtfchaftlihe Lage ber Kellner. Eiben: Die Lehrlingsfrage in 
der Gafthausindbuftrie. Derjelbe: Die gafthofsinduftrielle Ausbildung. Derjelbe: Der Hotel- 
und Reftaurantberuf. 

7) Diefelben find in dem „Bunde deutſcher Stellenvermittler” organifiert. 


— 378 — 


gliedern zählen, grundjäglic ein freundichaftliche3 Verhältnis zu diejen 
anftreben, fteht der Zentralverband deutſcher Gajtwirtichaftögehilfen auf 
dem Standpunkte de3 Kampfes. Übrigens ift auch in ben beiden erft- 
gedachten Organijationen dad Zutrauen zu der Intereſſenharmonie all- 
mählich etwas vermindert, in3bejondere jeitdem die jhon erwähnte Bundes- 
rat3vorlage, die bei ihrem Erlajje auch im Reichſtage allgemeiner Sym- 
pathie begegnete, von den Prinzipalorganijationen, dem „Internationalen 
Berein der Gafthofsbejiger” und dem „Reichsverband deutjcher Hajtwirts- 
verbände“, in der jchärfiten Weije angegriffen wurde, was zur Folge hatte, 
daß auch im Reich3tage, in3bejondere von den Abgeordnieten Gamp, Arendt 
u. a., Forderungen auf Rückwärtsrevidierung erhoben wurden. 


1. Genfer Berband'). 


Der Berband verdankt feine Entjtehung einem eigentümlichen Um— 
ftande. Während heute er jelbit, ebenjo wie alle Kellnerorganijationen, 
eifrig bemüht jind, das Trinkgelderunweſen abzuichaffen, befürchtete man 
anfang3 davon eine Schädigung des Perſonals. Als deshalb im Frühjahr 
1877 neun Schweizer Wirte die — des Trinkgeldes beſchloſſen 
hatten und für weitere Ausbreitung dieſes Syſtems agitierten, veröffent- 
lihten verfchiedene Kellner im „Berner Bund’ einen Proteſt hiergegen. 
Eine am 21. Mai 1877 in Genf abgehaltene, zahlreich beſuchte Kellner- 
verfjammlung unterftüßte dieſen Protejt und beichloß die Gründung einer 
Drganijation, die dann am 26 desſ. Monat3 unter dem Namen „Verein 
ber Hotelangefitellten von Genf” ind Leben gerufen wurde. Die 
gegebene Anregung bewirkte, daß ſich bald aud) in anderen Orten, in3- 
endete in Züri, Montreur, Bajel, Bern, Wiesbaden, ähnliche Vereine 
bildeten. Dieſe jchlojjen ji” Ende 1877 zu dem „Snternationalen 
Genfer Berbande der Hotel- und Rejtaurantangeitellten“ 
ufammen. Auch ein gemeinfame3 Organ: „Der Verband“, wurde jeit 
Fur 1877 herausgegeben und bald erweitert. Ein im Dftober 1878 von 
dem „Deutſchen Kellnerbunde“ gejtellter Antrag auf Verſchmelzung wurde 
abgelehnt. ie. Sie ewann das deutſche Element bald die ausgejprochene 
Führerſchaft. er Sitz des Zentralkomitees wurde zunächſt nach Wies— 
baden, dann nach Köln und Baſel, ſeit 1895 aber dauernd nach Dresden 
verlegt, wo er ſich noch jetzt befindet. 

Nah dem in der Delegiertenverſammlung vom 12.—19. Mai 1903 in Brüſſel am- 
genommenen „Konventionsftatut” verfolgt der Verband, der „ein über alle Länder der Erbe 
verbreiteter Fachverein von Hotel- und Neftaurantangeftellten aller Nationalitäten‘ fein 
will, als Zwed „die moralifche, gefellihaftlihe und ölonomijche Hebung und Förderung 
des Standes ber Hotel- und Rejtaurantangeftellten aller Länder nad) einheitlicher Tendenz“. 
Ausgeichloffen ift die Verfolgung politiicher Beftrebungen. Der Berband will die Inter- 
eſſen feiner Bereinsmitglieder wahren und berüdjichtigen, und zwar durch Unterftüßung 
in den durch das Statut vorgejehenen Fällen, Freizügigkeit nad) allen zivilifierten Ländern, 
Rechtsſchutz und Fachausbildung. Als Mittel zur eihung dieſes Zweckes werben ge 
nannt: 1. dad Verbandsorgan; 2, GStellenvermittlung; 3. Unterftügung in Not-, Franf- 
heitd- und Gterbefällen; 4. Ehrengaben; 5. Nehtsihug; 6. Gewährung von Bergünfti- 
gungen; 7. Klubhäuſer und Fachſchulen. Über die Mitgliedfhaft ift eine ausbrüdliche 
Vorſchrift micht getroffen, doch werben neben Angeftellten auch Wirte aufgenommen. 

Während der Verband anfang3 einen einheitlichen, zentraliftiichen 
Charakter trug, wurden 1885 bejondere Zandesverwaltungen eingerichtet, 


1) Das Material verbanfe ih dem Generalfelretär, Herrn D. Hahn in Dresben. 
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insbejondere in Deutſchland, Schweiz, Großbritannien, Franfreih und 
Stalien, und 1888 wurde diejen weitgehende Selbſtändigkeit eingeräumt, 
indem nur verlangt wurde, daß jie jich als Teilvereine des Genfer Ver— 
bandes bezeichnen, und daß ihre Statuten den Tendenzen de3 Verbandes 
entjprechen. 

Die Unterftügungseinridhtungen für Krankheit, Alter und Sterbefall 
wurden auf der erwähnten Delegiertenverfammlung in Brüſſel 1903 zu 
einer „Allgemeinen Unterſtützungskaſſe“ vereinigt. Die Stellenvermittlung 
ift bejonderen Bueraus übertragen und erfolgte früher teilmeife unent- 

eltlich, teilmeije gegen Gebühr, ift aber nicht auf Mitglieder bejchräntt. 

In der vom 28. April bis 1. Mai in Dresden abgehaltenen 9. Delegierten- 
verjammlung wurde beſchloſſen, daß die Stellenvermittlung künftig nur 
noch Sa Are ftattfinden jolle. Zugleich wurde der Titel des Verband3- 
organs „Verband in „Internationale Hotel-Induſtrie“ geändert. Das 
geiehliche Berbot aller gewerbsmäßigen Stellenvermittlung ift mehrfach 
durch Eingaben an die Geſetzgebungsfaktoren gefordert. 

Zu den Brinzipalen und ihren Vereinigungen hat der Genfer Verband 
ftet3 ein ausgejprochen freundliches Verhältnis eingenommen. Auch zu 
dem „Deutſchen Kellnerbunde“ bejtehen troß der Konkurrenz gute Be— 
ziehungen. Verſchmelzungsverſuche jind mehrfach unternommen, jind aber 
nad) Angabe de3 Zentralbureaus an der Berjon deö Dr. Blüher gefcheitert. 

Die jeit dem 1. Januar 1886 beitehende Landesverwaltung Deutjch- 
land hat ſich injofern eine jelbjtändigere Stellung gegenüber dem Verbande 

eihaffen, al3 jie am 27. September 1887 den Namen „Berband deut- 
P her Gaſthofsgehilfen“ annahm und ihn troß des Dagegen gerichteten 
Proteftes beibehielt. Der eine Zeitlang vorhandene Gegenſatz gegen die 
Hauptverwaltung, der weniger jachlicher al3 perſönlicher Natur war, ift 
in den — Jahren verſchwunden. 

Der Verband zerfällt in 9 Landesteile, die am 1. April 1908 folgende 
Mitgliederziffern hatten: 1. Afrika 336, 2. Amerika 971, 3. Belgien und 
Holland 509, 4. Deutſchland 1888, 5. Frankreich 940, 6. Großbritannien 
1515, 7. Italien 418, 8. Oſterreich-Ungarn 852, 9. Schweiz 496. Die 
Gejamtzahl der Mitglieder — am 1. April 1908 9809, von denen 60% 
deutjcher Nationalität waren. Da3 Verbandsvermögen betrug am 1. Ok— 
tober 1907 641931 M., wovon 349318 M. auf die „Allgemeine Unter 
ſtützungskaſſe“ entfielen. Diefe hat im Jahre 1906/07 48 412 M. für 
Krankengeld, 5700 M. für Ehrengaben und 3260 M. für Sterbegeld aus- 
gegeben. Die Gejamtausgaben des Verbandes feit feiner Gründung haben 
betragen: 524000 M. für Kranken- und Sterbegeld, 20000 M. für Alters— 
unterftüßung, 89150 M. für Darlehen und jonjtige Unterftügungen, 
277309 M. für Stellenvermittlung. 


2. Deutſcher Kellnerbund'). 


Der ältejte deutſche Kellnerverein wurde 1826 in Leipzig gegründet. 
Ihm folgte 1848 die „Saronia“ in Dresden und 1869 die „Providentia” 


1) Das Material verbanle ich ber Hauptverwaltung des Bundes fomwie Herrn Den 
Eiben in Oldenburg. Das Bud) des legteren: „Geichichte des Gaſtwirtſchaftsweſens u 
Geſchichte des deutſchen SKellnerbundes Union Ganymed, Leipzig 1907, Berlag bes beutfchen 
Kelinerbunbes, das eine eingehende —— der Tatſachen enthält, iſt mir erſt während 
der Korreltur zugegangen und konnte deshalb nur noch in beſchränktem Umfange benutzt 
werden. 
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in Königsberg. Zahlreicher werben dann die Vereine erſt nach 1870, 
und am 6./8. Oktober 1874 wurde ſogar ſchon ein „Allgemeiner deutſcher 
Kellnerkongreß“ in Köln abgehalten, der jich energijch gegen die private 
Gtellenvermittlung wandte und am Schlufje feiner Verhandlungen den Köl- 
ner ®erein beauftragte, demnädjt einen zweiten Kongreß einzuberufen. 
Anfang Januar 1878 wurde in Leipzig bad Fachblatt „Der Kellnerfreund‘ 
ind Leben gerufen, das aber zu feiner Blüte gelangen wollte und de3halb 
von jeinem Begründer Vollmer im März 1878 an Dr. Blüher übertragen 
wurde. Später hat dad Blatt den Titel: „Hotel-Revue“ angenommen. 
Blüher ift al3 der erfte Urheber einer Fachliteratur auf dem Gebiete 
bes Gaftwirtögemwerbe3 zu bezeichnen und hat ji) um die Kellnerorgani- 
jation große Berbienfte erworben. Ihm gelang e3 auch, einen Stongreß- 
ausſchuß zu bilden, der am 27. Augujt 1878 einen Aufruf zur Beſchickung 
eine Kellnerfongrefjes erließ und als Gegenftände der Beratung u. a. die 
Gründung eines allgemeinen Kellnerbundes, die Errichtung einer Bentral- 
anftalt für Kellnervermittlung mit Filialen in allen größeren Städten 
Deutichlands, die Errichtung von Lofalvereinen und die Lehrlingdfrage 
bezeichnete. 

Der Kongreß wurde am 14./15. Oftober 1878 in Erfurt abgehalten 
unter Beteiligung von 16 Vereinen mit 951 Mitgliedern. Gleich am eriten 
Tage wurde der „Deutſche Kellnerbund“ begründet; am folgenden 
wurden die Satungen angenommen, aus denen folgendes hervorzuheben ift. 

Der Bund hat die Form einer Genoſſenſchaft und feinen Sig in Leipzig. Neben bes Haupt- 
verein beftehen Bezirlsvereine; biefe heißen in außerdeutfchen Staaten Geltionen. Der 
verfolgte Zweck ift: „Gegenfeitige Unterftügung, fittlie und materielle Hebung ber Mit- 
lieder, Heranbilbung von pflichtgetreuen Gehilfen, tüchtigen Fachgenoſſen, Vorgejepten und 
Bringipafen im Gaftwirtögewerbe.” Diejer Zweck foll erreicht werden „auf dem Wege 
gelenlih erlaubter Selbfthilfe und zwar buch 1. Stellennachweis; 2. eine Spar- unb 

arlehnsbank; 3. eine Sranlen- und Begräbnislaſſe; 4. eine Unterftüsungsfaffe; 5. Ber- 
einshäufer; 6. eine Fachzeitung; 7. Fachbibliothelen; 8. Fachſchulen, Vorträge und Unter» 
richt; 9. Rechtsſchutz; 10. gejellige Beranftaltungen; 11. Errichtung fonftiger nügliher Eim 
richtungen”. „Ausgefchlofien find alle politifchen, fozialbemokratifhen und anardiftifchen 
Beitrebungen.” Die Mitgliedfhaft können nur ſolche Kellner unb Köche erlangen, 
die ein mindeftens ziveijähriges Lehrzeugnis im Gaftwirtägewerbe aufweiſen. Urſprünglich 
war auch der Beitritt von Wirten und Gefchäftsleuten zuläffig, durch bie Beichlüffe der 
Generalverfammlungen vom 17.—19. Dftober 1905 in Breslau und 15.—17. Oktober 
1907 in Hamburg ift dies jedoch wefentlich befchränkt, indem die Eau, Auen ae 
Faffung erhalten hat: „Außerdem fönnen aufgenommen werben: Gejchäftsführer, Direftoren, 
Selretäre, Kaffierer, Buchhalter, Portiers, Volontäre des Gaſtwirtsgewerbes, ferner Büffetiers, 
Fahichriftiteller, Beamte der Genoſſenſchaft, ſowie auch Gaftwirte, wenn fie bem Bunde 
fchon früher einmal angehört haben.” Der Beitrag beträgt monatlih 1 M. 50 Pi. Das 
Vereinsorgan ift bie Soteltenue”. 

Die Organijation des Bundes war anfangs jehr loder; die einzelnen 
Bezirfövereine hatten weitgehend über ihre Mittel jelbjtändig zu Seinen. 
Uber jchon 1883 machte ſich das Bedürfnis einer größeren Bentralifation 
en Die Vereine behielten nur noch einen Betriebsfonds für örtliche 

ebürfnijje, während alle übrigen Verpflichtungen von der Zentralfaffe 
erfüllt werden. Damit hängt auch die Namensänderung zujammen. Als 
viele Vereine in —— Ländern entſtanden, empfanden ſie die 
Bezeichnung „Deutſcher Kellnerbund“ als ſtörend und wünſchten den Namen 
„Union Ganymed“, den fie ſich vielfach eigenmächtig beilegten. Deshalb 
wurde 1897 diefer Name für den ganzen Bund angenommen. Da ji 
aber hiergegen eine Oppojition geltend machte, gelangte man zu dem Aus- 
wege, ausjchließlich den ausländischen Vereinen biefe Bezeichnung zu ge 
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ftatten, bi3 dann bejchloffen wurde, dem Namen „Deutſcher Kellnerbund“ 
den Zujaß „Union Ganymed’ zu geben. | 

Der Berband hat von Anfang an großen Wert auf das Kaſſen— 
mwejen gelegt. Schon 1882 hatte man eine Kranfen- und Begräbniskaſſe 
als freie Hilfskaſſe gegründet, aber da jie mit großen Schwierigkeiten zu 
fämpfen hatte, jo wurde jie am 1. Juli 1892 aufgeläft und an ihrer Stelle 
eine Unterſtützungskaſſe geihaffen. Um der Kontrolle des Aufjicht3amtes 
für Privatverjicherung zu entgehen, wurde jie in der Hauptverjammlung 
bom 17./19. Oftober 1905 in eine bloße Zuſchußkaſſe umgewandelt, aber 
da3 Aufjicht3amt befchlagnahmte das Kafjenvermögen von 58000 M., jo- 
lange nicht Verzicht3erflärungen aller Bezugsberechtigten beigebradht wür— 
den, was bisher noch nicht gelungen if. Am 1. Juni 1892 ift auch die 
in den Saßungen vorgejehene Spar- und Darlehnsbank mit Sparziwang 
ind Leben getreten. Endlich beiteht eine Kaſſe für Rechtsſchutz in gemerb- 
fihen Streitigkeiten. 

Wie jchon erwähnt, bildet einen Krebsſchaden des Gaſtwirtsgewerbes 
die gewerblihe Stellenvermittlung. Im Bunde hat dieje Ange— 
legenheit zu lebhaften Streitigfeiten geführt. Die Mehrzahl der Stellen- 
nachweiſe des Bundes liegt nämlich in den Händen von „Bureauvor— 
ftehern‘‘, die den Nachweis freilich nad) einem vorgejchriebenen Tarif, aber 
für eigne Rechnung betreiben und Stellen nicht bloß an Mitglieder, jon- 
dern auch an fremde Perjonen vermitteln. Eine Oppofition befämpft dieje 
Einrihtung und fordert einen vom Bunde felbjt betriebenen foftenlofen 
Stellennachweis. Diejer ift in Berlin, Köln und Leipzig eingeführt, hat 
fi) aber nur in Leipzig halten können. Man wünfcht jebt einen fommu- 
nalen Arbeitsnachweis auf paritätifher Grundlage. Einjtweilen hat der 
Bund jelbit eine Stellenvermittlung eingerichtet, bei der folche Mitglieder 
in erjter Linie berüdjichtigt werden, die wegen ihrer Tätigkeit für den Bund 
ihre Stellung verloren haben. 

Sn London, Paris und Leipzig find eigne Klubhäufer eingerichtet. 

Der Bund ift von Anfang an nachdrücklich für die Hebung der fozialen 
Stellung der Kellner eingetreten, insbejondere für Die Beleitigung der 

urehnung zum Gejinde und Unterjtellung unter die Gewerbeordnung. 
Schon 1884 wurde ein bejonderer „Rechtsverteidigungsfonds“ gejchaffen, 
um daraus Prozejje zur Klarjtellung dieſes VBerhältnifjes zu führen. Eben- 
jo hat man die Berbejjerung de3 Arbeiterſchutzes betrieben. Nachdem die 
Bundesratöverordnung vom 23. Januar 1902 einen erheblichen Fortſchritt 

ebradjt hatte, fordert man jest die Ausdehnung der Ruhezeit auf 36 

tunden. Man hat die Gründung von Fachſchulen unterjtügt und erftrebt 
bejjere Ausgejtaltung des Lehrlingsmwejens ſowie den Befähigungsnachweig. 
In einer von der Hauptverfammlung in Kaſſel 1902 beldleienen Petition 
an ftaatliche und ſtädtiſche, insbeſondere Eifenbahnbehörden wurde gebeten, 
bei der Berpadtung von Gajtwirtichaftsbetrieben ausgebildete Fachleute 
möglichft zu bevorzugen. Eine andere Petition vom 15. Februar 1895 
forderte Abſtellung der Mängel im Schlafftättenmwejen. 

Der Bund hat jeit feinem Bejtehen bi3 auf die Gegenwart in feinen 
eignen Reihen viele und jchmere Kämpfe zu bejtehen gehabt, die zum 
al Zeile lediglich perjönliche Gegenjäge zur Unterlage hatten, zum 

eil aber auch mit grundjäglichen Fragen im Zufammenhange jtanden. 
Der Sitz der Oppojition war überwiegend Berlin, wo mehrfach eine radi- 
falere Richtung vorherrſchte. Schon feit 1880 war von dem Berliner 
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Bezirköverein die Verlegung des Bundesjiges nach Berlin gefordert. Dieje 
war von der Hauptverfammlung in Hamburg am 26./28. September 
1882 beichlojfen, aber bevor fie zur Ausführung gelangte, fand ſich der 
Auffichtsrat veranlaßt, am 1. Dezember 1882 den zwei Sabre borher ein- 
gefegten bejoldeten Bundesdireftor Marwitz jeined Amtes zu entheben und 
zur Prüfung der Mängel in ber Leitung eine „Generallommijjion‘ mit 
ausgedehnten Vollmachten zu beftellen. Dieje Maßregeln führten zu einer 
offenen Empörung des Berliner Bezirkövereines, worauf der Aufjichtö- 
rat diefen auflöfte. Dies hatte aber zur Folge, daß auch die Bezirkövereine 
in Hamburg, Köln, Königsberg, Bromberg, Pojen und London jich los— 
jagten. Dieje Vereine bildeten dann eine eigene Organifation, die ſich aber 
nad) zehnjährigem Beſtehen wieder auflöjte. Auch der neu gebildete Be- 
zirksverein Berlin geriet bald in Gegenjag zur Zentralleitung, von der 
er der Hinneigung zur Sozialdemokratie bejchuldigt wurde. Die Haupt- 
verjammlung in Braunfchweig am 13. Oftober 1903 bejchloß de3halb jeine 
Auflöfung und Ausſtoßung der beteiligten Mitglieder. 


Das Verhältnis des Bundes zu dem „Genfer Berbande‘ ift trotz mehr- 
facher Ausgleichsverfuche bisher noch nicht völlig befriedigend. Schon in 
der Gründungsverfammlung des Bundes am 14. Dftober 1878 wurde ein 
Schreiben des Verbandes verlejen, da3 eine Verſchmelzung vorjchlug. Es 
wurde bejchlojjen, diefen Antrag vorläufig abzulehnen, aber auf freund- 
ihaftliche Beziehungen bedacht zu fein. Spätere in derjelben Richtung 
1890, 1891 und 1895 unternommene Verſuche hatten fein beſſeres Schid- 
fal; eine bejondere Schwierigkeit bildete dabei die Perſon des Dr. Blüher 
und dejjen Eigentum an dem Bundesorgane. Am 6. November 1896 ge- 
lang e3, eine „Konvention“ unter den beiden Organijationen zum Ab- 
fchlufje zu bringen, die ein Zuſammenwirken in allgemeinen Beruf3- umd 
Standesfragen vorjah. Auch wurden gelegentlich gemeinjame Petitionen 
eingereiht und am 7. Januar 1897 ein „Vereinigter Stellennachmweis“ 
eingerichtet. Aber neu ausbrechende Streitigkeiten, bei denen der Bund 
dem Berbande Unehrlichfeit und reaftionäre Gejinnung, der leßtere aber 
dem erjteren jozialdemofratiiche Tendenzen vorwarf, führten dahin, daß 
der Verband zum 1. Dftober 1898 die Konvention kündigte. Erft in 
neuejter Zeit & duch die Gründung des „Nationalen Kartells“1) wieder 
eine Annäherung erfolgt. 

Bu den Gaftwirten und deren Organijationen?) verjuchte der Bund 
lange Zeit hindurch ein freundliches Verhältnis herbeizuführen. Auf dem 
Gaftinictetage in Halle am 13./17. Juni 1881 wurde auch der Vorſchlag des 
Bundes, für Streitigkeiten gemeijame Schiedsgerichte einzujegen, ange- 
nommen. Der „Berein Berliner Gajthofsbejiger‘ bejchloß jogar am 
7. September 1881, das Proteftorat über den Bund zu übernehmen. Da- 


1) Bel. ©. 39. 

2) Die wichtigften derjelben find ber „Deutſche Gajtwirtsverband” in Berlin und ber 
„snternationale Verein der Gafthofäbejiger” in Köln. Auf bem „Konventionstage beutfcher 
Gaftwirtsverbände” in Leipzig am 6./8. November 1893 mwurbe von verfchiebenen Landes, 
Provinzial- und Ortsvereinen der „Bund deutſcher Gaftwirte” mit dem Giße in Leipzig 
gegründet. Die Bunbesratöverorbnung vom 23. Yebruar 1902 gab dann Beranlaffung, 
im September 1906 ben „Reichsverband deutſcher Gaftwirtäverbände” mit dem Gipe im 
Berlin ins Leben zu rufen, der hauptfächlic aus dem „Deutichen Gaftwirtöverbande‘ und 
dem „Bunde deutſcher Gaftwirte‘ ſowie der Bereinigung der „Hotelierd und Reftaurateure 
beuticher Bade» und Sturorte‘ in Kifjingen beiteht. 
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gegen führten die lange fortgejegten Verhandlungen über die Verfchmelzung 
er beiderjeitigen Arbeitönachweife zu feinem Ergebnis. In der Haupt- 
verfjammlung in Hamburg am 26./28. September 1882 mwurbe die von 
dem „Berein Berliner Gajthofsbejiger‘ erlaffene Hausordnung einer jchar- 
fen Kritik — Auf dem Gaſtwirtstage in Bremen am 9./11. Juni 
1885 war das Verhältnis jchon jo feindlich geworben, daß der Antrag auf 
Einführung ſchwarzer Liſten erörtert wurde. Seit 1889 gab c3 auch der 
Bund auf, jich, wie er e3 bis dahin getan hatte, auf den Gaftwirtätagen 
vertreten zu lajjien. Noch ungünftiger wurden die beiderjeitigen Be— 
ziehungen, al3 der Bund mit jeinen Forderungen gejeglicher Ordnung der 
Urbeit3- und Ruhezeit hervortrat. Selbſt der „Internationale Verein der 
Gaſthofsbeſitzer“, der im allgemeinen eine gehilfenfreundlichere Haltung als 
die übrigen Gaftwirtsverbände eingenommen hatte, erflärte e8 in jeiner 
Generalverfammlung in Stodholm am 6. Juni 1891 geradezu für ein 
Unglüd, wenn den Gehilfen eine neunjtündige Nachtruhe gewährt würde. 
Als nun endlich die Bunbdesratsverordnung vom 23. Januar 1902 er- 
lajjen war, eröffneten alle Gaftwirtsverbände gegen jie eine äußerft leb- 
bafte Agitation, die natürlich) ebenjo jcharfe Entgegnungen der Gehilfen 
hervorriefen. Allein der „Norddeutſche Gaftwirtsverband” beſchloß am 
8./10. Zuli 1902, ji) ganz auf den Standpunkt der Verordnung zu ftellen 
und den Wirten ihre Durchführung zu empfehlen. Gegenitand des Streites 
war 2. Beit hindurch auch das von den Wirten angeordnete Schnurr- 
bart3verbot, gegen dad von dem Bunde mehrfah Stellung genommen 
wurde. Der N terualionnle Berein der Gajthof3bejiter” beſchloß end- 
ih am 22. Mai 1903 auf eine von dem Bunde und dem Genfer Ber- 
bande gemeinjam eingereichte Petition die Abjchaffung. 

Dieje Entwidlung hat dann auch zur Folge gehabt, daß in neuerer Zeit 
die Haltung auf jozialpolitiichem Gebiete entjchiedener geworden ift. 
Der Gejchäftsbericht für 1902 bemerkt, daß „die Mär von dem Hand- 
in-Hand-gehen ein Ende haben müſſe“. Die Bekämpfung der Bundesrats- 
verordnung durch die Wirtevereine und deren Organe wird al3 „wider— 
lies Schauspiel‘ bezeichnet. Die Gehilfen müßten ſich von dem Einflujfe 
der Wirte emanzipieren, und man dürfe ſich nicht mit dem Gejpenft 
„Gewerkſchaft“ bange maden laſſen, obgleich — befürchten ſei, daß die 
Gegner dann ſofort mit der Bezeichnung „Sozialdemokraten“ bei der 
Hand ſein würden. Man ſolle ſich die Achtung der Prinzipale nicht durch 
Unterwürfigkeit zu erringen ſuchen. Auch der Bericht für 1906 klagt 
darüber, daß die Bundesratsverordnung über den Arbeiterſchutz im Gaſt— 
wirtöägemwerbe vom 23. Januar 1902 auf den Widerjtand der Wirte ge- 
ftoßen und bei deren großer Wiberwilligfeit, von vereinzelten humanen 
Ausnahmefällen abgejehen, auf freiwillige Durdführung nicht zu rechnen 
jei, vielmehr der Schu der Behörden in Anſpruch — werden 
müſſe und deshalb auch Denunziationen nicht zu entbehren ſeien. Der 
Vorſtand ſei auch für eine weitere Ausdehnung auf Bahnhofswirtſchaften, 
Privatgeſellſchaften, Kantinen, Penſionsanſtalten uſw., ſowie auf alle Arten 
von Angeſtellten, Hausdiener, Portiers, Zimmermädchen uſw. tätig ge— 
weſen und habe am 30. November 1906 in dieſem Sinne eine Petition 
an ben Reichskanzler gerichtet. 

In der Generalverfammlung vom 14./17. Oktober 1907 in Hamburg 
wurde über dazjelbe Thema verhandelt und eine Rejolution angenommen, 
in der die geſetzliche Feftiegung einer wöchentlichen, 36 jtündigen Ruhezeit 
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und die Kontrolle derſelben durch die Gewerbeinſpektion gefordert wird. 
Ebenſo verlangte man eine vierzehntägige Kündigungsfriſt. Der Antrag, 
in dem Bunde eine beſondere ſozialpolitiſche Abteilung zu errichten, der 
ſchon in der Generalverſammlung in Kaſſel am 23./25. April 1901 geſtellt 
mar, wurde beide Male wegen der Koſten abgelehnt. Gegen die in einzelnen 
Städten erhobene Konzejliongfteuer für Wirte wurde wegen der dadurd 
bewirften Erjchwerung der Selbſtändigmachung proteftiert. Anträge, bie 
Mitgliedihaft auf Gehilfen zu beſchränken und Wirte auszufchließen, find 
bisher mehrfach gejtellt, aber jtet3 abgelehnt. Der Bund ijt der Gejellichaft 
für joziale Reform beigetreten. Gegen die Sozialdemokratie hat der Bund 
ftet3 jehr energiich Stellung genommen. Nach 8 6 der Saßungen fünnen 
Vereine, die ausgejprochenermaßen jozialdemofratiihen Tendenzen Hul- 
digen, aus eichloflen werden. 

Das Verhältnis des Dr. Blüher zum Bunde hatte ſchon jeit Jahren 
die Grundlage eines lebhaften Meinungstampfes in dem legteren gebildet. 
Die Oppojition, die hauptfählih von dem PBerein Berlin und dem 
Bundesbeamten Staafe geführt wurde und zugleich die radifalere Richtung 
vertrat, erhob gegen Dr. Blüher den Vorwurf diktatoriicher Neigungen, 
während die Mehrheit nicht allein dies beftritt, jondern auch den Berlinern 
jozialdemofratijche Tendenzen nachjagte. 

Anträge, das Bundesorgan, die „Hotel-Revue“, in dad Eigentum des 
Bundes zu übernehmen oder ein eignes Blatt zu gründen, wurden ftet3 
abgelehnt, dagegen wurde in Breslau 1905 die obligatorijhe Einführung 
der „Hotel-Revue“ bejchlofjen. Durch den am 26. Februar 1908 erfolgten 
Tod Blüherd wurde hierin eine Anderung herbeigeführt und auf Grund 
eine3 am 14. April 1908 abgejchlojjenen Vertrages wird die „Hotel-Revue“ 
vom 1. Oftober ab von dem Bunde al3 Eigentum übernommen. Gleich— 
zeitig wurde auch der Ankauf eines eignen Verbandshaufes in Leipzig voll- 
zogen. 

Die Entwidlung des Bundes und feiner Leiſtungen in den letzten 
Jahren zeigt die folgende Tabelle: 
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1901 5 025 76 214 299,03 | 7066,34 1150 14 899 28 416 
1902 5 294 74 242 990,86 | 14 294,89 1725 15 952 29 615 
1903 6 087 84 285 957,98 | 18150,00 | 1150 15 268 34 999 
1904 6444 95 327 351,78 | 24 949,20 | 1125 16 670 38 446 
1905 6415 105 369 681,42 | 25 959,34 | 2125 17 749 45 208 
1906 7378 122 421 142,38 | 26 044,42 | 3180 20 973 58 243 


1907 | 8123 129 455 135,21 


Das eingezahlte Sparguthaben betrug am 31. Dezember 1907 
244930 M. Unter den Mitgliedern befinden ji) nad) einer im Jahre 
1904 aufgenommenen Statiftit 121 Hotelier3, 382 Reftaurateure, 32 Cafe» 
tier3, 94 Direktoren, zufammen aljo 629 Brinzipale oder Gejchäftsleiter, 
fowie 1035 Oberfellner, 555 Zimmerfelfner, 2708 Reftaurationgfellner, 
169 Cafékellner, 497 Saalkellner, 59 Aushilfstellner, 78 Rüchenmeilter, 
90 Köche, 181 Büffetiers, 43 Portierd, 31 kaufmännische Angeftellte und 
27 Bereinsbeamte. Bon den 122 Sektionen befinden jich 46 im Auslande. 
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3. Berband der deutihen Gaftwirtsgehilfen'). 


Während die beiden älteren Vereinigungen, wie bemerkt, mit großer 
Entſchiedenheit den Gegenjag zur Sozialdemokratie betonen, hat die Organi- 
fation der „auf dem Boden ber modernen Arbeiterbewegung ftehenden“ 
Kellner erſt mwejentlich jpäter begonnen, und zwar in lediglich örtlichen 
Bereinen; der ältejte wurde Anfang 1891 in Hamburg begründet. Ihm 
folgte noch in demjelben Jahre der Berein Berliner Gajtwirtögehilfen. 
Schon früh verjucdhte man durch allgemeine Kongrejje eine Verbindung 
herbeizuführen und die Bewegung in weitere Kreiſe zu tragen. ®Der erſte 
derjelben wurbe vom 13. bi3 16. März 1894 in Berlin abgehalten, auf 
dem 12 Städte durch 27 Abgeordnete vertreten waren. Der jozialdemo- 
fratiihe Charakter war dadurch zum Ausdrud gebracht, daß in dem mit 
roten Fahnen gejhmüdten Saale die Büjten von Marr und Lajjalle 
aufgejtellt waren, zu deren Ehren man ſich von den Siten erhob. Auch 
beſchloß man nicht allein eine Rejolution zuguniten der Maifeier und die 
Niederlegung eine Kranzes auf den Gräbern der Märzgefallenen und 
ging unter dem Gejange der Marjeillaife auseinander, jondern man ver» 
pflichtete die Delegierten, dahin zu wirken, daß in allen Organifationen 
das jeit 1891 von dem Berliner Verein gegründete Organ, „Der Gaftwirts- 
gehilfe‘‘, obligatorijch eingeführt werde, obgleich der Referent Pötzſch aus- 
drücklich erflärt hatte, daß das Blatt „auf jtreng jozialdemofratifcher Grund- 
lage errichtet” fei. 

Eine ——— dieſer Kongreß 1895 in Hamburg und 
am 26./29. Oktober 1897 in Berlin. Hier wurbe die Gründung bes 
„Verbandes deutſcher Gaſtwirtsgehilfen“ zum 1. Januar 1898 
beichlojjen. 

Nach feinen Statuten bezwedt er, „bie geiftigen und materiellen Intereſſen feiner 
Mitglieder zu jörbern” und zwar 1. durch Erzielung möglichft günftiger Lohn- und Wrbeits- 
bedingungen nad) Maßgabe des 8 152 ber Gewerbeordnung; 2. durch Aufllärung und 
Bildung der Mitglieder und Pflege ber Golibarität durch Wbhaltung regelmäßiger Ber- 
fammlungen und Beranftaltung von wiſſenſchaftlichen und are orträgen, ſowie 
Erridtung von Bibliotheten; 3. durch Regelung des Arbeitsnachweiſes und Belämpfung 
jeber gewerbsmäßigen Stellenvermittlung; 4. durch Vornahme ftatiftifcher Erhebungen; 
5. 8 Gewährung von unentgeltlihem Rechtsſchutz in gewerblichen und foldhen Gtreitige 
feiten, in die bie Mitglieder infolge ihrer Vereinstätigleit geraten, jerner in Srantentafjen-, 
Unfall, Invaliditäts- und Wlteröverjicherungsangelegenheiten. Obgleich nad; dem Statut 
al3 Mitglieder zugelajjen jind „alle im Gaftwirtögemwerbe befchäftigten Perſonen“, wo— 
durch ſprachlich auch die Prinzipale eingejchlojfen find, jo hat der Verband doch ſolche nicht 
aufgenommen, vertritt vielmehr den Standpunkt bed unverföhnlihen ntereffengegenjages. 
Mitglieder, die fich felbftändig machen, können im Berbande bleiben, boch werben ihnen 
Bertrauenspoften nicht übertragen. Der Beitrag beträgt möchentlih 30 Pf. Der Berband 
bat feinen Sit in Berlin. Das Verbandsorgan ift „Der Gaftwirtögehilfe”. 

Der Berband gewährt NRedtsjchug, ſowie Unterftügungen auf der 
Reife, bei Arbeitsuntähigteit, bei Sterbefällen und in bejonderer Notlage, 
jedoh ohne Rechtsanſpruch. Anträge auf Einführung der Arbeitälojen- 
unterftüßung find bisher abgelehnt. Der Verband hat ſich der General» 
fommijjion der Gewerkſchaften angejchlofjen. 

Auf den Verbandstagen, die bisher am 10./12. März 1900 in 
Berlin, am 18./21. März 1902 in Mainz, am 12./15. April 1904 in 
Erfurt, am 24./28. April 1906 in Köln und am 12./16. Mai 1908 
in Leipzig abgehalten find, hat man hauptſächlich die Arbeitöverhält- 


1) Das Material verbante ich dem Berbandsvorfigenden, Herrn Hugo Pötzſch in Berlin. 
Rulemann, Berufävereine. II. 25 
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niſſe und den — Arbeiterſchutz, insbeſondere die Bundesrats- 
verordnung vom 23. Januar 1902, behandelt, indem man die Aus— 
dehnung des Ruhetages auf wöchentlich 36 Stunden forderte, ferner 
das Lehrlingsweſen, die Unterſtellung des Gaſtwirtſchaftsperſonals unter 
die Unfallverſicherung und die Arbeitsvermittlung, bei der man ſich für 
völliges Verbot der gewerbsmäßigen Stellenvermittlung und für pari— 
tätiſchen Arbeitsnachweis ausſprach. Endlich forderte man Aufhebung des 
Koft- und Logiszwanges bei dem Prinzipal. Wiederholt hat man ſich 
für die Bejeitigung des Trinfgeldes ausgeſprochen, der Verband iſt auch 
der in Hamburg gegründeten, leider jpäter eingegangenen Anti-Trinfeld- 
Liga beigetreten. Hinfichtlich der Anti-Alkoholbewegung hat man erklärt, 
bat die — ——— keinen Anlaß hätten, ihr entgegenzutreten, daß 
ſogar ihnen als Konſumenten eine — ng des Alkoholgenuſſes ſehr 
zu empfehlen ſei. Mehrfach wurden über die Arbeitsverhältniſſe in den 
Gewerkſchaftshäuſern Klagen geführt, doch wurde erklärt, daß man von 
— beſſere Bezahlung und geringere Arbeitszeit als in kapitaliſtiſchen 

etrieben nicht fordern dürfe. Weibliche Mitglieder ſollen grundfätzlich 
aufgenommen werden, doch betonte man, daß das eigentlich nur für Süd— 
deutſchland in Betracht käme, denn in Norddeutſchland ſeien die Kellnerinnen 
meiſt der Unſittlichkeit verfallen und als Gaſtwirtsgehilfinnen nicht anzu— 
erkennen; ſehr ſcharf erklärte man ſich dabei gegen die „Animierkneipen“. 
Die in ihnen beſchäftigten Kellnerinnen werden als Mitglieder nicht auf— 
genommen. Der Verein Münchner Kellnerinnen hat ſich dem Ver— 
bande angeſchloſſen und war auf dem letzten Verbandstage vertreten. 
Wiederholt hat man die Stellung zur Politik behandelt. Der Ver— 
band will keine Parteipolitik treiben, ſondern ſich nur mit allgemeiner, 
insbeſondere Sozialpolitik beſchäftigen; er nimmt Mitglieder auf ohne 
Rückſicht auf ihre Parteiſtellung. Aber dabei wurde doch betont, daß die 
ne bie einzige Kartei fei, die jih um die Intereſſen der 
Arbeiter fümmere, und zu der man deshalb in einem näheren Verhältnijje 
ftehe, al3 zu anderen; die bürgerlichen Sozialreformer träten für joziale 
Forderungen ein nicht aus Liebe zu den Arbeitern, jondern nur, um die 
Gewerkſchaften von der Sozialdemokratie zu trennen. Man müſſe ſich 
deshalb „der modernen Arbeiterbewegung anſchließen“. Dieſe Aus- 
führungen de3 Referenten Pötzſch wurden gegen ganz vereinzelten Wider- 
ſpruch gebilligt, wobei von mehreren Seiten hervorgehoben wurde, daß 
in ben Augen der Unternehmer doch jeder feine Intereſſen verfolgende 
Arbeiter Sozialdemofrat jei. In Leipzig 1908 wurde erklärt, daß man 
bei Belämpfung der gewerb3mäßigen Stellenvermittlung zum Zujammen- 
gehen mit anderen Organijationen bereit jei. 

Der Berband hat am 2. . 1907 mit dem „Verbande der Hotel- 
diener“!) einen Kartellvertrag abgeſchloſſen. Nach demjelben jollen nicht 
allein die örtlichen Verwaltungen ſich gegenjeitig bei der Agitation unter- 
ftügen, jondern e3 haben auch die beiderjeitigen — uptuorftänbe mindejtens 
alle drei Monate pe Zwecke der Berjtändigung in allen taftiichen Fragen, 
inöbejondere bei Zohnbewegungen, gemeinjchaftlihe Situngen abzuhalten. 
Beginnt der eine Verband eine Lohnbewegung, jo haben die Mitglieder des 
anderen fie dur) „paſſive Solidarität” zu unterftüßen, Streifarbeit zu 
verweigern und mit Streifbrechern feinen Verkehr zu unterhalten. Der 


) Bol. ©. 389, 
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Verein der Cafséangeſtellten, der früher dem „Gaſtronomiſchen Gehilfen- 
verbande“) angehörte, hat ſich im Jahre 1907 dem Verbande angeſchloſſen. 

Die Mitgliederzahl des Verbandes betrug je am 1. Januar 1898: 
915, 1900: 1387, 1902: 1973, 1904: 2704, 1906: 3908, 1908: 6702, 
am 1. April 1908: 7069 in 43 Ortövereinen. Einnahmen und Aus— 
ar beliefen jich in den beiden Jahren 1906/07 auf 269917 M., bzm. 
41963 M., da8 Vermögen auf 70591 M. 


4. Gaſtronomiſcher Gehilfenverband’). 


Die nahen Beziehungen des „Verbandes deuticher Gaftwirtägehilfen‘‘ 3) 
zur Sozialdemokratie gab verjchiedenen Kellnervereinigungen, insbejondere 
ın Berlin, Veranlajjung, eine von diejer Beimiſchung freie Gefamtorgani- 
jation in? Auge zu faljen. In einer im Herbit 1904 abgehaltenen Ver- 
ſammlung verurteilte man die radikale Haltung des „Gajtwirtögehilfen‘ 
und jprad) den Wunjch aus, ein Blatt zu bejigen, das, „ohne liebedienerijch 

u fein, doch den Mittelweg innehalte”. Nach einigen vergeblichen Ber- 
* ſtellte der „Verband der Café-Angeſtellten Deutſchlands“ fein Blatt: 
„Der Café-Angeſtellte“, für dieſen Zweck zur Verfügung, und eine von 
der eingejegten Kommijjion einberufenen Verfammlung, die am 6. April 
1905 ftattfand, führte zu dem Ergebnijje, daß fich 1. der Berliner Kellner- 
verein (340 Mitglieder), 2. der Berein der Kellner vom Oſtend-Bezirk 
(102 Mitgl.), 3. die Fachvereinigung Belle-Alliance (220 Mitgl.), 4. der 
Berein der Cafe-Angejtellten Deutſchlands (360 Mitgl.) zu einem Verbande 
unter dem Namen: „Saftronomijher Gehilfenverband“ zufammen- 
fchloffen, indem man den „Eafe-Angeftellten” unter dem Namen: „Gaftro- 
nomiſcher Gehilfenverband‘ zum Verbandsorgan beftimmte. Später find 
dem PBerbande nod fünf andere SKellnervereine beigetreten, jo daß die 
Gejfamtmitgliederzahl am 1. Juli 1906 1400 betrug. 

Nach dem Statut ift der Hauptzmwed bed Verbandes, ber feinen Sit in Berlin hat, 
„bem Kommiſſionärunweſen gemeinjfam entgegenzutreten, bie beftehenden Loftenlofen Arbeits- 
nachweife ber angeichlofjenen Bereine zu fördern und durch gemeinfame Einführung von 
Wohlfahrtseinrichtungen die Mitglieder vor Ausbeutung und Not zu bewahren“. Bei- 
trittsberechtigt end nur ſolche Vereine, bie ſich verpflichten, ihre Arbeitsnachweiſe 
foftenfrei für Arbeitgeber und Wrbeitnehmer einzurichten, feine beftimmte parteipolitifche 
Richtung verfolgen und das Verbandsorgan obligatorifh einzuführen. Die Arbeitänad- 
mweije follen „io geleitet werden, daß jie auch von ben Arbeitgebern gern benugt werben”. 
Auch jonft will man den beftehenden Mißftänden im Wege eined guten Einvernehmens mit 
ben Prinzipalen abhelfen. Der Berband Hat eine eg at, eingeführt, auf bie 
jedoch fein Hagbares Recht gegeben if. Der Gtellennachweis bleibt den einzelnen Ber- 
einen überlaffen; ber Verband forgt nur für eine einheitliche Leitung. 

An der am 1. November 1906 abgehaltenen 2. Generalverfammlung 
murde eine Umgeftaltung des Verbandes beraten. Während der al3 Referent 
zugezogene Redakteur Goldſchmidt den Anſchluß an die Hirſch-Dunckerſchen 
Semerfvereine empfahl, wurde hiergegen in3bejondere von den Vertretern 
des „Bereins der Cafe-Angeftellten” entjchieden protejtiert und der Stand- 
punkt vertreten, daß nur ein Anſchluß an die freien Gewerkſchaften in 
Frage fommen könne; jedenfall3 müßten die dem Verbande angehörigen 
Bereine fich zu einer einheitlichen Zentralorganijation zufammenjchließen. 
Ein Beihluß wurde nicht gefaßt. 


1) Bol. unten. 
*) Das Material verbanfe ich dem Verbandsvorſtande. 
#) Bgl. ©. 385. 
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Am 31. Dezember 1906 ijt der „Verein der Eaf&-Angeftellten‘ aus 
bem Berbande ausgetreten. Er hat jih dann im Oktober 1907 dem 
„Berbande der Gajtwirtägehilfen” angeſchloſſen. Die Mitgliederzahl ift 
dadurch auf etwa 1000 zurüdgegangen. 


5. Die chriſtliche Kellnerorganifation'). 


Schon jeit längeren Jahren Hat fich der „Verein für innere Miſſion“ 
ber Kellner angenommen und mehrfach Kellnerheime gegründet, die vor- 
wiegend veligiöfen Charafter tragen, in denen aber auch Stellenvermittlung 
betrieben wird. Der ältefte auf diefer Grundlage aufgebaute Kellnerverein 
ift der „ChHriftlihe Kellnerbund“ in Franfhurt a. M., der am 15. Sep- 
tember 1894 von einem Kellner begründet wurde. Im März 1897 wurde 
von ihm auch ein Blatt, der „Kellnerfreund“, ind Leben gerufen. Un- 
Füge von dem Frankfurter Unternehmen murbe 1895 in London 
ber „ Priftfiche Verein für Gaftwirtsgehilfen” und 1899 in Genf der 
„Shrifilihe Verein für Gafthofsangeftellte” gegründet. 

Der Miſſionsinſpektor Teudt in Frankfurta.M., der 1898 die Leitung 
bed dortigen Kellnerbundes in die Hand nahm, begründete dann 1900 das 
„Komitee zur Pflege Hriftlihden Lebens im Kellnerftande, 
dem ſich — einer 1901 in Barmen — Konferenz auch die 
übrigen beſtehenden Vereine für Kellnermiſſion anſchloſſen, ſo daß es 
alle hierauf bezüglichen Beſtrebungen hinſichtlich der deutſch ſprechenden 
Kellner im In⸗- und Auslande vereinigte. 

Auf der am 4./5. Mai 1905 in London abgehaltenen 5. Konferenz 
dieſes Komitees gelang e3, eine Verſchmelzung der obenerwähnten Stellner- 
vereine in Frankfurt, London und Genf zu dem „Internationalen 
Hriftlihden Kellnerbunde“ zuftande zu bringen, zu deſſen Gunijten 
da3 Komitee in feiner am 20./22. April 1906 in Berlin abgehaltenen 
6. Konferenz ſich auflöfte. 

Nach den angenommenen Statuten will ber Bund „bad Meich Gottes unter ben Gaft- 
hofögehilfen ausbreiten und zu biefem Zwecke in erfter Linie diejenigen Gafthofsgehilien 
vereinigen, bie Jeſum Chriftum als ihren Herrn unb Heiland gemäß * Heiligen Schrift 
anerklennen und in ihrem Leben ſeine Jünger fein wollen“. Er „Sucht fernerhin das leib- 
liche und geiftige Wohl feiner Mitglieder auf die verfchiebenfte Weiſe zu fördern‘, ins 
befondere durch Verkündigung von Gottes Wort, Erbauung von Kellnerheimen mit Lefe-, 
Schreib⸗, Bibliothef und Speifegimmer, Bildung von Wbteilungen zu ebler, fröhlicher, wahr⸗ 
haft Hriftficher Gemeinſchaft, Herausgabe eines Organs, Verbreitung guter hriftlicher Schriften, 
Vorträge, Stellenvermittlung, Depofitenlaffe und Beratung bei beabfidhtigtem Selbftändig- 
werden, jowie Einrichtung von Unterrichtskurſen. Die Mitglieder zerfallen in ge. 
Klaffen, nämlich „eingefchriebene” und „tätige. In die Reihe ber legteren, bie „den Kern 
des Bundes bilden und in erfter Linie die Pflicht haben, für ihn zu beten und zu arbeiten“, 
fönnen nur ſolche eingefchriebene Mitglieder aufgenommen werben, bie „ben Herrn Jeſum 
als ihren perfönlihen Heiland und Erlöfer in Wort und Wandel befennen”. Bundesorgan 
ift der „Rellnerfreund”. 

Der Bund verfolgt, wie hieraus hervorgeht, feine gewerkichaftlichen 
Biele, überläßt dieje vielmehr den beitehenden Fachorganiſationen, zu denen 
er, mit Ausnahme der jozialdemokratiichen, in eundichafttihen Be 
ziehungen ftehen will. Seine Haupttätigfeit hat er entfaltet dur Be— 
Si von Kellnecheimen, von denen e3 zurzeit neun gibt. Die Anzahl 
er Mitglieder ift gering und beträgt in London 200, in Frankfurt 150, 
in Genf 60, doch wird die Zahl der „Freunde“ im Kellnerjtande auf 3000 
bi3 4000 geſchätzt. 

1) Das Material verdbanfe ih Herrn Miffionsinjpeltor Teubt in Frankfurt a. M. 
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6. Reihsverband deutiher Kellner-Rotalvereine'). 


Während die bisher behandelten Kellnerorganifationen den Zweck 
haben, alle Kellner in einem einheitlichen Verbande zu vereinigen, will 
der am 8. Oktober 1906 — „Reichsverband deutſcher 
Kellner-Lokalvereine“, der ſeinen Sitz in Hannover hat, lediglich ein 
föderatives Band für die beſtehenden örtlichen Vereine ſchaffen. 

Die Satzungen beſtimmen in $ 1: Der Verband bezweckt, durch ben Bufammen- 
ſchluß aller deutſchen Lolalvereine deren joziale Lage zu heben. Der Reichöverband fieht 
eine feiner vornehmften Aufgaben in bem Beftreben, bad Anſehen bes beutichen Kellner- 
ftandes zu erhalten und zu fräftigen und zu biefem Zwecke namentlich in ber Jugenb ber 
Gafthofsgehilfen dad Berftänbnis für Standesehre zu mweden und zu pflegen. 

—— und konfeſſionelle Beſtrebungen innerhalb des Reidöverbanbdes find 

en. 
Mittel zur Erreichung dieſes Bwedes werben in ben —— bezeichnet: 1. Sta⸗ 
tiftifche Erhebungen, beſonders über Arbeit3- und Lohnverhältniffe. Herbeiführung mög- 
lichſt günftiger Arbeit3- und Lohnverhältniffe unter befonberer Wahrung eines frieblichen 
Ausgleiches zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer. 3. Regulierung des Arbeitsnachweiſes, 
Rechtsſchutz und Naterteilung in fragen des Wrbeitöverhältniffes. 4. Unterftügung ber 
Mitglieder bei Arbeitäunfähigkeit. 5. Vorträge und Beiprehungen über Fach- und Arbeits 
fragen, zweds Förderung ber gewerblichen, fozialen und allgemeinen Ausbilbung. 6. Heraus 
en Verbandsorgans, Errichtung von Bibliothelen und Verbreitung geeigneter fozialer 
rıften. 

Aufnahmefähig find alle Lolalvereine, die keine politifhe und religiöfe Tenbenz 
verfolgen. Der Beitrag beträgt für jedes Bereinsmitglieb jährlih 12 M., wofür das Ber- 
bandsorgan, bie „Gaſtronomiſche Zeitichrift”, geliefert wird. Unter ben Berbandövereinen 
befteht Freizügigleit, indem bie Mitglieder beim Wechſel ihres Aufenthaltsortes o 
weitered Mitglieder bed bort beftehenden Bereind werden. Auf bem Berbanbätage 
bie Bertreter ber Vereine fo viele Stimmen, wie fie Mitglieder zählen. 

Der Verband gewährt feinen Mitgliedern Auskunft und Rechtsjchug, 
führt aud) Progejie gegen ben Prinzipal aus dem Arbeitverhältnifje auf 
jeine Koften. Ebenjo gibt er den Mitgliedern in Fällen unverjchuldeter 
dringender Not Darlehen nad) Maßgabe feiner Mittel. Für Streitfälle 
befteht ein Schiedsgericht. Seit 1. Januar 1908 ift auch eine Kranken— 
unterftüßung von wöchentlich 7 M. bis zu 26 Wochen und eine Sterbefafje 
in Kraft getreten, die beim Tode der Mitglieder oder ihrer Frauen ein 
GSterbegeld von 100 M. ger Der Berband betont nahdrüdlidh, daß 
Berufövereine ihren Zweck verfehlen, ſobald fie in politiſches Fahrwaſſer 
geraten, und bekämpft die freien Gewerkſchaften wegen ihrer Abhängigkeit 
von der Sozialdemokratie. Er will auch nicht die — ——— grund⸗ 
ſätzlich bekämpfen, ſondern betont, daß Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
gemeinſame Intereſſen haben. Deshalb ſollen die Forderungen der letzteren, 
wenn auch entſchieden und feſt, ſo doch in verſöhnlichem Geiſte vertreten 
werden. Der Verband hat ſich bei dem am 20. Oktober 1907 in Berlin 
abgehaltenen deutjchen Arbeiterfongreß?) beteiligt. 

Der Berband zählte am 1. Dezember 1907 1000 Mitglieder in 
11 Bereinen. 


7. Berband deuticher Hoteldiener?). 


Sit Schon die Lage der Kellner traurig, jo beftehen diejelben übel- 
jftände: übermäßige eig er ichlehte Wohnung und Verpflegung, An- 
mweifung auf XTrinfgelder, Ausbeutung durch Stellenvermittler, in dem 


r —— rg verbanfe ich dem Verbandsvorſtande. 
gl. ©. i 
s Das Material verbante ih dem Berbandsvorfigenden, Herrn Diefing in Berlin 


— 30 — 


Berufe ber „Hausdiener‘ in noch höherem Grade. Es ift deshalb unver- 
ftändlidh, daß die Bundesrat3verordnung vom 23. Januar 1902 fie von 
ihrem Schutze ausſchließt. Die wirtichaftlihe Schwäche, beruhend auf 
der leichten Erjegbarkeit durch mafjenhaft ſich anbietende Perjonen jedes 
Berufes in Verbindung mit ber Erziehung zur Unterwürfigfeit, wie fie 
die Tätigkeit des Hausdienerd mit ſich bringt, haben lange eine Organi- 
ſation verhindert. Die ältejte derjelben ift der jhon am 18. April 1889 
gegründete „Verein Berliner Hoteldiener‘, der jih 1898 in dem „Hotel— 
diener” ein eigne3 Blatt ſchuf. An diefes Schloß jich der weitere Ausbau, 
und durch eifrige Agitation gelang es, den „Delegiertentag ber 
Hoteldienervereine Deutſchlands“ zuftande zu bringen, der vom 
27. bi3 29. November 1902 in Hannover tagte. Der Hauptgegenitand der 
Beratungen war die Bundesratöverordnung vom 23. Januar 1902, deren 
Ausdehnung auf die Hoteldiener man forderte. Daneben verhandelte man 
über die Trinkgeldfrage, die Stellenvermittlung, die Krankenunterftügung. 
Es gelang, die auf dem Delegiertentage vertretenen 14 Vereine mit 947 
Mitgliedern zu dem „Berbande deutſcher Hoteldiener” zujammen- 
zufchließen. 4 

Der Berband, der feinen Sig in Berlin hat und jeine Tätigleit am 1. April 1903 
begann, bezwedt, „bie geiftigen unb materiellen Intereſſen feiner Mitglieder zu förbern. 
Diefer Zweck foll erreicht werben durch: 1. Erzielung möglichft günftiger Sopn- und Arbeits⸗ 
——— nad) Maßgabe des 8 152 ber Gewerbeordnung; 2. — und Bildung 
der Mitglieder und Pflege der Solidarität durch Abhaltung regelmäßiger Verſammlungen 
und Beranftaltungen von wiſſenſchaftlichen Vorträgen, ſowie Errichtung von Bibliothelen; 
3. Reglung bed Wrbeitönachweijed und Belämpfung jeder gewerbömäßigen Gtellenvermitt- 
fung; 4. Vornahme ftatiftifcher Erhebungen; 5. Gewäbcunn bon unentgeltlihem Rechts- 
ſchutz in gemwerblihen und foldhen Streitigefiten, in welche die Mitglie infolge ihrer 
Berbandstätigleit geraten, ferner in Krantentaffen-, Unfall, Invaliditäts- und Altersver⸗ 
fiherungsangelegenheiten. 

Zur Mitgliedfchaft find zugelaffen „alle Hoteldiener und Berufsgenoffen”. Weib- 
fihe Berfonen Find nicht aufnahmefähig, ebenſowenig Wirte, doch können Mitglieder, bie 
fi felbftändig machen, im Berbande bleiben. Der Verband gewährt Unterftügungen auf 
ber Reife, bei Krankheit, bei Umzügen, ſowie an Hinterbliebene, jedoch ohne Redtsaniprud. 
Der Beitrag beträgt monatlih 1 M. Verbandsorgan ift „Der Hotelbiener”. 

Nach längeren Verhandlungen wurde aud) der Anſchluß an die General» 
fommijjion der Gemerkichaften beichlofjen, nachdem deren Vertreter Röske 
erflärt hatte, daß der befannte Ausiprud von Bömelburg: „Gewerkſchaften 
und Sozialdemokratie find eins“, nicht die Auffajjung der General- 
kommiſſion darſtelle. Nachträglich erregte aber diejer Berhluk jo große 
Mipftimmung unter den beteiligten Vereinen, daß er durch Berhandlungen 
der Hauptverwaltung mit den Ort3verwaltungen wieder rüdgängig gemacht 
murde. 

Auf dem am 25./28. April 15 in Frankfurt a. M. abgehaltenen 
2. Berbandstage wurde von neuem über den Anjchluß verhandelt; er 
wurde aber mit 21 gegen 12 Stimmen abgelehnt, nachdem mehrere Redner 
betont hatten, daß man mit der Sozialdemokratie nicht zu tun haben 
wolle. Dabei wurde auch gegen den Borjigenden Dieſing, der gleichzeitig 
Redakteur des Verbandsorgans ift, ber Vorwurf erhoben, daß er einteitig 
die Sozialdemokratie begünftige und insbejondere die Zentrumspartei 
ungerecht angreife. Man ber Abſchaffung der gewerbsmäßigen Stellen- 
vermittlung, des Koft- und Logiszwanges, — der — 
rung und der Bundesratsverordnung auf die Hoteldiener, ſowie Feſt— 
ſetzung eines Tarif für die Nrbeitäfeiltungen, über dejjen Einführung mit 
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den Wirten und dem PVerbande reijender Kaufleute verhandelt werben 
fol, indem man alljeitig da3 Entwürdigende des Trinfgelde3 verurteilte. 
Die Verhandlungen haben am 28. Dftober 1905 ftattgefunden, aber nicht 
zu einem Ergebnijje geführt. 

Der am 2./5. April 1907 in Leipzig abgehaltene 3. Verbandstag be- 
handelte wiederum die Frage der Berjchmelzung. Dieſes Mal einigte 
man ſich dahin, daß jie ind Auge gefaßt werben fol. Die einftimmig 
angenommene Rejolution erklärt die grumdjägliche Zuftimmung zur Ber- 
ihmelzung und empfiehlt, in den ——— dahin zu wirken, daß ſie 
auf dem nächſten Verbandstage zur Tatſache werden könne. Für die 
Zwiſchenzeit ſoll ein Kartellverhältnis eintreten. Ebenſo wurde der An— 
ſchluß an die Generalkommiſſion der Gewerkſchaften beſchloſſen. Eine 
andere Reſolution forderte eine 36ſtündige, wöchentliche Ruhezeit, Ver— 
beſſerung der Schlafſtellen, Reviſion der Wohnräume, Abſte ung ber 
Mipftände im Koft- und Logisweſen und Unterftellung unter die Unfall- 
verjiherung. Daneben wurde, jolange da3 Ziel völliger Bejeitigung der 
gemerösmäbigen Gtellenvermittlung noch nicht erreicht * möglichſt ſcharfe 

berwachung für erforderlich erklärt. Der Verband hat mit dem inter— 
nationalen Hotelbeſitzerverein und dem Verbande reiſender Kaufleute ein 
Abkommen über feſte Vergütung für Kleiderreinigung und Gepäcktransport 
getroffen. Es wurde beſchloſſen, auf dieſer Grundlage weiterzubauen, um 
die Abſchaffung der Trinkgelder und ihren arg eine tarifmäßige 
Entlohnung zu erlangen. Der Beitrag wurde auf 30 Pf. wöchentlich erhöht. 
Die Anjtellung eines zweiten Bureaubeamten wurde genehmigt. 

Der ind Auge gefabte Kartellvertrag mit dem Berbande der Gaft- 
mwirtögehilfen ijt dann am 2. Auguft 1907 abgeſchloſſen 1). In demſelben 
iſt ein gemeinſames Vorgehen bei Lohnbewegungen, Streiks und Bohlotts, 
ſowie die regelmäßige Abhaltung gemeinjchaftlicher Sitzungen der beiber- 
feitigen Vorſtände und eine Erleichterung de3 Übertritt3 aus der einen in die 
andere Organijation vorgejehen. 

Die Mitgliederzahl betrug am 1. Januar 1908 3253 in 37 Ortsverwal⸗ 
ie - — Verbandsvermögen belief ſich am 31. Dezember 1907 auf 
30 


8. Verband deutſcher Köche?). 


Der Verband, der ſeinen Sitz in Berlin hat, iſt 1884 gegründet durch 
Zuſammenſchluß einer Anzahl örtlicher Vereine. Er hatte urſprünglich 
faft ausjchließlich gejellige Zwede, während er da3 Unterſtützungsweſen 
und den Arbeitsnachweis den ihm angeichlojjenen Vereinen überließ. Damit 
hina zufammen eine jehr loje föderaliftiiche Organijation. Erſt Ende ber 
neunziger Jahre fing der Verband an, eine mehr gemwerkichaftliche Richtung 
einzujchlagen, teilweife im Widerjpruche zu einzelnen feiner Vereine. Da 
aber derartige Ziele nur durch gejchlojjenes Auftreten größerer Majjen 
zu erreichen —* ſo ſuchte man die Leitung etwas mehr zu zentraliſieren; 
außerdem geſtattete man neben Vereinen auch Einzelmitgliedern den 
Beitritt. 


Nach dem „Grundgeſetz“ bezweckt ber Verband: 1. Förderung ber Kochlunſt; 2. Wahr- 
nehmung der Standesintereſſen; 3. Hebung ber Kollegialität; 4. Ordnung ber Lehrlinge 


») Bgl. oben ©. 386. 
2) Das Material verdanke id; dem Verbandsvorſtande. 
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frage; 5. Gtellenvermittlung; 6. Wohlfahrtseinrichtungen. Als Mittel werben inäbefonbere 
bezeichnet: Belehrung | Vorträge, Ausfunfterteilung und Beitichriften, Unterftügung 
burh Rat und Tat in Rechtsfragen, Alteröverforgung invalider Mitglieder, Unte ung 
bei Stellenlofigleit und Todesfällen, ſowie Fürforge für Witwen und Waiſen. Die Mit- 
—— chaft ſteht offen allen Kochvereinen und allen ausgelernten Köchen. Der Jahres 
itrag der Vereine beträgt 10 M. für jedes Mitglied, derjenige ber Einzelmitglieder 12 M. 
Der Verband gewährt jeinen Mitgliedern koſtenloſe Stellenvermittlung 
und Berjiherung gegen Stellenlojigfeit, jomie Unterſtützungen bei Sterbe— 
fällen und Notlage. Er hat einen Fonds für Errichtung eined Alters— 
heims gejammelt, der zurzeit 44000 M. beträgt. ch van ift 
„Die Küche”. Der Verband umfaßte am 1. April 1908 10 Einzelvereine 
mit 1374 aktiven und 118 pafjiven Mitgliedern, ſowie 169 Einzelmit- 
glieder. Das Berbandsvermögen betrug 3I000 M. 


9. Internationaler Berband der Köche). 


In dem lofalen „Berein Frankfurter Köche” wurde 1894 von Stelzner, 
bem Bertrauendmann des „Verbandes deuticher Handlungsgehilfen‘ an- 
geregt, nach dem Borbilde de3 leßteren eine umfajjende Organijation der 
Ben Köche zu Schaffen. Man ging dabei von dem Gedanken aus, 
daß die bejtehenden örtlichen Vereinigungen größeren Aufgaben, wie ins— 
bejondere der Bekämpfung der gewerbsmäßigen Gtellenvermittlung nicht 
— ſeien und hierfür auch der „Verband deutſcher Köche” nicht in 

etracht kommen fönne, da diefer damals, wie oben erwähnt, lediglich 
gejellige Zwecke verfolgte, auch die föderalijtiiche Organijation nicht geeignet 
erihien. Deshalb jollte der neue Verband auf dem Grundjaße der Einzel- 
mitgliedihaft aufgebaut jein. Am 11. Dezember 1895 erfolgte in der 
Zat die Gründung der neuen Bereinigung, die zunächit den Namen 
„Berein Frankfurter Köche‘ beibehielt, aber in ihrer General- 
verfjammlung am 2. September 1896 beſchloß, ji) „Internationaler 
Verband der Köche” zu nennen. Der Sitz blieb in Frankfurt a. M. 

Der Berein bezmwedt, feine Mitglieder gegen bie Notfälle des Lebens zu fichern, 

ben Stand der Köche zu heben, die Kochkunft zu fördern und die Heranbilbung von tüdhtigen 

chgenoſſen nad) jeder Richtung anzuftreben. Ordentliches Mitglied lann jeber Koch, 

chenchef ober ehemaliger Berufsangehörige werben, ber eine orbnungsmäßige Kochlehre 
beftanden Hat, ober bereits zwei Jahre im Kochhandwerk tätig ift. Der Beitrag beträgt jährlich 
16 M. Daneben gibt ed außerordentliche und ftiftende Mitglieder; ala joldye find Perjonen 
und Firmen zugelajjen, die jährlich 10 M., bzw. einmal 1000 M. zahlen. Nur die ordentlichen 
Mitglieder können Vorftandspoften befleiben und haben Stimmredt. Der Berbandb gewährt 
feinen Mitgliedern koſtenloſe Stelfenvermittlung, Alters- und Invalidenunterſtützung, ſowie 
Sterbegeld. Er hat ein Zentralbureau in Frankfurt a. M. und vier Zmweigbureaus in Berlin, 
Köln, Straßburg und Zürich, in denen unter Leitung eines Direltord 22 Angeftellte beichäftigt 
werben, unb betreibt eine Verlagsbuchhandlung. Berbandsorgan ift die „Zeitung ber e 
mebft der Halbmonatsſchrift „Kochkunft und Tafelweſen“. 

Der Verband jteht im Gegenjage zur Sozialdemokratie und hat jid; 
auf jozialem Gebiete „nur praktiſche und vernünftige Ziele gejtedt”. Er 
ift bisher befonders für Anerkennung des Berufes der Köche ald Handwert 
und Beauflichtigung des Lehrlingsweſens durch die Handwerkskammern, 
für gejundheit3gemäße Einrihtung der Küchenräume, für Unfall 
verfiherungspflidt der gaft- und fchankwirtichaftlihen Küchenbetriebe, jo- 
wie für gejeßliched Verbot der gewerb3mäßigen Stellenvermittlung ein- 
getreten. 


1) Das Material verdante ich dem Verbandsvorſtande. 
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- Die Mitgliederzahl, die bei der Gründung 140 betragen hatte, war 
Ende 1898 auf 1320, 1899 auf 2025, 1900 auf 2700, 1901 auf 3282, 
1902 auf 3796, 1903 auf 4037, 1904 auf 4192, 1905 auf 4776, 1906 
auf 5239 und 1907 auf 5960 geitiegen. Davon waren 4662 ordentliche, 
111 außerordentlihe und 3 Ehrenmitglieder. Der Berband bejitt aus- 
ländifchen Sektionen in Bafel, Bern, Chicago, Genf, London, Quzern, Man- 
heiter, Neuyork und Zürid). 


Das Verhältnis zwilchen dem „Internationalen Berbande der Köche‘ 
und dem „Berbande deutjcher Köche” war infolge der natürlichen Kon- 
furrenzitellung feindlich, obgleih die Streitigkeiten nicht prinzipieller, 
—— weſentlich perſönlicher Natur waren. Seit einigen Jahren iſt es 
reundlicher geworben, und jetzt ſteht man auf dem Standpunkte, die gemein- 
jamen Ziele durch möglichſtes Zujammenarbeiten zu verfolgen. 


10. Zentralifationsbeftrebungen. 


Es ift jelbjtverftändlich, daß die Kellnerbewegung ſehr viel erfolg- 
reicher gefördert werden könnte, wenn fie — waͤre in einer einheit⸗ 
lichen Organiſation oder einer kartellartigen Zuſammenfaſſung der be— 
ſtehenden Vereine. An Anläufen dazu hat es nicht gefehlt. So ſollten 
die 1877 in Wien und 1878 in Erfurt abgehaltenen Kongreſſe dieſem 
Zwecke dienen. Nach Gründung des Genfer Verbandes machte der kurz 
vorher ins Leben getretene deutjche Kellnerbund den Vorſchlag der Ver— 
ſchmelzung. Der Genfer Verband lehnte dies damals ab; aber im November 
1894 beſchloß die deutſche Landesverwaltung, eine Kommiſſion einzuſetzen, 
die mit anderen Organiſationen Fühlung juchen ſollte, und am 13. März 
1895 trat in der Tat in Berlin die jog. Fünferfommijfion zujammen, 
zu ber u. a. auch der beutjche Kellnerbund und der Verband deutſcher 
Gaftwirtsgehilfen Vertreter entjandt hatten, und die ſich in erſter Linie 
damit beichäftigte, Material für Die ind Auge gefaßte Bundesratsverord⸗ 
nung zu ſammeln. Aber bald kam es zu Streitigkeiten, die dahin führten, 
daß ber Genfer Verband ſich zurückzog. Im Herbſt 1896 beſchloß er 
darauf, mit dem deutſchen Kellnerbunde wegen Abhaltung eines allgemeinen 
deutſchen Fachkongreſſes im Herbſt 1897 in Verbindung zu treten; zu 
dieſem ſollten alle Vereine von Prinzipalen und Gehilfen eingeladen 
werden. Der Vorſchlag fand zunächſt bereitwilliges Entgegenkommen; 
aber als man auf Schwierigkeiten ſeitens der Polizei ſtieß, beſchloß man 
am 25. Oktober 1897 bei einer Beſprechung in Rieſa, den Plan aufzugeben 
und ji auf Entjendung einer Deputation an bad Reichsamt des Innern 
zu beſchränken. 

Die Fünferkommiſſion benußte dann die Anmejenheit der erwähnten 
Deputation in Berlin, um mit deren Mitgliedern eine gemeinfame Sigung 
zu veranftalten, in der man ſich über die Einberufung eines Kongreſſes 
verftändigte. Die Kommiljion nannte ſich deshalb jeitdem Kongreßausihuß. 

Der Kongreß ift dann vom 6. bis 9. März 1900 in Berlin abgehalten 
worden unter dem Namen „Erfter allgemeiner Fahlongreß der 
Gaftwirtsgehilfen Deutſchlands“, und unter Beteiligung von 
82 Vertretern, von denen 23 dem „Verbande d. Gaftwirtögehilfen‘ an- 
gehörten. Die Vertreter waren in den einzelnen Orten durch allgemeine 


Berfammlungen gewählt. Abgelehnt hatten die Beteiligung jomwohl ber 
internationale, wie der deutiche Verband der Köche und der Genfer Verband, 
doc) beteiligten ſich nicht allein verjchiedene feiner Mitglieder perjönlid, 
jondern auch die Sektion Berlin al3 ſolche. Beteiligt waren hauptſächlich 
der Verband der Gajtwirtögehilfen, der deutjche Kellnerbund und ber 
Berband der Hoteldiener. Somohl an die NRegierungsbehörben, wie an 
alle Parteien des Reichdtages waren Einladungen ergangen. 

Die Verhandlungen betrafen 1. die Arbeitöverhältnijje im Gaftwirts- 

ewerbe, indbejondere Koft, Wohnungsmefen und Hausordnungen, 2. die 

— und Trinkgeldfrage, 3. das Lehrlingsweſen, 4. die Kellnerinnen— 
frage, 5. die Stellenvermittlung, 6. die Unfallverſicherung und 7. die 
Organiſation. 

Man forderte 1. tägliche Ruhezeit von 9 Stunden und einmal wöchentlich eine ſolche 
von 36 Stunden; 2. Verbot der Beſchäftigung von Lehrlingen zwiſchen 10 Uhr abends 
und 6 Uhr morgens, obligatorifhen Fachunterricht unb ein beftimmtes ziffernmäßiges Ber- 
hältnis zwiſchen Gehilfen und Lehrlingen; 3. Verbot ber Beihäftigung von Kellnerinnen 
unter 18 Jahren, und in ber Zeit von 10 Uhr abends bis 8 Uhr morgens, ſowie zehnftünbige 
Ürbeitözeit; 4. Verbot ber gewerbsmäßigen GStellenvermittlung; 5. Ausdehnung ber Unfall- 
verficherung auf das Gaſtwirtſchaftsperſonal. 

Alle diefe Beihlüffe wurden annähernd einftimmig gefaßt. Das 
Trinkgeld wurde gegen eine Stimme für den Krebsſchaden und die legte 
Urſache der traurigen Verhältnifje im Gajtwirt3gewerbe erklärt. Auch 
in der Organijationsfrage herrichte völlige Einmütigfeit. Man hielt eine 
Verſchmelzung der bejtehenden Berbände, die das Ziel jein müſſe, für 
vorläufig unmöglich, wollte aber dahin wirken, daß alle Fachgenoſſen ſich 
nad) ihrer Neigung einem derjelben anjchließen, und wollte der Schaffung 
neuer Organifationen gemeinjam entgegentreten. Man bejtellte dann einen 

emeinfamen Ausſchuß in Berlin, dem, abgejehen von der Einberufun 
reg Kongreſſe, al3 Aufgaben zufallen jollten: 1. die Weiterarbeit a 
jozialem Gebiete zu fördern, 2. Erhebungen über Lohn- und Arbeit3- 
verhältnifje anzuftellen, 3. die allgemeinen Intereſſen der Berufsange- 
u. egenüber der Öffentlichkeit, den Behörden und den gejeßgebenden 
körperſ * zu vertreten. Auch dieſe Reſolution wurde einſtimmig 
angenommen. — 

Obgleich hiernach eine erfreuliche Annäherung erreicht zu ſein ſchien, 
ergaben ſich doch bald neue Reibungen. Der eingeſetzte Ausſchuß richtete 
eine Denkſchrift in Form einer Petition an den Reichstag, in der Die 
gefaßten Beichlüfje begründet wurden, aber der „Deutſche Kellnerbund‘ 
unternahm troß Protefte3 des Ausſchuſſes einen gleichen Schritt. Die 
„Hotelrevüe‘ und der „Gaſtwirtsgehilfe“ brachten gegenjeitige heftige An— 

riffe. Endlich führte die Frage der Stellenvermittlung zu einem offnen 

Bruce, indem ſowohl der Genfer Verband, wie der „Deutſche Kellner- 
bund“ gemwerbsmäßig, d. h. gegen Entgelt, und aud für Nichtmitglieder 
Stellen vermitteln, während der Ausſchuß dies befämpfte. So beſchloß 
denn ber Ausfhuß am 10. März 1903 feine Auflöjung. 

Aber die Notwendigkeit, den ſchweren Übeljtänden mit gemeinjamer 
Kraft entgegenzutreten, führte jtet3 wieder zu weiteren Annäherungen. 
Zunädjt —2* eine am 4. März 1905 von Vertretern des Genfer 
Verbandes, des „Deutſchen Kellnerbundes“ und des „Verbandes deutſcher 
Köche“ in Leipzig abgehaltene Verſammlung, zur Abwehr der von den 
Gaſtwirtsverbänden gegen die Bundesratsverordnung vom 23. Januar 
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1902 über die. Ruhezeiten im Gajtwirtjchaftsbetriebe unternonmene Agi- 
tation eine Eingabe an den Reichdtag zu richten. 

Am 15. Auguft 1907 wurde eine fernere ——— Sitzung ſeitens 
des Landesvereins Deutſchland des Genfer Verbandes und des „Deutſchen 
Kellnerbundes“ ebenfalls in Leipzig abgehalten, um ſich über ein gemein— 
jame3 Programm und die Schaffung eines nationalen Kartell zu ver- 
ftändigen. In erfterer Beziehung einigte man ſich über Leitſätze, aus 
denen folgende Punkte zu erwähnen jind: 

1. Ruhezeit von 24 Stunden mit vorangegangener Nachtruhe; 2. Befeitigung ber ge» 
werblihen Stellenvermittlung und ihr Erſatz durch kommunale Einrichtungen oder Urbeitd- 
nachweis der Verbände; 3. Kontrolle der Bundesratöverorbnung durch die Gemwerbeinfpeltionen ; 
4. Kündigungsfrift von 14 Tagen; 5. Berbot des Abzuges der Bruchgelder vom Lohn; 
6. Einbeziehung der Kellner in die Unfallverfiherung; 7. Arbeitslammern. 


Die Schaffung eine Kartell wurde grundjäglich bejchlojjen. 

Im Anſchluß an den „Nationalen Arbeiterfongreß‘!) wurde dann 
am 23. Oktober 1907 in Berlin eine Konferenz abgehalten, an der folgende 
Organijationen teilnahmen: Deutſcher Kellnerbund, Genfer Verband, inter- 
nationaler chriſtlicher Kellnerbund, internationaler Verband der Köche, 
Reich3verband der Kellner-Lofalvereine und Verband deutjcher Köche. Die 
Verhandlungen, die von dem lic. Mumm geleitet wurden, und an denen 
u. a. auch der Vorſitzende des Gejamtverbandes der chriltlichen Gewerk— 
haften, Schiffer, teilnahm, führten dazu, daß man unter Vorbehalt der 
Zuftimmung der Generalverfammlungen der beteiligten Verbände bie 
— eines „Nationalen Kartells der deutſchen Gaſthaus— 
angeſtellten“ beſchloß?). 

Die Satzungen lauten: 

8 1. Das nationale Kartell der deutſchen Gaſthausangeſtellten will bie Intereſſen 
deö gejamten Standes ber Gafthausangeftellten fördern und zwar auf bem Boben, ber burd) 
den beutichen Wrbeiterfongreß gefennzeichnet ift, alſo unter Ablehnung bed prinzipiellen 
Klafjentampfes. Es jieht feine Hauptaufgabe darin, ald eine möglichſt den ganzen Gtanb 
umfaſſende und vertretende Korporation auf die Verbefferung feiner öfientlichen Rechtslage, 
fomit feiner wirtſchaftlichen und geſellſchaftlichen Verhältniſſe hinzuwirlen und biejenigen 
Einzelaufgaben zu pflegen, welche von ben einzelnen Verbänden und Bereinen nicht oder 
nicht genügend erfüllt werben können. 

8 2. Das nationale Kartell ſetzt fi nicht aus Einzelperfonen, jondern aus Ver— 
bänden zujammen und 2. in erfter Linie aus bem nicht nur lokal organifierten Ber- 
bänden. Die keinem Berbande angehörigen Lolalvereine, melde ſich anichließen, gelten 
innerhalb be3 Kartell zujammen wie ein Berband. Einzelperjonen fönnen ala Förderer 
oder Freunde bed Kartelld zu den Beratungen hinzugezogen werben, haben bann aber nur 
beratende Stimme. 

8 3. Die angefchloffenen Verbände behalten ihre volle innere unb äußere Selbſtändig- 
feit in alle ben Angelegenheiten, bie fie nicht felbft ausbrüdlich in ben Bereich der Befugnijie 
des Kartells geftellt haben. 

8 4. Die Geichäfte bed nationalen Kartelld werben geführt von bem jozialpolitiichen 
Ausschuß, deefien Mitgliederzahl der Zahl der angeſchloſſenen Verbände entipricht. 

5. Der Vorfigende und der Ort bed Ausſchuſſes wechſeln jährlih nad den Ber- 
bänben, beren Reihenfolge durch das Los beftimmt mirb. 

8 6. Wenn innerhalb der Sitzungen abgeftiimmt werben muß, fo hat jeder Verband 
für jedes begonnene 500 ber von ihm vertretenen Mitglieder ein Stimme. 

87. — des Ausſchuſſes ſollen jährlich wenigſtens zweimal ſtattfinden. Die 
Hauptverfammlungen des nationalen Kartells heißen „Deutſche Kongreſſe der Gafthaus- 
angeftellten” und finden nad Bebürfnis an einem dazu beſonders erwählten Drte ftatt. 


2) Val. ©. 1. 
2) Das Material verdbanfe ih dem „Internationalen Berbande ber Köche” in Franl- 


ur a. M 
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3 8. Zu ben Koften bed Kartells zahlt jebe angefchlofiene Organijation pro Mitglied 
einen durch den fozialpolitiihen Ausschuß zu beftimmenden Beitrag. 

Der Beitrag wurde auf monatlih 1 Pf. für jedes Mitglied feftgefegt. 

Am 20. Januar 1908 hat dann in Eiſenach die endgültige Kon— 
ftituierung des Kartell3 jtattgefunden, indem ihm folgende Verbände mit 
ben dabei bemerften Mitgliederzahlen beitraten: 

1. Genfer Verband (10150), 2. deutfcher Kellnerbund (8000), 3. inter- 
nationaler Verband der Köche (5800), 4. Verband dbeutjcher Köche (1700), 
5. Reichsverband deutſcher Kellner-Lofalvereine rap . internationaler 
Hriftliher Kellnerbund (585), jo daß die Gejamtzahl der Mitglieder 
27285 beträgt. 

Der Hauptgegenftand ber Verhandlungen war die Aufftellung eines 
Vostatsolitiinen Programms, das in folgender Faſſung einftimmig 
angenommen murde: 

1. Die Regelung bes Lehrlings- und Ausbildungsweſens, Verbot der Lehrlingszüchterei, 
ſowie bie obligatorijche Einführung bed Fortbildungsſchulunterrichts für Lehrlinge und 
jugenblihe Gehilfen unter 18 Jahren. 2, Die Rege Le Trinktgeldfrage, Abſchaffung 
ber Entlohnung durch Trinkgeld und Einführung eines Minimallohnes (Tarif). 3. Der 
Ausbau und bie ftrilte Durdyführung der Nuhetagsverordnung vom 23. Januar 1902 und 
Ausdehnung berjelben auf das geſamte Gafthaus- und Schankwirtfchaftsperfonal. 4. Gejeh- 
liche Beauf ne ber Wohn-, Schlaf-, Arbeits, Putz- und Küchenräume. 5. Einführung 
von Efpaufen und Gigerlaubnis im Geichäft. 6. TFeitiegung von Minimalfündigungs- 
friften von minbeftend 14 Tagen zu beftimmten Terminen. 7. Abichaffung ber ivat⸗ 
ſtellenvermittlung und Verbot jeglicher Stellenvermittlung gegen Entgelt. 8. Errichtung 
von Arbeitskammern für das Gaftwirtögewerbe. 9. Uusbehnung ber beabfichtigten Pen- 
fionsverfiherung ber Privatbeamten aud auf die Wngeftellten im Gaſtwirtſchaftsweſen. 
10. Ausdehnung ber Unfallverfiherung auf das geſamte Gaftwirtägewerbe. 11. Die Eim 
führung einer obligatorifchen ish Pal ber Effelten des im Haufe mohnenden Ber- 
fonald durch die Wrbeitgeber. 12, Bevorzugung des fachmännifch ausgebildeten Berufs 
ftandes bei Konzeffionserteilungen und Nachweis der fachlihen Bejähigungen. 13. Bevor- 
ugung und Bevorrechtigung des fachmänniſch ausgebildeten Berufsftandes bei Verpachtungen 
— und ſtädtiſcher Gaſtwirtſchaftsbetriebe, insbeſondere von Bahnhofs⸗, Rathaus- 
Babe» und Bergwirtſchaften. 

Das Kartell, dem ſich alle auf nationalem Boden ftehenden Organi- 
fationen des Gafthausperjonal3 anjchließen können, ift auf unbejtimmte 
Beit geſchloſſen. Austritte können nur zum Jahresſchluſſe und früheſtens 
e Ende 1910 erfolgen. Die Geſchäftsleitung wurde dem „Snternationalen 

erbande der Köche” übertragen. Ein fozialpolitiiher Ausſchuß bejorgt 
die ftändige Vertretung des Kartell3. Die Anftellung eines wiljenichaftlich 
gebildeten Generaljefretär3 wurde bejchlojjen. 

Es ift auch die Bildung von lokalen Ausihüfjen in? Auge gefaßt. 
Ein folder wurde am 14. Februar 1908 in Berlin unter Beteiligung 
von 17 Vereinen mit 2217 Mitgliedern ins Leben gerufen. 

Das Kartell hat das von ihm aufgeitellte Programm den beftehenden 
Gaftwirtsorganijationen zugejtellt mit der Bitte, jich darüber zu äüßern, 
inwieweit man auf Erfüllung der geltend gemachten Wünſche a dürfe. 
Der „Internationale Berein der Gafthofsbejiger‘ hat fich bereit3 mit der 
Eingabe ats und zu den Forderungen teil3 in zujtimmendem, teils 
in ablehnendem Sinne Stellung genommen. 

Neben dem „Nationalen Kartell” befteht noch eine weitere Organi- 
fation, die den Zmwed einer Zentralijation ah Es ift dies der „Na— 
tionale Gaſtwirtsgehilfenausſchuß“ in Leipzig!). Er wurde am 


r 1) Das benupte Material verdante ih bem Obmann bed Ausſchuſſes, Herrn Oswin Winter 
in Leipzig. 
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1. März 1905 gegründet, indem die Sektion Leipzig des Genfer Verbandes 
den Bezirköverein Leipzig de3 deutſchen Kellnerbundes und den „Verein 
deutjcher Gaftwirtägehien Saronia” in Leipzig zum Zufammengehen auf» 
forderte, und dieje der Anregung Folge gaben. 

Der Ausſchuß hat feinen Gig in Leipzig und befchränft feine Tätigfeit auf Leipzig und 
beifen nähere Umgebung. Er hat nach jeinen Sapungen die Aufgabe, „gemäß den fagungs- 
gemäßen Zweden und Zielen ber beteiligten brei Organifationen die Interefjen ihrer Mit- 
glieder in wirtſchaftlicher wie in fogialpolitifcher Beziehung zu wahren, zu fürbern und 

vertreten”. Der Ausſchuß fol in der Regel aus 15 Berjonen beftehen. Jeder ber brei 

ine bat fünf feiner Mitglieder in Borihlag zu bringen, doch enticheibet ber Aus— 
ſchuß über deren Wufnahme jelbitändig nah jeinem freien Ermeſſen ohne Ungabe von 
Gründen. Als Ausfhußmitglieder wählbar find nur Mitglieder der drei Vereine, bie im 
Fache als Angeftellte tätig find, nicht bagegen Bureauchef3 und beren Angeſtellte, ſowie Mit- 
glieder, die dad Gaftwirtögemwerbe jelbitändig betreiben ober als Gejchäftsführer, Direl- 
toren u. dgl. felbftändig tätig find. Die Mitgliedfchaft des Ausfchuffes dauert bis zur frei» 
willigen Nieberlegung des Amtes oder dem Ausichluffe, der erfolgt, fobald die Vorausſetzung 

Bäpibarkeit Auffört ober dad Mitglied fortgejegt ben Intereſſen oder Beichlüffen bes 
Ausſchuſſes zuwiderhandelt. Der Ausſchuß foll mindeftens rinmal im Monat zufammen- 
treten. Die Koften werben von ben brei Vereinen zu gleichen Teilen getragen. 

Der Ausfhuß hat eine eifrige Tätigkeit entwidelt, um die hauptjäd)- 
lichften Übelftände im Kellnerberufe zu befämpfen, insbefondere hinfichtlich 
ber Innehaltung der vorgefchriebenen Auhezeiten, des Koft- und Logis- 
weſens, ber Behandlung und der Stellenvermittlung. Er hat mei 
Verſtöße der Prinzipale zur Kenntnis der Behörden gebradt. Dur 
a und jonftige Erhebungen ift verjucht, Material über die Lage 
und die Arbeit3verhältnijje der Kellner zu gewinnen. Er fteht in ſchärfſtem 
Kampfe gegen die Sozialdemokratie und hat, um ihr entgegenzutreten, 
Ausweiskarten eingeführt und an die Prinzipale die Bitte gerichtet, nur 
die Inhaber ſolcher Karten zu befchäftigen. 

Der Ausschuß fteht zu dem „Nationalen Kartell”, das er als „gelbes 
Kartell” bezeichnet, infofern in einem grundjäßlichen Gegenjage, als er 
e3 tadelt, daß den an ihm beteiligten Vereinen auch Wirte angehören, daß 
die Berliner Konferenz am 23. Oftober 1907 faſt nur von ſolchen und ihren 
Beamten bejucht gewejen, und daß die —— von den Köchen aus— 
gegangen ſei, die angeblich den ſozialen Beſtrebungen der Kellner feindlich 
eine Er will ebenfalld eine Gejamtorganijation für ganz 

eutichland jchaffen und hat an alfe ihm befannt gewordenen Bereine, 
mit Ausnahme der jozialdemofratifchen, die Aufforderung gerichtet, jich 
'an einem im September 1908 zu veranjtaltenden „Nationalen Gaſt— 
wirtsgehilfen-Bertretertage” zu beteiligen, auf dem ein „Na- 
tionaler Öaftwirt3gehilfenverband‘ gegründet werden joll. Doc 
follen zu diefem nur Gehilfen Zutritt haben. 

Der Ausschuß vertritt zurzeit 2500 Leipziger Kellner. 


11. Die Kellnerinnen. 


Sit Schon die Lage der Fellner traurig, fo find die Verhältnijje der 
RKelinerinnen noch mwejentlih ungünftiger. Übermäßig lange Arbeitszeit, 
unbefriedigende Schlafräume, das Trinkgeldſyſtem, das dahin entmwidelt 
ift, daß die Kellnerinnen nicht allein feinen Lohn erhalten, jondern jogar 
nod eine Abgabe an den Wirt entrichten, die damit verbundene Preis- 
drüderei, die üblihe Ausſchließung jeder Kündigung, ungenügende Krank— 
heitspflege u. dgl. find die hauptſächlichſten Punkte, über die Klage geführt 
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wird. Dazu kommt noch die jittlihe Gefährdung. Immerhin bejteht 
gerade in legterer Hinjicht ein durchgreifender Unterjchied zwiſchen Nord» 
und Süddeutichland, insbejondere Bayern. Hier iſt die Stellung ala Kell— 
nerin ein durchaus achtbarer Beruf, während im Norden das weibliche 
Perjonal überwiegend in den jog. „Animierkneipen“ bejchäftigt iſt und 
die Refrutinnen für die Proftitution liefert. Der „Verband deuticher Gaft- 
wirtögehilfen‘ Hat ſich mehrfach, insbejondere auf jeinen Verbandstagen 
in Erant am 12./15. April 1904, Köln am 24./28. April 1906 und Leipzig 
am 12./16. Mai 1908 mit der Kellnerinnenfrage bejchäftigt, ift aber zu 
dem Ergebnijje gelangt, daß die norddeutichen Kellnerinnen zunächit nicht 
al3 organijationsfähig anzujehen jeien!). 

Hiernad) fommt für die Organijation der Kellnerinnen nur Süd— 
deutſchland in Betracht. 

Hier iſt ſie ſowohl von den freien Gewerkſchaften, insbeſondere dem 
ſchon genannten „Verbande deutſcher Gaſtwirtsgehilfen“, wie von chriſt— 
licher Seite, in die Hand genommen, doch hat die letztere Richtung ſich 
längere Zeit darauf beſchränkt, Fürſorgevereine für Kellnerinnen und 
Kellnerinnenheime ins Leben zu rufen, alſo Einrichtungen, in denen die 
Kellnerinnen nicht ſelbſttätig mitwirken, ſondern nur Objekte der Tätigkeit 
ſind. Dieſe, ſo ſegensreich ſie ſind, entfallen aus dem Rahmen der vor— 
liegenden Darſtellung. Erſt in neueſter Zeit * man an einzelnen Orten 
angefangen, die Kellnerinnen zu Vereinen zuſammenzufaſſen. Der „Ver— 
band deutjcher Gajtwirtögehilfen‘ hat von —— an dieſen Weg betreten, 
doch ſind häufig die Kellnerinnen einfach als Mitglieder in die Kellner— 
vereine aufgenommen. Auch wo beſondere Vereine von Kellnerinnen be— 
ſtehen, ſind ſie nicht ſelbſtändig, ſondern als Sektionen dem Verbande an— 
Fe Der Berband zählte am 1. Mai 1908 692 weibliche Mit- 
glieder ?). 

In Münden wurde am 9. März 1900 der „Berein Münchener 
Kellnerinnen‘ gegrünbet?), und zwar von einigen bürgerlihen Frauen, 
in3bejondere Fräulein Ika Freudenberg, jedoh im Zuſammenwirken mit 
den Kreiſen der gemerfichaftlich — Arbeiter. 

Der Verein bezweckt die Wahrnehmung und Vertretung ber Intereſſen feiner Mit- 
rs durch: 1. Yurklärung aller weiblichen Ungeftellten im Gaftwirtögewerbe über ihre 

echte gemäß der Reichögewerberodnung unb ben hierzu erlafjenen Vorſchriften; 2. unent- 
geltlihe Stellenvermittlung; 3. Unterftügung in Notfällen; 4. unentgeltlihen Rechtsſchutz 
in folchen Rechtsjachen, welche für bie Mitglieder infolge ihrer VBerbandstätigleit entftanden 
find; 5. Pflege des Gemeinfinnd und ber Gefelligkeit durch regelmäßige Zufammenfünfte. 

Aufnahmefähig find nur Kellnerinnen und wmeiblihe Angeſtellte im Gaflwirts- 
ewerbe und zwar auch ſolche, die nicht mehr in biefem Berufe tätig find, bemjelben aber 
Früher angehört haben. Der Beitrag beträgt wöchentlich 15 Pf. 

Anfangs gab es neben den ordentlichen auch unterftüßende Mit- 
aus ihnen wurde ein Beirat gebildet, der dem Vorſtande zur 

eite ftand. Auch lag der Vorſitz zunächſt in der Hand des genannten 
Fräuleins Ika Freudenberg. Aber der erzielte Erfolg war recht gering. 
Obgleich) man, um den Sellnerinnen den Beſuch zu erleichtern, in der 


1) Vgl. oben ©. 386. 

2) Ausſchließlich aus Kellnerinnen beftehen bie Verwaltungäftellen München II mit 557, 
Karlsruhe mit 60, Nürnberg II mit 17, Regensburg mit 26, Reichenhall mit 23 und Stuttgart II 
mit 32 Mitgliedern. Einen größeren Prozentjag bilden fie in Berlin I, Breslau, Dresden, 
Leipzig und Straßburg. 

3 Das Material verdankle ich Fräulein Zla Freudenberg und Herrn Gewerlidafts- 
fefretär Jakobſen in Münden. 
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Regel Nachtverſammlungen abhielt, waren dieje doch meift nur ſchwach 
bejudt. Zu den Wirten ſuchte man ein freundliches Verhältnis zu ge- 
winnen, indem man fie gleich nach Begründung des Vereins aufforderte, 
diefen al3 Vertreter der Rellnerinnen — und gemeinſam mit 
ihm an der Beſeitigung der beſtehenden Mißſtände zu arbeiten. Aber der 
Gaſtwirteverein verhielt ſich ziemlich ablehnend, bis es allmählich gelang, 
etwas beſſere Beziehungen herzuſtellen. In Eingaben ſowohl an den 
bayriſchen Landtag, wie an den Reichstag forderte man Abhilfe der einzeln 
aufgeführten Beſchwerden. Auch den Weg der Selbithilfe juchte man zu 
betreten, indem man die Schaffung eines eigenen fojtenlojen Stellennad)- 
weiſes, ſowie die —— einer Fachſchule und einer ra 
kaſſe beichloß. Aber dieje Bejchlüffe ließen jich nicht ausführen, jo daß. 
man fi) darauf bejchränfen mußte, tunlichft auf Benußung des ftädtifchen 
Urbeit3nachweijes hinzuwirken und das Verbot der gewerblichen Stellen- 
vermittlung zu fordern. Dagegen hat man eine „Rechtskunde für Kellne— 
rinnen‘ ausgearbeitet. 

Am 20. Dftober 1905 wurde bejchlofien, den Verein al3 Sektion an 
den „Verband deuticher Gaftwirt3gehilfen“ anzujchließen. Dies erfolgte 
ohne Gegenjag zu den bürgerlichen Frauen, doch haben ſich dieje jeitdem 
von dem Verein zurüdgezogen. Man Hat einen längeren Kampf gegen 
die Berwaltung des Sorbräuhaufes geführt wegen de3 dort üblichen Ab— 
uge3 der jog. „Bußgelder“, d. h. einer Vergütung für zerbrochenes Ge- 
Or. Durch Eingaben an die Behörden hat man die Bejeitigung erreicht. 

Die Mitgliederzahl hat in der legten Zeit etwas zugenommen. Wäh- 
rend jie am 20. Dftober 1905 nur 27 betrug, war fie am 1. Januar 1908 
auf 556 gejtiegen. Da e3 in München etwa 2800 Kellnerinnen gibt, jo 
bedeutet das nur eine jchwache Beteiligung. 

Sn Stuttgart wurde die Sellnerinnenfürjorge von Frau Duvernoy 
in die Hand genommen. Nachdem die dortige Ortsgruppe des „Deutſch— 
evangeliichen Frauenbundes’ den gemachten Vorſchlag, die Sache zu für- 
dern, abgelehnt hatte, gründete jie im September 1904 ben „Verein 
ur Fürjorge für Gafthofsgehilfinnen‘‘, der auch ein „Heim für Gaft- 
bofsgehilfinnen“ in3 Leben rief.” Aber man mar fi Har darüber, 
daß die — Aufgabe ohne ſelbſttätige Mitwirkung der Kellnerinnen 
nicht zu löſen ſei, und jo wurde im Oktober 1907 der „Kellnerinnen— 
verein Stuttgart‘!) gegründet. 

Der Verein bezmwedt bie Wahrnehmung und Vertretung der Intereſſen jeiner Mitglieder ; 
das ſoll geſchehen inäbef. dur: 1. Aufflärung aller weiblichen Angeftellten im Gaftwirtögemwerbe 
über ihre Rechte gemäß der Neichögewerbeordnung und den hierzu erlaffenen Borfcriften; 
2. unentgeltliche Stellenvermittlung; 3. Unterftügung in Notfällen und Schaffung von Wohl- 
fahrt3einrichtungen; 4. unentgeltlihen Rechtsſchutz; 5. Pflege bes Gemeinfinnd und ber 
Gefelligkeit durch regelmäßige Zufammenkünfte, Vorträge uſw. 

YAufnahmefähig And nur Sellnerinnen und weibliche Angeflellte im Gaftwirts- 

ewerbe mit gutem Leumund, und zwar auch folche, die nicht mehr in diefem Berufe tätig 
find, demjelben aber früher angehört haben. Der Beitrag beträgt monatlich 50 Bf. 13 

riftführerin und Raffiererin können auch Perfonen gewählt werden, die nicht dem Verein 
angehören. Organ des Vereins ift „Die deutſche Kellnerin“. 

Die Gründung des Vereins jtieß anfangs bei den Wirten auf Ab- 
neigung, indem die Befürchtung geäußert wurde, der Verein werde dazu 
beitragen, die Angejitellten gegen die Wirte aufzuhegen. Wber die „Wirts— 
zeitung” trat diejen Anjchauungen entgegen, und jo hat jich bisher das 
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EEE 


Berhältnis befjer geftaltet. Dagegen ijt die Entwidlung des Vereins im 
übrigen nod) durchaus unbefriedigend gemwejen. Der häufige Stellen- und 
Ortswechſel und der Mangel gegenfeitiger jittliher Achtung unter den 
Kellnerinnen, ber fein Zufammengehörigfeitögefühl und feine autoritative 
Leitung auflommen läßt, bilden die hauptjädhlichften Hinbernifje. 

Die Mitgliederzahl betrug am 1. April 1908 etwa 50. 

In Heidelberg!) beitand ſchon jeit längerer Zeit unter Leitung ber 
Frau Geheimrat Jellinek ein Komitee, das ein Kellnerinnenheim ins Leben 
— hatte. Dasſelbe wurde durch Beiträge und einen Zuſchuß der 

tadt unterhalten. Man empfand es jedoch als einen Mangel, daß die 
Kellnerinnen ſelbſt an der Leitung nicht beteiligt waren, und ſo wurde 
am 12. November 1907 der Verein „Kellnerinnenheim“ gegründet, 
ber ſowohl die unterjtügenden PBerjonen, wie die Kellnerinnen umfaßt. 
Dem Verein jind in der Gründungsverfammlung jofort 300 Perjonen 
beigetreten. 

Der Zwed bes Vereins ift bie Hebung ber fittlihen, fozialen und wirtſchaftlichen 
Stellung ber weiblichen Ungeftellten des Gaſtwirtsgewerbes. 

Diefer Zweck joll erreicht werden: 1. burd) Erhaltung eines Heimes, welches den Gafthofs- 
ehilfinnen gute und billige Unterkunft und Berpflegung, in dienftfreien Stunden unentgelt- 
ih Erholung und geiftige Unregung und billige Stellenvermittlung bieten foll; 2. durch 
Unterftügung in Notfällen, foweit es möglich ift; 3. durch unentgeltlihen Rechtsſchutz; 
4. durch Pilege des Gemeinfinnd und ber Gejelligleit unter den weiblichen WUngeftellten 
bes Gaftwirtögewerbed durch Bujammenkünfte; 5. durch Propaganda zum Bwede der Er 
ar ähnlicher Heime in anderen Städten. 

ufnahmefähig ald orbentlihe Mitglieder find alle im Gaſtwirtsgewerbe tätigen 
en Perſonen, die ſich zur Zahlung eines jährlihen Beitrags von mindeftens 2 M. 
verpflichten. 

Als außerordentliche Mitglieder lönnen Damen und Herren beitreten, bie die Beftrebungen 
beö Bereind unterftügen wollen und einen jährlichen Beitrag zahlen. 

Der Borftand befteht aus drei, aus ber Zahl ber auferordentlihen Mitglieder von ber 
bon ber Mitgliederverjammlung zu mählenden rauen. 

Das Hauptorgan des Vereins ift der Beirat. Er befteht aus dem Borjtande und ben 
von ber ordentlichen Mitgliederverfammlung aus der Zahl der ordentlichen und außerorbent- 
lihen Mitglieder zu wählenden Mitgliedern, deren Dahl gemäß bem jeweiligen Bedürfnis feftgefept 
wird. Die Mehrheit des Beirats hat aus ordentlichen Mitgliedern zu beftehen. Die Beirat3mit- 
glieder haben die durch ben Zweck des Vereins bedingten Geſchäfte, ſoweit jie der Borftand ober 
bie Mehrheit des Beirats ihnen übertragen, zu beforgen. Sämtliche Beiratömitglieder find in 
ben Beiratöfigungen ſtimmberechtigt. Beſchlüſſe über Bereinsangelegenheiten jind von bem 
Beirat zu faſſen und von dem Borftand auszuführen, jedoch fann der Beirat die Bejhlußfaflung 
über einzelne Ungelegenheiten dem Vorſtand übertragen. 

Der Verein betrachtet al3 Hauptaufgabe die Unterhaltung des Heims, 
in dem Unterkunft, Beköftigung, Belehrung und Gejelligfeit geboten werden. 
Damit ijt ein Stellennadywei3 verbunden. Der Berein hebt in nahen 
Beziehungen zu der „Rechtsſchutzſtelle für Frauen und Mädchen” in Heidel- 
berg. Er zählte am 1. Januar 1908 330 Mitglieder, unter denen ji) 
45 Kellnerinnen befanden. Seitdem find dieſe jämtlich ausgeſchieden, und 
e3 ijt nicht möglich gemwejen, andere zum Beitritte zu bewegen, jo daß ber 
Verein jegt wieder als bloßer Fürſorgeverein anzufehen ik 

Der Zujammenjchluß der bejtehenden Vereine zu einer Gejamtorgani- 
jation würde zweifello3 die Bewegung ftärfen. Um darüber zu beraten, 
wurde am 6. Dezember 1907 in Stuttgart eine Konferenz der Ber- 
eine zur Fürjorge für Kellnerinnen abgehalten, an der Vertreter 
der Vereine in Stuttgart, Heidelberg, Karlsruhe, Ludwigsburg, München 
und Straßburg, ſowie der Kellnerinnenvereine in Heidelberg, Straßburg 


1) Das Material verbanle ic; Frau Geheimrat Jellinek in Heidelberg. 


= 40 


und Stuttgart und der Generaljefretär Stegerwaldt jeitend des Geſamt— 
verbande3 der chriftlihen Gewerkſchaften teilnahmen. Der leßtere be- 
zeichnete als Punkte, an denen die Beſſerung zunächſt einjegen müffe, 
die Regelung des Trintgeldes, die Belämpfung der Mißftände in ber 
Stellenvermittlung, die Errichtung von Rechtsauskunftsſtellen und Heimen, 
die Berjicherung gegen Stellenlojigleit und Krankheit, ſowie Schaffung eines 
Berband3organd. Da die Kellnerinnen noch nicht reif genug jeien, ſelbſt 
die Bejjerung in die Hand zu nehmen, jo müßten, wie bei den Heim- 
arbeiterinnen, Perjonen aus anderen Ständen eingreifen. In die a 
bildenden Bereine jeien übrigens ng andere Gajthofsangeitellten, 3. B. 
Zimmermädchen, aufzunehmen. Die Konferenz beichloß, bei dem Zentral- 
vorjtande der hriftlichen ©. die Organifation der Kellnerinnen in Anregung 
zu bringen, — beſtehenden Fürſorgevereine um weitere Behandlung 
der Sache zu erſuchen und jährliche Konferenzen abzuhalten. 


VI. Die Gemeinde- und Staatsarbeiter’). 


Staat und Gemeinde nehmen zu den von ihnen befchäftigten Arbeitern 
eine Stellung ein, die in wichtigen Punkten fi von der des privaten 
Arbeitgebers unterjcheidet. Zunächft macht fi), wenigſtens infomweit, wie 
e3 jid) um die Verwaltung im engeren Sinne handelt, ein gewifjer Monopol- 
harakter injofern geltend, al3 die Konkurrenz ausgeſchaltet if. Kann 
häufig jelbjt ein mwohlmollender Jnduftrieller eine von ihm als an fi 
berechtigt anerfannte Forderung feiner Arbeiter aus dem Grunde nicht 
bewilligen, mweil er dadurch gegenüber feinem Konkurrenten in Nachteil 

eraten würde, jo find die Leiter öffentlicher Betriebe durch ſolche Rüd- 

Achten nicht gehindert. Werner ift bei deren Verwaltung die öffentliche 
Meinung ein weit größerer Machtfaktor, als in der Privatinduftrie. Beide 
Umftände haben zur Folge, daß den Staat3- und Gemeindearbeitern zur 
Geltendmadhung ihrer Wünjche andere Mittel zur Verfügung jtehen, ala 
den Induftriearbeitern ; insbejondere ift ihnen in weſentlich höherem Maße 
die Möglichkeit gegeben, durch gütliche Vorftellungen bei den maßgebenden 
Inftanzen und Berfonen Erfolg zu erreichen und deshalb das äußerſte 
Mittel der Arbeitseinſtellung ſtark in den Hintergrund treten zu laſſen. 
Ja, felbjt wenn e3 einmal zum Streif fommen jollte, jo unterjcheidet 
jih diefer von induftriellen Streil3 dadurch, daß er notwendig lokaler 
Urt fein muß. Allgemeine und Sympathieſtreiks find begrifflich aus- 
geſchloſſen. 

Es kommt aber endlich noch hinzu, daß auch die Intereſſen und Be— 
ſtrebungen der Staats- und Gemeindearbeiter mit denen der Arbeiter 
im Privatdienſt nicht völlig zufammenfallen. Bei den leßteren ift eine 
gewiſſe Unficherheit ihrer Stellung unvermeidlidh; nicht allein droht ihnen 
bei ungünftiger Geſchäftslage die Gefahr der Arbeitslofigkeit, jondern fie 
müſſen auch damit rechnen, daß in ſolchen Zeiten der Lohn zurüdgeht. 
Es ift deshalb natürlich, daß jie in guten Zeiten um fo mehr zu verdienen 
ſuchen, um in ſchlechten daran zehren zu können, fei e8 in der Form un— 


1) Das Material verdanle ich dem Borftande bes im Terte bezeichneten Verbandes, 
fowie Herren Bruno Poerſch in Düffeldorf. 
Rulemann, Berufövereine. II. 26 


— 40 — 


mittelbarer Erſparniſſe, ſei es durch Vermittlung von allerlei Kaſſen. 
Das liegt bei den öffentlichen Betrieben anders. Wirtſchaftliche Kriſen 
haben auf jie faum einen Einfluß. Eine gewiſſe Stetigfeit und Sicherheit 
ann aljo den in ihnen bejchäftigten Perſonen innerhalb gewiſſer Grenzen 
einen Erjaß bieten für geringere Bezahlung. ö 

Der Unterjchied von Unterbeamten und Arbeitern iſt durchaus flüſſig. 
Da aber die bezeichneten Vorteile meift nur den Beamten in vollem 
Maße zulommen, jo geht da3 Streben der Arbeiter in öffentlichen Be- 
trieben dahin, die Anftellung al3 Beamte oder mwenigitend die Yaupt- 
vorzüge der leßteren, insbeſondere a era für ſich und ihre 
Hinterbliebenen, Ausſchließung der Kündigung, Sommerurlaus u. dgl. 
zu erlangen. — 

Die Drganifation der Staat3- und Gemeindearbeiter ijt von Berlin 
ausgegangen. Hier brad) am 28. März 1896 in den ftädtiichen Gaswerken 
wegen der Einrichtung des Schichtwechſels ein Streit aus, ber nur teil- 
weiſen Erfolg Hatte. Um für die Folge bejjer gerüjtet zu jein, gründete 
man am 25. September 1896 den „Verband der Arbeiter in Gasanftalten, 
auf Holz- und Kohlenplägen und jonftigen Arbeitäleute‘. Die Holz- und 
Kohlenarbeiter erwiejen ſich al3 ein fremdes Element, fie wurden deshalb 
im Auguſt 1897 ausgeſchieden. Demgemäß wurde dem Berbande durd) 
Urabftimmung vom 15. September 1897 der Name: „Verband der Arbeiter 
in Gasanftalten und anderen ſtädtiſchen Betrieben‘ gegeben. Schon bald 
faßte man aber die Ausdehnung auf andere Städte ind Auge, und das 
am 15. April 1899 in Kraft getretene Statut nannte die Organijation: 
„Berband der in Gemeindebetrieben bejhäftigten Arbeiter 
und Unterangeftellten“. Gründer und PVorjigender war Bruno 
Poerſch, der auch jeit 1. Januar 1897 das Verbandsorgan: „Die Gewerk— 
ſchaft“, herausgab. 

Man hatte bei der Konftituierung die Zahlung von Unterftügungen 
bei Streif3 und Maßregelungen, Krankheit, Todesfall und Invalidität 
eingeführt; aber da die Mittel nicht zu beichaffen waren, jo beſchloß man 
im Juni 1897, das ganze Unterſtützungsweſen ben Filialen zu überlajjen. 
Im Mai 1899 erklärte der Verband feinen Beitritt zur Generallommijjion 
der Gewerkſchaften. 

Schon die am 16./17. April 1900 abgehaltene erjte Generalverjamm- 
lung bejchäftigte jich eingehend mit den Dienjt- und Arbeitsverhältnijjen 
und beſchloß ein ausführliches Programm, in dem insbeſondere feſte An- 
ftellung, Steigen der Löhne mit dem Pienftalter, Ferien, Ruhegehalt und 
Verjorgung der Hinterbliebenen gefordert wurde. 

Durh den am 1. Januar 1903 erfolgten Beitritt des „Verbandes 
der jtäbtiichen Arbeiter Württembergs“ gewann die Organifation zuerft 
fejteren Boden in Süddeutichland. Am 1. Zuli 1904 vollzog ſich die Ver— 
Ihmelzung mit dem „Verbande des Mafjage-, Bade- und Seranfenpflege- 
Perſonals Deutſchlands“, doch behielt der legtere jein eigenes Organ, die 
„Sanitätswarte‘, die als Anlage zu der „Gewerkſchaft“ erjcheint. 

Die zweite Generalverfammlung, die am 14./16. April 1903 in Berlin 
ftattfand, bejchloß die Einführung der Sterbeunterftügung. 

War bisher die Entwidlung des Verbandes verhältnismäßig ruhig 
verlaufen, jo begannen jeßt ftarfe Gegenjäße ſich mehr, als bisher, geltend 
zu machen. Der obengenannte Begründer und Leiter Poerſch ſtand auf 
dem Boden der politiichen Neutralität. Deshalb enthielt auch das bis 
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dahin gültige Statut die Vorfchrift, daß der Verband feine Zwecke verfolge 
„unter Ausſchluß aller parteipolitiichen und religiöjen Fragen‘. Poerſch 
betonte auch die eingangs hervorgehobenen Unterſchiede in der Stellung 
der öffentlichen und der Privatarbeiter und war bejtrebt, die Wünjche 
der Arbeiter in erfter Linie durch Verhandlungen mit den einflußreichen 
Perjonen der jtädtifchen Verwaltung zur Geltung zu bringen, wobei aljo 
der Gedanke des Streiks ftarf zurüdtreten mußte. In einer im Mai 1904 
von dem Borjtande veröffentlichten Erklärung, der fog. „Taktikreſolution“, 
waren dieje Grundjäße zum Ausdrud gelangt, ebenjo in einer erläuternden 
Brojhüre, in der erflärt war, der Ehreit fönne nicht al3 da3 normale 
Kampfmittel angejehen werden. Das ftieß nun aber injofern auf Wider- 
ſpruch, als man darin einen Berjtoß gegen die „Prinzipien der modernen 
Arbeiterbewegung“ fand. Ein weiterer Gtreitpunft bejtand darin, daß 
der zweite Verbandstag bejchlojjen Hatte, da3 VBerband3organ, das bis 
dahin Poerſch perjönlich gehört hatte, in da3 Eigentum des Verbandes 
überzuführen. Dieſe Meinungsverjchiedenheiten führten zu langwierigen 
Auseinanderjegungen zwiſchen Poerſch und dem Berbandorgan, hie damit 
endigten, daß der erjtere am 1. Januar 1906 aus feiner Stellung ausſchied. 
Er hat dann die Redaktion der „Weſtdeutſchen Abendzeitung‘, des Organs 
der Düjfeldorfer Richtung der Hirſch-Dunckerſchen Gewerkvereine, über- 
nommen. 

Die hierdurch bezeichnete Verſchiebung nach links fam auch in der 
vom 27. Mai bis 1. uni 1906 in Mainz abgehaltenen dritten General» 
verfammlung injofern zum Ausdrud, al3 man dem Verbande neue 
Saßungen gab, in denen der bisherige Ausſchluß parteipolitifcher und 
religiöjer Fragen bejeitigt wurbdet). Damit ift aljo, wenngleih nur in 
negativer Form, das Belenntnis zur Sozialdemokratie abgegeben. | 

Aus den Sapungen in der heute maßgebenden Faffung ift folgendes hervorzuheben : 

Der VBerband führt den Namen „Berband ber Gemeinde- und Staat3- 
arbeiter” und hat feinen Sig in Berlin. 

Der Verband umfaßt dad männliche und weibliche Perfonal der Gemeinde- und Staats- 
betriebe (einfchließlich der Kreis- und Provinzialbetriebe). Someit Betriebe, die der fuzialen 
und wirtſchaftlichen Entwidlungstenden; nad in Händen von Gemeinde, Kreis, Provinz ober 
Staat liegen, nod; aus irgendwelden Gründen im Privatbefig find, ift deren Perjonal be» 
rechtigt, dem Berbande beizutreten. 

Der Berband bezmwedt die wirtjchaftliche und foziale Jntereffenvertretung feiner Mit- 
glieder auf Grund der für diefen Zweck in Frage kommenden Gejepe. 

Nach Maßgabe eines befonderen Programms erjtrebt der Verband für feine Mitglieder 
möglichft günftige Dienjt-, bzw. MWrbeitöverhältniffe durch Einwirkung auf bie ftaatliche 
und fommunale Gejeßgebung, jowie auf dem Wege lorporativer Arbeitsverträge. 

Diefer Zweck ſoll erreicht werden buch: 1. Aufflärung, Bildung der Mitglieder, 
Pflege der Solidarität, des gejelligen Verlehrs und Beranftaltung von Borträgen in regel» 
mäßigen Verfammlungen; 2. Herausgabe einer den Mitgliedern unentgeltlih zu liefernden 
periodifhen Verbandszeitſchrift, ſowie auch nichtperiodiiher Schriften nad) Bebarf; 3. Pflege 
der Beruföftatiftif. 

Dem Berbande können alle männlichen und weiblihen Perſonen, die in Gemeinde», 
Staatd-, Kreid- und Provinzialbetrieben bejichäftigt werben, beitreten. 

Der Berbandsporftand kann ausnahmsweiſe auch Perfonen, die nit in ftaatlichen 
ober gemeindlihen Dienften ftehen, den Eintritt in den Berband ohne Einſchränkung der 
Mitgliedsrechte geftatten. 


2) Zur Begründung wurde geltend gemadt, daß die bürgerlichen Parteien unb bie 
Kirche ſich gar nicht der Wrbeiterinterefjen annähmen, fo daß eine Beranlaffung zur Rüd- 
fihtnahme nicht mehr am Plage ſei. Der Berbandsvorftand fchreibt mir, daß durch dieje 
Streihung in Wirklichkeit feine Änderung der Verhältnijfe geichaffen fei; auch der Grund 
de3 Gegenjages zu Poerſch habe zum großen Teile auf perfönlichem Gebiete gelegen. 
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Der Beitrag beträgt wöchentlich 35 Pf. für Männer und 25 Pf. für Frauen. Daneben 
lann der Borftand in befonderen Fällen eine Ertrajteuer ausfchreiben, ebenjo die Filialen. 
Der Verbandstag befteht aus Abgeordneten, die für je 500 Mitglieder gewählt werben. Der 
Verband gewährt 1. Rechtsſchutz bei Streitigkeiten aus dem Dienft- und Arbeitsverhältniſſe, 
dem Gebiete der Arbeiterverſicherung und bei Berfolgungen wegen ber Berbanbätätigleit, 
insbefondere $ 153 ©D.; 2. Ermwerbölofenunterftügung; 3. Gemaßregeltenunterftägung; 
4. Streilunterftügung; 5. Sterbegeld. Berbandsorgan ift die „Gewerlkſchaft“. 

Für das Verfahren bei Lohnbewegungen, Streilö unb —— ſind 
eingehende Vorſchriften gegeben, die den Zweck haben, den Streif möglichſt einzuſchränken. Bei 
allen Forderungen fol zunächft verfucht werben, fie auf dem Verhandlungswege zu erledigen. 
Streil3 jind nur mit Genehmigung bed Berbandövorftandes zuläfig; der Antrag muß mim 
deftend vier Wochen vor dem Ausbruch geftellt werben. Die Genehmigung nur erteilt 
werben, wenn 1. drei Biertel der Beteiligten organifiert find, 2. genügende Mittel vorhanden 
find, 3. die Verhältnifje Ausficht auf Erfolg bieten. Vorher find arbeiterfreunblihe Stabt- 
berorbnete oder einflußreihe Perſonen um Wermittlung anzugehen. Der Beſchluß, ben 
Streif zu erflären, darf nur in einer geordneten Berfammlung ber Beteiligten mit Bier 


fünftelmehrheit gefaßt werben. 

über die grundjäglidhe Stellung des Verbandes wurde ein- 
gehend verhandelt, wobei geltend gemacht wurde, daß die Generallommijjion 
die Frage erörtert habe, ob der Verband bei Vertretung jeines bisherigen 
Standpunkte ferner ihm angejchlofjen bleiben könne. In der atte 
wurde alljeitig betont, daß man fich „auf den Boden der modernen Ar— 
beiterbewegung‘ ftellen müſſe. Die angenommene Rejolution erklärte, 
„daß für den Verband diefelben Grundjäße zu gelten haben, wie jie in 
den andern, ber Generalkommiſſion angejchlojjenen Gemerfichaften an- 
erfannt find“. Die „Taktikrefolution” vom Mai 1904 wurde ausdrücklich 
aufgehoben. 

Hatte das PBerhältni3 zu den übrigen freien Gewerk— 
haften fchon wegen des biöher behandelten prinzipiellen Standpunftes 
Ich jehr fühl geitaltet, jo trug zu einer Verſchärfung noch weiter bei, 
daß einige andere Organijationen, inöbejondere die Stein-, Hafen-, Handel3- 
und Transportarbeiter, Gärtner uſw., wiederholt Dagegen protejftiert hatten, 
daß der Verband Arbeiter diefer Gruppen aufnähme. Diejer Hatte ji 
darauf berufen, daß er nad) Analogie der Induſtrieverbände zu behandeln 
und es erforderlich fei, alle in öffentlichen Betrieben bejchäftigten Arbeiter 
ohne Rüdjicht auf ihre bejondere Berufstätigkeit einheitlich zujammen- 
ufchließen. Da man dieſen Gejicht3punft auf der Gegenfeite und auch 
Pitens der Generalfommiffion nicht anerkannte, fo hatten Schon mehrfach 
Konferenzen ftattgefunden, um einen Ausgleich herbeizuführen. Auch die 
Konferenz der Gewerkſchaftsvorſtände hatte jih am 24./26. Dftober 1904 
und 19./23. Februar 1906!) mit diefen „Grenzſtreitigkeiten“ bejchäftigt, 
aber der dort gefaßte Bejchluß, der eine Teilung der Arbeiter unternahm, 
- bei dem Berbande feinen Beifall. Dieſes Thema wurde aud in 

ainz eingehend behandelt. Die angenommene Rejolution hielt Den. 
früheren Standpunkt durchaus aufreht und erklärte: 

„Die in ftäbtifchen, reſp. ftaatlihen Betrieben bejchäftigten Arbeiter und Unterange- 
ftelten können ihre wirtſchaftlichen Intereffen nur buch eine gemeinfame Betriebsorgani- 
fation wahren, nicht aber durch Anſchluß an bie einzelnen Berufsorganifationen. 

Aus diefen Gründen heraus fann für die ftädtifchen Arbeiter und Unterangeftellten 
nur die gemeinfame Betriebsorganifation in Frage fommen. 

Daher muß ber Berband der in Gemeinde» und Staatäbetrieben beichäftigten Arbeiter 
und Unterangeftellten für ſich das Recht in Anspruch nehmen, bie zuftändige Organifation 
für bie in Gemeinde- und Staatäbetrieben beſchäftigten Perfonen zu fein.” 


1) Bol. ©. 8aff. 
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Durh Abſchluß von Kartellverträgen mit den in Frage fommenden 
Konkurrenzorganijationen jollen Grenzftreitiafeiten mögnlihit vermieden 
werden. 

_ Endlich wurde in Mainz dad Programm des Nerbandes von neuem 
ſeſtgeſtellt, aus dem folgende3 zu erwähnen ift: 

Die Gemeinden follen ald Arbeitgeber vorbildlich wirken und beshalb bie gemerl- 
fchaftliche Organifation anerkennen. Daraus ergibt fi, daß die behördlichen Organe die 
Berbandsfunktionäre als eine berechtigte Bertretung der Urbeiter betrachten und mit dieſen 
verhandeln, fofern berufene Wrbeiterverfammlungen diesbezüglich beichließen. Die Löhne, 
die ald Wocenlöhne zu zahlen find, follen auf feinen Fall hinter den Löhnen anderer Arbeiter 
zurüdbleiben. Es find Lohnſtalen aufzuftellen, innerhalb deren ein feſtes Aufrüden nad 
der Dienlzeit ftattfindet. Ale Aflorbarbeit ift tunlichit zu bejeitigen. Die Arbeitszeit ift 
auf tägfih acht Stunden zu bejchränfen. Wöchentlich ift eine Ruhezeit von 36 Stunden zu 
genen: ebenfo Sommerurlaub. E3 find feite Kündigungsfriften einzuführen. Gtraf- 
—— find zu beſeitigen. Arbeiterausſchüſſe und Arbeitsordnungen ſind zu fchaffen. 
An ben Arbeitsnachweiſen find bie Arbeiter zu beteiligen. 

Das Verhältnis des Verbandes zu den ftädtiihen Verwaltungen ift 
jehr verjchieden. In den nord- und mitteldeutichen Städten iſt e3 jehr 
fühl und der Verband wird nicht anerkannt, vielmehr jucht man ihn da— 
durch zu befämpfen, daß man die leitenden Perjonen aus dem ftädtifchen 
Dienfte entfernt, während man in den jüd- und wejtdeutichen Gemeinden 
offiziell mit dem Verbande verhandelt. Schon mehrfach, 3. B. in Bant- 
Wilhelm3hafen, Berlin, Bremen, Charlottenburg, Gotha, Hamburg, Heidel- 
berg, Mannheim, Pforzheim und Roftod Hat der Verband Arbeitsein— 
jtellungen durchgeführt; in Gotha, Halberjtadt, Landsberg, Leipzig und 
Stettin wurden Ausjperrungen gegen feine Mitglieder verhängt. 

Die Mitgliederzahl ded Verbandes betrug je am Jahresſchluſſe 1896: 
400, 1897: 924, 1898: 1601, 1899: 3479, 1900: 4723, 1901: 5118, 
1902: 6974, 1903: 10383, 1904: 13726, 1905: 20818, 1906: 23238, 
1907: 26206 in 91 Filialen. Die Einnahmen beliefen fi 1907 auf 
469823 M., die Ausgaben auf 356616 M., das Vermögen auf 113207 M. 


VII. Die Gärtner). 


Die voll3wirtichaftlihe Stellung der Gärtnerei, deren Hauptzmweige 
man al3 Kunſt-, Handels-, Baumjchul- und Landichaft3-Gärtnerei be- 
bezeichnet, ift bisher noch durchaus unklar. Während die ältere Anficht 
jie zu der Urproduftion zählte und fie deshalb mit der Landwirtſchaft 
zulammenijtellte, neigt man in neuerer Zeit dazu, ihr gewerblichen Charakter 
beizulegen. Die Folge hiervon ift, daß die Gärtner — abgejehen von 
dem unbhaltbaren Berhuhe, fie zu den Dienftboten zu zählen und deshalb 
unter die Gejindeordnung zu ftellen — jede a ihrer Redhtsverhält- 
nijje durch ein Spezialgejeg entbehren. Während die Prinzipale früher 
den Anſchluß an die Landwirtichaftsfammern wünfchten, neuerdings aber 
die Schaffung bejonderer Gartenbaufammern empfehlen, fordern die Ge— 
Hilfen überwiegend die Unterjtellung unter die Gewerbeordnung. Übrigens 
findet man nicht jelten auch die Neigung, die Gärtnerei, zumal fie ja vielfach 
auch von Privatperjonen betrieben wird, al3 eine freie Kunft anzufehen, 
und dies hat wohl in erjter Linie dazu beigetragen, daß in ihr häufig 


1) Über die Verhältniffe der Gärtner vgl. außer den unten angeführten Schriften 
noch Heft 6 der Schriften der Gejellfchaft für joziale Reform. 
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Söhne aus den höheren Freien bejchäftigt werden, was eine gewiſſe 
ariftofratiihe Tendenz begünftigt. Nach der Berufszählung von 1895 
ab es in 24768 Betrieben 24814 Selbftändige und Leiter neben 
56747 Gehilfen, Lehrlingen und jonjtigem ausgebildeten Hilfsperjonal 
und 22248 nichtausgebildeten Arbeitern. Nach den Erhebungen vom 
2. Mai 1906 gab es in Preußen in 33205 Betrieben 26638 gelernte und 
3033 ungelernte Gehilfen, ſowie 60187 nicht ausgebildete Arbeiter?). 


1. Allgemeiner deutfher Gärtnerverein‘?). 


Die erſten Gärtnervereine finden wir in den 1860er Jahren an 
verjchiedenen Orten. In ihnen waren PBrinzipale und Gehilfen durchweg 
vereinigt, wie fie denn aud ihre Tätigkeit auf fachliche Ausbildung und 
Gejelligfeit beſchränkten. Am 15. Januar 1873 traten die meiſten diejer 
DOrtövereine zu dem „deutſchen Gärtnerverbande” zujammen, der 
1885 4000 Mitglieder zählte. Aber um diefe Zeit machte ji) das Be- 
dürjni3 nad) einer wirt/haftfichen Snterejjenvertretung, mit der eine ge— 
meinjame Organijation nicht vereinbar war, immer jtärfer geltend, und 
wie im Jahre 1885 der „Berband der Handel3gärtner Deutſch— 
lands“s) als Arbeitgeberorganijation begründet wurde, jo machten jich 
auch in dem deutſchen Gärtnerverbande jelbftändige Gehilfenforderungen 
geltend. Die Folge hiervon war, daß der damalige Gejchäftsführer zu— 
rüdtrat, wobei er da3 PVerbandsvermögen von 8000 M. in Händen be- 
hielt. Dieje Vorgänge bewirkten eine jo Harfe Erjchütterung des Verbandes, 
daß er auf feiner Generalverfammlung in Bonn am 20. Auguft 1890 
feine Auflöſung beſchloß. Unmittelbar im Anjchluß hieran begründete 
ein Zeil der Delegierten al3 Vertreter von 26 Vereinen mit 650 Mit- 
gliedern unter dem Namen: „Allgemeiner deutſcher Gärtner— 
berein“ eine neue Organijation, die am 1. Januar 1891 ins Leben trat. 

Während er an dem Gedanken fefthielt, die Intereſſen der Gehilfen 
am bejten in Gemeinjchaft mit den Prinzipalen zu verfolgen, wurben 
zunächſt 1887 in Yamburg-Altona und in den beiden ie Sahren 
in Berlin und an verjchiedenen andern Orten unter dem Namen: „Ber- 
eine zur Hebung de3 Gärtnerſtandes“ Gehilfenvereine begründet, 
die jih „auf den Boden der modernen Arbeiterbewegung jtellten‘“ und 
auf einem im Juli 1889 in Hamburg abgehaltenen „Kon tee der deutfchen 
Gärtnergehilfen” den „Zentralverein der ons Gärtner“ 
ins Leben riefen. Der Verein, der feinen Gi in Hamburg hatte, wollte 
jagung3gemäß ganz Deutjchland umfafjen, blieb aber hauptſächlich auf Ham- 
burg und Altona beſchränkt. Seine Mitgliederzahl, die bei der Gründung 
1000 betrug, ging bald zurüd und belief ji 1892 auf 986, 1896 auf 
357, 1899 auf 300, 1900 auf 250, 1901 auf 323. Im Jahre 1903, aljo 
De der unten zu erwähnenden Berjchmelzung, war jie wieder auf 900 
geftiegen. 


1) Zie Zahlen von 1895 und 1906 find — abgejehen von ber Beichränfung auf 
Preußen — nicht unmittelbar vergleichbar, da die erfteren ſich nur auf die gewerblich be- 
triebenen, bie leßteren dagegen auf die geſamte Gärtnerei einſchließlich ber herrihaftlichen und 
der Gemeinbe- und Staatöbetriebe beziehen. 

) Das im folgenden benugte Material verbante ic; dem Bereinsvorftanbe. 

3) Der BVerbandsvorftand hat mir anfangs Auskunft verfprocdhen, aber auf fpätere Briefe 
nicht mehr geantwortet. 
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Da beide Organifationen fich heftig befämpften und dadurch die ge» 
meinjamen Intereſſen jchädigten, jo wurde von lokalen Gärtnervereinen 
in Hannover, Magdeburg und Göttingen im Jahre 1895 der Gedante 
einer Verjchmelzung angeregt. Aber obgleich der unter Beteiligung von 
beiderjeitigen Vertretern am 1. Auguft 1896 in Erfurt abgehaltene „1. 
allgemeine deutſche Gärtnertag“, auf dem 33 Vereine mit 1600 Mit- 
gliedern vertreten waren, die Berjchmelzung zu einer „deutſchen Gärt- 
nerpereinigung“ beſchloß und deren Statuten feftfegte, jo jcheiterte Doch 
die Einigung daran, daß ein am 7. Auguft 1896 in Nürnberg veran- 
ftalteter Gärtnertag, auf dem allerdings nur 700 Gärtner vertreten 
waren, die in Erfurt gefaßten Beſchlüſſe mißbilligte, inZbejondere den 
alten Namen beibehalten und auch nur gelernte Gärtnergehilfen auf- 
nehmen wollte. Auch die im Anjchluß an den Nürnberger Tag abge- 
haltene Generalverfammlung des Allg. d. Gärtnervereins billigte die dort 
gefaßten Beſchlüſſe. Der "Bentralnerein“ mollte jich auf dieje Anderungen 
nicht einlafjen, legtejich vielmehr jelbjtden Namen: „Deutſche Gärtner- 
bereinigung“ bei, und die früheren Feindjeligfeiten nahmen ihren Fort— 
gang. 

Aber der „Allgemeine deutiche Gärtnerverein“ murde durch die 
Entwidlung meiter nad links gejchoben. Obgleich er nody in jeiner 
in Frankfurt a. M. am 3./5. Auguſt 1900 ein Hand 
in Hand gehen mit den Prinzipalen für dringend notwendig erflärt hatte, 
faßte anı 6. desſ. M. der „Verband der Handelsgärtner“ * feiner Haupt» 
verjammlung in Leipzig den Beichluß, „in Zukunft jede Beziehung zu 
dem U. d. G.⸗V. abzubrechen, da in jenen Kreifen nicht mehr die Mäßigung 
und Rüdjichtnahme zu finden fei, die man unter allen Umftänden ver- 
langen müſſe“. Unter diejen Umftänden erlangten diejenigen Elemente 
dad Übergewicht, die eine Annäherung an die „Gärtnervereinigung“ 
empfahlen, und am 9. Juni 1901 fam eine neue —— in 
Wittenberg zuſtande. Aber auch ſie ſcheiterte daran, daß der von dem 
d. ©.-B. geforderte Anſchluß an die Generalkommiſſion der Gewerkſchaften 
von dem U. d. G.V abgelehnt wurde. 

Eine eingehende Berhandlung über die Stellung des A. d. G.-8. 
erfolgte auf Deffen am 8./9. Auguft 1902 in Hannover abgehaftenen 
Generalverfammlung, an der je ein Bertreter der Generallommijjion der 
Gewerkſchaften, de3 Zentralrates der Hirſch-Dunckerſchen Gemerkvereine 
und des Zentralvorſtandes der chriftlichen Gemwerkichaften teilnahmen. Es 
wurde aber nach ausgedehnten und teilweije jehr erregten Verhandlungen 
eine Rejolution angenommen, in der erklärt wurde, daß mit Rüdjicht auf 
den Barteicharafter aller diejer Verbände und bie für die A. d. G.-B. be» 
jtehende Notwendigkeit abjoluter Neutralität von dem Anjchlufje an irgend» 
eine derjelben abgejehen werden müſſe. 

Aucd ein von der D. G.V. am 26. Auguft 1902 gemachter weiterer 
Vorſchlag, daß fie fi) zugunften ded W. d. G.V. auflöfen wolle, wenn 
den Ortögruppen die Freiheit gelafjen würde, ſich der Generalkommiſſion 
———— wurde von dem A. d. G.-B. abgelehnt. 

Aber die einem ſolchen Anfchluffe zuneigende Richtung im A. d. G.-8. 
war doch ziemlich ftarf, und nachdem ein in Berlin ausgebrochener Streil 
im Februar 1903 den Wert einer Unterftügßung durch einen großen Ber- 
band bejonder3 deutlich gezeigt hatte, wurde in einer Ausſchußſitzung 
am 6. September 1903 in Berlin bejchlofjen, die Frage der Urabjtimmung 
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der Mitglieder zu unterſtellen. Dieſe fand am 15. Oktober 1903 ſtatt 
und Kr 1391 für und nur 744 Stimmen gegen den Anſchluß. Infolge 
Hejer Abftimmung wurde dann in der Gitung vom 15. Dftober 1903 der 
Vorſtand teilmweife erneuert, indem der orlipenbe Klein und der Ge— 
ihäftsführer Behrens ihre Ämter niederlegten und durch Löcher und 
Albrecht erjegt wurden. Der neue Vorjtand trat dann mit der D. G.V. 
in Verbindung und eine Einigungsfonferenz, die am 9. November 1903 
in Berlin unter Leitung der Generallommiffion jtattfand, beſchloß Die 
Verichmelzung zum 1. Zanuar 1904 mit der Bedingung, daß der Name 
„Allgemeiner deutſcher Gärtner-Berein“, jowie der Giß in 
Berlin und das Verbandsorgan die „Allgemeine deutjche Gärtnerzeitung” 
beibehalten wird, dagegen in Zufunft ungelernte Arbeiter als gleichbe- 
a Mitglieder aufgenommen werden jollen. 

ic am 22./23. Juli 1905 in Hamburg abgehaltene Generalver- 
ſammlung hat die getroffenen Maßregeln beftätigt und dem Berein ein 
neues Statut gegeben, aus dem folgendes hervorzuheben ift: 

Der Berein bezwedt durch Zufammenfhluß der Berufägenoffen die Vertretung ber 
gewerblichen und gejellfchaftlichen, fowie die Förderung ber geiftigen und materiellen Inter» 
ejfen feiner Mitglieder unter Ausſchluß aller politifchen und religiöjen Fragen. 

Er erftrebt: 1. die Erzielung möglichjt günftiger Arbeitsbedingungen durch Regelung 
der Arbeitszeit, der Lohnverhältniffe und des Wohnweſens, möglichite ng m des 
Koft- und Logisweſens; 2. allſeitige Belehrung der Mitglieder durch Pflege ch⸗ 
und Allgemeinbildung. Einrichtung und Unterhaltung von Fachkurſen und Vortrags- 
abenden; 3. Befeitigung der nicht notwendigen Sonntagsarbeiten; Bezahlung ber Über- 
ftunden, Nacht- und Sonntagsarbeiten; 4. Regelung des Lehrlingswejens; 5. obligatori- 
fhen Fortbildungs-, bzw. Fachlchulunterricht für alle Berufsangehörigen (Lehrlinge und 
Gehilfen) bis einfchließlih zum 18. Lebensjahre; 6. Errichtung, Unterhaltung und Be- 
aufjichtigung von Arbeitsnachweiſen; 7. Pflege des gefelligen Verlehrs und Unterhaltung 
eined geordneten Herbergsweſens; 8. Pflege der Berufsftatiftil; 9. Unterftellung ber ge» 
famten Gärtnerei bzw. des darin tätigen Perfonald unter die Reichögewerbeorbnung. — 
Zuftändigleit der Gewerbegerichte; 10. für die unter 1, 2, 3, 4, 6 genannten Bejtrebungen 
nah Möglichkeit tarifliche Vereinbarungen mit den Prinzipalen bzw. deren Drganifationen. 

Die Mitgliedihaft fteht offen jeder im Gartenbau und in der Binderei tätigen 
Perſon!). Deshalb Hat der Name bes Vereins den Untertitel: „Zentralorganifation aller 
im Gartenbau und in ber Blumen- und Sranzbinderei tätigen Perfonen‘ erhalten. Der 
Beitrag beläuft ſich auf wöchentlich 35 Pf. Dafür bietet der Verein neben dem Bereins- 
organ und einer Bibliothek unentgeltlihen Rechtsſchut, Rat und Auskunft, Beteiligung 
an Preisausfchreiben, Stellenvermittlung, Reiſe-, Arbeitslofen-, Umzugs, Streit-, Gemaß- 
regeltenunterftügung, Sterbegeld und Strantengelbzufhuß, fowie Benupung ber Herbergen. 


Der Verein hat bisher jeine Hauptaufgabe darin gejehen, die oben 
gejchilderte zweifelhafte Rechtsſtellung der Gärtner einer Klärung ent- 
gegenzuführen, und zwar im Sinne einer Unterftellung unter die Ge- 
werbeordnung, während der Arbeitgeberverband den Standpunkt des An- 
Ichlujjes an die Landwirtichaftsfammern jeit 1903 aufgegeben hat und 
ftatt dejjen jelbftändige Gartenbaufammern fordert. Der Berein hat im 
Sinne feiner Wünjche nicht allein Eingaben an die Behörden gemadıt, 
jondern auch eine Reihe von Brojchüren veröffentliht?). E3 find eine 


1) Nad) diejer Faljung könnte es fcheinen, ald ob auch Arbeitgeber beitrittöberechtigt 
wären, ber Borftand teilt mir aber mit, daß freilich die „Privatgärtner” in jelbftändigen 
Stellungen, auch wenn fie ald Betriebsleiter tätig find, als Mitglieder zugelaffen würben, 
nicht aber gewerblihe Unternehmer. 

2) Albrecht: „Das Verhältnis der Gärtner zum Gewerberecht; derjelbe: „Gartenbau- 
tammern“; derjelbe: „Die foziale Lage im Gärtnerberuf“; derjelbe: „Das Recht des Gärtners“; 
derſelbe: „Die fozialen Rechtöverhältniffe der gewerblichen Gärtner in Deutichland‘‘; der» 
felbe: „Zugehörigleit der Gärtnerei zum Handwerk“; derjelbe: „Zur Sonntagsruhefrage in 
der Gärtnerei; Janſſon: „Zur Lage der arbeitnehmenden Gärtner in Deutſchland“. 
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ganze Anzahl von Streiks und Lobnbemwegungen unternommen, bie in 
verjchredenen Städten zum Abjchluffe von Tarifverträgen geführt haben. 
Auch der Verein als folcher ift in dieſer Richtung tätig. In der am 
1./5. September 1907 abgehaltenen 8. Generalverfammlung wurde be- 
ihlojjen, die Organijation der Landarbeiter ind Auge zu fallen. Gegen 
den Borftand wurde der Vorwurf erhoben, daß er Lohnbewegungen zu 
freigebig unterftügt habe. Bei Ausfperrungen wegen der Maifeier joll 
feine Unterftüßung gegeben werden. Der Abſchluß von Tarifgemein- 
ihaften joll begünjtigt werden. 

Der Berein hat mit den Gärtnerorganijationen in der Schweiz, Böhmen 
und Schweden internationale Abmachungen getroffen; für Deutich-Ofter- 
reih, Holland und Frankreich find Verhandlungen angeknüpft. 

Die Mitgliederzahl Hat jehr geſchwankt. Sie betrug (je am 1. Juli) 
1891: 900, 1892: 1060, 1893: 930, 1894: 720, 1895: 830, 1896: 920, 
1897: 1450, 1898: 1870, 1899: 2830, 1900: 3460, 1901: 2750, 1902: 
2617, 1903: 2658, 1904: 3144, 1905: 4056, 1906: 4852, 1907: 5146, 
am 31. Dezember 1907: 4739. Die Einnahme in der Zeit vom 1. Zuli 
1905/07 betrug 106757 M., die Ausgabe 103157 M. Das Vermögen 
belief jich auf 6059 M. — 


2. Deutiher Gärtnerverband'). 


Die bei der Urabjtimmung in der Minderheit gebliebenen Gärtner 
gründeten darauf unter dem Namen: „Deutjcher @ärtners erband‘ 
eine neue Organijation, die am 1. November 1903 in3 Leben trat und 
ebenfalls in Berlin ihren Sitz hat. 


Die Mitgliebfhaft ift auf „Gärtner befchräntt.e Dagegen ift nicht nur ber verfolgte 
Zweck im Statut wörtlich ebenſo bezeichnet, wie in dem Statut des U. db. G.-8., ſondern 
auch bie einzelnen Aufgaben ftimmen mit den oben unter 1—10 aufgeführten des U. b. G.V. 
überein umd find nur noch durd folgende vermehrt: 

11. Hebung der mirtichaftlihen und gejellichaftlihen Lage der Herrſchaftsgärtner 
(Privat, Schloß-, Billen- und Gutägärtner) und Gartenbeamten; 12. Erftrebung ber Un- 
jallverſicherung für die Herrſchaftsgärtner; 13. gejegliche Anerlennung ber Herrichaftsgärtenr 
als Privatangeftellte; 14 Berüdjichtigung der Herrſchaftsgärtner und Wngeftellten in ge- 
werblichen uſw. Gärtnereibetrieben bei einer ftaatlichen Benfions- und Binterbliebenen- 
verficherung der Privatangeftellten. 

Der grundſätzliche Standpunkt ift feitgelegt in folgenden „all 
gemeinen Grundjäßen“: 

$ 3. Der Verband fteht auf nationalem Boden. Er will mit den anderen Organi- 
fationen des Berufes auf Grundlage gegenfeitiger Anerkennung als gleichberechtigter Faktor 
im öffentlihen Berufsleben gern Hand in x arbeiten. Der Berband lehnt den Klaſſen⸗ 
tampfftanbpunft grundſätzlich ab. Er ſieht in dem Arbeitgeber nicht einen wirtſchaftlichen 
Feind des Mrbeitnehmers, jondern den unter anderen wirtſchaftlichen Verhältniſſen und 
Intereſſen lebenden Bollsgenoffen. Die Regelung gegenfäplicher Intereſſen foll daher mög- 
lihit auf dem Wege friedlicher Vereinbarung erfolgen. Der Berbandb wird jedoch, wenn 
nötig, bie Rechte der Arbeitnehmer mit allen gefeglihen Mitteln zu wahren fuchen. 

$ 4. Der „Deutjche Gärtner-Berband” verfolgt mit lebhaftem Intereſſe die gefamte 
deutjche Wrbeiterbemegung. Mit den Gewerlichaften und Gruppen aller Richtungen, von 
denen er nicht befämpft wird, hält der Berband kameradichaftliche Fühlung und wird ihre 
gerechten Kämpfe, ſoweit e3 notwendig ift, nad) Kräften geiftig und materiell unterftügen. 

5. An ben Beftrebungen und Arbeiten ber wiffenkhaftlichen, fowie jozialpolitifchen 
Körperfchaften und Inititutionen nimmt der Verband regen Anteil. Der "Deutiche Gärtner- 


2) Das Material verdanle ich dem Geichhäftsführer und Redakteur, Herrn Moed 
in Berlin. 
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Berband” vertritt bie fozialpolififchen und ſozialrechtlichen Interefien der Gärtner gegen- 
über der Gefepgebung und Bermaltung in fachlundiger Weije. 

Un mwirtichaftlihen Vorteilen bietet der Verband jeinen Mitgliedern 
neben dem VBerbandsorgan „Deutſche Gärtnerzeitung“ Stellenvermittlung, 
eine Bibliothek, Beteiligung an Preisausjchreiben, Rechtsauskunft, nebit 
Vertretung vor dem Neichöverjiherungsamte, Reije-, Arbeitslojen-, Um- 
zugs⸗, SKranfen- und Notfall-Unterftügung, Sterbegeld und Darlehns- 
gewährung. Der Verband hat jid) dem Hauptausſchuſſe für die Penſions— 
und Hinterbliebenen-Berjicherung?!) angejchlojfen und an dem in Franf- 
furt a. M. abgehaltenen Wohnungskongreß beteiligt, auch mehrfach, 3. B. 
wegen Unterjtellung der Gärtner unter Die eg Regelung 
der Sonntagdruhe, Eingaben an die Behörden gerichtet; insbejondere iſt 
er für Scharfung bon Farifverträgen tätig geweſen. 

Der Verband wollte anfangs eine neutrale Haltung beobachten, hat 
jih dann aber am 6. Januar 1906 dem Gejamtverbande der dhriftlichen 
Gewerkſchaften angejchlojfen und am 1. Juli 1907 feinen Sig nad Ejjen 
verlegt. Er Hat mit dem Allg. d. G.-®. jchwere Kämpfe zu beftehen 
gehabt. Die Mitgliederzahl, die am 1. Januar 1907 630 betrug, war 
am 1. Januar 1908 auf 757 geitiegen. 


VII. Die Uhrmadergehilfen?). 


Schon lange gab e3 lokale Vereine der Uhrmachergehilfen, von denen 
3. B. diejenigen in Breslau 1874, in Hamburg 1876, in Dresden 1877, 
in Münden 1878 und in Berlin 1879 gegründet wurden. Am 22. Juni 
1890 gelang e3 auf einer in Frankfurt a. M. abgehaltenen Verſammlung, 
en „Deutihen Uhrmadergehilfen-VBerband” ind Leben zu 
rufen. 

Er bezwedt, „die Kollegialität und einheitliches Zuſammenwirlen zu heben, bie 
Liebe zur Uhrmacherkunſt zu pflegen und die Berufsintereffen feiner Mitglieder zu fördern 
und zu wahren“. „Der Berband hat weder eine politijche noch religiöfe Tendenz und find 
darauf bezügliche Beftrebungen grundjäglich ausgeſchloſſen.“ Er befteht aus Bereinen und 
Einzelmitgliedern. WUufnahmeberedhtigt als ordentliches Mitglied ift jeder, ber bie 
Uhrmacherei erlernt hat umd in der Branche als Gehilje, einerlei, ob im Privatgeichäft 
oder im fabrifbetriebe tätig ift. Selbjtändige Uhrmacher können als auferorbentlihe Mit- 
glieder ohne Stimmrecht beitreten. 

Der Verband legt Gewicht darauf, daß er mit der modernen Arbeiter- 
bewegung nicht? zu tun Hat, und daß ihm joldhe Uhrmacher, die in 
mechanijche Betriebe der optiſchen und elektrotechniichen Fabriken ein- 

etreten jind, und die er als Fabrikarbeiter anjieht, nicht angehören, 
ondern nur ©ehilfen, die bei einem Meifter im Laden oder in der Werf- 
ftatt arbeiten oder in Fabrikbetrieben al3 Uhrmacher eine höhere Stellung 
beHleiden, bzw. in den Kontoren al3 Verkäufer, Zageriften, Furnituriften 
u. dgl. beichäftigt werden. Er betont die Notwendigkeit, mit den Meiftern 
Hand in Hand zu gehen und jteht mit deren Organijationen auf freund» 
lihem Fuße. In gelegentlichen gemeinjchaftlihen Ausſprachen über 
Arbeitsverträge, Kontraktbruch ujw. haben die Meijter die Forderungen 
1) Bol. unten I 292. 


) Das Material verbante ich dem Gründer und jegigen 1. Schriftführer, Herrn 
Schulte in Berlin. 


— 41 — 


de3 aufgeitellten Minimallohntarifs und der zehnjtündigen Arbeitszeit 
günftig aufgonommen. Nur in der Provinz jtehen viele Meijter dem Ber- 
ande feindlich gegenüber. 

Der Verband bietet feinen Mitgliedern Arbeitsnachweis, gejchäftliche 
Auskunft, Rechtsſchutz, Benugung der Verbandsbibliothek, gewerbliche 
Fortbildung, Unterjtüßung bei Krankheit, Tod und in bejonderen Not» 
fällen, fowic das Verbandsorgan, die „Allgemeine Uhrmacerzeitung‘. 
Er Hat einen Minimallohntarif aufgejtellt und verpflichtet jeine Mit- 
glieder, nicht unter bdejjen Sätzen zu arbeiten. Am 1. Januar ift eine 
vom Verbande gegründete Unterftügungsfaffe ind Leben getreten. 

Der Verband zählte am 1. Juli 1907 364 Einzelmitglieder, 646 Ber- 
ng rag und 370 außerordentliche Mitglieder. Das Verbandsver— 
mögen betrug am 31. Dezember 1907 3354 M., da3 der Unterftügungs- 
falle 7853 M. 

Ein im Jahre 1899 begründeter Konkurrenzverband, der „Deutſche 
Uhrmadergehilfen-Bund“, wurde Ende 1902 mieder aufgelöft. 


IX. Die Heimarbeiter?). 


Nach den Ermittlungen von Dr. Heinrich Koch?) gibt es in Deutjchland 
732744 Heimarbeiter, von denen 45,14% weiblichen Geſchlechts jind. 
Mean ift einig darüber, daß jie die gedrüdtefte Schicht aller Zohnarbeiter 
bilden; in3bejondere jtehen die Löhne auf einer unglaublich; niedrigen 
Stufe Die Heimarbeit3ausftellung im Frühjahr 1906 hat das allgemeine 
Intereſſe auf dieſe Verhältniſſe gelenkt, und die daraufhin im April 1906 
im Reichstage von allen Parteien eingebrachten Anträge forderten über- 
einftimmend ein Eingreifen ber Gejeßgebung, insbejondere Lijtenführung, 
Lohnbücher, Unterftellung unter die Gemwerbeauflicht, des Arbeiter- und 
Kinderjhußes, der Kranken», Unfall- und Invaliditätsverjicherung, Feit- 
jegung der täglichen Wrbeit3zeit, Verbot des Mitgebens von Arbeit in 
Die Bohn en und Einrichtung bejonderer Abteilungen bei den zu 
ichaffenden Arbeitskammern zur Easanı von Tarifverträgen. In 
der Wiſſenſchaft wird auch ziemlich allgemein die Anficht vertreten, daß 
hier die Selbithilfe nicht ausreiche, fondern die Staatshilfe eingreifen müſſe; 
insbejondere findet die Forderung von Mindeftlöhnen allgemeine Zu- 
ftimmung. Darüber, ob die Heimarbeit gänzlich zu verbieten und durch 
Werkitättenarbeit zu erjegen jei, gehen die Anjichten auseinander. Lange 
Zeit hielt man die Heimarbeiter überhaupt für nicht organijierbar, und 
in der Tat jind die Verjuche, jie den beftehenden Fachverbänden (Tertil-, 
Tabal-, Leder- und Metallarbeiter) zuzuführen, ziemlich erfolglos acblieben. 
Die einzige in Betracht fommende Organijation ijt der „Gemwerfverein 
der Heimarbeiterinnen“. 


1) Das Material habe ich teild den verſchiedenen Zeitichriften, insbeſondere ber 
„Seimarbeiterin” und bem „SJahrbud ber chriſtl. Gewerkichaften”, entnommen, teild ver» 
banfe ich es der Schriftführerin des Gemwerkvereind der Heimarbeiterinnen, Frl. de la Eroir, 
Herrn Brofeffor E. Frande in Berlin und Herrn Profejjor Dr. Stein in Frankfurt a. M. 

2) Bol. deifen Buch: Die beutfche Hausinduſtrie. M.Gladbach 1905, Berlag bes 
fatholifchen Vollsvereins. 
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Der Konfektionsarbeiterjtreit von 1895 hatte jcheinbar eine Beſſerung 
injofern zur Folge gehabt, als unter dem Drude der öffentlichen Meinung 
bei den durch Vermittlung des Oberbürgermeijterd Kirſchner in Berlin 
geführten Verhandlungen die Konfektionsfirmen jich zu gewiſſen Yugeltänd- 
niſſen bereit erflärt hatten. Aber, da e3 an einer Macht fehlte, die Durch- 
führung zu erzwingen, jo waren dieje Zugeftändnijje meijt nicht verwirk— 
richt. In der im Frühjahr 1899 abgehaltenen Berjammlung der „Kirchlich- 
jozialen Konferenz‘ hatte man deshalb nad) einem Referate über Die 
Brojhüre von Gertrud Dyrenfurth: „Erhebungen in der Berliner Schürzen- 
und Bluſenkonfektion“, beichlojjen, die VBerhältniffe der Heimarbeiterinnen 
in der Kleider- und Wäjchelonfektion durch Hausbejuche und Beranjtaltung 
von Berfammlungen gründlich zu erforjchen. Die hierdurch mit den Heim- 
arbeiterinnen angefnüpften Beziehungen führten dahin, daß aus deren 
Kreilen der Wunſch laut wurde, eine Organijation zu jchaffen, bei der 
allerding3 von vornherein auf die Mitwirkung von Frauen aus den anderen 
Ständen gerechnet wurde. Die Folge war die am 2. Dftober 1900 er- 
folgte Gründung de3 „Gewerkvereins der Heimarbeiterinnen 
Deutſchlands für Kleider- und Wäſchekonfektion und ver- 
wandte Berufe”. 

Zweck bes Bereind, ber jeinen Sig in Berlin hat, ift, „auf chriftlider Grundlage bie 
wirtſchaftlichen, fozialen und jittlihen Intereffen der Berufägenofjinnen mit allen vom 
Geſetz geftatteten Mitteln zu fördern”. Als folde Mittel werden in den Sapungen be- 
zeichnet: 1. Organifierung ber Berufägenoffinnen im Gebiete des Deutſchen Reiches; 2. Ein- 
richtung wirtſchaftlicher Hilfseinrihtungen. Der Verein bietet jeinen Mitgliedern 1. un- 
entgeltlihen Rechtsſchutz in allen gewerblichen Streitigkeiten; 2. Auskunft in allen Berufs- 
angelegenheiten und in Sachen bed Berlehr3 mit Behörden und Sörperfchaften; 3. Ab- 
ftellung begründeter Beſchwerden durch Bermittlung bei den Arbeitgebern; nötigenfall3 An- 
wendung anderer geeigneter Mittel; 4. Krankengeldzuſchuß; 5. Wöchnerinnenbeihilfe; 6. un- 
entgeltliche Lehrfurfe; 7. ein monatlich erjcheinendes Vereinsblatt, „Die Heimarbeiterin”; 
8. monatlihe Verſammlungen mit gewerblichen, ſowie allgemein bildenden Borträgen; 
9. Preisermäßigung beim Einkauf von Nähmaſchinen für gewerbliche Zwede, Kohlen u. a.; 
10. Spargelegenheit; 11. Bücherei; 12. Sterbegeldzuſchuß. 

Aufnahmefähig als ordentliches Mitglied ift jede weibliche Perſon, die ald Haus 
gewerbtreibende ober Heimarbeiterin für Geſchäfte oder für Meifter ber Behleidungsinduftrie 
und verwandte Berufe erwerbätätig if. Der Beitrag betragt monatlich 30 Pf., doch barf 
der Hauptvorftand in dringenden Fällen Sonberbeiträge ausfchreiben. Außerordentliche 
Mitglieder find alle, die einen Jahresbeitrag von mindeftens 3 M. zahlen. Der Berein if 
in Örtlihe Gruppen eingeteilt, die auf je 100 Mitglieder einen Vertreter zu dem Berbands- 
1% — — haben. Das Vereinsorgan, die „Heimarbeiterin“, erſcheint ſeit 


Der Verein hat auf ſeinem erſten Verbandstage am 9./10. April 1902 
folgendes Programm aufgeitellt: 


1. Ausdehnung der Jnvaliden- und Sranfenverjicherung auf die Hausgewerbetreibenden 
der Sleider- und Wäfchelonfeltion durch Bundesratöverorbnung. 2. Hinterbliebenenverfiche- 
rung. 3. Einführung von Lohnbüdhern für die Hausgewerbetreibenben, aus denen auch 
der an bie Bmilchenmeifter gezahlte Lohn erſichtlich iſt. 4. Behördliche Liftenführung über 
die Hausgewerbetreibenden (Meldung durch die Zwiſchenmeiſter an bie Gewerbeinſpeltion 
5. Wohnungsinfpeltion durch Wohnungsinfpeftoren. 6. Ausdehnung ber Gewerbeinipeltion 
auf das Hausgemwerbe unter entiprechender Vermehrung ber weiblichen Beamten. 7. Ber- 
bot der Mitgabe von Arbeit nad Haufe an eine Werkftattarbeiterin. Heimarbeiterinnen und 
Hausgewerbetreibenden, die als ſolche durch behördliche Liftenführung ausgewiejen find, 
muß eine vorübergehende Arbeit in ber Werkſtatt geftattet werden. 8. Förderung von 
Tarifverträgen mit dem Endziel obligatorifcher Mindeftftüdlohntarife, bie nach Bedarf vor 
Beginn jeder Saifon zu vereinbaren find. 


Er ift jeit dejfen Begründung dem Gejamtverbande der dhrit- 
fihen Gewerkſchaften angeſchloſſen und hat regelmäßig an deren Zu- 
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jammenfünften, jowie an den beiden in Frankfurt a. M. und Berlin 
abgehaltenen „nationalen Arbeiterfongrejjen‘ und dem Frankfurter Woh- 
nungskongreß teilgenommen. Der Verein gewährt feinen Mitgliedern die 
in den Saßungen bezeichneten Vorteile, hat aud) einen Nähmaſchinen— 
fonds eingerichtet und mit Lieferanten von Nähmaschinen Begünftigungs- 
verträge abgeſchloſſen. Sein Hauptbejtreben ift auf die Verbejjerung der 
Lohnverhältniffe, insbejondere durch Vereinbarung von Tarifverträgen, ge- 
richtet. Es ijt ihm bisher in Berlin, Breslau, Kafjel und Königs- 
berg gelungen, jolche abzufchließen, auch hat er durch Berhandlungen 
mit den Arbeitgeberverbänden in M.-Gladbach und Rheydt Feſtſetzung 
einheitlicher und erhöhter Löhne für den niederrheiniihen Konfektions- 
bezirk erzielt. An Streiks hat er jich bisher nicht beteiligt, doch hat er Die 
Streif3 der chriftlihen Schneider, Tertilarbeiter, Schuh- und Leder— 
arbeiter, Tabafarbeiter und Metallarbeiter, ſowie den großen Bergarbeiter- 
ftreif im Ruhrgebiet durch Geldmittel unterftügt. 

Die Mitgliederzahl, die am 1. Januar 1901 erſt 342 betrug, war am 
1. $anuar 1902 J— 896, am 1. April 1902 auf 1205, am 1.April 1905 
auf 3143 und am 1. Januar 1908 auf 5357 in 70 Gruppen geftiegen. 


Obgleich, wie bemerkt, der Gemerkverein der Heimarbeiterinnen die 
einzige Organijation ift, in der die Heimarbeiter, wenngleich unter Führung 
und Anregung von Angehörigen anderer Stände, bie — ihrer ſozialen 
Lage in die Hand genommen haben, ſo hat doch das Elend der Heimarbeit 
dazu geführt, daß die ſich gegenſeitig bekämpfenden gewerkſchaftlichen Organi— 
ſationen ſich zu einer wertvollen gemeinſamen Tätigkeit zuſammengefunden 
haben, die, wie alles, was in der Richtung dieſes unabweisbaren letzten 
Zieles geſchieht, ein beſonderes Intereſſe beanſpruchen. Im Frühjahr 1904 
faßte die Generalkommiſſion der Gewerkſchaften den Beſchluß, einen allge— 
meinen Heimarbeiterſchutzkongreß zu veranſtalten. Aber obgleich die 
öffentlich erlaſſene Einladung ſich an alle „ohne Rückſicht auf politiſche oder 
religiöſe Anſchauungen oder Organiſationszugehörigkeit“ richtete, die das 
Mandat einer öffentlichen Verſammlung aufweiſen könnten, wurde ſowohl 
von den chriſtlichen Gewerkſchaften, wie von den Hirſch-Dunckerſchen Gewerk— 
vereinen die Beteiligung Gern Dagegen leijteten verſchiedene bürger- 
lihe Sozialpolitifer, die Gejellichaft für joziale Reform, dad Bureau für 
Sozialpolitik und zahlreiche Frauenvereine der vie Folge. Dieje 
Beteiligung fam aud) auf dem am 7./9. März 1904 in Berlin abgehaltenen 
Songreb infofern zum Ausdrud, al3 das Bureau und die Kommiljionen 
mit Vertretern der verjchiedenen Richtungen bejegt wurden. Mit dem 
Kongrejie war eine Heine Ausftellung von Erzeugnijjen der Hausinduftrie 
verbunden. 

Schon während des Kongreſſes wurde von bürgerlicher Seite der 
Wunſch geäußert, die Heine Ausftellung auszubauen und weiteren 
Kreijen zugänglid” zu machen. Aber diejer Vorſchlag, ebenjo wie der 
weitere, eine Sommiffion zur dauernden Bearbeitung der Heimarbeiter- 
frage einzufegen, jcheiterte an dem Widerjtande der Generallommiijion, 
die zu ſolchen Dingen fein Mandat zu haben behauptete. Troßdem wurde 
der Gedanke nicht aufgegeben, und als Profeſſor Francke im Dftober 1904 
ſich mündlich mit dem Vorſitzenden der Generalkommiſſion, Zegien, in 
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Verbindung jegte mit dem Borjchlage, gemeinfam mit dem Bureau für 
GSozialpolitif eine umfajjende deutihde Heimarbeitsaugftellung zu 
veranjtalten, um durch praftiihen Anjhauungsunterricht den meitejten 
Kreifen der Bevölkerung das Elend der Hausinduftrie vor Augen zu 
führen, jand er mit feiner Anregung günftige Aufnahme. Im Dezember 
1904 erhielt er dann die Nachricht, daß auf die veranitaltete Umfrage 
18 Gewerkichaften, in deren Gewerben SHeimarbeiter bejchäftigt würden, 
dem Plane zugejtimmt hätten. Brofejjor Frande Hatte jich inzwijchen 
auch mit den chriftlihen und Hirfch-Dunderjchen Organijationen, ſowie 
mehreren Frauenvereinen in Verbindung gejegt und zujagende Antworten 
erhalten. Als er bei einer Ende Dezember 1904 abgehaltenen Beſprechung, 
an der zunächſt nur Vertreter der freien Gewerfichaften und bürgerliche 
Sozialreformer teilnahmen, und bei der der Plan der Ausftellung in jeinen 
Grundzügen feitgeitellt wurde, mitteilte, daß er auch die anderen Organi— 
fationen eingeladen habe, erflärte Legien im Namen der freien Gewerk— 
Ichaften, daß dieje, troß ihres prinzipiellen Gegenjages, gegen ein jolches 
Bufammengehen in einzelnen beftimmten Fällen, zu denen der vorliegende 
gehöre, nicht einzumenden hätten. In einer im Februar 1905 ab- 
gehaltenen Sitzung, an der nunmehr auch die Vertreter der chriftlichen 
und Hirſch-Dunckerſchen Vereine teilnahmen, wurde zur Vorbereitung der 
Austellung ein Kuratorium von 42 Mitgliedern eingejeßt, von denen 
18 der freien, 5 der chriſtlichen, 5 der Hirſch-Dunckerſchen Organijation 
und 14 den Frauenvereinen, jowie den bürgerlichen Sozialreformern an- 
gehörten. Ein engerer Ausſchuß von 16 ak wurde aus 8 Vertretern 
der freien, je 1 chriftlichen und Hirſch-Dunckerſchen und 6 Vertretern der 
Frauenvereine und bürgerlichen Sozialreformer gebildet. Vorjigende waren 
mit gleihen Rechten Profejjor Frande und Saſſenbach, Mitglied der 
Generallommijfion. Dieje beiden Organe haben dann ein volles Jahr 
hindurd) zujammen gearbeitet, ohne daß außer geringfügigen Reibungen 
irgendwelche Streitigfeiten entjtanden wären. 

Auc während der Ausftellung jelbit, die vom 17. Januar bis 25. Fe— 
bruar 1906 dauerte, und an der ſich im legten Augenblide noch der „Ver— 
band katholiſcher Arbeitervereine (Sit Berlin)“ beteiligte, ift e3 niemals 
zu ernjteren Konflikten gefommen. 

Nach Beendigung der Ausftellung und unter dem Cindrude der Be- 
friedigung über die wertvolle gemeinfame Arbeit, deren Bedeutung in 
ganz Deutichland anerkannt wurde, bejtand bei den meijten Mitgliedern 
des Kuratoriums Neigung, einen dauernden Ausſchuß für die Heimarbeiter- 
frage einzujeßen. - wurde angeregt, den bei der Ausjtellung erzielten 
Überihuß von 5921 M. als Fonds für künftige ähnliche — aa 
anzulegen. Aber in der von den beteiligten Vertretern der freien Ge— 
werkſchaften abgehaltenen Beratung wurde mit 14 gegen 2 Stimmen 
beſchloſſen, dieſen Vorſchlag abzulehnen, da ein dauerndes Zuſammen— 
arbeiten wegen des Gegenſatzes in den politiſchen Anſchauungen unmöglich 
ſei, womit nicht ausgeſchloſſen werden ſolle, jederzeit wieder zur Be— 
kämpfung der Heimarbeit eine gemeinſame Aktion zu unternehmen. Darauf— 
hin wurde von dem Kuratorium die Teilung des Überſchuſſes in der 
Weiſe beſchloſſen, daß die eine Hälfte der Generalkommiſſion, die andere 
dem Bureau für Sozialpolitik zufiel, das dieſe Summe den chriſtlichen G., 
den deutſchen G.-B. und den katholiſchen Fachabteilungen nach dem Ver— 
hältnijje ihrer Beteiligung übermwies. 
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Den Mut, die praktiſche Förderung der Arbeiterinterejjen entjchlojjen 
über das Barteidogma zu jtellen, haben leider die Führer der jozialijtijchen 
Gewerkſchaften bisher nod) nicht gefunden. 

Obgleich man die große Bedeutung der Berliner Austellung allge- 
mein anerkannte, jo wurde doch gegen jie der Einwand erhoben, daß das 
gejammelte Material ausjchließlidh aus den Kreijen der Arbeiter ſtamme 
und deshalb die Gefahr der Einjeitigfeit bejtehe. Um einerjeit3 das Inter— 
ejje an der Regelung der Heimarbeit weiter zu beleben, andererjeit3 den 
bezeichneten Bedenken entgegenzutreten, wurde in Frankfurt a. M. der 
Gedanke angeregt, eine Wiederholung der Ausjtellung in der Weije 
zu veranjtalten, daß zu ihr auch die Unternehmer herbeigezogen würden. 
Außerdem jollte da3 Gebiet auf die Rhein- und Maingegend beichränft 
werden. Ein in der Stadtverordnetenverjammlung vom 20. Februar 1906 
geitellter Antrag, jeitens der ftädtiichen Behörden die Sade in die Hand 
zu nehmen, wurde angenommen. Der Magijtrat lehnte freilich diejen Weg 
ab, erflärte jich aber bereit, da3 Unternehmen, falls ſich dafür andere Kreiſe 
finden jollten, zu unterftügen. Nachdem dann die von dem Freien deutjchen 
Hodjtift gegebene Anregung bei dem Sozialen Mujeum, der Akademie 
und der Handelfammer entgegentommende Aufnahme gefunden hatte, 
wurde Anfang April 1906 der Hauptausſchuß eingejegt, dem e3 nad) langer 
Borarbeit gelang, die Augjtellung am 31. März 1908 zu eröffnen, die dann 
bis zum 18. Juni 1908 dauerte. 

Sn dem Hauptausjchujfe waren jtaatlihe und ſtädtiſche Behörden, 
Handeläfammern, PBrofefjoren, Baftoren ebenjo vertreten, wie die Indu— 
ftriellen und die Arbeiter. Man legte dad Hauptgewicdht darauf, daß alle 
Anihauungen zur Geltung gebracht würden. Die Arbeitervertreter waren 
nad) den Vorfchlägen Der Gewerkſchaften ausgewählt. Im übrigen hatten 
bie legteren jich nicht mit Geldmitteln beteiligt, jondern auf Beihilfen durch 
ſtatiſtiſche Ermittelungen bejchränft, während der Garantiefonds von 
60000 M. von den Städten, Handeläfammern, Induſtriellen uſw. auf- 
gebracht war. 

Um eine durchaus unparteiiihe Tätigkeit zu gemährleiften, war die 
Sammlung des Materiald in die Hände von Fachausſchüſſen gelegt, die 
aus je einem Vertreter der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer unter Lei- 
tung eines wijjenjchaftlic gebildeten Unparteiifchen beftanden. Sowohl 
die Arbeitgeber, wie die Ber blchenen gewerfichaftlichen Richtungen haben 
in diejen Ausſchüſſen in durchaus harmonijcher Weije zufammengearbeitet. 


X. Die Dienitboten‘). 


Bielleicht bei feinem Stande macht ſich der Übergangscharakter unjerer 
Zeit jo ftarf geltend, wie bei den Dienjtboten. Vor hundert Jahren 
gehörten fie, wenigjtens in den breiten Schichten de3 Mittelftandes, zu 
dem erweiterten Familienkreiſe. Damit war von jelbjt gegeben, daß die 





1) So zahlreih die Schriften jind, die fi mit der fozialen Lage der Dienftboten 
befchäftigen und Borfchläge aller Art zur Beſſerung machen, jo —— iſt die Literatur 
über die Organiſation. Am meiſten Material bietet O. Stillich: Die Lage ber weiblichen 
Dienftboten in Berlin, Berlin 1902, Ebelheim, und 9. v. Gerlah: Die Dienftbotenbewegung 
in Berlin, in der „Zeit“ vom 7. Aprif 1900, Nr. 288. 
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mit der Stellung nun einmal unvermeidlich verbundene perjönliche Ab- 
hängigfeit und Unterordnung weniger, al3 e3 jonft der Fall fein müßte, 
al3 drüdend empfunden wurde. Selbſt die Vorſchrift der meijten Gefinde- 
ordnungen, die den Herrſchaften gegenüber minderjährigen Dienftboten 
ein mäßiges Züchtigungsrecht einräumt, erjcheint unter ſolchen Voraus— 
jegungen nicht jo fremdartig, wie bei den modernen Verhältniſſen. Es 
handelte ji) um einen Reſt der alten Hörigfeit, die noch in ihren legten 
Nachwirkungen zutage trat. 

Heute find diefe Grundlagen in wichtigen Punkten verjchoben. Die 
joziale Differenzierung, die jomwohl in den Bildungs-, wie in den äußeren 
Bebenäverhäftnirfen hervortritt, ift wejentlich größer geworden, als damals. 
Außerdem ift in der Zeit de3 allgemeinen Stimmrecdt3 die Neigung zur 
Unterordnung und zu ftillem Gehorfam auch auf privatem Gebiete natur» 
gemäß in allen reifen geringer, ald damals, wo ed noch feine Staat3- 
— ſondern nur Untertanen gab, die keine Rechte, ſondern nur Pflichten 

atten. 

Daß es vorwiegend dieſe ideellen Faktoren geweſen ſind, die die 
moderne Dienſtbotenbewegung hervorgerufen haben, tritt am deutlichſten 
darin hervor, daß in ihr durchaus nicht etwa die Lohnfrage im Vorder— 
grunde fteht, ſondern vielmehr Forderungen, die alle in letzter Linie auf 
größere Unabhängigkeit und menjchenwürdigere Eriftenz hinauslaufen. Die 
wichtigſten derjelben find: Aufhebung der Gejindeordnung und Unter- 
ftellung der Dienftboten entweder unter da3 allgemeine Vertragsrecht des 
Bürgerlichen Gejegbuches oder die Gewerbeordnung, Erjegung der Dienit- 
bücher durch Zeugniffe, die nur auf Verlangen zu erteilen jind, bejjere 
Aufenthalt3- und Sclafräume und Kontrolle derfelben durdy die Be— 
hörden, Bejeitigung der jegigen ungemefjenen Dauer der Arbeitszeit und 
Einführung von Vorſchriften über Beginn und Ende derjelben nebſt Baujen 
und Gewährung von Zeit für Erholung und Vergnügen, Koalitionsrecht 
und Einbeziehung in die ftaatlihe Kranken- und Unfallverfiherung, Ein- 
rihtung fommunaler und paritätifcher Stellennachmweife. 

Man wird diefe Forderungen in ihrer Grundricdhtung als berechtigt 
anerfennen müjjen. Die frühere, dem Berhältnijje der Eltern zu den 
Kindern nachgebildete Stellung der Herrfchaft Hatte zu ihrer Voraus— 
ſetzung perſönliche Beziehungen rein menjchlicher Art zu den Dienit- 
boten, wie fie infolge der veränderten Lebensgewohnheiten, wenigſtens 
in den größeren Städten, immer mehr verjchwinden. Jedenfalls muß 
ein Gejeg, wie die preußijche Gejindeordnung von 1810, das unter völlig 
anderen Berhältnifjen erlajjen wurde, al3 fie heute bejtehen, als Fremd— 
förper in unjerer jozialen Ordnung empfunden werben. 

Db die Bejjerung am beiten auf dem Wege der Gejeßgebung oder 
mit den Mitteln der Gelbithilfe zu bejchaffen Pe, mag zweifelhaft fein. 
Wir haben es hier nur mit den leßteren zu tun. Unter ihnen aber jteht 
die Organifation ber PDienftboten an erjter Stelle. Sie findet 
in ben verjchiedenften Umftänden ſehr große Hindernijfe. Unter den Dienit- 
boten bilden die weiblichen die weitaus größte Zahl!). Sit nun jchon 
an ſich die Organifation der Frauen jehr viel jchwieriger?), al3 die der 


1) Nach ber Berufszählung von 1895 gab es unter insgeſamt 1339000 Dienftboten 
1314000 weibliche. 
N) Vgl. darüber ©. 201. 
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Männer, jo ift die bei ben Pienftmäbchen in um jo höherem Grade 
der Fall, weil fie — und zwar glüdlicherweije bisher noch immer mit 
Recht — die Verheiratung al3 das natürliche Sebenzziel anjehen und deshalb 
die Dienftftellung al3 eine bloße ——— betrachten. Außerdem 
fehlt den in den einzelnen Haushaltungen iſolierten Mädchen die in den 
Fabriken gegebene leichtere Form der gegenſeitigen Berührung und Ver— 
ſtändigung, während der Beſuch von Verſammlungen ſchon dadurch ſehr 
erſchwert iſt, daß für ſie am Tage keine Zeit iſt, nächtliche — 
künfte aber auf natürliche Bedenken ſtoßen. Auch ſtehen die meiſten Dienſt— 
mädchen in jugendlichem Alter, und es fehlt deshalb meiſt an autoritativen 
führenden Perſönlichkeiten. Endlich ſteht, wohl unter dem Einfluſſe aller 
dieſer Umſtände, die öffentliche Meinung bisher noch der Bewegung durch— 
aus ablehnend gegenüber. 

Die erſten Schritte, ſich der Dienſtboten — find von kirch⸗ 
lichen Kreiſen geſchehen. Beſchränkte man ſich auf evangelifcher Seite 
auf die Gründung allgemeiner Jungfrauenvereine, I wirkten katholiſche 
Geiftlihe jchon früh im Sinne einer Sonderorganijation. Der Pfarrer 
Joſef Weiß rief am 1. März 1856 den Marienverein und mit Dejjen 
Hilfe am 12. Dftober 1856 die Marienanftalt in München ind Leben mit 
dem Zwecke der Erziehung und Ausbildung, der Fürjorge und Verpflegung, 
jowie der Gtellenvermittlung für meibliche Dienftboten. Auf Anregung 
de3 Biſchofs v. Ketteler wurden in Mainz, Augsburg, Köln, Düfjeldorf, 
Bamberg, Konftanz und anderen Städten Marienhilfsvereine mit ähnlichen 
Aufgaben geichaffen, von denen 1906 90 mit 40 Hofpizen bejtanden. 

Uber obgleich diefe Vereine neben religiöjfen und humanitären auch 
wirtichaftliche Zwecke verfolgten, jo trugen fe doc durchaus dharitativen 
Charakter und ließen der Gelbjtbetätigung der Beteiligten wenig Spiel- 
raum. 

Eine eigentlide Dienjtbotenbewegung trat zuerjt hervor in 
Berlin, wo im Sommer 1898 zahlreiche — — ab⸗ 
gehalten wurden, die in den Tageszeitungen einen Sturm der Entrüſtung 
und des Hohnes hervorriefen und die erſchreckten Hausfrauen zu ener— 
giſchen Gegenmaßregeln anregten, indem ſie durch einen öffentlichen Aufruf 
aufforderten, Dienſtmädchen, die ſich an dieſen Verſammlungen beteiligten, 
ſofort zu entlaſſen. Die Bewegung ſtand hauptſächlich unter dem Einfluſſe 
der nationalſozialen Politiker v. Gerlach und Weinhauſen, ſowie des Jour— 
naliſten Perlmann. Der letztere trat dem ſchon ſeit 1889 beſtehenden 
„Unterſtützungsverein der Dienerſchaft Deutſchlands“ bei 
und ſuchte in ihm Einfluß zu gewinnen, rief auch am 31. Juli 1898 
ein eigenes Organ ins Leben, das anfangs „Berliner Dienſtbotenzeitung“ 
hieß, * dann „Unſer Blatt” nannte und ſchließlich den Namen: „Die 
Hausgehilfin‘“ annahm. Aber e3 fam bald zwiichen ihm und dem Bereind- 
porjigenden, dem Diener Schröder, zu einem Konflikte, und er gründete 
deshalb am 12. Dftober 1899 den „Hilfsverein für weibliches 
Hausperfjonal”, der dem Schröderfchen Verein die beiten Kräfte entzog, 
jo daß diefer bald zu völliger Bedeutungsloſigkeit herabjant. 

Der neue Berein bezwedt „bie materielle unb geiftige Hebung feiner Mitglieder” 
durch folgende Mittel: 1. Gewährung von Unterftägung bei längerer unverjchuldeter Stellen- 
lofigleit, anbauernder Krankheit und Todesfällen; 2. Rechtsſchutz bei Streitigkeiten; 3. Un- 
firebung guter Urbeitöbedingungen; 4. unentgeltlichen Arbeitsnachweis; 5. Unterricht3abende 
und Borträge; 6. Errichtung eines Heims für die im Haushalte tätigen Perfonen, ſowie 
Gründung einer Altersunterſtützungskaſſe; 7. Gewährung von Darlehen. 

Rulemann, Berufövereine. II 27 
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Beichränkte der Perlmanniche Verein jeine Mitgliedichaft auf Dienjt- 
boten, jo jtand dagegen ber durch v. Gerlach und den von ihm beeinflußten 
Sournaliften Rogge am 1. Zuli 1900 gegründete „Verein Berliner 
Dienftherrfhatten und Dienftangeftellten“!) auf dem Stand- 
punkte der gemeinfamen Organijation. 

Er bezweckte nad ber legten Faſſung der mehrfach geänderten Saßungen, „ben 
Arbeitgebern Dienfte guter —— zu vermitteln, die Angeſtellten in guter Arbeit 
ſicherzuſtellen und beide Teile mit Rat und Tat zu unterſtützen. Dieſer Zweck ſollte erreicht 
werden durch folgende Mittel: 1. den für die Mitglieder unentgeltlichen Stellennachweis; 
2. die Förderung der beruflichen Ausbildung der aa: 3. die Hilfskaffe für 
Hausangeftellte; 4. den Ausgleich etwa entjtehender Streitigkeiten, ſowie Rechtsſchutz; 
5. bie Pflege edler Gejelligkeit. 

Aber dad Zujammenmirken von Herrichaften und Dienftboten führte 
zu großen Schwierigkeiten. Vielfach beteiligten fich ſolche Hausfrauen, 
die Feinerlei jozialen Sinn hatten, und gerade deshalb, weil fie feine Dienit- 
boten befommen fkonnten, von dem Stellennachweiſe des Vereins Hilfe 
erhofften. Andererſeits fanden vielfach bei den gemeinjamen Gitungen 
die Dienſtmädchen nicht den paffenden Ton, jo bat e3 zu Konflikten fam. 
Eine Bejjerung jchien einzutreten, al3 man in der Perſon einer warm— 
herzigen und weitblidenden Hausfrau, Regina Deutſch, eine vorzügliche 
erfte Vorſitzende gefunden hatte; aber jchließlich gelang es doch auch ihr 
nicht, zu hindern, daß daS beiderjeitige Verhältnis jich immer unbefriedi- 
geitaltete, und insbejondere die Hausfrauen ſich nur in geringem 

aße beteiligten, jo daß der Schwerpunft einfeitig zugunften der Dienenden 
verichoben wurde. 

Aber obgleich bei dem „Hilf3verein für das ae Haus— 
perſonal“ dieſe Schwierigkeiten wegfielen, da er ausſchließlich aus Die— 
nenden beſtand, ſo konnte er noch weniger zur Blüte gelangen, als ſeine 
Konkurrenzorganiſation, und ſo — man ſich im Februar 1904 zur 
Verſchmelzung beider. Anfangs ſchien es, als ob man damit einen Auf— 
ſchwung erzielen würde, ja, man konnte ſogar ein monatlich erſcheinendes 
Vereinsblatt begründen. In einer an den Reichstag gerichteten Petition 
forderte man die Unterftellung der Dienftboten unter die Kranken- und 
Unfallverfiherung. Aber das Berjtändnis für die Dienjtbotenbewegung 
war doch noch zu wenig fortgejchritten, um auf die Dauer Erfolge zu 
haben. Nicht allein die Preſſe blieb auf ihrem ablehnenden Standpunfte 
jtehen, jondern auch die moderne Frauenbewegung beſchränkte ſich darauf, 
die Notwendigkeit der Abhilfe unter eigener Beteiligung der Dienjtboten 
theoretiich anzuerkennen. In dem Berliner Frauenverein“, auf dem 
Verbandstage der fortjchrittlichen Frauenvereine”, im „Bunde deutjcher 
Frauenvereine‘” und auf dem „internationalen Frauenkongreſſe“ wurden 
Vorträge über da3 Thema gehalten. Aber, wie Frau Deutſch berichtet, 

elang e3 ihr nicht, Kräfte für die praftifche Arbeit zu gewinnen, obgleid 
bie darauf hinmwies, daß in Ermangelung ausreichender Unterjtügung aus 
bürgerlichen Kreifen der Verein in die Hände der Sozialdemokratie ge- 
langen würde. Dieſe Vorherfagung ging in Erfüllung In einer ım 
Frühjahr 1906 abgehaltenen VBerfammlung, die von dem Verein in Gemein— 
ſchaft mit jozialdemofratiichen Frauen einberufen war, und in der der 


1) Das Material babe ich teild dem Buche von Stillih entnommen, teild verdanke ich 
es rau Regina Deutfh, Frau Sophie Sußmann und Fräulein Ida Baar in Berlin. Die 
legtere hat meine Bitte um Auskunft über die neuere Entwidlung des Bereind abgelehnt, 
ba fie feine Zeit dazu habe. 
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Abgeordnete Stadthagen referierte, beging die Leiterin die Taktloſigkeit, 
bie Berjammlung mit einem Hoc auf die Sozialdemokratie zu jchließen. 
Frau Deutjch forderte in einer Vorſtandsſitzung Mißbilligung diejes Ver- 
fahrens. Als dies mit Stimmenmehrheit abgelehnt wurde, legte jie den 
Vorſitz und die Leitung des Blattes nieder. 

In der Generalverjammlung am 31. Januar 1907 ließ man dann 
auch die frühere paritätifche Organifation fallen und beichloß, die Mitglied- 
ihaft auf Perjonen zu bejchränfen, „die in häuslichen Dienften gegen 
Lohn beichäftigt find“. Demgemäß wurde ber Name: „Verein für die 
Snterejjen der Hausangeftellten“ angenommen. Yür den Vorjik 
fand jich aus dem reife der Dienenden feine zur Annahme desjelben 
bereite Berjönlichkeit, und fo wählte man Fräulein Ida Baar, doch wurden 
bie übrigen Stellen des Vorſtandes mit Dienftboten bejebt. 

Der Verein will nicht ala ee. betrachtet werden. Er 
hat die frühere Petition * der Kranken- und Unfallverſicherung wieder— 
N auch eine Darlehenstajfe eingerichtet, doch mußte dieje ſchon nad 

tzer Zeit wegen geringer Beteiligung wieder aufgelöft werden. Da- 
gegen hat er einen Vertrag3entwurf ausgearbeitet, dejjen Benugung er 
en Dienjtboten empfiehlt, und der bezwedt, das Verhältnis zwiſchen Herr- 
ichaften und Dienjtboten unter Ausſchließung der ————— zu 
regeln. Der Verein zählte am 1. April 1908 450 Mitglieder und beſitzt 
eine eigne „Monatsſchrift“. — 

Seitens der freien Gewerkſchaften iſt man der Organiſation der 
Dienſtboten erſt in neueſter Zeit näher getreten; außerdem hat ſich dabei 
ein Streit zwiſchen der Partei und den Gewerkſchaften entwickelt. 

Die erſte Organiſation der Dienſtboten, die auf dem Boden der freien 
Gewerkſchaften ſteht, iſt der am 18. März 1906 von dem Arbeiterſekretariat 
Nürnberg gegründete „Verein der Dienſtmädchen, Waſchfrauen, 
Putzfrauen, Zugeherinnen uſp. für Nürnberg und Um— 
gebung”!). 

Er bezwedt, „die Gejamtlage der dienenden weiblichen Perſonen in rechtlicher, 
wirtfchaftlicher und jozialer Hinſicht zu heben‘. 

Als Mittel zur Erreichung biefes Zweckes werden bezeichnet: 1. aufflärende Vorträge 
in Berfammlungen über die jeßige Lage und bie anzuftrebenden Ziele ber Dienenben; 
2. koftenloje Ausklunftserteilung; 3. Pflege der Gejelligfeit; 4. Gewährung einer Stranlen- 
unterftügung; 5. foftenlofe Stellenvermittlung; 6. obligatorifhe Einführung der „Gleichheit. 

Yufnahmejähig ift jede weibliche Perfon über 16 Jahre. Der Beitrag beträgt 
monatlih 25 Pf. 

Der Berein bejigt eine Kranfenunterftügunggfaffe. Er zählte am 
31. Dezember 1906 346 Mitglieder. 

In Hamburg ift man diejem Vorbilde gefolgt, indem am 20. November 
1906 der „Berein der Dienftmädden, Waſch- und Scheuer- 
frauen ujw. für Hamburg, Altona und Umgegend“ gegründet 
mwurde?). 

Der Zwed bed Vereins if, die Gejamtlage ber dienenden meiblichen Perſonen in 
rechtlicher, wirtſchaftlicher und ſozialer Hinſicht zu heben. 

Dieſen Zweck ſucht der Verein zu erreichen durch: 1. aufflärende Vorträge in Ver— 
ſammlungen über bie jetzige Lage und die anzuſtrebenden Ziele der Dienenden; 2. loſtenloſe 


1) Das Material verdanke ich ber Bereindvorjigenden, Fräulein Helene Grünberg in 
erg. 
2) Das Material verdanke ich ber Sekretärin des Bereind, Fräulein Helene Rolfs in 


Hamburg. 
27% 
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Auskunftserteilung; 3. Pflege ber Geſelligleit; 4. Gewährung von Rechtsſchutz; 5. loſten⸗ 
loſe Stellenvermittlung; 6. obligatorifhe Einführung ber " Sleichheit“. 

Aufnahmefähig find alle weiblichen Perjonen über 16 Jahre. Der Beitrag beträgt 
monatlih 30 Pf. VBereindorgan ift „Die Gleichheit”. 

Die Gründung ging aus von ben „politiſch!) tätigen Frauen Ham- 
burgs“, die dem Verein auch einen einmaligen Zujhuß von 1000 M. aus 
den Überſchüſſen der „Gleichheit“ gewährten. Die Haupttätigkeit des Ver— 
eind hat bisher in der Schaffung eines unentgeltlichen Stellennachweijes 
beitanden, der am 18. Februar 1907 eröffnet wurde. 

Die Mitgliederzahl des Vereins, die bei der Gründung 700 betrug, 
war am 1. Juli 1908 auf 2800 geftiegen. Die Gejamtzahl der in Hamburg 
beijchäftigten Dienſtmädchen wird nr 39000 gejchägt. 

Die Generallommijfion der Gemerkichaften Hatte jich freilich jchon 
mehrfad mit der Frage ai ob e3 möglich jei, Dienjtbotenorgani- 
jationen mit gewerkſchaftlichem Charakter zu gründen und eine Zentrali- 
ſation für Deutfchland zu jchaffen, fich aber darauf beſchränkt, im Oktober 
1906 die Gemerfichaftöfartelle der größeren Städte zu lokalen Berjuchen 
aufzufordern. Dabei jollten überall die Satungen de3 Nürnberger Vereins 
zugrunde gelegt werden. Erjt nad) Sammlung von Erfahrungen wollte 
man bie Bene einer gr rein enticheiden. Darauf wurden 
an 20 Orten, in3bejondere in München, Mannheim, Frankfurt a. M., 
Leipzig, Jena, Köln, Hamburg, Königsberg, Bremen, Düfjeldorf, Hannover, 
Breslau, Stuttgart, Straßburg, Heidelberg Dienftbotenvereine nad) dem 
Borbilde von Nürnberg gegründet, die Ende 1907 etwa 4—5000 Mit- 
—— zählten. In weiteren 30 Städten iſt ein gleiches Vorgehen ein— 
geleitet. 

Im Herbſt 1907 wurde von der Vertrauensperſon der ſozialdemo— 
kratiſchen Frauen Deutſchlands, Ottilie Baader, in Gemeinſchaft mit dem 
en des Berliner „Vereins für die Intereſſen der Hausangeitellten‘ 
eine öffentliche Einladung zur Beihidung einer außerordentlichen Fr auen=- 
fonferenz erlajjen, die am 19. November 1907 in Berlin im Anſchluß 
an ben jozialdemofratijhen „Preußentag“ ftattfinden und ſich ausſchließlich 
mit der Dienftbotenorganijation bejchäftigen jollte. Die Generallommiljion 
lehnte die Aufnahme der bezüglichen Erklärungen in das „Korreſpondenz— 
blatt“ ab und nahm gegen den Plan öffentlich Stellung unter Hinweis 
darauf, daß die Angelegenheit um jo mehr den Gewerkichaften zufalle, 
al3 die Gemwerkichaftsfartelle in Verbindung mit der Generallommijjion 
unter Aufwendung erheblicher Geldmittel bisher die bezügliche Arbeit ge- 
leiftet hätten. Es bedeute deshalb ein Unrecht gegen * eine Konferenz 
berufen, ohne mit den gewerkſchaftlichen Organen ſich zu verſtändigen. 

brigens würde die ſchwierige Aufgabe der Dienſtbotenorganiſation über- 
haupt nicht gelöſt durch Konferenzen, Referate und jchöne Rejolutionen, 
londern Dar praftijhe und mühevolle Kleinarbeit an den einzelnen Orten. 
Durch PVerjammlungen würden höchſtens die Gegner —— gemacht 
und zu Kampfmaßregeln angeregt. Für die Bentralilation fei die Bewegung 
noch durchaus nicht reif. Eine mündliche er bei der jeiten3 der 
Generalfommiffion darauf Hingemwiejen wurde, daß eine Konferenz der 
jozialdemofratiihen Frauen da3 allerungeeignetfte Mittel jei, einen 

entralverband der Dienſtboten ins Leben zu rufen, führte zu feiner Ber- 

ändigung. Die Generalkommiſſion lehnte vielmehr auch ab, den Verein 


1) d. h. fozialbemofratifch. 
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der Hausangeftellten an die Organifation der Gewerkſchaften anzufchließen. 
Die Folge waren jehr jcharfe gegenjeitige öffentliche Erklärungen. 

Auch der Nürnberger Verein lehnte öffentlich die Beteiligung ab, 
forderte Zurüdziehung der Einladung und empfahl, falls diefem Wunjche 
nicht ftattgegeben werden jollte, den übrigen Vereinen, die Konferenz nicht 
gu beihiden, da da3 Recht zu deren Einberufung lediglich der General- 
ommijjion zuſtehe. 

Trogdem hat die Konferenz am 19. November 1907 ftattgefunden. 
E3 mwurde eine Kommiffion eingejegt mit dem Wuftrage, die Zentral» 
organijation aller bejtehenden Dienjtbotenvereine in die Hand zu nehmen. 
Als Sitz derjelben wurde Hamburg bejtimmt. 

au dem am 22./27. Juni 1908 in Hamburg abgehaltenen G.-Ktongreß 
wurde nad) einem von der Arbeiterjefretärin Helene Grünberg in Nürn- 
berg gehaltenen Referat bejchlojjen, daß die Generalfommiffion die Ar» 
beiterjefretariate zur Gründung von Dienjtbotenvereinen auffordern und 
eine allgemeine Dienſtbotenkonferenz berufen jolle, auf der die Gründung 
eine3 Zentralverbande3 beraten werden joll. 

Auch die Hriftlihen Gewerkſchaften haben fich mit der Organi- 
jation der Dienſtboten bejhäftigt. In Münden bejtand jchon jeit längerer 
Beit ein „Unterftüßungsperein für männlide Herrſchafts— 
bedienſtete“. Dbgleich er neutral fein wollte, jo fam es doch zu leb- 
haften Kämpfen —— der ſozialiſtiſchen und der chriſtlichen Richtung, 
die ſich mehrere Jahre hinzogen. Schließlich gelang es, den Anſchluß 
an den „Zentralverband der chriſtlichen Hilis- und Trans— 
portarbeiter” durchzuſetzen, durch den der Verein mittelbar auch dem 
Gefamtverbande der chriftlichen Gewerkſchaften beitrat. Gleichzeitig wurde 
die Ausdehnung auf weibliche Dienftboten beſchloſſen und auf diejer Grund— 
lage der Verein im DOftober 1906 unter dem Namen: „Zentralverein 
der männliden und meibliden Herrjhaftsbedienjteten 
Deutſchlands“ neu begründet!). 

Aus den Satzungen ift folgendes Hervorzuheben: 

Der Verein, ber feinen Sip in Münden hat, bezwedt eine wirkfame Vertretung 
der Etanbesintereffen. Diejelbe erfolgt auf dem Boden ber beftehenden Geſellſchaftsordnung 
und im Rahmen ber driftl. Grundjäge; parteipolitifhe und konfeſſionelle Fragen bürjen 
in dem ®erein nicht erörtert werden. 

Mittel zur Erreihung des Zweckes find: 1. Auflflärung über die beftehenden Be- 
ftimmungen der Gejindeverordnungen der einzelnen Bunbdesftaaten, Förderung bed Ausbaues 
und Reformierung derjelben. Abhaltung von Berfammlungen mit Vorträgen über die foziale 
Gejepgebung, Hebung ber Dienftbotenfrage, Kontrolle des Schlafweſens, Regelung der Rubhe- 
zeit und Sonntagsruhe, Einführung unentgeltliher Stellenvermittlung und Aufklärung über 
Berufsfragen durch da3 Vereinsorgan. 2. Erjtattung von Gutachten und Eingaben an bie 
Parlamente, Pflege von Statiftilen über die Entlohnung, Wrbeitszeit, Sonntagsruhe uſw. 
3. Freier Beiftand und Nat durch die Vereinsleitung und deren Organe bei allen 
Berufs- und Nechtäftreitigkeiten, melde aus dem Pienftverhältniffe Hervorgehen. Freie 
Anfertigung von Scrijtftüden und Übernahme bei den jeiten® der Behörben zugelafjenen 
Vertretungen in allen Streitigleiten, die den Mitgliedern durch die Verſicherungsgeſetze, 
wie Stranfen-, Wlterd- und Invaliditäts-, Unfallfahen ufw. entftehen. 4. Die Mitglieder 
find jich bewußt, daß nur durch treue Pflichterfülung und Achtung vor ihren Herrſchaften 
das Recht zu einer Berbefjerung ihrer Lage erlangt wird. Bon diejen Grundſätzen geleitet, 
foll ein gutes Einvernehmen zwiſchen ben Bedienfteten und deren Herrſchaften gejichert fein. 
5. Den Mitgliedern wird unentgeltlich da3 Vereinsorgan, die „Gewerkſchaftsſtimme“, geliefert. 
6. Gewährung von Arbeitslojen- und Krankenımterftügung, ſowie Sterbegelb. 

Beitrittsberechtigt find alle im Privatdienft ftehenden Perſonen (Diener, Kutfcher, 


1) Das Material verdanke ich Herrn Redalteur Johannes Wolf in Münden. 
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Chauffeur, Hausmeiſter, Köchinnen, Zimmermädchen, Zugeherinnen) welche 1. auf poſitiv 
chriſtlichem Standpunkte ſtehen; 2. ſich eines ehrenhaften Rufes erfreuen; 3. das 16. Lebens 
jahr erreicht haben. 

Der Beitrag beträgt monatlid für männliche Mitglieder 1 M., für weibliche 50 Pſf. 
Ein Sentralvorftand befteht nicht, vielmehr find die Ortsvereine dem Bentralvorftande des 
„Sentralverbanbes der chriſtlichen Hilfs und Transportarbeiter‘ unterftellt. 

Der Verein gewährt jeinen Mitgliedern Unterftügung bei Arbeits- 
Iofigfeit, Krankheit und im Sterbefalle. Er fordert Abſchaffung der Dienit- 
bücher, Regelung der Ruhezeiten, Sonntagsruhe und Feſtſetzung freier 
Nachmittage, Abihaffung ber gewerblichen Stellenvermittlung, Einrichtung 
von Haushaltungsunterriht und Einbeziehung der Dienjtboten in bie 
Kranfen- und Unfallverfiherung. Er bejitt ein eigened Organ, die „Ge 
werkſchaftsſtimme“. 

Sn der erſten Zeit ſeines Beſtehens machte der Verein große Fort— 
fchritte, insbejondere wurden in München, Frankfurt a. M., Bremen, 
Wormd und .. Drtögruppen errichtet. Aber in den mah- 
gebenden katholiſchen Kreifen überwog die Anſicht, daß die Drganijation 
der Dienftboten nicht, wie es der Verein bezweckte, auf interlonfefjioneller 
und interjerueller Grundlage, ſondern getrennt nad Konfeſſion und Ge— 
ihledht erfolgen müſſe. Dies führte zu lebhaften Kremer greife un 
und Kämpfen, die zur Folge hatten, daß die Mitgliederzahl des Vereins 
ftark zurüdging und die Ortsgruppen Bremen, Worms und Ludwigshafen 
jih auflöjten. Seit dem Herbjt 1907 machte jedoch der Verein wieder 
Fortſchritte, in3bejondere ftieg die Mitgliederzahl der —— München 
von 161 am 1. Januar 1907 auf 613 am 1. Januar 1908. Der Zentral- 
verein hatte im Jahre 1907 eine Einnahme von 2331 M., eine Ausgabe 
von 1170 M. und einen Kaſſenbeſtand von 1162 M. 

Die ſchon erwähnte gegnerifhe Auffaſſung hat ihren Ausdrud ge- 
funden in der umfafjenden Gründung fatholiiher Dienftmädden- 
vereine. Die Anregung dazu gab teil3 der Charitasfurjus in Frank— 
furt a. M. im Oktober 1906, wo Pfarrkurat Stumpf in Stuttgart über 
die Dienftbotenfrage ein ausführliches Referat erftattete, teild der „Ka— 
tholiiche Frauenbund“, der im Mai 1906 den Beſchluß faßte, in dieſer 
Richtung vorzugehen. In der im November 1906 in München abgehaltenen 
Generalverjammlung wurde nad) einem von Frau Dr. Kleitner critatteten 
Referate allen 36 Zmeigvereinen die Gründung folder Vereine empfohlen. 
Noh im Dezember 1906 wurden in Münden 3 Vereine ind Leben ge- 
rufen und der jchon bejtehende Arbeiterinnenverein nad) Ausjcheidung der 
Arbeiterinnen in einen Dienjtmädchenverein umgewandelt. Die bezeich- 
neten 4 Vereine, die im Januar 1907 700 Mitglieder zählten, hatten dieſe 
Zahl am 1. Januar 1908 auf 1500 vermehrt. Bis zum 1. Juli 1908 waren 
noch fernere 4 Vereine mit 200 Mitgliedern hinzugefommen. Ihr gemein- 
jame3 Organ ift „Haus und Herb”. 

Aud in Baden, Eljaß-Lothringen und der Provinz Heljen-Nafjau 
jolgte man dem gegebenen Beijpiele. 

Man kam auch bald zu dem Wunfche, alle diefe Vereine zu einer 
Gejamtorganifation zufammenzufchließen, und bei einer am 12. April 1907 
in Stuttgart abgehaltenen Beiprehung von geiftlihen Präfides wurde 
der Diözefanpräfe Brudmayer in München mit der Einberufung einer 
RE SLINIERENG fatholijher Dienftmäddhenvereine be 
auftragt. 
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Dieje hat dann am 11. Juni 1907 in Karlsruhe ftattgejunden!). 
In dem Referate des Präſes Bruckmayer wurde ausgeführt, wegen des 
Umftandes, daß für viele Dienjtboten das „Tamilienhafte” Verhältnis ſich 
noch erhalten habe, daß ferner 90% der Dienſtmädchen ſich verheiraten 
und deöhalb ihre Tätigkeit nicht als Lebensberuf anjähen, daß endlich ein 
Drittel aller Dienſtmädchen N jeien, jei der wirtjchaftliche 
Machtkampf, wie ihn die gewerkichajtlihe DOrganijation bezwede, nicht am 
Plage. Ebenjo empfehle ſich nicht die Zufammenfafjung männlicher und 
weibliher Dienftboten, da, abgejehen von jittlihen Bedenken, deren 
Anterejjen verjchieden jeien. ie Verjammlung jtimmte diefen Aus- 
elander zu und beihloß die Gründung des „Berbandes fatho- 
liſcher Dienſtmädchenvereine“. 

Derſelbe hat ſeinen Sig in Münden und bezweckt: bie eifrige Verbreitung, die gegen- 
jeitige Förderung und die einheitliche Zeitung der Tatholifhen Dienftmädchenvereine. ufr 
nahme fähig ift jeder Fatholifhe Dienftmäbchenverein, der 1. die entworfenen Normal- 
fagungen in en wejentlihen Punkten zu den feinigen madt; 2. die Verbandsfagungen 
in vollem Umfange anerkennt; 3. dem betreffenden Diözefanverbande angehört. Der Verband 
gliedert fi in Didzefanverbände. Die Leitung — ber Hand des Vorſtandes, dem auch 
zwei Damen und zwei Dienſtmädchen angehören. r Ausſchuß beiteht aus dem Borftande, 
den Diözefanpräfides und Bertretern des Laienſtandes. In der Verbanbölonferenz find 
ſtimmberechtigt außer ben Mitgliedern des Ausſchuſſes die Präſides und je zwei Vertreter 
der Berbandövereine, von denen menigftend einer ein aftived Mitglied fein muß. jeder 
Verein hat auf je 100 Mitglieder eine Stimme. Der Berbandäbeitrag beträgt jährlich 
10 Pf. für jedes Mitglieb. Verbandsorgan: „Haus und Herb” ift allen Mitgliebern 
unentgeltlich zu liefern. 


Sn der Konferenz wurden zugleich die Normaljagungen jeitgeftellt. 
Aus ihnen ift folgendes hervorzuheben: 


Die katholiſchen Dienjtbotenvereine wollen: 1. Förderung bes religiöfen und fittlichen 
Lebend ber Hatholifchen weiblichen Hausbedienfteten; 2. bie berufli Ausbildung ber 
Mitglieder und ihre Vorbereitung auf den fpäteren Beruf ald Hausfrau und Mutter; 
ee ber mwirtichaftlihen und fozialen Lage bed Standes; 4. Pflege einer edlen Ge— 
elligfeit. 

Diefe Zwecke werben erftrebt: 1. durch lebendige Beteiligung am kirchlichen Leben, 
insbefonbere durch gemeinfchaftlihen Empfang der Hl. Sakramente; 2. durch regelmäßige 
Berfammlungen mit Borträgen religiöfen, fozialen und —— belehrenden Inhaltes; 
3. durch Einrichtung einer Bibliothek und Verbreitung guter Lektüre; 4. durch Unterweiſung 
in der Führung einer geordneten Haushaltung; 5. Auskunftserteilung und Vertretung 
in Fragen des Rechtes und der ſozialen Geſetzgebung, ſowie durch Mitarbeit an der ſozialen 
Wohlfahrt des Geſamtſtandes; 6. durch Förderung eines gedeihlichen Verhältniſſes zwiſchen 
Herrſchaft und Dienſtboten, z. B. durch Vereinbarung der wichtigſten Beſtimmungen des 
Dienſtvertrages, durch Einrichtung von Hausdienſtausſchüſſen uſw.; 7. durch Stellenvermittlung; 
8. durch Unterſtützung kranker, geneſender und invalider Mitglieder; 9. durch eine Spar- 
laſſe; 10. durch Vereinsfeſte. 

Aufnahmefähig als ordentliche Mitglieder find alle am Orte und in deſſen 
Umgebung wohnenden fatholifdyen weiblichen unbejcholtenen Hausbedienfteten. Daneben gibt 
es Ehrenmitglieber und Gönner. 

Der Beitrag beträgt monatlich 30 Pf. Die Mitglieder find verpflichtet, bei den kirch- 
Iihen Seierlichleiten des Vereins und dem Empfange der hl. Salramente an ben von ber 
Borftandichaft zu beftimmenden Tagen ſich zu beteiligen, ſowie franle Mitglieber zu be» 
fuhen und nad) Möglichkeit an ber Beerdigung verftorbener Mitglieder teilzunehmen. 

Der Borftand befteht aus 1. dem vom Diözefanbifchof ernannten geiftlihen Präfes, 
2. mindeftend drei von ber Generalverfammlung gewählten Bereinsbamen, 3. einer Anzahl 
ebenjo gemählter volljähriger Dienftboten, bie größer fein muß, ala bie Gejamtzahl ber 
übrigen Borftandsmitglieder, In der Generalverfammlung ftimmberedhtigt find alle Mit- 
glieder, Ehrenmitglieder und Borftandöbamen. Vereinsorgan ift „Haus und Herb”. 








1) Das Protofoll ift unter dem Titel: „Die moderne latholifhe Dienftbotenbewegung‘ 
im Berlage des Verbandes ſüddeutſcher Fatholifcher Arbeitervereine in München veröffentlicht 
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‚ Um über dad Vorgehen auf bem Gebiete der Dienftbotenorganijation 
eine Berjtändigung herbeizuführen, berief dann der Borftand des Gejamt- 
verbandes chri licher Gewerlichaften eine Konferenz, die am 26. Juni 
1907 in Köln ftattfand, und an der außer ben genannten Verbänden folgende 
Drganijationen beteiligt waren: 1. „Katholiiher Frauenbund“, 2. „Katho- 
licher Mädchenſchutzverband“, 3. „Verband fatholiiher Dienftmäbchen- 
vereine”, 4. „Verband katholijcher Arbeiterinnenvereine Weſtdeutſchlands“, 
5. „Bollöverein für das katholiſche Deutſchland“, 6. „Deutjch-evangelifcher 
Frauenbund“, 7. „Verband Firchlich-fozialer Frauengruppen”, 8. „Verein 
zur Fürſorge weiblicher Jugend“, 9. „Deutjcher Borftändeverband evan- 
we Sungfrauenvereine‘, 10. „Berein von Freundinnen junger 

ädchen“, 11. „Evangeliiche Bahnhofsmiſſion“, 12. „Zentralverein männ- 
liher und weiblicher Herrſchaftsbedienſteten“. 

Bei den Verhandlungen vertrat der zulegt gedachte Verein den Stand- 
punkt der interfonfejjionellen gewerkſchaftlichen Organijation, während die 
Dertreter der unter 1 bis 11 genannten Vereine die oben angeführten 
Geſichtspunkte zugunften der konfeſſionellen Organijation geltend machten. 
Der Gejamtverband der chriftlichen Gewerkſchaften verteidigte für Die wirt- 
Ihaftlichen Aufgaben ebenfall3 die interfonfefjionelle Form. Man beichloß 
endlich folgende Rejolution: 

1. Die Agitation für die Ausbreitung von Standeävereinigungen zur Förderung ber 
religiös-fittlichen, geiftigen, wirtſchaftlichen und fozialen Intereſſen der weiblichen Dienft- 
boten ift ein dringende Erfordernis unferer Zeit. 

2, Es empfiehlt jich, die beitehenden und neu zu gründenden fonfejjionellen Standes- 
vereine weiblicher Dienftboten bahin auszubauen, daß jie neben ber Förderung der idealen 
Interejfen auch die wirtichaftlichen ihres Standes, z. B. durch Reform der Gefindeorbnungen, 
Regelung be3 Dienftverhältnijfes unter Heranziehung der Dienftboten (Erridhtung von Haus- 
dienſtausſchüſſen u. dgl.) fi zum Zweck ſetzen und dadurch die Aufgaben einer wirtidaft- 
lihen Berufsorganifation zu löſen fuchen. . 

3. Unter beſonderen Berhältnifjen können neben den Lonfeflionellen Dienftbotenvereinen 
interlonfeffionelle Berufsorganifationen, 3. B. insbefondere für Ungeftellte in ben Gaft- 
höfen, Bimmermäbden ufw. notwendig werben; vor Gründung leßterer ift jedoch mit den 
fonfeffionellen Dienftbotenvereinen Fühlung zu nehmen. 

4. Der Borftand des Gefamtverbandes ber chriftlichen Gewerkſchaften erachtet grund- 
fägli bie interlonfeflionellen Berufövereinigungen als die geeignetiten Organifationen zur 
Bertretung ber wirtfchaftlihen Intereffen der Arbeiter und Angeſtellten, er jieht aber wegen 
ber eigenartigen gegenwärtigen Berbältniffe unter den weiblichen Dienftboten zurzeit von 
der Gründung interfonfeffioneler Organifationen für weibliche Dienftboten ab und flimmt 
den Punkten 1—3 dieſer Refolution unter dem Vorbehalte zu, daß eine Form gefunden 
wird, welche eine Fühlungnahme der konfeſſionellen Dienftbotenverbände mit dem Gejamt- 
verbande ber chriſtlichen Gewerkichaften ermöglicht, um den Dienftbotenvereinigungen einen 
ftarken Rüdhalt an der hriftlichen Arbeiterbewegung zu geben, insbeſondere um die Ehaffung 
eines mobernen Gefinderechted und weiterer gejeplicher Fürſorge in die Wege zu leiten. 

Zugleich wurde ein Ausſchuß — um zur einheitlichen Regelung 
der wirtſchaftlichen Aufgaben eine Verſtändigung der verſchiedenen kon— 
feſſionellen Dienſtbotenvereine herbeizuführen. 

Auf Veranlaſſung dieſes Ausſchuſſes trat dann am 23. Dltober 190% 
in Berlin eine neue Konferenz von Vertretern derjelben Organijationen 
zufammen. Der Referent, Generaldireftor Dr. Pieper, entmwidelte die in 
einer befonderen Brojhüre!) von ihm vertretenen Gedanken. Danach 
jollen die Dienjtbotenvereine neben ben bisher von ihnen verfolgten Zwecken 
religiös-ſittlicher, bildender und unterhaltender Art auch die berufliche 








1) U. Pieper: Dienſtbotenfrage und Dienſtbotenvereine, M.Gladbach 1908, Verlag 
bed Vollsvereins. 
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Ausbildung und die Hebung der. wirtichaftlichen und fozialen Lage bes 
Standes durd Einwirkung auf Gejeßgebung und Verwaltung, ſowie Recht3- 
Hug und die Förderung eines gedeihlichen Verhältniſſes zwiſchen Herr- 
ihaften und PDienjtboten übernehmen. Dazu fommt GStellenvermittlung, 
Gewährung von Krankengeldzuſchuß, Errichtung von Haushaltungskurfen, 
Schaffung von Spar- und Ausfteuerfaffen. Den Bereinen jollen ausjchließ- 
lid Dienjtboten angehören. Wo dies zurzeit nicht ausführbar ift, ſollen 
die allgemeinen Sungfrauenvereine Sektionen für Dienſtmädchen ein- 
rihten. Daneben iſt aucd die Organijation der Hausfrauen in Vereinen 
oder mwenigitens in der Form von Berfammlungen in die Hand zu nehmen. 
Zwiſchen beiden Drganijationen find Beziehungen herzujtellen durch Er- 
rihtung von Hausdienſt-Ausſchüſſen, die ſich aus einer gleichen 
Unzahl von Hausfrauen und Dienftboten zufammenfegen. Shre Aufgabe 
ift neben Wohlfahrt3einrichtungen der Abſchluß forporativer Tarifverträge, 
in denen der Lohn, die freie Zeit, Koft, Kündigungzfrift u. dgl. geordnet 
werden. Die Enticheidung über Streitigkeiten ift einem Schiedsgericht 
zu übertragen. Als Zmangsmittel ift die gemeinjame Stellenvermittlung 
zu benugen, die gegenüber Hausfrauen und Dienjtboten bei VBerfehlungen 
gegen den Vertrag gejperrt wird. 


Bei der Verhandlung wurden dieje Vorſchläge durchweg gebilligt, 
doch einigte man jich dahin, daß an Orten mit konfeſſionell gemifchter Be- 
völferung die Hausdienſtausſchüſſe durch interfonfejfionelle Ortsausſchüſſe 
erjegt werden jollen, die jich auf die Regelung rein wirtjchaftlicher Fragen 
zu bejchränfen haben, während die Wohlfahrt3einrichtungen den fonfeffio- 
nellen Vereinen vorbehalten bleiben. Die völlige Bejeitigung der gemerb- 
lichen Stellenvermittlung wurde ald Ziel bezeichnet. 


Um ein befriedigended Verhältnis zwiſchen Dienftbotenvereinen und 
chriſtlichen Gewerkſchaften herzuftellen, wurde folgender Beſchluß gefaft: 


1. Die Kriftlihen Gewerlſchaften Laffen fich zur Förderung der Dienftbotenvereinigungen 
ernftlich angelegen fein, während die Dienitbotenvereinigungen zu den chriftlichen Gemwert- 
Ihaften in enge Beziehungen treten. 

2. Die Aufrechterhaltung diefer Beziehungen erfolgt dur einen Wrbeitsausfhuß, in 
ben dem Gejamtverbande ber chriſtlichen Gewerkichaften neben einer entiprechenden Ber 
tretung auch eine folche im Vorſitz eingeräumt wird, An Orten, an denen Dienftboten- 
vereine beider Stonfeflionen erftehen, ift zur Verſtändigung über die Durchführung mirt- 
fchaftlider Aufgaben ein interfonfeflionelfer Ortsausſchuß zu bilden. Darin wird ben 
Hriftlichen Gewerkſchaften ebenfalld eine Vertretung eingeräumt. 

3. Die Dienftbotenvereinigungen haben in ihren Statuten folgende Aufgaben vorzuſehen: 
a) Förderung eines gedeihlichen Berhäftniffes zwijchen Herrichaften und Dienftboten, 3. B. 
durch Bereinbarung der wichtigſten Beitimmungen des Dienftvertrages, durch Einrichtung 
von Sausdienftaustchäfen ufw.; b) Förderung der beruflichen Ausbildung; c) aufflärende 
Borträge in Berfammlungen; d) umentgeltlicher Rechtsſchutz; e) unentgeltliche Stellenver- 
mittlung; f) Gewährung einer Kranfenunterftügung. 

Die Vorſtände der Dienftbotenvereinigungen müffen zu zwei Dritteln aus Angehörige: 
be3 Dienftbotenftandes durch freie Wahl gebildet werben. 

4. Der Rechtsſchutz, bzw. die Auskunftserteilung ſoll möglihft durch Anfchluß ber 
Dienftbotenvereinigungen an die chriftlihen Bollsbureaus, bzw. Wrbeiterjelretariate ficher- 
geftellt werben. . 

5. Der Monatöbeitrag foll nicht unter 40 Pf. betragen: in bem Statut ift die Gewährung 
eines Krankengeldzuſchuſſes aus den Bereinsmitteln an bie Mitglieber vorzujehen. 

6. Die Dienftbotenvereinigungen lafjen fi bie —— von Dienſtbotenorganen 
ernſtlich ängelegen fein; dieſe Organe unterſtehen der Kontrolle des Arbeitsausſchuſſes. 


Der vorſtehend erwähnte Arbeitsausſchuß wurde darauf gewählt; er 
beſteht aus 14 Perſonen. Vorſitzender iſt Generalſekretär Stegerwald. 


— — 


Die auf der Konferenz vertretenen evangeliſchen Frauenvereine gaben 
die Erklärung ab, daß ſie in Zukunft die Gründung von Dienftbotenvereinen 
unter Fühlungnahme mit den Ortöfartellen der chriſtlichen Gewerkſchaften 
eifrig betreiben und insbejondere ein Normaljtatut ausarbeiten würden. 

Am 31. Dezember 1907 gab es 30 katholifche Dienjtmädchenvereine 
mit 5000 Mitgliedern, die auf dem Boden der Frankfurter Tagung ftehen 
und das gemeinjame Organ „Haus und Herb‘ beziehen. 


XI. Allgemeiner deutſcher Verein für Hausbenmtinnen?). 


Der im Anſchluſſe an eine Verjammlung des Bundes deutjcher Frauen- 
vereine am 30. März 1894 in Berlin gegründete „Verein für Haus- 
beamtinnen“, ber in der Generalverfammlung vom 4. Juni 1905 den in 
der Überjchrift bezeichneten Namen annahm, war anfangs ein zentrali- 
jierter Verein, wurde jedoch ſchon am 10. April 1895 dahin umgewandelt, 
daß der Schwerpunkt in den HYmweigvereinen liegt. 

Sein Zwed ift 1. Hebung ber Berufsbildung; 2, Förderung des materießen Wohle: 
der Ungeftellten. Als Mittel merben bezeichnet: 1. Einrichtung einer geordneten Gtellen- 
vermittlung; 2. Fürforge für die berufliche Ausbilbung der Hausbeamtinnen; 3. Einrichtung 
von Darlehnd-, Hilfs, Kranken- und Ulterkafjen, Heimftätten u. dgl. Perfonen, welche bie 
Stellenvermittlung im eigenen Intereſſe betreiben, fönnen nicht Mitglieder des Vorſtandes 
fein?) Die Bmeigvereine, bie ihre eigenen re und erhebliche Selbftändigfeit be» 
figen, haben für jedes Mitglied 40 Pf. (über Mitglieder nur 20 Pf.) an den Haupt» 
verein abzuliefern. Seit 1. Dftober 1899 befigt der Berein in ben „Mitteilungen“ ein 
eigened Organ. 

Um 10. April 1895 ijt die Darlehens- und Hilfskaſſe, am 15. Mai 
1895 die Gtellenvermittlung des Vereins ind Leben getreten. Über die 
Gründung einer Penſionszuüſchußkaſſe wurde in der Generalverfammlung 
am 29. September 1899 eingehend beraten, doc fam man zu dem Er- 

ebniſſe, daß jie nicht [ebensrähig jein würde. Daraufhin a mit einer 

Beinuiverficgerue sgejellichaft ein Begünftigungsvertrag abgejchlojjen. Der 
Verein Hat fich —28 die Ausdehnung der Alters-, Invaliden- und 
Krankenverſicherung auf die Hausbeamtinnen durchzuführen, und hat durch 
Eingaben an die Behörden erreicht, daß die Verjiherungspflicht für Die 
Invaliden- und Altersverficherung, jowie die Einreihung in die 3. Ver— 
jiherungsflajje anerkannt iſt. Auf Grund eines Beichluffes der General- 
verfammlung vom 4. Juni 1905 ift der Verein mit dem „Verein für 
hauswirtichaftliche Ausbildung‘ in Verbindung getreten und hat in einer 
gemeinfamen Kommiſſion über Mittel zur jozialen und wirtjchaftlichen 
ing \ des Standes der Hausbeamtinnen beraten, auch da3 Ergebnis in 
einer Brojchüre veröffentlicht. Der Verein ijt Mitglied des „Allgemeinen 
deutjhen Frauenvereins“. 


1) Das Material verbante ich der Kafjiererin ded Vereind, Frau Therefe Niemann 
in Hannover. Wertvolles Material über die Berhältnijje der Hausbeamtinnen enthält Die 
Broſchüre von U. Weber: Unjere Hausbeamtinnen. Berlin 1895, Dehmigfe. 

2) Über die Mitgliebichaft ift in den Sapungen nur gejagt, dab fie durch ſchriftliche 
Anmeldung und Zahlung eines Jahresbeitraged von mindeftens 1 M. erworben werde. Nach 
Mitteilung der Kaffiererin beftehen bie Mitglieder aus Hausbeamtinnen (ordentliche) und 
anderen J (unterſtũtzende). 
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Die Jahresberichte enthalten wertvolle Feſtſtellungen von allgemeinem 
Intereſſe. So wird beklagt, daß die meiſten jungen Mädchen es ablehnen, 
die abhängige hauswirtſchaftliche Stellung zu übernehmen, und nur ſolche 
Poſten annehmen wollen, wo ſie die jelbjtändige Leitung des Haushaltes 
haben, oder e3 vorziehen, in die faufmännijchen Berufe einzutreten. Auch 
wird bedauert, daß die Eltern ihren Töchtern nicht, ebenjo, wie den Söhnen, 
eine berufliche Ausbildung zuteil werden lajjen. Infolge davon fehle 
es an brauchbaren Kräften für bejjere Stellungen. Um Bejjerung zu 
ihaffen, hat der Verein Ausbildungskurſe insbejondere für Kinderpflege 
eingerichtet, die aber weni Aufpruc gejunden haben, da die Pflege von 
Kindern nicht beliebt ift. Ebenjo ift das Verſtändnis für die Verpflichtun 
einer Sorge für die Zukunft und das Alter noch wenig verbreitet, jo dab 
von der Berjicherung wenig Gebraud, gemacht wird, obgleich der Verein, 
um fie zu erleichtern, Zujhüjie aus der Spar- und Darlehnskaſſe gewährt. 
Auch unterlajjen es die Beteiligten, ſich freiwillig in einer höheren Klaſſe der 
Inovaliditätsverficherung zu verjichern. 

Die Beitrebungen des Vereins haben bisher bei den Hausbeamtinnen 
wenig Verftändnis und Entgegentommen gefunden, insbeſondere bleiben 
wenige auf längere Zeit dem Vereine treu. Die Mitgliederzahl von etiva 
4000 ift jchon ſeit Jahren diejelbe geblieben. 


XI. Arbeiterbeamte. 


Die privatfapitaliftiihe Wirtichaft3ordnung beruht auf Zuteilung 
der wirtichaftlihen Funktionen, insbejondere bei der Produktion, an zivei 
getrennte tlajjen: die Arbeitgeber und die Arbeitnehmer. Die erjteren tragen 
das Riſiko des Unternehmens und haben deshalb dejjen — die 
letzteren erhalten eine von dem Erfolge unabhängige Vergütung und ſind 
aus dieſem Grunde verpflichtet, den ihnen erteilten Weiſungen zu folgen. 
Da der Befehlende nach menſchlicher Auffaſſung höher ſteht, als der Ge— 
horchende, ſo liegt hier der Anſatz zu einer Klaſſenbildung vor, die denn 
noch durch andere Faktoren, wie höheres Einkommen und beſſere Bildung 
unterſtützt wird. Aber nur die zuletzt bezeichneten Faktoren tragen 
ſozialen Charakter; die Teilung der Funktionen zwiſchen Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer hat mit einem ſolchen an ſich nichts zu tun, ſondern 
hat lediglich techniſche Bedeutung. 

Fällt nun in der Regel die techniſche und die ſoziale Unterordnung 
zuſammen, ſo gibt es doch auch Gebiete, wo dies nicht zutrifft, und dies 
iſt überall da der Fall, wo die Arbeitgeber Perſonen ſind, die nach der 
ſozialen Schichtung zu der Arbeiterklaſſe gehören. Dieſe Fälle bieten 
nun aber nicht allein ein theoretiſches Intereſſe, indem ſie zeigen, wie 
die Vexhältniſſe ſich geſtalten, wenn die beiderſeitigen Beziehungen ſich 
lediglich auf das wirtſchaftliche Gebiet beſchränken und nicht * einen 
ſozialen Klaſſengegenſatz kompliziert werden, ſondern ſie haben die aller- 
größeſte praktiſche Bedeutung. Die heute herrſchende erbitterte Feind— 
ſchaft zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitern beruht nicht in letzter Linie 
darauf, daß beide Teile einſeitig die Verhältniſſe nur unter dem Geſichts— 
punkte ihres Intereſſes betrachten und ganz außerſtande ſind, ſich auf 
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den gegneriichen Standpunkt zu ftellen. Wäre es möglich, einmal die 
Rollen zu taufchen, jo müßte das zu einem ungleich größeren gegen- 
feitigen Berftändniffe und deshalb zu einer Abſchwächung des Gegen- 
Jages führen. Ein folcdher Rolfentautch erfolgt nun in der Tat überall 
da, wo Wrbeiter die Aufgabe der Leitung eined Unternehmens erhalten, 
in dem andere Arbeiter bejchäftigt werden, und die bisher vorliegenden 
Erfahrungen bemweifen, daß die bezeichnete erzieherijche Wirkung im vollen 
Umfange Platz greift, denn die lagen der Angeftellten über mangelhafte 
Arbeit3- und Lohnverhältniffe, über progenhafte Überhebung und jchroffen 
Herrenitandpunft werden gegenüber ihren Klaffengenofjen faum weniger 
laut erhoben, al3 gegen die „kapitaliſtiſchen Ausbeuter“. Könnte man 
alle Arbeiter einmal durch ein folches Verhältnis hindurchgehen laſſen, 
jo müßte das in hohem Grade dazu helfen, ihnen die Beurteilung aller 
Dinge mit dem nun einmal allein zuläſſigen Maßftabe der menjchlichen 
Schwäche und Unvollfommenheit nahe zu bringen. Leider läßt ſich der 
Rollentauſch im entgegengejegten Sinne, wie er darin beftände, daß die 
Urbeitgeber einmal einige Jahre lang als Arbeiter bejchäftigt würden, 
nur in jehr beſchränktem Maße durchführen. — 

Der Fall, von dem wir hier jprecdhen, zeigt jich in feiner vollen Reinheit 
da, wo Organijationen, die begriffli aus Wrbeitern beftehen, andere 
Arbeiter in ihren Dienft nehmen, wie e3 zutrifft bei den Beamten ber 
politiihen und der gemwerkichaftlichen Arbeiterbewegung. Aber nicht 
mejentlih ander liegt ed, menn Die arbeitgebende Vereinigung 
freilich nicht begrifflich, wohl aber tatjächlich überwiegend aus Arbeitern 
befteht. Dieſe Vorausfegung ift gegeben bei den Angeftellten der Kon— 
jumvereine und ähnlichen Genofjenjchaften. Endlich gehören — die 
Beamten der Krankenkaſſen, denn obgleich an der Leitung dieſer Kaſſen auch 
die Arbeitgeber beteiligt ſind, ſo liegt doch das Übergewicht kraft Geſetzes 
bei den Arbeitern. 

Es liegt auf der Hand, daß der wirtſchaftliche Intereſſengegenſatz, 
in dem ſich dieſe Arbeiterbeamten gegenüber ihren Arbeitgebern te 
dadurch nicht ausgejchloffen, ja faum mejentlich gemildert wird, daß der 
joziale Slaffengegenjag in Wegfall fommt, und jo ift es denn durchaus 
begreiflih, daß jie ſich zu gewerkſchaftlichen Organijationen zufammen- 
gethloffen haben, um ihre Intereſſen gemeinfam zu vertreten. Wenn 
man in Wrbeiterfreijen geneigt ift, die Berechtigung dieſes Vorgehens zu 
bejtreiten, und wenn jelbjt die Generallommijjion!) ein gemwerkichaftliches 
Verhältnis aus dem Grunde nicht anerkennen will, weil die Stellung 
eines Öewerfichaftsbeamten zu feiner Gewerkſchaft fein privates Anftellung3- 
verhältnis jei, der Beamte vielmehr Arbeiter und Mitglied der Gewerk— 
ichaft bleibe und nur einen bejfonderen Poften erhalte, um auf ihm jeinen 
Klajjengenofjen zu nützen, ohne dadurch zu ihnen in Gegenjaß zu treten, — 
jo verwechjelt man die oben bezeichneten beiden Arten des Gegenſatzes. 
Gewiß, der Angeftellte bleibt Klafjengenofje jeiner Arbeitgeber, denn er 
tritt in feine andere joziale Schicht über, aber fein wirtſchaftliches 
Intereſſe ift gegenjäglic; geworden. Iſt der Angeftellte einer Genoſſen— 
ſchaft zugleich Genoſſenſchafter, fo ift er zugleich Arbeitnehmer und Arbeit- 
geber, aber da3 erjtere in ungleich höherem Grade, al3 da3 legtere. Sind 





1) Bol. insbejondere die Bemerkungen der Mebaltion des Storreipondenzblattes der 
Generallommilfion, XIL, S. 651, ſowie die Ausführungen, XVII, ©. 401 ff., 507 ff. 
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in einer Genofjenjchaft von 1000 Mitgliedern 10 derjelben Angeitellte 
der re jo wird eine Lohnerhöhung von 100 M. von jedem 
derjelben zu 1 :M. ſelbſt getragen, jo daß immer noch ein Vorteil von IIM. 
verbleibt. Der mirtjchaftlihe Interejiengegenjag ift aljo nur im Ver— 
en bon 1 :100 aufgehoben. Es bedeutet eine Unflarheit des Denkens, 
ieraus jeine völlige Bejeitigung herleiten zu wollen. 

Hiernad liegt fein Grund vor, die Organifation der Arbeiterbeamten 
in irgendeinem Punkte anders zu behandeln, ald andere Gewerkſchaften. 


1. Das Perſonal der Genoſſenſchaften. 


Das im vorjtehenden Gejagte gilt in erjter Linie für die Genojjen- 
ſchaften. Ohne eine feſte Ordnung läßt fich der genofjenjchaftliche Betrieb 
ebenjowenig durchführen, wie der Fapitaliftiihe. Stehen nun auch die 
Genoſſen untereinander in einem näheren und anderen Verhältnifje, ala 
die privaten Arbeitgeber und Arbeitnehmer, fo find doc) da, wo cin Genojje 
u der Genoſſenſchaft ala ſolcher in ein feites Verhältnis tritt, das jeine 

rbeit3fraft im mwejentlichen in Anjpruch nimmt, ganz ya Snterejjen- 
gegenjäe ideeller und materieller Art vorhanden, wie im Privatbetriche. 
as trifft insbejondere zu bei den Konjumvereinen, da jie wegen ber 
roßen a wii A Geſchäfte außerftande find, die erforderliche 
Tätigkeit bon den Mitgliedern ohne Vergütung im Nebenamte bejorgen 
u laſſen, fondern eine große Anzahl von Perjonen gegen Entgelt be- 
PHäftigen 1) 

Die oberſte Leitung liegt in der Hand des Vorſtandes, dem der Auf— 
ſichtsrat als — zur Seite ſteht. Die Mitglieder des letzteren 
pflegen keine oder nur geringe Vergütung zu erhalten. Dagegen ſind die 
Vorſtandsmitglieder meiſt beſoldet und im Hauptamte angeſtellt. Jede 
Verkaufsſtelle wird von einem Lagerhalter geleitet, der der Vorgeſetzte des 
übrigen Perſonals iſt. Daneben werden in dem Hauptlager, dem Kontor 
und in den Produktionsabteilungen Arbeitskräfte beſchäftigt. Das Per— 


1) Ziffern hierüber hat nur der Zentralverband deutſcher Konſumvereine geſammelt. 
Nach Angaben, bie ich dem Verbandsſektetär Heinrich Kaufmann verdanke, waren 1905 bei 
774 Vereinen insgeſamt 10300 Angeſtellte und Arbeiter beſchäftigt, darunter 1699 Bor- 
ſtandsmitglieder im Nebenamte, 456 im Hauptamte, 1551 Lagerhalter, 364 Lagerhalterinnen, 
367 Kontoriſten und Kontoriſtinnen, 3368 Verläufer und Verläuferinnen, 708 Bädergejellen, 
519 Lagerarbeiter, 298 Kutjcher und Stalleute, 299 ungelernte Urbeiterinnen. Der Reſt 
entfällt auf andere Berufe. Der Bentralverband deuticher Konjumvereine umfaßte inäge- 
famt 855 ®Bereine, von denen die an der Gtatiftil beteiligten 808 Bereine 719939 Mit- 
lieder zählten. Der Allgemeine Verband deutſcher Ermwerbi- und Wirtfchaftsgenofjen- 
 naften umfaßte 1329 Bereine mit 824387 Mitgliedern, darunter 252 Sonjum« 
vereine mit 255916 Mitgliedern. Im Neichöverbande der landwirtſchaftlichen Genofjen- 
ichaften waren 9457 mit 836846 Mitgliedern, im Generalverbande ländlicher Genojjen- 
ſchaften (Neuwied) 3601 mit 839426 Mitgliedern, im Hauptverbande gemwerblidyer Ge— 
noffenfchaften 329 mit 43177 Mitgliedern zufammengefchlojien. Über eine Schägung der 
Drganifationsfähigen nad) dem Berhältniffe diefer Zahlen ift deshalb nicht möglich, weil, 
wie fchon bemerkt, die Konfumdereine weſentlich mehr Perfonen beichäftigen, als die übrigen 
Gruppen. Um 31. Dezember 1906 waren in 929 Bereinen mit 787000 Mitgliedern 
10716 Berfonen in 2324 Verkaufsſtellen befhäftig. Um 31. Dezember 1907 war die 
Zahl auf 12883 in 964 Vereinen geftiegen. Davon waren 5135 männliche und 6337 mweib- 
liche Berfonen in Konfumvereinen (und zwar 3636, bzw. 6026 in ber’ Warenverteilung 
und 1499, bzw. 311 in der Eigenproduftion), 796 männliche und 234 meiblihe in ben 
Arbeitägenojienfhaften (und zwar 386, bzw. 5 in ber Warenverteilung und 410, bzw. 229 
in der Eigenprobuttion) und 213 männliche und 68 weibliche bei ber Grofeintaufagefetifchaft 
beichäftigt. 
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fonal leitet teil3 faufmännijche, teil gewerbliche Dienfte, wobei e3 ji 
ſowohl um gelernte (Bäder, Schlächter, Tabafarbeiter) wie um einfache 
Handarbeit (Reinigung, Ausfahren und Austragen der Waren) handelt. 

Nun find alle diefe Arbeiten jolche, die auc außerhalb der Konſum— 
vereine betrieben werden, und e3 liegt deshalb der Gedanke nahe, daß 
die betreffenden Berjonen, ſofern jie jich gemwerkichaftlich organifieren wollen, 
den beitehenden Berufsvereinen (Handlungsgehilfen, Bureaubeamte, Tranz- 
portarbeiter, Bäder, Schlächter, Tabalarbeiter) beitreten, und in der Tat 
wird dieſe Forderung von den betreffenden Gewerkſchaften erhoben. Aber 
die Beteiligten jtehen zum Teil auf dem Standpunfte, daß dies für jie 
nicht angängig, vielmehr eine Sonderorganijation vorzuziehen jei, und 
war gerade deshalb, weil die genojjenjchaftliche Beichäftigung andere 

rbeitöverhältnijfe bedinge, al3 die fapitaliftiihe. Es handelt ji” um 
ähnliche Fragen, wie bei den Gemeindearbeitern, die ebenfalls aus dem 
Grunde zu den übrigen Gewerkſchaften in einem Gegenjage jtehen, weil 
fie behaupten, daß die VBerhältnijje der Kommunalbetriebe eine eigne 
Drganifation erforderten!). 

Sonderorganijationen der in Genojjenjchaften bejchäftigten Arbeiter 
find bisher nur gefchaffen für die VBorftandsmitglieder der Genojjenjchaften 
und die Lagerhalter. Die übrigen Gruppen jind den betreffenden allge- 
— Gewerkſchaften angeſchloſſen, insbeſondere den Zentralverbänden 

er Handlungsgehilfen, der Bäder und der Handeld-, Transport- und 
Verlehrsarbeiter. Dadurch ift diefen Verbänden die Aufgabe zugefallen, 
die Nechte ihrer im Genofjenjchaftsbetriebe tätigen Mitglieder den Ge- 
nofjenschaften gegenüber wahrzunehmen. Dieje Beitrebungen haben bei 
dem Bentralverbande deutſcher Konjumvereine anerfennenswertes Ent- 
Ben efunden, indem er mit den Verbänden der Bäder, ſowie 
er Handel3-, Transport- und Verfehrsarbeiter Vereinbarungen nad) Art 
des Buchbdrudertarifs getroffen Hat, während die gleichartigen Verhand— 
ungen mit den Verbänden der Handlungsgehilfen und der Lagerhalter 
einfiweilen gefcheitert find. Auf dem Genojjenjchaftstage in Stettin 
(20. Juni 1906) ift fogar ein Tarifamt eingefest, um die Durchführung 
der Verträge zu eu und Gtreitigfeiten zu enticheiden?). Wber 
das jozialpolitifhe Verſtändnis des Zentralverbandes befteht nicht in 
gleichem Maße bei den einzelnen Sonjumvereinen, und da dem erjteren 
ein Zwangsrecht gegen dieje nicht zufteht, jondern nur der Weg der Emp- 
fehlung und Ermahnung bleibt, fo ijt der erzielte Erfolg noch nicht be- 
friedigend. 

Auf dem Genofjenjchaftstage in Stuttgart am 19./21. Juni 1905 
ift eine „Unterftüßungstafje des Zentralverbandes deutjcher Konjumvereine‘ 
beichlojjen zu dem Zwecke, Angeftellten und Arbeitern der ihnen ange- 
Ihlofjenen Organifationen im Falle der Invalidität und des Alters, 
fowie beim Todesfalle den hinterlafjenen Witwen und Waijen eine Unter- 
ftügung zu gewähren, auf die allerdings fein Rechtsanſpruch beiteht. Der 
Beitritt ıft Hr die Genojjenichaften und die Verficherten freiwillig. Die 
Beiträge für beide Teile jind gleich und betragen 3 % des Jahresverdienftes. 
Die Kaſſe hat am 1. Januar 1906 ihre Tätigkeit begonnen. Am 31. De- 
zember 1907 waren ihr 115 Genojjenjchaften mit 3165 Perjonen beige- 


"Bl. ©. 401 fl. 2) Das Nähere ift III 296 ff. dargeitellt. 


treten, von denen 240 auf die Vorjtandsmitglieder, 880 auf die Lager- 
halter, 424 auf die Handlungsgehilfen, 775 auf die Bäder und gelernten 
Urbeiter und 846 auf die Handeld-, Transport» und ungelernten Arbeiter 
entfallen. Die Einnahme hatte 281364 M., die Ausgabe 10862 M. be- 
tragen, der Vermögensbejtand belief jich auf 404448 M. 


a) Verband der Vorftandsmitglieder genoffenihaftlicher 
Unternehmungen'). 


Der Verband ijt auf Anregung des Verbandes thüringijcher Konjum- 
vereine in einer bei Gelegenheit ber Stuttgarter Tagung des Zentral— 
verbandes deutſcher Konfumvereine am 20. Juni 1905 in Stuttgart ab- 
gehaltenen Berjammlung begründet, in der 126 Borjtandsmitglieder aus 
105 Orten anmwejend waren. Allerdings wurde auch die Anjicht vertreten, 
daß eine bejondere Organijation überflüjjig jei, daß vielmehr die Vorſtands— 
mitglieder dem Zentralverbande der Handlungsgehilfen beitreten und in 
ihm eine bejondere Sektion bilden jollten. Aber als der Antrag, die 
Gründung zu bejchließen, mit allen gegen 18 Stimmen angenommen war, 
traten dem Berbande jofort 120 Mitglieder bei. Die Zahl war am 1. April 
1906 auf 230 gewachſen. 

Der Berband bezwedt nad jeinem Statut „bie Wahrung der Berufsinterejjeu 
feiner Mitglieder”. Dieſer Zweck foll erreicht werden „durch Aufftellung und Durchführung 
von AUnftellungsgrundjägen und Geſchäftsanweiſungen, Einjegung von Schiebögerichten und 
Gewährung von Rechtsſchutz, jebodh ohne ben Mitgliedern ein Hagbares Recht auf letzteres 
einzuräumen”, Mitglied kann jebe in einem genoſſenſchaftlichen Betriebe ald Vorftandsmitglieb 
angeftellte Berfon werben. Der Beitrag beträgt jährlih AM. Der Sit des Verbandes ift Döhlen 
bei Potichappel. Als Berbandsorgan dient die „Konfumgenofjenihaftlihde Rundſchau“. 

Die Tätigkeit de3 Verbandes hat jich bisher auf Verjuche beichräntt, 

leihmäßige Anftellungsverträge und Geſchäftsanweiſungen herbeizu- 

hren, jomwie jchiedögerichtliche nr für Streitfälle zu jchaffen. 
Dieje werden auch von Arbeitern derjenigen Geſchäfte benußt, die an 
* Konſumvereine liefern, um Streitigkeiten mit ihren Arbeitgebern bei— 
zulegen. 

Seitens des Zentralverbandes der Handlungsgehilfen wird der Ver— 
band als Sonderorganiſation bekämpft, aber er macht zur Begründung 
ſeiner Exiſtenzberechtigung geltend, daß die Vorſtandsmitglieder das 
Intereſſe ber Genoftenihait gegenüber deren Perſonal zu wahren hätten 
und deshalb nicht mit diejem in derjelben Organijation vereinigt jein 
fönnten, da jie häufig deren Forderungen Hinjichtlid) Kohn, Arbeitszeit, 
Urlaub u. dgl. befänpfen müßten. Der Verband beflagt jich lebhaft 
darüber, daß aud die Generaltommijjion ihm feindlich gegemüberjtehe, 
und in der Tat wird in dem „Storrejpondenzblatte”t) der Organijation 
der gewerkſchaftliche Charakter abgeſprochen und behauptet, daß jie nur 
Unterftügungszwede und Austauſch genofienichaftliher Erfahrung ver- 
folge, indem hinzugefügt wird, esijei unmöglich, daß die Vorftandsmitglieder 
jih gegen ihre eignen Verwaltungen organijierten. Die mitgeteilten Tat- 
jadhen zeigen, va dieje Auffajjung von dem Verbande nicht geteilt wird. 

Der Verband hat eine Gehaltsjtaffel für die Bezahlung der Borftands- 





1) Das Material verdante ich dem Berbandsvorfigenden, Herrn Robert Tegner in 
Döhlen. 
) Nr. 34 vom 26. Auguſt 1906. 
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mitglieder, jowie einen Anftellungsvertrag nebſt Geſchäftsanweiſung für 
"den Borftand und die einzelnen Mitglieder desjelben (Gejchäftsführer, 
Kafjierer, Kontrolleur) entworfen und fordert von jeinen Mitgliedern, 
bei jie diefe Urkunden bei Begründung ihres Dienftverhältnijjes zugrunde 
egen. 

Bon den insgefamt vorhandenen 460 feſt angeftellten Borjtands- 
mitgliedern waren am 1. Dezember 1907 358 dem Berbande beigetreten. 


b) Berband der Lagerhalter und Lagerhalterinnen 
Deutihlands'). 


Die erfte Anregung zu einer Organijation der Lagerhalter wurde 
im Februar 1893 in nen gegeben, und am zweiten Ditertage 1893 
wurde eine Kommiſſion gebildet, um einen Lagerhaltertag einzuberufen. 
Diejer wurde am 22, Mai 1893 in Chemnig unter Beteiligung von 
54 Lagerhaltern abgehalten und forderte unter Hinweis auf eine ganze 
Reihe beiferungsbedürftiger Punkte alle Yagerhalter auf, der Organijation 
beizutreten. Nachdem noch 1894 in Dresden und 1895 in Zwickau ähn- 
lihe Tage abgehalten waren, wurde auf dem leßteren bejchlofjen, einen 
Verband zu gründen mit dem Sitze in Leipzig, dejjen 1. Generalverjamm- 
lung am 6. April 1896 in Leipzig abgehalten wurde. Nachdem am 1. Januar 
1900 das gejegliche Verbindungsverbot aufgehoben war, nahm der Verband 
feinen jegigen Namen an und erjtredte jeine Wirfjamkeit auf ganz 
Deutichland. 

Nach dem Statut verfolgt ber Verband ben Zweck, „bie materiellen Intereſſen, jowie 
die Ehre jeiner Mitglieder zu wahren und zu fördern“. „Dieſer Zweck joll erreicht werben 
durch Verkürzung der Wrbeitäzeit, Bejeitigung der Sountagsarbeit und Erjtrebung eines 
feften Gehaltes, welches den Anforderungen, bie an dieſen Beruf geftellt werben, entſpricht; 
ferner durch Regelung bes Wrbeitsmarltes, Gewährung von Rechtsſchutz und Pflege ber 
Berufsſtatiſtik.“ 

Zur Mitgliedſchaft zugelaſſen iſt jeder Lagerhalter und jede Lagerhalterin, welche 
die Ziele des Verbandes anerlennen; doch wurde in der Generalverfammlung vom 18. Juli 
1905 im Hamburg zu Protokoll feitgeftellt, daß fich dies nur auf ſolche Lagerhalter beziehe, 
„bie in Genoffenfcharten tätig find“. Der Verband gewährt gegen einen Beitrag von monat» 
ih 1,25 M. Rechtsſchutz, Stellenvermittlung, Beihilfe beim Umzuge und Gemaßregeltenunter- 
ftügung, wenn die Mitgliedichaft oder die Tätigfeit im Verbande oder die Vertretung ber 
Standesinterefjen zu Gtellenlofigleit geführt hat. Der Verband bejigt in ben „Monats 
blättern“ ein eignes Organ. 

Er hat in feiner DOftern 1901 in Jena abgehaltenen Generalverjamm- 
luna „Mindeftforderungen“ aufgeitellt, die in der Öeneralverjammlun 
am 16./18. Juli 1905 in Hamburg neu formuliert wurden und ſich = 
die Arbeitszeit, Sonntagsruhe, Acht-Uhr-Ladenſchluß, Urlaub, Gehalt, 
Wohnung, Mankovergütung, Kautionen, Kündigung, Unfallverfiherung 
uſw. beziehen. Ihre Durhführung hat den Berband in jchroffe Feind— 
Schaft mit den Verwaltungen gebradt. In der erwähnten General» 
verjammluna in Hamburg 5* nicht nur der Vorſitzende nur von 
„einigen“ Vereinen, in denen ein freundſchaftliches Verhältnis zwiſchen 
Verwaltung und Lagerhaltern beſtehe, ſondern in einem über dieſen Punkt 
erſtatteten Berichte wurde lebhafte Klage darüber geführt, daß die Ver— 
waltungen die Angeſtellten nicht beſſer behandelten, als Privatarbeitgeber, 
daß ſie in ihnen nur die Untergebenen ſähen, die zu gehorchen hätten, und 
denen gegenüber man, wenn ſie unbotmäßig ſeien, die Hungerpeitſche 


1) Das Material verdanke ich dem Verbandsſekretär, Herrn G. Döhnel in Leipzig. 
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— Die Gehälter ſeien gerade da am ſchlechteſten, wo die höchſten 
ividenden verteilt würden. Es komme vor, da ee bei jechzehn- 
ftündiger täglicher Arbeitszeit nur wöchentlich 15 M. verdienten. 

Sn der am 20./22. Mai 1907 in Leipzig abgehaltenen 10. General- 
verfammlung wurde über die mit dem Sentralverbande der Konſum— 
bereine ——— Verhandlungen wegen Abſchluſſes eines Arbeitstarifs und 
Dienftvertrages!) berichtet und dabei die ſchon erwähnten Vorwürfe gegen 
den Unternehmerjtandpunft der Verwaltungen wiederholt. E3 wurde bie 
Anſicht vertreten, baß man den vereinbarten Vertrag ablehnen jolle, jo 
daß der anmejende Vertreter der Generallommijjion warnen mußte, all- 
ujehr den Wrbeitnehmerftandpunft hervorzufehren. Endlich wurde be— 
offen, den Vertrag anzunehmen, fall3 eine Abänderungsforderung wegen 
ber Manfovergütung bewilligt würde. Auch das Berhältnis zu dem Zen- 
tralverbande der Handlungdgehilfen ift recht unfreundlid, da 
diejer den Anjpruch erhebt, daß die Lagerhalter ihm beitreten müßten. 
Die Generallommijjion hat, obglei der Verband ihr angeſchloſſen ift, 
ji) ebenfall3 auf diefen Standpunkt geftellt und erklärt, bab die Organi- 
jation der Zagerhalter feine Eriftenzberechtigung habe und jedenfalls ala 
eine den übrigen gleichjtehende Gewerkſchaft nicht anerfannt werden könne. 
Der Berband hat in einer an die Generallommifjion gerichteten inter- 
ejlanten Denkichrift vom April 1904 diefe Auffaffung befämpft und geltend 
emacht, daß die in den Konjumvereinen bejchäftigten Arbeiter zu ben 

erwaltungen in demjelben Berhältnijje ftänden, wie die Arbeiter eines 
Privatunternehmers. Angejtellte und Unternehmer jeien eben zwei ſich 
egenüberjtehende Intereſſenten, auch wenn der Unternehmer die gewerf- 
—— organiſierte Arbeiterſchaft ſei. Erfolg Hat dieſer Schritt nicht 
ehabt, denn in der vom 19./23. Februar 1906 in Berlin abgehaltenen 
onferenz der Bertreter der Borjtände der Zentralverbände wurde der 
oben?) wiedergegebene Beichluß gefaßt; doch erklärte da3 Verband3organ?), 
daß man an dem bisherigen Standpunfte feithalte und an eine Berjchmelzung 
gar nicht zu denken ſei. In der Generalverjammlung in Leipzig am 
20./22. Mai 1907 gewann jedoch die Anjicht die Oberhand, daß die gemein- 
ſamen Zwecke beſſer in einer großen Organijation zu erreichen jeien, 
zu der aud) die Transportarbeiter zugezogen werben fönnten. Es murbe 
deshalb beichlojfen, den Antrag auf Verjchmelzung mit dem Handlungs- 
gehilfenverbande dem Borftande zur Erwägung zu übermweijen. 

Die Mitgliederzahl des Verbandes betrug bei feiner Gründung am 
Sahresichluffe 1895: 149, 1897: 208, 1898: 296, 1899: 305, 1900: 507, 
1901: 718, 1902: 941, 1903: 1118, 1904: 1346, 1905: 1513, 1906: 
1680, 1907: 1953 (darunter 72 weibliche), Die Einnahmen betrugen 
1907 25966 M., die Ausgaben 25472 M., der Vermögensbeſtand 53 657. 


2. Berband der Berwaltungsbeamten der Krankenkaſſen und 
Berufsgenofjenihaften uſw. Deutihlands‘). 


Der im Januar 1894 gegründete Verband war zunächſt auf An- 
eftellte der Ortskrankenkaſſen bejchräntt, läßt aber nach feinem jesigen 
tatut al3 Mitglieder „jede bei den nftitutionen zur Ausführung der 


) Bgl. unten ©. 294. 2) Bol. ©. 85. 

Nr. 84 vom 15. März 1906. 

4) Das Material verdanke ih dem Berbandb3vorfigenden, Herrn Giebel in Berlin. 
Rulemann, Berufövereine. II. 28 
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Berficherungsgejeße beruflich tätige Perſon“ zu, welche das 16. Lebens— 
jahr zurüdgelegt bat!). Auch der Charakter des Verbandes hat jich feit 
jeiner Gründung etwas geändert. Damal3 war er weſentlich al3 bloßer 
Unterjtüßungdverein beabjichtigt; aber die durchaus unbefriedigenden 
Arbeitsverhältnijfe zwangen bald dazu, deren Verbeſſerung in bie erjte 
Linie zu ftellen, jo daß er heute durchaus —— Natur iſt. 
Unterſtützt wurde dieſe de durch die unjichere Lage der An— 
eftellten, die ji) aus den auf Befeitigung der Gelbftverwaltung der 
tranfenfafjen gerichteten Bejtrebungen ergibt. 

Zweck bed Verbandes ijt nach dem Statut „bie Förderung der Berufsinterefjen feiner 
Mitglieder”, die erreicht werden ſoll 1. durch möglichite Beſchränkung der Arbeitszeit, Be— 
feitigung der Sonntagsarbeit, der Überftunden, ber Aftord- und Baulchafarbeit und Forde⸗ 
rung eined Minimalgehaltes; 2. durch Pflege der Solidarität und bes gejelligen Berlehrs 
ber Mitglieder in den Bezirkögruppen, durch Berjammlungen und Vorträge; 3. durch 
Gewährung von Rechtsſchutz, Stellenvermittlung, Krankenunterftügung, Sterbegeld, Stellen» 
lojenunterjtügungen und fahliche Vorbildung der Mitglieder. 

Auf die unter 3 bezeichneten Leiftungen befteht aber fein Hagbares Recht. Bolitit 
und Religion find ausgefchloffen. Der Verband, der feinen Sig in Berlin bat, beji 
einen bejoldeten Vorftandsbeamten und ein Berbandsorgan, die „Bollstümliche Zeitſchrift 
für praltiihe Arbeiterverſicherung“. 


Geine — hat der Verband bisher darin geſehen, mit den 
beſtehenden Krankenkaſſen feſte Anſtellungsverträge mit tarifmäßig ab— 
geſtuftem Gehalte abzuſchließen. Er hat hierüber mit dem „Zentral— 
verbande der Ortskrankenkaſſen im Deutſchen Reiche“ lange 
Verhandlungen geführt und es erreicht, daß auf dem Ortskrankenkaſſen— 
tage in Breslau 1903 eine paritätiihe Kommifjion niedergejegt wurde, 
deren Vorſchläge in München 1904 mit gg au angenommen wurden. 
Aber da der N estzatbeisenb die einzelnen Krankenkaſſen nicht zwingen 
fann, jo jind die Bejchlüffe bisher nur jehr unvolllommen durchgeführt 
Dei diejen Verhandlungen it der natürliche Gegenjag, wie er nun einmal 
zwiichen Arbeitgeber und Arbeitnehmer befteht, in recht icharfer Weije 
utage getreten und hat in Aufjägen der Zeitjchrift ihren Ausdrud ge- 
—— deren Ton auf dem letzten, vom 27. bis 30. Auguſt 1905 in 
Breslau abgehaltenen 6. Verbandstage von einigen Seiten als zu jcharf 
beanftandet, von den anderen aber mit der Bemerkung verteidigt wurde, 
daß man mit den Krankenkaſſenvorſtänden „Fraktur reden‘ müjje, da 
mande Vorfjtandsmitglieder, obgleich fie Sozialdemokraten und Gewerk— 
Ichaftler jeien, doc, glaubten, ei Angeftellten alles bieten zu können. 
Sa, jelbjt der Gedanke eines Streiks wurde ernfthaft erörtert und die 
Gründung eines Streikfonds angeregt, doch vertröjtete man ſich ſchließlich 
mit der Hoffnung, daß e3 gelingen werde, eine Tarifeinrichtung nad) 
dem Vorbilde der Buchdruder zu jchaffen. Endlich gelang es auf ber 
Sahresverfammlung in Düſſeldorf am 19./21. Auguft 1906 eine Verein- 
barung zujtande zu bringen ?). 

Der Verband hat in den legten Jahren eine jchwere Kriſis durch— 
zumachen gehabt, die, wenngleich auch auf anderen Meinungsverjchieden- 
heiten, jo doc) zum Zeil hi einem prinzipiellen Gegenjage beruhte. Auf 
dem PVerbandstage in Hannover im September 1902 war nämlich der 


I) Trogdem ift die Mehrheit der bei den Berufsgenoſſenſchaften angeftellten Perſonen 
in einem bejonderen Verbande (I 267) organifiert. 
2) ®ol. III 289, 


Antrag geitellt, der Verband möge ſich der Generalfommijfion der Gemwerf- 
Ihaften anjchließen, indem man geltend madte, daß nur durch deren 
Einfluß e3 gelingen werde, bei den Krankenkaſſen eine bejjere Bezahlung 
ihrer Angejtellten durchzuſetzen; denn ber von anderer Seite vorgejchlagene 
Weg eines Eingriffe der Behörden fei nicht gangbar, da er eine Be- 
einträchtigung der Selbjtverwaltung zur Folge haben würde. Aber ob- 
gleich Diele — durchaus wirtſchaftliche Zweckmäßigkeitsgeſichts— 
punkte geltend machte, ſo wurde der Antrag von ſeinen Bi ins⸗ 
beſondere dem damaligen Verbandsvorſitzenden, lebhaft bekämpft, da er 
eine Annäherung an die Sozialdemokratie bedeute. Bei der Abſtimmung 
wurde der Antrag mit 16 gegen 10 Stimmen abgelehnt. Trotzdem unter- 
nahmen verjchiedene, der ehrheit angehörige Mitglieder aus Rheinland- 
Weitfalen eine Agitation, um einen Maffenaustritt herbeizuführen, der 
in der Tat einen Berluft von mehreren hundert Mitgliedern zur Folge 
hatte. Ebenſo beichloß der rheinijch-weitfäliiche Bezirkstag am 30. No- 
vember 1902 die Auflöjung der dortigen Bezirkögruppe. 


Dieje Streitigkeiten fanden auf dem Verbandstage in Breslau ihre 
Fortjegung, und hier war das Ergebnis ein anderes. Freilich wurde der 
Antrag, die Ausichließung der Politik aus dem Statut zu ftreichen, ab- 
gelehnt, dagegen wurde der Anjchluß an die Seneralfommiflion der Gewerk⸗ 
Ihaften mit 26 gegen 4 Stimmen beichlojjen, indem der dagegen geltend 
gemachte Geſichtspunkt, daß man den Mitgliedern fein jozialdemofratijches 
Slaubensbefenntnis zumuten dürfe, von dem Vorſitzenden Giebel mit der 
Ermiderung befämpft war, daß die gewerfichaftliche und die politische 
Arbeiterorganifation jcharf voneinander getrennt zu halten jeien und die 
Generalkommiſſion lediglich mit der erjteren zu tun habe. 


Bon dem anmwejenden Vertreter de3 Zentralverbandes der Bureau- 
angejtellten wurde die Verſchmelzung mit diefer Organijation angeregt, 
um die ſich die Generalfommijjion idon zwei Jahre rüber bemüht hatte. 
Der Vorſchlag wurde wegen Berjchiedenheit der Verhältnijje abgelehnt, 
aber der Borfland ermächtigt, mit den auf gleichem wirtjchaftlichen Boden 
ftehenden Vereinigungen der Bureauangeftellten und verwandter Berufe 
ein Kartellverhältnis anzubahnen. Über die Schaffung einer Penfions- 
anjtalt wurde eingehend verhandelt. Der Beitrag wurde auf jährlich 12 M. 
erhöht. Der Sit ded Verbandes wurde nad) Berlin verlegt. 


Am 17. April 1908 ift ed endlich durch Vermittlung der General» 
fommijjion gelungen, in einer in Berlin abgehaltenen gemeinjamen Ber- 
jammlung die Verſchmelzung mit dem Bureaubeamtenverein zuftande zu 
bringen ?). 

An Unterftüßungen gewährt der Verband bisher jolche bei Krankheit, 
Stellenlojigfeit und im Todesfalle. Der Verband Hat Schon mehrfad) zur 
Durchführung der Forderungen feiner Mitglieder jcharfe Kämpfe mit den 
Kajjenvorftänden zu führen gehabt und hat 1905 in zwei Fällen zu dem 
Mittel einer Sperrung der Kaſſe greifen müjjen, womit er Erfolg erzielte. 

Der Mitgliederbeftand war am 1. Juli 1894: 595, 1895: 982, 1896: 
878, 1897: 862, 1898: 927, 1899: 1074, 1900: 1313, 1901: 1444, 1902: 
1595, 1903: 1585, 1904: 1828, 1905: 2037, 1906: 2238 und am 1. Juli 


1) Bel. darüber I 262. 
28* 
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1907: 2656, wovon aber 2543 auf Ortskrankenkaſſen und nur 113 auf 
Betriebd-, Innungs⸗ und Hilskaſſen und Berufsgenoſſenſchaften ent- 
fielen!). In der Zeit vom 1. Januar 1897 bi3 30. Juni 1906 hat der 
Berein 109195 M. Einnahmen gehabt und davon 45369 M. an Unter- 
ftügungen ausgezahlt. 


3. Berein Arbeiterpreife?). 


Das Bedürfnis der Angejtellten von Arbeiterorganijationen, diejen 
gegenüber ihre Intereſſen zu wahren, ift zuerft bei ben in der Preſſe, und 
zwar in der politijchen und der gewerfjchaftlichen, tätigen Perjonen hervor- 

etreten. Ihm wurde Rechnung getragen durch die im Jahre 1899 erfolgte 
— —— des „Vereins Arbeiterpreſſe“. 

Derſelbe bezwedt „bie Wahrung der Berufsintereſſen feiner Mitglieder, ſowie bie 
Unterftügung bei Invalidität und Unterhaltung der Witwen- und Waiſen“. „Diejer Zweck 
* erreicht werden durch Aufſtellung und Durchführung von Anſtellungsgrundſätzen, Ein- 
etzung von Schiedsgerichten, Gewährung von Rechtsſchuz und Gründung einer Unter- 
ftügungsgenoffenfhaft.” Die Mitgliedſchaft if in erfter Linie für bie in der Preſſe 
beſchäftigten Perfonen beftimmt, aber nicht auf fie befchräntt, denn nad dem Statut fteht 
fie offen 1. Redakteuren der politifhen und Gewerkſchaftspreſſe, berufsmäßigen Bericht- 
erftattern, Schriftjtellern und Wrbeiterjelretären; 2. Gewerljchaftsbeamten, Geſchäftsführern, 
Buhhandlungs-, Stontor- und Erpebitionsangeftellten ber Arbeiterprejfe. Der Bercind- 
beitrag beträgt jährlih 4 M., wofür das Vereindorgan, bie „Mitteilungen bed Bereins 
Arbeiterpreffe” geliefert wird. 

Der Verein ift mit Erfolg tätig gemwejen, um die Intereſſen jeiner 
Mitglieder gegenüber ihren Arbeitgebern zu vertreten. Er hat insbejondere 
einen einheitlihen Anjtellungsvertrag ausgearbeitet und eine Gehalts— 
ftaffel, durch welche die Gehälter in ihren Mindeftbeträgen nad) den 
Teuerungsverhältnijjen der einzelnen Orte fejtgejegt find. Während dieſe 
Normen überwiegend zur Durchführung gelangt ſind, hat eine von dem 
Verein veranſtaltete Hatiftifche Erhebung über die gejchäftlihen Ein» 
rihtungen der Parteizeitungen nur geringes Entgegenfommen gefunden, 
in3bejondere haben große Blätter, wie da3 „Hamburger Echo’ und die 
„Leipziger Volkszeitung“, ihre Mitwirkung abgelehnt. Ähnliche Erhebungen 
find auch Hinfichtlic der Gewerkſchaftsblätter angejtellt. Das Eintreten 
zugunften der Vereinsmitglieder hat ſich auch nicht bloß auf deren mate- 
riellen Vorteil bezogen, jondern ift zugleich dahin gerichtet geweſen, jie 

egen unberedhtigte Eingriffe in ihre Cefbftändigteit ſeitens der bei den 

4 ialdemofratifhen Zeitungen bejtehenden Preßkommiſſionen zu ſchützen. 
Dieje Tätigkeit hat den Verein mehrfach in Streitigkeiten mit den Partei- 
blättern gebracht, und ſchon von der Generalverjammlung vom 17. Sep- 
tember 1905 mwurde in einer Rejolution das Bedauern über geringes Ent- 
gegenfommen ausgejprocen. 

Aber auch a dem PBarteivorftande ift das Verhältnis wenig 
freundlich. Der Vereinsvorſtand hat freilich die von Bebel ausgejprochene 
Anſicht, daß e3 zweifelhaft jei, ob alle Mitglieder des Vereins Partei» 
genofjen jeien, bejtritten und erklärt, daß fein Mitglied aufgenommen 
werde, das nicht Mitglied der politiſchen Organifation fei; ebenjo ift in 


1) Nach einer von dem Berbande veranftalteten Statiftil gibt es insgeſamt 6389 An⸗ 
geftellte der Kranlkenlaſſen. i 
2) Das Material verbante ich dem Gejchäftsführer, Herrn Robert Schmibt in Berlin. 
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dem Bereindorgan darauf hingemwiejen, daß der Verein überhaupt feine 
Kampforganifation ſein, jondern die Intereſſen feiner Mitglieder nur jo weit 
vertreten wolle, wie ed mit dem Parteiinterejje im allgemeinen vereinbar 
ſei. Troßdem aber hat der Parteivorjtand, als er nad) den 5* Reichs⸗ 
tagswahlen den Plan der Schaffung eines ſozialdemokratiſchen Preß— 
bureaus zur Vermittlung von Nachrichten für die Parteiblätter in Die 
Hand nahm und zu diefem Zwede am 9./10. März 1907 in Berlin eine 
Redakteurkonferenz veranjtaltete, den Antrag des Vereinsvorſtandes, jeine 
Mitglieder an derielben teilnehmen zu lajjen, ohne Angabe von Gründen 
abgelehnt. In dem Vereinsorgan wurde dieje3 Verfahren als Weigerung, 
den Berein al3 berufene Snterejjenvertretung anzuerkennen, lebhaft an- 
egriffen und ausgeführt, daß der Verein „ich über zu großes Entgegen- 
ommen jeiten3 de3 Parteivorjtandes überhaupt nicht zu beflagen Babe“. 
Der Grund für dieſe Yeindjeligfeit liegt auf prinzipiellem Gebiete. Als 
nad dem WParteitage in Dresden die der revijioniftiichen Richtung zu- 
neigenden jech3 Redakteure des „Vorwärts“ plößlich entlafjen und ihnen 
nicht einmal die Möglichkeit der Verteidigung gewährt wurde, nahm ber 
Vereinsvorſtand gegen diejes Berfahren  ahdrüdtic Stellung. Eiöner, 
einer der entlajjenen Redakteure, — ſelbſt dem Vorſtande an, und 
auch die übrigen Vorſtandsmitglieder ſind Reviſioniſten. Als nun in 
dem Vereinsorgan ein Entwurf für das geplante Preßbureau veröffentlicht 
wurde, für den freilich der Vorſtand die Verantwortung ablehnte, wurde 
dies von dem „Vorwärts“ und der „Leipziger Volkszeitung“ dahin aus— 
gelegt, daß der Verein das Bureau in ſeine Hände bekommen wolle, und 
der „Vorwärts“ erklärte es für eine „mehr als naive Annahme, daß die 
Mehrheit der Parteigenoſſen, die auf dem Boden der Dresdner Reſolution 
ſtehen, ſo gutmütig ſein würden, ein ſo einflußreiches Inſtitut einfach dem 
Reviſionismus auszuliefern“. 

Die geſchilderten Gegenſätze fanden in der Generalverſammlung am 
14./15. September 1907 in Eſſen lebhafte Erörterung. Es wurde ins— 
beſondere die Anſicht vertreten, daß der Verein ſich auflöſen ſolle, da er 
nicht imſtande ſei, eine erfolgreiche Tätigkeit auszuüben, und daß an ſeine 
Stelle eine offizielle Preßorganiſation (Redakteurkammer) zu ſetzen ſei. 
Dem wurde von der Mehrheit unter Hinweis auf die immerhin ſchon 
erzielten Erfolge entſchieden widerſprochen. Insbeſondere ſei die Gründung 
der Parteiſchule auf die Tätigkeit des Vereins zurückzuführen. Meinungs- 
verſchiedenheit beſtand auch darüber, ob zwiſchen der Partei und ihren 
Angeſtellten Harmonie oder Gegenſatz der Intereſſen beſtehe, und ob des— 
halb eine Arbeitnehmerorganiſation berechtigt ſei. Mehrfach wurde ge— 
fordert, die Generalverſammlungen nicht mehr im Anſchluſſe an die Partei— 
tage abzuhalten, und ebenſo wurde angeregt, ſie aus Delegierten der 
einzelnen oörtlichen oder fachlichen Gruppen zuſammenzuſetzen. Die Ent— 
ſcheidung über den letzten Vorſchlag wurde der nächſten Generalverſammlung 
vorbehalten. 

Die ee de3 Vereins betrug (je am 1. Juli) 1900: 177, 
1901: 306, 1902: ‚1903: 376, 1904: 410, 1905: 469, 1906: 587, 
1907: 729. Davon waren 52 Arbeiterſekretäre, 31 Parteiangeitellte, 
40 Berichterftatter, 26 Gewerfichaftsredafteure, 183 politifche Redakteure, 
37 Schriftſteller, 28 Buchhandlungs- und Kontorangeftellte, 120 Erpe- 
—— 46 Geſchäftsführer, 160 Gewerkſchaftsangeſtellte, 6 Krantenkafjen- 
angejtellte. 
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4. Unterftügungsvereinigung der in der modernen Arbeiterbewegung 
tätigen Angeitellten?). 


Schon als zuerft im Jahre 1894 der Plan auftaucdhte, einen Verein 
der Beamten der Arbeiterprejje zu gründen, ftand der Unterftügungs- 
gedanke im Vordergrunde, während jpäter der Zweck der Berufövertretung 
mehr betont wurde. Immerhin wurde auch der Unterjtügungszmwed in 
die Satzungen aufgenommen. 

Der „Verein Arbeiterprejje” verhandelte auch jchon bald nad) jeiner 
Gründung über die Einrichtung einer Unterftügungsfafje, die dann in 
einer Berjammlung vom 2. Februar 1902 endgültig bejchlojfen wurde und 
am 1. April 1902 unter dem Namen: „Unterftüßungsgenojjen= 
Ihaft des Vereins Arbeiterprefje” in Kraft trat. 

Sie bezwedt „die Unterftügung der Mitglieder im alle der Invalidität, der An- 
gehörigen der Mitglieder für den Todesfall des Mitgliedes durch Gewährung eines Sterbe- 
geldes und einer laufenden Unterjtügung für Witwen und Waiſen“. Die Genoſſenſchaft 
umfaßte alle Mitglieder des Bereins. 

Aber inzwiſchen war aud von der Generallommijjion der Gewerk— 
Ihaften entjprechend einem auf dem Frankfurter Gewerkſchaftskongreß ge- 
faßten Beſchluſſe der Entwurf einer Invaliden-, Witwen- und Waijen- 
verjicherung der Gewerfjchaftsbeamten ausgearbeitet. Der „Verein 
Urbeiterprejje‘ regte an, beide Unternehmungen zu verjchmelzen. In einer 
von dem Stuttgarter Gewerkſchaftskongreſſe eingejegten Kommiljion trat 
ein jtarfer — zwiſchen dem Verein und der Generalkommiſſion 
zutage, indem deren Vertreter Umbreit den ſchon oben?) erwähnten Stand— 
punkt geltend machte, daß die Gewerkſchaftsangeſtellten nicht als bezahlte 
Urbeiter der Gemerkichaften, jondern nur al3 Teil ihrer Organijation 
angejehen werden fönnten, während der Verein, gegen den überhaupt 
eine jtarfe Abneigung bejtehe, dieſe Auffaſſung nicht anerfenne und Sonder- 
ie verfolge. Außerdem müjje die Kajje unter dem Einfluffe der General» 
ommijjion ftehen. Nach längeren Verhandlungen gelangte man aber mit 
15 gegen 2 Stimmen zu dem auch von dem Kongreſſe beftätigten Beſchluſſe, 
eine gemeinjame Unterjtügungsfafie zu jchaffen, indem die jchon bejtehende 
von der Mitgliedichaft des Vereins losgelöſt und zu einer jelbjtändigen 
Einrichtung umgejtaltet werde. 

Dieje, die am 1. Januar 1903 in Kraft trat und ihren Sig in Berlin hat, erhielt 
den in der Überjchrift angegebenen Namen. Die oben bezeichnete Zweckbeſtimmung 
wurde beibehalten. Die Mitgliedfchaft fteht offen: „1. den in der politifhen und 
gewerkſchaftlichen Wrbeiterpreffe tätigen Redakteuren, berufsmäßigen Schrijtftellern und Be— 
richterftattern; 2. den Gemerkjchaftsangeftellten und Wrbeiterfelretären, ben Geichäftsführern, 
Buchhandlungs-, Kontor- und Erpeditionsangeftellten ber Arbeiterpreſſe; 3. den Angejtellten 
beruflicher freier Zentralkrankenlaſſen, die im Sinne ber modernen Wrbeiterbeivegung ge» 
gründet find.” Kür die Mitglieder des Vereins Arbeiterpreſſe ift die Teilnahme obli- 
gatorifh. Durch einen fpäteren in ber erften Hauptverfjammlung vom 21 Mai 1905 mit 
10 gegen 8 Stimmen gefaßten und bei ber nachfolgenden Urabftimmung mit 232 gegen 207 
Stimmen gebilligten Beſchluß hat diefe Beftimmung folgenden Zuſatz erhalten: „Bedingung 
für die Mitgliedfhaft it die Zugehörigkeit zur fozialdemofratiihen Partei und, jomeit 
die Vorausfegung dafür gegeben tft, zur gewerlſchaäftlichen —— im Sinne der 
modernen Arbeiterbewegung”. Der Beitrag beträgt monatlich 6 M., doch wird erwartet, daß 
die Gewerkſchaften und PBerleger minbeften3 die Hälfte davon aus ihren Mitteln deden. 

Die Vereinigung, deren Leitung unabhängig von der General- 
fommijfion von ihren Mitgliedern gewählt wird, gewährt Invaliden- und 


1) Das Material verdanfe ich Herrn Robert Schmidt in Berlin. 
2) Vgl. ©. 428. 
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Sterbegeld, Witwenunterftügung und Erziehungsbeiträge für Waijen, doc 
beiteht auf alle dieje Leiftungen fein Rechtsanſpruch. Organe der Ber- 
einigung jind die „Mitteilungen des Vereins Arbeiterprefje‘ und das 
en een der Generalkommiſſion“. 

Die Mitgliederzahl der Vereinigung betrug Ende 1902: 433, 1903: 
650, 1904: 829, 1905: 1095, 1906: 1432, 1907: 1871. Davon waren 
105 Xrbeiterjefretäre, 58 Parteiangejtellte, 40 Berichterftatter, 205 poli- 
tiihe Redakteure, 31 Schriftiteller, 57 Buchhandlungsangeftellte und Kon- 
toriften, 185 Erpedienten, 77 Geſchäftsführer, 1039 Gewerkſchaftsangeſtellte, 
74 Krankenkafjenangejtellte. Das Vermögen betrug am 1. Januar 1908 
355334 M. 

Sm Fahre 1907 wurden an Witwen- und Waijenunterftüßungen 
15578 M., an Invalidenrenten 1275 M. ausgezahlt. 


XIII. Unternehmerfreundlihe Arbeiterorganifationen. 


Wie an anderer Stelle!) näher erörtert werden wird, herrjcht freilich 
zwijchen den Intereſſen der Arbeiter und denen ber Arbeitgeber feine 
grundjägliche Harmonie, aber ebenjomenig ift der Gegenjaß derjelben abjolut 
und unüberbrüdbar, jondern es beftehen gegenjeitige Berührungspunfte. 
Deshalb braucht der Gegenjag, auch da, wo er fich geltend macht, nicht 
notwendig durd Kampf zum Yustrage gebracht zu werden, jondern e3 gibt 
auc die Möglichkeit friedliher Verjtändigung. Es liegt in ber - 
Ihiedenheit der menjchlihen Natur, in3bejondere des Temperaments, des 
Alter3 und der Erziehung, daß über die Frage, inwieweit im Einzelfalle 
die Übereinftimmung oder der —— ber Intereſſen ſich geltend macht, 
und ob deshalb der feindliche oder der friedliche Weg zur Erreichung eines 
Erfolges geeigneter iſt, unter den beteiligten Arbeitern Meinungs— 
—— zu beſtehen pflegen. Siegt nun die ſchroffere Richtung, 
indem es ihr gelingt, einen Streifbeihluh durchzuſetzen, ſo wird es in 
der Regel eine Minderheit geben, die entweder die Folgeleiſtung einfach 
verweigert oder wenigſtens der Streikleitung Schwierigkeiten bereitet. Da 
hierdurch die Poſition der Arbeiterſchaft außerordentlich geſchwächt wird, 
jo iſt es begreiflich, daß die Vertreter des Streil3 die Widerſtrebenden auf 
jede Weiſe dahin zu bringen ſuchen, ſich zu fügen. Ebenſo kann es nicht 
wundernehmen, daß dabei nicht ausſchließlich erlaubte und billigenswerte 
Mittel angewandt werden, ſondern daß ſich häufig ein „Terrorismus“ 
geltend macht, für den man aus der in ſolchen Zeiten vorhandenen Er— 
regung und der drohenden Gefahr, die unter großen Opfern eingeleitete 
Bewegung ſcheitern zu ſehen, mildernde Umſtände herleiten mag, der aber 
trotzdem von den — Betroffenen ſtets als ein ſchweres Unrecht emp- 
junden wird. Ein Recht, der Minderheit ihren Willen aufzuzmwingen, 
bejteht für die Mehrheit nur innerhalb einer Organijation. Die ihr nicht 
angehörenden haben feine Verpflichtung, einem Beſchluſſe, dem jie ihre 
du immung bverjagt haben, Folge zu leiften. Häufig wird das berechtigte 

olidaritätsgefühl fie veranlafjen, e3 zu tun, aber dann muß dieje Unter- 
werfung auf freiem Entſchluſſe beruhen; ein Zwang muß notwendig ver- 
bittern. 
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Nun gilt aber der Saß, daß Drud ftet3 Gegendrud erzeuge, nicht bloß 
in der Phyſik, jondern auch für die menjchliche Seele. Daß man häufig 
auf jeiten der organifierten Arbeiter, insbejondere der freien Gewerk— 
ihaften, den Kampfitandpunft übermäßig betont, ja daß in einzelnen 
Anduftriezweigen zumeilen geradezu ein &rreitficher geherricht Hat, wird 
von den gemwerfichaftlichen Streifen jelbjt zugegeben und verurteilt!). In 
neuejter Seit haben fi) die Stimmen gemehrt, die davor warnen, bie 
** Waffe des Streiks durch allzu häufigen und unüberlegten Gebrauch 
abzuſtumpfen. Gerade die führenden —** ſind es, die gegenüber dem 
ungeſtümen Drängen der Maſſen die Notwendigkeit ruhiger Überlegung 
betonen; aber häufig genug haben ihre Ermahnungen und Warnungen 
feinen Erfolg. 

Wer dieje Verhältnifje vorurteilslos ins Auge faßt und troß aller 
Sympathien für die hohen ern der Arbeiterbewegung in ihnen 
einen ſchweren Mangel jieht, über dejjen Bejeitigung hier nicht der Ort 
ift zu Sprechen, braucht nicht nach fünftlichen und fernliegenden Erflärungs- 
ründen zu fuchen für die Erjcheinung, daß in neuefter dit in der Arbeiter- 
haft eine Gegenftrömung eingejegt hat, die umgekehrt grundjäglich die 
Snterejjenharmonie vertritt und nicht von dem Streik, jondern von fried- 
lihen Verhandlungen Erfolg für die Beſſerung der nr der Arbeiter er- 
wartet. Daß diefe Bewegung jich nicht in der richtigen Mitte hält, jondern 
vielfach jo weit geht, den natürlichen Arbeiterjtandpunft und das be- 
rechtigte Intereſſe der Arbeiterflafje zu verleugnen, ijt lebhaft zu beflagen, 
fann aber nicht überrajchen, denn e3 ift eine notwendige Folge der menſch— 
lichen Naturanlage. Die Stärke des Stoßed bedingt die des Rückſtoßes. 
— und Reaktion pflegen ſtets von der Mittellinie gleich weit abzu— 
weichen. 

Man hat ſich gewöhnt, Arbeitervereinigungen dieſer Art als „gelbe 
Gewerkſchaften“ zu bezeichnen. Der Ausdrud ſtammt aus Frankreich. 
Bei dem 1899 in Montceau-les-Mines ausgebrochenen großen Bergarbeiter- 
jtreif, der eine ftarf revolutionäre Färbung trug, wollte ein Teil der 
Arbeiter die Bewegung nicht mitmaden. Sie wurden darauf in einem 
Haufe von der Mehrheit belagert und mit Steinen beworfen. Nach dem 
Abzuge der Angreifer holten jie aus einer benachbarten Buchdruderei 
große Ballen gelben Papiers, um die zertrümmerten Fenfterjcheiben zu 
erjegen. Der hieraus hergeleitete Spottname: „die Gelben‘ wurde dann 
von ihnen jelbjt angenommen. 

Das Wejen diefer „‚gelben Syndikate“ beruht teils auf der Ablehnung 
revolutionärer Maßregeln und dem Wunijche, zu den Wrbeitgebern in 
freundliche Beziehungen zu ftehen, woraus jich eine gewiſſe Zurüdhaltung 
gegenüber dem Streik ergibt, teil3 auf dem Beftreben, durch Sparjamleit 
ein kleines Kapital zu gewinnen und mit deſſen Hilfe einen Anteil an 
ben Unternehmen, in dem jie beichäftigt jind, zu erhalten. Auch ein 
gewiſſer Einfluß von Religion und Geiftlichkeit ift nicht zu verfennen. 

Bei den Wrbeitgebern hat diefe Bewegung eine geteilte Aufnahme 
efunden. Iſt ihnen die Zurüdjtellung des Streils natürlich willtommen, 
o find jie doch zum Teil nicht geneigt, den Arbeitern einen Gejchäfts- 
anteil einzuräumen. Es hat jich freilich auch eine gelbe Arbeitgeber- 

1) Bgl. 3. B. die oben (S. 74) mitgeteilte Außerung dv. Elms auf dem Kölner &.-Ston- 


greb, ben (S. 305) befprochenen Streil der Berliner Buchbruder, ben unten (III 269) erwähnten 
treit ber Bauarbeiter und den jüngften Streif ber Nieter bei dem Stettiner „Vullan“. 
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— — — die mit den Syndikaten der Arbeiter ſich zu dem 
„Bunde der Gelben“ zuſammengeſchloſſen hat und in dem ſeit 1. Januar 
1904 erſcheinenden Blatte „De Jaune“ ein Organ beſitzt. Doch ſteht die 
Unternehmerſchaft im ganzen der Bewegung noch kühl gegenüber. Dieſe 
hat einen großen Umfang erreicht; denn auf dem am 11./14. April 1907 
in Paris abgehaltenen Kongrejje wurde eine Mitgliederzahl von 600000 
angegeben, aljo eine weit größere Anhängerjchaft, al3 fie die jozialiftifchen 
Syndilate befigen!). 

— in der Schweiz hat das franzöſiſche Vorbild Nachahmung 
gefunden. 

In Deutſchland ſind in den letzten Jahren in ſteigendem Maße Ar— 
beitervereine gegründet, die ein freundſchaftliches Verhältnis zu den Arbeit- 
gebern anftreben und nicht allein von ihren Gegnern al3 „gelbe Gemwerf- 
Ichaften‘‘ bezeichnet werben, jondern zum Zeil jelbft jich diefen Ramen 
beilegen. Aber nicht allein ijt ein äußerer Bufammenhang mit der fran- 
zöſiſchen Bewegung nicht nachzuweiſen, ſondern zwiſchen ihr und ber 
deutjchen bejtehen auch erhebliche Werfchiedenheiten. ft freilich beiden 
gemeinjam die Betonung der Intereſſenharmonie und die Abneigung gegen 
den Gtreif, jo hat dagegen der Gedanke der Geminnbeteiligung, die in 
Frankreich al3 Mittelpunkt des Programms der Gelben erjcheint, in Deutjch- 
land nur ganz vereinzelt?) Boden ee Die deutihe Bewegung 
jcheint vielmehr ganz überwiegend auf die oben angedeuteten Yinchologtihen 
Faktoren zurüdgeführt werden zu müjjen. 

Sm allgemeinen find es die Nichtorganifierten, die den Streik ab- 
lehnend gegenüberftehen. Sie haben dazu auch alle Veranlafjung, denn 
der Streik pflegt von den Arbeitgebern mit einer Ausfperrung beantwortet 
au werden. Da nun aber die Gewerfihaften in der Regel nur ihre eigenen 

itglieder unterjtügen, jo find die Nichtorganifierten in der übelen Tage, 
daß fie weder Arbeit haben, noch Streifunterftügung erhalten. Es jcheint 
nrahezuliegen, daß die Arbeitgeber die Ausfperrung auf die Organijierten 
beichränfen fjollten; denn ihre Abſicht geht ja dahin, deren Hilfsmittel 
möglichjt bald zu erjchöpfen. Aber das ift häufig mit Schwierigfeiten 
verbunden. Teils läßt ſich oft, auch wenn nur ein Zeil der Arbeiter die 
Arbeit einftellt, der ganze Betrieb nicht aufrechterhalten, teil3 würde der 
Arbeitgeber, der jo handelte, dadurd gegenüber feinen Konkurrenten, bie 
ausjchließlicy oder überwiegend Organifierte bejchäftigen, und deshalb zur 
völligen Stillegung gezwungen find, einen Vorteil erlangen und deshalb 
in Gegenjaß geraten, wa3 er jelbftverjtändlich vermeiden muß, und mas 
von dem bejtehenden Arbeitgeberverbande nicht zugelajjen wird. 

Unter diejen Umftänden liegt es durchaus im Intereſſe der Nicht- 
orgamnifierten, ſich zuſammenzuſchließen; denn al3 Geſamtheit find jie in 
der Lage, nicht allein bei der Entjcheidung über die Erflärung des Streiks 
ihren Einfluß geltend zu machen, jondern, wenn er gegen ihren Willen 
beichlojjen it, durch Verhandlungen mit den Arbeitgebern N eine günjtigere 
Pofition zu jichern. Sit ed auch, wie bemerkt, nicht angängig, daß ein 
einzelner Arbeitgeber mit Hilfe der Nichtorganijierten feinen Betrieb auf- 


1) Vgl. Neichdarbeitäblatt 1908, ©. 63. 

2) Vol. unten ©. 467. Er wird mit großem Nahdrud von ber unten erwähnten 
„Belben Arbeiterzeitung‘ vertreten. Deren Herausgeber, v. Veldegg, hat eine „gelbe Arbeiter- 
partei” gegründet, die auf dem Grundfage: „Dur Arbeit zu Befig‘ beruft. Er hat mir 
aber auf meine Bitte um nähere Angaben über fie feine Antwort gegeben. 


— 4 — 


rechterhält, während ſeine Konkurrenten ſchließen müſſen, ſo läßt ſich doch 
durch eine Verſtändigung unter den Arbeitgebern ein Weg finden, die 
Nichtorganiſierten von der Ausſperrung auszunehmen, oder, wo dies nicht 
angängig iſt, ihnen eine der Streikunterſtützung gleichkommende Ent— 
ſchädigung zu gewähren). 

Eine jolde entgegentlommende Haltung einzunehmen, haben nun die 
Arbeitgeber alle Veranlaſſung; bejteht doc), wie nicht näher begründet zu 
werden braucht, zwijchen ihren Intereſſen und denen der Arbeitämwilligen 
eine natürliche Übereinjftimmung. Es liegt deshalb auch nahe, anzunehmen, 
daß vielfach die Anregung zur Bildung gelber Gemwerkichaften von den 
Arbeitgebern ausgegangen fein wird. Immerhin ift für die von Den 
Gegnern der Bewegung aufgejtellte Behauptung, daß dies ausnahmslos 
oder auch nur in der Regel geichehen fei, ein ausreichender Beweis nicht 
zu erbringen ?). 

Die Stellung der Arbeitgeber zu den gelben Gewerkſchaften ift jogar 
feinesweg3 einheitlih. Während ein großer Teil jie lebhaft begrüßt und 
jie auf jede Weije begünjtigt, fehlt es auch nicht an Stimmen, die einen 
ablehnenden Standpunkt einnehmen und die Bewegung al3 unmoraliſch 
und für eine geſunde joziale Entwidlung ſchädlich verurteilen. Die 
„Deutſche Arbeitgeberzeitung” hat eine Mitteljtellung eingenommen, indem 
jie3) jchrieb: 

„Es verfteht jich von felbit, daß dieſe Art von Wrbeiterverbänden keine Zukunft haben 
fann, wenn ihre Eriftenz einzig und allein auf Wohltaten und Borteile der Arbeitgeber 
aufgebaut werden foll. Die Zukunft der gelben Bewegung hängt vielmehr davon ab, daß 
fih eine entjprechende Anzahl von Arbeitern findet, die dem Terrorismus der jozialdemo- 
tratiihen G. dadurch zu entgehen fuchen, daß fie unter jich Vereine bilden und in dieſen 
ihren eignen Weg juchen. Eine zweite Bebingung ift dann, dab ſich A.G. finden, welche 
bie gelben Verbände in diefem Beſtreben unterjtügen. Burzeit ijt die Bewegung nod in den 
Anfängen begriffen, und man kann nicht vorausjagen, welchen Verlauf die Entwidlung 
nehmen wird. Die A.G. werben guttun, biejer Bewegung eine mwohlwollende Aufmerkſam⸗ 
feit zu jchenten. Sie bürfen aber den fyortgang der Bewegung durch Mabnahmen von ihrer 
Seite niht forcieren, benn die Bewegung würde verfümmern, wenn jie allein aus 
folher künftlicher Förberung durch die A.G. erwachſen fjoll...... 

Hier fegt nun die Aufgabe der A.G. ein, welche darin beiteht, diefen Arbeitern Schup 
zu gewähren, bamit fich ev. die gelben Verbände frei entwideln lönnen. Ein weiteres braucht 
die Arbeitgeberſchaft augenblidlicy nicht zu tun. Es muß wohl der Zukunft überlajjen bleiben, 
was aus ben gelben ©. wird. Künſtlich lajjen ſig ſolche Bewegungen freilich nicht groß- 
ziehen, anbererjeit3 aber bürfen die vorhandenen Entwidiungsleime aud nicht dadurch ver- 
fümmern, daß man fie unbeadhtet und jchuplos feindlichen Einflüffen preisgibt.‘ 

Die Vorſtände des „Vereins deutjcher Arbeitgeberverbände” und des 
„Sejamtverbandes deutſcher Metallinduftriellen‘‘ haben in ihren Sigungen 
vom 1. März, bzw. 27. Februar 1907 bejchlojjen, diefem Standpunfte 
prinzipiell zuzuftimmen. Im allgemeinen jcheint man in den Kreiſen 
der Induſtriellen diejer Empfehlung gefolgt zu jein. 

Ebenſo begreiflich, wie die grundjägliche Sympathie, die der neuen 
Bewegung jeitens der Arbeitgeber entgegengebradht wird, iſt cs, daß ſie 
bei der organijierten Arbeiterihaft auf den ſtärkſten Widerjtand und ein» 
hellige Ablehnung ftoßen mußte. Mögen die verjchiedenen Richtungen 
ſich gegenfeitig noch jo feindlich gegenüberjtehen, mögen in3bejondere die 


I) Die unten (TII 49 ff.) gegebene Darftellung ber Urbeitgeberverbänbe zeigt, dab man 
wiederholt einen diefer beiden Wege beichritten hat. 

) Die Vertreter gelber Vereine, die mir das unten benutzte Material geliefert haben, 
betonen ausnahmslos nachdrücklich, daß der Entihluß zur Gründung durchaus den Kreiſen 
ber Ürbeiter felbft entiprungen jei. 

) Nr. 3 vom 20. Januar 1907. 
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freien ©. von den chriftlichen und Hirſch-Dunckerſchen noch jo heftig an— 
gegriffen werben wegen ihres Anjpruches, die einzig berechtigte Vertretung 
der Arbeiter zu jein, und megen des gegen Anderödenfende ausgeübten 
Terroriömus, jo ift doch das Gefühl der Solidarität und da3 Bewußtſein, 
daß im mwirtichaftlihen Kampfe die Arbeiter gegenüber den Arbeitgebern 
gemeinjame Intereſſen zu vertreten haben, jtarf genug ausgebildet, um 
ein Unternehmen, welches diejen Gegenjat unberechtigterweije leugnet oder 
u verjchleiern jucht, al3 Verrat an der Arbeiterjache erjcheinen zu laſſen. 
Ile Arten von Wrbeiterorganijationen, die evangelifchen und katholiſchen 
Arbeitervereine nicht minder, al3 die Gewerkichaiten ſozialiſtiſcher, chrift- 
fiher und Hirih-Dunderfher Richtung, Haben ſich deshalb nachdrücklich 
egen Die gelbe Bewegung erflärt. Die leßtere ijt ausgegangen von 
ug3burg, wo jie * den günſtigſten Boden gefunden und zum Teil 
die anderen Organiſationen ſtark zurückgedrängt hat. Sie hat ſich dann 
aber auch auf eine große Anzahl anderer Orte und faſt alle Gegenden 
Deutſchlands ausgebreitet. 

Die Organiſation der gelben G. hat ſich überwiegend in der Weiſe 
vollzogen, daß ſich unter der Arbeiterſchaft eines einzelnen Unternehmens 
eine —— bildete, die ihre Mitgliedſchaft auf das beſtimmte Werk 
beſchränkte. Man pflegt deshalb dieſe Vereine, die ſich ſelbſt mit den 
verſchiedenſten Namen, insbeſondere als „Unterſtützungsverein“, Spar— 
verein“ oder auch allgemein als „Arbeiterverein“ bezeichnen, unter dem 
Ausdruck „Werkvereine“ zuſammenzufaſſen. Aber man hat auch ange— 
fangen, Organiſationen zu gründen, die für alle Arbeiter eines beſtimmten 
Berufszweiges in einem größeren Bezirke oder in ganz Deutſchland be— 
ſtimmt ſind. 

Gemeinſam iſt allen dieſen Vereinen die ablehnende Stellung gegen— 
über dem Streik, den ſie entweder ganz verwerfen oder wenigſtens —* 
in den Hintergrund treten laſſen, indem ſie vielmehr die Verbeſſerung 
der Lohn- und Arbeitsbedingungen durch gütliche Verhandlungen mit den 
Arbeitgebern erreichen wollen. Ausnahmslos ſtehen im Vordergrunde 
ihrer Tätigkeit Unterſtützungen und Wohlfahrtseinrichtungen aller Art, 
ſowie geſellige Veranſtaltungen. Häufig leiſten die Arbeitgeber erhebliche 
Beiträge zu den entſtehenden Koſten, wogegen ihnen ein Einfluß auf die 
Leitung eingeräumt iſt. Oft iſt die Bekleidung von Vorſtandsämtern 
nur ſolchen Mitgliedern gejtattet, die eine längere Zeit hindurch bei dem 
betreffenden Werke in Arbeit gejtanden haben. Allgemein bildet die Nicht- 
zugehörigfeit zu einer gewerkſchaftlichen Organiſation die Vorbedingung 
der Aufnahme. — 

Eine andere Erjheinung auf dem Gebiete der Arbeiterbewegung, Die 
häufig mit den gelben G. zuſammengeworfen wird, aber doch von ihnen 
getrennt gehalten werden muß, bilden die in neuerer Zeit vielfach ge- 
——— „nationalen“, „reih3treuen” oder „vaterländiſchen 

rbeitervereine“. Die erſten Verſuche auf dieſem Gebiete gingen 
aus von einigen Ortsvereinen des „Reichsverbandes gegen die Sozial— 
demokratie“. Später hat der letztere die Leitung der Bewegung in die 
Hand genommen, doch hat er, nachdem ſich eine eigene Zentralorganiſation 
gebildet Hatte, ſie jetzt ſich ſelbſt überlaſſen, indem er wünſcht, fie auf 
eigene Füße zu ſtellen. 

Dieſe Vereine unterſcheiden ſich von den gelben G. zunächſt ſchon 
dadurch, daß ſie nicht, wie die meiſten von dieſen, auf die Arbeiter eines 


ee 


beitimmten Unternehmens oder eines gewiſſen Berufes bejchränft find, 

fondern alle Arbeiter eine DOrte3 aufnehmen. Außerdem aber mollen 

fie au) in erfter Linie nicht wirtfchaftliche, fondern politiiche Ziele ver- 

folgen. Damit hängt e3 zufammen, daß fie in der Regel nicht alle Organi- 

—5— ſondern nur Sozialdemokraten und Mitglieder der freien G. aus— 
ießen. 

Aber die Scheidung ift doch nicht ftreng durchgeführt, denn auch die 
die „Vaterländiſchen Arbeitervereine‘ beichäftigen jih mit wirtfchaftlichen 
Aufgaben. In den Sagungen!) pflegt unter den — der Vereine auch 
die Vertretung der wirtichoftfichen Intereſſen der Mitglieder, in3bejondere 
die Bejjerung der Lohn- und Arbeitöverhältnifje, aufgeführt zu jein, ja 
der Hauptzmwed, die Herjtellung freundlicher Beziehungen zu den Arbeit- 

ebern, die Ausſchließung oder wenigſtens Beſchränkung des Streiks, der 
Hub der Mitglieder gegen Ausfperrungen oder die Zahlung einer Unter- 
ftügung in ſolchen Fällen — alles da3 liegt auf demjelben Gebiete, auf 
dem jich auch die Bejtrebungen der gelben &. bewegen. Andererjeit3 haben 
die Saßungen der leßteren injofern einen politifchen Charafter, als Sozial- 
demofraten von der Mitgliedichaft ausgejchlojjen find. Vielleicht könnte 
man den Unterjchied darin jehen, daß bei den gelben ©. die wirtichaftlichen 
Aufgaben Selbſtzweck, bei den vaterländiihen A.-B. nur Mittel find, 
um einen politifchen Zmed, nämlich den Kampf gegen die Sozialdemofratie, 
zu fördern; aber das wäre doch von lediglich theoretiicher Bedeutung, 
und wird in der praftijchen Betätigung faum hervortreten?). 

Diefer Zujammenhang beider Bewegungen tritt auch in der Preſſe 
derjelben hervor, indem e3 neben Blättern, die ausſchließlich eine von 
ihnen unterjtüßen wollen, andere gibt, die für beide bejtimmt find. Bisher 
beitehen zur Vertretung diejer J—— folgende literariſche Organe: 

1. Der Bund. Organ für die gemeinſamen Intereſſen der Arbeiter 

und Arbeitgeber, Redakteur Rudorf Lebius; erjcheint jeit 1. No- 
vember 1906 in Berlin. 

2. Freie deutſche Preſſe. Volksblatt zur Förderung berechtigter Ar- 

beiterbejtrebungen in nationalem Rahmen. Zentralorgan für die 


1) Vgl. unten ©. 480, 481, 483, 484, 485, 486, 487. 

) Der „Reichöverband gegen bie Sozialdemokratie” legt großen Wert darauf, zu 
betonen, daß ihm durch fein Programm verboten fei, ſich in gemwerkichaftliche Fragen ein- 
zumifchen, und daß deshalb aud die von ihm gegründeten Wrbeitervereine ſich keine wirt 
Ihaftlihen Wufgaben ftellen dürften, fondern fich darauf zu befchränten hätten, die nicht 
fogialbemofratifhen Arbeiter zu gemeinfamer Arbeit auf politifhem Gebiete zufammen- 
zufaffen. Er bezeichnet e3 in dem an mich gerichteten Schreiben gerabezu ala „abfichtliche 
Entftellung der Tatſachen“, wenn von riftlicpen G. und evangelifhen Arbeitervereinen Die 
„vaterländiſchen WUrbeitervereine” mit den „gelben ©.” in einen Topf geworfen würden. 
Herr Schaper, ber Begründer und Leiter des „Bundes vaterländifcher Arbeitervereine‘, fchreibt 
mir Dagegen: „Inſofern gelbe G. tatjählih nur ein mirflich freies Bertragäverhältnis 
ausmachen, kann ber Bund ſich zu ihnen nicht abmweifend ftellen, wenn er daneben bie feſte 
Überzeugung hat, daß dieſe G. auf vaterländifchem Boden ftehen.“. Trotzdem lehnt er für 
bie „vaterländifchen A.“B.“ die Bezeichnung als „gelbe ©.” ab, verfteht vielmehr unter 
folhen nur diejenigen Vereinigungen, „bie ic fo an einen Unternehmer gebunben haben, 
daß fie nur unter großen Opfern aus biefer Verbindung ſich Loslöjfen können, oder ſolche, 
bie durch einen Zwang der Arbeitgeber zuftande gelommen find”. Er betont, daß bem Bunde 
fein einziger Werkverein und fein Verein angehöre, in dem die Arbeitgeber ausſchlaggebend 
für den Willen der Arbeiter find. 

Danach jcheint zwifchen den beiden Verbänden hinſichtlich des Verhältniſſes zwiſchen 
ni zen beiden Arten von Arbeiterorganifationen keine völlige Übereinftimmung zu 
elichen. 
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baterländiihen Gewerkſchaften und Arbeitervereine, Redakteur 
G. Hoffmann; erjcheint jeit 1. Juni 1907 in Dresden !). 

3. Gelbe Arbeiterzeitung. Organ der freien (nicht-fozialdemofratifchen 
Arbeiterſchaft in Stadt und Land. Bruderorgan des „Jaune“ 
(Paris), Zentralorgans der gelben Arbeiterpartei Frankreich, Re- 
dakteur A. v. Veldegg; erjcheint jeit 1. Oktober 1907 in Stuttgart ?). 

4. Deutſche Treue. Wochenblatt des Bundes vaterländifcher Arbeiter- 
vereine. Eine Zeitung für Baterlandsfreunde aller Stände, Re- 
dakteur Ludwig Schaper; erfcheint feit 1. Oktober 1907 in Berlin. 

5. Urbeiterzeitung. Organ der nationalen Arbeiter für vaterländijche 

— Redakteur Chr. Berger; erſcheint ſeit 1. Oktober 1907 

in Kiel. 

Die Wehr. Organ für die Arbeitervereine von Augsburg und 

Umgebung, Redakteur E. Oſſenbrunner; erſcheint ſeit 1. Juli 1907 

in Augsburg. 


A. Gelbe Gewerfjchaften?). 


a) Werkvereine. 
1. Arbeiterverein vom Wert Augsburg‘). 


Im Mai und Juni 1905 fanden, wie im übrigen Deutſchland, fo 
auch in Bayern große Arbeit3einftellungen der Metallarbeiter ftatt, die 
von den dem „Verbande bayriiher Metallinduftriellen‘ angehörenden 
43 Fabriken im Juni 1905 mit einer allgemeinen Ausfperrung von 
22000 Arbeitern beantwortet wurden. Dabei wurde beſchloſſen, daß 
Arbeitömwillige, die erklärten, feiner der beftehenden Drganifationen anzu— 
gehören, mit Inſtandhaltungs- und NReparaturarbeiten bejchäftigt werden 
und, jomweit dies nicht angängig jei, trogdem ben bisherigen Tagelohn 
ausbezahlt erhalten jollten. Auf Grund einer entfprechenden, vom „Wert 
Augsburg” am 21. Juni 1905 erlajjenen Belanntmahung meldeten ſich 
1339 von den insgejamt bejchäftigten 2868 Arbeitern. Als diefe von 
den Streifenden mehrfach tätlich angegriffen wurden, entftand unter ihnen 
der Gedanke, jih zum Schutze gegen dieje Gemalttätigfeiten zu einer 
Bereinigung zufammenzufchließen. Ein zu diefem Bmede eingejegter Aus⸗ 
ſchuß nahm, nachdem er ſich des Einverſtändniſſes der Direktion verjichert 
hatte, die Einleitung der erforderlichen Schritte in die Hand, und am 
14. Dftober 1905 wurde unter Beitritt von 601 Arbeitern der „Arbeiter- 
verein vom Wert Augsburg‘ begründet. 


1) Nach Zeitungsnachrichten ift dad Blatt feit 1. April 1908 eingegangen. 

?) Sie hat feit Nr. 14 vom 19. Auguft 1908 den Namen: „‚Deutiche Arbeiterzeitung‘ 
angenommen und fteht im jchärfften Gegenfage zu bem „Bund“ und deſſen Herausgeber 
Lebius, fowie zu ben Werkvereinen, denen fie bad Recht beftreitet, fich „gelbe Vereine“ 
ju nennen. 

3) Un literarifhen Arbeiten find zu erwähnen: 1. „Die Gelben.” Mit befonderer 
Berüdjihtigung ber Gelben Frankreichs. Köln 1907, Chriftlicher Gewerlſchaftsverlag. 
2. „Selbe Gewerkſchaften und vaterländifhe WUrbeitervereine. Bodum 1907, Verlag ber 
„Arbeit“. 3. Schellwien: „Gelbe Gewerkichaften” in Conrads Jahrb. f. Nationalölonomie, 
3. Folge, Banb XXXIV, ©. 821 ff. 4. „Unabhängige Wrbeitervereine unb gelbe Gewerk⸗ 
ſchaften.“ Weichdarbeitsblatt 1908, ©. 62 ff. 

*) Das Material verdanke ich Herrn Prokurift Pfeiffer in Augsburg. Die Darftellung 
beruht auf den Angaben der Sapungen und Gefchäftäberichte. 
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Der Berein, der jeinen Sig in Augsburg hat, bezweckt nad feinen Satzungen: 
1. Errichtung einer Arbeiter-Witwen- und -Wailenlajje; 2. Gewährung von Krantengeldern 
unabhängig von ben Sranfengeldern der Strankenkafje; 3. Gewährung von Unterftügungs- 
beiträgen im Falle der Vebürftigfeit und Würbdigfeit; 4. Gewährung von zinsfreien Dar- 
leben; 5. Gewährung von Wltersprämien alljährlich bei der Ehriftbaumfeier; 6. Gewährung 
von Beiträgen zum Befuche von Yusftellungen; 7. Abhaltung von Feitlichkeiten, insbefonbere 
Ehriftbaumfeiern mit Gejchenten an die Yamilienangehörigen. 

Zur Mitgliedfhaft zugelaifen ift „jeder, der bei bem Werk Augsburg auf Grund 
ber Arbeitsordnung bejchäftigt, nicht Sozialdemofrat ijt und nicht anderen Wrbeiterorgani- 
fationen angehört”.!) Der Mitgliedsbeitrag beträgt jährlihd 1 M. Der Borftand von neun 
Mitgliedern wird aus denjenigen Mitgliedern gewählt, die mindeftens fünf Jahre bei dem 
Wert Augsburg befchäftigt find. Die in den Sapungen vorgejehene „Urbeiter-Witmen- 
und ⸗»Waiſenkaſſe“ ift am 1. Januar 1906 als Berficherungsverein auf Gegenjeitigfeit 
ins Leben getreten. Sie gewährt den Mitgliedern, die ohne eignes grobes Verſchulden bauernd 
erwerböunfähig werden, eine Penfion, jowie den Witwen und ehelichen Kindern unter 15 
Jahren Unterhaltsbeiträge. Beitrittöberechtigt find die Mitglieder des Wrbeitervereins vom 
Wert Augsburg. Außerdem ift das Werk Augsburg mit einem Eintrittögelde von 140000 M. 
und einem Sjahresbeitrage von 46000 M. als Mitglieb beigetreten. Dasfelbe ift zum Aus- 
tritt berechtigt, ſobald JF feine Zuſtimmung die Satzungen geändert oder verlegt oder nicht 
beitrittöberechtigte Mitglieder aufgenommen werben. In Be Falle ift das Eintrittägeld, 
fowie fämtliche geleifteten SJahresbeiträge nebft 4% Zinſen zurüdzuzahlen. Das Wert 
befigt 4/,, ber Stimmen in ber Mitglieberverfammlung. 

Daneben ift noch eine SKrankenhilfstaffe gegründet. Ihr kann jedes Mitglied des 
Arbeitervereind vom Werk Augsburg beitreten. 


Der Verein hat feinen Mitgliedern mehrfach, Vorteile geſchaffen; ins- 
bejondere hat die Werf3leitung auf Bitte des Vereinsvorſtandes die Stunden- 
löhne um 1—5 Pf. erhöht, was für dad Jahr eine Berbejjerung von mehr 
als 50000 M. bedeutet. Ferner find die Altersprämien, die früher be- 
zahlt, aber, nachdem Angriffe dagegen ſeitens der Arbeiterorganijationen 

erichtet, aufgehoben waren, wieder a re und bei der Ehrijtbaum- 

Feier von 1906 und 1907 in Höhe von 21000, bzw. 23000 M. zur Ver— 
teilung gelangt. Auf Wunſch des Vorjtandes hat das Werk den Mitgliedern 
Lebensmittel, die im großen angefauft werden, zum Einfaufspreije wieder 
abgegeben. Am 1. Juli 1907 ift eine eigene Berfaufsftelle geichaffen. Ein 
Kindergarten it eingerichtet. Der Verein gemährt Alteröprämien, Unter- 
ftüßungen während der militäriichen Dienjtzeit und bei Übungen. Geine 
Mitglieder erhalten von der Werksleitung jährlidh bis zu 7 Tagen Ur- 
laub mit 10—20 M. Zuihuß. Auf Antrag der legteren ift vom Gejamt- 
verbande deutſcher Metallinduftriellen und dem Verbande bayrifcher Metall- 
induftriellen genehmigt, daß bei Ausjperrungen die Mitglieder des Ver— 
ein3 von dieſen nicht betroffen werden jollen. Dem Berein jind als Grund- 
vermögen von dem Kommerzienrat v. Buz 150000 M. und von anderen 
Perjonen der Leitung 7000 M. überwiejen; außerdem haben dieje Per- 
jonen und das Werk zur Beranjtaltung von Feten und Unterftügungen 
1906 33808 M. und 1907 38000 M. gegeben. 


Der Verein fteht auf dem Standpunkte, „in Frieden und Eintracht 
mit dem Arbeitgeber zu leben und die Lage der Arbeiter auf friedlichem 
Wege zu verbejjern‘. Er will das Koalitionsrecht nicht antajten und 
auch auf den Streif nicht grundſätzlich verzichten, ift aber der Anſicht, daß 
man durch friedliche Auseinanderſetzungen mehr erreiche. 


!) Anfangs wurde eine einjährige Beihäftigung bei dem Werft Augsburg gefordert, 
doch iſt dieſe Karenzzeit durch Beſchluß der Mitglieververjammlung vom 29. Juli 1906 
bejeitigt. 


Bei der Reichstagswahl am 25. Januar 1907 hat der Bereinsvorftand 
jeine Mitglieder aufgefordert, für den liberalen Kandidaten einzutreten. 
Ebenjo wurde bei den bayrijchen Landtagswahlen im Mai 1907 die Be- 
teiligung zugunften der Liberalen empfohlen. 

Die Em lol. bl, die bei der Gründung 602 betrug, war am 31. De- 
— 1907 auf 2390 unter 3274 insgeſamt beſchäftigten Arbeitern ge— 

egen. 


Nach dem Vorbilde des Arbeitervereins vom Werke Augsburg haben 
ſich in Augsburg und Umgebung bei folgenden Unternehmungen ähnliche 
Organiſationen gebildet: 

Beihäftigte Mitglieder am 
Arbeiter 31. 12. 1907 
1. Mechan. Baummwoll- Spinnerei u. Weberei 


Augsburg (Gründung 8.12.06) . ..... 3973 939 
2. Zwirnerei u. Nähfadenfabrit Göggingen (Gr. 

Be a a ee 1080 770 
3. Augsburger Buntmweberei 2. U. Riedinger (Gr. 

Be Kr ER A 1239 560 
4. Haunjtetter Spinnerei u. Weberei (Gr. 20. 1. 07) 949 277 
5. Schuhfabrik Auguft Weſſels, Oberhaufen bei 

Augsburg (Gr. 23.10.07) . 2 2 2 222.0. 400 255 
6. Vereinigte Fabriken landwirtijchaftl. Mafchinen 

Epple & Burbaum (Gr. 27.10.06)... . . 792 244 
7. Papierfabrit ©. Haindl (Gr. 26. 8.06). . 275 236 
8. Mechan.Webereiam Mühlbach Pferjee(Gr.17.2. 07) 591 187 
9. Neue Augsburger Kattunfabrif (Gr. 3.3.07) . 1216 130 
10. — u. ae L. A. Niedinger 

DEE WERE 782 89 
11. Wine u. NRöhrenfabrit Johannes Haag 

ERTL OR an rar er are 232 67 
12, Zuhmsiberfobni Augsburg oh. Renk (Gr. 

BER a a a a 428 60 
13. —— u. Eifengießerei Kleindienſt & Co. 

ION 0 — 112 4 
14. Schuhmarenfabrif Levinger (Gr. November 1907) 87 41 
15. Brauereiarbeiterverein Augsburg (Gr. 10. 6. 07) 530 40 


Dana) bejtanden Ende 1907 in Augsburg 16 gelbe Arbeitervereine 
mit insgejamt 6326 Mitgliedern. Diejelben jtehen untereinander in einer 
—— loſen, gegenſeitigen Beziehung; insbeſondere ſind ſie bei den 

emerbegerichtäme len im November 1907 gejchlofjen vorgegangen und 
haben auf ihre Lifte 2300 Stimmen vereinigt, während die freien Gewerk— 
ichaften 4015, die hriftlichen 1294 und die Hirſch-Dunckerſchen 624 erhielten. 
Geit 1. Juli 1907 erjcheint auch ein gemeinfame3 Organ, „Die Wehr“, 
deren Bezugspreis nur vierteljährlich 20 Pf. beträgt, während der Ausfall 
durch einen Zujhuß des „Induſtrievereins — gedeckt wird. Der 
letztere hat auch die Koſten der erwähnten Wahl zum Gewerbegerichte 
übernommen. 
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2. Arbeiterverein vom Eiſenwerk Nürnberg'). 


Der Verein ift im Fahre 1906 gegründet und hat feinen Sig in 
Nürnberg. 

Er bezweckt, „das gute Einvernehmen zwijchen Wrbeitgeber und Arbeitnehmer auf 
dem Eifenwer! Nürnberg zu fördern”. Er een feinen Mitgliedern und deren Hinter- 
bliebenen im falle ber Bebürftigleit und Würdigfeit Unterftügungen, foweit die Firma 
nicht für diejelben forgt, ebenjo Beiträge für bie Ausbildung der Arbeiter, insbejondere den 
Beſuch von Ausſtellungen, und veranjtaltet Feftlichfeiten. Bei Beerbigungen verftorbener 
Mitglieder entjendet ber Verein Vertreter. Beitrittöberehtigt find alle im Werte 
Beichäftigten, einſchließlich der Meifter. ee ber fozialdemokratifchen Organifationen 
(freie Gewerlihaften) find von der Mitgliedſchaſt ausgeichloffen.” Der Beitrag beträgt 
monatlih 20 Pf. Der Anſchluß bes Vereins an andere größere Arbeiterverbände ift aus 
geiütoften. Neben dem Verein befteht eine Penjionslaffe, der alle Mitglieder beitreten 

nnen. 

Der Verein hat Ir bisher im mwejentlichen darauf beſchränkt, feinen 
Mitgliedern gegen Beläjtigungen der ihm unfreundlich gejinnten Arbeiter 
einen Rüdhalt zu gewähren. Bon 450 beichäftigten Arbeitern waren 
ihm am 1. Dftober 1907 170 beigetreten, darunter etwa 80 Arbeiterinnen. 


3. Arbeiterverein für die mehanifhe Baumwoll-Spinnerei und 
Weberei Bamberg’). 


Der Verſuch de3 freien und de3 chriftlichen Tertilarbeiterverbandeg, 
unter den Arbeitern be3 in der Überjchrift genannten Unternehmens Mit- 
glieder zu gewinnen, jtieß bei einem Zeile derjelben auf Wibderjtand. Da 
nun der chriftliche Verband dur) Gründung eines Konjumvereind feinen 
Mitgliedern Vorteile bot, bildete ji im Frühjahr 1907 der genannte 
Ürbeiterverein, um dem entgegenzumirfen. 

Der Verein, ber feinen Gig in Gauftadt hat, bezwedt: 1. Unterftügung feiner Mit- 
lieder im alle ber Bebürftigkeit und Würbigfeit; 2. Unterftügung von Witwen und 

aifen; 3. Unterftügung —— Mitglieder, wenn ſie ſich verheiraten; 4. Veranſtaltung 

von geſelligen Zuſammenkünften, insbeſondere Chriſtbaumfeiern mit Familienangehörigen. 
Über alle Zuwendungen entſcheidet ber Vorſtand; fie follen in der Regel nur an Mitglieder 
von mindeſtens zweijähriger Mitgliedfhaft gegeben werden. Aufnahmefähig find alle 
Ürbeiter unb Arbeiterinnen, welche in dem genannten Unternehmen befhäftigt find und 
weber ber Sozialdemokratie, noch irgendeiner Örganifation angehören. Der Beitrag beträgt 
mwöchentlih 5 Pi. Wahlfähig zum Vorftande find nur folde Mitglieder, die mindeftens 
fünf Jahre ununterbrochen in ber Fabrik befhäftigt find. 

Der Verein hat aud) einen Konjumverein ind Leben gerufen, der im 
Jahre 1907 12% Dividende verteilte. Die Fabrikleitung unterftügt den 
Verein, miſcht ſich aber nicht in deifen Verwaltung. 

Bon 1600 beichäftigten Arbeitern waren ihm am 1. April 1908 531 
als Mitglieder beigetreten. 


4. Berein alter Maxhütter?). 


Im Dftober 1907 hat ſich unter den Arbeitern des Eiſenwerks Mari- 
— in Oberbayern der in der Überſchrift bezeichnete Verein 
bildet. 

Er hat ſeinen Sitz in Maxhütte-Haidhof und bezweckt für ſeine Mitglieder: 1. Die 
Gewährung von Unterſtützungsbeiträgen bei Bebürftigfeit und Würdigkeit in außergemöhn- 


1) Das Material verdbanle ich der firma Eifenwert Nürnberg. 
*) Das Material verbante ich ber Fabrilleitung. 
*) Das Material verbante ich der Hüttenverwaltung. 
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lichen Unglüdsfällen. 2. Die Gewährung von zindfreien Darlehen in befonberer Notlage. 
3. Die Genkirung von Altersprämien alljährlih zu Weihnachten nad befonbers ieh 
ufegenden Beſtimmungen. 4. Abhaltung von Teftlichleiten. 5. Sonftige bad Wohl bes 
Yebeiters fördernde Einrichtungen. 

Aufnahmefähig ift jeber Wrbeiter und Meifter, welcher entmeber am Sitze bes 
Bereind ober auf einem anderen E Eiſenwerl⸗Geſellſchaft Maximilianshütte gehörenden 
und in ber Oberpfalz gelegenen Berg- und Hüttenwerle auf Grund ber Arbeitsordnung 
beichäftigt ift und nicht einer anderen Wrbeiterorganifation angehört. Der Beitrag beträgt 
jährlih 1 M. In den Ausihuß können nur folhe Mitglieder gewählt werben, bie minbeftens 
fünf Jahre ununterbrodhen am Sige bed Vereins befchäftigt waren. 


Die Werkleitung gewährt ben Bereindmitgliedern jährlich eine Alter3- 
prämie, die von dem Berein zur Auszahlung gebradht wird. 

Die Mitgliederzahl betrug am 1. Juli 1908 410; von bem Metall: 
arbeiterverbande jind 150 Mitglieder zu ihm übergetreten. 


5. Unterftügungsverein der Siemens-Schudert-RBerte!). 


Sn Nürnberg wurde von den dortigen freien Gewerkſchaften eine 
Unterſtützungskaſſe ins Leben gerufen, die lediglich auf deren Mitglieder 
beſchränkt war. Pie ag eg ſowie die den driftlihen G. 
und den Hirfh-Dunderfhen G.«V. angehörigen Arbeiter, ſoweit jie auf 
den Siemens-Schudertihen Werfen beſchäftigt waren, ſchloſſen ſich darauf 
man um ſich eine gleiche Unterftügung zu jichern, und wundten jich, 

a ihre Zahl nicht ausreichte, um eine leijtungsfähige Kaffe zu jchaffen, 
an die Firma mit der Bitte um Beihilfe. Diefe wurde zugejagt und in 
Form eines einmaligen Zuſchuſſes von 10000 M. bewilligt. 

Der am 28. Juni 1906 gegründete „Unterftüßungsperein für 
Sterbe-, Krankheits- und Notfälle Siemen3-Schudert- 
her Arbeiter und Arbeiterinnen“, ber feinen Sit in Nürnberg 
hat, ijt ein Verſicherungsverein auf Gegenfeitigfeit. 

„Bwed des Vereins ift „bie gegenfeitige Unterftügung in Krankheitsfällen, verbunden 
mit längerer Erwerböunfähigleit bei Sterbefällen und außergemwöhnlichen Notfällen feinen Mit- 
liebern, bzw. beren Hinterbliebenen durch Barmittel und Stellung eines Leichenkonduktes 
Hilfreich an bie Hand zu gehen”. 

„Mitglieder können alle Arbeiter und Arbeiterinnen ber Siemens-Schudert-Werte 
ohne Unterſchied bes Alters werben. Infolge Errichtung eines Fonda zu ähnlichen Zwecken 
nur für bie Mitglieder der mobern Fa (ſozialdem.) Gewerlichaften des Betriebes 
find deren Mitglieder von der Mitgliedbfchaft ausgeſchloſſen. In allen Einzelfällen ent- 
ſcheidet der Borftand.” 

Der Beitrag beträgt monatlih 20 Pf. An Unterftügungen werben gewährt: 1. bei 
Erwerböunfähigkeit infolge von Krankheit oder Unfall von 10 Wochen eine einmalige Zahlung 
von 50 M.; 2. beim Tode eines Mitgliedes 60 M.; 3. beim Tode von frau oder Mann 
30 M.; 4. bei Notfällen und ganz außergewöhnlicher Bebürftigleit bi3 zu 50 M. Beim 
Begräbnis eined Mitgliedes wird eine Deputation entfendet und ein Franz niedergelegt. 


Der Verein ijt bisher wenig in bie Offentlichfeit getreten und hat 
mit Rüdjiht auf die verjchiedene Richtung jeiner Mitglieder ins— 
bejondere in politiicher Hinficht ftrenge Zurüdhaltung auferlegt. Bon 
den bei der Firma bejchäftigten etwa 3000 nicht freigemerffhaftlic organi- 





1) Dad Material verbanle ich der Direltion der Siemens-Schudert-Werle in Nürnberg. 
Diefelbe jchreibt mir, daß ber Berein al3 fog. gelber Wrbeiterverein micht anzufehen fei, da 
er neben Nichtorganifierten auch Chriftlichfoziale und HirfcheDunderianer umfaſſe. Trotz- 
bem ift der Berein hier behandelt, ba er fich auf ein einzelnes Werk befchränft und in erfter 
Linie nicht politifche, ſondern wirtſchaftliche Zwecke verfolgt. 

Rulemann, Berufsvereine. II, 29 


— 50 — 


fierten Arbeitern waren ihm am 1. Dftober 1907 1200 al3 Mitglieder 
beigetreten. 

Im Frühjahr 1908 ift eine Änderung der Sagungen beichlojjen, nad 
der die Mitglieder feiner gewerkichaftlichen Organijation angehören dürfen 
und die Beiträge jomohl wie die Unterftügungen erhöht find, doch war bis 
zum 1. Juli 1908 die behördliche Betätigung noch nicht erfolgt. 


6. Unterftägungsverein der Siemens-Werte'). 


Die beiden Elektrizitätswerfe Siemens & Halöfe in Berlin und die 
Elektrizität3aktiengejellichaft vormals Schudert & Eo., von denen die erftere 
Firma Starf- und Schwadjtrom-, die legtere nur Starkitromanlagen her- 
jtellte, haben jid; Anfang 1903 in der Weije zu den Siemens-Schudert« 
Werken, © m. b. 9., vereinigt, daß die gefamte Starkitromfabrifation 
auf Dieje übergegangen it. In dem vereinigten Unternehmen haben 
Siemens & Halske die Führung. Die Fabrikation gejchieht teils in Berlin, 
teil3 in Nürnberg. In Berlin liegen die Fabriken von Siemens-Schudert 
in unmittelbarem Anſchluſſe an diejenigen von Siemens & Halske. Beide 
haben auch für die Beichäftigung mit Arbeiterfragen einen gemeinjamen 
Betriebsausſchuß. Beide Unternehmungen werden deshalb als unter dem 
Ausdrud „Siemens-Werke“ zujammengefaßt. 

Bon den in den Betrieben bejchäftigten Arbeitern waren nad) Angabe 
der Leitung im Jahre 1905 30% ausgeiprocdhene Sozialdemokraten, die 
meijtens dem deutſchen Metallarbeiterverbande angehörten, 30% Mitläufer 
und der Reft ältere ruhige Leute. Die erfteren juchten den Beitritt der übri- 
gen zum Verbande mit allen Mitteln, inbejondere dur) Drohungen, Gemalt- 
tätigfeiten, Berderben, Borenthalten und Beſchmutzen der Arbeitsgerätichaften, 
ichlehte Ausführung der Hilfs- und Vorarbeiten, zu erzwingen. Derjelbe 
Drud wurde ausgeübt hinjichtlich der Beteiligung an den zahlreichen Heinen 
Streiks, die ununterbrochen vorbereitet und zum Teil ausgeführt wurden. 
Ende 1905 fam e3 zu dem großen Metallarbeiterftreif, der ſich haupt- 
ſächlich gegen die Siemens-Werke und die Allgemeine Elektrizitätögejell- 
ſchaft richtete und von diejen durch eine Ausſperrung von 40000 Arbeitern 
beantwortet wurde. Diejes Verhalten der jozialdemofratijchen Arbeiter 
ftieß bei den übrigen auf immer ftärfer werdenden Widerſpruch, und zu 
Beginn de3 Jahres 1906 begannen jie, mit der Yabrifleitung Yühlung 
zu ſuchen, indem fie anfragten, ob man den Verjud, ji) durdy Gründung 
einer Abmehrvereinigung zu jchügen, begünftigen und insbejondere die Mit- 

lieder derjelben bei Ausſperrungen — werde. Die Firma erklärte 

—* hierzu grundſätzlich bereit, insbeſondere wollte ſie, um den Mitgliedern 
einen Erſatz für die Unterſtützung der Streikkaſſe zu bieten, die von ihnen 
zu bildende Kaſſe mit Geldmitteln unterſtützen, doch wurde als Vor— 
bedingung gefordert, daß ſich eine größere Zahl Teilnehmer fände. Es 
gelang den beteiligten Arbeitern, 800 Gejinnungsgenofjen zu vereinigen, 
und 4 wurde im April 1907 der im der Überjchrift genannte Berein 
gegründet. 

Der Verein, der feinen Sig in Berlin hat und einen Berficherungsverein auf Gegen- 
feitigleit bilbet, bezwedt „bie gegenfeitige Unterftügung der Mitglieder in Krankheits- 
fällen, fowie Gewährung von Sterbegeld an die Hinterbliebenen‘. ufnahmefähig if 
jeder, der in ben innerhalb der Provinz Brandenburg gelegenen Betrieben der Siemens-Werfe be» 





1) Die Darftellung beruht auf den Angaben der Direktion ber Siemens-Schudert-Werte. 
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fhäftigt if, feiner Organifation angehört, die au in außerhalb ber Firma ftehenden Be- 
trieben bejchäftigte Berfonen umfaßt und keine diefer Organifationen in irgend einer Form unter- 
fügt. Der Beitrag beträgt wöchentlich 20 Pf. für männliche und 10 Pf. für weibliche Mitglieber. 
Diefe Verſammlung befteht aus Vertretern, bie in den einzelnen Abteilungen gewählt werden. 
Tie Wahl zum Borftand iſt auf foldhe Perfonen befchräntt, die mindejtens fünf Jahre in 
ben Siemend-Werlen gearbeitet haben. Der Berein er Unterftügungen bei Krankheit 
in Höhe von täglih 1 M. bis zu 26 Wochen, ein Sterbegelb von 40 M. und Wöchnerinnen- 
unterftügung. Dem Refervefonds find von ber Firma 23000 M. ohne Rüdgabepflicht über- 
wiejen. Vereinsorgan ift ber „Bund“. 

Am 18. Dftober 1906 wurde vom Metallarbeiterverbande ein Streit 
begonnen, an dem jic) aber die Hirſch-Dunckerſche und die hriftliche Organi- 
jation nicht beteiligten. Die Firma benußte diefen Anlaß, um alle Arbeiter, 
die ihr al3 agitatorisch tätige Mitglieder de3 Verbandes befannt waren, 
etwa 1200 an der Zahl, zu entlajjen, zu dem Zwecke, dadurch der Herrichaft 
des Verbandes in ihren Betrieben ein Ende zu machen. Es gelang, 
den Betrieb aufrechtzuerhalten, jo daß die Arbeit Anfang Januar 1907 
bedingung3los wieder aufgenommen werden mußte. Diejer Streik Hatte 
zur Folge, dab die Mitgliederzahl des Unterftügungsvereins, die ſchon 
ım Sommer 1906 auf 3000 gewachjen war, im Januar 1907 auf 7000 
jtieg. Am 1. Oftober 1907 betrug Jie etiva 8000, im Juni 1908 etwa 10000. 


7. Eingefhriebene Arbeiter der Bereinigung der Berliner 
Metallwarenfabritanten?). 

Die Vereinigung Berliner Metallmarenfabritanten hat zum Schuße 
gegen Streifs die unten?) mitgeteilten Einrichtungen getroffen, nad) denen 
in3bejondere von der Generalverfammlung die Ausjperrung von Arbeitern 
verfügt werden kann. Bon ſolchen Ausjperrungen find diejenigen Arbeiter 
ausgenommen, bie ihrem Arbeitgeber durch Unterjchrift auf Ehrenwort 
verjichern, daß jie nicht organifiert jind, d. h. feiner Arbeitnehmervereini- 
gung angehören, die bei Streiks, Ausſperrungen u. dgl. ihren Mitgliedern 
Gelder zahlt oder Unterftügungen gewährt. Dieje Arbeiter jind in eine 
Lifte einzujchreiben, aus der aber derjenige geftrichen wird, der nad) $ 123 
G.D. ohne Kündigung entlajjen werden kann, ſowie wer wiederholt wegen 
Trunfenheit, Streitſucht oder Unfriedenjtiftens jeine Stelle verliert, oder 
wer bei einem Mitgliede der Vereinigung jtreikt. 

Dieje eingejchriebenen Arbeiter erhalten auch im Falle der Arbeit3- 
(ojigfeit, d. h. wenn ihnen die Vereinigung nicht angemejjene Arbeit unter 
austömmlichen Bedingungen nachweilen fann, jofern jie mindeftens jeit einem 
Jahre eingejchrieben find, Unterftügung von LM. 50 Pf. bis 2M. 50 Pf. täg- 
lich bi zur Dauer von jährlich 56 Tagen, ohne daß fie dafür eine Gegen- 
leiftung zu entrichten haben. Außerdem werden während der Dauer der Arbeits- 
loſigkeit für jie die Beiträge zur Kranfen- und Invaliditätsverficherung bezahlt. 

Die Angabe der Zahl derjenigen Mitglieder, die ſich auf Grund diejer 
Einrichtung haben eintragen lajjen, wird abgelehnt. 


8. Freie Bereinigung der Arbeiter und Arbeiterinnen der optiſchen 
Anftalt €. F. Goerz in Friedenau?). 

Als am 22. April 1906 eine von den Arbeitern der Optiſchen Anftalt 

E. P. Goerz in Friedenau bei Berlin abgehaltene Berjammlung mit 


1) Das Material verbanle ich Herrn Generaljetretär Naſſe in Berlin. 
9, Bali. III 207. 
) Das Material verdanfe ich der Direktion der Anftalt. 
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Mehrheit die Abhaltung der ee beichlofjen hatte, beſchloß bie Direktion 
am 25. desſ. M., daß, —* der Beſchluß nicht aufgehoben würde, die Fabrik 
am 1. Mai geiälofien bleiben, aber die Arbeiter ihrer Ferien verluftig 
gehen würden. Darauf wandte ji) ein Teil der Arbeiter an die Direktion 
mit der Bitte, Liften derjenigen aufzuftellen, die mit der Maifeier nicht 
einverftanden wären. Dieſem Antrage wurde Folge gegeben, wobei 308 
Arbeiter jich einzeichneten. Hierauf machte die Sireftion —— daß den- 
jenigen, die am 1. Mai arbeiten wollten, die Yabrif offen ftehe, daß aber 
egenüber denjenigen, die feierten, der Beihluß vom 25. April in Kraft 
liebe. Troßdem wurde die Feier von der Mehrzahl durchgeführt. Die- 
jenigen, die zur Arbeit famen, wurden bejchimpft. Um jich gegen dieſe 
Angriffe zu lien, beriefen einige ältere Leute auf den 15. Juni 1906 
eine Berjammlung der Arbeitöwilligen, in der 233 Berfonen erjchienen. 
Es wurde darauf die in der Überjchrift bezeichnete Vereinigung gegründet. 

In ben angenommenen Satungen wird ald Zweck angegeben, „die Intereſſen ber Nicht- 
organifierten zu vertreten”. Aufnahmefähig ift „jeber, der nicht einem Berbande an- 
ehört, beffen Intereffen ber Bereinigung entgegenarbeiten“. Bolitif ift ausgefchlofien. 

mter können nur diejenigen übernehmen, bie keiner anderen gewerlichaftlichen Bereinigung 
angehören. Der Beitrag beträgt monatlich 10 Pf. 

Am 11. Februar 1907 wurben dieſe Sapungen — neue erſetzt, in denen es heißt: 
„Die Vereinigung hat den Zweck, die Intereſſen der By in jeber Weife zu ver» 
treten und im Notfalle mit barem Gelbe zu unterftügen.” „Mitglied kann jeber werben, 
ber nicht einem Verbande angehört, beifen Intereſſen ber Bereinigung entgegenarbeiten.“ 
Der Beitrag wurde auf 20 Pf. monatlich erhöht. 

Die Bereinigung hat eine Sparfajje begründet und jich im übrigen 
bisher auf Beranjtaltung von Vorträgen und gejelligen Zuſammenkünften 
bejhräntt. Die Firma hat außer Geldbeiträgen zu Feſtlichkeiten feine 
Unterjtügungen gewährt. 

Bon den inögefamt 1500 bei der Anftalt beichäftigten Arbeitern waren 
am 1. November 1907 150 der Bereinigung beigetreten. 


9. Hilfstranten-, Sterbe- und Witwenpenfionstajje der Maſchinen⸗ 
bauanftalt 9. Paudih in Landsberg a. W.). 


Auf Wunfc einiger älterer Arbeiter erklärte jich die Firma 9. Paudich 
in Landsberg a. W. bereit, eine Kaffe zur Unterftügung der Hinterbliebenen 
ber Arbeiter ind Leben zu rufen. In einer am 18. Mai 1906 — 
gen Sigung wurde daraufhin die in der Überjchrift bezeichnete 

alje gegründet. 

Sie bezwedt, ihren Mitgliebern im alle einer mit Ermwerbsunfähigleit verbundenen 
Krankheit einen Unterftügungszufhuß, ben Hinterbliebenen verftorbener Mitglieder eine ein- 
malige Beerbigungsbeibilfe und ben Witwen verftorbener Mitglieder eine fortlaufende Rente 
zu gewähren. 

In die Kaffe werden aufgenommen Mitglieder der Fabrilkranlenlaſſe und Beamte der 
Mafchinenbauanftalt 9. Pauckſch, ſowie deren Ehefrauen, ſoweit es fi um die Sterbelaffen- 
abteilung handelt, fofern fie: 1. das 55. Lebensjahr nicht überjchritten haben; 2. weder 
frant, noch wiſſentlich mit einem Schaden behaftet find, der öftere mit Ermwerbäunfähigfeit 
verbundene Erkrankung ober ein baldige Ableben befürchten läßt; 3. bei einer anderen 
privaten Berficherungslaffe gegen Krankheit nicht verfichert find und 4. nicht Mitglieder 
von Mrbeiterverbänden, Bereinen u. bgl. find, die noch andere als rein wirtichaftliche 
Sntereffen verfolgen. 

Der Ausihluß aus ber Kaffe findet u. a. ftatt im Falle des Beitrittes zu den unter 
4 bezeichneten Vereinigungen, fowie bei fchweren Vergehen gegen bie Fabrikordnung oder 


1) Das Material verbante ich ber Firma H. Paudih in Landsberg a. W. 
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Beteiligung an feinbfeligen, gegen bie Intereſſen des —** gerichteten Schritten. Der 
wöchentliche Beitrag beträgt für bie Ktrankenverſicherung 30 Pf., für bie Witwenpenfions- 
verjiherung 60 Pf. und für die Sterbegelbverfiherung 6 Pi. Davon werben 45 Pf. von 
ber firma übernommen. Die Kaffe — u —— eld von täglich 1M. 25 Bf. bis 
zu 26 Wochen, ein Witwengelb von jährlih 50—125 M. und ein Sterbegeld von 25—100 M. 
Der Borfigende des Vorftandes und ber guffenführer werben von ber Firma beftellt. Be— 
ſchlüſſe des Vorſtandes bebürfen ber Gnehmigung derſelben. Die Generalverſammlung beſteht 
aus Vertretern, bie auf je 15 Mitglieder von dieſen gewählt werben. Die Firma führt 
bie gleiche Anzahl von Stimmen. 

Die Firma hat der Kaffe bei ihrer Gründung ein Kapital von 14000 M. 
überwieſen, dejjen Zinjen nad) ihrem Ermeſſen zur Aufbefjerung der Benfion 
verwandt werden jollen. Die Kafje ift am 9. Juni 1906 in Wirkſamkeit 
getreten und hat bis Ende 1907 7794 M. ausbezahlt. Am 31. Dezember 
1907 waren von den 700 aufnahmefähigen Perjonen 212 der Krankenkaſſe, 
146 ber Witwenkaſſe und 326 der Sterbekaſſe beigetreten. 


10. Berein der Angeftellten der Großen Berliner Straßenbahn‘). 


Der Verein ift am 17. Juli 1900 gegründet und hat feinen Giß 
in Berlin. 

Er bezweckt, bie wirtſchaftlichen und bienftliden Intereſſen feiner Mitglieder, deren 
allgemeine und Berufsbildung zu fördern, fowie Baterlandböliebe, Kameradfchaftlichleit und 
Selelligteit zu pflegen. Die Erörterung politiiher und kirchenpolitiſcher — ift aus⸗ 
eſchloſſen. Als Mittel zur Erreichung ber Vereinszwecke werben u. a. bezeichnet: Selbft- 
Bilfe auf wirtfchaftlicdem Gebiete, Unterftügung bilfsbebürftiger —— inrichtung einer 
geregelte Gewährung von Rechtshilfe, belehrende Vorträge und gefellige Beranftaltungen. 

eitrittöberehtigt ald ordentliche Mitglieder find alle bei der Großen Berliner Straßen- 
bahn und ben mit ihr in BZufammenhange ftehenden Berfehräunternehmungen beichäftigten 
Perſonen, falls ſie geſund und nicht über 45 Jahre alt ſind. Aus dem Dienſte ——— 
oder in den Ruheſtand tretende Perſonen lönnen als außerordentliche rn 
Verein angehören. Der Monatöbeitrag beträgt für bie ordentlichen Mitglieder 60 Bf., 
für die außerorbentlichen 70, bzw. 85 Pf. Verbandsorgan ift „Die Straßenbahn“. 

Der Verein bejitt eine Darlehnskaſſe, einen Witwenunterftü ungs⸗ 
fonds, eine Hinterbliebenenunterſtützungskaſſe und gewährt Rechtsſchutz in 
dienſtlichen Angelegenheiten. Außerdem beſteht ein — sfonds, um 
die Mitglieder vor dem Ankauf von Gebrauchsgegenſtänden in bzahlungs- 
geihäften zu bewahren. Die Anſchaffung von Feuerungsmaterial zu er- 
mäßigten Breifen wird dom Vereine vermittelt. Neben dieſem bejteht 
für die Mitglieder eine Baugenofjenichaft. 

Die Verwaltung ber Großen Berliner Straßenbahn hat dem Vereine 
erhebliche Unterftügungen — So hat ſie außer einem regelmäßigen 
Vereinsbeitrage von jährlich 100 M., den Witwenunterſtützungsfonds 
mit 100000 M. ausgeſtattet. Sie zahlt zu der Hinterbliebenenunter- 
—— und für den Rechtsſchutz jährlich jo viel, wie ſämtliche Mit- 
gliederbeiträge betragen?), jomwie einen Zujhuß von jährlich 3000 M. 
N den Koſten des Verbandsorgans. Sie hat auch gejtattet, daß in den 

ereindverjammlungen Dienjtliche Angelegenheiten mit Ausnahme von 
perjönlichen Beſchwerden gegen Vorgeſetzte in Gegenwart der letzteren zur 
Erörterung wer werben dürfen. Auf eine von dem Vereinsporjtande 
— orſtellung hat ſie am 1. Oktober 1903 eine allgemeine Gehalts— 


1) Das Material verdankle ich dem Generalfekretär der Großen Berliner Straßenbahn, 
Herru U. Kothe in Berlin. 
2) Diefe Zufhüffe haben ſich 1907 auf 29000, bzw. 9000 M. belaufen. 
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aufbejjerung bewilligt und den Wünjchen Hinjichtlic) der Dieneinteilung 
und Gewährung von freien Tagen Rechnung getragen. 

Der Verein jchließt gerverffehaftlic ———— — nicht grund- 
ſätzlich aus und — —— ſich dadurch von den übrigen Werksvereinen, 
aber er ſteht praktiſch auf einem ähnlichen Standpunkte. Insbeſondere 
war der Zweck ſeiner Gründung, einen ſcharfen Kampf gegen den Verband 
der Transportarbeiter (freie ©.) zu führen. Er hat es RL. dahin gebradt, 
daß die Anzahl der ihm angehörenden Perjonen unter den Angeitellten der 
Straßenbahn von mehr als 4000 auf 2—300 zurüdgegangen ift. Der 
Gegenjab wird bejonder3 bei den —— zu der Vetriehötranfentaffe 
und zu den von der Verwaltung eingeführten Bertrauensmännern zum 
te gebradht. Bei den —— Wahlen hat die von den Vereins— 
a liedern gebildete „Freie — im September 1906 28 von 

ertrauensmännern durchgeſetzt. 

Die Mitgliederzahl des — die bei der Gründung 1487 betrug, 
war Ende 1901 au 3668, Ende 1902 auf 4178, Ende 1903 auf 5864, 
Ende 1904 auf 6333 und am 1. Juli 1908 auf 7600 unter inögefamt 
10400 Beitrittäberechtigten geftiegen. 


11. Berein der Angeitellten der Berliner elettriihen Straßenbahn'). 


Die von der Firma Siemens & Halöfe erbauten elektriichen Straßen- 
bahnen wurden jpäter von der Stadt Berlin übernommen, doc iſt die 
Verwaltung in der Hand der genannten Firma geblieben. Der von dem 
Transportarbeiterverbande gegen die Angejtellten geübte Terrorismus ver- 
anlaßte in Juli 1906 die Gründung des „Spar- und Gejelligfeits- 
verein der Angeftellten der Macliacı eleftriijden Straßen- 
bahnen A.G.“ 


Der Berein, ber feinen Sig in Treptow hat, bezwedt: 1. Durd Meine Spareinlagen 
ber Mitglieder denjelben zu Weihnachten eine — Summe zu ſichern. 2. Die mwirt- 
ſchaftlichen und bienftlihen Intereſſen feiner Mitglieder wahrzunehmen, beren allgemeine 
und Berufsbildung zu fördern, fowie Kameradjchaftlichleit und Gejelligkeit zu pflegen; auch 
nad; Möglichkeit einen feften Zufammenhang mit dem Arbeitgeber zu fichern. 

Aufnahmefähig find alle im ®Dienfte bes genannten Unternehmens beichäftigten 
männlichen Berfonen über 18 Jahre, die nicht dem Handels- und Transportarbeiterverbande 
angehören und ihn in keiner Form unterftügen. Der Beitrag beträgt monatlih 20 Pf., 
fann aber auf Bereinsbefchluß erhöht werben. Wuherbem hat jedes Mitglied Spareinlagen 
zu machen, die wöchentlich zwiihen 25 Pf. und 10 M. a müffen. Diefe finb bei 
der Sparkaſſe zu belegen. Die Zinſen fließen in bie Vereinslaſſe. 


Der Verein gewährt jeinen Mitgliedern dadurd Vorteile, daß er mit 
Hilfe eines ihr von der Firma Siemens & Halske zinslos zur Verfügung 
geitellten Rapital3 von 3000 M. Lebensmittel und Brennmaterialien im 
großen anfauft und den Mitgliedern gegen Ratenzahlungen abgibt. Da- 
neben werden wiſſenſchaftliche Vorträge gehalten und die Gejelligfeit ge- 
pflegt. Bei Arbeitseinftellungen verhält jih der Berein neutral. Die 
Gründung einer Sterbeunterſtützungskaſſe ift ind Auge gefaßt. Die Firma 
hat die Gründung des Vereins nicht unterftüßt, auch außer den genannten 
3000 M. Geldmittel nicht zur Verfügung geftellt, doch haben die Direktoren 
bei Fejtlichkeiten aus ihren Privatmitteln kleinere Beiträge geleiitet. 


1) Das Material verdante ich dem Bereindvorfigenden, Herrn Betriebsauffeher Martin 
Puhle in Berlin. 


5 — 


Von den insgejamt bejchäftigten 250 Perjonen waren am 1. Juli 
1908 150 dem Berein beigetreten. Die Zahl der Mitglieder des Trans- 
arbeiterverbandes ift auf 25 zurüdgegangen. 


12. Spar- und Prämienverein der Edert-Werte!). 


Als im Sommer 1906 der „Verband Berliner Metallinduftriellen” 
eine allgemeine Ausfperrung der bei jeinen Mitgliedern bejchäftigten Ar- 
beiter ind Auge gefaßt hatte, wandten jich verjchiedene nichtorganijierte 
Arbeiter der Aktiengejelichaft 9. F. Edert an die Direktion mit der Bitte, 
jie bei Ausführung Diefer aßregel zu jchügen, indem jie darauf hinmiejen, 
dat jie von derjelben doppelt hart betroffen werden würden, da ihnen 
nicht von einer Organijation Unterftüßungen gegeben würden. Die Di- 
reftion trat erjt im Anfang 1907 diejer Anregung näher, indem jie einige 
Arbeiter zu ſich fommen ließ und ihnen zujicherte, daß im Falle einer 
Ausſperrung die nichtorganifierten in geeigneter Weile geſchützt werden 
jollten. Die Arbeiter faßten hierauf den Plan, alle nichtorganifierten 
gu einem Verein zujammenzujchließen, indem jie zugleich der Anregung 
er Direktion Folge gaben, unter die Aufgaben desjelben auch die Be- 
förderung des Sparlinnes aufzunehmen, wobei die Direktion ſich bereit 
erflärte, Prämien zu gewähren?). Der in einer öffentlichen Berjammlung 
am 11. März 1907 unternommene Berjud, eine ſolche in3 Leben zu 
rufen, jcheiterte, da fie gejprengt wurde. Darauf traten am 19. März 
40 Arbeiter zujammen und gründeten unter Annahme der vorher ent- 
— Satzungen den „Spar- und Prämienverein der Eckert— 
Werke“. 


Der Verein, der feinen Sig in Lichtenberg hat, bezweckt „bie Förderung des Spar- 
ſinnes unter feinen Mitgliedern“. Dieſer Zweck joll dadurd erreicht werden, daß bie Mit- 
glieder wöchentlich 40 Pf. bis 1 M. an ben Verein abführen, der fie der Direktion zur Auf. 
bewahrung übergibt. Die angefammelten Gelder werden unter der Annahme, ald ob ber 
ganze Betrag am erjten Einzahlungstage eingezahlt wäre, von ber Direktion mit 6% ver- 
inft und am Schluffe des Gejhäftsjahres zurüdgezahlt. Sind die Sparer länger als ein Jahr 

itglieder, fo erhalten fie ftatt der Zinfen eine Prämie, die nach der Dauer ber Mitglied- 
ichaft von 50 bis zu 200% fteigt. Zur Mitgliedſchaft zugelaffen find alle Arbeiter 
der Aktiengejellihaft 9. F. Edert, die feiner Organifation angehören, welche im Falle von 
Streil3 oder Wusfperrungen Unterflügungen an ihre Mitglieder zahlt, auch feine biefer 
Organifationen in irgendeiner Form unterftügt. In den Borftand wählbar find nur folche 
Mitglieder, die mindeſtens drei Jahre bei der Gefellichaft in Dienft ftehen. Berfammlungen 
werben in ber Fabrik abgehalten. 


I) Das Material verdante ich der Altiengefellihaft H. F. Edert in Berlin-Lichtenberg. 


2) In einer von ber Direltion ausgearbeiteten, mir zur Berfügung geftellten Dent- 
ichrift wirb darauf hingewiefen, daß im Gegenfage zu ben von anderen Arbeitgebern unter- 
nommenen Verſuchen, den Bereinen der nichtorganifierten Wrbeiter buch Schaffung von 
Benfions- und Srantentafjen eine Unterftügung zu gemähren, bie Gründung eines Spar- 
vereins ben Borzug habe, daß ein joldher nicht, wie jene Kaffen, auf dem Gebanten: „Alle 
für einen und einer für alle”, fondern auf bem Gedanken: „Jeder für ſich“, beruhe und daß 
es gegenüber bem immer weiter um fich greifenden, auf jener Auffaffung aufgebauten Genofjen- 
ſchaftsweſen am Plage fei, auch ben indbivibualiftifchen Stanbpunlt zu betonen, zumal gerade 
er im fchärfften Gegenjage zu bem Kolleltivismus der Sozialdemokratie ftehe. Übrigens wird 
in ber Denkſchrift betont, daß bie Direktion nicht ihre Aufgabe darin fände, lediglich im 
Intereſſe der Altionäre eine angemefjene Dividende herauszuwirtſchaften, ſondern daß fie 
eö als richtiger anfehe, buch ein gutes Verhältnis zu den Arbeitern auf ftabile Berhältnifje 
hinzuwirken, und daß fie ben modernen Unternehmerftanbpunft mißbillige, jede Arbeit 
an ſich zu richten und fie mit Leuten zu erledigen, die man morgen wieder auf die Straße jeße. 


— ı 2. 


Die Mitglieder des Vereins haben gelegentlich eines Streifes im 
Auguft 1907 gegen diejen Stellung genommen und dadurch bewirkt, daß 
berjelbe nach wenigen Tagen ohne Erfolg aufgegeben werden mußte. 

Dem Verein waren am 1. Oktober 1907 von den etwa 1000 Arbeitern 
der Edertwerfe rund 400 beigetreten. 


13. Sparverein von Arbeitern und Arbeiterinnen der Firma 
Ludwig Loewe & Eo.'). 


Unter den Arbeitern der Firma Ludwig Loewe & Co. in Berlin trat 
im Oktober 1907 der Wunjch hervor, einen Sparverein zu gründen. Nach 
Zuftimmung der Firma wurde der Verein ind Leben gerufen. 

Der Zweck bes Bereins ift die Förderung des Sparfinnes, jowie ber fozialen unb wifjen- 
Ihaftlihen Aufklärung feiner Mitglieder. Diefer Zwed fol erreicht werben durch Vorträge 
fowie dadurch, daß die Mitglieder wöchentlich mindeſtens 50 Pf. ald Spareinlage einzahlen. 
Aufnahmefähig ift jeder Wrbeiter und jede Arbeiterin ber Firma, der feiner Arbeiter- 
organijation angehört, die auch in außerhalb ber firma ſtehenden Betrieben beſchäftigte 
Ürbeiter umfaßt und feine diefer Organifationen in irgendeiner Weife unterftügt. 

Der Verein hat mit der Firma einen Vertrag abgejchlojjen, nach mwel- 
chem die Firma die ihr als Darlehen übergebenen Spareinlagen, falls die 
Mitglieder ein volles Jahr in ihrem Dienſte jtehen, in Höhe der jährlichen 
Dividende, jedoch nicht unter 6%, andernfall3 mit 6% verzinft. Für Die 
Spareinlagen ift ein gewiſſer Höchſtbetrag bezeichnet. Diejelben werden 
auf Verlangen des Vereins zurüdbezahlt. Jedes Mitglied kann die Rüd- 
zahlung nad Halbjährliher Kündigung fordern. 


14. Arbeiterverein vom Friedr. Arupp AG. Grufonwert 
in Magdeburg’). 


Die von den Mitgliedern der freien Gewerkſchaften gegen die Nicht- 
organijierten gerichteten Angriffe und Beläftigungen veranlaßten Die leg- 
teren, ſich 2 dem Borbilde de3 A.-B. vom Werk Augsburg zu dem in 
der Überjchrift genannten Verein zuſammenzuſchließen, der, nachdem ein 
Ausſchuß von 12 Mann ji) des Wohlmwollend der Fabrikleitung ver- 
fichert hatte, am 20. März 1907 in einer von 36 Perfonen befuchten Ber- 
jammlung gegründet wurde. 

Er bezwedt, für feine Mitglieder 1. Errichtung von Hilfslaffen; 2. Gewährung 
von Kranlengeldern, unabhängig von ben Sranlengeldern ber Betriebölranfenlafje; 3. Ge⸗ 
währung von Unterftügungsbeiträgen im {Falle ber Bebürftigfeit und Würbdigfeit; 4. Ab- 
haltung von Feftlichleiten, insbefondere mit Familienangehörigen. Beitrittsberechtigt 
ift „jeder, ber im Frieder. Krupp A.G. Gruſonwerk in Magdeburg-Budau auf Grund ber 
Arbeitsorbnung befchäftigt, nicht Sogialbemokrat ift und nicht anderen Organifationen ange- 
hört. Der Mitgliedsbeitrag beträgt jährlih 1 M. Der Vorſtand befteht aus 12 Berjonen, 
und wird aus den Bereinsmitgliedern gewählt, die fünf Jahre ununterbrochen im Werte 
beihäftigt find. Vereinsorgan ijt der „Bund“. 

Die grundjägliche — des Vereins iſt in dem Aufrufe zum 
Beitritt in folgender Weiſe zum Ausdruck gebracht: 

„Der Zuſammenſchluß der nicht organiſierten Arbeiter iſt ein Gebot der Selbſterhaltung 
geworben, gegenüber dem Terrorismus der aufenftehenden Organijationen. — Wir wollen, 
baß Hegereien und Wühlereien innerhalb unferer Werkftätte aufhören. — Wir wollen Teine 
Arbeitzeinftellungen, am allerwenigften auf Befehl von Außenftehenden. — Wir mollen 


1) Das Material verdante ich der Firma Ludwig Loewe & Co. in Berlin. 
2) Das Material verbante ih dem Bereinsvorftande. 
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nicht mittun, wo es gelten fol, unfern Arbeitgeber zu ſchädigen, wir wollen nicht, ba 
BWerlsangehörigen um Lohn und Verdienſt fommen, fondern wir wollen fördern und 2* 
jeder an ſeinem Teil und alle zum Wohle des Ganzen. 

Wir wollen Frieden haben in unſeren Werlſtätten und Freude an der Arbeit, nicht 
Furcht vor Schilanen, Haß, Zank und eg naar 

Wir haben das Bertrauen zu unferem Arbeitgeber, baß von uns vorgebrachte Wünfche, 
wenn fie berechtigt find, berüdfichtigt werben und, wenn wir unferen Borgefegten Bertrauen 
* — durch Gewährung von Vergünſtigungen unſer Arbeitsverhältnis immer 
beſſer wir 

Wir ſetzen Vertrauen gegen Vertrauen und wollen Treue um Treue üben.“ 


Der Verein hat von der Firma ein zinsfreied Darlehen von 5000 M. 
erhalten und davon 3000 M. zur Gründung einer Krankenhilfskaſſe ver- 
mwandt, die am 15. Juni 1907 ins Leben getreten ift. Der Reſt ift als 
Grundjtod für eine zu jchaffende Zuwendungskaſſe beitimmt, die dazu 
dienen joll, die geiftigen und materiellen Intereſſen der Mitglieder zu för. 
bern, insbejondere Darlehen und Unterftügungen zu gewähren. Am 
21. Dezember 1907 hat die Firma dem Berein fernere 7000 M. über- 
mwiejen, um davon Vortragsabende zu veranftalten. Der Verein hat eine 
Sparjtelle und eine Liedertafel eingerichtet, auch ein Sommerfeft, ein Winter- 
feit und ein Stiftungsfeft veranftaltet. Mit den Arbeitervereinen von R. Wolf 
und Schäffer & Budenberg wird ein freundichaftlicher Verkehr unterhalten, 

auch ift eine Zentralijation des Arbeitsnachweiſes, der Arbeitölojenunter- 
ügung und der Benjiond- und Krankenkaſſen ind Auge gefaßt, dagegen 
hat man weitergehende Bereinigungsvorfchläge 3. 3. abgelehnt. Vereins 
organ ift „Der Bund“. 

Die Mitgliederzahl, die am 1. April 1907 120 betrug, war am 1. Juli 
1907 auf 700, am 1. Auguft 1907 auf 1000 und am 1. Juli 1908 auf 
1326 geitiegen. 

Nach dem Vorbilde des Vereins find im Herbit 1907 ähnliche Organi- 
fationen bei O. Gruſon & Co. und der Mafjchinenfabrit Budau gegründet, 
die am 31. Dezember 1907 50 bzw. 24 Mitglieder hatten. 


15. Arbeiterverein der R. Wolfihen Werte in Magdeburg'). 


Fortgejegte Beläftigungen jeitend der in den Fabriken der Firma 

Wolf in Magdeburg beichäftigten Mitglieder des Metallarbeiter- 
verbandes en die dem Verbande nicht angehörenden Arbeiter, ins— 
bejondere tun jeder Art, Fortnehmen und Beſchmutzen de3 
Handwerlszeugs u. dgl., brachten einige ältere Urbeiter zu dem Entichlufje, 
ſich on Schutze hiergegen nad) dem Borbilde des auf dem Krupp-Grujon- 
Werke beitehenden Bereins?) zujammenzujchließen. Eine Anfrage bei der 
Fabrikleitung, wie jie ſich zu dem Unternehmen ftelle, wurde dahin be- 
antwortet, daß man dasjelbe mit Geldmitteln unterjtügen werde, dal; 
aber der Verein im übrigen durchaus jelbftändig bleiben und die Ver— 
antwortung für jein Vorgehen tragen müjje. Auf Grund eines im Juni 
1907 verbreiteten Flugblattes, in dem die Schaffung einer Penjions-, 
Witwen- und Waiſenkaſſe als Aufgabe bezeichnet und alle national ge- 
finuten Arbeiter zur Beteiligung aufgefordert wurden, meldete ſich etwa 


1) Die Darftellung beruht auf ben Angaben bes Vereindvorfigenden, Herrn Otto Hoj- 
meifter, in Magbeburg-Budan. 
2) Bol. ©. 486. 
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200 Arbeiter als Mitglieder, jo daß der in der Überſchrift bezeichnete 
Berein mit dem 1. Juli 1907 ins Leben treten konnte. 

Nah den Sapungen bezwedt ber Berein, der jeinen Sig in Magdeburg-Budau 
hat, für feine Mitglieder: 1. bie Schaffung einer Penfions-, Witwen- und — — 
2. Gewährung von SKranfenunterftügung, unabhängig von der Betriebskrankenlaſſe, 3. Ger 
währung von Unterftügungen im alle der Bedürftigkeit und Würbdigfeit, 4. Gewährung 
von zinöfreien Darlehen, 5. Gewährung von Altersprämien jährlih zum Weihnachtäfefte, 
6. Gewährung von Beiträgen zur Konfirmation der Kinder, 7. Gewährung von 
rege ae 7 8. Mbhaltung von Teftlichleiten. Aufnahmefähig ift jeber, der in 
den R olfihen Werfen auf Grund der dort beftehenden Wrbeitäordnung beichäj- 
tigt, nicht Sozialdemofrat ift und nicht einer freien Gewerkſchaft angehört. Der Bei- 
trag beträgt wöchentlih 10 Pi. Zu Rorftandsmitgliedern können nur diejenigen gewählt 
werben, die mindeftens fünf Jahre in den Wolfſchen Berten beihäftigt und umverjchuldet jind. 

über die Gewährung von Rechtsſchutz find eingehende Beftimmungen 
len Mit dem 15. Auguft 1907 ıft auch die Unterſtützungs— 

aſſe ins Leben getreten, die unabhängig von dem Verein beiteht. 

Aufnahmefähig ift jeder Wrbeiter, der auf Grund ber Arbeitsordnung auf ben 
R. Wolfſchen Werlen beichäftigt ift und dem Wrbeiterverein angehört. Die Mitglieder haben 
neben einem Eintrittögelde von 50 Pf. nad) ihrer Wahl wöchentlich 13, 25 oder 50 Pi. als 
Beitrag zu zahlen, m im Falle der Krankheit für 26 Wochen täglich 70 Bi., 1 M. 40 Pf. 
oder 2 M., fowie beim Tobesfalle ein Sterbegeld von 30—60 M. gezahlt wird. Das Ber- 
mögen ber Kaſſe befteht neben diefen Beiträgen aus den Geldern, bie vom der Firma dem 
Berein zu Unterftügungszweden überwiejen werben. 

Die beabfichtigte Penſionskaſſe ift ebenfalld eingerichtet. Zu 
allen Kafjen hat die Firma größere Beiträge gegeben. 

..., dem Verein waren am 1. Juli 1908 von den insgejamt 2250 be- 
ihäftigten Arbeitern 800 als Mitglieder beigetreten. In der Benjions- 
fajje waren 500, in der Kranfentaffe 600 Perſonen verſichert. 


16. Arbeiterverein der Fabriken Schäffer K Budenberg in 
Magdeburg⸗Buckau!). 


Im Frühjahr 1907 traten einige Arbeiter der Firma Schäffer & 
Budenberg in Magbeburg-Budau an dieje heran mit der Anfrage, ob 
fie geneigt fei, einen Verein auf gleicher Grundlage, wie bei den Krupp— 
Gruſon-Werken?) zu unterftügen. Nach erfolgter Zujage wurde der in der 
Überjchrift bezeichnete Verein am 16. Juli 1907 gegründet. 

Er bezwedt: 1. Errichtung von Hilfslaffen; 2. Gewährung von Sranfen- 
geldern, unabhängig von der Fabrilkrankenkaſſe; 3. Gewährung von Unterftüßungsbeiträgen 
im Falle der Bedürftigleit und Würdigfeit; 4. Gewährung von Beihilfen zur Konfirmation 
ber Kinder auch dann, wenn eine VBebürjtigleit des Mitgliedes nicht vorliegt; 5. Abhaltung 
von Feftlichleiten. Beitrittsberechtigt ift jeber, ber in den Fabriken ber Firma auf 
Grund ber Arbeitsordnung befchäftigt, nicht Sozialdemokrat ift und nicht anderen Organi- 
fationen angehört. Der Beitrag beträgt jährlih 1 M. 50 Pf. Zu Borftandsmitgliedern 
lönnen nur folhe Mitglieder gewählt werden, die mindeftens fünf Jahre ununterbrochen in 
den Fabrifen der Firma bejchäftigt find. 

Neben dem Verein bejteht eine Kranfenunterftüßungstajje, 
der jedoch nur Mitglieder de3 Vereins beitreten fünnen. Sie gewährt 
gegen einen Beitrag von wöchentlich 15 bis 40 Pf. ein Krankengeld von 
täglid) 75 Pf. bis 2 M., jowie ein Sterbegeld von 30 bis 60 M. Eine 
Penſionskaſſe gemährt gegen 40 Pf. Wochenbeitrag eine jährliche Benjion 
von 200-475 M., jowie Witwen- und Waifengeld. 


1!) Dad Material verbanfe ich der Firma Schäffer & Budenberg. 
2) Bol. ©. 436. 
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Die Firma hat bei der Gründung dem Verein 2000 M. und der Unter- 
ftügungafaffe 3000 M. übermwiefen. 

Dem Berein waren am 1. April 1908 von den 2400 Arbeitern der 
Firma 450 als Mitglieder beigetreten. 


17. Kartell der gelben Arbeitervereine von Magdeburg 
und Umgebung'). 


Auf Anregung des Vorjigenden de3 A.-V. der R. Wolfichen Werke 
traten am 1. juni 1908 Vertreter verjchiedener Arbeitervereine zu einer 
Beiprehung zujammen, um einen engeren Zuſammenſchluß derjelben herbei- 
zuführen. Es wurde beſchloſſen, ein Kartell zu gründen. 

Deſſen Tätigkeit foll ſich erftreden auf alle Mittel, durch die e3 möglich ift, die Ideen 
der gelben Arbeitervereine in Magdeburg und Umgegend zu verbreiten und zu ftüßen, ins— 
befondere auf: 1. Schaffung einer Gefchäftsftelle, verbunden mit Wrbeitövermittlung ſowie 
fonftiger gemeinnüßiger Einrichtungen; 2. Beranftaltung von SKartellfigungen zur Aus— 
fpradje über allgemein interejjierende Gegenftände und Einberufung von Berfammlungen ber 
Mitglieder aller angejchlofjenen Vereine; 3. Gründung gelber Wrbeitervereine, jedoch nur 
bei folden Firmen, die dem Verbande der Metallinduftriellen Magbeburgs oder dem Arbeit- 
geberverbande der Provinz Sachſen angeſchloſſen jind. 

Bon ben Beiprehungen und Verhandlungen im Kartell oder in gemeinjchaftlichen 
Mitgliederverfammlungen find innere Fabril- oder Bereinsangelegenheiten, ſowie etwa auf« 
tauchende Differenzen zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer ausgeſchloſſen; als grund«- 
fegende Bedingung für die gelbe Arbeiterfhaft gilt vielmehr, daß die Arbeitervereine felb- 
fändig mit ihren Fabriffeitungen verhandeln. Die Leitung des Kartells liegt in der Hand 
eines Borftandes, zu dem bie angeſchloſſenen Vereine je zwei Mitglieder zu beftimmen haben. 

Das Kartell hat jich wegen Begründung einer Gejchäftsftelle, verbunden 
mit Arbeitövermittlung mit dem Verbande der Metallinduftriellen Magde- 
burgs in Verbindung gejebt. 

Dem Kartell jind die Arbeitervereine von R. Wolf, Schäffer & Buden- 
berg, D. Grujon & Co. und der Majchinenfabrif Budau, fowie der Verband 
reich3treuer Arbeiter in Magdeburg angejchlofjen. 


18. Baterländifcher Arbeiterverein in Langenjalza. Sektion 
€. Graejers Ww. & Sohn’). 


In Zangenjalza befteht eine umfangreiche Tertilinduftrie. Lange Zeit 
war da3 Verhältnis zwiſchen der Arbeiterfchaft und den Fabrikfeitungen 
jehr freundlich gemwejen; die Organijation hatte ſich in ziemlich engen 
Grenzen gehalten. Im Herbit 1905 wurde von dem „Deutſchen Tertil- 
arbeiterverbande‘ eine jehr jtarfe Agitation entfaltet, die einen erheblichen 
Mitgliederzumadj3 zur Folge hatte. Zugleich wurden erheblihe Lohn- 
erhöhungen, zum Zeil von 150%, und die Herabjegung der Arbeitszeit 
von 11 auf 10 Stunden gefordert. Die Arbeitgeber hatten gegen dieje 
Forderungen, abgejehen davon, daß fie die beanjpruchten Lohnerhöhungen 
teilweife für übermäßig erflärten, grundjäglich nicht3 einzumenden, waren 
aber jehr erbittert über den angejchlagenen jchroffen Ton. Obgleich durch 
eine friedliche Verjtändigung der drohende Streif vermieden wurde, war 
doch das beiderjeitige gute Verhältnis jtarf beeinträchtigt, zumal nad) 


1) Das Material verbante ich dem Borfigenben des Arbeitervereind ber R. Wolfichen 
Werte, Herm Hoffmeifter in Magdeburg. 

2) Die Darftellung beruht auf den Angaben der Firma: Mechaniſche Baummoll-Bunt- 
weberei E. Graeſers Wwe. & Sohn in Langenfalza. 
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Behauptung der Arbeitgeber die Arbeiter ihnen gegenüber ein unbotmäßiges 
und anmaßended Benehmen zeigten und vor allem die Arbeiter, die den 
Beitritt zu dem Tertilarbeiterverbande ablehnten, mit einem wüſten Terro- 
rismus verfolgten. Um ſich hiergegen zu ſchützen, wurde u. a. auch der 
in der Überjchrift bezeichnete Verein am 5. Mai 1907 gegründet. 

Der Berein bezweckt: 1. Die Anbahnung und Feſtigung gegenfeitigen Vertrauens 
zwilchen feinen Mitgliedern und deren Wrbeitgeber, fowie die Förderung aller Beſtrebungen, 
welche dem gemeinſamen Wohle dienen. 2. Die Verbeſſerung der wirtſchaftlichen Lage feiner 
Mitglieder und die Vertretung ber Intereffen derjelben auf friedlihem Wege. 3. Sicherung 
und Schuß der Mitglieder gegen etwaige Beläftigungen feitend Angehöriger anderer Organi- 
fationen, namentlid Gewährung freien Rechtsjchuges an feine Mitglieder bei derartigen 
Fällen. 4 Die Pflege gefelligen Verkehrs, en ef die Abhaltung von Weihnachts- 
feiern, bei melden Familienangehörige, und namentlich Kinder, beichert werben follen. 


Die Schaffung von Wohlfahrtseinrichtungen foll durch befonderes Statut erfolgen. So— 
lange dies nicht —— iſt, iſt der Vorſtaund ermächtigt, den Mitgliedern im Falle der Not 
Unterftügungen zu gewähren. Beitrittsberehtigt als ordentliches Mitglied ift jeder 
Arbeiter, ſowie jebe Arbeiterin, welche das 16. Lebensjahr erreicht hat, bei ber Firma 
E. Graeferd Wwe. & Sohn beihäftigt ift, einen unbejcholtenen Lebenswandel führt und nicht 
Mitglied einer gewerkfchaftlichen oder fonftigen Organifation ift. Als außerorbentlihe Mit» 
glieder lönnen Tolche Perſonen oder Firmen aufgenommen werden, welche an dem Wohle 
der heimifchen Induſtrie Intereffe haben und bie Wereinsbeftrebungen fördern wollen. Der 
Ausſchluß muß erfolgen, fobald die Aufnahmebedingungen nicht mehr zutreffen. Der Beitrag 
beträgt monatlih 20 Pf. In den Borftand lönnen nur folhe Mitglieder gewählt werben, 
die mindeftens fünf Jahre bei der Firma befchäftigt find. Der Borftand hat Beſchwerden 
und Geſuche der Mitglieder der Firma gegenüber in frieblicher und befonnener Weife zu- 
vertreten. In ber Mitglieberverfammlung find nur die orbentliden Mitglieder ftimm« 
berechtigt. 

Die Tätigkeit de3 Vereins hat bisher hauptſächlich auf gejelligem 
Gebiete gelegen; e3 find ein Sommerfeſt, eine Weihnadhtöbejcherung und 
eine Raifergeburtätagäfeier veranftaltet. Doch hat der Verein, al3 infolge 
zurüdgehender Konjunktur eine Einjchräntung des Betriebed um 20% 
erforderlich wurde, feinen Mitgliedern eine Lohnentihädigung von wöchent⸗ 
lich 1 M. gewährt. Auch hat ſich aus ihm heraus ein Bauverein gebildet. 

Die Firma, die ſich bei der Gründung nur injomweit beteiligt hat, daß 
fie die Stilifierung der von den Arbeitern bejchlojjenen Sagungen über- 
nahm, leitet widerruflich einen jährlichen Beitrag von 500 M. Als 
Gegenleiftung hat ſich der Verein verpflichtet, der Firma vierteljährlich 
ein Mitgliederverzeichnis einzureichen, alle Berfammlungen vorher an- 
zuzeigen und bei ragen, welche die Firma betreffen, jederzeit einen Ver— 
treter derjelben zu hören. Darüber hinaus gewährt die Firma nad) freiem 
Belieben Zuſchüſſe, 3. B. zu den bezeichneten Lohnentichädigungen umd 
Bauunternehmungen, doc) wird eine Einmiſchung in die Leitung des Vereins 
jtreng vermieden. Seit Beſtehen de3 Vereins ift das beiderfeitige Ber- 
hältni3 wieder durchaus freundlich geworden. Während die Firma gegen- 
über dem jchroffen Auftreten des Tertilarbeiterverbandes ſich auf Führung 
der notwendigiten Verhandlungen beſchränkte, ſieht jie es jegt al3 ihre 
Pfliht an, den Wünfchen der Arbeiter jomweit wie irgend möglich ent- 
gegenzufommen. 

Die Mitgliederzahl, die bei der Gründung 70 betrug, war am 1. April 
1908 auf 190 bei in3gefamt 350 bejchäftigten Arbeitern geitiegen. Der 
Hauptzuwachs erfolgte, als der gun bei Konjunktur fühlbar wurde 
und deshalb bei vielen Arbeitern der Wunfch fich geltend machte, ſich 
für die ungünftige Zeit einen Rüdhalt, in3bejondere einen Schuß gegen 
Entlaffung zu jchaffen. 


— 461 — 


19. Baterländifcher Arbeiterverein in Langenfalza. Sektion Rorddeutiche 
Wolllämmerei und Kammgarnſpinnerei, Filiale Langenfalza'). 


Aus den oben?) gejchilderten Verhältniffen heraus wurde auch der 
in der Überjchrift genannte Verein am 18. April 1907 gegründet. 

Er bezwedt: 1. Die Anbahnung und Feitigung gegenfeitigen Bertrauend zwiſchen 
feinen Mitgliedern und ven Wrbeitgebern und die Förderung aller Beftrebungen, welche beim 
gemeinfamen Wohle dienen. 2. Unterftügung ber Mitglieder im alle der Rot, und follen 
bie monatlichen Beiträge — zu dieſem Zweck verwendet werben. Die Höhe ber Unter- 
fügungen ber ordentlichen Mitglieder hat der Borftand zu beftimmen. 3. Pflege des ge- 
felligen Verkehrs a) buch Abhaltung miffenjchaftliher Vorträge, b) durch gefellfchaftliche 
Bergnügungen. 4. Schaffung von Wohlfahrtseinrichtungen für feine orbentlihen Mitglieder. 
5. Sicherung und Schug ber Mitglieder gegen etwaige Beläftigungen ſeitens Angehöriger 
anderer Organifationen, namentlih Gewährung freien NRechtsfchuges an feine Mitglieder in 
berartigen Fällen. 

ufnabmefähig find ala ordentliche Mitglieber alle unbefcholtenen Tertilarbeiter 
und Tertilarbeiterinnen über 16 Jahre, bie keiner Gewerkihaft der jozialdemokratiihen Or- 
ganifationen angehören, als außerorbentliche ſolche Perſonen oder Firmen, die an bem Wohle 
ber beimifchen Induſtrie Interefje haben und die Bereinsbeftrebungen fördern wollen. In 
bem Vorſtande muß ein ordentliches Mitglied den Borfig führen. Der Beitrag beträgt 
monatlich 30 Pf. für männliche und 20 Pf. Air weibliche Mitglieder. Bon den Verhandlungen 
in der Mitgliederverfammlung werben feitend bed Vorſtandes Unträge gegen die Richtung 
und ben Zweck bed Bereind ohne mweitereö zurüdgemwiefen. 

Die Tätigkeit des Vereins hat ſich bisher auf patriotiſche Feiern 
und gejellige Beranftaltungen, insbeſondere eine — — für 
Kinder beſchränkt. Das Verhältnis zu der Firma iſt das denkbar beſte. 
Die Mitglieder pflegen bei jeder Vereinsſache zunäcdjft die Firma um 
Rat zu fragen. In neueſter Zeit ift mit a bon Freunden und 
Gönnern des Vereins eine Hilfskaffe für dejfen Mitglieder gegründet. 
Auch die Koften der veranftalteten Bergnügungen wurden zum Teil von 
ſolchen Gönnern getragen. 

Das Wachstum des Vereins war anfangs ſtark, hat aber nachgelaffen, 
nachdem die Beteiligung an dem „Deutſchen Tertilarbeiterverbande“ jtarf 
zurüdgegangen und dadurd) die Rivalität beider Organijationen zurüd- 
— iſt. Von den insgeſamt beſchäftigten 450 Arbeitern ſind 190 

em Verein beigetreten. Die Mitgliedſchaft bei dem Textilarbeiterverbande 
iſt von 375 auf 60 zurückgegangen. 


20. Arbeiterverein von F. H. Hammerfen in Osnabrüd?). 


Streitigkeiten der Firma %. 9. Hammerfen in Dsnabrüd mit den 
freien und chriftlichen Gewerkſchaften wegen der Agitation unter den Ar- 
beitern der Fabrik, die jchließlich dahin führten, daß über die Fabrik die 
Sperre eg t wurde, veranlaßte diejenigen Arbeiter, die auf der Seite 
der Firma jtanden, im Juni 1907 fich zu dem in der Überjchrift genannten 
Berein zufammenzujchließen. 

Derfelbe hat feinen Sig in Osnabrück und bezwedt: 1. in frieblihem Benehmen 
mit bem Wrbeitgeber bie Jntereffen der Mitglieder zu vertreten; 2. Unterftügung im alle 


1) Dad Material verbante ich einer Duelle, bie nicht genannt fein will. 
2) Bgl. ©. 459. 
® Die Firma F. 9. Hammerfen hat mir auf meine Bitte um Auskunft erwibert, 
daß fie die Verbreitung der Statuten nicht für angezeigt halte. Später hat fie infolge 
eined Streites mit dem in Osnabrück gegründeten „Broteftantifhen Arbeiterverein“ die 
en: unb bie übrigen von mir benugten Ungaben in ber „DOsnabrüder Zeitung” ver- 
öffentlicht. 
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ber Bedürjtigfeit und Würdigfeit; 3. Gewährung von Kranfengeldern, unabhängig von der 
Kranfengeldern der beftehenden Srantenlajje von F. 9. Hammerjen, Alt.-Sej.; 4. Unter- 
ftügung jüngerer Mitglieder, und zwar männliche: während der Militärzeit, weib⸗ 
lihe: wenn jie jich verheiraten; 5. Erftrebung von Einrichtungen, die ed ermöglichen, 
ben Mitgliedern wichtige Lebensmittel in guten Qualitäten, wie auch Kohlen billiger wie 
bisher zu beichafien; 6. die fpätere Errichtung einer Arbeiter-Witwen- und -Waifenlajje an- 
äzuftreben; 7. Abhaltung von Feſtlichleiten, insbejondere Ehriftbaumfeiern, bei welch leßteren 
Familienangehörige, beſonders Kinder, beſchenkt werben jollen. 

Aufnahmefähig ift jeder Ürbeiter und jebe Wrbeiterin, die in der Firma F. 9. 
Hammerſen auf Grund & Fabrifordnung bejchäftigt werden und jozialbemofratijchen oder 
anderen WArbeiterorganijationen nicht angehören. Der Beitrag beträgt jährlih 1 M. Bor- 
ftandsmitglieder können nur folde Mitglieder werden, die bei der Firma minbdeitens füni 
Jahre ununterbrochen beichäftigt find. 


21. Arbeiter-Hilfs- und Penſionskaſſe der Howaldtswerte?). 


Sm Frühjahr 1906 führten Streitigkeiten der Direktion der Howaldts— 
werfe mit dem Metallarbeiterverbande wegen der von diejem erhobenen 
Forderungen dahin, daß die erjtere eine allgemeine Ausjperrung in3 Auge 
faßte. Bei diejer Gelegenheit richteten 49 Arbeiter, zum Teil Mitglieder 
des Kriegervereins, an die Direktion die Mitteilung, daß jie beabjidhtigten, 
eine Hilfs- und Penſionskaſſe zu gründen, von der alle jozialiftiicheorgani- 
jierten Arbeiter ausgejchlojjen werden jollten; jie fragten an, ob die Di- 
reftion geneigt jei, bei einer etwa eintretenden Ausſperrung die Mitglieder 
diejer Kafje zu Shonen. Nachdem diefe Zujage gegeben war, wurde Mitte 
Mai 1906 die Kajje gegründet. 


Der 8 1 der Sagungen lautet: Der Berein hat den Namen „Arbeiter-Hilfs- und -Ben- 
fionsfajje der Howaldtswerle“, mit dem Sig in Dietrichsdorf. 


Der Zwed ber Arbeiter-Hilfskaſſe ift, 1. dburd Erhebung von Mitglieder 
beiträgen einen Fonds zu fammeln, um — dur Unglüdsfälle oder ſonſtige Schidjalsfchläge 
— in Not geratene Mitglieder zu unterftügen und ihnen zu helfen; 2. Gewährung von zins- 
freien Darlehen gegen ordnungsmäßige Quittung an die Mitglieder bei Eintritt finanzieller 
Verlegenheit; 3. Gewährung von Wltersprämien an die Mitglieder, unter Berüdjichtigung 
ber Bebürftigfeit und der Würbigfeit; diefe Prämien werden in der Regel lurz vor Weih- 
nachten zur Berteilung gelangen; 4. Erridtung einer Arbeiter-Penfions-, Wiimen- und 
Waijentafje. 

Zur Mitgliedfchaft beredtigt find alle auf den Homaldtäwerlen befchäftigten Per- 
fonen, die eine fchriftlihe Erfärung abgeben, daß jie mweber einer jozialdemofratijchen Ber- 
einigung angehören, noch während ihrer Mitgliebichaft bei der Kafje einer ſolchen Bereinigung 
beitreten werben, noch jich mit einer ſolchen folidariih erflären. Sobald ein Mitglied aus 
feiner Beichäftigung auf den Howaldtswerlen ausſcheidet, verliert es jeine Mitgliedichaft 
bei der Kaſſe. Der Beitrag beträgt jährlih 1 M. 20 Pf. Berbandbsorgan ift „Der Bund“. 

Die „Arbeiter-Invaliditäts-, -Benjiond-, -Witwen- und Waiſen— 
kaſſe“ hat den Zwed, den Mitgliedern für den Fall hohen Alters oder vorzeitiger Erwerbs- 
unfähigfeit, fowie ihren Ungehörigen für ben all des Todes des Mitgliedes eine fort- 
laufende Unterftügung zu gewähren. Aufnahmeberechtigt find alle im Dienfte der 
Howaldtswerlke ftehenden Arbeiter, die zugleich Mitglieder der Hilfstafie find, das 45. Lebens 
jahr nicht überjchritten haben, gefunb find und einen achtbaren Lebenswandel führen. Ein 
Eintrittögeld oder Beitrag wird nicht erhoben, vielmehr zahlt die Firma an die Kaffe einen 
feften Beitrag von möchentlid 60 Pf. für jedes Mitglied im Höchftbetrage von jährlich 
31000 M. Dagegen find die Mitglieder verpflichtet, wöchentlich 40 Pf. an Spareinlagen 
einzuzahlen, die ihre Eigentum bleiben und nebit Zinjen zurüdgezahlt werben, jobald das 
Mitglied 65 Jahre alt ift, oder jtirbt, oder Anſpruch auf Alterd- oder Invaliditätsrente 
erwirbt, jowie beim Ausſcheiden aus der Kaffe. Unabhängig hiervon erhalten die Mitglieder 


1) Das Material ift mir von dem Abteilungsvorjtande der Howaldtswerle, Herrn 
Hauptmann a. D. Laves in Kiel, zur Verfügung geftellt. 
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eine Alterd- oder Invalidenpenſion von 100—250 M. jährlich nad) der Dauer ihrer Mit- 
liedſchaft. Die Witwen und Waijen erhalten 50%, bzw. 20% der Benjion des Mitgliedes. 

Verhältnis iſt mithin jo geftaltet, dab die Mitglieder der Penſionslaſſe auch ber 
Hilfsfaffe angehören müſſen, nit aber umgelehrt. 

Bei einem im Jahre 1906 ausgebrochenen Streit der Former und 
Gießereiarbeiter jind die Kajjenmitglieder in der Weije für ihre Firma 
eingetreten, daß die Streifenden die Arbeit bedingungslos wieder aufnehmen 
mußten. Dasjelbe ar bei einem am 12. Februar 1908 ausgebrochenen 
Streif, der mit einer Aus}perrung von 12000 Arbeitern beantivortet wurde. 

Der Verein zählte am 1. Juni 1908 650 Mitglieder. Auf den Ho— 
waldtswerken werden insgeſamt 1800 Arbeiter bejchäftigt. 


22. Arbeiterunterftügungsverein der Hamburg-Amerita-Linie'). 


Die an anderer Stelle?) zu erwähnenden Streitigkeiten zwijchen den 
Hafenarbeitern in Hamburg und den dortigen Reedereibetrieben, veranlaßte 
die lebteren, bejondere jog. Kontraftarbeiter anzunehmen, um während 
der im März und April 1907 durchgeführten Ausjperrung ihre Betriebe 
aufrechtzuerhalten. Dieje Arbeiter, die naturgemäß von den arganijierten 
Hafenarbeitern und der jozialdemofratiichen Partei in fhärffter Weiſe 
angegriffen wurden, begründeten, um ſich hiergegen zu ſchützen, den „Ver— 
ein der Schauerleute von Hamburg-Altona“. Aus dem gleichen Grunde 
bildeten ſich unter den Arbeitern der Hamburg-Amerika-Linie eine Anzahl 
Vereine, nämlich: 1. die freie Vereinigung der Kontraktſchauerleute, 2. Klub 
„Amerika“ (Kaiarbeiter), 3. Klub der Vorarbeiter im Kaibetrieb, 4. Verein 
der Stauer-Bizen, 5. Klub der Kranführer. 

Die Sagungen diejer Vereine jind inhaltlich gleichartig, jo daß es 
genügt, hier nur die des größten Vereins anzufügen. 

Der „Unterftügungsflub Amerila” verfolgt den Zwed, „jeine Mitglieder 
in Krankheits- und Sterbefällen zu unterftügen und ihnen durch gejellige Zuſammenkünfte 
Unterhaltung zu bieten. Diskufjion über Politif und Betrieb ift nicht geitattet”. Auf» 
nahmefähig it jeder, der als Akkord- oder feſter Hilisarbeiter bei der Hamburg-Amerila- 
Linie in Arbeit fteht. Der Beitrag beträgt wöchentlich 15 Pf. Der Verein gewährt Kranten- 
unterftügung von täglih 1 M. bis zu 26 Wochen. Bei Tobesfällen hat jedes Mitglied 
50 Pf. zu zahlen, bie an die Hinterbliebenen ausgehändigt werben; außerdem zahlt der lub 
6M. für einen Kranz. 


Die Vereine hatten am 1. Juli 1908 folgende Mitgliederbeftände: 
1. ®. der Schauerleute 380, 2. Klub Amerika 500. 3. Klub der Vorarbeiter 
240, 4. V. der Stauer-Bizen 36, 5. Klub der Kranführer 65. 

Ferner ijt von den jeefahrenden Arbeitern verjchiedener Reedereien 
al3 Gegenorganijation gegen den Seemanndverband die „Bereinigung der 
jeemännijchen Berufsvereine‘ gegründet, der die bejtehenden Vereine der 
Steward3 und Köche, der „Verein der Boots- und Zimmerleute” und der 
„Berein der Matrojen‘ beigetreten jind. Die Gejamtmitgliederzahl be- 
trug am 1. Juli 1908 etwa 3003). 


1) Das Material verbante ich der Hamburg-Amerila-Linie. 

®) ®gi. III 94. 

2) Der Gründer dieſer Bereine, der jür die gelbe Organijation unter den Geeleuten 
mit großem Eifer arbeitet, ift der Redakteur Bohrn, der ein Blatt, „Der Seefahrer”, heraus- 
gibt. Er hat mir auf meine Bitte bereitwillig Material über dieſe Organifation zugejagt, 
nachher aber auf feinen der zahlreichen Briefe geantwortet. 
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23. Burbader Hüttenverein'). 


Sn dem Reichstagswaäahlkreiſe Saarbrüden bejteht ein fortdauernbder 
erbitterter Kampf zwijchen der Zentrumspartei und den Nationalliberalen, 
denen die Großinduftriellen angehören. Seit 1903 haben auch die dhrit- 
fihen Gewerkſchaften Boden gewonnen, jo baß der politiihe Gegenſatz 
durch den wirtjchaftlichen verftärkt wurde. Um der Agitation der hriftlichen 
Gewerkſchaften bei den Hüttenarbeitern entgegenzutreten, find jeit 1906 an 
verjchiedenen Orten, insbejondere in Bölflingen, Brebach und Malftatt- 
Burbach Hüttenvereine gebildet. 


Der „Burbacher Hüttenverein”, ber in Malftatt-Burbad) jeinen Sig hat, bezwedt: 
„J. bie Pflege des Gemeingeiftes, ſowie die Wufrechterhaltung und Stärkung ber Standes 
ehte unter den Hüttenleuten und 2. die Förderung eines gebeihlihen Berhältniffes zwijchen 
ben Hüttenarbeitern und ihren Vorgeſetzten“. 

„Mitglieder bed Vereins können nur Wrbeiter und Angeſtellte der Erg en 
Hütte werden. Die Zugehörigkeit zu einer Gewerlſchaft oder einem Gewerkverein fließt die 
Mitgliebihaft zum Verein ber Hüttenleute aus.” 

Der Beitrag beträgt monatlih 10 Pf. Der Berein gewährt unter Berüdjichtigung 
feiner Mittel Unterftügungen: 1. bei Kommunion und Konfirmation, 2. bei langbauernben 
Krankheiten bed Mitgliedes oder der familie, 3. bei Bebürftigleit, 4. in bejonderen Notfällen, 
5. bei ausmwärtiger ärztliher Behandlung. Pag 3 erhalten nur ſolche Mitglieder, 
bie bem Berein mindeftens drei Monate angehören, nad Ermejien des Borftanded. Der aus 
ben gewählten Betriebsausfchüffen zufammengefegte Arbeiterausfhuß hat dad Recht, Wünſche 
und Anträge ber Arbeiter zur Senntnis der Direltion zu bringen; auch werden bie Aus— 
fhüffe von ber Direktion zur Beiprehung von Betriebsangelegenheiten zu Rate gezogen. 


Bon den bei der Hütte bejchäftigten 4831 Arbeitern find 3966 dem 
Berein ald Mitglieder beigetreten. 


2A. Halberger Arbeiterverband?). 


Als im Januar 1907 im Saargebiete die verjchiedenen G.-Organi- 
fationen eine eifrige Agitation entfalteten, wurde, um dem entgegenzutreten, 
von Xrbeitern der Halberger Hütte auf den 29. Januar 1907 eine Ber- 
jammlung einberufen, die von etwa 100 Arbeitern bejucht war und in der 
die EINE des „Halberger Arbeiterverbandes“ bejchlojjen 
wurde. 


Der Verband, ber feinen Sig in Brebach hat, bezweckt: 1. Streitigkeiten zwiſchen 
ber Hütte und ben Wrbeitern zu verhüten ober entitanbene auf friedlihen Wege zu ſchlichten; 
2. Gewährung eined Kranlkengeldzuſchuſſes unb beim Ableben eined Mitgliedes Gewährung 
von Gterbegelb an bie Hinterbliebenen; 3. Hebung der geiftigen und fittlihen Bildung 
ber Mitglieder. Der Verband fteht auf hriftlicher und nationaler Grundlage. Beitritts- 
berechtigt find nur ſolche Ürbeiter und Wrbeiterinnen der Hallberger Hütte, die ſich ver» 
pflichten, „teiner anderen gewerkichaftlihen Arbeiterorganifation anzugehören und zur Beit 
ihrer Anmeldung arbeitsfähig find”. Die Ditgliediehaft eht verloren „durch Beitritt 
zu einer anderen gewerkſchaftlichen Arbeiterorganiſation“. di Wahl bed Borftandes ge- 
ſchieht durch Vertrauensmänner, die auf je 50 Mitglieder gewählt werben. Wählbar find 
nur ſolche Mitglieder, die 15 Jahre auf der Hütte in Arbeit ftehen und unbeſcholtene und 
befonnene Leute find. Bon allen Verſammlungen ift der Direftion Kenntnis zu geben; 
biefe ift berechtigt, Vertreter zu entjenben, bie jederzeit dad Wort nehmen fünnen, aber kein 
Stimmrecht haben. Bei allen Beranftaltungen, insbefondere ben zu haltenden Vorträgen und 
verbreiteten Zeitfchriften und Büchern, „gilt als Ziel, das gute Einvernehmen zwiſchen Arbeit- 
geber und Arbeitnehmer aufrecht zu erhalten und die Treue zu Kaifer und Reich zu pflegen 


1) Das Material verbanke ich einer Quelle, bie nicht genannt zu fein wünſcht. 
u 1 Material verdanke ich der Direltion ber Hallberger Hütte, Rubolf Böcking & Eo. 
in Brebad). 
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und zu fördern“. „Die Mittel des Verbandes dürfen unter keinen Umſtänden Rn Streil- 
unterftügung Verwendung finden.” Die Beiträge betragen monatlid 40, bzw. Bf., wor 
gegen ein —— von täglich 26, bzw. 50 Br. für 13 Wochen unb ein Sterbegeld von 
6, bzw. 30 M. gewährt wird. Ein Rechtsanſpruch auf dieſe Leitungen befteht nicht. 
Außerdem it befhlojfen, Kranten- und Sterbegeld vorläufig noch nicht in Rratt treten zu laffen; 
fo lange beträgt ber Beitrag monatlih 10 Pf. 

Der Verband zählte am 1. Dftober 1907 450 Mitglieder ; er hat durch 
Verhandlungen mit der Direktion eine Yohnerhöhung in verichiedenen Be- 
trieb3abteilungen, jowie eine Verkürzung der Arbeitszeit erreiht. Die 
Gejamtzahl der in der Halberghütte bejchäftigten Arbeiter beträgt 3600. 


25. Die Arbeitervereine der Röchlingihen Eifen- und Stahlwerte in 
Bölklingen?). 

Die auf den Röchlingſchen Eifen- und Stahlwerken in Völklingen 
beichäftigten Arbeiter, die teil3 in Völklingen jelbit, teil3 in den umliegenden 
Ortſchaften wohnen, hatten ſchon jeit 1889 Vereine gegründet, die in 
erjter Linie die Gejelligfeit pflegten, daneben aber auch Unterftügungen 
bei Krankheiten und Sterbefällen gewährten. Das Berhältnis zu der 
Hüttenverwaltung war vorzüglid, insbeſondere pflegten die leitenden Per— 
jonen aud) an den Bereingfejtlichkeiten teilzunehmen. In den legten Jahren 
machte ſich jedoch eine Verjchlehhterung bemerkbar. Teil3 war es bei 
dem wachjenden Umfange de3 Betriebe und der Arbeiterzahl der Ver— 
waltung nicht mehr möglich, in dem Maße, wie früher, mit den einzelnen 
Arbeitern in Beziehung zu treten, teild machte ji) der Einfluß der Gemwerf- 
Ichaften geltend, und zwar ſowohl der freien, wie der dhrijtlichen, die nad 
Angabe der Firma die Arbeiter gegen dieje aufhetzten und die Disziplin 
untergruben. Die Verwaltung entjchloß ſich deshalb, dem weiteren Yort- 
ichreiten der Gewerkſchaftsbewegung entgegenzutreten, da ſie die Über— 
jengung ewann, daß weder die Arbeiterichaft, nod ihre Führer die jitt- 
iche Reife bejäßen, um ihnen ein zmweijchneidige® Schwert, wie e3 der 
Streik darjtellt, in die Hände zu geben. Bon Maßregelungen und Aus- 
fperrungen rn man Abjtand nehmen zu follen, teil3 deshalb, weil 
ſolche Mittel meijtend das Gegenteil dejjen herbeiführen, was mit ihnen 
— wird, teils weil ſie mit der Auffaſſung der Firma über die 
Freiheit des Arbeitsvertrages im Widerſpruche ſtanden. Vielmehr ver— 
ſuchte man, der weiteren Ausdehnung der Gewerkſchaften dadurch Einhalt 
zu tun, daß man die Vorteile, die ſie in Form von Kaſſen aller Art 
gewähren, den Arbeitern auf andere und billigere Weiſe bot. Da die 
beſtehenden Vereine ſolche Einrichtungen ſchon beſaßen, ſo beſchloß die 
Firma, ſie weiter auszubauen, dafür aber die Mitglieder der Gewerk— 
ſchaften von ihnen fernzuhalten. Sie lehnt es ab, ihre Abneigung gegen 
dieſe auf das Arbeitsverhältnis zu übertragen und ſie irgendwie zu be— 
läſtigen oder gar zu entlaſſen, ſchon um keine Märtyrer zu — 
ſondern beſchränkt ſich darauf, jie von Gratifikationen und ſonſtigen Wohl- 
taten auszuſchließen. 

Die beſtehenden Arbeitervereine gingen auf dieſe Vorſchläge ein, und 
fo wurden im März 1907 deren Satzungen einer entſprechenden Umarbeitung 
unterzogen. 


1) Die Darftellung beruht auf ben mir von ber genannten Firma gemachten Angaben. 
Aulemann, Berufövereine. II. 30 
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Nach denſelben) bezweckt der Verein den Zuſammenſchluß der Arbeiter und An— 
eſtellten der Röchlingſchen Eifen- und Stahlwerte zum Zwecke der Pflege einer guten Kamerad⸗ 
haft und der Fortbildung feiner Mitglieder. Er ſucht diefe Ziele zu erreichen durch Ber 
anftaltung von Feſtlichleiten, Unterrichtäturfen und Borträgen, durch Teilnahme an der 
—— verſtorbener Mitglieder und dergleichen. 
leichzeitig iſt es Aufgabe des Vereins, ein möglichſt gutes Verhältnis zwiſchen den 
Röchlingſchen Eiſen- und Stahlwerlen und ihrer Arbeiterſchaft zu pflegen. Um dieſes Biel 
zu erreichen, follen nur ſolche Arbeiter und Angeſtellte Mitglieder bed Vereins fein, welche 
weder irgendwelchen gewerkſchaftlichen noch ſonſtigen Berufövereinen angehören. Tritt ein 
Vereinsmitglied diefen eben bezeichneten Vereinen bei, jo jcheibet ed von jelbft und ohne 
weitered aus dem Hüttenarbeiterverein aus. Kirchliche und politifche Fragen dürfen innerhalb 
bed Bereind nicht erörtert werben. 

Aufnahmefähig als orbentlihe Mitglieber find nur Wrbeiter und Angeſtellte 
ber Röchlingſchen Eifen- und Stahlwerke, alö außerordentliche auch andere Perjonen, die im 
Dienfte diefer Werke ftehen. Der Beitrag beträgt monatlich 50 Pf. neben einem nad) bem 
Lebensalter abgeftuften Eintrittögelde. Der Vorftand darf nur aus Arbeitern beftehen. Der- 
jelbe Tann, wenn das Bereinsvermögen es zuläßt, an Unterftügungen gewähren: 1. beim 
Tobe eines Mitgliedes 80 M., 2. beim Tode der Frau 50 M., 3. bei vierwöchiger Krankheit 
einen von der Hauptverfammlung feitzufegenden Zufhuß zum Srantengelde. Wußerdem 
bat ber — die ihm — Gratifilationen und ſonſtige Zuwendungen der Hütte 
zu verteilen. 

Die Tätigkeit der Vereine hat, abgeſehen von dieſen Unterſtützungen, 
hauptſächlich beſtanden in geſelligen Zuſammenkünften, gemeinſamen Kirch— 
gängen, Weihnachtsfeiern, Fahnenweihen, Theateraufführungen und Ber- 
anſtaltung von wiſſenſchaftlichen Vorträgen, doch waren die letzteren ſchlecht 
beſucht. Die Firma hat den Mitgliedern außer barem Gelde verſchiedene 
Vorteile zugewandt, z. B. Ausſtattungsbeihilfe bei Konfirmation, Kom— 
munion und für eingezogene Militärpflichtige, jomwie Einrichtung von jog. 
Screbergärten, Gewährung von Erholungsurlaub, Unterftügung von An- 
gehörigen und Rejervijten?). 

Die Vereine umfaßten zufjammen am 1. April 1908 rund 2000 Mit- 
lieder. Da unter den insgejamt bejchäftigten 5000 Arbeitern viele Aus- 
änder jind, die man nicht zuläßt, jo kommen von ihnen nur 3500 ala 
beitrittäberechtigt in Betracht. Der Völklinger Verein, der allein 1312 
Mitglieder zählt und deshalb der weitaus größte ijt, beſaß am 31. Dezember 


1) Es beftehen folgende Vereine: 1. Hüttenarbeiterverein Völklingen, 2. Hüttenarbeiter- 
verein „Eintracht“ in Wehrben, 3. Hüttenarbeiterverein „Glück auf” in Hoftenbadh, 4. Hütten- 
verein „Einigfeit“ in Fürftenhaufen. Ein gleicher Verein in Geislautern ift in Bildung 
begriffen. Die Sapungen aller Bereine jtimmen fajt mwörtlid überein. Die Beſchlüſſe 
wurden bei geheimer Abftimmung in dem Wehrbener Verein mit 150 gegen 5 Stimmen, 
in ben übrigen Bereinen einftimmig gefaßt. 

%) Die Firma fchreibt mir: „Es iſt ja gar fein Zweifel, daß die materiellen Borteile, 
bie die Hüttenvereine bieten, nur den äußeren Rahmen abgeben können für eine mühjame 
und ſchwierige Arbeit zur materiellen unb geiftigen und fittlihen Hebung des gejamten in 
ben Hüttenvereinen organifierten Wrbeiterftammes. Die Aufgabe, die gelöft werben muß 
und deren Löfung wir uns mit ber größten Mühe bingeben, ift die innerliche Gewinnung 
bes Wrbeiterftammes. So haben ſich denn bei uns bie Hüttenarbeitervereine als ein In— 
firument bargeftellt, das im mejentlihen dem Zweck dient, bie Arbeiterſchaft materiell 
und geiftig zu heben und fie mit ihren Brotgebern und Borgefegten zujammenzubringen, 
auf neutralem Boben viele Berührungspunfte zu jchaffen und dabdurch manchen Gegenjag 
zu überbrüden, ber ſich ſonſt gelegentlich entwideln könnte. Die Hauptaufgabe ift und 
bleibt, dad Vertrauen, das zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer jeit langen Jahren hier 
beftanden hat, zu feitigen und zu erhalten, jo baß, wenn einmal Differenzen entjtehen, 
bie bei feinem größeren Werft dauernd vermieden werben können, aus biejen Differenzen 
fein fürchterliher Krieg entfteht, fondern daß auf der Bafis eines gegenjeitigen Berftänd- 
niffes die Fragen nad Möglichkeit ausgetragen werben können.” 

Es ift von Intereſſe, die gelben Gewerfichaften, deren energifche Belämpfung feitens 
ber organijierten Arbeiterſchaft völlig verftändlich ift, und bie Stellung ber Arbeitgeber 
zu ihnen auch einmal von ber Gegenfeite beleuchtet zu ſehen. 
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1907 11163 M. Vermögen. Er hat im Jahre 1907 180 M. für Sterbe- 
geld, 2800 M. für Krankengeld und 785 M. für Bereinsfeftlichkeiten aus- 
gegeben. An Zumendungen von der Firma hatte er erhalten: 1000 M. 
in bar, 6300 M. an Gratififationen zur Berteilung, 600 M. für Ab- 
haltung von Vorträgen, 434 M. ald Unterjtügung bei militärischen 
Übungen, 4785 M. zur Anlegung von Schrebergärten, außerdem 720 M. 
von den Ehrenmitgliedern. Auf die von dem Vereinsvorſtande bei der 
Hüttenverwaltung angebrachte Klage wegen der Teuerung hat diejer bie 
ag ber Bäder in Völklingen bewogen, den Mitgliedern das Laib 
Brot 5 Pf. billiger zu liefern, ald anderen Berjonen!). 


26. Freundſchaftliche Vereinigung der Arbeiter der Glashütte 
Ballerysthal?). 

In BVeranlajjung einer von dem Verbande der Glasarbeiter unter 
dem Perjonal der „Vereinigten Glashütten von Ballerysthal und Portieur‘ 
betriebenen lebhaften Agitation hat jih im Februar 1907 die in ber 
überfchrift bezeichnete Vereinigung gebildet. 

Sie hat ben Zwed, „bad Wohl ber Ürbeiter zu förbern, wie auch dad gute Ein- 
vernehmen der Arbeiter untereinander und mit der Fabrikverwaltung zu pflegen”. Bei- 
trittöbeerehtigt find alle Urbeiter und Arbeiterinnen ber Glashütte mit une 
jolher, bie fich einer anderen Gewerkſchaft angefchlofjen haben. Die Leitung beforgt 
Ausschuß, beftehend aus fünf Urbeitervertretern, zwei Beamten, dem Direktor und bem rifte 
führer. Die Ürbeitervertreter werben von den Arbeitern nad) Gruppen gewählt, die Beamten 
werben von dem Direltor ernannt. Wahlberechtigt jind Arbeiter, die — drei Jahre, 
wahlfaͤhig ſolche, die mindeſtens zehn Jahre in der Fabrik in Arbeit ſtehen. Der —— 
hat fi) mit den bie Arbeiter betreffenden Angelegenheiten innerhalb der in Art. 134b G.O 
vorgejehenen Grenzen zu befaſſen. Beſchwerden der Urbeiter find bei dem Direltor an 
bringen; hält er fie nicht für begründet, jo hat er fie dem Ausſchuß vorzulegen. — 
verhanblung haben der Direltor und der Schriftführer nur beratende Stimme, * — 
ber Direltor, bevor die Beſchlüſſe in Kraft treten, die Genehmigung des Verwaltungsrates 
vorbehalten. Die von dem Ausſchuſſe gefaßten Beſchlüſſe find fir jämtli e Wrbeiter bindend. 
Die Mitglieder der Bereinigung find am Gewinn der Fabrik beteiligt, jedoch nicht berechtigt, 
jih mit der Buchführung zu befafjen, vielmehr hat die Generalverjammlung ber Altionäre 
auf Antrag des Verwaltungsrates alljährlich den den Arbeitern zulommenden Geminnanteil 
feftzufegen. Im Sahre 1906/07 hat er 89000 M. betragen. 

Die 1400 in der Fabrik bejchäftigten volljährigen Arbeiter jind fait 
ſämtlich der Vereinigung beigetreten. 


27. Berein der Arbeiter des Stahlwerts Oberhomburg?). 
Als jih im Frühjahr 1907 in Lothringen mehrere fatholifche Arbeiter- 
vereine bildeten, die zugleich die Agitation für die chrijtlichen Gewerk— 


1) Durdy die Zeitungen Tief die Nachricht, daß in bem Verein ein Streit ausgebrochen 
fei, woraus ſich ergebe, daß jelbft die gelbe Organifation gegen Arbeiteinftellungen nicht 
ichüge. Auf meine Anfrage habe ich von ber FFabrifleitung folgende Auskunft erhalten. 
Da die Drahtarbeiter einen im Verhältnis zu anderen Arbeiterklaſſen zu hohen Lohn ver- 
dienten, jo wurde im September 1906 ein neuer Allordtarif aufgeftellt, beffen Einführung 
jedody auf Wunſch des Arbeiterausſchuſſes jo lange verſchoben wurde, bis eine in Ausficht ge 
nommene technijche Berbefferung eingerichtet jei. Dies erfolgte im Dezember 1907, worauf 
Allordtarif mit dem 1. Februar 1908 in Kraft trat. Dem Wunſche der Arbeiter, der durch 
eine Deputation vorgetragen wurde, von ber Einführung abzuſehen, wurde nicht ftatt- 
gegeben, worauf am 1. Februar 1908 bie m... Arbeiter ſich weigerten, anzutreten. 

ach durzer Überlegung haben ſie dann aber die Arbeit aufgenommen mit Ausnahme von 
ſechs Perſonen, bie die Wrbeit verließen. 

2) Das Material verdanle ich dem Direktor der Fabrik, Herrn C. Brida. 

”) Das Material verbante ih dem Werkleiter, Herrn Rittmeifter a D. Rennen in 
DOberhomburg, der mir fchreibt, daß der Verein weder als gelber, noch als Werksverein 
zu betrachten umb Tebiglih aus der Anregung ber Wrbeiter jelbft hervorgegangen jei. 
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ſchaften betrieben, wandten jich eine Anzahl von Arbeitern des Stahl- 
werkes Oberhomburg, die weder diejen Vereinen, noch den ſozialiſtiſchen 
Organijationen beitreten wollten, an die Firma mit der Anfrage, ob dieſe 
einen von ihnen zu gründenden Verein unterftügen würde. Nachdem dies 
zugejagt war, wurde der in der Überfchrift bezeichnete Verein am 15. März 
1907 ins Leben gerufen. 

Bwed des Bereind ift: Hebung ber Wohlfahrt ber Arbeiter, Pflege bed Gemein- 
eiftes und Stärkung ber Stanbedehre der Arbeiter unter gleichzeitiger Förderung gebeih- 
iher Beziehungen ber Arbeiter untereinander, wie ebenmäßig ber Arbeiter zu ihren Bor- 
gejeßten. Die Verfolgung politifcher und religiöfer Tendenzen ift ausgeſchloſſen. 

Mitglieder des Berein können nur Wrbeiter bed Stahlwerld Dberhomburg werben, 
welche ba3 16. Lebensjahr vollendet haben. Die Zugehörigkeit zu einem anderen Arbeiter 
verein, einer Gewerkſchaft, einem Gemwerfverein uſw. jchließt die Mitgliebfhaft aus. Der 
Beitrag beträgt monatlih 10 Pf., doch kann der Beirat Zufhüffe beichließen. Der Bor- 
fand befteht aus ſechs Arbeitern, die minbeftend 15 Jahre bei ber Firma beichäftigt find. 
Der Beirat wirb gebildet aus dem Werfleiter unb brei von ihm ernannten Werkmeiſtern 
ober Ungeftelten. Der Beirat ift berechtigt, allen Sigungen beizumohnen. Der ®. be 
tradhtet neben ber Schlichtung von Streitigkeiten als jeine Wufgabe, bie Beranftaltung 
von Wohlfahrtseinrichtungen und gefelligen Zufammentünften. Es follen Unterftügungen 
bei Krankheiten, bei Sterbefällen und im befonderen Notlagen geichaffen mwerben. Unter» 
ftügungen bei Streil ober während ber Dauer berfelben find ausgeſchloſſen. 


Dem Verein find Abteilungen der jugendlichen männlichen und ber 
jugendlichen weiblichen Angehörigen der Mitglieder angeſchloſſen. 
Bon den auf dem Werfe bejhäftigten 310 Arbeitern find 239 beitritt3- 
er von ihnen waren am 1. Mai 1908 235 dem Verein ange- 
lojjen. 


b) Sentralorganifationen. 
1. Freie Bereinigung deutfher Metallarbeiter'). 


Der bei dem Metallarbeiterftreif im Frühjahr 1906 von den Mit- 
gliedern des Metallarbeiterverbandes gegen ihre nicht ftreifluftigen Mit- 
arbeiter ausgeübte Terrorismus, ſowie der Wunfch, den ſozialdemokratiſchen 
Einfluß in den G.-Organifationen zu befämpfen, veranlaßte eine Anzahl 
von Arbeitern der Firma Seidel & Naumann, auf den 31. Dftober 1906 
in Dresden eine Verſammlung einzuberufen, die von 80 Perſonen beſucht 
war und die „Freie Bereinigung deutſcher Metallarbeiter“ 
begründete. 

Die Bereinigung, bie fi in ihren Saßungen ?) ausbrüdlih als „Gewerlſchaft der in 
ber deutſchen Metallinduftrie befhäftigten Perſonen“ bezeichnet, hat ihren Sig in Dresden. 
Sie flieht auf nationalem Boben und befennt ſich zur beftehenden, auf dem Brivateigentum 
beruhenden Redts- und Wirtfhaftsordnung. Sie verfolgt den Zweck, die Arbeitöbebingungen 
unb bie Lebenslage ihrer Mitglieder ar fihern und zu befjern; fie hat das Biel, fie bis 
zu folhem Grabe zu heben, daß die Mitglieder des Mitgenuffes aller Kulturgüter teilhaftig 
werben fönnen. 

Die Mittel zur Erreichung dieſes Zweckes find u. a. folgende: 

1. Berſicherung der Mitglieder für Notftandsfälle durch Begründung und Wusgeftaltung 
von Verſicherungskaſſen, und zwar: a) Erwerbölojen-Unterftügungstafjen in Krankheit und 
Urbeitölofigkeitsfällen, b) Sterbegelblaffen, c) Witeröpenjionstaffen, d) Reifeunterftügungs- 


1) Die Darftellung beruht auf ben Angaben des Synbilus des Verbandes ber Metall- 
inbuftriellen in ber Kreishauptmannfchaft Dresden, Herrn Rechtsanwalt Benndorf in Dresben. 
Er betont, daß bei ber Gründung bie Unternehmer durchaus unbeteiligt geweſen find, auch 
bisher ber Bereinigung völlig neutral gegenüberftehen. 

2) Un Stelle ber urjprünglichen find vom 15. Februar 1908 ab neue Sapungen ge 
treten, bie in den mejentlihen Punkten mit den früheren übereinftimmen unb ben Zweck 
verfolgen, dad Streikrecht ber Mitglieder zweifellod zum Wusdrud zu bringen. 
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laſſen, e) Witwen- und Waijenlaffen. 2. Anſammlung eine Sparvermögens, das bie Ge— 
werkſchaft und ihre Mitglieder in die Lage fegen fol, am Erwerbsleben teilzunehmen. 3. Finan- 
zielle Unterftügung einzelner beſonders befähigter Mitglieder, um ihnen eine geeignete beruf- 
lie Ausbildung zu ermögliden. 4. Moralifhe Unterftügung der Mitglieder durch Ge- 
währung von Redtsfchug in allen Gewerlichaftsangelegenheiten, insbefondere durch Gewährung 
von Schuß gegen jeglichen Terrorismus. 5. Schaffung einer Bibliothef und Lefehalle zum 
Gebraude aller Mitglieder. Ermöglihung der Benutzung aller vorhandenen Bildungs- 
gelegenheiten, Beranftaltung von Bortragd- und Lehrlurfen, Aufflärungsarbeit auf fozialem 
und wirtſchaftlichem Gebiete mit Ausſchluß rein politifcher Angelegenheiten. 6. Ständige 
Fühlungnahme mit ben Unternehmern und Herbeiführung eined bem wahren Wohle aller 
Zeile entſprechenden Einvernehmens zwijchen Arbeitern und Unternehmern. 7. Regelmäßige 
Beobachtung der Lohn-, Arbeits⸗ und Lebenäverhältniffe, Herbeiführung ihrer Aufbefferung, 
foweit fie nach vernünftigem Ermefjen möglich erfcheint, im Wege friedliher Beſprechungen 
und Verhandlungen mit ben Unternehmern. 8. Schuß der Mitglieder gegen ſolche Maf- 
nahmen der Unternehmer, die fich zweifellos ala Willkür oder Nichtachtung gerechtfertigter 
Forderungen ber Arbeiter barftellen. 

In dem unter Ziffer 8 bezeichneten alle ift der Streif geitattet. 

Vorausfegung zur Beteiligung am Streik ift für bie Mitglieder: 1. daß ber Borftand 
die Differenzen geprüit hat und zu ber Anficht gelommen if, daß ein ausreichender Grund 
Er Streil ag = 2. daß alle gütlihen Einigungsverſuche definitiv endgültig gejcheitert 
ind; 3. da jeit Ausbruch der Differenzen mindeftens vier Wochen verflofjen finb. 

Es jollen ftändige, gleichmäßig aus Unternehmern und Arbeitern zufammengefegte 
Sciebögerichte zur friedlichen Beilegung gewerblicher Urbeitöftreitigfeiten herbeigeführt werben. 
Über die Wrbeitseinftellung entſcheidet eine Generalverfammlung. 

— Gewerkichaftsvermögen darf nur im Sinne der bezeichneten Aufgaben verwandt 
werben. . 

Aufnahmefähig ift jede in ber Metallinduftrie beſchäftigte Perſon, ohne Rüd- 
ſicht die Beſchäftigungsart und auf das Geſchlecht, wenn fie feiner anderen Gewerkſchaft 
angehört. 

Die Anmeldung zur eg m muß die ehrenwörtlihe Berfiherung enthalten, 
daß ber Betreffende feiner anderen Gewerkichaft angehört. Über die Aufnahme entfcheibet 
ber Borftanb. 

Der Beitrag beträgt für männliche Mitglieber 30 Pf., für weibliche 20 Pf. wöchent- 
lid. In der Generalverfammlung haben über Borftandbswahlen, Sapungsänderungen und 
Urbeitseinftellungen nur bie bis zum 1. März 1908 aufgenommenen und jolde Mitglieder 
abzuftimmen, die ber Gewerlſchaft ununterbrochen feit einem Jahr — haben. Bu 
Vorftandsmitgliedern find nur die Gründer ber Gewerkſchaft und ſolche Mitglieder wählbar, 
die ihr zwei Jahre angehören. In Ortſchaften außerhalb der Amtshauptmannfhaft Dresden 
fönnen Ortögruppen errichtet werben. 


Der Berein hat neben einem Arbeitsnachweiſe eine Arbeitsloſen-, 
Kranken» und Begräbnisunterftügung eingeführt, wofür aber bejondere 
Beiträge nicht erhoben werben. Aus feinem reife heraus ift die jeit 
1. Juni 1907 erjcheinende „Freie deutfche Preſſe“ begründet, eine Tages- 
geihung, die fi als „Volksblatt zur Förderung berechtigter Arbeiter— 

eftrebungen in nationalem Rahmen, Zentralorgan für die vaterländifchen 

Gewerkſchaften und Arbeitervereine” bezeichnet. Der Verein hat bei dem 
festen im Betriebe der Firma Seidel & Naumann ausgebrochenen Streif 
gegen dieſen Stellung genommen und in erfter Linie dazu beigetragen, 
dat er erfolglos endete. Die Mitglieder haben ſich Hierbei gegen die Be- 
läftigung durch die Streilpoften wirkſam unterftüßt und auch den Zuzug 
von andern Arbeitöwilligen herbeigeführt. 

Der Verein zählte am 1. Dftober 1907 1500 Mitglieder, von denen 
die Mehrzahl bei Seidel & Naumann beihäftigt ift. In den Betrieben der 
Metallinduftrie in der Kreishauptmannjchaft Dresden find —— etwa 
16000 Arbeiter tätig. Er hat es vermieden, viel in die Offentlichkeit 
zu treten, um nicht bei zu ſchnellem Wachstum viele unzuverläſſige Mit— 
glieder zu erhalten. 
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2. Bund der Bäder- (Konditor-) Gefellen Deutihlands'). 


Im Sommer 1904 wurde von dem „Verbande der Bädereiarbeiter” 
(freie Gewerkſchaft) in Berlin ein Streit nebjt Boykott durchgeführt, mit 
dem ein Teil der Bädergejellen nicht einverftanden war. In VBeranlafjung 
dieſes Gegenjates wurde am 20. September 1904 in Moabit der „Hand- 
werlötreue Bädergejellenverein Nordweſt“ gegründet, dem 
bald ähnliche Vereine in den übrigen Bezirken von Berlin folgten. Zu 
Anfang 1906 wurde insbejondere durch die Tätigkeit des Bädereimerf- 
meifter8 Wiſchnöwski eine Annäherung diejer Einzelvereine herbeigeführt. 
Zu dem Zmwede, eine Gejamtorganijation zu jchaffen, wurde von dem Zei- 
tung3verleger Hartmann ein von ihm jelbjt geleitete3 Blatt: „Deutjcher 
Bäder- und Konbitorgehilfe”, ind Leben gerufen, dejjen erfte Nummer am 
8. Mai 1906 erichien, und das am 8. Juni 1906 einen a a 
an einem Kongreſſe zum Zwecke der Verjchmelzung aller Vereine brachte. 
Diefer Kongreß wurde am 2./3. September 1906 in Berlin unter Be- 
teiligung von 35 Vertretern von 20 Bereinen mit 2400 Mitgliedern ab» 
gehalten. Die Verfammlung fand ftatt im Haufe der „Bäderinnung Ger— 
mania”. Dieje und die Innung „Concordia“ waren durch ihre Borftanbs- 
mitglieder vertreten und jpradhen ihre warmen Sympathien aus. Bon 
allen Rednern wurde betont, daß man die Führung bes jozialdemofratijchen 
Verbandes ablehne, da diejer den SKleinbetrieb vernichten und das gute 
Einvernehmen zwiſchen Meiftern und Gefellen ftören wolle. Das Ziel 
müſſe fein, Verbejjerungen durch friedliche Verhandlungen mit den Meijtern 
unter Vermeidung von Streiks und Boykotts zu erreichen und das Klein— 
gemwerbe vor der Konkurrenz ber Großbetriebe und Konſumgenoſſenſchaften 
zu ſchützen, damit der Gejelle die Ausjicht behalte, jich jelbitändig zu 
maden. Bei Lohnforderungen insbeſondere jolle man fid in anjtändiger 
De an die Meifter wenden, die dann auch Entgegenfommen zeigen 
würden. 

Der in ber Berfammlung als Gaft anweſende Vertreter des „Verbandes 
chriſtlicher Bäder und Konditoren” warnte vor der Zerjplitterung der 
nichtjozialdemofratiichen Bäder und empfahl den Beitritt zu jeiner Or— 
ganijation, hatte aber feinen Erfolg; vielmehr wurde unter großer Be- 
geifterung der „Bund der Bäder- (Konditor-) Gejellen Deutſch— 
lands“ begründet. 

Der Bund, der jeinen —*. in Berlin hat, bezweckt, 1. handwerlstreue Bächker- 
— und Behilfenvereine zur Wahrnehmung ern Intereſſen zuſammenzuſchließen, 
. ben Kleinbetrieb zu erhalten und zu fördern, 3. den Geſellen in feinem Fach durch Fach- 
literatur und Vorträge in Bunbesvereinen weiter auszubilden und ihn zur jpäteren Selb- 
ftänbigleit vorzubereiten, 4. Geſuche bei den Behörden und Innungen für die zeitgemäße 
Entwidlung bed Gefellen- und Gebilfenftandes im Bebarföfalle zu veranlaffen, 5. Lohn- 
und Arbeitöverhältniffe zwiſchen Meifter und Gejellen auf frieblidiem Wege in allen Bundes- 
vereinen zu regeln. Durch Förderung bed Handwerk ben älteren Kollegen immer mehr 
die Möglichkeit zu geben, eine familie zu ernähren. 

Politiſche Tendenzen find ———— 

Beitrittsberechtigt ſind alle Vereine, die dieſe Grundſätze anerlennen. Jeder 
Verein hat auf dem Bundestage für je 50 Mitglieder eine Stimme, und hat für jedes 
Mitglied jährlih 50 Pf. an die Bundeskaſſe abzuführen. Bundesorgan ift der „Deutiche 
Bäder-(Konditor-)Wehilfe”. 

Der zweite Bundestag ift am 1./3. September 1907 in Erfurt ab» 
gehalten unter Beteiligung von 89 Vertretern aus 59 Städten. Der Bund 


1) Das Material verdanle ich dem Herausgeber des Bundesorgans, Herrn Redakteur 
dartmann in Berlin. 
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befigt in 140 Städten Ortsvereine mit indgejamt 7000 Mitgliedern, diejelben 
jind in 16 Provinzial», bzw. Landes⸗Zweigbünde eingeteilt. Dem Bunde 
ift e8 mit wenigen Ausnahmen gelungen, gute Beziehungen zu den Meiftern 
herzufiellen. An den Kaiſer und den Reichskanzler wurden Huldigungs- 
telegramme gejandt. Der Hauptgegenjtand der Verhandlungen war die 
Schaffung eines Minimallohned. Eine einftimmig angenommene Reſo— 
jolution erklärte einen, je nach den örtlichen Berhältniffen abgeituften Mini⸗ 
mallohn von wöchentlich 7—11 M. neben freier Beköftigung für ar 
Borbedingung, um Ruhe und Frieden im Bäderhandwerf zu erhalten. 
Dabei wurde alfjeitig die Beibehaltung von Koft und Wohnung im Haufe 
des Meiſters für die unverheirateten Gejellen für erwünjcht erklärt. Ein 
Vortrag über die Erhaltung des Stleinbetriebes forderte die Mitglieder 
auf, nicht in Großbetrieben zu arbeiten. Ein anderer Beſchluß mwünjchte 
die gejegliche Regelung de3 Lehrlingsweſens, um der Lehrlingszüchterei 
entgegenzuwirfen. Ein Antrag auf Begründung einer Wanderunterftügung 
wurde für das nächſte Jahr zurüdgeitellt. Ein gewiſſer Gegenjag gegen 
die Meijter trat hervor bei der Frage der Sonntagsarbeit. Ein Unter- 
verband der Bädermeifter Hatte die Ummandlung der heutigen —— 
Höchſtarbeitszeit von 12 Stunden in eine Minbeitruhegeit von 10 Stunden 
gefordert. Died wurde in der Verjammlung allſeitig als Rückſchritt be— 
kämpft, doch wurde, um einen Streit mit den Meiſtern zu vermeiden, 
von einer ſelbſtändigen Eingabe an den Bundesrat abgeſehen und be— 
ſchloſſen, ſich mit dem Zentralverbande der Bäckerinnungen Germania 
ins Einvernehmen zu ſetzen, um gemeinſam mit ihm vorzugehen, dabei 
aber den Wunſch eines allgemeinen Verbotes der Arbeit vom Sonntag- 
bis Montagmorgen zu betonen. 

Der Bund zählte am 1. Juli 1908 10000 Mitglieder in 180 Ort3- 
gruppen. 

3. Bund elfaß-lothringiiher Bädergehilfenvereine:). 


Im Eljaß beftehen jchon jeit mehreren Jahren Bädergehilfenvereine, 
die ji) im Gegenjage zu dem „Deutichen Bäderverbande‘” befinden und 
ein gutes Verhältnis zu den Meiftern anftreben. Der ältejte derjelben 
wurde am 1. Mai 1899 in Me gegründet; ihm folgten Kolmar am 
1. Auguſt 1904, Mülhaufen am 2. Januar 1905 und der Orne- und 
Fentſchtaler Verein am 10. September 1906. In Straßburg bejtand jeit 
6. Augujt 1904 ein Ortsverein des chriftlichen Bäderverbandes, der aber 
nicht zur Blüte gelangen wollte und deshalb am 5. Oktober 1905 nad) 
dem Borbilde der übrigen reorganijiert wurde. 

Die Satzungen ber Vereine bezeichnen übereinftimmend als Zmed Die 
Aufredhterhaltung und Stärkung der gewerblichen Standesehre, Pflege 
der Kameradichaft, gejellige Unterhaltung und ein gutes Verhältnis zwiſchen 
Meiftern und Gejellen. Als Mitglieder find alle arbeitenden Bäder- 
gejellen zugelajjen; in den Sagungen von Mülhaujen find Mitglieder 
des „Deutichen Bäderverbandes“ ausgeſchloſſen. 

Am 14. November 1905 traten die Vereine von Metz, Straßburg, 
Mülhaufen und Kolmar zur Gründung des in ber berichritt bezeichneten 


Bunde3 zujammen. 
Der Bund, ber feinen Sig in Colmar hat, verfolgt den Zwed, „alle Bädergehilfen- 
bereine Elfaß-Lothringens zufammenzufhließen, die Intereifen des Bädergehilfenftandes in 


1) Das Material verbanke ic; dem Bunbesvorfigenden, Herrn Paul Gieſe in Eolmar. 
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jeber Hinſicht gemeinſam zu vertreten und zu fördern, ſowie auch für das Wohl und bie 
Ehre bed Bäderhanbwerles einzutreten”. Den Bunbesvorftand bilben ber erfte unb zimeite 
Bunbesleiter nebſt ben erften und zweiten Vorfigenden ber Einzelvereine. Die letzteren haben 
für jebes Mitglied jährlich 10 Pf. an die Bunbestaffe abzuführen. Unter ben angeſchloſſenen 
Vereinen befteht Tyreizügigfeit. 

Der Verein für da3 Drne- und Fentjchtal ift nach feiner Gründung 
ebenfall3 dem Bunde beigetreten. 

Die Tätigfeit des Bundes hat bisher darin bejtanden, in Verbindung 
mit dem Innungsverbande und der Handwerkskammer für die Intereſſen 
der Gehilfen zu wirken, insbejondere hat man durch Eingaben an Die 
Behörden die Gewährung von drei Freinädhten zu Dftern, Pfingften und 
Weihnachten erreicht; auch ijt man beftrebt, den Arbeitsnachweis unter 
Anſchluß an die ftädtifhen Arbeitsnachweiſe zu reorganijieren. Als jich 
im September 1906 unter den Meijtern in Colmar eine Strömung für 
Auflöjung der Zwangsinnung geltend machte, ift der Bund mit olg 
für Aufrechterhaltung eingetreten. 

Der Bund fteht in freundjchaftlihen Beziehungen zu dem „Bunde 
der Bäder- (Konditor-) Gejellen Deutjchland3‘t). Ihm waren am 1. April 
1908 5 Bereine mit 250 Mitgliedern angejchlojjen. 


4. Deutfher Handwerferjhugverband‘?). 


Um die Nichtorganijierten gegen den Terrorismus der Organifierten 
u fhüßen, wurde in einer am 2. Mai 1907 in Berlin abgehaltenen Ber- 
—— der „Deutſche Handwerkerſchutzverband“ gegründet. 

Der Verband, der feinen Sig in Berlin hat, bezweckt, bie geiſtige und gewerbliche 
Ausbildung feiner Mitglieder zu fördern, jowie ein friedliches u gejelliged Verhältnis 
zwifchen ben Wrbeitgebern und Wrbeitnehmern herbeizuführen. Politik darf im Berbande 
nicht getrieben werben”. Beitrittsberechtigt find alle in der Holzinbuftrie beichäftigten 
Ürbeiter (Zeichner, Bildhauer, Tifchler, Polierer, Majchinenarbeiter ufw.). Der Beitrag be 
trägt möchentlih 30 Pf. Freimillige Beiträge merben verzinft unb bei Unglüds- 
fällen, jowie beim Tode der Ungehörigen oder nad zehnjähriger Mitgliebihaft zurüdbezahlt. 
In Krankheitsfällen erhalten bie —— eine Unterſtützung von wöchentlich 7 M. bis 
zu 26 Wochen. Außerdem iſt ein Arbeitsnachweis eingerichtet, der von den Meiſtern ſehr 
eifrig benutzt wird. Bei Streitigleiten zwiſchen Arbeifgebern und Arbeitnehmern hat eine 
vom Verbande eingeſetzte Schlichtungskommiſſion einzugreifen. 

In dem Aufrufe zur —— war betont, daß der 
einzige Zweck des Verbandes darin beſtehe, den Nichtorganiſierten Schutz 
geaen da3 brutale Vorgehen der Verbände zu gewähren, um deſto fräftiger 

ie Meifter bei zwedlojen Streif3 zu unterjtügen. Der Verband fteht mit 

dem Unterftügung3verein der Siemenswerke in engjter Fühlung und ver- 
anftaltet wöchentlich aufllärende Vorträge. Er zählte am 1. Dftober 1907 
609 Mitglieder. 


5. Bauhandwerterbund von Groß-Berlin?). 


Der Umftand, daß nad) Beendigung des großen Bauarbeiterftreifs 
im Auguſt 1907%) von den unterlegenen Arbeitern vielfach die Parole 
ausgegeben wurde, dad Baugewerbe in Berlin nicht zur Ruhe fommen 


2) Bol. ©. 470. 

2) Die Darftelung beruht auf ben Mitteilungen bed Gründerd und jepigen Borfigenden, 
Herrn 9. Meinte in Berlin. 

% Das Material verbanke ich dem Borfigenden, Herrn Puper Buchholz in Berlin. 

9) Bgl. III 2695. 


— 43 — 


u lajjen, gab die Veranlajjung, daß am 6. September 1907 der in der 
berjchrift bezeichnete Bund, der feinen Sig in Berlin Hat, gegründet 
wurde. 

Er bezwedt „die Förderung gebeihlicher Arbeitöverhältnijfe, die Pflege des Ein- 
vernehmens zwifchen Arbeitgeber und Urbeiter, die Unterftügung ber Kollegen in Krankheits- 
unb Sterbefällen, ſowie bie foziale und wifjenfchaftliche Yufflänung ber Mitglieder”. Diejer 
Zwech joll erreicht werden durch: 1. Unbahnung eines Vertragäverhältniffes mit den Wrbeit- 
gebern über die Arbeitöbedingungen, 2. Vorträge mit Erläuterung. Beitrittäberedhtigt 
find alle in Groß-Berlin beihäftigten Lohnmaurer, Allorbmaurer, Puger und Zimmerer, 
bie feinem anderen Wrbeiterberufsverein angehören und aud feine ſolche Drganifation in 
irgendeine: Form unterftügen. Ein Mitglied, das dies tut, wird ausgeſchloſſen. Der Beitrag 
beträgt mwöchentlih 20 Pf. Der Bund gewährt, foweit die Kaffenverhältniffe es geftatten, 
Kranfen- und Sterbegeld, ſowie Unterftügung in dringenden Notfällen ohne eigned Ber- 
ſchulden. Bereindorgan ift „Der Bund“. 


Fer Bund betrachtet ed al3 feine Hauptaufgabe, mit den Arbeitgebern 
einen zweijährigen Lohntarif zu vereinbaren, und zwar in der Form, 
daß ber Bund die Maurer- und PBußarbeit in Akkord übernimmt und auf 
jeine. Mitglieder verteilt. Zu diefem Zwecke ift ein eigened Bureau ein- 

erihtet. Der Bund fteht in ausgejprochenem Gegenjage zu der Sozial- 

esnofratie und den freien Gewerkichaften, hat dagegen die Sympathie der 
Nrbeitgeber und hofft darauf, daß jeine Mitglieder bei Streil3 und Aus- 
jperrungen nicht beteiligt fein werben. 

Die Mitgliederzahl betrug am 1. November 1907 100. 


6. Arbeiterverband Offenbach!). 


Der im Frühjahr 1907 ausgebrocdhene große Metallarbeiterftreif, der 
von ben Arbeitgebern mit einer Ausjperrung beantwortet wurde, fand 
nicht bei allen beteiligten Arbeitern Zuftimmung. Da aber die Streifenden 

egen Diejenigen, Die N fernhielten, Gemwalttätigleiten aller Art anwandten, 

Bo machte ji) in Offenbach das Bedürfnis geltend, hiergegen Schuß zu 
ewähren, und e3 wurde am 27. April 1907 der „Arbeiterverband 
Dffenbad“ gegründet. 


Der Verband bezwedt: 1. ben Frieden und dad gute Einvernehmen zwiſchen Arbeitern, 
Hanbwerfern und Fabrilanten zu fördern; 2. die Intereſſen der Mrbeiter auf gütlichem 
Wege zu vertreten; 3. Streil3 und Wusjperrungen zu verhindern; 4. die Mitglieder gegen 
ben Terrorismus ber jozialdemokratifchen Sewertfdaften zu ſchützen; 5. das Gefühl z 
Bufammengehörigfeit unter den Mitgliedern und deren Familien zu förbern; 6. die Schaffung 
von Wohljahrtseinrichtungen. 

Aufnahmefähig ald ordentliche Mitglieder find Arbeiter, Handwerker, Borarbeiter 
und Werfmeifter, welche weder einer Gewerlichaft angehören, noch eine ſolche durch Beiträge 
oder Bumendungen irgendwelcher Urt unterftügen; ald aufßerordentlihe Mitglieder Fabri- 
fanten, bzw. Firmen, Handmwerlämeifter, Lehrlinge und Fabrilbeamte letztere ausfchlieh- 
ih der Werkmeiſter). Wußerordentlihe Mitglieder haben nur beratende Stimme. über 
die Aufnahme entjcheibet der Vorſtand mit Dreiviertelmehrheit, Gründe der Nichtaufnahme 
jind vom Borftande nicht anzugeben. 

Der Mitgliedsbeitrag beträgt monatlich 30 Pf. Er kann durch Beſchluß der Monats- 
verjammlung abgeändert werben. 

Der Borftand bejteht aus neun ordentlichen Mitgliedern, von bemen zwei von ben außer- 
ae gewählt werden. Für jede Fabrik wird ein Vertrauensmann vom Borftande 
berufen. 

Jeder dem Verband als auferordentlihes Mitglied angehörende Fabrilant, bzw. jede 
folhe Firma verpffichtet ſich durch dem Beitritt dazu, bei Ausſperrungen den dem Berband 


1) Das Material ift mir, nachdem ich von dem Borfigenden bed Bereind, Monteur 
Fritz Stein, auf mehrfahe Anfragen keine Antwort erhalten hatte, von dem Verbande ber 
Metallinduftriellen in Frankfurt a. M. zur Verfügung geftellt. 
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angehörigen Arbeitern nicht zu fünbigen und im alle der Fabrilant im folchen Zeiten ben 
Betrieb nicht aufrecht erhalten kann, den Berbanbsmitgliedern wenigſtens jo viel zu bezahlen, 
ald bie Gewerkichaften ihren Mitgliedern bezahlen. 

Der Berband legt dad Hauptgewicht auf feine Gegnerjchaft gegen 
die Sozialdemofratie, bzw. die freien Gewerkſchaften und gegen den Streik. 
Er hatte es bewirkt, daß bei dem Metallarbeiterftreif jich in den einzelnen 
Fabrifen 20—35% der Arbeiter nicht beteiligten, und daß der Betrieb 
aufrechterhalten werden konnte. Er ift einftweilen auf Arbeiter der Metall» 
induftrie und der Majcdjinenfabrifen beſchränkt, hat ji aber die Aus- 
dehnung auf andere Betriebe vorbehalten. Der Berband hat ſich bisher 
auf Veranftaltungen von Vorträgen und gejelligen Zujammenfünften, in3- 
bejondere ein Weihnachtsfeſt, bejchränft. Er fteht zu den Arbeitgebern 
in guten Big = er Hagt aber darüber, daß vielfady Arbeitgeber nicht 
jomohl feine Mitglieder, jondern die Führer der „roten“ Gewerkſchaften 
durd) Beförderung gu Vorarbeitern, Kontrolleuren u. dgl., ſowie durch 
Zuteilung bejjerer Akkorde und jonftigen Bevorzugungen zu geminnen 
juchten, während man fie grundjäglic” davon ausjchließen jellte. Bei 
den letzten Stabtverordnetenwahlen hat der Verein für die bürgerliche 
Lifte gejtimmt. 

Der Verein umfaßte am 1. April 1908 473 ordentliche und 138 außer- 
ordentliche Mitglieder; er behauptet, in einigen Fabriken jo ſtark zu jein, 
daß die Durchführung eines Streif3 unmöglich jei. 


7. Arbeiterunterftügungsverein Pirmajens'). 


Die im März 1903 in verjchiedenen Schuhfabrifen in Pirmajens 
ausgebrochenen Streif3 hatten veranlaßt, daß ein jchon früher vorhanden 
gemwejener Fabrilantenverein, der aber feit 1893 feine Sigungen mehr 
abgehalten hatte, wieder ind Leben gerufen wurde. Diefer beihloß am 
6. April 1903 die allgemeine Ausjperrung, die auch, nachdem die von der 
Staatsbehörde eingeleiteten Cinigung3verhandlungen gejicheitert waren, 
durchgeführt wurde und nach vierwöchiger Dauer die Niederlage der Arbeiter 
zur Folge hatte. Die Fabrilanten wünſchten, die Ausfperrung auf die 
organijierten Arbeiter zu bejchränfen, aber obgleich dieje nur etwa Die 
Hälfte aller Arbeiter bildeten, jo ließ fich die angegebene Abjicht aus dem 
Grunde nicht ausführen, weil die Zwider, deren Tätigfeit auch für bie 
Beihäftigung des übrigen Perſonals erforderlich ift, jämtlich organijiert 
waren. 5 mußte die Ausjperrung auf alle, alſo auch auf die nichtorgani- 
jierten Arbeiter ausgedehnt werden. Um diejen entgegenzulommen, — 
die meiſten Fabrikanten ihnen Darlehen in Höhe des von der Gewerkſchaft 
gezahlten Streikgeldes; aber da ein gleiches Verhalten bei künftigen ähn— 
en Fällen zweifelhaft jchien, jo wurde von einem Lederhändler Leiner 
der Gedanke angeregt, die Nichtorganijierten zu einer Organijation 
zujammenzufajjen, um ihnen im Falle eined neuen Streiks oder einer 
neuen Ausjperrung einen NRüdhalt zu bieten. Der Gedanke jand in dem 
Fabrifantenverein eine geteilte Aufnahme; insbejondere wurde dad Be- 
denken geltend gemacht, daß eine von den Yabrifanten geleitete Unter» 
jtügung ben beabjichtigten Verein bei den Arbeitern in den Auf eines 


1) Die Darjtellung beruht auf brieflichen Mitteilungen und Drudjacdhen, die mir von 
Herrn Fabritanten Kopp in Pirmaſens zur Verfügung geitellt find. 
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„Streikbrechervereins“ bringen werde. Die Mehrheit bejchloß jedoch), das 
Unternehmen zu fördern. Nachdem eine auf den 19. Juli 1903 einberufene 
öffentlihe Schuhmacjerverfammlung erfolglos verlaufen war, wurde in 
einer am 30. Juli 1903 abgehaltenen Berjammlung, zu der nur ſolche 
Perjonen zugelajjen murden, die eine Bejcheinigung ihres Arbeitgebers 
darüber beibradhten, daß fie feiner Organifation angehörten, die Gründung 
des „Arbeiterunterftüßung3verein3 Pirmaſens“ vollzogen. 

Der Verein, der feinen Sitz in Pirmafens hat, bezwedt, 1. die Mitglieder zu unter- 
Rügen und zwar: a) bei Streit oder Ausiperrung, b) bei Arbeitsloſigleit aus anderen 
Urjadhen nadı Maßgabe des Unterftügungsreglements, c) bei Erwerböunfähigfeit infolge von 
Alter und Invalidität, d) durdy Ratserteilung in fachgewerblihen Ungelegenheiten; 2. einen 
Sammelpuntt für den gejelligen Berlehr der Mitglieder zu bilden; 3. bei Bejchwerden von 
Mitgliedern gegen Wrbeitgeber die Abhilfe anzubahnen. 

Ein wirtſchaftlicher Gejchäftsbetrieb ift ebenjo wie die Verfolgung politijcher Zmwede von 
ber Tätigleit des Vereins ausgeſchloſſen. 

Ultive Mitglieder können nur gewerbliche Arbeiter im Sinne bes Titel3 7 der Gewerbe- 
ordnung, fowie Geimezbeiter werben, welche in Pirmaſens oder in ber Umgebung wohnen 
und für ein Gemwerbeunternehmen, da3 in Pirmaſens feinen Sig hat, arbeiten, falls fie einer 
anderen, bei Wrbeit3lofigleit infolge von Streil und Wusfperrung eine Unterftügung oder 
fonftige Hilfe gewährenden Organijation nicht angehören. 

Gemwerbeunternehmer oder Handelsgeſellſchaften oder Perſonen, welche ſich verpflichten, 
an bie Bereinskajfe einen Jahresbeitrag von mindeitens 10 M. zu leiſten, können als paſſive 
Mitglieder aufgenommen werben. Sie haben bie gleichen Rechte und Pflichten mie bie 
aktiven Mitglieder, nur haben fie feinen Anſpruch auf Unterftügung aus ber Bereinskaffe. 

Die aktiven Mitglieder haben einen Beitrag von wöchentlich 5—20 Pf. zu zahlen, 
wofür fie im Falle einer durch Ausfperrung, Streil, Bankrott ober elementare Ereigniſſe 
entftanbenen Arbeitsloſigleit eine Unterftügung von 3—12 M. möchentlid erhalten. Die 
Unterftügungen werben bezahlt bei Wusfperrungen und Streil3 folange Mittel vorhanden 
find, bei Urbeitslofigleit, verbunden mit Berdienftentgang, entjtanden durch Konkurs oder 
elementare Ereigniffe, jedoch nur auf die Dauer von höchſtens acht Wochen. Iſt die Arbeits- 
lofigleit nicht durch Streit oder Ausſperrung, jondern durch Konkurs oder elementare Ereig- 
niffe herbeigeführt, fo ift ber Arbeitsloſe verpflichtet, eine ihm nachgewiejene, feiner früheren 
Beihäftigung entjprechende angemeffene Arbeit anzunehmen. Außer der Unterftügung bei 
Arbeitslofigleit gewährt der Verein eine folche bei Invalidität und Wlter; die Höhe wird 
jährlich von ber Generalverfjammlung feftgefegt. Endlich haben die Mitglieder Anſpruch 
auf Katerteilung in allen Rechts- und fachgewerblichen Angelegenheiten. 


Der Berein hat von dem FFabrifantenverein feine Geldunterjtüßung 
erhalten, doch haben verſchiedene Fabrifanten perjönlicd ihm größere Bei- 
träge gegeben. Am 1. Juni 1908 waren ihm von den indgejamt in 
Pirmajens bejchäftigten 8000 Arbeitern 600 als Mitglieder beigetreten. 
Das Bermögen betrug 28000 M. Zu einer Tätigkeit im Sinne feiner 
Satungen hat er bisher nod) feine Gelegenheit gehabt. 


8. Nationaler Unterjtügungsverein Krimmitihau?). 


Der große Weberjtreif in Krimmitjhau im Herbſt 1903, der den 
Ausgangspunkt für die umfajjende Organijation der Arbeitgeber bildete ik 
führte auch in Krimmitſchau felbft zur Gründung des in der Überjchrift 
bezeichneten Bereind, die am 16. Mär; 1904 erfolgte mit der aus- 
geprodenen Abficht, der Wiederholung eines jolhen Kampfe3 vorzu- 
eugen. 


Der Verein hat den Zweck: 1. Seine Mitglieder bei Erkrankung, ſowie bei Arbeits- 
Iofigfeit infolge plöplicher Betrieböftörung zu unterftügen. Die Unterftügung fol beginnen, 


1) Das Material verbante ich dem Bereinövorfigenden, Herrn Mar Graupmer in 
Krimmitichau, der mir aber auf fpätere Anfragen nicht geantwortet hat. 
2) Bol. III 165 Fi. 
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wenn ber dazu beftimmte Fonds bie Höhe von 500 M. erreicht hat. Die Art der Unter- 
Rügung wird erft nad Anfammlung bes Fonds feftgefegt. Neueintretende Mitglieder haben 
erſt nach ſechsmonatiger Mitgliedfhaft Anſpruch auf Unterftügung. 2. Pflege geſelligen 
Verlehrs durch Unterhaltungs- und Vortragsabende. 3. Die Beziehungen zwiſchen feinen 
Mitgliedern und deren Arbeitgebern freundlich zu geſtalten, das beiderſeilige Vertrauen 
zu befeſtigen und dem can Bohle zu dienen. WUnftrebung von Bergünftigungen 
für die Mitglieder und deren Angehörige auf dem Gebiete bed Unterrichts, Bildungs» und 
Sparweſens, ſowie der Hygiene behält ſich der Verein für jpäter vor. 

Aufnahmefähig find: 1. Als ordentliche Mitglieder alle Zertilarbeiter und 
»arbeiterinnen des Erimmitjchauer Induſtriebezirls, welche das 17. Lebensjahr überjchritten 
haben. Mitglieder der ſog. Gewerkſchaften und fozialdemokratiihen Organifationen dürfen 
nicht aufgenommen werben. 2. Als außerorbentliche, bzw. ftiftende Mitglieder ſolche Herren 
ober Firmen, welche an dem Wohle ber heimifchen Snbufrie Intereſſe haben und den Bereind- 
beftrebungen förbernb zur Seite ftehen wollen. 

Der Beitrag beträgt monatlih 25 Pf., movon 5 Bi. für Bergnügungsdzwede beftimmt 
find. Der Borftand beiteht aus 15 ordentlichen und 6 aufßerordentlihen Mitgliedern; bie 
legteren müjfen dem Spinner und Fabrikantenvereine angehören. Den Borjig führt ein 
Arbeitnehmer. Anberungen der Sapungen und Wuflöfung des Vereins lönnen von ber 
Mitglieberverfammlung nur mit Buflimmung bed Vorſtandes befchloffen werben. Aus— 
ſchließung erfolgt, wenn ein Mitglied einer Gewerkſchaft oder fozialdemokratifhen Organifation 
beitritt oder in bem Verein jozialdemokratifche Agitation betreibt. Bricht im Bezirke 
eine Bewegung aus, bie zur Löſung bed Wrbeitäverhältniffed von Mitgliedern ber fozial- 
bemofratijhen DOrganifation führt, fo hat ber Borftand alabald Fürſorge zu trefien, daß ben 
Bereindmitgliebern die Möglichkeit der Fortſetzung ber Arbeit fichergeftellt wird, doch Lönnen 
fie nicht verlangen, daß fie in dieſem Falle während ber Dauer der Bewegung gerade in ber- 
jenigen Fabrik bleiben, wo fie bei Ausbruch der Bewegung beichäftigt find. 


Der Verein gewährt Unterftüßungen bei Erkrankungen, die mit Er- 
werb3unfähigfeit verbunden jind, bei Entbindungen und bei Arbeit3lojig- 
feit im Falle von Betrieböftörungen. Er fordert feine Mitglieder auf, 
das Leſen jozialdemofratiiher Schriften und den Beſuch entjprechender 
Lokale zu vermeiden. 

Der Berein zählte am 1. Dezember 1907 2100 Mitglieder. 


9. Arbeiterbund Kreis Blumenthal'). 


Der Bund wurde im Juni 1903 gegründet, um unter den Arbeitern 
bes Bremer „Vulkan“ in Blumenthal die ruhigen Leute durch Zujammen- 
ihluß vor dem Terrorismus der gemwerkichaftlich DOrganijierten zu ſchützen. 

Er hat feinen Sig in Blumenthal und macht es fih zur Aufgabe, auf bem Boden 
ber beftehenben ftaatlichen und bürgerlichen Orbnung: 1. die Intereſſen des Arbeiterſtandes 
zu vertreten unb nad Sräften zu fördern; 2. ein friedliches Verhältnis zwiichen Wrbeitern 
und Ürbeitgebern zu pflegen und herzuftellen; feine Mitglieder geiftlich, fittlih und mirt- 
fchaftlich zu heben und ihnen in allen Notfällen, insbefondere in Beiten der Arbeitsloſigleit, 
Anhalt und Hilfe zu bieten. 

Diefe Zwede follen erreicht werben: 1. durch Pflege ber Gemeinfchaft in einer geiftig 
anregenden Gejelligfeit; 2. durch belehrende Vorträge unb durch gemeinjame Beiprehungen 
über alle ben Arbeiterſtand betreffenden Angelegenheiten; 3. durch Darbietung guter unter» 
haltender und belehrender Schriften; 4. durch Einrichtung einer Srantenzufeubtaffe, einer 
Sterbelaffe und einer Hilfskaſſe; 5. durch Gewährung von Spargelegenheit; 6. durch Arbeits 
nachweis und GStellenvermittlung und durch Fürforge für bie unverheirateten, namenilich 
für die jugendlichen Wrbeiter. 

Aufnahmefähig ift jeder, ohme Unterfchied des Berufes, der bie Verbeſſerung 
ber Lage ber arbeitenden Klaſſen auf dem Boden ber beftehenben ftaatlihen und bürgerlichen 
DOrbnung erjtrebt. Der Beitrag beträgt monatlih 20 Pf. Der Berein befigt eine Hilfe- 
faffe, aus ber in Fällen außerorbentliher Not Unterftügung gewährt wird. Neben dem 
Verein befteht eine Sterbe- und eine Kranlengeldzuſchußlaſſe, deren Beitritt nur den Bereind- 
mitgliebern geftattet ift. 


1) Das Material verbante ih Herrn Landrat Berthold in Blumenthal. 
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Den Mitgliederftamm bilden die Arbeiter des „Vulkan“, doch find 
auch Arbeiter anderer Fabriken dem Berein beigetreten. Die Mitglieder- 
— bie bei der Gründung 364 betrug, iſt zunächſt auf etwa 700 geſtiegen, 

ann aber infolge friedlicherer Geftaltung der Verhältniſſe wieder auf 
400 zurüdgegangen. 


10. Hannoverjher Arbeiter- und Handwerferbund'). 


In Harburg bejtand innerhalb der Arbeiterihaft ein Gegenjaß, der 
infofern eine politifche Grundlage hatte, al3 ein Teil ſich zur Sozialdemo- 
fratie, ein anderer Teil jich zu der deutjch-hannoverfchen (melfifchen) Partei 
zählte. Aber auch die legtgedachten Arbeiter jahen fich mehrfach gezwungen, 
in die freien Gewerkſchaften einzutreten, um bei Arbeitäftreitigfeiten einen 
Rüdhalt zu Haben und insbejondere bei Arbeit3einftellungen Streikentſchädi— 
gung zu erhalten. Dort wurden jie vielfach für die Sozialdemokratie ge- 
wonnen. Um dem entgegenzumirfen, wandten jich die welfiſchen Arbeiter 
an den Lehrer %. Alpers, der bei den Neichtagswahlen Kandidat der 
beutjch-hannoverjhen Partei gewejen war, mit der Bitte, eine Organi- 
jation in die Hand zu nehmen, die fie gegen fozialdemofratifchen Terroris- 
mu3 ſchützte. Alpers kam diefem Wunjche nad) und gründete im Jahre 
1902 den „Hannoverfhen Arbeiter- und Handwerferbund”. 

Der Bund hat jeinen Sig in Harburg, umfaßt aber die ganze Provinz Hannover. 
Er bezwedt bie Vertretung ber Intereſſen feiner Mitglieder A gefeglihem Wege unter 
Ausſchluß aller politiichen und religidjen Fragen. Dieſer Zwed foll erreicht werben durch 
Unterftügung in Fällen der Wrbeitslofigleit und allen Notfällen befonderer Art, ſowie 
durch Förderung der allgemeinen Bildung. 

Der Bund betrachtet e3 als feine Aufgabe, Meinungsverjchiebenheiten zwiſchen Wrbeit- 
— und Wrbeitnehmern, bie feine Mitglieder find, auf gütlihem Wege zum Wustrag 

ringen. 

* Aufnahmefähig als ordentliches Mitglied ift jeder, ber über 14 Jahre alt ift und 
bad 50. Lebensjahr noch nicht überfchritten hat. Daneben gibt es unterſtühende Mitglieber. 
Bor ber Aufnahme ift eine Erklärung zu unterfchreiben, daß der Betreffenbe lein Anhänger 
ber Sozialdemokratie oder Mitglied einer fozialiftiichen Bereinigung fei. Der Beitra 
beträgt möchentlih 20 Pf. Der Bund gewährt feinen Mitgliedern Unterftügungen bei 
Arbeitälofigkeit, Überfiedelung und Krankheit, ſowie Arbeitövermittlung. Die Unterftügungen 
ri werben, wenn bad Mitglied früher als ein Jahr nad dem Empfange 
ausjcheidet. 

Der Bund fucht die wirtfchaftlihen Intereſſen feiner Mitglieder in 
jeder Weije zu fördern, und erjtrebt die Gleichberechtigung der Arbeiter— 
ihaft mit allen anderen Berufsjtänden, fteht aber auf dem Standpunfte, 
daß dies tunlichſt ohne Kampf geichehen foll. 

Der Bund hat in Hannover-Linden, Geeftemünde, Hildesheim und 
Goslar Zahlſtellen gegründet?). 


11. Gelber Arbeiterbund?). 


In Berlin machte fih im Herbſt 1906 unter den dort beftehendben 
gelben Vereinen der Wunſch geltend, einen engeren Zuſammenſchluß her- 
zuftellen, da e3 für Mitglieder, die aus irgendeinem Grunde ihre Stellung 


1) Das Material verbante ich dem im Text genannten Gründer und Borfigenben 
be3 Generalrates, Herrn Lehrer 2, Alpers in Hamburg, und Herm Klempnermeifter 
®. Lug in Hannover. 

2) Über die Mitgliederzahl erflärt mir Herr 2. Alpers feine Angaben machen zu können. 

2) Das Material verbante ich Herrn Redakteur Lebius und bem Direktor ber Siemens- 
Scudert-Werle, Herrn Dr. Fellinger in Berlin. 


— 48 — 


verlajjen, häufig jchwer war, eine andere zu erhalten, denn die Meifter, 
denen in größeren Betrieben die Annahme von Arbeitern jelbftändig über- 
laſſen ift, ftanden meift unter gegneriſchem Einflujje Einen Mittelpunkt 
fanden dieſe Annäherungsbeftrebungen in dem von Rudolf Lebius um 
diefe Zeit gegründeten Blatte „Der Bund“, das ſich im den Dienft der 
elben Arbeiterbewegung jtellte. Anfangs beſchränkte man ſich auf ge- 
egentlihe Zuſammenkünfte von Vertretern Der beitehenden Bereine, Die 
über die weitere Ausbreitung der Bewegung und Unterbringung arbeits- 
loſer Mitglieder berieten. Aber bald erſchien e3 zweckmäßig, eine geord- 
nete Organijation zu ISaften, und jo wurde im Frühjahr 1907 der „Gelbe 
Arbeitsbund“ ins Leben gerufen. 

Der Bund, der feinen Sig in Berlin Hat, bezeichnet ſich als „Bund ber gelben 
Arbeitnehmervereine in Deutichland‘‘ und hat feine erg Ba ganz Deutſchland ins 
Auge gefaßt. Er ift ein loſes Kartell, dad ben. einzelnen reinen weitgehende Selb- 
ftändigleit beläßt. 

Bwed des Bundes ift die Pflege des guten Einvernehmens zwiſchen Wrbeitgeber und 
Arbeitnehmer, ſowie die Förderung bed gelben Gewerkſchaftsweſens. 

Diefer Zweck foll erreicht werben buch: 1. Gründung von Bereinen. 2. Yörberung 
ber jozialen und wirtichaftlihen Interejfen der Mitglieder. 3. Gründung von Büchereien 
und Diskutierllubs. 4. Aufllärung ber öffentlichen inung durch Vertrieb von Schriften 
und Veranftaltung von Vorträgen. 5. Abhaltung von Songrejien. 6. Gewährung bon 
—— an die Mitglieder in allen Streitfällen: a) die ſich durch bie Zugehörigleit 
zu ber Organiſation ergeben; b) die ihre Urſache im Arbeitsverhältnis haben; c) bie 
aus dem PBerjicherungsverhältnis gemäß ber jozialen Geſetzgebung entſtehen. 7. Schaffung 
von Arbeitsnachweiſen. 8. Bildung eines Schiedsgericht im Falle ernfterer Arbeitsſtreitig- 
keiten. 9. Beichaffung von Mitteln für die gelbe Gewerlichaftsorganifation. 

Aufnahmefähig find Vereine und Einzelperfonen. Die Mitgliedſchaft ift bedingt 
burh die Anerkennung des Programms. Über die Aufnahme entjcheibet der Borftand. 
Der Beitrag beträgt mindeſtens jährlih 50 Pf. Die Ausſchließung erfolgt uw. a. wegen 
Bugehörigleit zu einer gegnerijchen Organifation. Der erweiterte Borftand („Kartell“) 
befteht aus je drei Vorjtandsmitgliedern der angejchlofjenen Bereine und dem Geſchäftsführer 
des Bundesorgand „Der Bund“, Daneben bejteht ein engerer Borftand. 

Das in den Sabungen erwähnte Programm erörtert in einer 
längeren Einleitung, daß das WPrivateigentum die fulturell höhere Ent- 
wicklungsſtufe gegenüber dem Gemeineigentum (Kommunismus, Sozialis- 
mu3) bilde, und daß deshalb die Sozialdemokratie, indem fie diefen Ent- 
widlungsprozeß zu hemmen juche, in reaftionärer Weije die Kultur zurüd- 
zuichrauben unternehme. Hieraus werden dann folgende Forderungen her- 
geleitet: 

1. Förderung der fozialen und wirtſchaftlichen Intereſſen der Mitglieder. 

2. Energijche Agitation für das Sparen, für die Errichtung von Wrbeiterjparvereinen, 
Arbeiterjparbanten und Unterftügungdvereinen. 

3. Beteiligung der Wrbeitererfparniffe am heimijchen Jnduftriefapital. 

4. Gefeplihe Zulaffung von Altien über Meine Nominalbeträge für Arbeiter. 

5. Belämpfung aller von irgendeiner Seite unternommenen Berfuche, parteipolitifche 
Agitation in Die gewerkſchaftliche Bewegung hineinzutragen, ſowie überhaupt aller Be— 
ſtrebungen, die dahin gerichtet ſind, die gewerkſchaftliche Bewegung ihres rein wirtſchaft- 
lich-fozialen Charakters zu entlleiden. In Verfolgung dieſes Zieles daher auch die Be— 
fämpfung aller derjenigen Streils, Sperren, VBerrufserflärungen u. dgl., bie irgendeinem 
andern Zweck bienen jollen, ala dem der äußerften Notwehr gegen unberechtigte ermit- 
lihe Schädigungen der Arbeiterinterefien. 

6. Erlangung angemefjener Lohn» und WUrbeitsbedingungen. 

7. Tüchtige berufliche Ausbildung in angemejfener Lehrzeit. 

8. Wirflihe Koalitionsfreiheit. 

9. Rechtsfähigkeit der Berufsvereine. 

10. Befeitigung der Schäden der Hausarbeit auf geſetzlichem Wege. 


Der Bund jucht für alle Betriebe, in denen mindeſtens 100 Arbeiter 
bejchäftigt werden, bejondere Werfvereine zu jchaffen; die Mitglieder klei— 
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nerer Werfe jind in dem im Frühjahr 1908 gegründeten „Gelben Metall- 
arbeiterbunde‘ zujammengefaßt. 

Die Tätigkeit des Bundes hat fic) neben Ausarbeitung bed Programms 
und von Saßungen für die angejchlojfenen Vereine hauptſächlich auf Die 
Ausbreitung der Bewegung und Einrichtung eine Arbeitönachmweijes be- 
ogen. Der legtere hat in der Zeit vom 1. Januar bi 1. Mai 1908 

Stellen vermittelt. 

Der Bund nimmt gegenüber den franzöfifchen gelben Gewerkſchaften 
und dem ihre Ausbreitung begünjtigenden Redakteur v. Veldegg in Stutt- 
art eine gegneriiche Haltung ein, indem er ihnen eine ultramontan-anti- 
emitiiche Tendenz zum Vorwurfe macht, während er feine eigene Richtung 
al3 „nationaldemokratiſch“ bezeichnet. 

Dem Bunde waren am 1. Juli 1908 folgende Vereine mit den da— 
neben bemerkten Mitgliederzahlen angejchlofjen: 

1. Unterjtügungsverein der Siemens-Werke (10000). 

2. Sparverein von Ludwig Loewe & Co. (200). 

3. Unterftüßungsverein Kabelwerk Oberipree (700). 

4. Bauhandwerkerbund von Groß-Berlin (800). 

5. Unterftüßungsverein der Berliner Motorwagenfabrit in Reiniden- 
borf (150). 

6. Freie Vereinigung von ©. P. Goerz in Friedenau (200). 

7. Freie Vereinigung Wilhelmsberg-Hohenſchönhauſen (300). 

8. — der deutſchen Waffen- und Munitionsfabriken 
in Wittenau (120). 

9. Unterſtützungsverein der Turbinenfabrik der Allg. Elektrizitäts— 
gejellihaft (120). 

10. Unterjtügungsverein der Metallmerfe von Kretzer & Buffe in 
Niederjchönmweide (160). 

11. Arbeiterverein von Schaeffer & Budenberg in Magdeburg (500). 


B. Baterländifche AUrbeitervereine'). 
1. Berband reihstreuer Arbeiter in Magdeburg’). 


Anfang 1906 veranlaßte die Ortsgruppe Magdeburg de3 Reichs— 
verbandes gegen die Sozialdemokratie einige Arbeiter zu einer Beiprechung 


1) Außer ben in folgendem erwähnten und ben an anderer Stelle (S. 318, 321) aufge- 
führten reichötreuen Bergarbeitervereinen in Nieberjchlefien und der Grafſchaft Mansfeld 
beftehen nad; meinen Ermittlungen nod folgende Vereine diefer Art: 1. Baterl. A.V 
Altdamm, 2. Deutfher A.V. Arnſtadt, 3. Nationaler AB. Großröhrsdorf (Sachſen), 
4. Baterl. A-Bund Hamburg, 5. Reichſstreuer U-B. Muskau, 6. Baterl. A.V. Niebder- 
ſtriegis (Sachſen), 7. ®. reichötreuer WU. Monneburg, 8. desgl. Saalfeld, 9. Ehrifil.nat. 
Hafen-A.-B. Swinemünde, 10. Nationaler A.V. Wilhelmshaven, 11. V. reichätreuer A. 
Langeleben (Braunfchweig), 12. desgl. Leheſten (Thüringen), 13. Baterl. U.-B. Weißwaſſer, 
14. deögl. Helmftedt, 15. Nationaler A.V. Weißenſee (Berlin), 16. Baterl. U-B. Dippoldis- 
walbe, 17. Ehriftl. fönigätreuer A.“V. Saarau (Schleſien). An die unter 4, 10 und 15 
bezeichneten habe ich mich ohne Erfolg um Auskunft gewandt. Das Material aus allen 
Bereinen zu geben, wäre zwecklos gemwefen, da die Vereine ſämtlich dem „Bunde vaterl. U.-B.‘ 
(vgl. S. 000) angeichlofjen find und in ihren Zielen deshalb durchaus übereinftimmen. Die 
in mehreren Blättern (auch im Neichdarbeitsblatt) erwähnte Gründung von Vereinen bei 
ben Rolandawerken in Berlin und ber Atiengejellihaft 9. Meinede in Breslau-Carlowig 
ift nicht zuftande gelommen. 

2) Das Material verbanfe ich dem Schriftführer bes R.-®B. g. db. S., Drtögruppe 
Magdeburg, Herrn Eifenbahnfelretär Nagel in Magdeburg. 
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über bie frage, ob e3 möglid) fei, den Kampf gegen ben Terrorismus 
ber Sozialdemokratie durh Schaffung einer befonderen Organifation auf- 
zunehmen. Die Beratung, die am 24. Februar 1906 ftattfand, führte 
zu dem Bejchluffe, in diefer Weije vorzugehen, und in einer am 10. März 
1906 abgehaltenen Berfammlung, an der 30 Arbeiter teilnahmen, wurde 
ber „Berband reih3treuer Arbeiter zu Magdeburg” gegründet, 
indem jämtlihe Anmejende ihm beitraten. 


Aus den Satzungen ift folgendes hervorzuheben: 

8 1. Der Verein verfolgt ben Zweck, alle patriotiſch gefinnten, Kaifer und Vaterland 
liebenben Wrbeiter zur Pflege und Betätigung ihrer patriotifchen Gefinnung, zum Schutze 
ber Mitglieder gegen ben Terrorismus ber ſozialdemokratiſchen Organifationen, enblich zur 
Förderung ber geiftigen und wirtſchaftlichen Intereſſen feiner Mitglieder zu vereinigen. 

8 2. Diefe Ziele will ber Verband erreichen durch Herftelung und Erhaltung eines 
frieblihen, freundlichen Verlehrs zwiſchen Wrbeitgebern und Arbeitnehmern, durch rege Be» 
teiligung an allen öffentlihen Wahlen, durch Herbeiführung einer Berbindung mit bereits 
beftehenden Vereinigungen gleiher Tendenz, durch Beranftaltung von Bortragsabenden und 
Errichtung einer Bereinsbibliothef, dur Gewährung von perfönlihen und Rechtsſchutz an 
feine Mitglieder, durch Zahlung eines Begräbnisgeldes und durch Unterftügung folder 
Mitglieder, die unverfchuldet durch Krankheit, Wrbeitslofigleit oder durch Ausfperrung 
infolge eines fozialbemofratifhen Streils in Not geraten find, dem Bereine aber feit min- 
beitens ſechs Monaten angehören und ihren Mitglieböpflichten bi zum Beginne der Hilfs 
bedürftigfeit nachgelommen find. 

8 3. Der Vorftand hat Fühlung mit den Arbeitgebern und ben von biefen eingerichteten 
Ürbeitsnachweifen zu unterhalten und nad beften Kräften dafür zu forgen, daß die Mitglieder 
auch bei jchlechter Geſchäftslage Beihäftigung haben. Er hat ferner dahin zu wirken, daß 
Zohnfragen mit ben Ürbeitgebern auf gütlihem Wege erledigt werben. 

84 Beitrittsberehtigt find alle volljährigen Arbeiter, bie fih im Beſitze 
ber bürgerlihen Ehrenrechte befinden und bie ehrenmwörtlihe Verſicherung abgeben, daß jie 
weber Sozialdemokraten find noch einer Gewerlſchaft oder jonftigen Bereinigung mit fozial- 
bemofratifcher Tendenz angehören. Jedes neu aufgenommene Mitglied hat ſich ferner ehren- 
wörtlich zu verpflichten, fofort aus dem Verbande auszutreten, falls e3 etwa fpäter einer ber 
genannten fozialdemofratifhen Vereinigungen beitreten follte. 

Nicht dem Arbeiterſtande angehörige PBerfonen, bie den vorftehenden Anforderungen 
enügen, bürfen ebenfalld in den Verband als ftimmberechtigte Mitglieder aufgenommen werben, 
And aber in den Borftand nicht wählbar. 

Der Beitrag beträgt monatlid; 30 Pf. Mitgliedern, die ohne ihr Verſchulden in Not 
geraten, fann nad; Lage bed Berbandövermögens eine Unterftügung bis zu 20 M. ber 
willigt werben. 


Neben dem Berbande wurde am 1. Januar 1907 eine befondere 
Unterftügungsfajje gegründet, die den Zweck verfolgt, den Mitgliedern 
einen Krantengelbzuihuß und ein Gterbegeld, jedod) ohne Rechtsanſpruch, 
zu gewähren. —— ſind die Mitglieder des Verbandes. Die 
Gründung erfolgte durch die Ortsgruppe des R.⸗V. g. d. S., bie aud) 
die erforderlichen erheblichen Geldmittel durch Beiträge von Jnduftriellen 
zuſammenbrachte und fagungsgemäß in der Unterftügungstommijfion ver- 
treten ift. Dieſe Ortögruppe hat auch mehrfad durch Rundſchreiben und 
mündliche Ausipradhen auf die Arbeitgeber eingemwirkt, dem Verbande eine 
mwohlwollende Unterjtügung zu gewähren. Der Verband Hat ji) an den 
Reichstagsmwahlen am 25. Januar 1907 Iebhaft beteiligt. Bei mehreren 
bon — Seite veranlaßten Streiks haben die Mitglieder 
gegen die Streikenden Stellung genommen. 

Der Verband war dem „Bunde vaterländiſcher Arbeitervereine“ an— 

eſchloſſen, iſt aber ſpäter wieder ausgetreten. Sein Organ war an— 
are „Der reichätreue Arbeiter”, feit 1. Oktober 1907 die „deutſche Treue“. 

Die Mitgliederzahl betrug am 1. Juni 1908 1223. 
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2. Deutſch⸗vaterlãndiſcher Arbeiterverein Braunfhweig'). 


Die beabfichtigte Gründung des „Bundes vaterländifcher Arbeiter- 
vereine‘ gab bem „Baterländiihen Reichswahlverein Braunjchweig‘ Ber- 
anlaffung, die Bildung einer denr Bunde anzujchließenden lofalen Dr- 
— für Braunſchweig in die Hand Ay nehmen. In einer von 12 Ar- 

eitern befuchten Verfammlung vom 13. Mai 1907 wurde der Plan erörtert 
und ein Delegierter für Hamburg gewählt. Am 24. Mai wurde dann in 
einer neuen Berfammlung, in ber von 70 eingeladenen Arbeitern 35 er- 
fchienen waren, ber in der Überjchrift — Verein begründet. Der 
Geſchäftsführer des Reichswahlvereins übernahm die Beſorgung der ſchrift— 
lichen Arbeiten. 

Die Satzungen find denen des Verbandes reichsſstreuer Arbeiter in Magdeburg nachgebilbet. 

Der Verein — ben Zweck, „alle in Treue zu Kaiſer und Reich ſtehenden beut- 
fhen Urbeiter, bie zu Unternehmern in einem Lohn- ober Gehaltöverhältnis ftehen, ohne 
Unterfchieb ihrer firchlichen oder parteipolitifhen Stellung zum Kampfe gegen bie politifc 
wie wirtſchaftlich irreführende Sozialdemokratie zu vereinigen und bie wirtfchaftlichen und 
geiftigen Intereſſen feiner Mitglieder zu förbern”. 

Die 88 2 u. 3 entſprechen mörtlih dem ar Borbilde; ebenfo der 8 4 mit 
der einzigen Ausnahme, daß ber Beitritt ſchon 18 Jahre alten Mitgliedern geftattet und 
bad die Verpflichtung, beim Eintritte in eine fozialdemofratifche Bereinigung aus bem 
Verbande auszuſcheiden, nicht aufgenommen if. Ber Beitrag beträgt monatlich 30 Pf. Ber- 
eindorgan ift bie „Deutſche Treue”. 

Mitgliedern, die ohne ihr Verfchulden in Not geraten, kann nad) Lage 
des Vereindvermögens eine Unterftü * bewilligt werden. Daneben be- 
fteht eine befondere Unterftüßungsfajje, die den Zweck verfolgt, den Mit- 
gliedern einen Kranfengeldzu hub und ein Gterbegeld ohne Rechtsanſpruch 
u gewähren. Beitrittäberechtigt iſt jedes Mitglied de3 Vereins. Der 

eitrag beträgt monatlich 50 m Der „Baterländijhe Reichswahlverein“ 

at zur Dedung der Gründungskoſten und —— Unterſtützungs⸗ 
aſſe dem Verein ein größeres Kapital überwieſen. Der Verein hat auch 
einen Arbeitsnachweis eingerichtet. Im übrigen hat ſich die Tätigkeit bis— 
her auf die Werbung von Mitgliedern und Veranſtaltung von belehrenden 
Vorträgen beſchränkt. 

Die Mitgliederzahl betrug am 1. Juni 1908 750. In Wolfenbüttel 
ift am 1. September 1907 eine Ortögruppe gegründet, am 14. September 
1907 in Helmftedt ein jelbftändiger Verein nad) dem Vorbilde des Braun- 
ichmweiger. Der legtere hat auch am 15. März 1908 einen Arbeiterinnen- 
verein gegründet, der 350 Mitglieder zählt. 


3. Nationaler Arbeiterverein in Kiel?). 


Am Herbft 1897 traten eine Anzahl von Arbeitern zujammen, um 
bei den für da3 folgende Jahr in Ausficht ftehenden Reichdtag3mwahlen 
die Sozialdemofratie zu befämpfen. Die Verhandlungen führten dahin, 
daß am 15. Januar 1898 der „Nationale Arbeiterverein für 
Kiel und Umgegend” gegründet wurde. 

Der Verein „will die nationale Gefinnung der Urbeiter weden, förbern und in politifcher 
Arbeit fund tun“. Als Mittel dazu werden bezeichnet: 1. Aufflärung in allen politifchen 
Fragen; 2. Befjerung ber Wrbeitverhältniffe, insbefondere Lohnerhöhung und Schaffung 


1) Das Material verdanle ich dem Borfigenden des „Baterlänbifchen Reichsvereins 
Braunfchmweig, Herrn Profeſſor Dr. Reinke, und dem Gefchäftsführer, Herrn W. Brehmer 
in Braunfchmeig. 

2) Das Material verbanke ich bem Bereindvorfigenden, Herrn Ehr. Berger in Kiel. 

Kulemann, Berufövereine. II. 31 


— 
3 — — 3. Schug gegen Ausbeutung und Terrorismus. In den Satungen 
ißt es: 


„Bei den Wahlen in die Parlamente richtet ber ‚R. U.-B.‘ fein Augenmerk barauf, 
nur nationalgefinnten arbeiterfreundlihen Parteien feine Stimme zu geben; ober jelbft einen 
eignen Vertretet aus bem reife ber Arbeiter für die Wahlen aufzuftellen. Derfelbe foll 
bie Intereifen ber Arbeiter voll und ganz vertreten; babei zu ben Vorlagen, fei es in Steuer- 
vorlagen, auf bem Gebiete ber Gefepgebung, der Sozialpolitif und fonftigen wichtigen 
Angelegenheiten Stellung nehmen, indem er von nationalem Geſichtspunkte, unbeeinflußt von 
ESonberintereffen und Meinlicher Gefinnung, voll und ganz für bad Wohl bed arbeitenden, 
überhaupt des ganzen Bolles eintritt. Dadurch will der „N. A.⸗V. e3 ermöglichen, feine 
zum = Regierung in fachlicher Weife zu unterbreiten, um Vorteile für das beutfche 

u ngen.” 

de weitere Biele werben bezeichnet vollftändige Koalitionsfreiheit, Handelöverträge, 
Kolonien, ftarfe Land» und Seemadt. Wufnahmefähig ift jeder unbejholtene Mann; über 
rt Kr beichließt der Vorftand nad freiem Ermejjen. Der Beitrag beträgt monat- 


Der Verein war bei der Wahl von 1898 eifrig und mit Erfolg 
tätig für die Wahl des freilinnigen Kandidaten, eoteflorz Hänel, und 
erreichte dabei eine Zahl von 283 Mitgliedern. Bei den bürgerlichen 
Parteien fand er jedoch nad) der Wahl wenig Entgegentommen, insbeſondere 
feine Geldunterſtützung, und da der Beitrag ſich als zu gering erwies, 
um praftijche Arbeiten in Angriff a), nehmen, jo janf die Mitgliederzahl 
bis 1902 auf 100. Auch bei der Wahl von 1903, bei der aber der jozial- 
demofratifche Kanbidat Legien fiegte, war der Verein eifrig tätig und ver- 
brauchte jeine legten Geldmittel. Trog Erhöhung des Beitraged auf 
20 Pf. und Gründung einer Sterbefafje ging der Verein immer mehr 
— ſo daß die Mitgliederzahl im Juni 1906 nur noch 11 betrug. 
em jetzigen Vorſitzenden, der dann die Leitung in die Hand nahm, gelang 
es, eine Beſſerung zu erzielen; aber obgleich der Verein bei der Wahl 
am 25. Januar 1907 wieder mit Erfolg mitwirkte, hielten ſich auch jetzt 
die bürgerlichen Parteien jehr zurüd. Die — war am 1. No— 
vember 1907 auf 183 geſtiegen. Seit dieſem Zeitpunkte veröffentlicht der 
Verein unter dem Titel: „Arbeiterzeitung. Organ der nationalen Arbeiter 
für vaterländifche Politik“, ein zweimal im Monat erjcheinendes Blatt. 
Der Berein hat aud) auf wirtichaftlicdem Gebiete die Arbeiterinterejjen 
zur Geltung a bringen verjucht, indbejondere hat er am 10. November 
1900 an den Do eine Eingabe gerichtet mit der Bitte, dem Arbeiter- 
bauverein ftaatliche Mittel zur Verfügung zu ftellen, und zwar in erfter 
Linie in den Orten, wo von ben Militär- oder Marinebehörben Fabriken 
oder andere Anlagen errichtet werden. Ähnliche Eingaben find auch jonft 
noch an die Regierung, die Marinebehörden und an die parlamentarijchen 
Körperjchaften eingereiht. Auch Hat er durch Verhandlungen mit der 
MWerftbehörde im Jahre 1900 erreicht, daß der Mindejtlohn für ungelernte 
Arbeiter von 2 M. 60 Pf. auf EM. 20 Pf. und für gelernte von 2 M. 
80 Pf. auf 3 M. 40 Pf. erhöht ift. Im übrigen fucht der Verband jeine 
Tätigkeit auf da3 politifche Gebiet zu bejchränfen und empfiehlt feinen 
Mitgliedern, zur Vertretung ihrer wirtihaftlihen Intereſſen fich den chriſt— 
lichen oder diriheDunderfhen Gemerfvereinen anzujchließen. 


4. Rationaler Arbeiterverein für Dietrihsdorf und Umgegend'). 


Bei der Vorbereitung der Reichstagswahl am 25. Januar 1907 waren 
etwa 70 Arbeiter der Homwalbts-Werfe in Dietrichsdorf bei Kiel eifrig 


1) Das Material verbante ih bem Mbteilungsvorftande der Homalbtäwerte Herr 
Hauptmann a. D. Laves in Kiel. 
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— tätig für den bürgerlichen Kandidaten. Einer von ihnen, 
anſchke, faßte den Entſchluß, ſeine Geſinnungsgenoſſen zu einer feſten 
Organiſation ———— Es gelang ihm, am 7. Februar 1907 
den in der Überjchrift bezeichneten Verein zu bilden. 

Aus den Sapungen find folgende Beitimmungen hervorzuheben: 

82. Der „N. U-B.” will die nationale Gefinnung ber Arbeiter mweden, biefelbe 
jördern und im politifcher Arbeit fund tun. Dazu ift nötig: 1. Aufklärung in allen poli- 
tiihen Fragen, 2. Beſſerung ber Wrbeitöverhältniffe, 3. — gegen Ausbeutung und 
Terrorismus 

8 3. Bei ben Wahlen in die Parlamente und andere Korporationen richtet ber „N. A.⸗V.“ 
fein Augenmerk darauf, nur national gejinnten, arbeiterfreundlichen Kandidaten feine Stimme 
zu geben ober ſelbſt einen eignen Vertreter aus dem reife der Wrbeiter für die Wahlen 
aufzuftellen. Derjelbe foll die Intereſſen der Arbeiter voll unb ganz vertreten, babei zu den 
Borlagen, jei es in Steuervorlagen, auf bem Gebiete ber Gefeggebung, ber Sozialpolitif 
und fonjtigen wichtigen Ungelegenheiten Stellung nehmen, indem er vom nationalen Ge- 
jihtspunfte, unbeeinfußt von Sonberintereffen und Heinlicher Gefinnung, voll und ganz 
für dad Wohl des ganzen Volles eintritt. Dadurch will ber „N. A.V.“ es ermöglicden, 
feine Wünſche in fahliher Weiſe zu unterbreiten, um Vorteile für das deutſche Voll zu 
erringen. 

j 4. Der „N. A.⸗V.“ verlangt dad Verſammlungsrecht zu erweitern, wie überhaupt 
vollftändige Koalitionsfreiheit. Nicht allein durch Staatshilfe dem Wrbeiter feine Lage ver- 
beſſern helfen, ſondern durch geeignete Organijationen dem Arbeiter e8 ermöglichen, ſich 
ſelbſt zu ſchützen. 

5. Der „N. U-B. wirkt dahin, neben dem Landheere eine Seemacht zu ſchaffen, 
welche ben ftet3 fteigenden Intereſſen des Deutfchen Reiches entipricht und dem beutfchen 
Handel im Notfalle ein wirfliher Schug ift und jein kann. 

86. Mitglied des „N. A.V.“ lann jeder unbefcholtene Mann werben, welder 
fih im Beſitz der bürgerlichen Ehrenrechte befindet und feiner fozialiftifchen Organifation 
angehört. Die Aufnahme kann vom Vorſtande ohne Gründe abgelehnt werben. Der Beitrag 
beträgt monatlih 10 Pf. Das Berbandöorgan, ber „MReichötreue Arbeiter‘, ift jpäter ein- 
gegangen. 

Der Verein hält monatlich Sigungen, in denen neben politiichen aud) 
wirtichaftliche Fragen erörtert werden. Soweit e3 ſich um Wünſche be- 
güglic) de3 Arbeitöverhältnifjes bei den Homaldt3-Werfen handelt, pflegen 
iejelben gemeinjam mit der „Hilf3- und Penſionskaſſe“ der letzteren be- 
raten und der Direktion überreicht zu werben. Als im Juli 1907 der 
Metallarbeiterverband eine Reihe von Forderungen ftellte, lehnte die Di- 
reftion e3 ab, in Verhandlungen einzutreten, forderte aber ihre Arbeiter, 
ſoweit fie ſchon zehn Jahre beichäftigt waren, auf, einen Ausschuß zu 
wählen. Bei der Wahl empfahl der Mtetallarbeiterverband Stimment- 
haltung. Infolgedeſſen wurden ausjchließlid die von dem „Nationalen 
Arbeiterverein” und der „Hilf3- und Penſionskaſſe“ aufgejtellten Kanbi- 
daten gewählt. Die von ihnen geltend gemachten Wünjche einer Erhöhung 
—— Stundenlöhne, die wöchentliche Lohnzahlung und der Arbeits— 
ſchluß um 2 Uhr am Sonnabend wurden von der Direktion bewilligt. 

Der Verein zählte am 1. Juni 1908 285 Mitglieder. 


5. Verein reichstreuer Arbeiter in Roftod'). 


Sm September 1906 wurde auf Veranlaffung des Reich3verbandes 
egen die Sozialdemokratie auf der Neptunswerft in NRoftod eine Ber- 
— der nichtorganiſierten Arbeiter abgehalten, in der ein vom 
Reichsverbande entſandter Redner einen Vortrag über die Sozialdemo— 


!) Das Material verdanle ich dem Vereinsvorſithzenden, Herrn Generalmajor z. D. 
Muelenz in Roftod. 
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kratie hielt und darauf der „Verein reichsſtreuer Arbeiter” ge 
gründet wurde. 

Der Berein, ber feinen Sig in Roftod hat, verfolgt ben Zwed, treu zu Kaiſer, Groß- 
herzog unb Weich zu ſtehen, die nationale Gejinnung ber Arbeiter zu weden, unter den Mit- 
gliedern das nationale Bewußtſein zu flärlen, Baterlandöliebe zu pflegen, bie fittlihe und 
allgemeine Bilbung ber Urbeiter zu heben und zu förbern, ein friedliches Verhältnis zwiſchen 
—— und Arbeitnehmern anzubahnen und zu unterhalten und bie wirtſchaftlichen 
Intereſſen der Mitglieder auf frieblihem Wege zu vertreten und zu förbern; feinen Mit- 
gliebern je nad) Ausbau bes eins Unterjtügungen zu gewähren. 

Dieſes Ziel will der Verein erreichen dur) Abhaltung von Berfammlungen, belehrende 
und unterhaltende Vorträge, durch Gewährung von perjönlihem und Rechtsſchutz an jeine 
—— durch Unterftügung ſolcher Mitglieder, bie unverſchuldet durch Krankheit, Arbeits- 
loſigleit oder durch Ausſperrung infolge eines ſozialdemokratiſchen Streils in Not geraten 
find, dem Verein aber ſeit mindeſtens einem Jahr angehören und ihren Mitgli lichten 
bis zum Beginn der Hilfäbebürftigfeit nachgelommen find. 

Hauptaufgabe bed Vereins ift: Schug der Mitglieder gegen den Terrorismus der jozial- 
bemofratifchen Gewerkſchaften und Partei. 

Der Borftand hat Fühlung mit ben Urbeitgebern und ben von biefen ober von Staats 

en eingerichteten Arbeitänachweifen zu unterhalten und nad; beften Kräften dafür zu jorgen, 
bie Mitglieder auch bei fchlechter Geſchäftslage Beſchäftigung haben. 

Er hat ferner bahin zu wirken, daß Lohnfragen der Mitglieder mit ben Arbeitgebern 
auf gütlihem Wege erlebigt werben. 

Mitglied des Vereins können alle Urbeiter von Moftod werben, bie volljährig, 
d. 5. mindeftens 21 Jahre alt find, fi im Befige ber bürgerlichen Ehrenrechte befinden 
und die ehrenwörtliche Verſicherung abgeben, daß fie weder Sozialbemofraten jind, noch 
einer Gewerkſchaft ober fonitigen Vereinigungen mit fozialbemofratifher Tendenz angehören. 

Nicht dem Arbeiterftande angehörende Perfonen, die den vorftehenden Anforderungen 
genügen, bürfen ebenfalls als Mitglieder aufgenommen werden, jind aber in ben Vorſtand 
nicht wählbar. 

Mitgliedern, die ohne ihr Verfchulden in Not geraten find, bem Bereine aber feit 
minbeftens einem Jahr angehören, lann nad) Lage bed Bereindvermögens eine einmalige 
— bis zur Höhe von 20 Mark bewilligt werden. 

Der Beitrag beträgt monatlich 30 Pf. Der Verein iſt körperſchaftliches Mitglied bes 
Neichöverbandes. 


Die Mitglieder haben fich bei der Reichſtagswahl am 25. Januar 
1907 lebhaft an dem Kampfe gegen die Sozialdemokratie beteiligt. Der 
Borftand iſt mit Erfolg bemüht, jie bei den Behörden in Lebensſtellungen 
unterzubringen. Geit 1. März 1908 ift ein Arbeitönachweis eingerichtet, 
in dem nur nichtjozialdemofratifche Arbeiter berüdfichtigt werben. Ebenjo 
hat der Landesausſchuß Medlenburg des Reichsverbandes gegen die Sozial- 
demofratie am 23. März 1908 ein nationale3 Wrbeiterjefretariat mit 
foftenlojer Rechtsauskunft gejchaffen. 

Die Mitgliederzahl betrug am 1. Dftober 1907 300. 


6. Reidhstreuer Arbeiterverein in Wismar’). 


Auf Einladung des „Reichsverbandes gegen die Sozialdemokratie” 
wurde am 6. Februar 1907 in Wismar eine Verfammlung abgehalten, 
die von etwa 100 Perſonen bejucht, und in der der „Reich3treue Ar— 
beiterverein in Wismar“ unter Beteiligung aller Anmejenden ge 
gründet wurde. Aus den Satzungen ijt folgendes hervorzuheben: 

1. Der Verein hat feinen Sig in Wismar und verfolgt den Bmwed, alle in Treue 


zu PR A Großherzog und Reich ftehenden deutfchen Männer, bie zu Unternehmern oder 
Unternehmungen in einem Lohn“ oder Gehaltöverhältnis ftehen, ohne Unterfchieb ihrer kirch— 


2 2) Das Material verbanle ich dem Borfigenden des Vereins, Herrn Erich Dinſe in 
iömar. 
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lichen oder parteipolitiſchen Stellung zum Kampfe gegen die politiſch wie wirtſchaftlich 
irreführende Sozialdemokratie zu vereinigen. 

In diefem Sinne betrachtet es der Verein als eine befondere Aufgabe, die Beftrebungen 
ber Ürbeitnehmer auf Werbefferung ihrer Lohn und Arbeitöverhältniffe zu unterftüben, 
aber im ausbrüdlichen Gegenjag zu ber Lehre vom Klaſſenhaß und Klaſſenkampf. 

82. Der Berein bezwedt bie fittliche, gefellichaftlihe und wirtſchaftliche Lage ber 
Arbeiter zu heben und ein friedliches Verhältnis zwiſchen Unternehmern und Arbeitern zu 
erhalten. In biefem Geifte pflegt er Bildung, Belehrung und Gefelligkeit. Außerdem will 
ber Verein je nah Wusbau feinen Mitgliedern Unterftügungen ——— 

8 3. Dieſes Biel will ber Verein erreichen durch Abhaltung von Verſammlungen, 
belehrende und unterhaltende Vorträge, durch Gewährung von perſönlichem und Rechts- 
ſchutz an feine Mitglieder, durch Unterftügung ſolcher Mitglieder, die unverſchuldet durch 
Krankheit, Nrbeitsfofigteit ober durch Ausſperrung infolge eines fozialdemofratifhen Streiks 
in Not geraten find, dem Verein aber feit mindeftens einem Jahr angehören und ihren Mit- 
gliedapflichten bis zum Beginn der Hilfsbebürftigleit nacdhgelommen find. 

8 4. Hauptaufgabe des Vereins ift: Schutz der Mitglieder gegen ben Terrorismus 
ber I. aeg Gewerkſchaften und Partei. 

er Borftand hat Fühlung mit den Arbeitgebern und den von diefen oder von Staats 
wegen eingerichteten Wrbeitönachweifen zu unterhalten und nach beften Kräften bafür zu 
forgen, daß die Mitglieder auch bei ſchlechter Geſchäftslage Beihäftigung haben. 

Er hat ferner dahin zu wirken, baß Lohnfragen der Mitglieder mit ben Wrbeit- 
gebern auf gütlihem Wege erledigt werben. 

85. Mitglied des Vereins Lönnen alle Arbeitnchmer von Wismar und Umgegend 
werben, die mindeſtens 17 Yahre alt find, ſich im Befige ber bürgerlichen Ehrenrechte be- 
finden und die ehrenmwörtliche Verficherung abgeben, daß fie weder Sozialdemokraten find, 
noch einer Gewerkfchaft oder fonftigen Bereinigung mit fozialdemofratifcher Tendenz angehören. 

Nicht dem Arbeiterftande angehörige au Arsen die den vorjtehenden Anforderungen 
enügen, bürfen als außerordentliche Mitglieder aufgenommen werben, haben wohl Gi, aber 
eine Stimme in den Berfammlungen. 

Das Eintrittögelb beträgt 1 M., der Beitrag monatlih 40 Pf., wovon 30 Pf. in 
bie Unterftügungslaffe fließen. Aus dieſer können den Mitgliedern in unverſchuldeten 
Notfällen und bei Ermwerbslofigkeit infolge von Krankheit Unterftügungen bemilligt werden. 
Falls ein Mitglied ftirbt, hat jedes Mitglied 50 Pf. zu zahlen; ber gefammelte Betrag bis 
zu 50 M. wird ben Hinterbliebenen ausgehändigt. 

Der Verein ift ſowohl dem „Bunde vaterländifcher Arbeitervereine‘ t) 
wie dem „Reich3verbande gegen die Sozialdemokratie” angejchlojjen. Er 
ählte am 1. Dezember 1907 175 ordentliche und 10 außerordentliche 

itglieder. 


7. Bereinigung reichstreuer Textilarbeiter in Gera’). 


Die Vereinigung ift im Januar 1907 gegründet. 

Sie bezwedt: 1. die Anbahnung und Feſtigung & enfeitigen Bertrauend zwijchen 
Mitgliedern und Wrbeitgebern und die Förderung aller J welche dem gemein⸗ 
ſamen Wohle dienen; 2. Zeg geſelligen Berlehes; 3. Errihtung von Wohlfahrtseinrich- 
tungen für feine ordentlichen Mitglieder. 

Aufnahmefähig find 1. ald ordentliche Mitglieder alle Tertilarbeiter bes 
Geraer Induſtriebezirls, einen unbefcholtenen Lebenswandel führen und Ridhtmitglieder von 
Gewerkſchaften und fozialbemokratiihen Organifationen find; 2. ald außerordentliche 
Mitglieder ſolche Perſonen oder firmen, welche an dem Wohle der heimifchen Induſtrie 
Intereſſe haben und bie Bereinäbeftrebungen fördern mollen. 

Der Beitrag beträgt jährlid 1 M. 20 Pf. Ausſchluß erfolgt, wenn ein Mitglied 
einer Gewerkſchaft oder fozialdemokratifhen Organifation beitritt oder im Verein jozial- 
demolratiſche Ngitation betreibt. : ‚ 


Die Vereinigung fteht zu den Arbeitgebern in freundichaftlichem Ber- 
hältnis und wird von ihnen durch freiwillige Beiträge unterftügt, ift aber 
im übrigen von ihnen pack Sie umfaßte am 31. Dezember 1907 
500 ordentliche und 200 außerordentliche Mitglieder. 


1) Bol. ©. 486. 
2) Das Material verbanle ich dem Bereindvorfigenden, Herrn H. Feuſtel in Gera. 
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8. Vaterländiſcher Arbeiterverein für Dresden’). 


Auf Veranlaffung des von dem „Bunde vaterländijcher A.V.“?) 
—— Ausſchuſſes hat ſich im Juni 1907 der genannte Verein 
gebild 

Er „hat bie Beſtimmung, alle in Treue zu Kaiſer und Reich ſtehenden deutſchen Männer, 
die zu Unternehmern oder Unternehmungen in einem Lohn- oder Gehaltöverhältniffe ftehen, 
ohne Unterjhied ihrer kirchlichen oder parteipolitiſchen Stellung zum Kampfe gegen bie 
politiſch wie wirtſchaftlich irreführende Sozialdemokratie n vereinigen”. „In diefem Sinne 
betrachtet der Verein es ala feine befondere Aufgabe, die Beftrebungen ber Arbeitnehmer 
auf Berbefferung ihrer Lohn- und Arbeitäverhältniffe zu unterftügen, aber im ausbrüdlichen 

enfage zu ber Lehre vom Klaſſenhaß und SMafjenlampf.“ „Der Berein bezweckt, 
die — geſellſchaftliche und wirtſchaftliche Lage der Arbeiter zu heben und ein friedliches 
Verhältnis zwiſchen Unternehmern und Arbeitern zu erhalten. In dieſem Sinne pflegt er 
Bildung, Belehrung und — Aufnahmefähig als ordentliches Mitglied iſt * 
Arbeitnehmer, der die —— anerkennt, auch techniſche und —— — — 
Uber die Aufnahme entſcheidet ein Ausſchuß ohne Angabe von Gründen. ee * 
außerordentliche Mitglieder ohne Stimmrecht. Der Beitrag beträgt jährlich 50 Pf. Vereins- 
organ ift die „Deutfche Treue”. 


In dem Aufrufe wurden Arbeitsnachweis und Vertretung vor dem 
Reichsverficherungsamte al3 Leiftungen des Vereins verfprocdhen, doch hat 
er ſich bisher — auf geſellige Zuſammenkünfte und Veranſtaltun 
von — beſchränkt. Die Mitgliederzahl betrug am 1. Februar 1 
etwa 100. 


9. Bund vaterländifher Arbeitervereine?). 


Die Reihstagswahl am 25. Januar 1907 hat nicht allein die Bildung 
einer Anzahl — ——— Arbeitervereine zur Folge gehabt, 
ſondern auch den Anſtoß gegeben, die ſchon beſtehenden Organiſationen 
dieſer Art zu einem Geſamtverbande zuſammenzufaſſen. Die Anregung 
dazu ge aus von dem „Reich3verbande „gegen die Sozialdemofratie, 
ber Mitte Februar 1907 an verſchiedene ereine die Einladung erließ, 
ſich an einer am 3. März 1907 in Berlin zu veranſtaltenden Beſprechung 
zu beteiligen. In der Verſammlung, in der die Vertreter von 32 Vereinen 
mit 26000 Mitgliedern anweſend waren, war man einig in der Verurteilung 
deö von der Sozialdemokratie ausgeübten Terrorismus, aber nicht über 
die Mittel, ihm zu begegnen. Schließlid wurde ein Ausſchuß aus 7 Mit⸗ 
ge eingejeßt mit dem Auftrage, bie Angelegenheit weiter zu betreiben. 

er Reichsverband erklärte ausdrücklich“y, daß mit dieſer von ihm ver— 
anlaßten Ausſprache ſeine Tätigkeit beendigt ſei und er die Sache nunmehr 
in die Hände der Arbeiter ſelbſt gelegt habe. 


Der Ausſchuß, deſſen Vorſitz dem Generalſekretär Schaper?) über- 
tragen war, beriet dann in einer am 31. März 1907 in Dresden abgehaltenen 
Sibung den von dem Arbeiterſekretär Ermert in Waldenburg ausge— 


1) Das Material verdbanke ich dem Schriftführer des Vereins, Herrn Mar Bartholomäus 
in Dresden. 

?) Vgl. unten. 

®, Das Material verdanke ich dem Borfigenden, Herrn Generalfekretär Schaper in Berlin. 
Die Darftellung ftügt fich insbefondere auf den über bie erfte Hauptverfammlung erftatteten 
gebrudten Bericht. 

4) Vgl. Nr. 22 der „Korrefpondenz bed R.-®. g. Denen sc von 1%7. 

®) Herr Schaper, bie Seele und ce Kraft der ganzen Bewegung, war vorher Gejchäfte- 
führer bes „Wirtſchaftlichen Schupverbandes” in Hamburg, ber Info ern fein Wrbeitgeber- 


— 487 — 


arbeiteten Satzungsentwurf, wobei große Gegenjäge zu überwinden waren, 
in3bejondere hinſichtlich des ee, Itniffes zu ben Arbeitgebern. Man 
einigte fi) dahin, daß zu Mitgliedern des Bundes nur Arbeitnehmer 
uzulaffen find, daß aber den dem Bunde angeichloffenen Einzelvereinen 
m jteht, ihre Bejtimmungen über die Mitgliedjchaft jelbftändig zu regeln. 

Um nit die in Dresden übermundenen Schwierigkeiten von neuem 
auftreten zu lajfen und für die einzuberufende Verſammlung eine feite 
Grundlage zu bejigen, wurde bejchlojjen, au dieſer Verfammlung nur joldhe 
Vereine einzuladen, die den „grundjäglichen Zeil“ der Sabungen an- 
erfannten. * dem erlaſſenen „Aufrufe an vaterländiſche Arbeitnehmer‘ 
vom 1. April 1907 wurde dies betont und zur Beteiligung an dem kon— 
ftituierenden Vertretertage aufgefordert. Über den Zweck des Unternehmens 
wurde gejagt, daß „alles, was im Geifte der bejtehenden Ordnung gegen 
die politifche und — Sozialdemokratie verbunden ſein ſollte, 
ſich mit Rat und Tat zu unterſtützen habe“. Da inſofern eine Lücke in 
der Organiſation beſtehe, als viele Arbeitnehmer, weder dem einen, noch 
dem andern vorhandenen Arbeiterverein mit voller Überzeugung beitreten 
könnten, ſo müßten alle, die, unbeſchadet ihrer kirchlichen und politiſchen 
Richtung, die Liebe zum Vaterlande betonen und betätigen wollten, und 
die auf dieſem Boden mit Entſchiedenheit, aber auch mit Vorſicht und 
Gerechtigkeit ihre Lebensverhältniſſe zu befeſtigen und zu verbeſſern trachten, 
ſich vereinigen. Dabei ſei ein gutes Einvernehmen zwiſchen Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern die Vorausſetzung der gegenſeitigen Wohlfahrt. Als 
Leiſtungen des Bundes wurden bezeichnet koſtenfreie Vertretung vor dem 
Reichsverſicherungsamte, Bildung, Rechtsſchutz und Gejelligkeit, außerdem 
jei ind Auge zu 5* Schutz gegenüber den Angriffen der politiſchen und 

ewerkſchaftlichen Sozialdemokratie, Arbeitsnachweis, Hilfe in Notlagen uſw. 
uch Freunde der Arbeiter aus andern Kreiſen wurden um ihre Unter— 
ſtützung gebeten, aber betont, daß „im weſentlichen Arbeitervereine aus 
der Abficht und der Einficht der Arbeiter jelbft entjtehen müßten“. 

Die angekündigte Verfammlung hat dann am 19. und 20. Mai 1907 
in — ſtattgefunden. Ihren Beitritt hatten 37 Vereine mit etwa 
7000 Mitgliedern erklärt; 5 andere Vereine hatten Vertreter entſandt, 
ſich aber die Entſcheidung noch vorbehalten. Insgeſamt waren 70 Ver— 
treter erſchienen. Die ausgearbeiteten nen wurden ohne Debatte 
einftimmig angenommen und damit der „Bund vaterländijdher Ar— 
beitervereime“ für fonftituiert erflärt. Ihre wichtigeren Beftimmungen 
lauten: 

8 1. Der „Bund vaterländifcher Urbeitervereine‘ hat die Beftimmung, alle in Treue 
zu Kaifer und Reich ftehenden beutfchen Männer, die zu Unternehmern ober Unternehmungen 
in einem Lohn- ober Gehaltöverhältnis ftehen, ohne Unterfchieb ihrer le oder partei» 
politifchen Stellung zum Kampfe gegen bie politifch wie wirtfhaftlich irreführende Sozialbemo- 
fratie zu vereinigen. 

In diefem Sinne betrachtet ed ber Bund ala eine befonbere Aufgabe, die VBeftrebungen 
ber Wrbeitnehmer auf Berbefferung ihrer Lohn- und WUrbeitöverhältniffe zu unterflügen, 
aber im ausbrüdliden Gegenfag zu ber Lehre vom Klaſſenhaß und Klaſſenkampf. 

Der Sitz des Bundes ift Hamburg. 

8 2. Der Bwed des Bundes ift die fittliche, zeſellſchaftliche und wirtſchaftliche Hebung 
ber Lage aller Arbeitnehmer. 


verband fein will, ald er nad) feinen Sapungen jede Einmifhung in Kämpfe über Lohn- und 
Arbeitöverhältniffe ausſchließt und nur einen Schup gegen bie in $ 153 G.O. bezeichneten 
Ungejeplichleiten gewährt. 


— — 


8 3. Der Bund ſchließt die Erörterung von kirchlichen und parteipolitiſchen Fragen 
aus, wohl aber beſchaͤftigt er ſich mit ſozialpolitiſchen und wirtſchaftlichen Angelegenheiten, 
namentlich infofern fie die Berhältnifje der Urbeitnehmer berühren. 

8 4. Insbeſondere erftrebt der Bund: 1. ein gutes Einvernehmen zwiſchen Arbeit- 
gebern und Arbeitnehmern herbeizuführen und zu erhalten; 2. etwa entftehende Meinungs- 
berjchiebenheiten zwiſchen Wrbeitgebern und Wrbeitnehmern nad — — auf dem Wege 
friedlicher Verhandlung und ohne Arbeitseinſtellung zum Austrag zu bringen; 3. dem ſozial⸗ 
demofratifchen Terrorismus auf wirtſchaftlichem und politiſchem Gebiete tatkräftig entgegen- 
zutreten. 

85. Als Mittel zur Erreichung dieſes Zweckes gelten: 1. ir Verhandlungen 
zwifchen Arbeitgebern und Wrbeitnehmern zur Regelung der Lohn- und tbeitöerhältnife; 
2. Eingaben und Anträge an Wuffichtsbehörden, an die Bollövertretung und an bie Re 
—— zur Wahrung ber Sache der Arbeiter; 3. belehrende Vorträge über Stand und 

ntwidelung des Erwerbs⸗ und Wirtfchaftälebens, ſowie über die fragen ber fozialen Für- 
forge und —* uſw.; 4. Vertretung der Mitglieder in Rechtsſchutzſachen am Reichs- 
verjiherungsamte zu Berlin buch eine beſonders geeignete Kraft. 

8 6. Der Bund wird beftrebt fein und wirb in biefem Sinne auch auf feine einzelnen 
Vereine einwirken, daß jeber Gegenſatz zu anderen nichtfozialdemofratifchen Arbeitervereinen 
en werbe, vielmehr foll eine Gemeinfamleit von Fall zu Fall in Rat und Tat erftrebt 
werben. 

8 7. Beredhtigt zum Eintritt in den Bund find Wrbeitervereine und Heinere Verbände 
diefer Vereine, bie die Sagungen des Bundes anerkennen. 

8 9. Die einzelnen Vereine haben die Sagungen bed Bundes ala bindend anzuerlennen, 
find aber im übrigen auf Grund ber eignen Sapungen in ag örtlichen Bereindtätigfeit im 
feiner Weile behindert. Ibſtverſtändlich bürfen ihre Beichlüffe und ihr Vorgehen nicht gegen 
bie Sapungen bed Bundes verftoßen. 

8 10. Bunbesvereine, die auch Unternehmer, Staats und Rommunalangeftellte, jelb- 
ftändige Gewerbetreibende, Rentner uf. ald ordentliche Mitglieder aufnehmen, haben für bieje 
feinen Beitrag zu zahlen, aber auch weber Sit noch Stimme im Bunde. Daß ſolche Vereine 
in ber Mehrheit aus Lohn- und Gehaltdempfängern beftehen, ift aber nicht erforderlich für bie 
Aufnahme in den Bund. 

8 11. Wo feine Bunbesvereine vorhanden ober näher benadhbart find, lönnen Arbeit- 
nehmer als Einzelmitglieder dem Bunde beitreten. 

8 14. Als Mitgliedsbeitrag ift zu .. für jedes a und Jahr 50 Pf. Einzel- 
mitglieber zahlen bei ihrem Eintritt 2 M. für da3 Jahr. Sie erhalten als Gegenleiftung 
mindeftend einmal im Monat ein Beitungsblatt. 

Die Hauptverfammlungen finden alle zwei Jahre ftatt. Sie beftehen aus Vertretern 
ber Eingelvereine, bie im allgemeinen auf je 1000 Mitglieder zu wählen find. 


Den einleitenden Vortrag hielt Ermert, der betonte, daß — 
und Arbeitnehmer natürliche Bundesgenoſſen ſeien, daß deshalb ein Streit 
zwiſchen Kapital und Arbeit Asia, an Ur und der Streik, da er das 
Gejfamtwohl jchädige, als Kampfmittel auszufcheiden fei; dagegen müſſe 
auf gejeglichem Wege unaufhörlid und energiſch auf Ben der 
Lebenslage der Arbeiter hingewirkt werden. Dieſe Ausführungen, joweit 
fie fich gegen den Streik richteten, fanden jedoch überwiegend Widerſpruch, 
indem betont wurde, daß man ohne ihn nicht ausfommen könne. Ya, es 
wurde fogar von mehreren NRebnern der Standpunkt vertreten, daß man 
den Kampf gegen die Sozialdemokratie dem Reichsverbande überlajjen 
und den Schein vermeiden 7* als ob der Bund ein Anhängſel desſelben 
ſei. Arbeitgeber hätten in dem Bunde nichts zu ſuchen. Der Vorſitzende 
Schaper wies —* Schluſſe der Debatte darauf hin, daß die Stellung 
zum Streik und zu den Arbeitgebern in den Satzungen geregelt jei; es 

äbe Fälle, wo der Streik nicht zu vermeiden fei; die Ausführungen von 

Ermert bedeuteten nur deſſen perjönlichen Standpunkt. Dagegen müſſe 
an ber bedingungslojen Bekämpfung der Sozialdemokratie feitgehalten 
werben, wobei zwiſchen der politiichen und gewerkſchaftlichen Organijation 
fein Unterfchied gemacht werden könne. 


AB. - zu 


Am zweiten Verhandlungstage wurde über die Aufitellung eines Pro— 
— beraten unter Zugrundelegung der durch Ermert entworfenen 
eitſätze. Der Hauptgegenſtand der Debatte war das Verhältnis zu den 
übrigen nichtſozialdemokratiſchen Organiſationen, insbeſondere den kon⸗ 
feffionellen Arbeitervereinen. Der Vorſitzende teilte mit, daß 
an der Konferenz vom 3. März auch dieje teilgenommen hätten, doch hätten 
fie jich jpäter zurüdgezogen, da man auf ihre Forderung, die Arbeiter 
einfach ihnen zuzuführen, nicht eingegangen ſei. Trotz der erfahrenen 
Ablehnung wolle aber der Bund allen nationalen Arbeitervereinen die 
Bruderhand bieten und in dem Entgegenfommen gegen jie jo weit wie 
möglich, gehen. Bei der Debatte ereignete ji ein Zwiſchenfall, indem 
ein Mitglied eines Hirſch-Dunckerſchen Vereins die Forderung aufitellte, 
ber Bund jolle lediglich ein politifcher Kampfverein gegen die Sozialdemo- 
fratie fein und ſich nicht in wirtichaftliche Kämpfe einmiſchen, ba er fonjt 
einen Keil in die nationale Gewerkſchaftsbewegung treibe; jedenfall3 dürfe 
der Bund feine gelbe Gewerkichaft und Feine Streifbrecherorganijation 
werben. Unter großer Entrüftung der Berjammlung wurden diefe Aus- 
führungen von dem Vorſitzenden al3 ein „unerhörter Borfall” zurüd- 
ewieſen. Schließlich wurden die Ermertſchen Leitſätze unverändert in 
—— Faſſung angenommen: 

1. Mit Bezug auf die Geſetzgebung erſtrebt ber Bund gemeinſames Vorgehen aller nicht 
ſozialdemokratiſchen Wrbeiterurganifationen. 

2, Auf bem Gebiete der Sozialpolitif will er ein Zufammenarbeiten mit allen Körper⸗ 
haften, die fich fozialpolitifch, aber unparteiifch, und ohne Parteipolitif zu treiben, betätigen. 

3. Auf dem Gebiete der Wirtjchaftspolitif wirb der Bund feine jeweilige Stellungnahme 
gegenüber Streitpunften nad) Lage der Berhältniffe einrichten. Nah den Erfahrungen, 
namentlich in leßter Zeit, erachtet der Bund die leichtfertigen Wrbeitseinftellungen für ebenjo 
zwecklos wie bad gejamte Wirtjchaftsleben fhädigend. Der Bund wird beshalb bie oft 
eübte Taktik anderer Berufövereine, bei den von der Sozialdemokratie angezettelten Aus— 
Ränden mitzuftreifen, nicht mitmachen, im Gegenteil wird er auf bie Berhältniffe jo ein- 
zumwirlen fuchen, daß ber graffierenden Streilluſt Abbruch getan wird. Mit ben konfefjio- 
nellen Wrbeitervereinen will ber Bunb ein friebliches Verhältnis anbahnen und unterhalten. 

4. Als oberjten Grundfag verfolgt der Bund das Piel, neben der Wahrung und 
energifchen Vertretung der Wrbeiterintereffen aud; das Wohl der Gejamtheit zu berüdjichtigen 
und danach zu Handeln, national gefinnte, dem Bunde nicht angehörende Arbeitervereine 
und Organifationen nicht zu befämpfen, als einigendes Moment zwifchen Arbeitgeber und 
nehmer die Gemeinfamleit der Jntereffen aller zu betonen und das nationale Empfinden 
unſeres Bolles, vornehmlich der Arbeiterfchaft zu ſtärlen. Die Beftrebungen zur Bildung 
bon Sartellverbänden aller nichtfozialdemofratifchen Drganifationen ber Arbeiter müſſen 
vorläufig nad) Lokalen Berhältniffen entichieben werben. 

Bei dem folgenden Gegenftande der Tagesordnung: „Werbung von 
Mitgliedern“, entjtand von neuem ein Streit über die Herbeiziehung 
bon anderen Perjonen, al3 Arbeitern, inäbefondere von Arbeitgebern. 
Während mehrere Redner fie ganz ausſchließen wollten, wurde jchließlich 
der Antrag des Neferenten dahin angenommen: 

„Auch Unternehmer und andere ee ber bürgerlihen Geſellſchaft können Dienſte 
feiften, indem fie durch Hinweis, Nat, Aufflärung die Arbeitnehmer bei ber Gründung 
von Bunbesvereinen unterjtügen.‘ 

Der Bortrag über: „Gejeggebung und roter Terrorismus“, 
mußte wegen Zeitmangel3 fortfallen, doc wurde auf Antrag des Bor- 
figenden folgende Rejolution angenommen: 


„Die Verſammlung erflärt: Der Drud der Sozialbemofratie auf den einzelnen nidjt- 
ſozialdemokratiſchen Arbeiter ift unerträglich geworben. Wir wollen und nad Kräften felbit 
wehren, erwarten aber, daß die Geſetzgebung endlich aus dem beftehenden Koalitionszwang 
eine wahre Koalitionsfreiheit Herftellt.” 
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Nach dem ſpäter in dem Verſammlungsberichte aufgenommenen Vor— 
trage kann kein Zweifel darüber beſtehen, daß damit ein Geſetz zum Schutze 
der Arbeitswilligen — werden ſollte. 

Endlich wurde die Gründung eines Zeitungsorgans einſtimmig be— 


ſchloſſen. 
Auf die an den Kaiſer und den Reichskanzler gerichteten Huldigungs— 
telegramme erfolgten freundliche Antworten. 


In ber erſteren heißt ed: „Seine Majeſtät wünſchen dem Bunde ein kräftiges Blühen 
und Gedeihen in Treue zu Kaiſer und Reich, zum Segen ber deutſchen Arbeiterſchaft und 
bed Baterlandes”, in dem letzteren: „Möchte es Ihrer Organifation gelingen, dazu mitzu- 
wirfen, daß benjenigen deutſchen Arbeitern ein ſtarler Halt geboten werde, welche auf die 
geiftigen und jittlihen Güter nicht verzichten wollen, die Volk und Vaterland den Menſchen 
ieten.” 


Die Gründung ded Bundes fand die entichiedenfte Gegnerſchaft nicht 
allein bei den freien G. denen offen ber Kampf erklärt war, jondern auch 
bei den Hirſch-Dunckerſchen und den dhriftlichen DOrganijationen. Auch 
in den Kreiſen der bürgerlichen Sozialteformer verhielt man fich durchaus 
ablehnend, während die Arbeitgeber nur teilmeife das Unternehmen offen 
unterftüßten, überwiegend vielmehr eine gewiſſe Zurüdhaltung beobachteten. 
Den Hauptangriffspunft bildete die Behauptung, daß die dem Bunde an- 
geichloffenen Vereine „gelbe“ Organijationen jeien, in Abhängigkeit von 
den Unternehmern ftänden und auf ihr Koalitionsrecht verzichtet hätten. 
Um ſich gegen dieſe Vorwürfe zu verteidigen, beichloß der Bundesvorjtand 
am 2. November 1907 folgende Erklärung: 


„Da dauernd gegen ben „Bunb vaterländifcher Urbeitervereine” unb zwar mit ber 
Abficht, feine Beftrebungen zu beſchimpfen, ber Vorwurf erhoben wird, er umfaſſe „gelbe 
Gewerkſchaften“, fei jogar in der Abſicht gegründet, eine Pentralifation folder Gemwerf- 
Ihaften zu bilden, erflären wir folgendes: 

Im „Bunde vaterländifcher Urbeitervereine” befindet ſich nicht ein einziger Verein, ber 
ſich ſelbſt zu ben gelben Gewerkſchaften rechnet und anderen Berechtigung gäbe, ihn ee. 
Gewerkſchaften zu zählen; auch ijt nicht ein einziger Verein im „Bunde“ vertreten, feine 
Mitgliedfchaft auf einen beftimmten Betrieb befchränfte. 

Es ift zu bebauern, daß überhaupt ber Ausdruck „gelbe Gewerkſchaften“ von — 
einer Seite als zutreffend entgegengenommen wurde und Vereine ſich ſelbſt in dieſer Weiſe 
bezeichnen, ba die ſich daraus ergebende Bezugnahme auf die Verhältniſſe in Frankreich ver- 
wirrenb gewirkt hat. 

Wir erachten ed ala eine felbftverftändliche Pflicht für den einzelnen Wrbeiter, wie für 
Arbeitervereine, an dem gefeglich gewährlefteten Vereinigungs- und Ausftandsredht feitzuhalten. 

Wenn Unternehmer oder andere bürgerliche Freunde der Sade die Gründung von 
Arbeitervereinen anregen, unterftügen und ben gegrünbeten Vereinen freundlich beratend 
ur Seite ftehen, jo erkennen wir barin fein Anzeichen einer gelben Gewerkſchaft, vielmehr 
ann damit ein erfreulicher Ausgleich zwifchen den beiden wichtigen Faltoren unjered Bolls- 
wohlftandes in bie Erſcheinung treten. Selbftverftändlich ift die Worausfegung für bie Zu- 
gehörigkeit zum „Bunde“, daf bei der Gründung und dem fpäteren Verhältnis aud) ber Schein 
eine Zwanges vermieden werde. 

Auch erachten wir ed nicht gegen die freiheit des Wrbeiterd verftoßend, wenn durch 
Unternehmer oder durch andere Kreife Wohlfahrtseinrichtungen für Arbeitervereine getroffen 
ober bejtehende Kaſſen dieſer Art unterftügt werben. 

Auch hat es mit der freiheit bed Arbeiters nichts zu tun, wenn Vereine zur Voraus · 
ſetzung ber Mitgliedſchaft Haben, daß die Mitglieder keinem anderen wirtſchaftlichen ober 
politifchen Ürbeiterverein angehören dürfen. Damit ift der Wille zum Eintritt und Austritt 
in feiner Weife beeinflußt. Tatfächlich wird diefe Vorſicht auch von allen beftehenden 
Arbeiterorganifationen gehandhabt, wie das Belenntnis zur Treue gegen Kaiſer und Reid) 
I Beer unferer Bunbesvereine auch ohne beſondere Verjiherung ganz jelbftverftänd» 

i 

Die Gründung von Arbeitervereinen für befondere Werke halten wir nicht für wünjchens- 
wert, bob kann fie buch örtliche WBerhältniffe gegeben fein. Auch mird durch 
ſozialdemokratiſchen Terrorismus die Befegung einzelner Betriebe mit nichtjogialbemo- 
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fratijhen Wrbeitern oft geradezu erzwungen, und die Gefchäjtsftelle de3 Bundes wird mit 
geeigneten Betrieben dahingehende Berabrebungen zu treffen haben. In ſolchen Fällen ift 
ein Werfverein oft gar nicht zu umgehen. 

Diefe Auseinanderfegung faſſen wir, fomweit fie den „Bund“ und jeine Beurteilung 
angeht, zur folgenden Erflärung zufammen: 

Um Yufnahme im „Bunbde‘ zu finden, ift notwendig, baß der betreffende Urbeiterverein 
1. nur Arbeitnehmer ald Mitglieder aufnimmt, oder für außerorbentlihe Mitglieder nicht 
Sip und Stimme in Bunbesangelegenheiten beansprucht; 2. keinerlei Zwang bei Aufnahme 
und Austritt der Mitglieder buldet und daß der Verein feinerlei bindende Berpflichtung 
den Unternehmern gegenüber für den Tall eines Ausſtandes eingeht; 3. in Fragen bes 
Bereinigungdrechtes, ber Lohn“ und Wrbeitöverhältniffe F daſteht. 

Erwartet wird ferner den — ——— entſprechend: Treue zu Kaiſer und Reich, 
Betätigung des Gegenſatzes zur politiſchen und wirtſchaftlichen Sozialdemokratie, Verwerfung 
von Klaſſenhaß und Klaſſentampf, feſter Wille unter Verwerfung mutwilliger Ausſtände mit 
den Unternehmern in Frieden zu leben und nach Möglichkeit in Frieden zu bleiben und zu 
ae ie Zwecke in geeigneten Fällen die Vermittlung des Bunbesvorftandes in Anfprud zu 
nehmen. 

Wo dieſe Vorausfegungen vorhanden find und die Anertennung ber Bunbesfagungen 
—— gibt es keine anderen Gründe, einem nachſuchenden Verein die Mitgliedſchaft zu 
verſagen. 

Der Bund beſitzt ein eigenes Blatt, das unter dem Titel „Deutſche 
Treue“ ſeit 6. Oktober 1907 erſcheint. 

Dem Bunde waren am 1. Juli 1908 62 Vereine mit 10600 Mit- 
gliedern angeſchloſſen. Daß die Zahl nicht größer fei, wird teild auf 
die längere Krankheit feines Leiters, teild darauf zurüdgeführt, daß, im 
Gegenjage zu der üblichen Auffaffung, ihm größere Geldmittel, insbeſondere 
aus den reifen der Unternehmer nicht zur Verfügung fjtänden. 


C. Zentralijationsbeftrebungen’). 


Wie der „Gelbe Arbeiterbund‘ eine Zentralorganijation der gelben 
Gewerkſchaften und der „Bund vaterländiſcher Arbeitervereine‘ eine folche 
der vaterländifchen Arbeitervereine anftrebt, jo lag e3 nahe, auch für diefe 
beiden Hauptgruppen eine einheitliche Zufammenfajjung herzuftellen. Aller- 
dings ftehen die leitenden Perſonen beider Teile dem Plane durchaus kühl 
gegenüber, indem fie glauben, daß die vorhandene Berjchiedenheit ihrer 
— eine gegenſeitige Annäherung oder gar Verſchmelzung ausſchließe. 

mmerhin iſt ein Verſuch in dieſer Richtung unternommen und hat zu 
einem gewiſſen Ergebniſſe geführt. 

Der Gedanke, eine Geſamtorganiſation zu ſchaffen und insbeſondere 
das Unterſtützungsweſen und den Arbeitsnachweis zu zentraliſieren, wurde 
zuerſt in den Kreiſen der „Arbeiter-Hilfs- und Penſionskaſſe der Ho— 
waldtswerke“ und des „Nationalen Arbeitervereins für Dietrichsdorf“ an— 
geregt. Man wandte ſich an den „Arbeiterverein vom Werk Augsburg“ 
und fand dort bereitwilliges Entgegenkommen. Nach Verhandlungen mit 
den übrigen Vereinen wurde am 8 März 1908 ein Aufruf?) zur Beſchickung 
einer Konferenz erlaſſen und als Verhandlungsgegenſtände bezeichnet: 1. Er⸗ 
ug einer Zentral-Krankengeldzufhußtafje, 2. Schaffung einer gemein- 
jamen Xrbeitslojenunterftügung mit Arbeitönachweis, 3. Zentralijation ber 
Penſionskaſſen. 


1) Das Material verbante ich Herrn Hauptmann a. D. Laves in Kiel und Herrn 
Brofurift Pfeiffer in Augsburg. Einen Bericht über bie Konferenz gibt bie „Deutſche 
Arbeitgeberzeitung” in Nr. 18 vom 3. Mai 1908, 

H In Nr. 10 der Wrbeitgeberzeitung vom 8. März 1908. 
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Die Konferenz trat bann am 18. April 1908 in Kiel zufammen und 
war nad) Ausweis de3 darüber geführten Protololl3!) von folgenden Or— 
ganijationen mit den daneben bemerkten Mitgliederzahlen bejchidt: 

1. Gelber Arbeiterbund (einſchl. Unterftügungs-®. ber Siemens-Werle und Sparverein 
Ludwig Loewe) 25000, 2. Sparverein ber Edert-Werle 376, 3. A.V. ber R. BWolffchen 
Werke in Magdeburg 800, 4. A-B. von Schäffer & Budenberg in Magdeburg 425, 5. A.B. 
vom Werft Augsburg 6000, 6. U.-B. vom Eijenwer! Nürnberg, 7. Hüttenverein Burbach 4000, 
8. V. feemännifcher Berufsvereine Hamburg 4000, 9. Hafenbetrieböverein Hamburg 1500, 
10. Bert-®. ber Hamburg-Amerifa-Linie 1000, 11. Hilfs- und Penſionslaſſe ber ar 
werfe in Kiel 700, 12. Bunb vaterländifcher A.V. mit 61 Bunbesvereinen 12000, 13. 
reichötreuer Arbeiter in Magdeburg 1223. 

Außerdem na * teil der zum Vorſitzenden der Konferenz gewählte 
Generalmajor 3. 2oebell, Berlin, Kommerzienrat Mend, Altona, 
als Vertreter des Bereind beutfcher Arbeitgeberverbände Hauptmann a. D. 
Laves, Kiel, u. a. 

In der Verſammlung bekundeten zunächſt Redakteur Lebius im Namen 
des Gelben Arbeiterbundes und Generalſekretär Schaper als Vertreter a 
Bundes vaterländijcher Arbeitervereine ihre grumdjägliche Neigung 
BZufammenarbeiten, wiejen aber zugleich auf die Schwierigkeiten einer * 
— hin und empfahlen ein loſes Kartell. Beide meinten auch, daß 
— ie Werkvereine ſich untereinander zuſammenſchließen müßten. 

ndere Teilnehmer jprachen teils für, teil3 gegen das Unternehmen. Schließ- 
lid) wurde eine Kommijjion gewählt, die am folgenden Tage beriet und 
= 20. Upril der Konferenz ald Ergebnis folgende Erklärung unter- 
reitete: 

Die Kommifjion empfiehlt den SKonferengteilnehmern von einer Sentralijation der 
elben Vereine 3. 3. Abftand zu nehmen, dagegen ein Schriftamt mit Auskunftſtelle zu 
—* ffen und mit den Arbeiten — den Vorſtand des Arbeitervereins vom Wert Aug 
burg zu betrauen. — Über die Aufnahme und den Anſchluß von Verbänden in bie Ver— 
einigung ber gelben Vereine entfcheibet ber oben genannte Borftand. 

Die Kommiffion ift ferner der Meinung, dab eine Zentralzuſchußlaſſe für bie Mit- 
gan von großem Werte ift, und empfiehlt die Gründung einer folden. Zur Vorbereitung 

r Gründung ift ein Arbeitsausſchuß zu wählen. 

Betr. die Benfionstafien fol in Wusjicht genommen werben, eine gewiſſe Freizügig- 
feit in ber Weiſe zu jchaffen, daß ohne Rüdficht auf Lebensalter und Karenzzeit Mitglieder 
einer Penfionslaffe in eine anbere übertreten können unter Beibehaltung der erworbenen 
Rechte, wie ſolche duch ein Normalftatut noch feitzulegen wären. 

Nach längeren Verhandlungen wurden dieje Vorſchläge einjtimmig 
angenommen. Es wurde ein Ausſchuß?) gewählt und das Schriftamt dem 
A.⸗V. vom Werk Augsburg übertragen. 


1) Bon einem Teilnehmer ber Konferenz wird mir mitgeteilt, daß bie angegebenen 
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— — des Bundes vaterländifcher Arbeiter- 
vereine an ben — 4. 

— Gtellungnahme des — zum Kongreß ber 
vereinigten chriſtlichen Arbeitervereine 192, 

— — des — zu ben driftlich-fozialen Be— 
ftrebungen 110, 

Kaiſerliche Botichaft von 1881 41. 

— Erlafje von 1890 110, 

Kanzleiperfonal der bayeriſchen Staatseijen- 
bahnen 277. 

Kartell ber Buchdruder mit den graphifchen 
Gewerben 294, 306, 308, 

— ber gelben Arbeitervereine von Magdeburg 
und Umgebung 459. 

— der Gaſtwirtsangeſtellten 382 


— Vorſchlag eines — aller Bergarbeiter⸗ 
organifationen 357. 

Kartellfragen in den Gewerkſchaften 61, 7L, 
73, 80, 84, 168. 

Kartelllommiffion der Gewerkſchaften 51. 

Kartellverhältnis zwiſchen Kranfenkafjenbeam- 
ten und Bureauangeftellten 435. 

— der Tertilarbeiterverbänbe 366, 

Kartellverträge der Gewerkſchaften 48, 49. 

— zwiſchen Kellnern und Hoteldienern 391. 

— zwiſchen Eifenbahnarbeitern und anberen 
Transport» und Berlehräarbeitern 244. 

— zwifchen bayerifchen Berlehröbeamtenver- 
einen 

Kartellwejen, Forderung reichögefeglicher Rege- 
fung des — 124, 

Katholifche Arbeiterinnenvereine 201 ff. 

— Mrbeitervereine 131 fj., 188, 443, 489. 

— — Fahabteilungen in ben — 141 

— — Gewerlichaftäfrage der — ſ. b. 

— Gejellenvereine 131 ff. 

— Gewerkſchaften 174 fi. 

— — Fachabteilungen in den — 177. 

— Qungfrauenlongregationen 201, 203, 

— Drganifationen der Dienftboten 417, 422. 

Katholifcher Frauenbund 422. 

Kaufmannsgerichte j. Gewerbe und Kauf- 
mannädgerichte. 

Kellner fi. 

Kellnerinnen 386, 397. 

— 
ellnerheime 388, 

v. Kehler 42, 97 #., 104. 


Kinderarbeit 8, 23, 41, 70, 82, 116, 123 
134, 330, 341, 357, 6, ML — 

Kinderpflege-Ausbildungäkurfe für Yausbeam- 
tinnen 427. 

Rnappenbund, evangelifcher 340. 

Rnappichaftstaffen 317 ff. 

Knappihaftsmweien, Forderung der Reform 
bed — 323, 326, 329, 330, 333, 337, 342, 
354, 

— preußijche Regierungsvorlage 357. 

Bon Tool 81 116 Br 
123, 135, 158, 182, 168, 188, 190, 197, 

198, 213, 250, 312, 342, 362, 416, 446, 

478, 483. 

Köche 391. 

Koblenarbeiter 402, 

Kollettivvertrag 5; vgl. auch Tarifverträge. 

Kölner Thefen 141. 

Kolping 132, 

Komitee zur Pflege chriftlichen Lebens im 
Kellneritande 

Kommunalprogramm der evangeliichen Ar— 
beitervereine 

Konditorgejellen 470. 

Konfeltionsarbeiterftreit 412. 

Konfejfionelle Urbeitervereine, Verhältnis zu 
den chriftlihen Gewerkichaften 191. 

— Drganifationen 108 fj.; im einzelnen j. 
unter ben Stichworten Evangeliſch und 
Katholiſch. 


Konſumvereine und Gewerkſchaften 74, 79, 


163, 

— ee ber Bädergejellenvereine zu 
ben — 47 

Konjumvereinsangeftellte 428 fi. 

— ber Gewerlichaften an Waren 


Konzeffionsfteuer für Wirte, Stellungnahme 
ber Seliner zu ber — 384, 

Korreltoren 306. 

Koft- und Logiöweien (im Haufe bed Arbeit- 
geber3) 73, 81, 87 

— Gtellungnahme der Kellner gegen das — 


390, 391, 397. 
— AÜiaffung des — für die Gärtner 408. 
— Gtellung ber Bädergejellen zu bem — 
471 
Kranlenlaſſen ſ. Hilfslafien. 
Krankenkaſſenbeamte 428, 433, 438. 
Krantenpflegeperfonal 402. 
Krankenverfiherung j. Arbeiterverficherung. 
Krefelder Sammet- und Seibenindbuftrie Soo. 
— Sammetſcherer, Ausftand der — 375. 
Friebr. Krupp A.G., Gruſonwerk, Arbeiter- 
verein 456. 
Kündigung, Frage der — für Öffentliche Ar- 
beiter 402, 
Kündigungsfrift der Kellner 384, 395. 
— Forderung der — für Dienftboten 425 


— 49 — 


2. 
Labemeifter 272. 
Lagerhalter 430, 432. 
Zanbarbeiter, Einbeziehung in die joziale Ge— 
feßgebung 122, 
— der Or; Drganifation der — 122, 162, 


Saffalle 2, 134, 323, 324. 

Sehrlingswefen, Behandlung des — jeitens 
ber Gewerfvereine 7, 
— im Bädergewerbe 471. 

— im Buchdrudergewerbe 
— Gaſtwirtsgewerbe 381, 386, 391, 392, 


284, 285, 290, 


— im Gärtnergewerbe 408. 

Leipziger Bollszeitung, Entlaffung der Setzer 
und Druder 302, 

Leitfäge der Poft- und Telegraphenbeamten- 
vereine 

— — ſ. a. Normalftatut, fozialpolitifche Pro⸗ 
gramme. 

Liberalismus, der — in ber Gemwerlicdhafts- 
bewegung 199, 

Literaturangaben (größere) 4, 186, 359, 377. 

Ludwig Loewe & Eo,, Sparverein ber der Anger 
ftellten 456. 

Lohnbücher, Einführung von — für Heim- 
arbeiterinnen 412, 

Lohnliſte in der Sammetmweberei 374, 

Lohntarif ſ. Tarifverträge. 

Lokalorganiſationen 38, 96, 366. 

— Geſchäftskommiſſion der — ſ. d. 

— — — mit den Zentral⸗ 
verbänden 102, 106. 

Sofalvereine der Kellner 389. 

Lotomotivführer 266, 


M. 
Maifonds und ei 46, 50, 76, 78, 84, 


Marienhilfsvereine F 

rg 2, 10, 452, 456, 457, 

dgl. 2 Metallarbeiter 

ie (Druderei) 306. 

Maſſageperſonal 402. 

Mafjenentlaffungen in Drudereien 290. 

Maſſenſtreik ſ. Generafftreit. 

Maurer 

Marhütte 448. 

Marimalarbeitstag, et eines — 10, 
27, 41, 50, 135, 156, 361, 411; vgl. 


auch Ürbeitäzeitverfürzung, 

— ————— der — * 
etallarbeiter 455 
456, 457, 458, 459,469, 488, 183: ngl. 
au Mafchinenbauer. 

Metallarbeitervereine, chriftliche 149. 

Militäranmwärter und "Sivilanwärter, Verhältnis 
zwiſchen diefen unter den Poftbeamten 221. 

Mindeftruhezeit, Forderung einer — für das 

— ai 377, 383, 386, 391, 


— 


Mindeſtruhezeit, Forderung einer — der 
öffentlichen Arbeiter 405. 

— — für Bädergefellcn 471 

Minimallohn, Forderung eines — ber Bäder- 
gefellen 471. 

Mittelftandspolitit 123, 

Münchener Patronagen f. Patronagen. 

MNufterftatut der Eijenbahnvereine 247; vgl. 
im übrigen auch Normalfagungen und Ror- 
malftatut. 

Mutterfchaftöverfiherrung und Wutterfchug- 
bewegung 82, 125, 213; f. a. Wöchnerinnen- 
unterftügung. 


R. 
Nationale Urbeitervereine f. vaterlänbifche 
Arbeitervereine. 
— Unterftüägungsverein Krimmitſchau 


Rationales Kartell ber Gaftwirtäangeftellten 


National Labor Union SL, 
Naumann, Friebrih, fein Einfluß auf bie 
——— 111, Us ff., 353, 


Neptunswerft, Roftod 483. 

Neutralität der Gärtner 407, 

Neutralitätäfrage (politifche) der Gewerlvereine 
14, 16, 21, 22, 28, 156, 158, 159, 177, 


354. 
Neutralitätsllaufel des Gutenbergbumbes 311. 
Nörber, Erzbifhof von Freiburg, und bie 
hriftlich chen Gewerlvereine 157. 
Normalfagun en der fatholifchenDienftmäbchen- 
vereine 
— ber Eifenbahnvereine ſ. Mufterftatut. 
— der latholiſchen Gewerkſchaften 


rg Pa er Wrbeiterinnenver- 


eine 203, 204, 
Normaltarif ber ah 287. 
— ber öfterreihiichen Buchdruder 296. 
Nullen ber Wagen (Bergbau)326, 342,356, 357, 


D. 
DOberpoftichaffner 225. 
Ofterreichifche Eifenbahnbeamte 241, 
— Anſtalt C. P. Goerz, Arbeiter der — 


— in ben freien Gewerk⸗ 


ſchaften 108. 
— ber fatholifchen — — 178. 
— ber Sentralverbänbe 47. 
Ortövereine ber Gewertvereine 24. 
Owen, Robert 61. 


P. 
Papierbranche, Arbeiter der — 315, 
Bapft, Kundgebung des — in Gewerkichafts- 
fragen 185; f. a. Enzyklika rerum no- 
varum 


Baftorale, Fuldaer — der preußifchen Bifchöfe 
(1900) 156, 177, 342, 
32* 


tr ‚ Mü 202, 206. 
5 — er Arbeiter 


Benfions und Hinterbliebenenfürforge ſ. Hilfs» 
Benfonsverfienug für Heimarbeiterinnen 


— ber Privatangeftellten 83, 

Forderung ber Ausdehnung der — 
auf die Gaftwirtägehilfen 396, 

— — Ausdehnung auf die Gärtner 409. 

Polnische Bergarbeiter, Organifation 330, 350. 

Pofamentierer 371. 

Poſtarbeiter 231 ff. 

— A an bie chriftlichen Gewerlſchaften 


Roftaffiftentenbewegung 214. 

Voftbeamte, Laufbahn ber — 214. 

— Prüfungsmeien ſ. d. 

— Bejoldungdfragen ſ. d. 
Poſtbeamtenvereine, Stellung zum Genoſſen⸗ 


Poſtulat, älteſte Form der Buchdruckerorga⸗ 
niſation 

Roft- und Telearaphenbeamte 214 ff. 

Poftverwaltung des Reiches, Stellung ber — 
zur Organijation der Beamten ſ. Reichs- 
poftverwaltung. 

— Bayerns — 235, 237, 

— BWürttembergg — 238. 

Roftwagen ald Schupwagen 222, 

Prämienfyftem ber Weber, Frage ber Ab- 
ſchaffung des — 362, 363, 364, 

Preßlommiſſionen der jozialdemokratiichen Zei- 
tungen 

Privatangeftelltenbewegung, Beteiligung ber 
Faktoren an der — 316. 

u nahme ber Gemerlichaften zu 

T — 

Privateifenbahnbeamte 245. 

BProbuftivgenofjenihaften, Frage der Grün- 
bung von — 5. 

Programme, fozialpolitifche ſ. Sozialpolitifche 
Programme. 

Brüfungsmejen der Eifenbahnbeamten 246, 


270, 279, 283, 
— der Foftbeamten 220, 222. 
Putzfrauen 419. 
M. 


Rangiermeijter 246, 

Rechtskunde für Kellnerinnen 399, 

Rechtsſchutz, Gewährung von — feitend ber 
Gewerkſchaften und Berufövereine an ihre 
Mitglieber 24, 27, 42, 142, 147, 152 


436, 453, 453, 478, 480, 484, 87° 

Redakteure der Ürbeiterpreffe 736, 438, 

Rebakteurfammer, Frage ber Schaffung einer 
— bei fozialbemofratifhen Blättern 437, 

Neform der Arbeiterverfiherung ſ. d. 

— der Gefinbeorbnungen j. d. 


— Gtellung ber — ber fozialen Tätigfeit 
ber Geiftlichen 110, 111, 

— — zu ben Poflbeamtenvereinen ſ. Poft- 
verwaltung. 

Neichdarbeitsamt, Forderung ber Errichtung 
eines — 23, 330; vgl. a. Arbeitäfammern. 

Reiheberageieh, Forderung eines — 196, 330, 
988, 341, 342 


341, 342, 345, 357, 357. 
Reichseifenbahnbeamte BL 


Reichspoftverwaltung, Stellung ber — zu ben 
Poftbeamtenvereinen 217 ff., 228 fi. 

Neichötreue Arbeitervereine ſ. vaterländiſche 
Arbeitervereine. 

— — Berhältnis zu ben gelben Gewerl- 
fchaften 448. 

— Bergarbeitervereine 319, 321. 

Reichsverband beutjcher Kelfnerlofalvereine389. 

Neichöverficherungsamt, Vertretung ber Ar- 
beiter vor dem — 67, 87, 177, 205, 258, 
410, 486, 487, 

— Wahlen von nationalen Arbeitern zum — 


193. 
Reiſende band reiſender Kaufleute) 391. 
Reifeunt ung f. Wanderunterftügung. 


Nefiftenz, paffive 108. 

Reftaurantangeftellte ſ. Hotelangeftellte. 

Nevers, Frage des fog. — in den nichtfogial- 
demolratiſchen Gewerkvereinen 7, 14, 21, 


336, 361 
Röhlingihe Eifen- und Stahlwerte 465. 
Ruhezeit, Forderung einer Regelung ber — 
für Dienftboten 421, 422; vgl. auch Mindeſt · 
ruhezeit. 


@. 
Sabotage 108, 
Sammetinbuftrie, Krefelder 360. 
nn Nusftand ber Srefelder — 
5 


Sammetiweberei, Lohnlifte in der — 374, 

Schäffer & Budenberg, Arbeiterverein 458. 

Schaffner (Eifenbahn) 275. 

Scauerleute 

Schiedsamt ber Buchdruder 287, 288, 

Schiedsgerichte und ee 5, 6, 10, 
AL, 38h, 375, 380, 208. a87° AB6- dub 

’ PH ne 

f. a. Schied8amt der Buhdruder. 

Scirrmeifter gr Pe 

Schnurrbartverbot für Kellner 383. 

Schrebergärten, Schaffung von — 466, 467. 


— 1 — 


Schriftgießer 

Schriftſetzer ſ. — drucker. 

Schrifſteller der —— 486 

—— I Wie Pirmafend 1 a. 
u e 

Cupra» De —— — des 
finfterlandes 371, 

Schugvereine für jugendliche Fatholifhe Ar- 


—— atronagen. 
v. Schwei 3, 4, 22ff. 
Geeleute 


Eeibel & Naumann 468, 469. 

Seibeninduftrie, Krefelder 360, 

an gegen Gefahren für Gefunbheit und 
Leb Arbeits hygiene. 

— — ergarbeiter) 351, 355 ff. 

———— Unterftügungsverein 

Siemens & Halste, Straßenbahnangeftellte 454. 

Sommerurlaub j. Erholungsurlaub. 

Sonntagsruhe, Erörterung ber — in Gewerl- 
fchaften 196, 

Sozialdemokratie, Stellung der hriftlihen &e- 
werfvereine zu ber — 

— — der evangelifhen Wrbeitervereine zu 
ber — 109, 111, 114, 121, 123, 126, 130. 

— — > freien Gewerfichaften zu der — 
67, 71, 38, 

— — ber — — Gewerlvereine 
zu der — 

— der tarhofifäen Urbeitervereine zu 
er — 

— — ber Lolalorganiſierten zu ber — 97, 
104. 


— — ber Werkvereine zu ber — 473, 474, 

— — ber vaterländifchen Arbeitervereine zu 
ber — 480, 434, 486, 487, 488, 

— — ber zentralifierten chriftlihen Gewerl- 
fchaften und Arbeitervereine zu ber — 190, 
193, 195, 

— — der — zu ber — 319, 321, 
— a. ch * 291, 299 
— uchdrucher zu der — — 
304, 818, 3 291, 2997 

— — ber Dienftboten zu ber — 419. 

— — ber Gärtner zu der — 409, 

— — ber Gaftwirtögehilfen zu ber — 384, 
385, 386, 389, 390, 392, 

— ber Gemeindearbeiter zu der — 403, 


— — ber Krankenkaſſenbeamten zu der — 
435. 


— — ber Tertilarbeiter zu der — 361. 

— u Pr — zu ben gelben Gewerl- 
ichaften 

— Kommiſſion“ der Textilarbeiter 373, 


Sozialiſtengeſetz, Einfluß auf die Buchdrucker⸗ 
vereine 286. 

— — auf die Bergarbeitervereine 325. 

— Wirkung des — auf bie Gewerkvereind- 
bewegung 39. 


Sozialpolitifhe Programme 10, 18, 20, 23 
27, ®2, 105, 110, 114, 122, 188, 148, 


14h, 182, 160, 176, 258, 806, 413, 478, 


Sozialverfiherung ſ. Arbeiterverficherung. 

Spar- und Darlehnskaſſen ſ. Hilfstafien. 

Spar- und ———— 455, 456, 

Sperriyitem 197. 

Spinner und Weber 359 fi. 

Staatliche Eingriffe in die Koalitionsfreiheit 
f. Regierung, Eifenbahnverwaltung, Reichs- 
poftverwaltung. 

Staat3arbeiter 401 ff. 

Staatdeifenbahnbeamte ſ. Eifenbahnbeamte. 

Staat3eifenbahnerverband 

Stäbtifche Arbeiter 401 ff. 

Stahlwerk Oberhomburg 467. 

Steiger 197. 

Stereotypeure 206. 

Steuer- und Hollfragen in ben Gewerkvereinen 
ri in ben Programmen 19, 23, 101, 


—— eek or —— 

töders Einfluß auf Die Gewerkſchaftsbewegu 

41, 110, 112, 115, 119 ff. 2 

Sträflingsarbeit ald Konkurrenz ber freien 
Arbeit ſ. Zuchthausarbeit. 

Straßenbahnbeamte 453, 454, 

Streils öffentlicher Arbeiter 405. 

— ber Bäder 470. 

— ber Bauarbeiter 472, 


— = Bergarbeiter Pas 322 a 6, 328 
331, 334, 339, 343, 354, 355; f. a. Walden- 
= Bee 


— F Buchbruder 11, 287, 290, 310, 

— ber former und Gießereiarbeiter 463. 
— ber Gärtner 409. 

— in ben ftäbtifchen Gaswerken von Berlin 


402. 
— ber Konfeltiondarbeiter 412. 
— ber Metallarbeiter 450, 451, 468, 469, 


473, 474, 
— Tertilarbeiter 72, 364, 371, 373, 
— —— Streit 4, 5, 318, 334. 
Streit, Frage bed — und ee: Streifunter- 
Rügung in oT 86 Drganifationen 


7 el 00, A0T 108 108, 180, 155, 167, 


8 


175 „, 306, 209, 250, 258, 291, 
294: 314, 300, Bbı, 335, 30%, Bf, 332 
335. 399 343. 361. 368. 372. 374 


Streiteriaß, Buttlamerfcher 43. 
Streilflaufel 69, 
Frhr. v. Stumm 1m. 112, 116, 
Submiffionswefen 1 1,8 
Synbilalismus 1 107108, 
Synbilate, be ah. 
Syndikatsgeſetz, Forderung eined — gegen 
dad Kohlenfyndilat von ſeiten ber Berg- 
arbeiter 342, 


— 508 — 


T. 
Tarif der elſaß⸗lothringiſchen Buchdruder 315. 
Tarifamt der deutſchen Buchbruder 298, 
——— ber deutſchen Buchdrucker 297, 


Tarifgemeinſchaft der Buchdrucker 58, 288, 
299, 205. 


— | 
— Gtellung des Gutenbergbunbes zu der — 
311, 313, 
ee muln 288, 293, 
28, 58, 102, 108, 121 
194, 155, 170 166 21a 287, 314: 590° 


396, 303, 309, 409 
410, 411, 312, 418, 425, 433, 367, 
473: f.a. Zaclieneistäefl der de 
1000-n-Tarif (Buchdruder) 287. 
Techniker der Eifenbahn 270. 
Telegraphcenarbeiter 231 fi. 
Telegraphen- und Boftbeamte 214 fi. 
Telegraphiften ber —— 269. 


Teuerungszulagen 

Tertilarbeiter —34* 448, 459, 461, 485. 
— Abfgaffung des Prämienfofiems f. b. 

— — — Beziehungen unter ben Ver— 


— —— ber chriſtlichen zu anderen Ver⸗ 
einigungen 

— Initiative des Aachener Textilarbeiter- 
vereins zu einem Gewerkſchaftslongreß 131 

— Internationale Einrichtungen der Organi- 
fationen 375, 376. 

— Rartellverhältnis ſ. d 

— „Soziale Rommiffion“ ber — ſ. b. 

— Streils ſ. d 

— Stellung zum Genofjenihaftswe en 360 

— Stellung zur Sozialdemokratie f. b. 

— Zentralifationsbejtrebungen ſ. d. 

— driftlihe 367, 370, 378 

Tertilarbeiterinnen 368. 

Tertilarbeiterverein, Aachener, Initiative des — 
zu einem Gewerkſchaftslongreß 1L 

Theſen, Kölner 141. 

Titelfragen bei Eifenbahnbeamten 272, 279, 
282, 283. 


Trade unions 1, 66, 87, 134, 291, 336, 

Tranäportarbeiterverband 244, Perg 

Trinkgeld, Beftrebungen zur Abſchaffung 
bed — im Gaftwirtögewerbe 378, 386, 
390, 391, 394, 396, 401. 


Uhrmacdhergehilfen 410. 
ei sung wer, 1 f. Arbeiterverjicherung. 
. (York) 318. 
Unione Opersaisa Italiana 169. 
Unterbeamte, „gehobene“, in der Boftverwal- 
tung 225. 
0 a an Urbeiterorganijationen 


Unterftügungstlafien ſ. Hilfätaffen. 


Unterftügun zer ber Arbeiter ber Hamburg- 
Amerila-Linie 463. 

— beutiher Buchdruder 286, 

— nationaler, Rrimmitihau 475. 

— ber Dienerfhaft Deutfchlands 417. 

— für männliche Herridaftäbedienftete 421, 

— ber Giemend-Werte 450, 451. 

Unterftügungevereinigung be der Arbeiterbeamten 


——— Vereinheitlichung des — 
bei den katholiſchen Gemwerkichaften 180; 
im übrigen j. Hilfsfafjen. 


B. 
BVaterländifche Arbeitervereine 479 ff. 
— Verhältnis zu den gelben Gewerkſchaften 
443, 4. 


— Bentralifationdbeftrebungen mit ben Wert- 
vereinen 

Baterländifcher Arbeiterverein in Langenjalza 
459, 461 


—— 1 

Verbandsanftalt, Humanitäre 113. 

BVereind- und Verſammlungsrecht f. Roalitions- 
freiheit. 

Gl es e9a0. bei ET u. dal. I 
265, 275, 278, 378, 426. a 

Bergünftigungen beim Barenbezug ſ. Waren- 


bezug 

—— 214 f. 

Verlehrövereine, Verlehrsbeamte ſ. Eifenbahner, 
Poftbeamte u. dgl. 

Berftaatlihung der Bergwerke, Frage der — 
330, 345. 


Verwaltung, Stellung der — zu ber Koali- 
tiondfreiheit f. Regierung, Reichöpoftverwal- 
tung, Eifenbahnbehörben. 

— Beihilfe der Buchdruder 284, 285, 


Bellen für das katholiſche Deutichland 


W. 
Wagennullen ſ. Nullen der Wagen. 
Wahlrecht der Arbeiterinnen zu Gemerbe- 
gerichten u. dgl. 213. 
Wählechtäfragen 19, 198. 
BWaldenburger Streit 4, 5, 318, 334. 
Wander- und gr 99, 112 
156, 171, 177, 285 01, 308, 
308, 309, 310, 314, 346: 351° 360: 383, 
373, 385, 410. 
Warenbezug, gemeinjamer, Bergünftigungen 
beim — 208, DSL, 253, 270, 446, 458, 


Warenhaus des Boftbeamtenverbandes 218, 


— 419. 
ri und Spinner 359 ff., 448, 459, 461, 


Weber, Lic., fein Einfluß auf bie ®emerl- 
ſchaftsbewegung, 111, 118 ff, 124, 337, 
340, 370, 


a} 


116, 


ö— — — ET — — 


— 503 — 


en — 

Weichenſteller 24 

„Werkvereine” a, us 45 ff 

— ee ber — 491. 

Witwen- und Waifenlafien ſ. Hilfskaſſen, 
Hinterbliebenenfürforge, Hinterbliebenen- 
verficherung. 

Wöchnerinnenfhup 162 ir 213, 

BöchnezinnenuntesFäkung DO 5, 352, 412, 476. 

u 27 110, 112, 116 
121, 123, 108, 135, 250, 284 588: 301 


396, 408, 4T2. 


Woßmungsinfpeltion der Seimarbeiterinnen 
412. 


— der Dienftboten 416. 

R. Wolf, Arbeiterverein 457. 

Wurmkrankheit, Forderung von Mafregeln 
gegen die — 


Vort 35, 36. e 
VYorkſche Union 218. 


3. 
— —— ſ. Stillegung 
ehenunterftügungsfafien, Ungufriebenpeit ber 
Bergleute mit ber Verwaltung ber — 
. geitohn und Alkordlohn im Buchdrudergemerbe 


gelungen, By rege — Berhältniffe 
36; ſ. a. Leipziger Volkszeitung. 

— der Buchdrucker 

— unter den Eiſenbahnbeamten 


Zentraliſationsbeſtrebungen der Arbeiterinnen⸗ 
vereine 

— ber vaterländiſchen Wrbeitervereine 491. 

— ber Werkvereine 491. 


— — der Textilarbeiter 
366, 370. 
— ber Gaftwirtögehilfen 398. 


— ber Bergarbeiter ff. 
— der — ra 188. 
— ber Gewerlichaften 3, 
Bentralorganifationen ber Werkvereine 468 fi. 
Zentralſtelle für Arbeiterverfiherung und Ar- 
beiterjchuß, Frage ber Errichtung einer —59. 
— ber Boftverwaltervereinigungen 
Zentralverband der Bureauangeftellten 435, 
BE Hriftlichen Hilfs und Transportarbeiter 


— der Handlungsgehilfen, Stellung zu ben 
Genoſſenſchaftsbeamten 431, 

Bentralverbände chriftliher Gewerkſchaften 
(Bentralifationsfrage) 149, 155, 159, 163, 

— ber freien Gewerkſchaften, Entwidelung 
von 1891—1907 89 ff. 

— Gegenſätze der Lolalorganifierten zu ben — 
99, 101. 


— Einigungsverhandfungen mit ben 2olal- 
organifierten 102, 106, 

— der ſozialdemokratiſchen Sewerfichaften 45 fi. 

— und chriſtlicher Weberverband 


Bimmerer 473. 

—— ſ. — ———— 
— 10, B81 als onfurreng ber freien 

rbeit 1 

Zuchthausvorlage, Rejolution ber Buchbruder 

gegen bie —. 
tellungnahme ber evangelifchen Arbeiter- 

vereine zu ber — 117. 

— der chriſtlichen Gewerkſchaften zu der — 


Bugführer 266 
Zwangsverſicherung, Frage der — ſ. Arbeiter- 
verſicherung 
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